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Elfaß-Lothringen. 
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Grundbuchordnung. 
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1. Gefeßgeber waren weder die BVerfaffer des Entwurfs 
(eines Patentgejetes), nocd die Verfaffer von deren Begründung, 
nod) die Kommiffion des Reichstags. Vielmehr beruht die Deutfche 
Reichsgefeßgebung auf den Beichlüffen des Reichstags, des Bunbdes- 
rath8 und der Ausfertigung und Verkündigung des Kaifers. Dieje 
Handlungen haben aber den Gefegentwurf und das Gefek in be- 
jtimmter Baffung zum Gegenftande, nicht die Folgerungen, welche 
der Verfaffer der Begründung aus den vorgejchlagenen und an- 
genommenen Beftimmungen gezogen hat, nicht die Abfichten, welche 
die Urheber des Gefetentwurfs und die Kommilfion bei dem ge- 
wählten Kormulirungen verfolgt haben. Iene Abfichten und Folge: 
rungen find alfo aud) dur die Beichlüffe des Bundesrathe und 
des Neichstags nicht Tanktionirt. Begründung und Reichstags- 
verhandlungen können ja unter Umftänden zur Auslegung dunkler 
und zweibeutiger Beitimmungen eines Neichsgejeges als Hülfg- 
mittel benutt werden. Sie find aber nicht geeignet, al8 Erjak 
deffen zu dienen, wa® nicht ausgeiprodhen ift, weil es irrthümlich 
als felbftverjtändlich oder als Folge des Ausgeiprochenen angejehen 
wurde. Hätten die Urheber des Patentgejeges vom 7. April 1891 
den Erfolg erreihen wollen, daß über die Abhängigkeit eines 
Patentes in einem erftinftanzlic) vor dem Kaiferlichen Patent- 
amte zu verhandelnden Prozeffe zu enticheiden jei, jo mußte das 
Gefet fo gefaßt werden, daß eine Beitimmung über die Ab- 
hängigfeit getroffen, daß zum Verfolg der Abhängigkeit eine Klage 
eingeführt, und daß diefe Klage an das Patentamt verwiejen 
wurde, wie die Nichtigkeitsflage an diefe Behörde verwiefen ift. 
Diefe Beitimmungen find im Gejet nicht getroffen, und deshalb 
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ift e8 fo weit beim Alten geblieben. I, 119/94 vom 7. Juli. 
Bol. 127 fg. 

2. Wenn in ber Begründung des dem Abgeordnetenhauije 
vorgelegten Entwurfs zu 8. 7 des Gejekes vom 18. Juni 1887 
(Drudiahen des Breußifhen Abgeordnnetenhaufes von 1877, Bb. 3, 
Nr. 88) gefagt ift, daß aus dem Penfionsgefege von 1872, 1882 
und 1884 insbejondere die 8$. 10 ff. und bie 8$. 25 ff. An- 
wendung finden müßten, und daß vermögensrechtliche Anjpriche 
über die Höhe der Benfionen nad) dem Gefeße vom 24. Mai 
1861 zur Enticheidung im ordentlihen Nechtswege zu bringen 
jeien, jo Tann ein entfcheidendes Gewicht auf dieje Bemerkung 
nicht gelegt werden. IV, 57/94 vom 12. Yuli. 

3. Kläger ift als Eigenthümer eines in Gröbzig belegenen 
SHaufes im Grundbuch, eingetragen, mit welchem die durd) Yandes- 
herrliches Privilegium von 1834/35 verliehene Neal-Gewerbe- 
gerechtigkeit einer Apotheke verbimden ift. Nach dem Privilegium 
muß in jedem PVeränderungsfalle die Erneuerung nachgejucdt 
werden. Dem Kläger wurde das Privilegium erneuert mit dem 
Zufag: „„Derfelbe darf das ihm ertheilte Privilegium ohne Yandes- 
herrliche Erlaubniß weder veräußern noc verpfänden.” Obwohl 
die über diefe Erneuerung ausgefertigte Urkunde vom 5. Nov. 
1884 in der Form einer eigenen Entichließung des Landesheren 
ausgefertigt wurde, ift fie Fein verbindliches Gejek: da, wie das 
Berufungsgericht annimmt, nach Anhaltifchem Staatsredht in wohl- 
erworbene Rechte nur durd) Gefege eingegriffen werden fann, 
welche durch Webereinftimmung des Landesherrn und des Yand- 
tages zu Stande gefommen find. Da aud die Gerichte gegen- 
über einem vechtsändernden Willen der Staatsregierung zu prüfen 
haben, ob in erfennbarer Weife die Bedingungen vorliegen, von 
welchen nad dem beftehenden Verfaffungsrechte die Eriftenz eines 
Sejetes diefes Inhalts abhängt, und der Alt vom 5. Nov. 1884 
die landjtändifche Zuftimmung nicht bezeugt, folche auch nach der 
Veftitelung des WBerufungsgerichts nicht ertheilt ift, wurde die 
Nevifion gegen da8 Berufungsurtheil zurücgewiefen, welches den 
Anhaltiihen Fiskus, vertreten durch die Regierung Abtheilung 
des Innern, verurtheilt hatte, den jenem Zujat entiprechenden 
Eintrag im Grundbuch Töihen zu laffen. III, 150/94 vom 
19. Okt. 
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4. Im Fall 13 und 275 Hatte der Abjender das Pulver Gewohnheits- 
vorher verfauft, welches zufolge des Eifenbahnunfall® demnächft Se 
erplodirt war. Der Kläger hatte aljo einen Schaden nicht er- 
litten, da die Gefahr mit Uebergabe des Pulvers an den TFradjt- 
führer auf den Käufer übergegangen war; mit der Behauptung, 
es jet bei Pulververfäufen an Zehen Dandelsgebrauh, daß der 
Berfäufer die Gefahr bis zur Ablieferung trage, wurde Kläger 
nicht gehört, weil ein foldhes Handelsgewohnheitsreht nah 9. 
&. 3.1 der gejeglichen Beitimmung des Art. 345 nicht derogiren 
fann. Il, 123/94 vom 22. Juni. 

5. Im Fall 40 war angenommen, ein Dandeldgewohnheits- 
recht, daß die Uebergabe des Aufgaberecepiffe der Donau-Dampf- 
ihiffahrtsgejellfchaft Befig und Eigentum der Waare übertrage, 
jet nicht erwiefen. Auf 9. ©. 3. 279 könne fi Klägerin nicht 
in dem Sinne berufen, daß das Aufgaberecepiffe nah) Handels- 
gebrauch die Verfügungsgemwalt über die Waare übertragen, und 
daß die Parteien in diefem Sinne gehandelt hätten. Denn die 
im Art. 279 erwähnten Gebräuche dienten nur zur Auslegung 
von Willenserflärungen, hier werde aber eine direft bindende 
Recdhtenorm behauptet. NRevifion zurücgewiefen. Die Repifion 
meint, die Beitimmung des $. 59 des Betriebsreglements der 
Donau=-Dampficiffahrtsgefellfchaft, daß der andere Dispofitionen 
treffende Abfender auf Erfordern das ihm ausgehändigte Aufgabe- 
vecepiffe zurüdzugeben habe, fei für die Trage erheblich, ob fi 
ein Gewohnheitsredht des von der Klägerin behaupteten Inhalts 
gebildet habe. Allein es it nicht erfichtlich, inwiefern diejes der 
Tall fein fol. Danad) ift der Gejellichaft nur die Befugniß ge- 
geben, von dem Abjender, wenn er andere Dispofitionen treffen 
will, da8 Aufgaberecepiffe zurüdzuverlangen. Der Abfenver kann 
daher in einem folden Fall möglicherweife gewiffen Schwierig- 
feiten begegnen; aber e8 kommt hier auf die Dispofitionsbefugniß 
ded Empfängerd an, und diefem wird eine folche aud) in der er- 
wähnten Beitimmung des Betriebsreglements nicht gegeben. VI, 
101/94 vom 28. Juni. 

6. Celle. Der Berufungsrichter hat einen Gemwohnheite- 
rehtsjfag angenommen, daß in der PBarochie Amelinghaujen die 
Dinglichkeit der Kirchenlaften gelte, fodaß auc) die grundbefitenden 
Nichtparochianen beizutragen haben; Revifion zurücgewielen. Die 
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ift e8 fo weit beim Alten geblieben. I, 119/94 vom 7. Juli. 
Bol. 127 fg. 

2. Wenn in ber Begründung des dem Abgeordnetenhaufe 
vorgelegten Entwurfs zu $. 7 des Gejees vom 18. Juni 1887 
(Drudjahen des Preußifchen Abgeordnietenhaujes von 1877, 3b. 3, 
Nr. 88) gejagt ift, daß aus dem Penfionsgejege von 1872, 1882 
und 1884 in&befondere die 88. 10 ff. und die 88. 25 ff. An- 
wendung finden müßten, und daß vermögensrechtliche Ansprüche 
über die Höhe der Penfionen nad) dem Gefete vom 24. Mai 
1861 zur Entjcheidung im ordentlichen Wechtswege zu bringen 
jeien, jo Lann ein entiheidendes Gewicht auf dieje Bemerkung 
nicht gelegt werben. IV, 57/94 vom 12. Yuli. 

3. Kläger ift al8 Eigenthümer eines in Gröbzig belegenen 
Sanfes im Grundbud, eingetragen, mit welchem die durch Yandes- 
herrliches Privilegum von 1834/35 verliehene Real-Gewerbe- 
gerechtigleit einer Apotheke verbunden ift. Nach dem Privilegium 
muß in jedem PVeränderungsfalle die Erneuerung nachgejucht 
werden. Dem Kläger wurde das Privilegium erneuert mit dem 
Zufaß: ‚„Derfelbe darf das ihm ertheilte Privilegium ohne Yandes- 
herrliche Erlaubnig weder veräußern noc verpfänden.” LObmohl 
die über biefe Erneuerung ausgefertigte Urkunde vom 5. Nov. 
1884 in der Form einer eigenen Entfchließung des Landesherrn 
auögefertigt wurde, ift fie fein verbindliches Gefek: da, wie das 
Berufungsgericht annimmt, nacdy Anhaltifchem Staatsrecht in mohl- 
erworbene Rechte nur durch Gejege eingegriffen werden Fann, 
welche durch Uebereinftimmung des Landesheren und des Yand- 
tage8 zu Stande gefommen find. Da aud, die Gerichte gegen 
über einem vechtsändernden Willen der Staatsregierung zu prüfen 
haben, ob in erfennbarer Weife die Bedingungen vorliegen, von 
welchen nad) dem beftehenden Verfaffungsrechte die Eriftenz eines 
Gefetes diefes Inhalts abhängt, und der Akt vom 5. Nov. 1884 
die landjtändifche Zuftimmung nicht bezeugt, folche auch nad) der 
Veltjtellung des Berufungsgerichts nicht ertheilt ift, wurde bie 
Nevifion gegen das Berufungsurtheil zurückgewiefen, welches den 
Anhaltiihen Fiskus, vertreten durch die Regierung Abtheilung 
des Innern, verurtheilt hatte, den jenem Zujat entjprechenden 
Eintrag im Grundbuch Löjchen zu laffen. III, 150/94 vom 
19. Okt. 
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4. Im Fall 13 und 275 hatte der Abfender das Pulver Gewohnpeits- 
vorher verkauft, welches zufolge des Eijenbahnunfalls demnädft en. 
explodirt war. Der Kläger hatte aljo einen Schaden nicht er- 
litten, da die Gefahr mit Uebergabe des Pulvers an den Yradıt- 
führer auf den Käufer übergegangen war; mit der Behauptung, 
e8 jei bei Pulververfäufen an Zehen Handelsgebrauh, daß der 
Berfäufer die Gefahr bis zur Ablieferung trage, wurde Kläger 
nicht gehört, weil ein folches Handelsgewohnheitsreht nah 9. 
&. 3.1 der gefeßlichen Beftimmung des Art. 345 nicht derogiren 
fann. II, 123/94 vom 22. Juni. 

5. Im Tall 40 war angenommen, ein Handelsgewohnheits- 
recht, daß die Uebergabe des Aufgaberecepiffe der Donau-Dampf- 
ihiffahrtsgejellihaft Befig und Eigenthum der Waare übertrage, 
jet nicht erwiefen. Auf 9. ©. 3. 279 könne fih Klägerin nicht 
in dem Sinne berufen, daß das Aufgaberecepiffe nad) Handels- 
gebrauch die Verfügungsgewalt über die Waare übertragen, und 
daß die Parteien in diefem Sinne gehandelt hätten. ‘Denn die 
im Art. 279 erwähnten Gebräuche dienten nur zur Auslegung 
von Willenserflärungen, hier werde aber eine diveft bindenbe 
Rechtenorm behauptet. Revifion zurücgewiefen. Die NRevijion 
meint, die Beftimmung des $. 59 des Betriebsreglements der 
Donau-Dampfihiffahrtsgefellfchaft, daß der andere Dispofitionen 
treffende Abjender auf Erfordern das ihm ausgehändigte Aufgabe- 
vecepiffe zurüdzugeben habe, fei für die Frage erheblich, ob fid 
ein Gemwohnheitsrecht des von der Klägerin behaupteten Inhalts 
gebildet habe. Allein es ift nicht erfichtlich, inwiefern dieje® der 
Tall fein jol. Dana) ift der Gefellichaft nur die Befugniß ge- 
geben, von dem Abfender, wenn er andere Dispofitionen treffen 
will, da8 Aufgaberecepiffe zurücdzuverlangen. Der Abjenver kann 
daher in einem jolchen Ball möglicherweife gewiffen Schwierig- 
feiten begegnen; aber e8 kommt hier auf die Dispofitionsbefugniß 
des Empfängers an, und diefem wird eine folche auch in der er- 
wähnten Beitimmung des Betriebsreglements nicht gegeben. VI, 
101/94 vom 28. Juni. 

6. Celle. Der Berufungsrichter hat einen Gemwohnheits- 
vehtsjag angenonmien, daß in der Parodie Amelinghaufen die 
Dinglichleit der Kirchenlaften gelte, fodaß auch die grumdbefigenden 
Nichtparodhianen beizutragen haben; Revifion zurücgewiefen. Die 
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während des Prozefies erfolgten Uebungsakte find Anzeichen der 
vorhandenen NRechtsüberzeugung um jo mehr, als fie troß des 
Prozeffes über das DBeftehen des Gewohnheitsrechtes erfolgten. 
Sie allein würden zwar für den Beweis nicht genügen; aber fie 
beftätigen doch die fchon vorher beftandene Nechtsüberzeugung, 
welche bereits in früherer häufiger Uebung Ausdrud gefunden 
hatte. — Daß aus den Zwangsverfteigerungsmafien die Kirchen- 
faften bezahlt find, ift mit Recht als ein erheblicher Beweisgrund 
für die Dinglichkeit angefehen; denn auch wenn die Subhaftaten 
Mitglieder der Kirchengemeinde waren, haftete die Immobilien- 
maffe nicht für die Kirchenlaften, wenn diefe perjönlicher Natur 
waren. Cbenjo tft die Heranziehung der juriftiichen Perfonen 
mit ihrem Grundbefig, da fie alS folche nicht Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde find, von erheblicher Bedeutung. Der Umjtand, daß die 
Beklagten, nachdem fie aus der Landeskirche ausgetreten waren, 
ihre Verpflichtung, zu den Kirchenlaften beizutragen, beftritten, ift 
neben der im übrigen gleichzeitig fortgefegten Uebung nicht von 
folder Bedeutung, dab aus der Nichterwähnung ein Bedenken 
entnommen werden Tann. Auch die Ablehnung der Beweisauf- 
nahme darüber, daß ein großer Theil der Grundbefiter einer Ein- 
tragung der Kirchenlaften in das Grundbuch widerjprodhen habe, 
fan nicht zur Aufhebung führen, da das Berufungsgericht dieje 
Behauptung al® richtig unterftellt, aber troßdem das Gemwohnheits- 
recht al® bewiefen angefehen hat. Da gemeine dingliche Laften 
nicht eingetragen zu werben brauchen, erforderte jene Weigerung, 
auch wenn fie zweds Vermeidung der Eintragung unridhtig be- 
gründet fein jollte, nicht nothwendig eine andere DBenrtheilung. 
Ul, 97/94 vom 29. Juni. 

7. Die Anbauer und Häuslinge zu Nettlingen haben an 
einer Nettlinger Forft Nugungsrechte in Anfprudh genommen. 
Damit find fie von dem Landgericht abgewiejen, das Oberlanded- 
gericht Celle hat abgeändert unter Zuhülfenahme eines Gewohn- 
heitsrechts: c8 könne fich ein lokales Gewohnheitsrecht, ein Ders 
fommen des Inhalts bilden, daß Ieder, der zur Klaffe der in 
der Gemeinde wohnenden Häuslinge oder zur Klaffe der in der 
Gemeinde mit einer Anbauerftelle Angefeflenen gehöre, berechtigt 
jet, die den Neiheberechtigten der Gemeinde allein oder mit den- 
jenigen anderer Gemeinden gemeinjchaftlich gehörige Gemeinheit, 
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insbejondere auch Forften, in beftimmter Weife zu nuten; das Gewohnheits- 
fubjeftive Recht eines Einzelnen fomme dann auf Grund eines Hpferan,. 
folhen gewohnheitsrechtlichen Nechtsfages zu Entitehung, jobald 
er die Eigenichaft eines Anbauerd oder Häuslings erlangt habe. 
Das Neichsgericht Hat aufgehoben und das erjtinftanzliche Urtheil 
wieder hergeitellt. Gewohnheitsrecht Tann feiner Natur nah nur 
Duelle des objektiven Rechts, einer Rechtsnorm fein. Weder das 
Römische Recht noch defien Weiterentwidelung in Deutfchland 
geben für eine andere Auffaffung einen Anhalt; man darf nur 
nicht aus ben vieldeutigen Worten „consuetudo‘ dort und „Her: 
fommen’‘ hier zwingende Schlüffe ziehen wollen, während 5.8. 
Herfommen fehr häufig im Sinne der unvorbenflichen Verjährung 
oder in anderem Sinne gebraudt wird (E., Bd. 11, ©. 212). 
Das Wefen des Gewohnheitsrechts bejteht ebenfo wie das des Ge- 
jeßes darin, daß e8 einen auf alle oder doch alle einem beftinimten 
Kreije angehörigen Berfonen, Sachen oder Nedhtsverhältnifie des 
Geltungsgebiet8 anzumendenden Rechtsjag enthält; für einen folchen 
Nehtsfat fehlt es an jedem Raum, wenn es fi) wie hier um 
die, für alle anderen Grumdftücde unmwirffame, Entftehung jer- 
vitutifcher Rechte an einem einzigen Grundftüde handelt. — Bgl. 
GSeuffert, Ardiv, Bd. 28, Nr. 98, und 10, Nr. 190. — III, 104/94 
vom 6. Iuli. Dgl. 63. 

8. Dgl. Bd. II, Nr. 12. Hamm. Vom Kolonat des Be- 
Hagten 6 zieht fi) an dem Gehöft des DBeflagten 3 vorbei nad) 
dem SKolonat des Klägers und weiter bis zum Baterholz des 
Klofterfonds, Beklagten 1, ein Weg, welden Parteien für ihre 
Ländereien und Befitungen, insbejondere au für ihre Waldungen 
gebrauchen. Unter Abweifung ber übrigen mitbeflagten 5 Kolonen, 
welche nur Parzellen am Wege befiten, hat da8 Berufungsgericht 
die erjtgenannten Beflagten verurtheilt, den Weg in jener Aus- 
dehnung in Gemeinschaft mit dem Kläger nach Art eines gewöhn- 
Iihen Kulturweges und BVBerbindungsweges nad) der Stadt Ahlen 
zu unterhalten, und die Koften der Unterhaltung nad Kopftheilen 
zu beftreiten. Das Berufungsgericht Hat für erwiejen erachtet, 
daß fih von Alters ber unter den Betheiligten eine Objervanz 
gebildet Habe, nach welcher die Koften der Unterhaltung nad) Kopf- 
theilen zu tragen feien. Nevifion zurücgewiefen. Parteien find 
durch die Rage ihrer Grundftüde auf die Benugung des Weges 
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angewiejfen und haben diejen zur Bewirthichaftung ihrer an den 
Weg grenzenden Ländereien und al® PVerbindungsweg nad) der 
Chaufjee und nad Ahlen benutt. Sie haben fi) auch gleidj- 
mäßig feit mehr al8 100 Jahren an ber Reparatur des Weges 
betheiligt. Wenn das Berufungsgericht in diefem durch einen ge- 
meinjfamen Zuftand hervorgerufenen Verbande, in diejer Gemein- 
famfeit thatjächliher Verhältniffe in einem beftimmten Umtreife 
die zur Entftehung einer Objervanz nothwendige Gemeinschaft 
findet, jo fann darin ein Recdtsirrtfum nicht gefunden werden. 
V, 80/94 vom 11. Sul. 

9. E8 kann dahin geitellt bleiben, ob der Sat tantum 
praescriptum quantum possessum aud) für den Umfang der 
Objervanzbildung gelte. Co wenig bei der Verjährung diejer 
Sab entgegenfteht, den Beweis für die Ausübung des Rechts in 
feinem ganzen Umfange durd den Nadjweis von theilweifen Aus- 
übungen für erbradjt zu erachten, jo wenig würde er, wenn die 
Seftftellung einer Obfervanz für die Beitragspflicht der Inter- 
eifenten zu den Reparaturfojten eincd Weges in Trage fteht, ver- 
hindern, daß aus der mehrfady erfüllten Beitragspflicht bezüglich 
der Koften einer im Wegezuge liegenden Brüde ein Echluß auf 
die Beitragspflicht zu den Reparaturkojten des Weges überhaupt 
gezogen werde. V, 80/94 vom 11. Iuli. 

10. Die evangeliiche Kirchengemeinde zu Fürftenau fordert 
von den beklagten Diennoniten die Anerkennung, daß die Verpflid)- 
tung zur Tragung der für die dortigen Pfarrländereien zu ent- 
richtenden Deihabgaben als eine dingliche LYaft auf ihren Grund- 
ftüdlen ruhe. Damit ift fie abgewieien, Revilion zurücgewiefen. 
Eine Objervanz des befonderen Inhalts, daß die Beitragspflicht 
zu den auf die Pfarrgrunditüde fallenden Deichabgaben eine ding- 
lidhe Laft der Grundftücde der Bellagten fei, hat nicht entitehen 
fönnen, weil die Mennoniten dem zuerjt im $. 1883 gemachten 
Verfuche, diefe Deichlaften durch Imlage auf fämmtlihe Grund- 
jtüicfe des Kirchfpiels zu dedfen, jogleid) widersprochen haben. Daß 
fid) aber eine entiprechende Obfervanz bezüglich ber Verpflichtung 
zur Unterhaltung de8 ganzen Kircheniyitems nicht bilden fonnte, 
führt das Berufungsgericht darauf zurüd, weil das gejchriebene 
Recht, der S. 5 des Publifationspatent® zum wejtpreußifchen PBro- 
vinzialvredjt vom 19. April 1844 folder Ihfervanz die Anerfen- 
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nung verfage, weil fie weder zu denen gehöre, auf welche bas Gewohnbeite- 
AL. R. oder Provinzialrecht ausdrüclich verweife, noch zu denen, 
die biß 1. Yuli 1847 befonders zur Iandesherrlichen Beftätigung 

vorgelegt jeien. Die Annahme bezüglich des AL. R. ift richtig; 

das Provinzialredht und jein Publifationspatent find irrevifibel. 

V, 116/94 vom 6. Oft. 

11. Eine bejondere Baulaft lag dem Patron nicht ob, viel- 
mehr find bei den feit 1805 vorgefommenen Bauten der Kirchen-, 
Küfter- und Pfarrgebäude zu Labuhn in Bommern die Baufojten, 
infoweit das Kirchenvermögen zu deren Dedung nicht hinreichte, ver- 
möge einer allgemeinen Redhtsanficht von dem Patron (hier dem 
eingepfarrten NRittergutsbefiter) und den (übrigen) Eingepfarrten 
nad) dem Wtafftabe des Hufenftandes aufgebradt. Danadı ift 
mit Net angenommen, daß der Hagende Nittergutsbefiger nur 
nad diefem obfervanzmäßigen Maßftabe zu den Bauten heranzu- 
ziehen ift. IV, 166/94 vom 29. Dft. 

12. W. Denning, der Kapitän des englifchen Danıpfichiffes Dertliches 
„M. &.”, Hat in acht Konnofjementen bekannt, daß durch Bents, a: 
Craig & Co. in Bombay an Bord feines damals im Hafen von 
Bombay Liegenden, nad) Hamburg beftimmten Schiffes 8000 Sad 
Weizen, 1334 Sad Leinjaat, 4002 Sad Rajtorjaat und 2668 Sad 
NRapsfaat verladen feien, um in Hamburg an Drdre ausgeliefert 
zu werden. Sämmtlidhe Konnoffemente tragen das Blanfogiro der 
angeblichen Ablader und find von diejen der Chartered Mercantile 
Bank of India, London & China begeben, um fie bevorjchuffen 
zu lafjen. Sie befinden fi) im Befiß der Hamburger Firma 
8.6. & Co., von welcher angeblich für Nedynung der genannten 
Bank nad Ankunft des Schiffes in Hamburg wider den Kapitän 
D. als Führer des Schiffes, an deifen Bord fidh die Güter nicht 
befanden, auf Zahlung von deren Werth unter Haftung nur mit 
Schiff und Fradıt Klage bei dem Landgeriht Hamburg erhoben 
it. Der Bellagte ift verurtheilt, Revifion zurücgemiefen. Denn 
mit der Einrede, die Güter, über welche die hier fraglichen Kon- 
noffemente lauten, jeien thatjächlich gar nicht verladen morden; 
der Kapitän fei durd) Betrug der Firma Beyts, Craig & Co. in 
Bombay und London veranlaßt, die Konnofjemente zu zeichnen, 
indem deren Mitinhaber ihm gefälfchte Neceipts des Steuermanns 
vorgelegt habe, wegen welcher Betrügerei die Betheiligten aud) zu 
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on mehrjährigem Zuchthaufe verurtheilt feien, war der Beklagte nicht 
a: zu hören. Wenn anzunehmen wäre, daß der Kapitän den Nheder 
durch Ausstellung des Konnofjements nad Engliihem Rechte nur 
verpflichte, fofern die Güter wirklich abgeladen feien: fo ift dod) 
nicht das Englische Recht, fondern das des Beitimmungshafene 
al8 des Erfüllungsorts in diefer Beziehung maßgebend. Schon 
das Neidys - Oberhandelsgericht hat in E., Bd. 25, ©. 192 ff. e8 
als feinem Zweifel unterliegend bezeichnet, daß die Beitimmungen 
de8 Deutichen Rechts über die VBerantwortfichfeit der Schiffer 
und Nheder aus dem Verhalten der erjteren, jowie die Bor: 
Ichriften deifelben über die Rechtsfolgen, welche einheimifche Kon- 
noffementsinhaber den Sciffern gegenüber aus dem Befite von 
Konnoffementen abzuleiten befugt find, auf alle Fälle, in welchen 
es in deutjhen Häfen der Erledigung derartiger NRechtsangelegen- 
heiten, gleichviel ob einheimischer oder ausländischer Schiffe, bedarf, 
zur Anwendung zu bringen find. — Dgl. auh R.G. L, 288/87 
vom 5. Dec. (Praris, Bd. V, Nr. 31; E., Bd. 20, Nr. 13). — 
Nah Deutihem Redht — 9. ©. B. 644 — gehört die Austellung 
der SKonnoffemente zu den ‘Dienjtobliegenheiten des Schiffers, 
welcher der ohne jede Einichränfung Tegitimirte Vertreter des 
Nheders if. Der ausländifche Nheder, welcher fein Schiff nad 
Deutichland verfradhtet hat, ift gegenüber dem (beim Exrwerbe gut- 
gläubigen) Indoffatar des Drödrelormofjements nicht berechtigt, 
obigen Einwand zu erheben, wenn derjelbe auch diefem gegenüber 
nad dem Recht der Tlagge des Schiffes zuläffig wäre. LUnerheb- 
Lich, dag die Andoffatarin, für deren Rechnung der Prozeß geführt 
werden fol, Engländerin ift. Denn die Anwendung des Deut- 
ihen Rechts auf alle über Güter, die in einem deutfchen Hafen 
abzuliefern find, gezeichneten Konnoffemente ohne Rüdficht auf die 
Tlagge des betreffenden Schiffes, auf den Ort der Abladung und 
auf den Wohnfik und die Staatsangehörigfeit der jedesmaligen 
Konnoffementsinhaber erfcheint im Intereffe der Sicherheit des 
Verfehrs mit Konnofjementen als fo dringend geboten, daß c# 
unbedenklih al8 der Wille des deutjchen Gefetgebers angejehen 
werden darf, die Rechtöwirfungen der in Deutfchland zu erfüllenden 
Konnoffemente ohne alle derartigen weiteren Unterfcheidungen nur 
nad dem Rechte des Inlandes beurtheilt zu fehen, jodaß diefes 
für den deutihen Richter injoweit al& ein zwingendes angefehen 


Dertliches Redht. 9 


werden muß. In der That verträgt auch insbefondere das an 
Drdre lautende, indoffabele und dem Zwede der Negotiabilität 
und Lirkulation dienende Konnoffement foldde Unterfcheidungen 
nah Teutihem Rechte gar nicht. Unerheblid, ob die englischen 
Gerichte einem deutihen Schiffe gegenüber andere Grundfähe an- 
wenden. — DBgl. Praris, Bd. XV, Nr. 8. — I, 489/93 vom 
18. April/2. Mai 94. 

13. Köln. Im Fall 275 fonnte die Widerflage auf Er- 
ftattung des Werths des beichädigten Eifenbahnmaterial® und der 
dem verlegten Lolomotivführer zu zahlenden Unfallpenfion nicht 
aus dem Grunde, weil der Kläger für den Frachtführer als Kom- 
mittent hafte, zugefprochen werden. Denn abgefehen davon, daß 
dies nicht der Fall ift, Eonnte Code 1384 nicht angewendet werden, 
weil der Unfall unter der Herrihaft des Pr. A. X. R. eingetreten, 
fomit dies allein für die Trage maßgebend ift, ob der Abjender 
aus dem BVerfchulden des Frachtführers hafte. IL, 123/94 von 
22. Iunt. 

14. Ein Hamburger Bauunternehmer fordert Provifion für 
Dienfte, weldje er einem Kaufmann in Stade bei dem Abjat von 
Tabrifproduften geleiftet hat, aus H. ©. 3. 290. Die Forderung 
ift al8 nad) dem Hannöverjchen Gejek verjährt abgewiejen. Ne: 
vifion zurüdgewiejen; denn das Net des Erfüllungsorts der 
geltend gemachten Forderung, hier der Handelöniederlaffung des 
Schuldners, war maßgebend. E8 handelt fi) aber nicht um Er- 
fat von Aufwendungen eines Mandatars aus deffen zufammen- 
hängender und einheitlicher, in einem beftimmten räumlichen Be- 
zivt zu entwidelnden Thätigleit. Bgl. E., Bd. 9, ©. 225; Bd. 12, 
©. 35; Bb. 17, ©. 31 (Praris, Bd. III, 627). II, 64/94 
vom 1. Juni. 

15. Dgl. Bd. XVII, Nr. 11. Im Fall 40: Nah) der 
Yaflung der bezüglichen Bemerkung in dem angefochtenen Urtheile 
fann man allerdings annehmen, das Berufungsgericht fei der An- 
ficht, daß für die Frage, ob das Cigenthum an einer Waare über- 
gegangen fei, nicht der Ort entjcheide, wo fich die Waare zur Zeit 
des betreffenden Vorgangs befinde, fondern, wenn die Eigenthume- 
übertragung auf Grund eines Vertrags erfolgen jolle, der Ort, 
nad dem die Waare zu liefern fei. Dieje Anficht würde aber 
für die vorliegende Sade unerheblich fein. In den Berhand- 
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lungen ift nicht davon die Rede gewejen, daß die Pflaumenfendumg 
am 10. Nov. 1890 fid) an einem andern Orte befunden babe al& 
in Regensburg. Die Klägerin hat nur vorgebradt, e& ei das 
in Mannheim geltende Recht zur Anwendung zu bringen, weil 
dort der Kaufpreis bezahlt und das Aufgaberecepifie ausgehändigt 
jet. Daß die Waare fi damals nicht in Regensburg, wo fie 
am 10. f. M. auf dem Schiffe gepfändet wurde, befunden habe, 
hat fie nicht behauptet. Meußte das Berufungsgericht danad) an- 
nchmen, daß die Parteien darüber einverftanden feien, daß die 
Waare am 10. Nov. Ion in Regensburg gewejen fei, jo hat es 
mit Recht für die Enticheibung der Trage, ob der Vorgang, auf 
den Klägerin fi) beruft und der an biefem Xage ftattgefunden 
hat, den Eigentumsübergang bewirkt hat, das in Regensburg gel: 
tende Recht zur Anwendung gebradht. Unerheblich ift e8, ob der 
Grund, aus welchem es folches gethan hat, richtig if. Danad) 
fommt aud) auf die Ausführung der Revifion nichts an, daB das 
Berufungsgericdyt mit Unrecht Regensburg al8 den Erfüllungsort 
für den Vertrag zwifchen B. und der Klägerin anjfehe. VL, 101/94 
vom 28. Juni. 

16. Im Fall 632 war für die Frage, ob Fisfus in An 
fprud) genommen werden fann, das in Mainz geltende Franzö- 
fiiche Recht maßgebend. III, 94/94 vom 3. Yult. 

17. Im Tall 661 hatte das Dberlandesgericht in unanfecht« 
barer Weife feitgeftellt, daß nad) hHamburgiicher Ujualinterpretation 
des Art. 64 der dortigen VBormundichaftsordnung die Genehmigung 
der Arrogation durch die hamburgiiche Behörde dann entbehrlich 
fei, wenn allein das zu adoptirende Kind in Hamburg, der Adop- 
tivvater aber in einem andern Staate wohnhaft jei, und dann die 
Adoption von der zuftändigen Behörde des lettern Staates ge: 
nehmigt werde, was hier gejchehen war. Wäre anzınehmen — 
vgl. von Bar, Internationales Privatrecht, Bd. 1, 8. 199 —, daß 
in foldhem Falle gemeinrechtlich die Genehmigung der beiderjeitigen 
Staatsbehörden erforderlich jei, jo würde diefer gemeinrechtliche 
Sat jedenfalls für Hamburg gewohnheitsrechtlich befeitigt, daher 
aber audh nad den am Prozekorte Kübel geltenden gemeinredht- 
lihen Grundfägen des internationalen Privatrechts die Gültigkeit 
der Arrogation außer Zweifel geftellt fein; denn diefe ift in An 
chung der PBerfon des Kindes nur nad) den an deffen damaligem 
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Wohnorte geltenden Rechte zu beftimmen. VI, 108/94 vom 
5. Suli. 

18. Im Fall 542 eradjtete das Neichsgericht das Badilche 
Recht maßgeblich, weil Mannheim als „Wohnfig und Erfüllungs- 
ort für biejes Gefchäft” beibderjeits im Vertrage gewählt und da- 
mit der Vertragswille der Beurtheilung des Nechtsgefchäfts und 
der NRectsverhältnifie aus demijelben nach Badifhem Net aus- 
gefprocdhen war. II, 151/94 vom 21. Sept. 

19. DBellagter zu Martinikenfelde bei Charlottenburg hatte 
von der Klägerin zu Xondon Leinöl gekauft, deffen Preis cif Ham- 
burg bejtimmt war. Er hat ihm zur Erfüllung gelieferte 10 tons 
al8 vertragswidrig zur Verfügung gejtellt, und die Klägerin hat 
daffelbe zurücgenoinmen, fodann aber andere 10 tons angeboten, 
welche Beflagter nicht angenommen hat. Klägerin fordert Zah- 
lung, damit ift fie abgewiefen. Die Trage ift nit nad) Ham- 
burger Recht und nicht nach Englifdhrem Recht, fonderu nad Pr. 
AR. zu beurtheilen, welches zugleich das an der Hanbels- 
niederlaffung des Beflagten, an dem Orte, wo der Bellagte feine 
Berbindlichleit zu erfüllen Hat, und an dem Orte des BProze- 
gerichts geltende Recht ift. Denn nit um die Verpflichtung der 
Klägerin, fondern um die des Beklagten handelt e8 fich in diejem 
Prozeß. Nicht die Frage ift zu entfcheiden, ob nad ber Red- 
hibition der erjtgelieferten Waare Verkäuferin verpflichtet fei, eine 
andere Waare zu liefern, fondern um bie andere Frage, ob Käufer 
gegen Angebot einer andern Waare zu zahlen verpflichtet ift. 
väßt fih aber für die zu beurtheilende Trage die Verpflichtung 
des Käufers von ber bes Verkäufers trennen, fo liegt fein Grund 
vor, die Verpflichtung des Käufers nach einen andern örtlichen 
Reht als dem für feine Berfon mafgebenden zu beurtheilen. — 
Del. Eavigny, Shitem, Bd. 8, ©. 202. — I, 190/94 vom 
13. Oft. Xgl. 551 und 22. 

20. Im Fall 602 foll zwar die Auszahlung der Verfiche- 
rungsfumme nach S. 18 der Allgemeinen Bedingungen in Leipzig 
erfolgen. Das Berufungsgericht geht aber in Uebereinftimmung 
mit der reichsgerichtlichen Rechtiprehung mit Recht davon aus, 
daß für die Beurtheilung der durch einen Vertrag begründeten 
Rechtsverhältniffe nicht ohne weiteres das Recht des Erfüllungs- 
ortes maßgebend ift, daß cs vielmehr in erfter Linie auf den 
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(ungen ift nicht davon die Rede gewefen, daß die Pflaumenfendung 
am 10. Nov. 1890 fih an einem andern Orte befunden habe als 
in Regensburg. Die Klägerin hat nur vorgebradht, e8 fei da& 
in Mannheim geltende Recht zur Anwendung zu bringen, weil 
dort der Kaufpreis bezahlt und das Aufgaberecepiffe ausgehändigt 
fei. Dak die Waare fi) damals nicht in Regensburg, wo fie 
am 10. |. M. auf dem Schiffe gepfändet wurde, befunden habe, 
hat fie nicht behauptet. Mufte das Berufungsgericht danad) an- 
nehmen, daß die Parteien darüber einverftanden feien, daß die 
Woare am 10. Nov. fhon in Regensburg gewefen jei, jo hat es 
mit Necht für die Entjcheidung der Trage, ob der Vorgang, auf 
den Klägerin fi) beruft und der an diefem Zage ftattgefunden 
hat, den Cigentumsübergang bewirkt hat, das in Regensburg gel- 
tende Recht zur Anwendung gebradht. Unerheblidh ift e&, ob der 
Grund, aus welhem es foldhes gethan hat, richtig if. Danadı 
fommt auc, auf die Ausführung der Nevifion nichts an, daß das 
Berufungsgeriht mit Unrecht Regensburg als den Erfüllungsort 
für den Vertrag zwifchen B. und der Klägerin anfehe. VI, 101/94 
vom 28. Juni. 

16. Im Fall 632 war für die Frage, ob Fiskus in An 
Iprud; genoinmen werden Tann, das in Mainz geltende Franzö- 
fiiche Recht maßgebend. III, 94/94 vom 3. Juli. 

17. Im Fall 661 hatte das Oberlandesgericht in unanfecht« 
barer Weife feftgeftellt, daß nad hamburgifcher Ufualinterpretation 
des Art. 64 der dortigen VBormundfchaftsordnung die Genehmigung 
der Arrogation durch die hamburgifche Behörde dann entbehrlich 
jei, wenn allein das zu aboptirende Kind in Hamburg, der Adop- 
tivvater aber in einem andern Staate wohnhaft fei, und bann die 
Adoption von der zuftändigen Behörde des Tegtern Staated ge: 
nehmigt werde, was hier geichehen war. Wäre anzunehmen — 
vgl. von Bar, Internationales Privatrecht, Bd. 1, 8.199 —, daf 
in foldem Falle gemeinrechtlid; die Genehmigung der beiderfeitigen 
Staatsbehörden erforderlich jei, jo würde diefer gemeinrechtliche 
Sat jedenfalls für Hamburg gemwohnheitsrechtlich befeitigt, baher 
aber auch nad) den am BProzeßorte Lübed geltenden gemeinrecht- 
lihen Grundjägen des internationalen Privatredhts die Gültigkeit 
der Arrogation außer Zweifel geftellt fein; denn diefe ift in An- 
ichung der Berfon des Kindes nur nad) den an deffen damaligem 
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Wohnorte geltenden Rechte zu beftimmen. VI, 108/94 vom 
5. Iuli. 

18. Im Fall 542 eradjtete das Neichdgericht da8 Badifche 
Recht maßgeblich, weil Mannheim als „Wohnfig und Erfüllungs- 
ort für diefes Gejchäft” beiderfeits im DVertrage gewählt und da- 
mit der Vertragswille der Beurtheilung des NRechtsgefchäfts und 
der NRectsverhältniiie aus demfelben nad) Badischen Recht aus- 
gefprochen war. II, 151/94 vom 21. Sept. 

19. DBellagter zu Martinilenfelde bei Charlottenburg hatte 
von der Klägerin zu Yondon Leindl gekauft, deffen Preis cif Ham- 
burg beitimmt war. Er hat ihm zur Erfüllung gelieferte 10 tons 
al® vertragswidrig zur Verfügung geftellt, und die Klägerin hat 
dafjelbe zurücigenommen, fodann aber andere 10 tons angeboten, 
welche Bellagter nicht angenommen hat. Klägerin fordert Zah- 
lung, damit ift fie abgewiejen. Die Trage ift nidt nah Ham- 
burger Recht und nicht nad) Engliihem Recht, jondern nad Pr. 
AR. zu beurtheilen, welches zugleich das an der Bandels- 
niederlaflung des Beklagten, an dem Orte, wo der Bellagte feine 
Verbindlichkeit zu erfüllen Hat, und an dem Orte bed Prozeh- 
gerichts geltende Recht ift. Denn nit um die Verpflichtung der 
Klägerin, fondern um die ded Bellagten handelt es ich in diefem 
Prozeß. Nicht die Trage ift zu enticheiden, ob nad der Reb- 
hibition der erftgelieferten Waare Verkäuferin verpflichtet fei, eine 
andere Waare zu liefern, fondern um die andere Frage, ob Käufer 
gegen Angebot einer andern Waare zu zahlen verpflichtet ift. 
väßt fih aber für die zu beurtheilende Frage die Verpflichtung 
des Käufers von der des Verkäufers trennen, fo liegt fein Grund 
vor, die Verpflichtung bes Käufers nach einen andern örtlichen 
Redht ald dem für feine Perfon maßgebenden zu beurtheilen. — 
Bol. Savigny, Syftem, Bd. 8, ©. 202. — 1, 190/94 vom 
13. Oft. Dgl. 551 und 22. 

20. Im Fall 602 foll zwar die Auszahlung der BVerjiche- 
rungsfumme nad) $. 18 der Allgemeinen Bedingungen in Leipzig 
erfolgen. Das Berufungsgericht geht aber in Webereinftimmung 
mit der reichögerichtlichen NRechtipredhung mit Necht davon aus, 
daß für die Beurtheilung der durd einen Vertrag begründeten 
Nechtsverhältniffe nicht ohne weiteres das echt des Erfüllungs- 
ortes maßgebend ift, daß es vielmehr in erfter Linie auf den 
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Willen der Vertragichließenden, aljo darauf anfommt, welde 
Örtlihen Rechte fie fich unterwerfen wollten. Daß aber im vor- 
fiegenden Falle der Wille der Kontrahenten auf die Anmwendbar- 
keit des Breußifchen Rechts gerichtet war, entnimmt das Be- 
rufungsgericht vechtlich bedentkenfrei aus dem Umftande, daß der 
Berficherungsnehmer zur Zeit des Adjchluffes des Verficherunge- 
vertrages in Preußen wohnte, die Verhandlungen behufs Ab- 
Schließung des Vertrages durch einen in Preußen wohnenden Agen- 
ten der Gefellichaft geführt und in Preußen auch zum Abfchluf 
gebracht worden find. Nevifion zurücgewiejen; übrigens hatte 
da8 Berufungsgeriht angenommen, daß die Beurtheilung nad) 
Bürger. ©. B. für Sahfen SS. 821, 853 zu demjelben Reful- 
tat führe. IV, 215/94 vom 1. Oft. 

21. Der Bellagte hat feine Handelsniederlaffung im König- 
reih Sadjen. Er hatte für ein von feinem Sohn zu London 
und Melbourne aufzunehmendes Darlehn dem Kaufmann Th. zu 
Birmingham Bürgfchaft geleiftet. Das Darlehn war darauf ge- 
zahlt. Da e8 fich Lediglich um eine Zahlungsverpflichtung handelt, 
ift nicht abzujehen, wie die Natur des Geichäfts auf einen bejon- 
dern Erfüllungsort hinweijen follte. In IL, 200/83 vom 5. Oft. 
— €, 38.10, ©. 282 — ift anerfannt, daß aus ber accejjori- 
Ihen Natur des Bürgichaftsvertrages die Unterwerfung deffelben 
unter das für die Hauptichuld maßgebende örtliche Recht und jo- 
mit die Verpflichtung des Bürgen nicht folge, am Wohnfit des 
Hauptichuldners zu erfüllen, c8 war dort nur angenommen, daß 
an dem im Vertrage bejtimmten Zahlungsorte der Hauptverbind- 
lichkeit zu erfüllen jet, wegen der Sammtverbindlichkeit des Bürgen; 
ebenjo betont I, 206/83 vom 23. Mai die Selbjtändigfeit des 
Bürgfchaftsvertrages, und in IV, 223/92 vom 28. Nov. und IV, 
382/93 vom 15. Tebr. 94 tft ausgefprochen, daß ber Bürge an 
dem Orte zu erfüllen habe, welder in dem Bürgichaftsvertrage 
bezeichnet ober nach defjen Natur oder der Abficht der Kontra- 
henten al8 Drt der Erfüllung anzujehen fei, und wenn es an 
diefen VBorausfegungen fehle, an dem Orte, an weldhem der Bürge 
zur Zeit des Vertrages feine Handelsniederlaffung oder in beren 
Ernangelung feinen Wohnort gehabt Habe. Das Berufungs- 
gericht hat angenommen, daß der Erfüllungsort für den beflagten 
Bürgen der Ort feiner Handelsniederlaffung fei und daß deshalb 
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nad $. 11 des Bürgerl. &. 3. für Sadfen das dort geltende 
Necht für die Beurtheilung der Verbindlichfeit des Bürgen maß- 
gebend jei. So weit ericheint die Nevifion nicht begründet. VI, 
407/93 vom 4. Oft. 94. Dgl. 331, 324. 

22. 2gl. 19. B.&B. in Ronneburg hatten von R. & fils 
in Roubair 5000 Kilo Garne zum Breife von 7 Darf 25 Bf. 
das Kilo dergeitalt gekauft, „daß diefer Gejfammtauftrag in ein- 
zelnen, durd) fpezielle Drdres von der Käuferin zu beftimmenden, 
bis Ende December 1890 5000 Kilo erreichenden Lieferungen bis 
Januar 1891 fomplet geliefert wird. Die Käuferin ift verpflichtet, 
zwei Monate nah Empfang der Waare Zahlung zu Tleiften.‘ 
Später haben B. & DB. ihren Auftrag annullirt und Abnahme 
und Beorderung der nod rüdjtändigen 4380 Kilo verweigert. 
Der von R. & fils erhobene Schadenserfaganiprud ift nicht nad) 
Sranzöfifhem Necht, jondern nad) Deutichem Handeldgejegbud) 
zu beurtheilen. Denn die rechtlichen Folgen der Annullirung des 
Nieferungsvertrages durch die Beklagten bejtimmen fi) nad) dem 
Rechte des Ortes, wo fie abzunehmen und zu zahlen hatten. Das 
war ihr deutjcher Wohnort, der zugleich der Ort ihrer Handels- 
niederlaffung war. III, 215/94 vom 18. Dec. Bgl. 571. 

23. Daß, wie der Berufungsrichter annimmt, die Bebauung 
des Grundftüds auch auf Grund des 8. 26 der Baupolizeiordnung 
von 1853 hätte verjagt werden müffen, fteht dem Schadensaniprud) 
des Klägers nicht unbedingt entgegen; denn e8 handelt fich nicht 
jowohl um den Schaden aus der Verfagung der Bauerlaubniß, 
als vielmehr um die dauernde Belaftung des Grundjtüde mit 
der Servitut der Unbebaubarfeit. Hat fich diefe, wenn aud) erft 
in Folge der Veränderung der polizeilichen Vorjchriften über die 
Bedingungen, unter denen die Bauerlaubniß ertheilt wird, als 
Ihädigend erwiefen, jo muß danad) die Frage, in weldder Höhe 
die Beklagte dem Kläger fchadenserjaßpflichtig tft, entjchieden wer- 
den. Der Berufungsrichter hätte alfo die Bebaubarkfeit des Grund- 
jtüds nad der Baupolizeiordnung von 1887 (SS. 1, 42) prüfen 
und demgemäß eventuell die Auskunft der Polizeibehörde einholen 
müljen. V, 208/94 vom 8. Dec. 
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24. Großjährige Hauskinder haften aus läftigen Verträgen 
bei fehlenden Konfenje des Vaters nur unter der Vorausfekung, 
daß die Verträge fi) auf das freie Vermögen beziehen, und nur 
mit demjenigen Gegenftande und DBetrage des lettern, in Betreff 
deffen fie dem Gläubiger gemäß 8. 166 A... R. II, 2 Sicherheit 
bejtellt haben. — Striethorft, Bd. 70, ©. 331; Dernburg, Bd. 3, 
8. 52, ©. 169; Koh, Kommentar zu $. 166, Anm. 21 gegen 
Rehbein, DO. T. &, Bd. 4, ©. 494, 495; Reuling, Iur. Wocen- 
ichrift, 1875, ©. 176; Förfter-Eccins, Bd. 4, $. 223, ©. 156. — 
Diefe Auslegung entjpricht der bedingungslofen und zwingenden 
Taffung des $. 166 und dem Zufammenhange diefer Vorjchrift 
mit der des $. 165 und ihrer Beziehung zu den allgemeinen Be- 
ftimmungen der SS. 125 und 131 dafelbft. Der Beklagte war 
zwar 30 Jahre alt, al8 er dem Vormund des von der %., mit 
weldyer er gefchlechtlich verfehrt Hatte, auferehelid) geborenen 
Sohnes einen Schein ausjtellte, in welchem er eine Abfindungs- 
fumme von 3300 Mark zu zahlen verjprad. Er joll aud) münd- 
fi erklärt haben, daß er den Betrag aus der Forderung zahlen 
wollte, welche ihm gegen feinen Vater aus der ftattgehabten Schid)- 
tung als mütterliche Erbabfindung, zahlbar bei feiner Volljährig- 
feit, zuftand und auf dem väterlichen Grundftüd eingetragen war. 
Der Berufungsrichter ftellt aud) feft, daß dieje Erbabfindung jein 
freies Bermögen war. Allein er lebte damals und nod) während 
des Prozefjes bis zur Zeugenvernehmung bei jeinem Bater auf 
deffen Kolonat, war in deifen Wirthichaft thätig, ohne mehr als 
Berpflegung, Kleidung und etwas ZTafchengeld zu erhalten: ftand 
alfo, wie der Berufungsridhter annimmt, in väterlicher Gewalt, 
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der Vater Hatte jeine Zuftimmung zu jenem Veriprechen nicht ge- 
geben und der Bellagte hat nicht, wie $. 166 vorjchreibt, durd) 
Eintragung in das Hhpothelenbudh oder Uebergabe des DObliga- 
ttonsinftruments mit jenem freien Vermögen Sicherheit beitellt. 
Die Klage des Vormundes ift deshalb abgewiejen. IV, 110/94 
vom 22. OH. 

25. Da, wenn der Vater des damals bereits volljährigen 
Beflagten zur Zeit des BVertragsfchluffes blödfinnig war, die 
väterliche Gewalt nad SS. 266, 261 A. X. R. II, 1 ruhte, jo 
verpflichtete der Beflagte fi durch den Abjchluß des Vertrages 
mit dem Kläger in diefem alle fchlehthin. Die von dem Vater 
erklärte Zuftimmung war zwar wegen ber Handlungsunfähigfeit 
des Baters juriftiih wirkungslos, aber aud nicht erforderlich. 
Daß fih der Beklagte über den geiftigen Zuftand feines Vaters 
im Irrthum befand, war unerheblich), da der Konfens des Be- 
Hagten feine anderen Erfordernifie hatte, wenn e8 zur Wirkfam- 
feit des Geichäfts der Zuftimmung des Vaters bedurfte, al wenn 
er derjelben nicht bedurfte. Wenn aber der Beklagte behaupten 
will, daß er thatfächlicd dadurd zum Abichluß des Vertrages be- 
ftimmt fei, daß fein Vater feine Zuftimmung erklärt hatte, jo 
bat der DBerufungsrichter völlig richtig angenommen, daß ein 
folder Irrtfum im Beweggrunde den Vertrag nicht ungültig 
madt. I, 261/94 vom 24. Nov. 

26. Der Klägerin ift die nteignungsfumme für den ihr 
entzogenen Garten nur nad) deilen Schätung als Tandwirthichaft- 
liches Grunditüd zugefprocdhen. Klägerin glaubt die Schägung 
al8 Bauftelle beanfpruchen zu förnmen, weil das Grundftüd an 
öffentliher Straße in nächiter Nähe des Reutlinger Bahnhofes 
liege. Allein der dem beklagten Fiskus gehörige Weg ift Fein 
Öffentlicher, jodaß fie Fiskus felbft würde hindern fünnen, ben 
Weg zu benuten, um Baumaterialien anzufahren. Die Klägerin 
it mit ihrem Mehranfprud) abgewiejen, Revifion zurücgewiejen. 
Die jeßt fogenannte Brühflftraße ift von der Eifenbahnverwaltung 
im 3. 1858 anläßlich des Bahnbaues an Stelle eines Feldweges 
angelegt worden und fteht im Cigenthum des beklagten Fiskus, 
welcher im 3. 1862 fid) der Gemeinde Reutlingen gegenüber ver- 
pflichtet hat, „die hintere Bahnhof-Parallelitraße (jegige Brühl- 
jtraße) in ihrer derzeitigen oder in einer anderen, bie Benukung 
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derjelben wenigftens al® Güterweg geftattenden Anlage” zu er- 
halten. Die Revifion führt aus, daß, wenn, wie hier, ein Weg 
von dem PBublilum als öffentlicher andauernd benugt worden fei, 
diefer Weg. vom Publitum als ftädtifcher Weg „für die Stadt: 
gemeinde Freirt” worden wäre. Diefe Vorwürfe find nicht be- 
gründet. Das Berufungsgericht bemerkt vielmehr mit Necht, daß 
das Publifum fein eines Nechtserwerbes durch Erfigung fähiges 
Rechtsfubjekt fei, vielmehr nur die Stadtgemeinde als folches Necht8- 
inbjeft in Frage kommen könnte, deffen Recht ausgeübt bezw. für 
welches die angeblich eine NRechtsausübung enthaltenden Hand« 
lungen vorgenommen worden wären. Im der Unterftellung, daß 
eine Erfigung, eine ordentliche oder außerordentliche, des frag- 
lichen Rechts möglid) wäre, prüft e8 fodann die Frage, ob durd) 
die Behauptungen der Klägerin, deren Beweis vorausgefegt, die 
Erfigung dem Bellagten gegenüber al8 dargethan erachtet werden 
fönnte, und verneint diefelbe, weil es an der nöthigen thatjäch- 
fihen Begründung dafür fehle, felbft wenn beliebige Perfonen, 
außer den Antliegern, in der Meinung, ein Recht des Gemein- 
gebrauches auszuüben, die Brühlitraße zu anderen als landwirth- 
Ihaftlihen Zweden benugt haben jollten. Dem Beflagten gegen- 
über habe es fich nur um thatfächliche Vorgänge gehandelt, welche 
er duldete, er habe in den fiebziger Sahren und no 1887 mehreren 
Perjonen die Befugniß, die Brühfftraße zu anderen als and» 
wirthichaftlichen Zweden zu benugen, nur auf deren Anfuchen in 
widerruflicher Weife gegen ein Refognitionsgeld eingeräumt; e& 
lag alfo precarium vor, weldyes die Erfißung ausfchloß. “Dahin- 
geftellt gelaffen, ob dur Erfigung überhaupt ein derartiges öffent- 
liches Recht zu erwerben tft, und ob e8 nicht vielmehr der un- 
bordenflihen Verjährung bedurfte. — Vgl. L. 3 pr. D. de loco 
et itin. publico (43, 7). — VI, 87/94 vom 18. Iuni. . 

27. Im Fall 709 Hat Kläger auch auszuführen gefucht, 
dag ihm al& Eigenthümer eines an der Straße belegenen Grund- 
ftüd8 ein privates Recht auf Benutung der Straße zuftehe und 
daß Veränderungen in deren Anlage, durd) welche feinem Rechte 
Eintrag gejchehe, auch aus Gründen des öffentlihen Wohls nur 
gegen Entichädigung ausgeführt werden dürften. Dem gegenüber 
führt der Berufungsrichter mit Recht aus, daR das zwifchen der 
Stadtgemeinde und den Anliegern der ftädtiichen Straßen nad) der 
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höchftrichterlihen Rechtiprehung anzunehmende Privatrechtsverhält- 
nig nicht fhon durch die bloße Zeftiegung von Fluchtlinien für 
eine Straße begründet werde. Erft durch die Herftellung der 
Straße zum Anbau jeitens der Gemeinde und ben thatjächlichen 
Bau an der Straße feiten® des Grundeigenthümers wird für den 
letteren die als Privatrecht anerkannte Befugniß auf Verbindung 
mit dem Straßenneg und auf Gewährung von Licht und Luft für 
jein Haus begründet. Der Berufungsrichter ift aber weiter auf 
die einzelnen vom Kläger behaupteten Handlungen der Beklagten, 
in welchen dev Wille, den Play E dem Flägeriichen Grundftüde 
dienftbar zu machen, Ausdrud gefunden haben foll, eingegangen. 
Seine betreffenden Ausführungen laffen einen RedtsirrthHum über- 
haupt nicht erkennen; insbejondere ift ihm darin beizutreten, daß 
die von der ftädtilchen Polizeibehörde geftellte Bedingung, daß 
feine Ausgänge nad) dem projektirten Pla E angelegt werden 
dürften, gerade die Behandlung des Plates als eines noch nicht 
anbaufähigen kennzeichne. (8. 12 des Gefekes vom 2. Suli 1875.) 
V, 33/94 vom 13. Juni. 

28. Im Fall 24 war aud) die Klage auf Erfag begründet. 
In dem privatrechtlichen Verhältniffe zwifchen dem Fiskus und 
dem Beklagten ift die von dem letteren auf dem durch $. 13 des 
Sejetes vom 20. Aug. 1883 gewiefenen Wege nicht angefochtene 
Anordnung der Strompolizeibehörde, daß der Staat in die Nutung 
der Anlandung einzutreten habe, für beide heile gleich bindend. 
Durd diejelbe ift, jolange fie befteht, das Recht des Fiskus, die 
Erträgniffe der Anlandung fich anzueignen, gegeben, und die Ver- 
pflichtung des Beklagten, den Werth der von ihm gezogenen 
Nugungen zu erftatten, ergibt fi von jelbjt aus dem dur ihn 
geichehenen Eingriffe in das Recht des Fiskus, ohne daß e& der 
feiten® des Berufungsgerichts gefchehenen Deranziehung der De- 
liftönatur der Befisftörung bedarf. V, 77/94 vom 14. Juli. 

29. Dem Kläger fteht nad) gemeinem NRedt (L.1 pr. D. 
ut in flum. publ. 43, 14) im Allgemeinen allerdings ein Aniprud) 
darauf zu, an ber Benutung des Öffentlichen Fluffes zum Löfchen 
und Laden nicht gehindert zu werden. Aber dem Staate gegen- 
über ift diefes Recht beichränkt, injofern der Gemeingebraudy des 
öffentlichen Fluffes der polizeilichen Regelung nad) Rüdfichten des 
öffentlichen Wohles unterliegt. Wenn demgemäß die Lübeder 
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Hafen- und Revierordnung den Schiffern vorichreibt, ihr Schiff 
nur an den von den Hafenbeamten ihnen angewiefenen Plag zu 
legen, jo hat der Kläger fein Recht darauf, zu verlangen, daf 
denjenigen Schiffen, welche er an den ihm zuftändigen Ufergrund- 
ftüdten zu entladen oder zu beladen wünjcht, deshalb gerade diefer 
Pla zur Löfchung oder Ladung verftattet werde. Ebenjo wenig 
freilich würde er fich gefallen zu laffen brauchen, daß ohne Rüd- 
ficht auf wohlfahrtspolizeiliche Gründe ihm willfürlich ein für alle- 
mal das Anlegen von Schiffen an feinen Grundftüden und das 
Berholen von Schiffen von denjelben unterjagt würde. Allein 
das ift aud) nad jeiner eigenen Darjtellung gar nicht gejchehen, 
nad; welcher vielmehr der Hafenmeifter ihm nur erklärt hat, dak 
er, der Kläger, erft die vom Polizeiamte für erforderlich eradjteten 
VBorbedingungen erfüllen und fid) dadurch die Erlaubniß des 
Polizeiamtes zum Löfhen und Laden an der fraglichen Uferjtrede 
erwirfen müffe, ehe ber Hafenmeijter diefe Vornahmen dort ge: 
ftatten werde. Die gegen den LTübeder Staat erhobene Klage ift 
deshalb mit Necht abgewielen. VI, 129/94 vom 24. Sept. 

30. Der Kläger ift Eigenthümer eines Rohlenbergwerfs ge- 
worden, nachdem das Kohlenabbauredht von dem Nittergut feiner 
Ehefrau als jelbjtändige Gerechtigkeit abgetrennt if. Cr hat 
gegen die Gemeinde eine Klage auf Erftattung erhoben, weil 
durch einen über das Grundftüd, unter welchem da8 Kohlenlager 
anfteht, führenden öffentlichen Weg der Abbau zu einem beträdht- 
lichen Theil ausgeichloffen, im Uebrigen erjchwert und vertheuert 
würde. Damit ift er abgewiejen, Revifion zurüdgemwiejen. ‘Denn die 
Einrihtung des Weges beruht auf einem läftigen Vertrage, welchen 
die Mutter der damals noch minderjährigen, jpäteren Ehefrau des 
Klägers mit der richtig vertretenen Gemeinde und unter Ge- 
nehmigung der Regierung gejchloffen hat. Jedenfalls hat das Domi- 
nium dur den Vertrag geftatten wollen, auf feinem Zerrain den 
öffentlichen Weg anzulegen und, folange das Bebürfniß es verlangt, 
beftehen zu laffen. Injoweit durch den Vertrag eine dahin gehende 
Abficht der Kontrahenten verwirklicht ift, unterlag diefer den Be- 
jftimmungen des Pr. Gejees vom 24. Mai 1853 überhaupt nicht, 
und bedurfte es alfo zu dejjen vechtögültigem Abjchluffe auch der 
Deobadhtung der ftrengeren für Zerjtüdelungsverträge vorgefchrie- 
benen Form nidte. Ein Vertrag foldhen Inhalts genügt aber 
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nicht allein völlig dem von den Kontrahenten verfolgten Zmwede, Ichientibe 
fondern reicht auch zum Abweifung des Klaganfpruchs aus. Na. ade. 
dem die Chefrau eine Grundgerectigkeit eingeräumt hat, fonnte 

fie weder ald Cigenthümerin des Nitterguts noch als Bergwerts- 

berechtigte einen dur die Beichränfung ihres CigenthHums ent: 

ftandenen Schaden oder erwadjenen Gewinn beanfpruchen. V, 

188/94 vom 28. Nov. gl. 666. 

31. Der Berufungsrichter hat angenommen, daß die „‚Mioewe” Seefaifi. 

als ein zum Erwerbe durch die Seefahrt dienendes Schiff, mithin 
Beklagte in ihrer Eigenfchaft al8 Eigenthümerin diejes Schiffes 
ald Rheder im Sinne des 9. ©. B. 450, 451 anzufehen jei. 
Der dem Berufungsurtheil zu Grunde liegende Recdtsfag geht 
dahin, daR zum Begriff eines Seejichiffes nur gehört, daß das 
betreffende Fahrzeug mit einer gewilfen NRegelmäßigfeit zum Er- 
werbe durdy die Seefahrt verwendet wird, wenn dieje Verwendung 
auch nicht die ausjchliekliche oder hauptjächliche Beitimmung des- 
jelben jein jollte. Das ift eine richtige Auffaffung, die mit der bei 
DBolze, Praris, Bd. XIII, Nr. 228 mitgetheilten Entfcheidung des 
NeichsgerichtS Feineswegs in Widerfpruch fteht. Nicht zu bean- 
ftanden ift aber auch die thatjächliche Würdigung, daß die „„Moerwe”, 
die im 3. 1892 im Ganzen 762 Fluß» und 47 Seefahrten aus- 
geführt, darunter 17 Fahrten zum Scleppen von Seeidjiffen, 
7 Sahrten zu Filchereizweden, 18 Bahrten zum Xransport von 
Baumaterialien, 5 Fahrten zur Beförderung von Paffagieren — 
in regelmäßiger Weife zur Seeihiffahrt benußgt worden ift. I, 
85/94 vom 6. Juni. 

32. Kläger nimmt Sachen, welche bei dem U. für den Be- Vertretbarteit 
Hagten gepfänbet waren, al8 fein Eigenthum in Anjprud. Das der Saden. 
verurtheilende Erfenntniß aufgehoben, zurüdverwiejen. Ueber die 
vindizirten Sachen war zwijchen dem Kläger und D. ein Vertrag 
am 11. Ian. 1892 geichloffen. Das Berufungsgericht beurtheilt 
die zwilchen den Parteien ftreitigen Fragen, ob Kläger Eigenthum 
durch Uebergabe erworben, ob der Vertrag fimulirt, ob er an- 
fechtbar fei, nicht bezüglich diejes Vertrages, jondern eines Ver» 
trages vom 22. Nov. 1890, in weldhem B. dem Kläger andere 
Sadıen verkauft und durch) constitutum possessorium mit der 
Verabredung übergeben hatte, daß B. jene anderen Saden für 
den Kläger verfaufen und ben Kaufpreis an ihn zahlen follte. 

28 
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Bertretbarleit B. hat die Sachen verkauft, aber den Kaufpreis nicht an den 
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Kläger gezahlt, jondern dafiir andere Sadıen angeichafft, welche 
er dem Kläger durch den Vertrag vom 11. Ian. 1892 zu Eigen- 
thum übergeben haben joll. ‘Das Berufungsgeriht fieht dieje 
Saden al8 an die Stelle jener getreten an. ‘Das ift aber 
gar fein beftimmter Nechtsbegriff. E8 liegt hier ein zweites Rechts- 
geichäft durch Hingabe an Zahlungsftatt vor, über welches zu 
urtheilen war. VI, 138/94 vom 1. Oft. 

33. Kläger hat dem Beklagten und einem Dritten B. fein 
Spielmwaarengefchäft unter der Abrede verfauft, daß fie, jo lange 
der Kaufpreis nicht bezahlt ift, ihre Sozietät nicht auflöfen und 
nicht in Liquidation treten dürfen. Für 10%/, Iahr follte Kläger 
die Hälfte des Iahresgewinns erhalten. B. hat nach einem wider 
D. wegen Auflöfung der Gejellichaft erhobenen Prozefie mit diefem 
einen Vergleich geichloffen, wonach die Gejellfchaft zwiichen Beiden 
aufgelöft wurde, DBeflagter unter Uebernahme aller Aktiva und 
Pafliva das Gefhäft unter der bisherigen Firma fortjegte und 
an B. 6726 Mark 79 Bf. zahlte. Diefe Summe und 2344 Marf 
40 Pf. aufgewendete Prozeßkoften hat Beflagter dem Kläger gegen- 
über als Gefchäftsunkoften in Anrechnung gebradjt, jodaß fi für 
das betreffende Sahr ein Gefchäftsgewinn nicht ergab. Damit ift 
DBellagter vom NReichögericht abgewiefen und verurtheilt an den 
Kläger 4067 Mark 21 Pf. berechneten Gewinnantheil zu zahlen. 
Mocte auch der Kläger ein Interefje daran haben, daß B., durd 
deifen Berhalten das Anjehen der Firma gefhädigt wurde, aus 
der Gefellfhaft mit dem Bellagten ausicheide, jo lag doc das 
vorwiegende Üntereffe auf Seiten des Beklagten und haben die: 
von diefem gemachten Aufwendungen jeinen Vortheil, die DVer- 
mehrung feiner Bezüge aus dem Gejchäfte gefördert und Fönnen 
daher ebenjo wenig al® Seichäftsunfoften behandelt werden, wie 
das der Fall wäre, wenn etwa ein Gefellichafter eine andere an 
feinem Gewinn betheiligte Perfon abfinden würde. Dies gilt fos 
wohl von den Prozeßfoften al® auch von der DVergleichsfunme, 
da beide zur Erreihung deifelben Zmedes aufgewendet worden 
find. I, 287/94 vom 12. Dec. 

34. Nah $.5, Abi. 2 des Pr. Gefetsce vom 20. Aug. 1883 
ift die Strombauperwaltung berechtigt, die Fünftlich erzeugten An- 
landungen, and) foweit fie jchon früher entitanden find, auszu- 
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bilden und bis zu einem bejtimmten Maße zu befeftigen. „Zu 
diefen Zwede tritt der Staat in den Befig und in die Nußung 
derjelben”, obwohl (Ab. 1 dafelbit) das Eigenthum auch der Fünit- 
ih erzeugten Anlandung jchon von ihrer Entftehung an (vgl. 
AUL.NR. 1 9, 8$. 225—227) demjenigen zufteht, an deifen Ufer 
fie fi) angejegt haben. Der, feiner Dauer nad) durch den Zwed 
der vollftändigen Ausbildung der Anlandungen bejtimmte, Bejtt 
und die gleichzeitige Nutung bilden jomit das einzige Recht, das 
dem Staate an ben Anlandungen zufteht. Da nad) dem Gefehe 
nur biejemigen Fünftlichen Anlandungen in Befig und Nutung 
de8 Staates übergehen, welche und joweit fie einer weiteren Aus» 
bildung für bedürftig erachtet werden, und es hiernadh einer Ent- 
Ihliegung der Strombauverwaltung bedarf, ob diejes Bedürfniß 
Hinfichtlic) der einzelnen, ganz oder theilweile jchon entitandenen 
Anlandung als vorhanden anzufehen fei, jo muß, wenn der Staat 
zu dem vom Gejete bezeichneten Zmede in den Befik und die 
Nugung einer beitimmten vorhandenen Anlandung treten joll, die 
Erflärung der Strombauverwaltung vorliegen, daß diefe Anlandung 
nad) den Vorjchriften des Gejetes behandelt werden folle. Mit 
der Erklärung der Strombauverwaltung, eine beftimmte Anlandung 
weiter ausbilden zu wollen, ift nicht nur das Recht des Staates 
auf den Bejit und die Nutung diefer Anlandung erworben, fondern 
e8 muß aud) — ohne daß zu jener Erklärung nod eine den Er- 
forderniffen de8 8.51, 1, TA.LX.R. entiprechende (jogenannte fürper- 
liche) Beligergreifung Hinzuzutreten braudht —, dem Cigenthümer 
der Anlandung gegenüber der Staat als thatfächlih in den Be- 
fig eingetreten erachtet werden. V, 77/94 vom 14. Yuli. 

35. Die Nevifion rügt, daß die Vebergabe der Dampf: 
mafchine an den Beklagten rechteirrthümlicher Weife als geichehen 
angenommen fei, weil diefelbe ohne die — nicht erfolgte — %o8- 
trennung vom Gebäude, mit welchem fie durch eingemauerte eiferne 
Ballen und Schrauben verbunden geweien fei, nicht habe bewirkt 
werben fünnen. Dem tft jedoch bei den obwaltenden Umftänden 
nicht beizutreten. Das Grundftüd war nämlich gleichzeitig mit 
dem Kaufvertrage über die Mafchine dem Beklagten zum Fort- 
betriebe ber Druderei von dem Verkäufer vermiethet worden, 
und der Bellagte hat das Grundftüd bis zu der ftattgehabten 
Subhaftattion im Miethbefige gehabt. Der Befi der Majchine 
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ift ihm mit dem Miethbefige des Grundftüds, in welchem fie fidh 
befand, übertragen worden. 8 fehlte danad) weder an der DBe- 
figentichlagung von der einen Seite mit der Abfidht der Eigen- 
thumsübertragung, nod) an einem Befitergreifungsaft von der 
anderen Seite (88. 58, IH A.UR. 1, D; die körperliche 208- 
trennung der Mafchine vom Grundjtüde war, da das Grundftüd 
jelbft in die Gewahrjam des Bellagten gelangte, nicht erforber- 
(ih, um den Beflagten zum Inhaber der Mafchine und, infofern 
er bei der Uebernahme derjelben die Abfiht hatte, darüber als 
über feine eigene Sadje zu verfügen, zum vollftändigen Befiter 
der Majchine zu maden (8. 7, I, 7). VI, 130/94 vom 24. Sept. 

36. ÜL.R Damit, daß die Stadt Emden gegenüber ber 
reformirten Kirchengemeinde verpflichtet jet, näher angegebene Zu=- 
ihüffe zu den fech8 Pfarrftellen zu leiften, Fonnte die Kirchen- 
gemeinde durch dreißigjährige Verjährung ein Recht erwerben. 
Denn, wenn e8 aud) im Gefeg an einer Klaren Beftimmung fehlt, 
ob an obligatorifchen Rechten Befit möglich ift, fo fteht doch die 
Begriffspeftimmung nicht entgegen, e8 muß daher (vgl. Striethorft, 
Bd. 9%, ©. 78; E., Bb.2, ©. 295; Bd. 4, ©. 289) mit der 
herrichenden Anficht der Befig und damit die Erfigung wenigftene 
jolher obligatorifcher Rechte zugelaffen werden, welche wie hier 
auf dauernde, fich ftetS wiederholende Leiftungen gehen und ent- 
weder an Grundbefig geknüpft find oder zwifchen dauernden Rechts- 
jubjeften beftehen. IIL, 90/94 vom 13. Nov. 

37. Hier fehlt e8 aber an einer ausreichenden Begründung 
für die Annahme de8 Befiges. Das Berufungsgericht gibt zu, 
daß die Leiftungen der Stadt urjprünglid) öffentlich-rechtlicher Natur 
geweien find, und verneint nicht, daß fie diefen Charakter bis 
1850 behalten haben. 8 geht auch zutreffend davon aus, daß 
der Erwerb des Befiges und die Erfikung des Privatrecdhts er- 
fordern, daß die Leiftungen in der Meinung, privatrechtlich ver- 
pflichtet und berechtigt zu fein, gemacht und angenommen find; 
zieht aber allein daraus, daß feit 1850 auc) das beichränfte Aufe 
fihtsrecht der Stadt über die Kirche weggefallen jet, die Yolgerung, 
daß von da an die Parteien die Leiftungen nur al® privatredt- 
liche hätten anfehen fünnen, und deshalb die Zahlungen nur ale 
privatrechtliche Schuldigfeit geleiftet und angenommen feien. Dar: 
aus, daß die Leiftungen auf Grund eines Öffentlich-rechtlichen Ver: 
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hältniffes, und dann nad) deifen Wegfall weiter gemacht feien, 
fann der privatrechtliche Befit nicht gegründet werden. Die An- 
wendung des privatrechtlihen Befites auf das früher öffentlic- 
rechtliche Verhältniß ift unzuläffig. Und der Umftand, daß fchon 
jeit Sahrhunderten die XLeiftungen ale im öffentlichen Rechte 
wurzelnde gemacht find, gewährt nicht, wie das Berufungsgericht 
zu meinen jcheint, einen Beweisgrund für einen fpäteren Privat- 
vechtsbefig, fondern muß fogar erhebliche Bedenken gegen diejen 
erregen. III, 90/94 vom 13. Nov. 

38. Gegen den Eigenthümer ijt das Enteignungsverfahren 
eingeleitet wegen eine® Gebäubdefompleres, welcher fich über den 
Hadtbogen erjtredt, unter welchem eine Straße entlang führt. 
Es ift nicht richtig, daß e8 für die Schäßung diejes Rechtes gleich- 
gültig fei, welchen rechtlichen Charakter dafielbe befite. Ber: 
Ihiedene Möglichkeiten find denkbar; das Recht, über dem Hacht- 
bogen ein Bauwerk zu befiten, kann auf Prefarität — entweder 
ihlehthin oder unter der Verpflichtung der Stadt, bei Ausübung 
des Widerrufsrechts wenigftens den Baumwerth des niederzulegenden 
Stodwerfs zu vergüten — beruhen; e8 kann ein Recht fein, ben 
Veberbau in dem jeßigen Zuftande bis zu deifen Verfall zu be- 
figen oder die Berechtigung enthalten, einen Neubau aufzuführen, 
im legteren Falle mit Beichränfung auf die jegige Höhe oder in 
beliebiger Erböhbarkeit. E8 leuchtet ein, daß die Entjchädigungs- 
jumme höher oder geringer zu bemefjen ift, je nachdem fich das 
Ueberbaurecht feiner rechtlichen Natur nad als mehr oder minder 
werthooll erweift. II, 165/94 vom 19. Oft. 

39. Der Erblaffer der Kläger hatte den Beklagten einen 
Schlepp- und BPerfonendampfer „verliehen“. Nad, Zahlung der 
in Terminen zu leiftenden Leihgelder von 10000 Marf follte der 
Dampfer in das Eigenthum der Beflagten übergehen. Für den 
Tall nicht pünktliher Zahlung follten die Beklagten aller An- 
jprüde aus dem Vertrage, au der auf Rüdzahlung der Leih- 
gelder verluftig gehen. Die Beklagten haben die Leihgelder bis 
auf 1800 Mark gezahlt; fie find zur Nüdgabe des Dampfers 
verurtheilt. Das Neichögericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. 
Nah Behauptung der Beklagten ift der urfprünglicdye Vertrag da- 
hin abgeändert, daR fie die 1800 Mark erit dann zahlen follten, 
wenn der von ihnen angeftrebte Verkauf des Dampfers gelungen 
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fei. Die unbeftinnmte Stundung des Kaufgelderreftes in Ver- 
bindung mit der DVerfaufserlaubniß widerjpricht derart dem Ges 
fammtcharafter des uriprünglichen Vertrages, daß es als nicht 
zweifelhaft ericheinen muß, daß die Vertragsparteien mit diejen 
Abreden die widerftrebenden und zugleich cdharakfteriftiichen DBe- 
ftandtheile des Vertrages, den Eigenthumsvorbehalt und die Ver- 
falfflaufel, haben in Wegfall bringen wollen. Wird das von den 
Bellagten behauptete Abkommen ermiejen, fo fteht den Klägern 
nur noch der Anfprud) auf das Neftlaufgeld zu. I, 97/94 vom 
13. Iunt. 

40. Paul E. in Schabat Hatte dei Beklagten, einem Kauf- 
mann in Bamberg, ferbifche Pflaumen verfauft; er hat aber die 
Pflaumen, welche für den Beklagten bejtimmt und von Sch. & Cie. 
in Wien der Donau=- Dampfichiffahrtsgejellichaft zum Transport 
nach Regensburg aufgegeben waren, der Klägerin, einer Dand- 
(ung in Mannheim, welder er die Pflaumen fchwimmend Negene- 
burg zum Kauf angeboten, was dieje acceptirt hatte, der Klägerin 
fakturirt, und diefe der Verabredung mit dem Verkäufer entfprechend 
den Preis am 10. Nov. an ein Bankhaus in Mannheim gezahlt, 
und von diefem da® Aufgaberecepiffe erhalten; fie hat daffelbe 
an Sch. & Cie. in Wien mit der Anmweifung überjandt, die 
Pflaumen nad ihrer Ankunft in Regensburg nah Mannheim zu 
verjenden. Wegen ihrer Anjprühe aus dem Kauf an Baul E. 
hat die Bellagte einen Arreft auf die Pflaumenjendung in Negens- 
burg extrahirt, in Folge deifen die Sendung von dem Gerichts- 
volfzieher am 11. Nov. in Regensburg auf einem Scleppidiff 
der Donau» Dampfichiffahrtsgejellihaft und am 12. Nov. im 
Lagerhaus der Agentin der Gejellichaft gepfändet wurden. Die 
Wideripruchsflage der Klägerin ift abgewiefen. Das Aufgabe- 
recepifje enthalte allerdings die Angaben, welche nad H. ©. 3. 414 
für einen Ladejchein erforderlicdy feien, dafjelbe jei aber feine Ur- 
funde, durch welche fich der Fradıtführer zur Aushändigung des 
FSracdıtgutes verpflichtete, vielmehr habe die Frachtführerin die Ver- 
fügungen des Abjenders, für welchen fie Waare detinirte, bis zur 
Ankunft am Beftimmungsorte und nad der Ankunft jo lange zu 
befolgen gehabt, als fie nicht den Frachtbrief an den in demjelben 
bezeichneten Empfänger, die Agentin in Regensburg, übergeben 
habe. Durd) Ausantwortung des Necepiffe habe alfo die Klägerin 
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Eigenthum nicht erworben. Eine Vebergabe anderer Waare an die 
Klägerin habe, wie fie nad dem in Negensburg geltenden ge- 
meinen Nechte zur Eigenthumsübertragung erforderlid war, nicht 
ftattgefunden. Revifion zurüdgewiejen. VI, 101/94 vom 28. Juni. 
Bol.5, 15. 

41. Unerheblic, wenn fich zur Zeit der Arreitanlage Waare 
und Bracdıtbrief im Befik des in diefem bezeichneten Empfängers, 
der Agentin, befanden und daß diefe dur ein Schreiben vom 
3. Nov. angewiejen war, die Sendung an den Vorzeiger des Auf: 
gaberecepiffe auszufolgen. Das genügte nicht, um das Eigenthum 
auf die Klägerin zu übertragen, vielmehr wäre eine Webergabe 
der Waare an diefe erforderlic) geweien. VI, 101/94 vom 28. Juni. 

42. Ein Tifchlermeifter Hatte in feinem Gebäude eine An- 
zahl Mafchinen zum Betriebe einer Dampftifchlerei aufgeftellt und 
diefe einer Banf unter der Abrede verkauft, daß er miethmweife im 
Belig der Mafchinen verbleiben und folche innerhalb Iahresfrift 
durh NRüczahlung des Kaufpreijes wieder einlöfen dürfe. Auf 
Andrängen der Gläubiger ift das Grundftüd fubhaftirt. Der Er- 
fteher ift auf Herausgabe der Mafchinen, welche er an fich ges 
nommen bat, verurtheilt. Revifion zurüdgewielen. Da der durd) 
das öffentliche Ausgebot und die Ertheilung des Zufchlags im 
Zwangsverfteigerungs-Termine zu Stande kommende Kaufvertrag 
erft mit dem Schluffe diefes Termins perfelt wird, jo richtet fidh 
nad) diefem Momente auch der Uebergang des Eigentums an den 
Pertinenzen. Vgl. &., Bd. 3, ©. 309; Raffow-Künzel, Beiträge, 
Bb. 25, ©. 878, und Bd. 35, ©. 360 fg.; Bolze, Praris, Bd. 1, 
Nr. 117; Bd. V, Nr. 1391; Bd. VI, Nr. 1268. Im vorliegenden 
Valle bleibt es fich jedoch gleich, welchen Zeitpunkt man als den 
entjcheidenden annimmt, da die Majchinen Icon am 21. April 
1892, aljo jowohl vor dem Zufchlage als aud) vor der Beichlag- 
nahme, auf die Klägerin übergegangen waren. Ob aber dem 
Dberlandesgerichte in feiner Auslegung und Anwendung des $. 30, 
Abi. 8 des E. €. ©. dann beizutreten fein würde, wenn das frag- 
liche Grundftüd auf Antrag eines Hhpothefgläubigerd zur Sub- 
baftation gebracht worden wäre, muß dahingeftellt bleiben; der 
Thatdeftand der vorderen Erfenntniffe läßt nicht erlennen, daß 
ein folher Fall vorgelegen hat. Im übrigen verfteht der $. 97 
des Gefetes vom 13. Iuli 1883 unter dem Ausdrude „Srundftüd 
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TE im Sinne des Preußiihen Necdhts fowohl das Immobile als die 
werd. auf demfelben befindlichen Zubehörftüce. Auc) diefe gehen durch 
den Zuichlag auf den Erfteher über, es fei denn, daß eine Ver- 
wahrung des wirklichen Eigenthümers zu ihrer Ausjichliefung von 
der Subhaftationsmaffe geführt hat oder daß es fih um fjoldhe 
thatjächliche Pertinenzen handelt, welche nicht der Eigenthümer der 
Hauptjache oder der zur Verfügung über diefelbe Berechtigte, jon- 
dern ein Dritter, namentlich der Pächter oder Nießbraucher, zu 
Pertinenzen des Grundftücds beftimmt hat. E8& wird diefer Nedhts- 
fag daraus hergeleitet, daß der nothwendige gerichtliche Verkauf 
ein Verlauf in Baufh und Bogen jei und deshalb im Zweifel 
Alles umfaffe, was zur Zeit der Verfteigerung an Zubehör und 
Srüdten auf dem Grundftüd fih befinde. Bol. E., Bb. 19, 
©. 321; Rafjow- Künzel, Beiträge, Bd. 26, ©. 1099; Bd. 28, 
©. 1166; Bd. 30, ©. 229; Bd. 34, ©. 1105, 1110 m. fg.; Bolze, 
a.0.D., 3.1, Nr. 118; Bd. U, Nr. 58, 100, 101, 104. Diefer 
Grund trifft aber für das gemeine Recht, wie fhon vom Berufungs- 
richter hervorgehoben worden ift, nicht zu und es gewährt dae 
Subhaftationsgejeß felber Feinen zureichenden Anhaltspuntt für 
die Annahme, daß e8 die Abficht de8 Gefebgebers gewelen fei, 
außerhalb des Rechtsgebiet des Allgemeinen Landredits bei der 
Zwangsverfteigerung eine® Grundftüds auf den Erfteher von 
Rechtswegen auch jolche bewegliche Gegenftände übergehen zu Laffen, 
die zwar thatjäckhlih, aber nicht rechtlich als Zubehör erjcheinen. 
Dhnehin verbindet das Preußische Net mit dem Ausdrude „Zu: 
behör’ theilweife einen anderen Begriff als das gemeine Recht, 
und fo gewiß bie Frage, was als Beitandtheil und was als Perti- 
nenz eines Gebäudes zu betrachten fei, in jedem einzelnen alle 
nad) den Gejeten desjenigen Kandestheils entjchieden werden muß, 
in dem da8 betreffende Grundftücd belegen ift, ebenjo Tann die 
vorliegende Trage immer nur nad dem Gefehe ber belegenen 
Sache beantwortet werden. III, 79/94 vom 29. Juni. 

43. Kläger Hatte fih bei Veräußerung von Mobilien an 
die 3. das Cigenthum bis zur Bezahlung des Kaufpreijes vor: 
behalten. Sie hat an ben Beklagten veräußert, der vom Kläger, 
weil er fich argliftig des Befites entäußert habe, mit der Eigen- 
thumsflage in Anfprud; genommen wird. Die Klage ift abge- 
wiefen, Revifion zurücdgewielen. Beflagter hatte 9000 Mark auf 
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dem Bureau des Hägeriichen Nechtsanwalts eingezahlt; dadurd) 
wurde zwar die Reitforderung des Klägers von 8066 Marl 55 Pf. 
nebft Zinjen, welche dem Kläger gegen die 3. zuftand, nicht ums 
mittelbar getilgt, weil von diejen nad allfeitigem Einverftändntiffe 
mr 4000 Markt an den Dr. 5. al® Vertreter des Klägers, bie 
übrigen 5000 Marf aber an die 3., welche die eigentliche Gläu- 
bigerin des Bellagten war, gezahlt wurden; aber indem der Kläger 
fich gleichzeitig ftatt weiterer Zahlung von der 3. ihre Reftforde- 
rung gegen den Beflagten auf ratenweife fällig werdende 4000 Mart 
abtreten Tieß, erklärte er fich wegen aller ihm als Verkäufer nod 
gegen die 3. zuftehenden Anfprücde für befriedigt und verzichtete 
damit ftillichweigend auf da® vorbehaltene Eigentyum. VI, 120/94 
dom 9. Juli. 

44. Breslau. Beweglihe Saden, die mit dem Grundftüd 
burd) einen dazu Berechtigten in eine dauernde Verbindung gejekt 
find und deshalb al8 Zubehör anzujehen fein würden, wenn ber 
Grundftüdsbefiger Eigenthümer der Sadjen wäre, gehen durch den 
im Zwangsvollftredungsverfahren ertheilten Zufchlag mit dem 
Grundftüd in das Eigenthum bes Erftehers über, auch wenn fie 
in fremdem Cigenthum geftanden haben jollten; der Eigenthums- 
erwerb wird aud) nicht dadurch gehindert, daß der Erfteher zur 
Zeit des Erwerbes von dem Eigenthumsrechte des Dritten Kennt- 
niß hatte. Hier war mit Zuftimmung des DVerläufers, welder 
ih das Cigenthumerecht vorbehalten hatte, die Heizanlage von 
dem fpäteren Subhaftaten in das Gewächshaus eingemauert und 
diefe Verbindung nicht dadurch befeitigt, daß die SKeifelanlage fo 
Ihadhaft geworben war, daß fie zur Zeit der Subhaftation nicht 
mehr als Heizanlage benußgt werden konnte. Objcdhon der Ber: 
fäufer jeine CigenthHumsaniprüde im Subhajtationsverfahren an- 
gemeldet hatte, war im Zujchlagsurtheil darauf Feine Nückficht 
genommen. Seine PBindilation gegen den Erfteher wurde abge- 
wiefen. V, 100/94 vom 22. Sept. Vgl. 42, 47 und 418. 

45. 9. hatte ein von feinem Verkäufer zum SHotelbetrieb 
eingerichtetes Grundftüd mit Inventar gefauft und al® Hotel un- 
unterbrochen bis zur Zwangsverfteigerung benußgt. Nachdem auf 
Antrag eines Hhpothelengläubigers das Zmangsverwaltungs- und 
Zwangsverfteigerungsverfahren eröffnet war, ift dem Subhajtaten 
H. der Weiterbetrieb gegen Zahlung einer Padhtfumme überlaffen. 
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Das Grundftüd ift unter der Bezeichnung „das im Grundbud) 
verzeichnete am Astanifhen Plage Nr. 1 und in der Bernburger 
Straße Nr. 1 belegene Grundftüd‘ dem Beklagten zugefchlagen 
und unter Aufhebung der Zwangsverwaltung bi® zur Berichtigung 
des Raufgeldes für deifen Rechnung in gerichtliche Verwaltung 
genommen. Nad) Belegung der Kaufgelder hat der Beklagte das 
Grundftüd mit dem jämmtlichen in ihm befindlichen Hotelinventar 
übergeben erhalten. Der Beklagte hat an dem beweglichen Hotel- 
inventar al8 Zubehör des Grundftüde Eigenthum erworben. V, 
193/94 vom 29. Sept. 

46. Im Fall 94 und 95 Hatte der Berufungsridgter ange- 
nommen, daß der Kläger Eigenthümer, mindejtens aber volljtändiger 
Befiger der dem H. zum Umtaufc gegen neue, mit anhängenden 
Kouponsbogen verjehene übergebenen Stüde geweien tft. Dice 
Veftftellung ift von ber NRevifion nicht angegriffen und gibt nad) 
Lage der Sade zu Bedenken feine Veranlaffung. Aus derjelben 
ergibt fic) ohme weiteres aud) das Eigenthum des Klägers an den 
neuen Stüden, da die Papiere nur Außere Zräger der daraus 
hervorgehenden Forderung find, fobag die neu ausgegebenen Stüde 
in diefer Eigenfchaft lediglid an die Stelle der alten und zugleich 
in das Eigenthum des Gläubigers treten. I, 189/94 vom 13. Oft. 
Bol. 61. 

47. Bol. 42 und 44. Die Klägerin Hatte das Eigenthum 
an den in einem Gebäude aufgeftellten Majchinen dur Kauf und 
Mebergabe mittelft constitutum possessorium von St. & ©;. 
erworben. DBeflagter, welcher das Grundftüd demnäcdft in der 
Subhaftation durdy) Zujchlag erworben Hatte, ift mit dem Ein- 
wande, daß er das Eigenthum aud an den Mafchinen eriworben 
habe, nicht gehört. Denn der Berufungsrichter hat ohne Redhts- 
irrtfum angenommen, daß die Mafchinen weder Subftanztheil 
noch Zubehör des Gebäudes geworden waren. Subftanztheil nicht 
— dgl. E., Bd. 2, ©. 251 ff., und IV, 179/85 vom 26. Oft. 
(Bd. 2, Nr. 58) —, denn die Mafcdhinen konnten ohne wejent- 
fihe Beichädigung des betreffenden Gebäudes und ohne Aende- 
rung feiner Hauptbeftimmung entfernt werben; um ein von born- 
herein feiner baulichen Einrichtung nach zu einer Zabrik beitimmtes 
Gebäude handle es fich Hier nicht, fondern um ein zu Wohn- 
zweden beftimmtes Haus nebjt einem für gleiche Zwede eingeridh- 
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teten Anbau, und auch durch die baulichen Aenderungen, die in- Eigentyums- 
folge Aufftellung der ftreitigen Mafchinen zum Betriebe der Tiich- ERDerD: 
lerei von St. & S;. im Anbau vorgenommen worden feien, habe 
fih nicht einmal der Anbau in feinem mwefentlihen Beitande ver- 
ändert. Auch die Mafchinen felbft würden durdy eine Entfernung 
aus dem Grundftücde weder vernichtet, noch ihrer Hauptbeftimmung 
nach geändert, nod für die Zwede, zu denen fie dienen jollen, 
ungeeignet gemadt. Zubehör des Gebäudes feien die Majchinen 
nicht geworden. Denn fie feien nicht mit dem Grundftüd in eine 
dauernde Verbindung gefett worden, um der SZwedbeitimmung 
des gar nicht als Fabrik erbauten oder dazu umgeänderten Grund- 
ftäds zu dienen; vielmehr feien fie nur für den Tijchlergewerbe- 
betrieb, der im Grundftücsanbau ftattgefunden habe, bejtimmt ge- 
weien und nur deshalb auf das Griumbftüd gebradht und dort 
belaffen worden. Der Umftand, daß zu diefem Zwede die Dia- 
Ihinen mit dem Gebäude — dem Anbau — in eine gewifje meda- 
nifhe Verbindung gefegt worden feien, fei ohne weiteres nicht 
geeignet, ihre Eigenichaft al® Zubehör des Grunbjtüds zu be- 
gründen. Eine Abfiht, die ftreitigen Sadhen zu Zubehörftüden 
des Grundftüds zu machen, jei au fchon deshalb nicht anzu- 
nehmen, weil da8 Grundftüd dem S;. allein gehört habe, während 
er und SE die Tijchlerei und Dredjslerei zufammen betrieben 
und fie beide die ftreitigen Majchinen bejelfen und an die Klägerin 
verfauft hätten. Das find thatfächliche Erwägungen, welche A.L.R. 
I, 2, 88. 79, 93 nidt verlegen. Daß St. nicht Miteigenthümer 
des Gebäudes war und daß beide die Mafchinen verfauft haben, 
fonnte der Richter al8 Beweisgrund für feine Ueberzeugung ver- 
wenden, daß die Majchinen nicht zum Zubehör des Gebäudes ge- 
madt find. V, 146/94 vom 27. OH. 

48. M., ber Mitinhaber der Firma M. A, hat in deren 
GSejchäftstofal der Klägerin erklärt, die für fie gefauften Papiere 
feien zu ihrem Depot gelegt, Klägerin hat bie gutgeheißen, und 
e8 ift verabredet, die Papiere follten bis zum folgenden Montag 
im Depot bleiben; im Obligationenbucdhe der Firma find die Num- 
mern der Papiere mit dem Namen ber Klägerin bezeichnet und 
damit alle Zweifel über die Identität der Papiere ausgeichloffen. 
Hieraus folgert — ohne zu entfcheiden, ob die Papiere wirklich 
zu dem Depot gelegt feien — das Berufungsgericht, c& fei das 
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Eigenthum der Bapiere von der ald Kommifjionärin anzujehenden 
Gemeinfchuldnerin durd) constitutum possessorium auf die Kläge- 
rin übergegangen. ‘Der dagegen gerichtete Angriff ift nicht be- 
gründet. Denn wenn aud) ohne förperlicdhe Uebergabe die Kläge- 
rin duch die Erklärung das Eigenthbum nur dann erlangte, wenn 
daneben ein Nechtsverhältniß begründet wurde, das die Firma zum 
Behalten der Papiere beredjtigte, jo ergibt fi do in Wirklich- 
feit aus den feitgeftellten Zhatfachen zugleich ein, wenn auch nur 
für furze Zeit abgejchloffener Verwahrungsvertrag, der diefem Er- 
forderniffe genügt. III, 166/94 vom 30. Dft. 

49. Bgl. Bd. X, Nr. 8 und 49 (E., Bd. 26, Nr. 32). Wenn 
auch anzunehmen wäre, daß lib. III, Zit. IV, Art. 5 des Lübi- 
ihen Stadtredhts ein Verbot der Mobiliarhypothet enthalte, was 
dahingeftellt blieb: jo tft dadurch die EigenthHumsübertragung zur 
Sicherung einer Forderung nicht ausgejhloffen; Revifion zurüd- 
gewiefen. VI, 312/94 vom 10. Dec. 

HD. Nah S. 253 AU. RR. 1, 9 foll bei Beitimmung der 
Rechte der Uferbefiger auf eine ihrem Ufer gegenüberliegende Injel 
darauf keine Rüdjicht genommen werben, ob das Ufer mit Dämmen 
oder Deihen mit oder ohne Borland eingeichloffen ift. Da- 
nad foll der Dei) und das PVorlarıd al® ein zum Cigenthume- 
eriwerb beredhtigender Uferbefit nicht angejehen werden. Al Vor: 
land ift das, aud) einem andern Eigenthümer als dem des ‘Deiches 
gehörige, Land anzufehen, weldes in dem entiprechenden wirth- 
ihaftliden Verhältniß zum Deiche fteht. Klägerin, welche das 
EigenthHum an ber in der Elbinger Weichjel entitandenen Infel zu 
dem entiprechenden Zheile in Anfprud) nimmt, behauptet aber und 
hat unter Beweis geftellt, daß fie feit länger als 50 Jahren im 
ruhigen Befite des von dem Berufungsrichter als Vorland dharal- 
terifirten Streifens fei und allezeit unbehindert über das Zerrain 
wie über deffen Erträge nad freiem Ermefjen verfügt habe. Diejer 
Behauptung gegenüber ift durch die al® zugeftanden angenommene 
Thatjache, daß der Streifen gegenwärtig als Dedhwerf dient, auch 
unter Zuhülfenahme des vom Berufungsgericht feitgeftellten Um- 
ftandes, daß der Streifen in der Karte, weldye der Verhandlung 
aus dem I. 1879 über die Befisergreifung der Klägerin an der 
jtreitigen Rämpe beigefügt ift, al8 „„Uferdediwerf der Stadt Danzig” 
bezeichnet ift, ein bauernder und wirthfchaftlich nothiwendiger Zus 
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fammenhang des Streifeng mit dem Deiche der Art, wie das 
Berufungsgericht felbft ihn für den Begriff eines Vorlandes im 
Sinne des $. 253 a. a. D. erfordert, nicht zweifellos dargethan; 
e8 bleibt die Möglichkeit, daß jene Benukungsart nur vorüber- 
gehend befteht, nicht wirthichaftlich nothwendig ift und von der 
Klägerin, falls jie Eigenthümerin des Streifen ift, troß ber ihr 
angeblid obliegenden Uferunterhaltungspflicht nad) Ermefjen ge- 
ändert werden fan. Für die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß die von der Klägerin behauptete freie Verfügung über das 
Terrain und die Nußungen fi auf die nebenfädjliche, mit der 
dauernden Beltimmung zum ‘Dechwerk verträglihe Nußung des 
Werdenwuchjes beichräntt habe, ift ein Grund nicht angegeben 
und nicht erfihtlih. V, 484/94 vom 23. Jumi. 

51. Der Kläger hat im I. 1883 ein Mühlengrundftüd in 
der Zwangsverfteigerung erjtanden. ‘Damals ftand im Grundbud) 
das Abfindungsitüd 69* von Sulza Anger groß 148 Duadrat- 
ruthen, welches bei der im 3. 1843 beendeten Angerjeparation ber 
Mühle als Abfindung zugefallen war, diejer zugefchrieben. ‘Das- 
jelbe Grundftüd ift aber bei der im I. 1860 beendigten Separa- 
tion der Yeldmarf DOfterweddingen dem Gute 54 ber Beklagten 
als Theil des Abfindungsftücdes 194 zugetheilt; dieje Abfindung 
ift unter der regelmäßigen Bezeichnung für den Erblafjer der Be- 
Hagten im Grundbuch eingetragen und befindet fich in beren Be- 
fig. Der Kläger ift mit feiner Vindilation abgewielen; auf feinen 
Glauben an das Grundbud) war diejelbe wegen der doppelten 
Eintragung nicht zu ftügen. Auch, war die Beflagte durd das 
Subhaftationsverfahren und die in demjelben erfolgte öffentliche 
Belanntmahung nicht präfludirt, weil fie aus der Bezeichnung 
nicht entnehmen Tonnte, daß ein Theil des für fie eingetragenen 
Grundftüds zur Verfteigerung ftehe. V, 98/94 vom 9. Juni. 

52. Die Hagenden Käufer haben von M. das Grundftüd 
Bd. 18, BI. 1350 des Grundbud8 von der Königsftadt in Berlin 
am 28. April aufgelaffen erhalten und find am 5. Mai als Eigen- 
thümer eingetragen, nachdem am 30. April gegen M. eine DVor- 
merfung in Höhe von 14000 Mark für 2. eingetragen war. Die 
gegen 2. erhobene Klage auf Löfhung der Vormerfung ift abge- 
wiejen, Revifion zurüdgewiefen. ‘Denn der Rechtsanwalt S. hatte 
für 2. unter Meberreihung der vollitredbaren Ausfertigung des 
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gegen M. ergangenen Urtheils bereits aın 28. März zu den Grund- 
aften über vier Grundftüde des M., darunter aud) das der Könige« 
ftadt, die Eintragung der Vormerfung auf die vier Grundftüde 
beantragt, und der Präjentationsvermert war unter anderm aud) 
von dem al8 Grundbudhführer für dies Grundjtäd fungirenden 
RKanzleidireftor D. unterzeichnet. Nad) $. 45 der Grundbucord- 
nung erfolgt aber die Eintragung aus mehreren Eintragsgefuchen 
für daffelbe Grundftüd in der durd) den Zeitpunkt der Vorlegung 
der Gefuche bei dem Grundbuchamt beftimmten Reihenfolge. Diefer 
Srundfag findet ohne Unterfchied, welche Art der Eintragung be 
antragt ift, Anwendung. V, 94/94 vom 7. Iuli. 

53. Nah $. 31 des Pr. Ausführungsgefeßes vom 24. April 
1878 ift aber der Zeitpunkt entjcheidend, in weldem das Gejud) 
dem mit ben Gefchäften des Grundbucdjrichter oder Grundbud- 
führers Hinfichtlich des betreffenden Grundftüds beauftragten Rid;- 
ter oder Gerichtsfchreiber vorgelegt wird. Hieraus ergibt fi), daf 
ein Gefuch, mit weldem um Eintragung auf mehrere Grundftüde 
gebeten wird, die in den Gefchäftsfreifen verjchiedener Amtsrichter 
und Gerichtsfchreiber Liegen, erft dann mit Wirkjamfeit für die 
Reihenfolge der Eintragungen präfentirt ift, wenn darauf der Zeit- 
punft des Eingangs von ben mehreren für diefen Aft ausjchlieh- 
(ih zuftändigen Beamten vermerkt ift. LUnerheblih, daß der für 
das hier fragliche Grundftücd zuftändige Grundbuchführer Kanzlei- 
direftor D. ohne den Zufag „als Grundbuchführer‘ unterzeichnet 
hatte. V, 94/94 vom 7. Iuli. 

54. Allerdings war bei den Grundalten über das den Klägern 
aufgelaffene Grundftüd zur Zeit der Auflaffung von dem Antrage 
auf Eintragung der VBormerfung nichts befannt. Zu diejen Alten 
ist erft am 2. Mai eine beglaubigte Abfchrift der Eintragsver- 
fügung vom 28. April, welde die mehreren Grundftüde betraf, 
genommen. Das Präjudiz Nr. 653 des Obertribunals (Präjudizien- 
Sammlung, Bd. 1, S. 273): „Der Tag und die Stunde des 
Eingangs eines Eintragungsgefuhs beim Gerichte beftimmt ohne 
Nüdficht darauf, warın daffelbe zu den Grundaften gefommen, die 
Präfentation. Wenn daher eine Ingroffation auf mehrere Grumd- 
ftüde in Einer Vorftellung gefucht wird, fo ift fie bei allen Grund» 
jtüden zugleich präfentirt, wenn fie auch bei den Grundaften des 
Einen früher allein zum Vortrag gelangt” — ift aber, foweit c# 
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die Wirfung der Vorlegung des Eintragungsgefuchs bei den Grund- 
aften betrifft, aud) gegenüber der veränderten Gejetgebung nod) 
ridhtig und anwendbar. V, 94/94 vom 7. Iuli. 

55. Als der Antrag für 2. am 28. März 1891 ceinging, 
iit auch darauf nicht fofort die Eintragung verfügt, fondern es 
it vom Antragfteller, Rechtsanwalt ©., die Nahbringung der 
Prozekvollmadht gefordert, und erft alS dieje zu den Grundaften 
Sriedrichftadt am 24. April 1891 überreicht war, ift am 28. April 
1891 die Eintragung vom Grundbudrichter für Friedrichitadt ver> 
fügt. Der Antrag des Rechtsanwalts ©. vom 26. März 1891 
ift jedoch nicht etwa zurüdgewiejen, fondern auf diefen Antrag ift 
jpäter die Eintragung erfolgt. Es kann aber nicht für gejeß- 
widrig erachtet werden, wenn ber Grundbucdhrichter einen Antrag, 
zu beifen Ergänzung es der Beibringung einer Urkunde bedarf, 
nicht endgültig zurücdweilt, fondern deffen Vervollitändigung for- 
dert und dadurch der beantragten und päter wirklich erfolgenden 
Eintragung das durd) den Zeitpunkt der eriten DVorlegung des 
Antrags erworbene Vorreht erhält. Nur dann, wenn der une 
vollftändige Antrag zurücigewiefen wird, geht diefes Vorredht ver- 
foren; und wird ber Antrag demnäcdjft nad) Befeitigung des An 
jtandes wiederholt, fo tft für die Neihenfolge der Eintragungen 
der Zeitpunkt des Eingangs des wiederholten Antrages maßgebend. 
Einer nohmaligen Vorlegung des in Kraft gebliebenen Antrages 
vom 26. März 1891 unter Beifügung der nachgebradyten Volt- 
macht bei dem mit der Bearbeitung der Grundbuchgeichäfte für 
das Grundftüd Königsftadt Bd. 18, BL. 1350 beauftragten Amts- 
richter oder Gerichtsfchreiber bedurfte e& nidt. V, 94/94 vom 
7. Iult. 

56. Die Stadt Eberswalde hatte eine ihr gehörige Fläche, 
den Play BB von 1,7201 Hektar, an die Schüßengilde für jährlich 
1 Silbergrofchen verpacdhtet. Die Schügengilde hat das Schüten- 
haus verkauft an 8. Während deffen Befitzeit ift bei der Zu- 
rüdführung des Grundbude auf das Katafter verjehentlich der 
Pla BB dem Schütenhaus zugefchrieben. 8. Hat das Grund» 
ftüf an W. verkauft und aufgelaffen, und diefer hat e8 dem Be: 
Hagten aufgelaffen. Während der Befitzeit des W. verlangte die 
Stadt die pfandfreie Zurücdichreibung des Plages. Das Amts» 
gericht erfannte die Unrichtigkeit der Zurücdführung an und theilte 
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Srundbud. dies allen Realintereffenten, aud) dem Bellagten al8 damaligem 
Pfandgläubiger, mit. Die Berichtigung unterblieb jedoch, weil 
W. und der Beklagte ihr wideripraden. Dett ift der Beklagte 
zur Anerkennung des Cigenthums der Stadt an dem Plaß und 
zur Auflaffung an die Stadt verurtheilt. Das Neichsgericht hat 
aufgehoben und zurüdverwiejen. Der Beklagte felbft fannte den 
Sadjverhalt bei feinem Erwerb, er hat aber Eigenthum erworben, 
wenn W. bei feinem Erwerb in gutem Glauben war. Das Be: 
rufungsgericht hält dies für ausgeichloffen, weil er feine näheren 
Nahforihungen über da8 Nechtsverhältniß der Streitfläche ange- 
ftellt habe, obfhon ihm bei den Kaufverhandlungen von feinem 
Verkäufer gefagt worden jet: fie gehöre zum Grundftüd, Fönne 
davon nicht getrennt werden, es feien dafür nur 10 Pf. jährlich 
an die Stadt zu zahlen, das fei fo gut wie Eigenthum. Hieraus 
habe er entnehmen müffen, daß das Net des KR. an diejer Fläche 
nicht Eigenthum fei, fondern daß ein unklares NRechtsverhältnig 
obwalte, das näherer Aufklärung bedürfe, und diefe hätte er leicht 
gewinnen können durd) Rüdfrage bei dem Meagijtrat oder durd) 
Einfiht in das Grundbud oder in die Grundalten. Dies geht 
zu weit. Wie nicht jede Mittheilung über das Borhandenfein 
von Eigenthumsprätendenten geeignet ift, begründete Zweifel an 
dem Eigenthumsrehht des jene Anfprüche beftreitenden Verkäufers 
in dem Käufer hervorzurufen, fo fann aud nicht jede Aeußerung 
des Verkäufers, die auf eine gewiffe Unflarheit des Rechtsverhält- 
niffes hindeutet, diefen Erfolg haben; die Mittheilung muß viel- 
wmchr jo beichaffen fein, daß dem Käufer die Unficherheit feines 
NRecdhtserwerbs zum Bewußtfein gebradjt wird. Ermwägt man nun, 
daß W. allem Anfchein nad) ein Ortsfremder war, der vorher in 
Spandau und Berlin gewohnt hatte, daR ihm nad) Ausjage dee 
Zeugen R. das Grundftüd in der Größe von ungefähr 10 Morgen 
(dem irrthümlichen grundbuchmäßigen Beftande entjprechend) zum 
Kauf angeboten worden war, und daß er al8 Gaftwirth wenig 
Gelegenheit gehabt haben wird, jid) mit den Nedhtsverhäftniffen 
des Grundfiücsverfehrs vertraut zu machen, fo kann eine Außer- 
adhıtlaffung des gewöhnlichen Grades von Aufmerkjamfeit darin 
nicht gefunden werben, daß er aus den angeführten Mittheilungen 
bei den Kaufverhandlungen über das Nechtöverhältnig der jeßt 
ftreitigen Flädje Feine Veranlaffung nahm, darüber nocd nähere 
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Nachforihungen anzuftellen. Die Verfiherung des Verkäufers, Grundbud). 
daß die Fläche unzertrenmlicdher Beftandtheil des Grundftüds fei, 
die gegen die Annahme eines Zeitpacdhtverhältniffes Ipredyende Ge- 
ringfügigfeit der jährlicden Abgabe von 10 Pf. für ein Areal von 
mehr al® 8 Morgen, und die Bemerkung, daß das fo gut wie 
Eigenthum fei, fonnten und durften ihn vielmehr in den Glauben 
verjegen, daß er an dem Streititüd bdafjelbe Necht gewinne wie 
an den übrigen Beitandtheilen des Schütenhausgrundftüde. Cs 
fomınt nod) hinzu, daß diefer Glaube durd) eine Einficht ins Grund- 
buch nicht bloß nicht — wie der DBerufungsrichter annimmt — 
erjchüttert, jondern nod) beftärft worden wäre, injofern er bier in 
Folge der allerdings irrthümlichen Zurüdführung des Grundbuche 
auf die Steuerbücher ein die ftreitige Fläche mit umfafjendes Areal 
als Beftand des Grundjtücds aufgeführt gefunden hätte. V, 330/94 
von 19. Dec. Vgl. 91, 92. 

57. €&8 ift fein rechtlich unricdhtiger Standpunkt, wenn das Nachbarregtt. 
Berufungsgericht den Umijtand für unerheblich erflärt, daß die 
Klägerin vorzugsweife an Studenten und an Perjonen mit ähn- 
licher, vorzugsweife geiftiger Beichäftigung vermiethe, die befonderer 
Ruhe bedürften. Damit erachtet das Berufungsgericht nicht das 
Vermiethen von Zimmern an Studenten und Perfonen mit ähn- 
ficher Beichäftigung für ein in einer Univerfitätsitadt ungewöhn- 
liches Gewerbe, fondern es nimmt nur an, daß es nicht das 
Regelmäßige fei, wenn (in einer gleichzeitig volf- und verfehr- 
reihen Stadt) Berfonen auch diejer Klaffe ein befonderes Maß 
von Ruhe für ihre Wohnungen beanjprudhen. Bei billiger Aus- 
gleihung der auf die verichiedenen Lebens» und Erwerbsverhält- 
niffe einer Stadt wie Halle zu nehmenden Rüdfjichten konnte da- 
her das Berufungsgericht wohl zu der Auffaffung gelangen, daf 
da8 durd den Yabrikbetrieb dc8 Beklagten verurjacdhte Geräufc, 
das nad) dem Ergebniß der Beweisaufnahme in der Wohnung 
der Klägerin nicht ftärfer gehört wird ald da8 einer in einem 
anderen Stodwerfe arbeitenden Nähmajchine oder eine® vorbei- 
fahrenden Laftwagene, das zuläffige Maß nicht überfteige. Des- 
halb die Klage abgewiejen, Revifion zurücdgewiefen. V, 92/94 
vom 19. Sept. 

58. Die Anficht, daß ein Theilungsvertrag wegen Code 883 Sindikation. 
iiberhaupt nicht ald ein zur Begründung des Cigenthums ge- 
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eigneter Titel angejehen werden könne, erjcheint als rechtsirrthüm- 
id. Wenn diefer Vertrag auch deflarativer Natur ift und dabei 
ebenfo wie bei anderen Verträgen, 3. DB. bei dem Kaufvertrag, 
vorausgefett wird, baß das Eigenthumsrecht, da8 übertragen werden 
jol, überhaupt befteht, fo fanıı body ein Zheilungsvertrag, joweit 
8 fih um einen Streit zwiichen den dabei betheiligten Perjonen 
oder ihren Redhtsnachfolgern handelt, unzweifelhaft als ein ge- 
nügender Titel gelten, durch welchen ein Eigenthumsanjprud des 
Klägers dem Bellagten gegenüber begründet wird. II, 106/94 
vom 5. Juni. 

59. Nachdem der Konkurs über den Nachlaß des verjtorbenen 
Vaters der Klägerin eröffnet war, hat der Gerichtspollzieher bei 
der Aufnahme des Inventare von derfelben Herausgabe der in 
ihrem Befite befindlichen neun Naumburger Braunfohlenaltien 
gefordert und erlangt. Der Konkursverwalter ift zur Rüdgabe 
verurtheilt, falls Klägerin einen Eid dahin leijtet, daß fie die 
Aktien von ihrem Vater gegen Hingabe ihr gehöriger Staate- 
papiere eingetaufcht habe. Der Berufungsrichter hat thatjächlich 
feitgeftellt, daß Klägerin, welche Lehrerin ift, eine größere Anzahl 
Werthpapiere aus ihren Erjparniffen angefchafft habe, welche fie 
in der angegebenen Weife umgetaufcht habe. Klägerin hat den 
Defig der eingetaufhten Papiere erlangt. Der Eid ijt für er- 
forderlih eraditet, um die Identität der vindizirten mit den ein- 
getaufchten Papieren feftzuftellen. NRevifton zurüdgewiejen. Selbft 
wenn Klägerin, was Beklagte behauptet, unter väterlicher Gewalt 
geftanden hätte, jo fehlt e8 an einer Gefegesvorjchrift, welde ein 
Kind unter väterlicher Gewalt am Befiterwerb hindert. Hier 
fommt hinzu, daß die Erfparniffe der Klägerin aus ihrem Gehalt 
als Lehrerin nah 8. 148 A. R., II, 2 zu ihrem freien Ber- 
mögen gehörten, und daß nad) $. 270 die väterliche Gewalt mit 
dem am 1. Febr. 1892 erfolgten Tode ihres Vaters beendigt war. 
V, 164/94 vom 20. Immi. 

60. Ebenso verfagt der auf Verlegung der 88.45, 4TA.U NR. 
I, 15 gerichtete Angriff. Inwiefern überhaupt von einem Erwerb 
der Aftien feitens der Beklagten die Rede fein kann, läßt fich 
nicht abfehen. Aud) der Erwerb eines Pfandrehts an denjelben 
ift rechtlich nicht zu konftruiren. Gehörten die Sachen der Klägerin 
eigenthbämlih, fo konnte Beklagte weder durdy) Pfändung, nod 
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duch eine Beihlagnahme im Konkursverfahren über den Nad)- 
(aß des Baters, jofern diefelbe hier überhaupt anzunehmen wäre, 
ein Pfandredit an denfelben erwerben. Daß überdies jeder An- 
halt für die Annahme eines entgeltlichen Ermwerbes fehlt, hat der 
Berufungsrichter zutreffend ausgeführt. Daß endlich die Aktien 
unterfcheidbar in der Konkursmafle vorhanden find, ift unbedenf- 
(id. Somit liegen alle Erforderniffe zur Anwendung des $. 46 
vor. V, 164/94 vom 20. Juni. 

61. Im Fall 46. Dei der zu erlaffenden andermweiten Ent- 
icheidung wird ferner zu prüfen fein, ob gegenüber der Thatjache, 
daß die Beflagte die ihr übergebenen Stüde mit dem Auftrage 
erhalten hat, an Stelle derfelben neue einzuholen, eine Ver- 
urtheilung der Bellagten zur Herausgabe der von ihr in Em- 
pfang genommenen alten Stüde, an deren Stelle andere getreten 
find, angängig ericheint. E& wird aud erwogen werden milffen, 
ob, falls die an Stelle der empfangenen von der Beklagten ein- 
geholten neuen Stüde von ihr bereitd veräußert find, überhaupt 
nod) deren Herausgabe verlangt oder nur noch der Gefdwerth ge- 
fordert werden fann. I, 189/94 vom 13. Okt. 

62. 2gl. Bd. XVI, 52 und Bd. XIX, 63. Der Preußifche 
Foritfisfus hat durch die Regierung zu Stralfund wider 17 Fifcher 
aus Baabe Klage erhoben, weil fie den Küftenfaum eines fisfa- 
tifchen Borftes zum Aufziehen ihrer FSticherboote, zum Netetrodnen 
auf eingefchlagenen fogen. Manzenpriden und zur Aufftellung von 
Tifcherhäütten benugen. Die Klage ift gegen 13 Fischer abgemiefen, 
Revifion zurücigewiefen. Dem Berufungsgericht ift darin beizu- 
treten, daß eine Gemeinde für fich fervitutiiche Rechte erwerben 
fann, die nur dem Bedürfniffe einer beftimmten Klaffe von Ein- 
wohnern dienen, und daß die Begründung folder Necdte aud) 
durd eine Rechtsübung möglich ift, welche feitens der Einzelnen 
im Interefje einer Klaffe von Einwohnern während ber Erfitungs- 
zeit bezw. feit Menfchengedenfen ftattgefunden hat. Nicht ohne 
Bedenken ift dagegen die Annahme, daß den Einzelnen in diefem 
Falle an den dev Gemeinde erworbenen Rechten ein jelbftändiges 
privatrechtliches Ausübungsrecht zuftehe.. Cs fan jedoh von 
einer Enticheidung der Trage abgejehen werden, ob an jerpitutifchen 
Semeinderechten der zur Frage ftehenden Art ein jelbjtändiges 
privatrechtliches Ausübungsrecht der Einzelnen vechtlih möglich 
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it und ob eventuell ein folches Recht jchon dann gegeben ijt, 
wenn die NRechtsausübung im Intereffe einer Klaffe von Ein- 
wohnern während der Erfigungszeit ftattgefunden hat. Denn 
aud) ohne diefe Annahme erjcheint die negatorijche Klage gegen 
die Beklagten badurd begründet,. daß fie durdy ihre Handlungen 
einen das Eigenthum des Klägers beeinträcdhtigenden Zuftand auf- 
recht erhalten haben und auch jegt nicht Willens find, ihn zu be- 
feitigen. Andererfeits müffen fie auch ohne Annahme eines jelb- 
ftändigen privatredtlichen Ausübungsrechts für berechtigt gehalten 
werden, fi) der negatorischen Klage gegenüber auf das Necht der 
Gemeinde zu berufen, wenn fie au jelbjtverjtändlich der Ger 
meinde durd ihre Prozekführung nicht präjudiziven Fönnen; denn 
die Beklagten find dem Kläger gegenüber nicht im Unrecht, wenn 
fie ein Necht ausüben, das der Gemeinde zum Beften der Eins 
wohnerflafje zufteht, der die Beflagten angehören. III, 122/94 
vom 16. Nov. 

63. Bol. 62. Im Fall 7. Da nicht einmal gemügende 
Behauptungen für die Entftehung dur Erfigung oder unvordenf: 
liche Verjährung aufgeftellt find, mußte jogar ohne Zurüdverweifung 
der Sadje an da8 Berufungsgericht die eingelegte Berufung ale 
unbegründet zurüdgemwiejen werden. Subjeltive Rechte der vor- 
liegenden Art Fönnen nur für ein beftimmtes Rechtsfubjelt oder 
zu Gunjten eines beftimmten Grundftüds für den jedesmaligen 
Eigenthümer defjelben entftehen. Dadurd daß für eine Perfon, 
ein Grundftüd oder eine Mehrzahl das Recht erworben wird, 
entfteht e8 noch nicht für andere, auch wenn dieje in fonft gleicher 
Lage fi) befinden; dadurd, unterfcheidet fi) gerade die weiter 
reichende Wirkung des dur; Gewohnheitsrecht entftandenen Rechts- 
jage®. Auch bei jogen. Gemeindefervituten fteht das Necdht nur 
einem Subjelt, der juriftiichen Perfon der Gemeinde zu, aud 
wenn die Nukung unmittelbar durd; die Gemeindeglieder erfolgt. 
Daß eine foldhe Gemeindefervitut hier vorliege, ift in Feiner Weije 
angedeutet, jodaß e8 Feiner Prüfung bedarf, ob in foldem Falle 
die Kläger zur Vertretung befugt fein würden; die Behauptung, 
daß irgend eine forporative Verbindung zwifchen den Klägern 
oder einem Xheil berjelben bejtehe, ift von ihnen ausdrüdlich 
zurüdgenonmen, fie fommen alfo nur als einzelne Nechtsjubjekte 
in Detraddt. Das Net fanıı daher nur für diejenigen einzelnen 
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Kläger dur) Erfigung oder unvordenkfliche Verjährung entftanden Erfigung und 
fein, welde für ihre Berjon oder ihre Anbauerftelle eine für die ae 
Entitehung genügende Ausübung des Nechts behaupten und bes Wedhte. 
weifen. Es ift aber nicht einmal der Verfuh gemadt, für einen 
einzigen Kläger beftimmte Behauptungen aufzuftellen, jodaß e3 an 
jedem Anhaltspunkte in der alleinmöglichen Richtung fehlt. ILL, 
104/94 vom 6. Yuli. Vgl. Bolze, Begriff der juriftifchen Perjon 
(Stuttgart 1879), ©. 31 fg. 

64. Im der Stadt Aachen befteht feit Jahrhunderten die 
Diarktwafferleitung, welche den Marktbrunnen und 13 andere 
Yauf- oder Springbrumnen jpeift; außerdem find 30 oder AO an- 
geihloffen, darunter das Haus zum Löwenftein (der Kläger 1), 
welches die Hälfte oder zwei Drittel des Waffers an die Häufer 
der Kläger 2, 3, 4 abgibt. Aus Anlaß eines Widerrufs der 
Stadtverwaltung haben Kläger Feitftellung begehrt, daß ihren 
Hänfern das Wafferbezugsrecht zuftehe. Damit find fie abgewiejen, 
Revision zurücdgewiejen. Das Berufungsgericht nimmt zwar an, 
daß Iahrhunderte lang und jedenfalls länger als zwei Jahrhunderte 
vor dem Inkrafttreten des Code civil das Flägerifche Befisthum 
an die Mearktwafferleitung angefchloffen gewejen fei. Allein die 
Verhältnifje bezüglidd) der Mearktwafjerleitung und der ihr auge: 
ichloffenen Grundftüde haben aber nad) dem von den Parteien 
beigebradjten Bemweismaterial jtets jo gelegen, daß aus der That- 
lacdje des Woafferbezuges auf ein Nedht zu diefem Bezuge nicht 
geichloffen werden fann. Der Belit der Waffergerechtiame der 
an die Leitung angefchloffenen Käufer erjcheint vielmehr, um mit 
dem Code 2229 zu reden, al® ein zweideutiger, possession &qui- 
voque. Aus ben von der DBellagten vorgelegten Urkunden er: 
helit nämlih, daß es jedenfalls jeit dem Aachener Stadtbrande 
vom 3. 1656 die Regel bildete, Anfchlüffe an die Marktwaffer- 
leitung nur vergünftigungsweife, nicht al8 ein Necht zu verleihen. 
— Dazu ergibt die Urkunde vom 11. Aug. 1547, wo ein folder 
Anichluß auh nur „bis zu unjerem Widderjagen‘ verlichen wird, 
daß auch vor dem Stadtbrande Anfclüffe lediglich prefarifch be- 
willigt wurden. Deshalb läßt der thatfächliche Anjchluß des Haufes 
zum Löwenjtein auch die Deutung zu, daß es fi) hier ftets um 
eine rein prefariiche, lediglich thatfächliche Ausübung des Waffer- 
bezuges gehandelt hat. Da es fon vor dem Stadtbrande von 
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im Imtereffe der Stadt Tag, fich die ausichließliche Herrfchaft über 
die für die Intereffen des Gemeinwejens jo bedeutjame Waffer- 
leitung vorzubehalten und daß nur ein einziger, aus ber Be- 
fonderheit des Cinzelfalles Leicht erflärlicher Fall nachweisbar ift, 
in dem ein NRedt an der Leitung eingeräumt worden tft, näm- 
ih die Ehrengabe an den um die Stadt verdienten Gemeinde- 
beamten Spedheuer, fo rechtfertigt fi) die Annahme, daß rein 
prefarifch bewilligte Anjchlüffe ftetS8 aud vor 1656 die Regel ge- 
bildet haben, und dann muß mangels zwingender Gegengründe 
dieje Negel auch für das Flägerifche Befisthum angenommen und 
die Flägerifche Behauptung einer unvordenflihen Redtsausübung 
als unerwiejen oder widerlegt erachtet werden. Das ift thatjäd- 
fihe der Revifion nicht zugängliche Begründung. Die ferneren 
Ausführungen der angefochtenen Enticheidung, daß e8 — dem ale 
erwiejen anzunehmenden Charafter des ftreitigen Wafferbezuges 
al® eines prefariichen gegenüber — nicht darauf anfomme, daf 
die Eigenthümer des Lömenftein den ihnen zufommenden Waifer: 
bezug mehrfach in Webertragsakten, welche audy in die öffentlichen 
Negifter eingetragen worden, wie ein Necht mit veräußert hätten, 
find rechtlich nicht zu beanftanden. IL, 180/94 vom 10. Yuli. 
65. Ohne NRedtsirrtbum hat der Berufungsrichter ange- 
nommen, daß der Müller Fein Recht auf das von den Grunb- 
jtüden der Beklagten jeiner Mühle zugeleitete Duellwaffer erjeffen 
habe, und deshalb die Klage des Müllers wegen Entziehung diefes 
Waffers abgewiefen. Revifion zurücgewieien. Die von dem 
Müller angelegten Dohlen, mittelft welcher da8 Duellwaffer ber 
Mühle zugeführt wurde, waren verftopft und genügten nicht mehr, 
da8 hervorfidernde Wafler abzuführen. Die Grundeigenthümer 
haben deshalb aus eigenem Intereffe zur Verbefferung ihrer Grund: 
jftüde und deren Erträgniffe Dohlen angelegt. Ohne Redts- 
irrthum wird angenommen, daß Kläger durch Berufung auf folche 
von ben Grumdeigenthümern zu eigenem Vortheil angelegte Dohlen 
jein Recht nicht begründen könne, da ber auch für ihn herbei- 
geführte Vortheil nur als ein vergünftigungsweije genoffener an- 
zujehen war. Aber aud darin ift eine Rechtsverlegung nicht zu 
finden, daß jelbft die von den Mühlenbefigern ausgegangene An- 
legung von Dohlen in den Grundftüden der Sauerwiejen nicht 
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al® geeignet erklärt wird, die Erfigung zu begründen. Code 2232. Erfigung und 
Das Berufungsgericht fieht darin nur actes de simple tolerance. eu a 
Wird au in der Regel in einer offenen Anlage, welche ein an: Rechte. 
deres Grundftüd ftändig belaftet ericheinen läßt, feine bloße Ver: 
günftigung zu erbliden fein, jo kommt eben hier der bejondere 

Umftand in Betradjt, daß die Anlage den belajteten Grundjtüden 

nüßte, weshalb deren Eigenthümer felbjt folche Anlagen machten. 

Die Befiger der Mühle haben fonad die Entwäfferungsanlagen 

der Grundeigenthümer zu ihrem VBortheil vervollftändigt, wobei 

fie wegen des Nutens für die Grunbdftüde auf Duldung feitens 

der Eigenthümer vechneten. Bei folder Auffaffung der thatjäch- 

lichen Sachlage konnte aber der Befik des Klägers und feiner 
Nechtsvorgänger jehr wohl als ein nicht unzweideutiger beurtheilt 

werben. II, 183/94 vom 12. Dit. 

66. Im Fall 36, 37. Die Anfiht der Repifionsklägerin, 
daß gegen Stadtgemeinden nur die ungewöhnliche Verjährung von 
44 Iahren ftattfinde, kann in Uebereinftimmung mit der herrichen- 
den Anficht (vgl. DO. X. E., Bd. 18, ©. 182) nicht gebilligt werden. 
Neben dem Fiskus und den Firhlihen Korporationen find bie 
Städte nidht genannt; die Minderjährigen aber find Hinfichtlich 
der Verjährung durh Befik nah 8.595 A. R.L, 9, wenn fie 
einen Bormund haben, nidjt privilegirt, fodaß eine Sleichftellung 
mit ihnen den Städten bei der erwerbenden Verjährung nicht nügt. 
— Auch ein unrechtfertiger Befit fteht, wie jhon früher von 
Reichsgerichte entichieden ift (E., Bd. 22, ©. 336), dem Erwerbe 
dur) 30 jährige Erfigung nicht entgegen; davon eine Ausnahme 
für Rechte der vorliegenden Art zu machen, liegt fein Grund vor. 
III, 90/94 vom 13. Nov. 

67. Im Fall 108 würden die Befiter des Ritterguts durch 
Verjährung ein Recht nur erworben haben, wenn fie die Näu- 
mung des Bades als eine fortdauernde Schuldigfeit von den 
Mühlenbeftgern gefordert und die legteren feitben innerhalb 
eined® Zeitraumes von AO SIahren die Räumung wenigftens zu 
drei verichiedenen Dialen bewirkt haben. (Vgl. 8. 80, I, 7 und 
8.649 1, IA. 2. R) Die Behauptungen des Beklagten aber 
gingen nur dahin, daß der Mühlbach feit länger als 50 Yahren 
regelmäßig, wenn e8 erforderlich gewejen, von den Mühlenbefigern 
und nicht von den Gutsherren geräumt worden fei, und daß nad) 
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Erfigung und der in den 1850er Jahren erfolgten Abweifung der Klage des 
iratiner damaligen Mühlenbefigers Sch. diefer felbft und feine Redhtenad;- 
Rechte.  folger die Grabenräumung als eine dauernde Schuldigfeit geleiftet 
hätten, daß namentlich auch Sch. — nad) feinem früheren Zeugniß 

Befiger der Mühle von 1862—1867 — fid) zur Räumung ver- 

pflichtet gehalten habe. Da nad) diefen Behauptungen die Be- 

figer des Kittergutes in den Befit des jett vom Beflagten be 
anfpruchten Rechts erft in den 1850er Jahren gefett worden find, 

fonnte bis zum Erlaffe des Beichluffes des Amtsvorftehers vom 

14. Juni 1888, welcher den Beflagten al8 zur Räumung ver- 

pflichtet erflärte, die einen AOjährigen Zeitraum erfordernde Ber- 

jährung nicht vollendet werden. Der Beklagte ift deshalb zum 
Schadenserjaß verurtheilt. VI, 254/94 vom 10. Dec. Vgl. 150. 

Grund» 68. Im Fall 26. Einen Anfpruh auf Kinwilligung eines 
bienfibarkeit, nogpmeges für ihr Grundftüd, um Materialien zu einem Haus- 
bau anfahren zu laffen, hatte Klägerin nit. Nad) gemeinen 

Recht kann ein Nothweg nicht jchon deshalb beansprucht werben, 

weil der Eigenthümer eines landwirthichaftlichen Grundftücds ledig: 

ih um feines Vortheil® willen die jeitherige Benutung ändert, 
insbefondere, wenn er, um mehr Nuten aus feinem Grunbjtüd, 

für deffen bisherige Benugungsart der Zugang genügte, zu ziehen, 

ein Haus auf demfelben bauen will. VI, 87/44 vom 18. Yuni. 

69. Im Fall 105. Die Wiefen wurden feit Menfchen- 

gedenken durch foldhe aus dem Mühlgraben abgeleitete Gräbchen, 

wie fie jett noch eriftiren, bewäffert, und zwifchen dem Müller 

und ben Wiejenbefigern die Benukung des Wafjere durchweg 

friedlich fo geregelt, daß der Müller bei niedrigem Wafjerftand 

die Gräbchen mittelft Erde zuftellte, daß aber die Wiejenbefiter, 

wenn ihre Wiejen des Wafjers bedurften, foldhe Tpäter wieder 

öffneten. E8& fehlte daher weder an einer in die Augen fallenden 

Anlage für die Ausübung der Dienftbarfeit, noch bedurfte e8 zu 

ihrer Ausübung jedesmal einer von dem Berechtigten vorzuneh: 

menden Handlung. Daß die Ausübung in Folge des Rechts des 
Mühlenbefigers Unterbrechungen erlitt oder daß die Berechtigten 

zur Befeitigung von Hinderniffen der Ausübung thätig eingriffen, 

jteht der Kennzeichnung ber Dienftbarfeit als einer ftändigen nicht 

entgegen. Code 688, 689. Danadı ift die Annahme nicht redhte- 
irrthümlid), daß die Wiefenbefiter durch 30 jährige Erfikung das 
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Recht erworben haben, das zum Mühlenbetriebe nicht erforderliche 
Waffer auf ihre Wiefen abzuleiten. II, 131/94 vom 29. unit. 
70. Der Berufungsrichter hat angenommen, daß dem Ritter: 
gut Pöpelwig in dem mit der Niederjchlefiih- Märkifchen Eifen- 
bahn am 24. Iuni 1845 abgefchloffenen Vertrag eine Fahrgerechtig- 
feit über das abgetretene, jest zum Eifenbahnterrain gehörige Areal 
nur zum Wirthichaftsbebürfniffe eingeräumt fe. Die jpäter von 
dem Rittergut abgetrennten ZTheiljtüde, welche jett den Klägern 
gehören, berechtigten zwar zur Mitbenugung biefer Fahrgeredtig- 
feit, allein ihr Recht gehe nicht weiter al8 das des Nitterguts. 
Das Reihsgeriht hat abweichend erkannt und bie eritinftanzliche 
Berurtheilung wieder hergeftellt. Der Vertrag beftimmte; Auf 
der Teldmark des Verkäufers wird eine Meberfahrt über die Eijen- 
bahn bei der Station Nr. 521 angelegt. Daß diejer Sag feinem 
Wortlaut nach Feine Beichränfung in der Benutung der Ueber- 
fahrt durch den Gutsbefiger enthält, erkennt der Berufungsrichter 
an. Dem tft beizuftimmen. Cs läßt fid) aber auch bei einer 
Auslegung nad dem vermuthlichen Willen der Kontrahenten nicht 
denken, daß der Verkäufer des für die Eifenbahnanlage bejtimmten 
ZTerrains fich die früher beftandene Verbindung der durch die Bahn 
getrennten Theile feines Gutes untereinander und mit der Chauffee 
hat erichweren laffen, und die Benutung auf den damaligen land- 
wirthichaftlichen Betrieb Hat beichränfen wollen. Die Folge davon 
würde gewejen fein, daß der Befiter des Gutes an der Errichtung 
neuer Anlagen, 3. B. einer Brennerei, Brauerei oder eines Kruges 
durd) den Widerfprud der Bahnverwaltung gehindert werden 
fonnte. Soweit erfichtlich fteht auch die thatjächlihe Benugung 
mit der Annahme in Einklang, daß die Ueberfahrt zu allen Be- 
dürfniffen des Gutes, fowohl dem im I. 1845 vorhandenen als 
jpäteren, Hat dienen follen. In dem Vertrage ift weiter erklärt, 
Kultur: und Wirthichaftswege jeien nicht anzulegen, bem Wirth- 
ichaftsbedilrfniffe des Verkäufers jei mit Nüdficht auf die ihm 
gewährte Entichädigung durdy) den vorbemerften Bahnübergang 
genügt, und verzichte er daher auf jeden etwaigen Anjprud auf 
Anlegung mehrerer Uebergänge oder neuer Wege. Wie der DBe- 
rufungsrichter dazu kommt, diefe in Betreff weiterer Wege ab- 
gegebene Erklärung über die Wirthfchaftsbedürfniffe des Gutes 
dahin zu deuten, daß das im erften Sate dem DVerfäufer ein- 
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Eriigung und der in den 1850er Jahren erfolgten Abweifung der Klage des 
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damaligen Mihlenbefigers Sc). diefer felbjt und feine Nechtönad;: 
folger die Grabenräumung als eine dauernde Schuldigfeit geleiftet 
hätten, dag namentlich aud) Sc). — nad) feinem früheren Zeugnif 
Defier der Mühle von 1862—1867 — fid) zur Räumung ver- 
pflichtet gehalten habe. Da nad) diefen Behauptungen die Be- 
figer des Nittergutes in den Befit des jeßt vom Beklagten be- 
anfpruditen Rechts erjt in den 1850er Jahren gejett worden find, 
konnte bi8 zum Erlaffe des Befchluffes des Amtsvorftehers vom 
14. Juni 1888, welder den Beklagten al8 zur Räumung ver- 
pflichtet erklärte, die einen AOjährigen Zeitraum erfordernde Ver- 
jährung nicht vollendet werden. Der Beklagte ift deshalb zum 
Schadenserjag verurtheilt. VI, 254/94 vom 10. Dec. Xgl. 150. 

68. Im Fall 26. Einen Anjprud auf Kinwilligung eines 
Nothweges für ihr Grundjtüd, um Materialien zu einem Haus- 
bau anfahren zu lafien, Hatte Klägerin nicht. Nad) gemeinen 
Recht kann ein Nothweg nicht jchon deshalb beanfprucht werden, 
weil der Eigenthümer eines landwirthichaftlichen Grundftüds Tedig- 
lid um feines Vortheils willen die feitherige Benutung ändert, 
insbefondere, wenn er, um mehr Nuten aus feinem Grundftüd, 
für deffen bisherige Benutungsart der Zugang genügte, zu ziehen, 
ein Haus auf demfelben bauen will. VI, 87/44 vom 18. Juni. 

69. Im Fall 105. Die Wiejfen wurden feit Meenichen- 
gedenfen durch foldhe aus dem Mühlgraben abgeleitete Gräbchen, 
wie fie jekt noch exiftiren, bewäffert, und zwiichen dem Müller 
und den Wiefenbefigern die Benutung des Waffere durchweg 
friedlich jo geregelt, daß der Müller bei niedrigem Wafferjtand 
die Gräbchen mittelft Erde zuftellte, daß aber die Wiejenbefiker, 
wenn ihre Wiejen des Waffers bedurften, joldye jpäter wieder 
öffneten. &8 fehlte daher weder an einer in die Augen fallenden 
Anlage für die Ausübung der Dienftbarfeit, noch bedurfte es zu 
ihrer Ausübung jedesmal einer von dem Berechtigten vorzuneh- 
menden Handlung. Daß die Ausübung in Yolge des Rechts des 
Mühlenbefigers Unterbredyungen erlitt oder daß die Berechtigten 
zur Beleitigung von Hinderniffen der Ausübung thätig eingriffen, 
fteht der Kennzeichnung der Dienjtbarkeit al8 einer ftändigen nicht 
entgegen. Code 688, 689. Danad) ift die Annahme nicht rechte- 
irrtümlich), daß die Wiejenbefiger durch 30 jährige Erfikung das 
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Recht erworben haben, da8 zum Meühlenbetriebe nicht erforderliche 
Wafler auf ihre Wiefen abzuleiten. II, 131/94 vom 29. Iunt. 
70. Der Berufungsrichter hat angenommen, daß dem Ritter- 
gut Pöpelwig in dem mit der Niederjchlefiih- Märkiichen Eijen- 
bahn am 24. Juni 1845 abgefchloffenen Vertrag eine Fahrgeredtig- 
feit über das abgetretene, jett zum Eijenbahnterrain gehörige Areal 
nur zum Wirthichaftsbedürfniffe eingeräumt jei. Die fpäter von 
dem Nittergut abgetrennten Theilftüde, welche jett den Klägern 
gehören, berechtigten zwar zur Mitbenugung diefer Fahrgeredhtig- 
feit, allein ihr Recht gehe nicht weiter ald das bes Nitterguts. 
Das Reichsgericht Hat abweichend erkannt und die erftinjtanzliche 
Berurtheilung wieder hergeftellt. Der Vertrag beftimmte: Auf 
der Feldmark des Verkäufers wird eine Ueberfahrt über die Eijen- 
bahıı bei der Station Nr. 521 angelegt. ‘Daß diefer Sat feinem 
Wortlaut nad feine Befchränfung in der Benugung der Ueber- 
fahrt durd) den Gutsbefiger enthält, erkennt der Berufungsridhter 
an. Dem ift beizuftimmen. Cs läßt fi) aber auch bei einer 
Auslegung nad) dem vermuthlichen Willen der Kontrahenten nicht 
denken, daß der Verkäufer des für die Eifenbahnanlage beitimmten 
ZTerrains fich die früher beftandene Verbindung der durd) die Bahn 
getrennten Theile feines Gutes untereinander und mit der Chauffee 
hat erfchweren laffen, und die Benukung auf den damaligen land- 
wirthichaftlichen Betrieb Hat bejchränfen wollen. ‘Die Folge davon 
würde gewejen fein, daß der Vefiter des Gutes an der Errichtung 
neuer Anlagen, 3. B. einer Brennerei, Brauerei oder eines Kruges 
durch den Widerjpruh der Bahnverwaltung gehindert werden 
fonnte. Soweit erfichtlich fteht auch die thatjächlihe Benutung 
mit der Annahme in Einklang, daß die Ueberfahrt zu allen Be- 
dürfniffen des Gutes, jowohl dem im I. 1845 vorhandenen als 
jpäteren, hat dienen follen. In dem Vertrage ift weiter erklärt, 
Kultur- und Wirthichaftswege feien nicht anzulegen, dem Wirth- 
ihaftsbedürfniffe des Verkäufers fei mit Nüdficht auf die ihm 
gewährte Entfchädigung durch den vorbemerkten Bahnübergang 
genügt, und verzichte er daher auf jeden etwaigen Anjpruch auf 
Anlegung mehrerer Uebergänge oder neuer Wege. Wie der Be- 
rufungsrichter dazu kommt, diefe in Betreff weiterer Wege ab- 
gegebene Erklärung über die Wirthichaftsbebürfniffe des Gutes 
dahin zu deuten, daß das im erften Sage dem Berfäufer ein- 
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geräumte Recht der MWeberfahrt ebenfall® auf die (damaligen) 
Wirthichaftsbedärfniffe des Gutes ‚‚offenbar” beichränft fein follte, 
ift nicht näher begründet und nicht erfindfich. V, 60/94 vom 
30. unit. 

71. Der Klagantrag, weldem die Vorinftanzen ftattgegeben 
haben: die Beklagte zu verurtheilen, anzuerkennen, daß die Fürft- 
fiche Forftverwaltung formell allein berechtigt fei, die zur Streaus 
nutung erlaubten Waldtheile zu bezeichnen, — fid) ferner jedes 
einjeitigen thatfächlichen Vorgehens Hiergegen zu enthalten, end- 
fi) den durd) ihre Zumwibderhandlung entitandenen und noch ent- 
jtehenden Schaden zu erfeßen, zieht jowohl in der Hauptfache als 
zum erhobenen Schadenserfaganiprude nur die Folgerung aus 
dem zwifchen den Parteien beftehenden Nechtsverhältniffe und 
deffen Verlegung durd die beflagte Gemeinde. Die Erwägungen, 
die das DBerufungsgeridht beftimmt haben, bie wiberflagend er- 
hobene Fetitellungsflage der Gemeinde dahin, daß die Fürftliche 
Forftverwaltung für die Folge nicht befugt jei, an Stelle von 
urjprünglic zur Streunugung freigegebenen Waldflächen un- 
geebnete Streuflächen anzumweifen, zu verwerfen, jchlagen deshalb 
zur Vorklage nicht ein. Auch die Rüge, daß dburd; das einfeitige 
Vorgehen der Fürftlichen Forjtverwaltung die beflagte Gemeinde 
aus dem ihr unbeftritten zuftehenden Befig des fraglichen Streu- 
nußungsredhtes gejett werde, und zwar ohne daß der $läger an- 
gehalten werden könnte, Zug um Zug eine gleichwerthige Wald- 
fläche zur Streunußgung einzuräumen, ift nicht begründet. Denn 
e8 handelt fi) im gegenwärtigen NRechtsitreite ausfchlieglih um 
das Dienftbarkeitsrecht der Gemeinde, deffen Inhalt und Umfang 
Sowie die Art feiner Ausübung, und es ift die Verpflichtung des 
Klägers, bei eintretenden Aenderungen de Streunutungsplane 
an die Stelle entzogener Nutfläcdhen andere gleichwerthe als Er: 
fatsftüde zu gewähren, überhaupt nicht beftritten und von dem 
Berufungsgericht ausdrüdlicdy anerkannt worden. Einer Aufnahme 
diefer Entjcheidung in den Tenor des erlafjenen Urtheils bedurfte 
es nit. Diefer kann nicht über feinen Wortlaut hinaus von 
einer materiellen Alleinberechtigung des Klägers, den die Aus- 
übung des Streunugungsrehts in den fürftlichen Waldungen 
regelnden Plan feftzuftellen, verftanden werden, es bleibt viel- 
mehr in jedem alle der beklagten Gemeinde vorbehalten, bei 
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einer etwaigen Verlegung ihrer rechtlich begründeten Intereffen 
durd) einjeitiges Vorgehen der Forftverwaltung Einspruch zu er- 
heben oder den Beichwerde- und Rechtsweg zu betreten. II, 
96/94 vom 10. Suli. 

172. Allerdings Hat der Kläger gegen den Wortlaut des 
Vergleichs verftoßen, indem er den urjprünglichen Streunugungs- 
plan im Laufe der Nutungsperiode einfeitig troß des Widerjprichs 
der ferpitutberechtigten Gemeinde dahin abänderte, daß er einzelne 
der freigegebenen Waldestheile unter Anweifung von Erjagftüden 
in Hege legen ließ. Allein der Richter legt den Bergleich dahin 
aus, daß darin eine unzweibentige Beftimmung über die un- 
abänderliche Beithaltung des einmal eingeführten Nutungsplans 
nicht enthalten fei, und nimmt fodanı nad) dem ganzen Zufammen- 
bange der Entiheidung als erwiejen an, daß die hier von der 
fürftlichen Verwaltung getroffenen Anordnungen, ohne die ver- 
gleihsmäßige Ausübung der beichränfenden Rechte der Gemeinde 
zu gefährden, für die Erhaltung der dienenden Waldung noth- 
wendig gewejen feien. Deshalb wurde die Widerflage abgewiefen. 
Revifion zurüdgewiejen. III, 96/94 vom 10. Yult. 

73. Släger find Eigenthümer von Grundftüden, für fie it 
die Berechtigung zu Wegen und Zugängen auf einem dritten 
Grundftüd eingetragen. Der Bellagte hat dort auch ein Grund- 
ftüd und benüßt jene Wege, ohne das Nedht der Kläger zu be- 
ftreiten oder zu ftören. Deren Klage, Bellagter follte fich des 
Theile® der Straße am Zempelhofer Berge, welcher ihm nicht 
gehört, durch Gehen oder Bahren enthalten, ift vom Reichsgericht 
abgewiefen. Denn ein ausschließliches Wegerecht ift den Klägern 
einerjeits nicht bejtellt, andererfeitS widerjpricht die beanfjpruchte 
Ausjchlieglichkeit den nach 8.26 A. I. R. I, 22 aud) auf Grunbd- 
gerechtigkeiten anmwendbaren Vorfchriften der 88. 14 ff., I, 19. 
Soweit aber buch die Benugung des Bellagten die Erhaltung 
de8 Weges erfchwert oder vertheuert wird, künnte dies nur für 
einen aus $. 36, I, 22 zu erhebenden Anfprud) auf Beitrags- 
leiftung zu den Unterhaltungsfoften verwerthet werden. Ueber 
dad Widerfpruchsredht des Eigenthümers des belafteten Grund: 
‚ftüds ift Hier nicht zu entjcheiden. V, 132/94 vom 17. Oft. 

14. Den Orundftüden der Parteien war im Verhältniß zu 
einander die Dienftbarkeit auferlegt: Der Plat darf nur zu 
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MWohnzweden bebaut werden, und find daher Fabrikanlagen überall 
nicht zuläjfig;; ebenfowenig dürfen in dem auf diefem Plate aus- 
zuführenden Baulichkeiten nachtheilige Ausdünftungen, üblen &e- 
ruh, Rauch oder Dunft verbreitende Gefchäfte betrieben werden. 
Damit ift — zumal für Grundftüde in einer gewerbreichen Stadt 
— ein al® Grundlage für Konftitwirung einer Grunddienftbarkeit 
anzuerfennendes dauerndes Intereffe gegeben. VI, 205/94 von 
12. Nov. 

75. Die Grundftüde der Parteien waren Theile eines einem 
Konfortium gehörigen und von diefem in Parzellen veräußerten 
Srundftücstompleres. Bei der Parzellirung hat das Konfortium 
den Käufern auch die Verfaufsbedingung auferlegt, daß eine Gait- 
oder Schanfwirthihaft ohne Genehmigung der Berkäufer nicht 
angelegt werben dürfe, und daß das Recht, diefe Genehmigung 
zu ertheilen, fobald die Verkäufer es für angemejlen erachteten, 
auf die auf Wunjch der Majorität der Grundeigenthümer einer 
Straße zu bildende ‚Interefjentichaft‘‘, oder, wenn eine folche 
nicht zufammentrete, auf die nädjjten Nachbarn zu beiden Seiten 
übergehe. Zu einer joldhen Uebertragung ift e8 nicht gefommten. 
Bellagter hat eine Gaftwirthichaft auf feinem Grundftüde eröffnet, 
Kläger ift mit feinem Anspruch auf Einftellung abgewiefen, weil 
das Klagereht nur dem Konfortium zuftehe Nevifion zurüd: 
gewiefen. Daß Berechtigungen, welche gewöhnlich den Gegenftand 
einer Grunddienftbarfeit bilden, aucd zu Gunften einer Perjon 
oder eined Perfonenkreifes beftellt werden Ffünnen, ift gemeinredt:- 
lic) anerfannt (vgl. &., Bd. 4, ©. 131; Bb. 7, ©. 164) und vom 
Berufungsgericht al8 Grundfag des nicht revifiblen Hamburger 
Rechtes feftgeftellt. Der Inhalt der Serpitut ift ein Berbietungs- 
recht. Nad) der Auslegung des Berufungsgerichts hat das ver: 
faufende Konjortium da8 Recht, die Genehmigung zum Betriebe 
einer Saftwirthichaft zu ertheilen, fi) perfönlic) vorbehalten. Ein 
den Eigenthümern der benachbarten Grundftüde zuftehendes Ber: 
bietungsreht würde jomit jederzeit dur) die Genehmigung der 
Verkäufer bejeitigt werden fönnen. Die Entfcheidung darüber, 
ob eine Schank: oder Saftwirthichaft in einem diefer Grundftüde 
betrieben werden dürfte, ftände fomit immer bei den Verkäufern. 
Nach) der Auffaffung des Berufungsgerichts erfcheinen fomit Ge: 
nehmigung und Verbot nur als Aeußerungen eines und deffelben 
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Rechtes, eines beichränkten WVerfügungsrechtes über das Grund- 
ftüd. VI, 226/94 vom 26. Nov. 

76. Der Berufungsrichter geht davon aus, daR die Fijcherei- 
gerechtigfeit al8 Pertinenz mit der Gärtneritelle in Verbindung 
gejett worden, und folgert weiter, daß dies im Interefje der Stelle 
geichehen fei._ E8 jollte, da die Stelle bei ihrer Kleinheit und 
zerftüdelten Lage „Für fich allein faum die Aderwirthichaft ver- 
Lohnte”, dem Befiter die Möglichkeit gewährt werden,- neben der 
Landwirthichaft die Fischerei zu betreiben, ‚um dadurdh die zur 
Beitreitung der Unkojten des Aderbaues, der Lajten und Abgaben 
der Stelle und des Unterhaltes für fi), feine in der Aderwirth- 
Ihaft und Viehzucht mitthätige Familie und etwaige Wirthichafts- 
bedienftete mitzugewinnen”. Der Berufungsrichter nimmt aljo 
an, daß die — einft von der Gutsherrfchaft ausgethane — Frei: 
gärtnerftelle durch die Berbindung mit dem Filchereirecht erft lebens- 
fähig gemacht werden follte, deshalb Grundgerechtigkeit. WER. 
I, 22, 8. 12 nicht verlegt. Da hiernad) das Filchereirecht des 
Eintrags im Grundbuh nicht bedurfte — €. €. ©.8.12 —, 
Revifion zurüdgewiefen. V, 205/94 vom 5. Dec. 

77. Die Bellagten haben von dem Kläger ein Grundjtüd 
aufgelaffen erhalten und al8 Gegenleiftung dem Kläger eine Grund: 
dienftbarkfeit bejtellt, dad von dem Neftgrundftüd des Klägers ab- 
laufende Waffer in die Röhren aufzunehmen, welche fich in dem 
Straßenlande ihres anderen Grundftüds Nr.33 befinden, und welche 
fie bi8 an das Grundftüc des Klägers verlängern. So ift auf ihre 
Bewilligung die Grundgeredhtigkeit in das Grundbuch eingetragen. 
Beklagte haben auch die Röhren verlängert, demnäcjt aber das 
Grundftüd Nr. 33 im Juli 1891 veräußert. Auf Anordnung der 
Polizeiverwaltung von Pankow ift im Auguft 1892 die von dem 
Grunditüd Nr. 33 in den Scloßgraben führende Rohrleitung 
durd) Vermanerung ihres Ausflußendes gefchloffen, weil durd) die- 
felbe, obwohl fie nur zur Abführung von Negen- und gereinigtem 
Küchenwaffer beftimmt war, aud) übelriehende und gefundheite- 
gefährdende Klofettwäffer in den Schloßgraben geleitet wurden. 
Kläger ift der Meinung, die Beklagten, weldje in Folge deilen 
den mit ihm gejchloffenen Vertrag nicht mehr erfüllen Fönnten, 
feien verpflichtet, ihm das erhaltene Aequivalent zurüczugeben. 
Damit ift er abgewiejen, Revifion zurücigewiefen. Auch nad) der 
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aan Veräußerung des Grundftüds blieben die Bellagten aus dem mit 
dem Kläger gefchloffenen Bertrage perfünlich verpflichtet, fofern 
für den Kläger Rechte begründet waren, durd welche die DBe- 
flagten über die dinglichen Beziehungen hinaus perjönlich ge: 
bunden fein follten. Es ließe fich denken, daß die Bellagten die 
Sarantie übernommen hätten, den auf ihrem Grundftüde befind- 
lichen, da8 Waffer vom Grundftüde des Kläger aufnehmenden 
Röhren jolle in alle Ewigkeit der Ausfluß in den Scyloßgraben 
ungehindert geftattet fein. Solche perfönlichen und auch nady Ein- 
tritt eines neuen dinglic) Verpflichteten von den Bellagten als 
Konftituenten zu erfüllenden Verpflichtungen verftehen fi) aber 
nicht von felbit, fie folgen Feineswegs mit Nothwendigfeit aus 
der KEinräumung der Grundgerecdhtigfeit ohne weitere. Der 
Kläger hat aber feinen Umstand angeführt, weldyer zum Nad: 
weife geeignet wäre, daß die Beklagten eine vertragliche Ber- 
pflihtung übernommen haben, die über die mit unzweideutigen 
Worten begrenzte Grundgerechtigfeit hinausginge und burdh welde 
die von dem Kläger erhobenen Ansprüche begründet würden. Wenn 
aud) die Beklagten zur Zeit des Vertrages mit Kläger thatfächlidy 
das Grundftüd Nr. 33 nad) dem Scloßgraben entwäfjerten, jo 
ift doch vom Kläger nicht behauptet, daß Beklagte fi) über bie 
bloße thatjächliche Duldung diefes Zuftandes feitens des über den 
Scloßgraben PVerfügungsberechtigten hinaus ein Net auf bie 
Dauer diefes Zuftandes, insbefondere gegenüber Verfügungen im 
öffentlichen Intereffe, zugejchrieben hätten oder im Sinne folden 
Rechts hätten haften wollen. Eine Grundgerecdhtigfeit beftand aud 
dann, wenn das Grundftüd Nr. 33 fich dem Hägerifchen Grund- 
ftüce für den Leterem bisher nicht zuftehenden Anfchluß an die 
Entwäfferungsanlage nad) dem Schloßgraben, folange biefelbe 
thatjächlid) beitand, dienftbar machte, während wenn diefe Ans 
lage in ihrer Wirkfamfeit durd) Zumauern an der Einflußftelle 
in den Scloßgraben außer Wirkjamfeit gejett wurde, fih der 
Kläger gefallen Laffen mußte, was alle Intereffenten traf. Die 
Beklagten haben geleiftet, was fie nach dem DBertrage dem Kläger 
zu leiten hatten. V, 224/94 vom 15. Dec. 
Negaroria und 78. Die Konfefforia war aud) gegen den Bellagten 2 be- 
Kontefforia. grimdet, da er durch Verkauf des Grumdftüds an den Eifenbahn- 
fisfus ohne Vorbehalt des Wegerechts der Kläger in deren Recht 
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jtörend eingegriffen, und fi) den Anträgen des mitverklagten Eifen- Negatoria und 
bahnfisfus angefchloffen hat. V, 60/94 vom 30. Iuni. Konfefforia: 

79. Bellagter muß nad der auf feinem Grundftüd auf: 
haftenden Servitut die Durchleitung der vom Elägerifchen Grund- 
jtüdt abfließenden Sauche- und Abfallwäffer nad) der Strafe hin 
dulden, im Bedarfsfalle auch die dazu dienende Abzucht repariren. 
Die Polizei Hat im öffentlichen, gejundheitlichen Intereffe die Ab» 
leitung der mit Yauche gemijchten Gewäffer aus dem Hofe des 
Klägers verboten und die Zumauerung ber betreffenden Abzucht 
angeordnet; weil hiernach der Kläger, wenn er die Durdjleitung 
der Gewäffer durd) das Grundftücd der Beflagten zu erzwingen 
jucht, etwa® rechtlich Unmögliches begehrt; die Beklagte aber, wenn 
fie die Abzucht verftopft, nur einem Bolizeigebot gehordht Hat, 
mithin von einer widerrechtlichen Störung, die zugleih zum 
Schadenserfate verpflichtet, nicht die Rede fein kann, ift die Klage 
abgewiejen, Revifion zurüdgewiefen. III, 101/94 vom 3. Yuli. 

80. Die gegen den Mühlenbefiger erhobene Klage ift darauf 
gegründet, daß ihren Wiejen Waffer zugeführt werde; ald Grund 
für den vermehrten Zufluß von Waffer geben die Kläger an, 
daß durch den vor 7—8 Yahren erfolgten Umbau der Mühle fich 
da8 Quantum des in den Graben geleiteten Waffers vermehrt 
habe, zumal eine Treiarche, durch weldhe das Waffer vor dem 
Umbau abgeführt wurde, von dem Beklagten befeitigt fei. ©egen- 
über diefer Klagbegründung ift e8 unerheblich), daß fchon früher 
und zwar fchon feit 1830 ein anderer als der bißherige zur Wafler- 
zuleitung benuste Graben beftanden habe, und daß durd diefen 
Graben das aus dem Mühlengraben und den Mühlenteichen des 
Belagten abfließende Waffer nad den Wiefen der Kläger ab- 
geleitet worden und eine dahingehende Grundbienftbarfeit er- 
worben fei. Denn damit wird nicht eine Servitut des Beklagten 
dargelegt, in dem Umfange da8 Waffer zuzuleiten, wie er dies 
jeit der baulichen Veränderung und der Befeitigung der Freiarche 
gethban hat. Das verurtheilende Berufungsurtheil wurde auf- 
gehoben, zurücdverwiefen. V, 336/93 vom 3. Nov. 94. 

81. Im Tall 74 hatte Beklagte einen Theil bed auf ihrem 
Srundftüd errichteten Gebäudes an einen Schlädhter vermiethet, 
welcher dafelbjt eine Fleifh- und Wurfträucherei beginnen wollte; 
fie ließ troß der Warnung des Klägers zu dem N auf dem 
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Negatoria und Grundftüd einen befteigbaren Kamin aufführen. Bellagte ift ver- 
Konfeftoria. perheikt, den Schornitein abzubrehen. Revifion zurüdgewiefen. 


ÖOnpothel. 


Da der Schornftein zu einem Zmed, welcher Fein Wohnzwedk ift, 
erbaut worden ijt und das Berufungsgericht den Vertrag dahin 
auslegt, daß das Errichten und Haben von nicht zu Wohnzweden 
beftimmten baulichen Anlagen unterjagt fei, fo Liegt fein Recdts- 
irrtHum darin, daß dad Berufungsgericht der von der Beklagten 
ichließlid) für den Fall, daß der Betrieb der Näucjerei unterjagt 
werbe, in Ausficht gejtellten Benukung des Schornfteins zu Wohn-, 
nämlidh Heizungszweden als einer Eventualität, deren Eintritt 
ganz unficher fei, Feine Bedeutung beigelegt hat. VI, 705/94 
bom 12. Nov. 

82. Im Fall 668 hat der Berufungsridhter audh mit Recht 
angenommen, daß fi) die Bank wegen ber ihr cedirten Hhypothef 
nicht auf $. 38 des €. E. ©. berufen kann. Denn die Bank Hätte 
aus dem Grundbuch erfehen müffen, daß die Fideilommißgüter 
belaftet werden jollten, und daher wiffen müffen, daß die Gültig- 
feit einer den Fideilommißfolger bindenden Neveniienhhpothel von 
der gerichtlichen Regulivung abhängig jei. Der Schuldurkfunde fehlte 
aber die Ausfertigung einer NRegulirungsverhandlung, fo daß die 
Bellagte daraus erjah, daß folche nicht ergangen war. Den Ein- 
reden, welche dem Geffionar befannt geworben find, jtehen aber 
die Einreden gleich, welche ihm nur aus Unachtjamfeit unbefannt 
geblieben find. — Vgl. Bd. IV, 145. — Mit dem Redtsirrthum, 
fie habe nicht gewußt, daß e& zur Gültigkeit der Nevenüenhhypothet 
der Mitwirkung des Fideiflommißrichters bedürfe, Fann ji die 
Bank nicht entichuldigen. Auch läßt fi) die Aufnahme des Dar- 
(ehns und bie Verpfändungsbewilligung nicht auseinanderreißen. 
Yft eine eigentliche Fideifommißfchuld — eine nothwendige Schuld 
für das Fideilommig — in Frage, und nur hierauf Taun Be- 
Hagte ihren Aniprud) gegen Kläger ftügen —, fo gehört die 
gefetlich vorgejchriebene gerichtliche Regulicung zur Schuldbegrün- 
dung. Aus dem Umftand alfo, daß hier mit dem DYypothefen- 
briefe nur die urkundliche Erklärung des Otto von DB. verbunden 
war, mußte die Bellagte erjehen, daß e8 dem Hhpothefenbriefe 
an der erforderlichen Verbindung mit für die Begründung einer 
eigentlichen Fideilommißfchuld mefentlichen Urkunden gebrad. V, 
21/94 vom 6. Juni/26. Sept. 
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83. Der Beflagte hatte eine Hhpothel von 280000 Marf 
für eine Banf auf fein Berliner Grundftüd eintragen laffen, aber 
erit 130000 Marf Baluta erhalten, als er das Haus für 225000 
Mart, wovon 5000 Mark bezahlt wurden, an 7. veräußerte. 
Zwilhen dem Bellagten und feinem Käufer wurde verabredet, 
daß die rüdjtändigen 90000 Mark auf die Hypothef von 280000 
Mark verrechnet werden follten. Die dann dem Bellagten in 
Höhe von 60000 Mark no nicht gewährte Valuta der Hypothel 
von 280000 Mark folite in jener Höhe exit von Zeit deren Zahe 
fung ab verzinft werden. Andererjeits verpflichtete fich der Be- 
Elagte, dem ZT. 100000 Dark Baugelder inkl. der von der Banl 
zu gewährenden GO000 Mark zu zahlen, wofür bdiejer eine Pro- 
vifion von 5000 Mark veriprah. Davon jollten 45000 Marf 
inf. der Brovifion für den Beklagten dur) Eintragung einer 
Hhpothef hinter den 280000 Mark fichergeftellt werben und find 
fihergeftellt. Der Beklagte hat auch dem T. 100000 Marf ge: 
zahlt, während die Bank, weldhe von T. angewiejen war, die rüd- 
ftändige Baluta in Höhe von 150000 Mark dem Beklagten zu 
zahlen, diejem noch 135000 Marf, im Ganzen aljo 265000 Marf 
auf die Valuta der Hhpothef von 280000 Marl gezahlt Hat. 
Demnädft ift da8 Haus gegen T. jubhaftirt und am 8. Sept. 
dem Släger zugeichlagen, welcher mit einer fpäter eingetragenen 
Hypothek ausfiel. Die Bank hat dem Beflagten von ihrer OYypo- 
thel die 15000 Mark, für welde fie die VBaluta nicht gezahlt 
hatte, am 10. Sept. cedirt. Diefe 15000 Mark find den Be- 
Hlagten aus den Kaufgeldern gegen den Wiberfpruch des Klägers 
zugefprohen. Denn der Bellagte Hatte dem 2. gegenüber die 
Haftung für Zahlung der 60000 Marl, weldhe er aus der rüd- 
jtändigen Baluta der Hypothef von 280000 Mark zu empfangen 
hatte, damit übernommen, daß jener die Auszahlung von 100000 
Mark Baugeldern int. der von der Bank zu zahlenden 60000 
Mark veriprocden Hatte. In diefem Verfprechen, in der Anmweis 
jung der Bank durch T. vom 29. April und in dem Umftand, 
daß nur für den die 60000 Mark überjteigenden Betrag der vom 
Beklagten verjprochenen Baugelder, alfo einjchließlich der Provifion 
45000 Marf, die Eintragung einer gleichhohen Hhypothel ver- 
abredet wurde, findet der Berufungsrichter den Willen beider da- 
maliger Kontrahenten zum Ausdrud gebracht, daß die für die 
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60000 Mark der Bank bereits beftellte Hupothel, fofern nicht 
fie, jondern der Bellagte die Baluta zahlen würde, dem Beklagten 
als reale Sicherheit dienen follte. Da aud) Bellagter die an dem 
Nominalbetrage der Hhpothel von der Banf nidht gewährten 
15000 Mark kraft der von ihm übernommenen Verpfliditung an 
T. gezahlt Hat, fo eradjtet der Berufungsrichter die Bank für 
verpflichtet, dem Beklagten den duch ihre Zahlungen nicht ge- 
dedten Betrag der Hhpothel fchon vor dem AZufchlag zu über- 
tragen, und fieht in ber Geifion vom 10. Sept. nicht einen redhts- 
begründenden, fondern nur die Legitimation des Beflagten Har- 
ftellenden Alt. Revifion zurücgewiefen. Allerdings fan eine 
Hnpothet nicht mehr Fonvalesciren — A. 8. R. I, 20, SS. 12, 
13 —, wenn die Forderung, für welde fie eingetragen ift, erft 
begründet wird, nachdem ein Dritter Eigentümer des belafteten 
Grundftüds geworden ift (Bd. XI, Nr. 66; E., Bd. 27, ©. 169). 
Hier waren aber die 15000 Mark vor Einleitung der Subhajta- 
tion an T. gezahlt, und Handlungen oder Erflärungen des T. 
waren nicht mehr erforderlih, um die Hhpothef auf die Perjon 
des Beklagten übergehen zu laffen. Die Bedeutung des Zufchlags 
in der hier in Betracht fommenden Richtung beruht aber in der 
Befeitigung der Möglichkeit weiterer Dispofitionen des Subhajftaten. 
Dagegen bewirkt nicht etwa die Einleitung der Subhaftation zu 
Gunjten aller, auch der dem betreibenden Gläubiger nachitehenden 
Hppothefengläubiger eine Feitlegung des das Grundftüd betreffen- 
den Redhtszuftandes in dbem Sinne, daß nunmehr eine Konvales- 
cenz eingetragener Hhpothefen wegen nod; erforderliher formaler 
Vebertragungsafte verhindert wäre. V, 37/94 vom 16. Juni. 
84. Die Verpflichtung der Beklagten, die 13200 Mar 
Hppothelen, welche auf dem von ihr dem Kläger verkauften 
Grundftüde haften, zur Löfchung zu bringen, tft unftreitig. Das 
Berufungsgericht hat die Beklagte dazu, aber weiter verurtheilt, 
falls die Löfchung nicht binnen einer einmonatlichen Frift geichieht, 
die 13200 Mark nebft den unverjährten Zinfen und ein Koften- 
paufdhquantum von 400 Mark bis zur Löjchungsbewirklung zur 
Herbeiführung ber feßteren durd den Kläger oder deffen Rects- 
nachfolger im Eigenthum de8 Grundjtücs und zur Sicherheit für 
alfe gegen den Kläger oder deffen Nechtsnachfolger aus den Hypo- 
thefen zu erhebenden Anjprücde zu hinterlegen. ‘Das Reicdysgericht 
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hat die Verurtheilung zur Hinterlegung aufgehoben und jo weit 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entiheidung an das 
Berufungsgericht zurüdverwieien. Auf 8. 773 E&.P. OD. ift diefe 
Berurtheilung nicht gejtügt, Fonnte auch nicht geftütt werden. 
Welche Mafregeln im Einzelfalle zur Vollitredung des Urtheils 
vorzunehmen find, ift nicht in dem in der Hauptjache ergehenden 
Urtheil, fondern erft im Volljtredungsverfahren zu entjcheiden. 
Es ift deshalb Hier nicht zu unterfuchen, ob die Bewirkung der 
Loöfchung der für einen Dritten eingetragenen Hhpothefen unter 
den vorliegenden Umftänden eine Handlung tft, deren Vornahme 
im Sinne des $. 773 durch einen ‘Dritten erfolgen fann. Auch 
darauf Fann jene Verurtheilung nicht gegründet werden, daß die 
Beklagte die Löfchung dadurch herbeiführen Fünne, daß fie dem 
Kläger entweder die Löihungsbewilligung der Gläubiger übergibt 
oder daß fie ihm die Mittel zur Verfügung ftellt, mitteljt deren 
er die Löfchung felbit herbeiführt, oder dap Kläger die Lölchung 
oder ein Aequivalent derjelben fordern dürfe. Denn e8 handelt 
fi) um eine Individualleiftung, an deren Stelle der Berechtigte 
fih weder Geld aufdrängen zu laffen braucht, noch folches ohne 
weiteres fordern fan. V, 54/94 vom 27. Juni. Vgl. 203, 204. 

85. Für den Beflagten war auf dem Grundftüd feines 
fpäter in Konkurs verfallenen Bruders eine Hypothek eingetragen. 
Beflagter Hatte darüber einen NRevers ausgeftellt: „Ich erfenne 
hierdurd ausdrüdlich an, daß obige 80000 Mark meinem Bruder 
Theodor H. gehören, auch durd) die erfolgte Eintragung nicht in 
mein Eigenthum übergegangen find, daß diejelben vielmehr nur 
dazu dienen follen und mir übergeben worden find, um die Yort- 
führung der Braliger Ziegelei, welche meiner Leitung unterjtellt 
ift, zu erleichtern und die zum Betriebe derjelben erforderlichen 
Beträge flüffig zu machen. Sollte im Laufe der Zeit diefer Zwed 
erreicht fein, fo bin ich verpflichtet, die Poft der SOO00 Marf 
töichen zu Taffen oder an meinen Herrn Bruder zurüdzucediren.‘ 
Der Berufungsrichter hat den NRevers dahin ausgelegt, dak dei 
Beklagten lediglich das Recht eingeräumt worden fei, über die 
Hypothek zu einem beftinnmt bezeichneten Zwede dur Abtretungen 
oder Verpfündungen zu verfügen, während die Annahme, daß die 
Hhnpothef auch. zur Sicherheit wegen der von dem Bellagten für 
die Ziegelei übernommenen Verbindlichkeiten hätte dienen jollen, 
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mit dem Wortlaute des Reverjes unvereinbar fei und auch aus 
der ganzen Sadjlage und dem thatfächlich geübten Gejchäftsbetriebe 
— wie näher dargelegt wird — nicht gefolgert werben könne. 
Danad) erfcheint der Beklagte beim Mangel eines ihm zuftehenden 
Pfandtiteld nicht berechtigt, die auf feinen Namen eingetragene 
Hhpothet für fi) als Kautionshypothef wegen der von ihm an- 
geblich im Intereffe des Kridars übernommenen Verbindlichkeiten 
in Anspruch zu nehmen. Auch die weitere Ausführung der Re- 
vifion, daß dem Beklagten auf Grund des 8.83 I, EAU.UR. 
mindeitens ein Zurüdbehaltungsrecht zuftehen würde, ift unzus- 
treffend. Da über das Vermögen des Theodor H. der Konkurs 
eröffnet worden tjt und einer der Fälle des 8. 41 der Konkurs- 
ordnung nicht vorliegt, würde nad) S. 566 I, VA. NR. das 
Zurüdbehaltungsrecht, foweit foldyes dem Beklagten — etwa be- 
züglich des Shpothefendofuments — erwadjfen fein möchte, in- 
zwifchen wieder erlofchen fein. IV, 272/93 vom 12. Yult 94. 

86. Die Beklagten hatten der Klägerin für einen ihrem 
Druder zu gewährenden Kredit in Höhe von 7500 Mark Hhypo- 
thef bejtellt, die Klägerin hatte aber feine Verpflichtung über- 
nommen, dem Bruder den Kredit zu gewähren. Die Hhpothef- 
beftellung war nach NRheinifhem Recht ungültig, wenn jchon 
Klägerin damals bereits eine Forderung von 6000 Thalern an 
den Bruder Hatte und fi) ihre Forderung jett auf mehr als 
17500 Mark ftellt. II, 156/94 vom 25. Sept. 

87. Auf einem Berliner Grundftüd Itand für eine dortige 
Bank ein Darlehn von 45000 Mark, nad) dreimonatiger Küns- 
digung zahlbar, hypothefarisch eingetragen. Am 18. Iuni 1873 hat 
der Beklagte dies Grundftüd den H.’schen Eheleuten verkauft und 
aufgelaffen und die Käufer Haben die Hhpothel in Anrechnung 
auf das Kaufgeld übernommen. Im Juli 1879 ift das Pfand- 
grundftüd fubhajtirt und die Hhpothef ausgefallen. Kläger ale 
Eeifionar der Banf hat den perfünlichen Anipruch gegen den Be- 
Magten in Höhe von 10000 Darf geltend gemadt. Der Beflagte 
hat fih auf 8.41 E. €. ©. berufen. Das Berufungsgericht hat 
die Enticheidung von Eiden abhängig gemadt. Das NReichsgericht 
hat aufgehoben, zurüdverwiefen. Der Eid über die Belannt- 
machung der Schuldübernahme ift dahin gefaßt, daß der Beklagte 
diefe Schuldübernahme der Banf nad dem 18. Suni 1873 be: 
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kannt gegeben habe. Mit Recht wird gerügt, daß es einer ge- 
naueren Bezeichnung des Zeitpunktes der Bekanntmachung bedurft 
Hätte. Zwar ift der Repifion darin nicht beizutreten, daB e8 
darauf anfomme, daß die Belanntmadhung vor dem 3. Juli 1874, 
dem Tage, an welchem ein Amortifationsvertrag zwifchen der Bant 
und H. gefchloffen ift, ftattgefunden habe. War die Hhpothek nad 
dem DBertrage vom 13. Iuni 1873 kündbar, fo fann die hat: 
iache, daß hinterher die Kündigung durd einen Vertrag zwijchen 
der Banf und H. für ausgeichloffen erklärt ift, dem Beklagten, 
der bei der Bekanntmachung der Schuldübernahme an eine Frift 
nicht gebunden war, zur Entfräftung feines Einwandes aus 8. 41 
€. €. $. mit Erfolg nicht entgegengeftellt werden. Dagegen ift 
entjcheidend, daß die Befanntmadhung fo rechtzeitig vor der Ziwangs- 
veriteigerung des Pfandgrundftücds erfolgt tft, daB die Bank in 
der Xage war, bei der Kündigung und Einflagung der Hhpothef 
die Frilt des $. 41 einzuhalten. IV, 87/94 vom 8. Oft. 

88. Vorftehend Hatte die Bank mit dem DBellagten am 
13. Sunt 1873 einen Vertrag geichloffen, nach welhem die Tilgung 
der Hhpothef dur Amortifation erfolgen follte; e8 war beftimmt, 
daß das Darlehn ausnahmsweije einer dreimonatigen Kündigung 
feitens der Banf unterliege, wenn eine Veräußerung des Grund» 
ftüds ftattfinde, ohne daR wegen Regulirung der Hhpothef mit der 
Bank ein Abkommen getroffen wäre. Diejer Vertrag ift am 23. Suli 
1873 in das Grundbuch eingetragen. Am 2. Yuli Hat der Beflagte 
feine Aniprühe aus diefem BVertrage den Hichen Eheleuten ab- 
getreten und diefe haben am 3. Iuli einen entjprechenden Vertrag 
mit der Bank gefchloffen. Für die hier zu enticheidende Frage 
ift e8 unerheblich, ob die H.’ichen Eheleute die Hypothek jo über- 
nommen haben, wie fie am 18. Juni 1873 nod) im Grundbud 
eingetragen war, oder fo, wie fie durch den Vertrag vom 13. Juni 
zwilhen der Bank und dem DBeflagten geitaltet war. Denn die 
Schuld war in ihrem rechtlichen Beitande durch diefen Vertrag 
nicht erjchüttert und von den H.’ichen Eheleuten im Kaufvertrage 
vom 18. Yuni 1873 ohne Einfchränkung in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernommen, und das Eigentum an dem Grundftüd 
ift auf die H.’jchen Eheleute übergegangen. Danach Hatte die 
Dank die perfönliche Klage gegen die H.’ichen Eheleute erworben, 
ohne daß fie dem Uebernahmevertrage beigetreten war, jodak aud) 
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die Verhandlungen des Beklagten mit den H.’fchen Eheleuten über 
die Kündigung der übernommenen Hhpothek für fie ohne redt- 
fihe Bedeutung blieben. Ob der Bank gegenüber den H.’fchen 
Eheleuten der Inhalt de8 Grundbuchs zur Zeit der Schuldüber- 
nahme entgegengeitanden haben würde, intereifirt hier nidt. Maß: 
gebend ift das Verhältniß der Bank zu dem Bellagten, und für 
diefed Berhältniß der Vertrag vom 13. Yunt 1873. War nad 
diefen Vertrage die Hypothek nicht kündbar, fo ann der Beklagte 
nicht, ohne argliftig zu verfahren, der jegigen Klage den Einwand 
entgegenjtellen, daß feine perfönliche Schuld erlofchen fei, weil die 
Bank nicht den H.’ichen Eheleuten gekündigt und fie nicht gegen 
dieje eingeflagt Habe. &8 kommt aljo darauf an, ob die HYypo- 
thef dem Beklagten gegenüber nad) Maßgabe des Vertrags vom 
13. Suni 1873 kündbar war. In diefer Beziehung hat der Be- 
rufungsrichter erwogen, die Bank hätte, nachdem ihr von dem 
Mebergange des Eigentums an dem Grundftüde auf die H.’jchen 
Eheleute Nachricht geworden war, nad) Mafigabe des Vertrages 
fündigen können, fofern nach demjelben und vor der Auflaffung 
vom 18. Juni 1873 ein Abkommen über Regulirung der Hhpo- 
thef (mit den neuen Erwerbern) nicht getroffen worden wäre; 
ein folches fei denn aud) von dem Beflagten behauptet, aber durch 
den Inhalt der in Bezug genommenen Handakten der Bank nicht 
dargethan worden. C8 bleibt zu erwägen, ob dies VBeweisergeb- 
nig nicht für den Beklagten günjtig war, und deshalb etwa der 
Beklagte über feine Behauptung zum richterlichen Eide zu ver- 
ftatten war. Statt deffen tft auf zugeichobene Eide in einer der 
Nechtslage wideriprechenden Richtung erfaunt und die Eide waren 
verkehrt normirt. IV, 87/94 vom 8. Oft. 

89. ©. und ©. waren ald Miteigenthümer zu gleichen 
Nehten an einem Berliner Hausgrundjtüd in Folge von Auf: 
laffung eingetragen. ‘Die Gerichtsfaffe hat wegen rüdftändiger 
Koften von 4063 Mart 12 Pf. die Hhpothet auf den ideellen 
Antheil de8 G. an jenem Hausgrundftüd eintragen laffen. Zur 
Dedung diefer Schuld des ©. hat ferner die Gerichtsfaffe und 
zwar fowohl wegen des perjünlichen Aniprud8 an den Schuldner, 
al® auch wegen des dinglidhen Aniprudie an das oben erwähnte 
Grundftüd unter dem 23. März und 20. April 1893 die rüd- 
ftändigen, fälligen und Später fällig werdenden Miethzinfen, welche 


Dinglihe Rechte und verwandte Rechtsverhäftnifie. 57 


vier näher bezeichnete Perfonen für die von ihnen in dem frag- 
fihen Grundftüd benutten Räumlichkeiten zu zahlen haben, fo- 
weit diejelben dem SKoftenfchuldner zuftehen, gepfändet. Zugleich 
ift das dem Schuldner ©. gegen den Kläger zuftehende Recht auf 
Zahlung der G.’ihen Miethzinsantheile und auf Rechnungslegung 
bezüglid) diefer Miethzinsantheile gepfändet und an die Miether 
das Verbot erlaffen, an ©. die ihm gebührenden Antheile der 
Miethzinfen zu zahlen. Endlich find die gepfändeten Miethzinfe 
der Kaffe zur Einziehung überwiejen worden. ©. hat gegen den 
Iuftizfisfus auf Aufhebung der Beichlüffe und Verurtheilung zur 
NRüdzahlung der von den Miethern mit 1238 Mark gezahlten 
Hälfte der Miethzinfen geklagt. Damit ift er abgewiefen. Zur 
Begründung diefed Antrages macht der Kläger geltend, daß er 
da8 fragliche Grundftüd auf Grund eines behufs Vornahme ge» 
meinjchaftliher Srundftüds- und Hhpothefengeichäfte mit ©. er- 
richteten Vertrages, wonad der Gewinn zu Y, dem G., zu ?, 
dem Stläger zufallen follte, gefauft habe, daß er fidh aber am 
25. Juni 1889 mit ©. diffoctirt, daber jämmtliche Aktiva und 
Paifiva eigentHümlih übernommen und den ©. durd) Zahlung 
von 41025 Mark abgefunden habe. Die Miethverträge habe ©. 
nach dem 25. Iuni 1889 perjönlicd, abgejchloffen. Allein die dem 
Zuftizfisfus erworbene Hhpothek erftredte fi) nad) $. 30 €. €. ©. 
auch auf die Miethforderungen. &. war, al8 auf Grund er- 
fangter Auflaffung eingetragener Miteigenthümer des Grundftücs, 
auh nad dem Diffociationsvertrage und nad) dem Gefellichafts- 
vertrage noch Dritten gegenüber berechtigt, auf feinen Antheil an 
dem Grundftüd Hnypothefen eintragen zu laffen, und ebenjo konnte 
nad 8.21 &. &. ©. im Wege des gejetlihen Zwanges eine jolche 
Hhpothet gegen ıhm eingetragen werden. Nechtlich erheblich ift 
auch nicht die Behauptung des Slägers, daß zur Zeit der Ein- 
tragung der Hhpothef ein zur Vertretung des Beklagten bered)- 
tigte® ftantliches Organ, der zuftändige Decernent der Gerichte- 
faffe, von dem Vertrage vom 25. Iunt 1889, betreffend die Auf- 
föfung der Gejellihaft, Kenntniß gehabt habe. ‘Denn aus dem 
leteren DVertrage folgt feine Beidhräntung des G.’fchen Miteigen- 
thumsredhts, jondern höchitens das perfünliche Necht des Klägers, 
die künftige Abtretung diejes Miteigenthumsredjts, bezw. die Auf: 
taffung des S.’fchen Grundftüdsantheild zu fordern. Die Kennt- 
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niß von einem folchen perjönlichen Recht des Klägers zur Sade 
jteht aber nad) $. 15 E. €. ©. dem Erwerbe des von dem Ber 
flagten erlangten Hhpothefenrechts nicht entgegen. DBgl. Bd. IV, 
81 (E., Bd. 18, S. 294 fg.). IV, 187/94 vom 17. Dec. 

%0. Die Witwe M. durfte nach dem Zeftamente ihres Che- 
manns unter Lebenden frei, aber nicht durh Schenfung über die 
Subftanz des Nachlaffes verfügen. ‘Die beiden Kinder des Erb- 
laffer8 waren auf den Meberreit fubjtituirt. Sie verkaufte ihrer 
Stieftochter da8 Nadjlafhaus und cedirte die für fie eingetragene 
Hypothef des Reftkaufpreifed von 12000 Mark deren Ehemann, 
Dr. %., — wie jest feitgeftellt ift, fchenfungsmweife. Dr. %. ließ 
die Hhpothef auf feinen Namen im Grundbuch) umfchreiben, quit- 
tirte aber feiner Ehefrau Löfchungsfähig, ohne dap Umschreibung 
oder Lölhung im Grundbuch erfolgt war. Dr. %. ift geitorben 
und von feinen drei Kindern beerbt, eine® derfelben ift verftorben 
und von feiner Mutter und jeinen Geichwiftern beerbt. Vor ihm 
war die Witwe M. verftorben. Auf Klage des Bruders der Frau 
Dr. 5. find die Erben des Dr. 3. (alfo die beiden Kinder und 
deren Mutter, rau Dr. %.) verurtheilt, die Hypothek zur M.’fchen 
Nadjlapmafje zurücdzucediren und die Umschreibung der Poft auf 
die Nachlaßmafje zu bewilligen und zu beantragen; Revifion zu- 
rüctgewiejen. Zutreffend ift der Enticheidungsgrund, daß deshalb, 
weil Dr. $. unredlicher Befiger der ihm von der Witwe M. wider 
das Verbot des Erblaffers gejchenften, aus bem Derlaufe des 
Nahlafgrundftücds herrührenden und fomit zum Nachlaß gehören- 
den Hypothek geworben war, weder feine Ehefrau, nod) aud) feine 
Erben aus der von ihm feiner Ehefrau ausgeftellten Quittung 
und Löichungsbewilligung bezüglich diefer Hhpothek irgend welde 
Rechte dem M’ichen Nachlaß gegenüber herleiten Tönnen. IV, 
175/94 vom 10. Dec. Bgl. 680. 

91. Im Fall 56 waren für den Bellagten 14000 Mart 
auf dem von ihm jpäter erworbenen Grundftüc eingetragen, welche 
ihm von einer Gewerbebanf cedirt waren. Das Berufungsgericht 
bat den Beklagten auch zur Entlafjung des Plates BB aus diefer 
Hhpothef verurtheilt, wenn er den Sciedseid darüber verweigert, 
daß er zur Zeit des Erwerbs der Hhpothet durch Ceifion nicht 
gewußt habe, daß die Stadt Eberswalde diefen Pla nicht ver- 
fauft, fondern nur verpachtet hatte. Das Berufungsgericht nimmt 
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an, daß fich Beflagter darauf nicht berufen könne, daß feine Ce- 
dentin die Hhpothek in gutem Glauben erworben habe, „daß der 
damalige Bertreter und faufmännifche Leiter der Ge- 
werbebanf”, Kaufmann R., zur Zeit der Beftellung der HYhpo- 
thef um die Nichtzugehörigfeit des Plaßes BB zu dem verpfändeten 
Schütenhaufe gewußt habe. Das genügt nicht. Iene Feitftellung 
gibt feinen Aufichluß darüber, ob die Stellung des K. überhaupt 
eine derartige war, daß er den Willen der Gewerbebanf vertrat und 
durch feine Schledhtgläubigfeit auch die Gewerbebanf verpflichtete. 
Ueberdies ift nicht feitgeftellt, daß KR. bei dem Erwerb der Hypo 
thek die Gewerbebant vertreten oder überhaupt dabei mitgewirkt 
habe. V, 230/94 vom 19. Dec. 

92. Daß die Klägerin im vorftehenden Falle nicht fchon 
daraus, daß der Beklagte die Hypothek auf den Kaufpreis über- 
nommen hat, ein Recht auf deren Löichung gewonnen hat, hat 
da8 Berufungsgericht mit Recht angenommen. V, 230/94 vom 
19. Dec. 

93. Eine Auslöfung im Sinne dee 8.BZWULUR. L 20 
erachtet da8 Berufungsgericht zutreffend deshalb nicht für vor- 
liegend, weil das Sparfaffenguthaben von der Forderung des Be- 
Hagten überftiegen wurde. Die Haftbarfeit des Pfandes für die 
ganze Yorderung jchließt die Annahme einer Einlöfung des Pfandes 
aus, wenn die Yorderung durch die geleiftete Zahlung nicht voll- 
jtändig getilgt ift. Der. von den Klägern gegen den Steuerfisfus 
erhobene Anfiprud) auf Abtretung von deffen Forderung mit dem 
Konkursporreht in Höhe des gezahlten Betrages ift deshalb mit 
Recht abgewiejen. IV, 53/94 vom 12. Yuli. 

94. Die beflagte Berliner Firma war Kommiffionärin eines 
Banliers H. zu Paffau, welcher fich der Gefchäftsbedingung der 
Beklagten unterworfen Hatte: ‚Alle für Rechnung unferer Ge- 
Ihäftsfreunde bei uns ruhenden oder zu unjerer Verfügung ftehen- 
den Fonds und fonftigen Werthftüde, mögen fie durch Kom- 
miffiond» oder fonftige Geichäfte in unferen Befit gelangt fein, 
dienen uns als Fauitpfand zur Sicherheit aller uns gegen den 
betreffenden Geichäftsfreund zuftehenden Forderungen.” 9. hat 
der Bellagten außer Talons von Ungarifcher Goldrente drei Stüde 
Italienischer Rente & 1000 France zur Erhebung neuer Zine- 
Icheinbogen überfandt mit dem Bemerfen: „Ueber den Bezug der 


Hypothel. 


Fauftpfand 
und Ähnliche 
Pfandredte. 


Fauftpfand 
und ähnliche 


Pfandredte. 


60 Dingliche Rechte und verwandte Rechtsverhäftnifie. 


Italiener und Ungarifchen Rententoupons werde id) nad) Erhalt 
Ihrer Nachrichten vom erfolgten Umtausch disponiren.” Die Be- 
Elagte beftätigte den Eingang und veriprad) die Ausführung des 
Auftrags mit dem Bemerken, daß fie die Stüde der Italienischen 
Rente „für das Depot 9.8’ empfangen habe. Die Bellagte hat 
den Klägern gegenüber, welchen die Italieniiche Nente gehörte, 
und welche diefelbe dem H. zur Bejorgung der neuen Zinsfcheine 
anvertraut hatten, ihr Pfandrecht wegen ihrer Forderungen an 
H. geltend gemadt. Allerdings Hatte H., indem er fid) die Die- 
pofition über die erwarteten Erjagitüde vorbehalten hatte, damit 
die Entitehung des gefetlichen oder vertragsmäßigen Pfandrechts 
der Beklagten ausgefchloffen. Allein die Beklagte hatte in ihrer 
Antwort diefen Vorbehalt deutlid; abgelehnt; und H. hat darauf 
nicht nur gejchwiegen, fondern er hat die Stücle in der Hand der 
Beklagten belaffen. Damit hat er darin eingewilligt, daß dic 
Bellagte die Ausführung des Auftrags jo wie fie wollte, d. 5. 
unter Ausübung ihres Pfandrechts übernahm. I, 189/94 vom 
13. Oft. 

95. Die Bellagte kann fi) indeffen auf ihr Pfandrecht nicht 
berufen, wenn fie nicht beim Empfang der Stüde in dem red- 
tihen Glauben ftand, daß diejelben dem H. gehörten oder daß 
doh H. zu deren Berpfändung berechtigt war. Zur Beurtheilung 
diefer Trage wurde die Sadhe an da® Berufungsgericht zurüd- 
verwiejen. E&8 wird dabei nicht bloß auf den Inhalt des H’ichen 
Meberfendungsichreibens, Tondern auf eine Beurtheilung der ganzen 
Sadjlage anlommen, jo namentlich darauf, daß H. fic) die freie 
Verfügung über die zu erwartenden neuen Stüde vorbehielt, ob- 
gleich die Beklagte kurz vorher Dedung für ihre Forderung ver- 
langt hatte, und ferner auf den Umftand, daß gerade zu jener 
Zeit von vielen Seiten her Privatleute die in ihren Händen be- 
findlfihen Stüde der Italienischen Rente zur Uebermittelung an 
die Ausgabeftelle der neuen Stüde den ihnen befannten Banliers 
übergaben. I, 189/94 vom 13. Oft. 

96. Bei dem Schuldner W. zu Vöhrenbad) in Baden wurbe 
für mehrere Gläubiger defjelben vor dem 14. März 1892 eine 
no nicht vollendete Kunftuhr gepfändet. Am 14. März 1892 
hat W. diefe Uhr an RK. von Furtwangen mittelft fchriftlichen Ver- 
trag® verkauft, auch fi) verpflichtet, diefelbe nach Furtwangen zu 
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liefern und dort fertig zu ftellen. Die dadurd dem R. entitehenden 
Auslagen jollten vom Kaufpreife abgezogen, aus dem Kaufpreife 
die Forderung eines dritten Gläubigers und eine Forderung bes 
K. befriedigt, der verbleibende Reit an W. gezahlt werden. Die 
Uhr ift dann no für die erfterwähnten Gläubiger weiter ge- 
pfändet, dann nad) Furtwangen und von hier durch KR. nad) Eng» 
land geihafft. K. Hat wider jene Gläubiger auf Anerkennung 
jeines Eigenthums an der Uhr und Aufhebung der von denjelben 
erwirkten Pfändungen geklagt. Diejer Klage ift bezüglich der nach 
dem 14. März 1892 vollzogenen Pfändung entjprocden; bezüglich 
der früheren Pfändungen ift die Klage abgewiejen. Die vor dem 
Verlauf entitandenen Pfändungspfandrechte waren nicht jchon das 
durd) befeitigt, daß die Pfändungszeichen verjchwunden oder un- 
kenntlich geworden waren, ohne daß fie von dem Gerichtsvollzieher, 
welcher fie an der im Gewahrjam des Schuldners belaffenen Uhr 
angebracht hatte, wieder entfernt waren. Zwar erliicht das Pfän- 
dungspfandrecht wie das Fauftpfandrecht nach Bad. Yandrecht 2076 
durd, Verluft des Befiges, aber nicht fchon dur eine Störung 
des Befiges, fo lange deffen Wiederheritellung und die Yort- 
jegung der Ausübung nicht durch völliges Abhandentommen der 
Sache oder burd) Befigergreifung und Vorenthaltung feitens Dritter 
ausgejchloffen erjcheint. 11, 258/94 vom 14. Dec. 

97. Dagegen würden die Vorausjegungen für eine Vindi- 
fation nad) dem den Beitimmungen des Bad. Kandrechts zu Grunde 
liegenden Sate „Hand muß Hand wahren” dann nicht vorliegen, 
wenn das von den Kontrahenten einem Dritten zur Innehabung 
überlieferte Fauftpfand von diefem ohne Wiffen und Willen des 
Pfandgläubigers veräußert und weggegeben wurde. Ein ähnlicher 
Vertrauensmißbrauch, welcher der Bindilation nit Raum gibt, 
liegt aber gegenüber den Bellagten darin vor, daß der Schuldner, 
in defjen Gewahrfam die ihm gehörige im Auftrage der beflagten 
Gläubiger gepfändete Uhr belaffen wurde, dem Kläger im Wege 
des Kaufs Befig und Eigenthum übertragen hat. Eine Rüd- 
forderung der Pfandjache erfcheint daher gegenüber dem Kläger 
ausgeichloffen, da ein Delikt, durd) welches diefer die Sadıe an 
fid) gebracht Hätte, nicht feitgeftellt if. Der Kläger it nad) 
Art. 306, 308 9.©. 8, B.%.NR. 2279 als Befiger aud) ohne 
NRüdficht auf Gutgläubigkeit gefchütt. Wgl. 171/91 vom 16. Okt. 
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(Bd. XIII, 57 und 163; €, 3b. 28, ©. 380 ff.) II, 258/94 
vom 14. Dec. 

98. Allein das Oberlandesgericht hat mit Necht angenommen, 
daß der Kauf des Klägers unter 8. 3, Nr. 1 des Anfechtungs- 
gejeßes falle, da die Abficht des W. und des Klägers die Gläubiger 
des Erfteren, insbefondere die in dem Saufvertrage ganz unberüd- 
fichtigt gelaffenen Beklagten zum Vortheile des Klägers, und ge- 
wifler anderer Gläubiger zu benachtheiligen, fi) aus dem Inhalt 
des Vertrages von felbft ergebe. ‘Daß aber der Nechtsbehelf aus 
8. 3, Nr. 1 de8 Anfechtungsgefeges auch im Wege der Einrede 
geltend gemadht werden Fönne, fei aus den SS. 5 und 9 diefes 
Gefeßes zu entnehmen. II, 258/94 vom 14. Dec. 

99. Die Anfiht des Dberlandesgerichts indeffen, daß auch 
die fpäteren Anfchlußpfändungen vermöge ihrer accefforiichen Natur 
durch den Nechtsbeitand der Hauptpfändung vom 18. Yebr. 1892 
gebdect jeien, geht fehl. Die Anihlußpfändung (8. 727 E.B.O.) 
vollzieht fich in einfacherer Korm als die erite Pfändung, fie er- 
fordert feine neue Befigergreifung, aber ihre Wirffamfeit hat zur 
Borausjegung, daß die gepfändete Sache -nod) im Befike des eriten 
Pfandgläubigers fei. Nun war aber die bei W. gepfändete KRunjt- 
uhr durch den Verlauf vom 14. März 1892 in Befi und Ver- 
mögen des Klägers übergegangen, Tonnte alfo von Gläubigern 
des früheren Eigenthümers nidyt mehr gepfändet werden. Aud) 
die nur im Wege der Einrede geltend gemachte Anfechtung des 
Kaufs auf Grund des $S. 3, Nr. 1 de8 Gefekes vom 21. Iuli 
1879 ift nicht geeignet, diefe Anichlußpfändungen nachträglich gültig 
zu machen und den betreffenden Gläubigern Pfandrecht zu ver- 
Ichaffen. Schon der Befit des Klägers zur Zeit der dem DVer- 
faufe nachgefolgten Anfchlußpfändungen ftand deren Wirkfamfeit 
entgegen, $. 713 &. PB. D., und erjcheint Kläger vermöge feines 
Defiges zu dem Verlangen berechtigt, daß die Anjchlußpfändungen 
für ungültig erklärt werden. II, 258/94 vom 14. Dec. 

100. Hamburg. Der Bellagte wollte die vom Landgericht 
auf Grund E. PB. OD. 136, Abf. 2 und 274 zur bejonderen Aus: 
führung verwiefene Kompenjationseinrede in der Berufung als 
Retentionseinrede aufrecht Halten. ‘Damit ift er nicht gehört, Ne- 
vifion zurüdgewiejen. E8 ift erwogen, daß die Netentionseinrede 
nur ftattfinde, wenn die einander gegenüberjtehenden Yorderungen 
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ihrem Gegenftande nach verjchieden jeien, daß aber dann, wenn  Zuräd- 
es fh, wie hier, um zwei Geldforderumgen handele, der Ausgleich erg 
dur Kompenfation zu erfolgen habe. Die Richtigkeit diefer Sätze 

ift näher nicht zur unterjuchen. ‘Denn die Retentionseinrede würde 

fih, worauf da8 Berufungsurtheil mit Recht verweiit, nur ale 
exceptio doli auffaffen laffen. Als dolus kann cs jedoch nicht 
angejehen werden, wenn der Kläger feine Forderung einflagt und 

fih dem Verlangen des Bellagten widerjegt, von diefer Klage 

mit Rüdjicht darauf Abftand zu nehmen, daß dem Beklagten eine, 

jeitens des Klägers beftrittene Gegenforderung zufteht. VI, 117/94 

vom 12. Juli. 

101. Ein VBorkaufsreht kann vom Vermiether dem Miether Borkaufsrecht. 
im Miethvertrage eingeräumt werden. Liegen dann die Voraus: 
jegungen von Code 1738 und 1759 vor, fo hat das die Wirkung, 
daß das ausbedungene Vorkaufsreht ale Theil der Stipulation 
des urjprünglichen Miethvertrages aucd) zu denjenigen de8 ver- 
längerten Bertrages gehört. II, 285/94 vom 4. Dec. 

102. Hier hatte aber der DVermiether, wie Kläger mußte, 
da8 Haus, während der Miethvertrag noch lief, bereit8 anderweit 
verkauft, und der Käufer Hatte das Eigenthum durch den nota- 
riellen Kaufvertrag erworben. Da Code 1599 den Verkauf 
einer fremden Sache für nichtig erklärt, fo kann eine Verurtheilung, 
daß, wie Kläger beantragt hat, Bellagter die Erklärung abgeben 
ol, daß er das Haus an Kläger zum vollen und unwiderruf- 
fihen Eigenthum verkaufe und daß er die Auflafjung des Grund- 
ftüds in dem Grundbuche der Gemeinde N. auf den Namen des 
Klägers beantrage, nicht ausgefprodyen werden. Zur Verpflichtung 
ded Verkäufers gehört nad franzöfifhem Necht die Uebertragung 
des Eigenthums. Solange Jemand nicht in der Lage ift das 
Eigenthum zu übertragen, ift er auch nicht in der Lage zu ver- 
kaufen. Kläger würde nur Entihädigung fordern können. Selbit 
wenn anzınehmen wäre, daß mit der Einräumung eines Vorfaufs- 
rechts die Verpflichtung verbunden wäre, die Sadje zu verjchaffen, 
weldhe auch bezüglich fremder Sachen übernommen werden kann, 
jo war auf Verfchaffung nicht geklagt. Vgl. Bd. IV, Nr. 515; 
Bd. VIII, Nr. 105; Bd. XL, Nr. 76; die abweichende Entiheidung 
fr S.R. in E., Bd. 10, ©. 138, kommt nidt in VBetradht, da 
da8 franzöfiihe Recht in Code 1599 einen vom römischen Redit 
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abweichenden Grundfag zur Geltung gebracht hat. IL, 285/94 
vom 4. Dec. Dgl. aud) Bd. X, Nr. 449. 

103. Mit Recht Hat der Berufungsrichter den im Streit 
befindlihen Eintrag in das Fuldaer Grundbuh für unzuläffig 
erflärt. Derfelbe enthält eine Vormerfung zum Zwede der Er- 
haltung des dem Kläger vertragsmäßig zugelicherten Vorfaufs- 
rechts bezüglich der Grundftücde der Beklagten; da aber vertrag®- 
mäßige Vorfaufsrechte im Gebiete bes gemeinen Nechts zu den 
perjönlichen Rechten gehören, die aucd durch Eintrag in das Grund- 
buch nicht zu dinglichen Rechten werden können, jo muß deren 
Eintragung verweigert werden, weil nur dingliche Wechte durd) 
das Grundbuch gefhütt werden follen. Wenn die Revifion unter 
Berufung auf Seuffert’8 Ardiv, Bd. 32, Nr. 43 hiergegen ein- 
wendet, daß durch den Willen der Kontrahenten aud) Vorlaufs- 
rechte dinglichen Charakter erhalten Eünnen, jo fann die Richtig- 
feit diejes Sates unerörtert bleiben, weil jedenfalls hier das durch 
den Bertrag geichaffene Vorkaufsrecht als ein perfönliches Recht 
Eonftituwirt worden ift. III, 201/94 vom 30. Nov. 

104. Die Kläger haben ihr Grundftüd ihrem Sohne, dem 
Beklagten, durdy notariellen Vertrag verkauft und es ihm bald 
darauf aufgelaffen. In dem Vertrage hat fich der Beklagte ver: 
pflichtet, das in der Klage näher angegebene Ausgedinge den 
Klägern lebenslänglic) zu gewähren. Daifelbe ift bei der Auf- 
laffung für fie eingetragen, jedoch fpäter auf Grund der notariellen 
Löfichungsbewilligung der Kläger gelöicht. Bellagter hat da Grund- 
ftüc einem Dritten veräußert. Kläger fordern von dem Beklagten 
die Auszugsleiftungen weiter, unter andern mit der Begründung, 
daß er die perfünliche Verpflichtung behalten habe, dafür einzu- 
ftehen, daß ihnen auch nad der Veräußerung des Grundftüde 
aus diefem die Bezüge geleiftet werden. Allein der Yall bei 
Bolze, Praris, Bd. AV, Nr. 70 liegt nit vor. Der Beklagte 
hatte hier feiner Vertragspflicht dadurch genügt, daß er den Aus- 
zug eintragen ließ. „Die Begründung eines Ausgedinges erzeugt 
aber wie die Begründung jeder Neallaft für denjenigen, der es 
vertragsmäßig einräumt, feine obligatorische Verbindlichleit außer 
derjenigen, in der Zeit feines Befites aus den Nubungen die 
Leiftungen zu entrichten. Weber die Befitzeit hinaus haftet der 
Konftituent nur, infofern das eingeräumte dingliche Necht dem 
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Ausgedinger entwehrt, oder die aus der dinglichen Natur folgende 
Pflicht zur Sicherung gegen Dritte nicht gewährt wird, oder wenn 
er vertragsmäßig eine Haftung für die Leiftungen der Befisnad)- 
folger übernommen hat.” — Förfter-Eccius (6. Aufl., Bd. 3, 
©. 426); D.T. €, Bd. 54, ©. 96; Rehbein, Entjcheidungen dee 
Obertribunals, Bd. 2, ©. 178 ff.; E., Bd. 27, ©. 231. — Und 
der Beflagte Hat fich feiner Vertragsverlegung jchuldig gemadit, 
wenn er mit Bewilligung der Kläger den eingetragenen Auszug 
löichen ließ. Daß der Beklagte verfprocden habe, das Ausgedinge 
troß der ihm ertheilten Köjchungsbewilligung nicht Löjchen oder nad) 
der Löihung wieder eintragen zu laffen, haben fie nicht bewiejen. 
Die Klage ift abgewiefen, Nevifion zurücgewiejen. V, 102/94 
vom 26. Sept. 

105. Das Berufungsgericht hat mit zureichender Begrün- 
dung feitgeftellt, daß Ichon vor Erbauung der Mühle an der 
Stelle des heutigen Mühlgrabens,. jedoch nur bis zur NReebwiefe, 
ein Graben beftand, welcher nebft einer darin befindlidyen Duelle 
zur Bewäfferung diejer Wiefe diente, und daß H. in der Abficht, 
eine Mühle zu errichten, von ben E.’Icdjen Erben, den Bejitern 
der NReebwiefe, durd) Vertrag vom 4. Juni 1799 das NRedt er: 
warb, da8 Waffer diejes auf der Neebwiefe endigenden Grabens 
unter Vorbehalt des Wäfferungsrehts der E.’fchen Erben nad 
der von ihm zu errichtenden Mühle weiter zu leiten. Aus dem 
damald vorhandenen Zuftande, wonad) da8 durch, den oberen Theil 
des heutigen Grabens aus dem Dfterbach abgeleitete, nad) der 
damaligen Geftalt des Grabens und des Wehrs nicht bejonders 
reichlich fließende Waffer auf der NReebwiefe fic) verlief und in 
den Boden ficerte, in Verbindung mit der Erwerbung des Nedits 
auf Weiterleitung des Waflers zu der geplanten Mühle durd 9. 
wird nun weiter gefolgert, daß diefer lettere den Mühlgraben von 
der Neebwieje bis zur Mühle angelegt habe. Die Anlegung ei 
alfo nur zu dem Zwed erfolgt, der Mühle die erforderliche Wajfer- 
menge zuzuführen. Der Graben bilde thatjächlich ein Zubehör 
der Mühle, fonad) ftreite die VBermuthung dafür, daß diefer Theil 
de8 Grabens fih im Eigenthum des Eigenthümers der Mühle 
befinde — Code 546 —. Das ftimme aud) mit der Kataftrirung 
überein. Endlich wird daraus, daß der Müller von Anfang an 
an diefem unteren Theile des Grabens die li der Wiefen, 
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wenn diefe dem Meühlenbetrieb nadjtheilig wurde, abftellte, auf 
ein von ihm ermworbenes VBorredyt geichloffen und Hierin eine 
weitere Unterftüßung für den Eigenthumserwerb gefunden, welcder 
in der Weife angenommen wird, daß die damaligen Wiefeneigen- 
thümer, fei e& unentgeltlich, fei e8 gegen Entgelt da® zur Her- 
jtellung des Mühlgrabens erforderliche Land unter der Bedingung 
abtraten, daß fie das Waffer zur Bewällerung ihrer Wiefen be- 
nugen durften, joweit e8 nicht für den Mühlenbetrieb unentbehr- 
lid war. Revifion zurüdgewiefen. Die Feltitellungen werden 
dadurch nicht erfchüttert, daß vor Einführung des Code gemeines 
Recht galt. II, 131/94 vom 29. Iuni. 

106. Bevor Kläger die Mühle erworben haben, war bereite 
die zur Entwäfferung eines DMeoores gemadte Kanalanlage der 
Beklagten vollendet. Die Enticheidungsgründe de Berufungs- 
urtheils ergeben aber in nicht mißzuverftehender Weife, daß jchon 
durd) die Herjtellung der Entwäflerungsanlage, aljo des Kanals 
und der damit verbundenen Nöhrenunterführung, das Waffer- 
nußungsredht der Mühle beichränft und theilmeije befeitigt worden 
jei, der Befikvorgänger der Kläger fich die YVefeitigung wohl: 
erworbener Rechte nadı dem Hannoverfchen Gefege vom 22. Aug. 
1847 babe gefallen laffen müffen und die Mühle nur mit den 
Nechten, welche durch die Kanalanlage nicht befeitigt waren, auf 
die Kläger übergegangen fe. Aud; war die von den Klägern 
gerügte mangelhafte Beichaffenheit der Unterführungen jowie die 
Ihädigende Wirkung derfelben gegenüber der Mühle, wie die VBor- 
inftanzen fetftellen, bereit jeit der Herjtellung der Kanalanlage, 
zu welcher die Unterführungen gehören, alfo vor dem Erwerb der 
Mühle durch die Kläger, in Wirkfamkeit getreten, während die 
Legteren die Mühle bereits mit der hierdurch begründeten Minde- 
rung der Waffernugung überfommen haben. Auch in diejer Be: 
ziehung war daher nicht für fie, fondern für ihren Vorbefiger ein - 
Entihädigungsanipruh erwachfen. Die Klage ift deshalb mit 
Recht abgewiefen. IIL, 131/94 vom 28. Sept. 

107. Auf dem Grundftüd der Berlin-Potsdam-Diagdeburger 
Eifenbahngefellichaft, jett des Fiskus als deren NRechtsnachfolgers, 
befand fich ein Wehr, welches durd) einen Wolfenbrud) bejchädigt 
ift. Die Eifenbahngefellfchaft hat da8 Wehr jo wieder hergeftellt, 
daß cine erhebliche, früher der Flägeriihen Mühle zugefloffene 


Dinglihe Rechte und verwandte Rechtsverhälmmiffe. 67 


Wafjermenge derjelben entzogen if. Der Schadenserfaganiprud 
des Müllers konnte nicht auf 8. 246 AU. R. II, 15, no auf 
8.99, I, 8 gegründet werden. Denn beide Beftimmungen feßen 
ein willführliches Handeln ded Nachbars, ein Unternehmen, Ber: 
ändern oder Entziehen voraus. Weder in der Beichädigung der 
Wehranlage durch einen Wolfenbrud no in der Unterlafjung ber 
Wiederherftelung durch den beklagten Fiskus fan ein Handeln 
defjelben gefunden werden. Das Neichsgeriht nahm aber an, daß 
ein den Fiskus verpflichtender Vertrag vorlag, und hielt deshalb 
die Verurtheilung des Berufungsgerichts zum Schadenserfaß auf- 
redt. V, 156/94 vom 10. Nov. Bgl. 289. 

108. Nachdem die öffentlich=rechtliche Verpflichtung des be- 
Hagten Nittergutsbefigers zur Räumung des Mühlgrabens be- 
Bufs Herftellung der Borfluth im Berwaltungsftreitverfahren 
fejtgeftellt ift, kann derjelbe eine privatrechtliche Befreiung nicht 
aus 8. 100 A.UR. 1, 8 ableiten. Soldje fünnte aud) dann 
nicht als vorliegend angefehen werden, wenn das aus der Grund- 
gerechtigkeit folgende Recht der Mühlenbefiger, die Räumung 
fordern zu dürfen, dur Nichtgebraud, erlofchen fein follte. Auch 
den Einwand, daß die Mühlenanlage im 9. 1862 von einem 
Borbefiter des Klägers wefientlich erweitert jei, erachtet da Be- 
rufungsgeridyt mit Recht für unerheblih. Anders, wenn der Ritter- 
gutSbefiger durd) Verjährung das Recht erworben hätte, von dem 
Müller die Räumung zu fordern. VI, 254/94 vom 10. Dec. 
Bol. 67. 

109. Fiskus hat einen Theil des Grubenfeldes feiner Königin- 
Luifen-Grube in Zabrze verpacdtet. Die in dem Pachtfelde liegen- 
den im 9. 1878 errichteten Gebäude des Klägers haben in Folge 
von durch den Abbau des Pächters verurjachten Bodenbewegungen 
Niffe und Senfungen 1889 erhalten. Fisfus al8 der Eigenthümer 
(vgl. Bd. XV, 86) ift zum Scadenserjag verurtheilt (Minder- 
werth, Erjat von Reparaturkojten und Ausfall von Miethen 
während ber Reparatur); NRevifion zurücdgewiefen. Das Be- 
rufungsgericht hat fejtgeftellt und erwogen, den Abbau der Grube 
habe der Litisdenunziat und Pächter felbft nur bi8 1887 zurüd- 
verlegt. Die angeblichen Warnungen im Kreisblatt hätten über 
11—13 Iahre vorher ftattgefunden. Gewarnt fei vor Neubauten 
innerhalb des Königin-Luife- Pachtfeldes; das Pachtfeld fei aber 
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fehr umfangreich und nad eigener Angabe der Denunziatin über 
20 Iahre in ihrem Betriebe und feit Anfang des Sahrhunderts 
im Befit des Fiskus. R., der Vorbefiger der Kläger, fei nun 
zwar Bergmann gewejen und foll die Grubenbaue befahren und 
aud) al8 Kohlenmeifer fungirt haben; es Laffe fi) aber ohne 
weiteren Anhalt nit annehmen, daß dem KR. die Abbaufähigkeit 
des Terrains unter feinem Garten und das Tortichreiten des 
Bergbaues befannt gewejen wäre. Aus jenen Öffentlichen, fo all: 
gemein gehaltenen Warnungen habe R. jo wenig wie aus den auf 
350 Meter und auf weitere Entfernungen errichteten Tagesanlagen 
eine feinen Neubau dur den Bergbau drohende Gefahr erkennen 
fünnen. Möge ferner aud) ein großer Theil des Dorfes Zabrze 
zu Brud) gebaut, und dies dem FR. befannt gewefen fein, fo fei 
e8 doch in der Entfernung von 800 Meter geichehen. Das fünne, 
jolange die näheren Umstände nicht befannt feien, nicht verwerthet 
werden. Daß in der Nähe der Elägeriichen Befigung und jelbit 
fpäter Neubauten entitanden feien, fpreche für die allgemeine An- 
nahme von der Gefahrlofigkeitt. Aud) habe die Ertheilung des 
Baufonfenjes für einen Mann von dem Stande des KR. einige Be- 
deutung. Eben daffelbe mußte von der Nähe der Chaufjee an- 
genommen werden, wenn dieje jünger al8 die Grube und dies 
dent KR. befannt gewefen. ‘Die mittelbare Einwirkung des Berg- 
baue auf jeine Hausfundamente hätten dem KR. jelbit Sad): 
verftändige zwölf Jahre vorher nicht vorherjagen fünnen. Hierin 
ift ein Redtsirrthum nicht zu erbliden. Die bloße Möglichkeit 
einer Beihädigung verpflichtet den Grundeigenthümer noch nicht 
zu Nachforichungen; von VBerfchulden kann erft geiprochen werden, 
wenn er die Wahrjcheinlichfeit vorausfieht oder bei gewöhnlicher 
Aufmerfjanteit vorausfehen muß. V, 9/94 vom 2. Suni. 

110. In den 1870er Iahren hat die beklagte Gewerfichaft 
für die Zwede ihres Bergbaues eine Grubenanihlußbahn von 
Zicherben nad Schlettau angelegt und dazu von dem Rittergut 
Zicherben, welches damals Eigenthum des H. war, fpäter auf die 
Hallefche Zuderfiedereitompagnie und dann auf den Kläger über: 
gegangen ift, eine Grundfläche von A Morgen 172,03 Quadrat- 
ruthen herangezogen. 9. war damit einverjtanden und hat die 
Vornahme von umfangreichen Ausihahtungsarbeiten gejtattet. 
Beflagte hat für die Benukung jenes ZTerrains, welches von ihr 
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nidht eigenthümlidh erworben, fondern mit dem Nittergute auf 
deifen Erwerber übergegangen ift, jährlih 80 Mark gezahlt. 
Kläger hat diefe® Verhältnig zum 1. Ian. 1893 gekündigt. Um 
der Nüdforderung des Zerraind zu begegnen, hat die Beflagte 
den Enteignungsbefchluß vom 4./16. Dec. 1892 ausgewirft, kraft 
deffen ihr die Benugung des Terraind verblieben ift. Die von 
der Beklagten an Kläger für die Weiterbenugung der zur Anfchluß- 
bahn verwendeten Grundfläcdhen jährlih im Voraus zu zahlende 
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langen des Klägers aber abgewiefen, daß Beklagte eine angemeffene 
Kaution zur Sicherung feines Anfpruches auf Erjat desjenigen 
Minderwerthes, den das Terrain bei feiner dereinftigen Rüdgabe 
in Folge feiner Umgeftaltung zum Bahnförper und feiner DBe- 
nußung in diefer Eigenfchaft erlitten habe und noch erleiden werbe, 
beftellen müffe. Nachdem Kläger den Rechtsweg beichritten Hat, 
ift der Aniprud) deijelden auf Kautionsleiftung feinem Grunde 
nah für gerechtfertigt erfannt, Nevifion zurückgewiefen. Der 
Kautionsanipruh) aus $. 137 des Pr. Allgemeinen Berggejetes 
fann in jedem Zeitpunkte während der ‘Dauer der Benugung des 
Grundftüds zu Bergbauzweden und von dem jeweiligen Grund- 
ftücseigenthümer, nicht bloß von dem, der das Grundftüd zur 
Benusung abgetreten hat, geltend gemacht werden. V, 161/94 
vom 14. Wov. 

111. Der Dortmunder Aktiengejellihaft für Gasbeleudhtung 
in Dortmund ift die beflagte Gewerfichaft zur Entjchädigung 
verurtheilt, weil ihre Gasanftalt durd) den Bergbau der Beklagten 
beihädigt it; NRevifion zurücgewiefen. ‘Der Uniftand, daß das 
Grundftüd der Klägerin im verliehenen Welde liegt, läßt nod) 
nicht den Schluß zu, daß die Ausdehnung des Bergbaues fid) bis 
unter das Grundftüd erftredten werde, da hierbei die Geftaltung 
des Tlößes und die Yagerungsverhältniffe des Foifild Hauptjächlich 
maßgebend find. Ob eine Schadhtanlage in der Nähe des Grund- 
ftüdes für ein Anzeichen einer drohenden Gefahr anzufehen ift, 
die den Grundbefiger zu Nachforichungen veranlaflen müßte, ift 
im Wefentlichen eine konkrete Frage, und dem Berufungsrichter 
fällt fein Nedhtsirrthum zur Laft, wenn er unter den obwaltenden 
Umftänden annimmt, den Kläger treffe Fein Verfchulden, obwohl 
er, wiffend, daß fi) der Schacht der Bellagten etwa 300 Meter 
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von feinem Grundftüd befand, ben Bau unternommen habe. Ein 
jolches Berjchulden möchte anzunehmen fein, wenn die Klägerin 
von den XLagerungsverhältniffen bes Flötes und dem damaligen 
Stande des Abbaus Kenntniß gehabt hätte; aber nad; diefer Nich- 
tung hin hat die Bellagte Behauptungen nicht aufgeftellt und für 
den Berufungsrichter lag feine Veranlaffung vor, in bdiefer Be- 
ziehung das Fragereht auszuüben. Daß die Klägerin die Bobden- 
bewegungen hätte wahrnehmen müffen, welche jchon vorher ein- 
getreten jeien, verwirft der Berufungsrichter aus den thatfächlichen 
Gründen, es fei von der Beklagten nicht dargelegt, wie die Klägerin 
ohne Kenntniß des Nivellements das VBorhandenfein von Sen: 
fungen, die nur fehr allmählich einträten, hätte wahrnehmen follen, 
die Bellagte habe auch nicht behauptet, daß Riffe oder Tagebrüche 
oder fonft fichtbare Spuren der Einwirkung bed VBergbaues vor» 
handen gewejen feien. Endlih madt die Beklagte geltend, baß 
Ihon die Art des Gebäudes eine befonders gründliche Unter- 
juhung des Baugrundes erheifhe. Das mag richtig fein; aber 
wie der Berufungsrichter zutreffend ausführt, folgte daraus für 
die Klägerin feineswegs die Pflicht, geognoftifche Unterfuchungen 
des Erdreih® vorzunehmen. Unter den obwaltenden Umftänden 
that fie genug, wenn fie den Baugrund nur vom bautechnifchen 
Standpunkt aus auf feine Feftigfeit und Kaltbarkeit prüfte. V, 
162/94 vom 14. Nov. 

112. Begründete Warnungen des Bergwerfseigenthümers 
darf der Grundeigenthümer nicht unbeachtet lafjen. Aber nicht jede 
Warnung bes Bergwerkseigenthümers verdient Berüdfichtigung. 
E8 it bei Prüfung der Trage immer davon auszugehen, daß der 
Bergbautreibende, wenn ihm auh Sadjfunde beimohnt, doch bei 
dem Ausgange der Sadje aufs äußerfte intereffirt ift, und der 
Grundeigenthümer an der Loyalität der Mittheilung darum be= 
rechtigte Zweifel hegen darf. Außerdem genügt e8 zur Feltftellung 
des Verfchuldens nicht, daß der Grundeigenthümer von dem bloßen 
Umgehen des Bergbaues in der Nähe feines Grundjtüds Kennt- 
niß habe; denn die Gefährdung des Grunditüds hängt ab von 
den Tiefenverhältniffen, der Lagerung und Mächtigkeit des Flößes, 
der Teltigleit des Dedkgebirges u. |. w. Das Neichsgericht hat 
deshalb wiederholt angenommen, daß der Grundeigenthümer von 
der fonfreten ihm durch den Bergbau drohenden Gefahr unter: 
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richtet fein müfje, wenn aus der Nidhtachtung der Gefahr ein 
Berjhulden gefolgert werden jolle. Daraus ergibt fih, daß fich 
die Warnung, wenn fie vom Grundeigenthümer berüdfichtigt werden 
jo, nicht auf allgemeine Wendungen befchränfen darf, die nichts 
weiter bejagen, ald daß da8 Grundftüd in dem in Betrieb zu 
nehmenden Teldestheile Liege, und darum eine Gefährdung möglich 
jei, fondern daß darin die drohende Gefahr unter Berädfichtigung 
der fonkreten Verhältniffe möglichft beftimmt zu bezeichnen und 
zu begründen if. V, 165/94 vom 14. Nov. 

113. Nad der Behauptung bes Bellagten hat er auf bie 
Warnung des Grubenrepräfentanten diejen gebeten, ihm ba8 an- 
gefaufte Baumaterial abzufaufen und ihn für da8 nicht verwerthete 
Grundftüd zu entihädigen. ‘Das habe der Repräfentant abgelehnt 
und dem Kläger die Thür gewiefen. ALS loyal denfender Mann 
durfte der Nepräfentant diefe Entjchädigung nicht ablehnen — V, 
210/92 vom 21. Dec. (Bd. XIV, 101; €, Bd. 30, ©. 250) —, 
wenn er davon überzeugt war, daß das Grundftüd dur den 
Bergbau von Berthawunid gefährdet wäre. Der Kläger aber 
hatte allen Grund, aus dem widerjpruchsvollen Verhalten bes 
Nepräfentanten den Schluß zu ziehen, daß diefer felber fichere 
Kenntniß von der Gefährdung nicht befite und bei der Warnung 
nur mit einer bloßen Möglichkeit gerechnet habe. Dies wird vom 
Berufungsrichter überjehen, wenn er dem vom Kläger über die 
erwähnte Behauptung zugejchobenen Eid für unerheblich erklärt. 
V, 165/94 vom 14. Nov. 

114. Auch war das zu errichtende Haus nur 6 Meter von 
der Chauffee entfernt. Der Kläger durfte, jelbft al8 vorfichtiger 
Mann, darauf rechnen, daß die Bergbehörde, wie dies denn aud 
geichehen ift, ihre Pflicht thun und die Chauffee durch einen Sicher- 
heitSpfeiler jchügen werde. Bergpolizeiverordnung vom 18. Dec. 
1869, 4. 3. ©. $. 196. Wie der Sacdpverftändige Sattig be- 
fundet, dedt jich der Sicherheitspfeiler Feineswegs mit der Breite 
der Chauffee, jondern es tritt auch feitlih noch ein Schugjftreifen 
hinzu. Bür den Kläger lag die Annahme nahe, daß biejer Schut 
der Chaufjee thatfählih auch feinem Haufe zu Gute kommen 
werde. V, 165/94 vom 14. Nov. 

115. Bei einer Beihädigung des Grundeigenthums burd) 
den Bergbau ift der Verpflihtungsgrund für den von dem Berg. 


Bergredt. 


Bergredit. 


agb. 
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werk nad) 8. 1484.23. ©. zu leiftenden Schadenserfag allein die 
Zhatfache des Betriebes des Bergwerfs, und der Cigenthümer, 
ber zur Zeit der Entftehung des Schadens im Befite des Berg- 
werfes ift, haftet dem Grundeigenthümer für ben durch den Be- 
trieb entftandenen Schaden, gleichviel ob diejer Betrieb von ihm 
oder von einem feiner Befigvorgänger ausgegangen ift. Der 
Gefeßgeber folgt hier, fich an die frühere Gefeßgebung anschließend, 
deutichrechtlihen Anichauungen, wenn er von ber Perjon, deren 
Handlung die Beichädigung verurjacht Hat, gänzlich abfieht und 
fo da8 Bergwerk gewiffermaßen als da8 befchädigende Subjeft hin- 
fteltt. — Im $. 150 verfährt der Gejetgeber in ähnlicher Weife, 
er fügt hier für die darin vorgejehenen Fälle eine negative Voraus- 
fegung hinzu. Cine Schadenserjagpflicht befteht nicht, wenn bie 
Gebäude oder andern Anlagen zu einer Zeit errichtet find, wo 
die denfelben durch ben Bergbau drohende Gefahr dem Grund- 
eigenthümer bei Anwendung der gewöhnlichen Aufmerffamfeit nicht 
unbefannt bleiben Fonnte. Dabei wird zwifchen dem Verichulden 
des derzeitigen Grundeigenthiimers und feiner Vorbefiter nicht 
unterfchieden.. Weil dem Erbauer und früheren Eigenthümer 
des Grundftüds die Gefahr nicht unbelannt bleiben konnte, tft die 
Klage des derzeitigen Eigenthümers wegen der in feiner Befitzeit 
eingetretenen Beichädigung abgewiejen. V, 234/94 vom 22. Der. 

116. DBellagter Hat, al8 er von einem der Iagdpächter als 
Saft eingeladen, an der Jagd auf Nauener Iagdrevier Theil 
nahm, einen im Jagdrevier frei umherlaufenden Iagdhund er- 
Schoffen. Die Klage des Eigenthümers des Hundes auf Werth- 
eriat war abgewiefen; das Neichögericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Nach dem hier maßgebenden A.L.R. IL, 16, 8. 65 
fann jeder Iagdberechtigte ungelnüppelte gemeine Hunde, bie 
auf Iagdrevieren herumlaufen, tödten. Dazu gehören auc Iagd- 
hunde, wenn, wa& fejtgeftellt war, feiner der Ausnahmefälle SS. 66, 
67 vorliegt. — Bgl. E. in St., Bd. 24, ©. 62, und Grudot, Bei- 
träge, Bd. 26, ©. 1040. — Der Iagbdberedhtigte kann auch, foweit 
er die Ausübung der Iagd erlauben darf — $. 17 des Yagd- 
polizeigejetes vom 7. März 1850 —, andere Perfonen, welche er 
zur Theilnahme an der Jagd einladet, oder feine Bedienfteten zur 
Tödtung frei umbherlaufender Hunde ermädtigen. Das bedarf 
aber einer bejonderen Erklärung des Jagdberedhtigten, und liegt 
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nicht Ion in der Erlaubniß zum Jagen oder in der Einladung 
zur Theilnahme an einer Jagd. Hier war aber zweifelhaft, ob 
die Perfonen, welche den Bellagten zur Iagb eingeladen Hatten, 
Sch. und Genoffen jagdberehtigt waren. Das würde nicht 
ber Fall fein, wenn die Jagd an mehr als drei PBerfonen 
verpachtet gewejen wäre. Denn ein foldher Jagdpacdtvertrag ift 
nad) 8. 12 des FJagdpachtgefeges nichtig, und foldye Iagbpächter 
würden fo wenig zur Tödtung von Hunden nah 8.65 Ü.EU. NR. 
II, 16 wie zur Uebertragung folder Befugniß berechtigt fein. 
Sodann fehlte e8 an einer ausreichenden Begründung ber Yelt- 
ftellung, daß die Sagdpächter oder einer derjelben im gemeinschaft- 
lihen Intereffe den Beklagten zur Zödtung von Hunden bei ber 
Gagd vom 8. Nov. ermächtigt Haben. Es fehlt an einer Teit- 
ftelung, ob die allgemeinen Aeußerungen, welche die Sagdpächter 
bei einer früheren Jagd gemadit hatten, fi) auf die damalige 
Sagd oder aud) zufünftige Sagden bezogen hatten oder darauf 
beziehen fonnten. Und wenn der Förfter K. am 8. Nov. eine ent- 
fprechende Aufforderung an die Iagdgäfte gerichtet hat, fo würde, 
jelbft wenn feftftünde, daß K. in einem Auftrags- oder Dienft- 
verhältniffe zu den Sagdpäcdhtern gejtanden hätte, daraus nod nicht 
folgen, daß er berechtigt gewejen wäre, an Stelle der Jagb- 
päcdhter andere zum Zödten von Hunden zu ermächtigen — Nedht- 
ipredung in St., Bd. 3, ©. 810 —. VI, 203/94 vom 22. Dkt. 
Pol. 243. 

117. Kläger betreibt eine Drahtwaarenfabrif und ein tedj- 
nilches Geichäft, in welchem Artikel wie die von der DBellagten 
mit ber Bezeichnung „gefeglich geichüßt” in den Handel gebrachten 
Kommutatorbürften hergeftellt und geführt werden. Auf feinen 
Antrag wurde der Beklagten bei Strafe unterfagt, die Bürften 
mit diefer Bezeichnung in den Handel zu bringen. NRevifion der 
Beklagten zurücgewiejen. ‘Denn fie führte jene Bezeichnung allein 
darauf zurüd, daß ihr H., für welchen da8 Mufter der Bürften 
in da8 Deufterregifter des zuftändigen Amtsgerichts im I. 1890 
eingetragen war, das Recht, das Meufter nachzubilden, eingeräumt 
habe. Nun aber handelt es jih um ein Gebraudhsmufter 
und nit um ein Gefchmadsmufter im Sinne des Gefeßes vom 
11. San. 1876. 9. hat alfo durch den Eintrag fein Nedt er- 
worben; und Beklagte greift durd) die Bezeichnung in den dburd) 


Jagd. 


Gewerbe- 
betrieb. 


Gewerbe: 
betrieb. 


74 Dinglihe Rechte und verwandte Rechtsverhältniffe. 


S. 1 der Gewerbeordnung garantirten freien Gewerbebetrieb des 
Klägers ein. I, 271/94 vom 26. Sept. 

118. Dem Nechtsvorgänger der Hlagenden Sprengitoff-Aftien- 
gefellichaft zu Coswig war durd) da8 Urtheil des Kreisverwaltungs- 
gerihts zu Zerbft die Genehmigung zur Anlegung einer chemifchen 
Tabrit behufs Erzeugung unorganifher und organifcher Nitros 
produkte unter näher angegebenen Bedingungen ertheilt. Nad) 
Vollendung der Fabrik ift auf Anweifung der Berzoglichen Re- 
gierung zu Defjau die in den Bedingungen vorgejehene Abnahme 
durch den Fabrifinfpeftor und damit der Beginn des Betriebes 
verweigert, weil Klägerin nicht die ortSspolizeiliche Genehmigung 
zur Herftellung von Sprengftoffen habe; diefe Genehmigung ift 
von ben Polizeibehörden endgültig verweigert. Eine Anrufung 
des Bundesrath8 hat feinen Erfolg gehabt. Die Klage gegen den 
Anhaltiichen Fisfus auf Schadenserfag ift wegen Linzuläffigkeit 
des Nechtsweges abgewiejen, Revifion zurüdgewiejen. Auf $. 51 
&. D. kann die Klage nicht geftügt werden. Das Konzeifions- 
verfahren auf Grund der Gewerbeordnung beichäftigt ih nur 
mit der gewerblichen Anlage und den durch die Sabrikation ent- 
ftehenden Gefahren und gebotenen Vorfichtsmaßregeln, das Spreng- 
ftoffgefeg vom 9. Iuni 1884 beichränft dagegen die Befugniffe der 
Perjonen, um dem verbrederiichen und gemeingefährlichen Ge> 
brauch des Fabrifats entgegen zu treten. Daß jeine Beitimmungen 
neben denen der Gewerbeordnung zur Anwendung fommen jollen, 
ergibt fid) aus den Motiven zu 8.1 und ganz Kar aus $. 15 des 
Gejeges. Unerheblid), daß dem Direktor der Klägerin und meh- 
reren ihrer Angeftellten von preußifchen oder braunjchweigijchen 
Behörden die ortspolizeiliche Erlaubniß ertheilt fe. Soweit 
andere chemische Sabrifate hergeftellt werben jollen, unterfagt das 
Minifterium einen derartigen Betrieb nicht, erklärt vielmehr aus- 
drüdlih, daR e8 einem joldhen DBetriche feine Schwierigkeiten 
machen werde, und verlangt nur, daß vor weiterer Verhandlung 
darüber der Charakter des Unternehmens geändert und auf bie 
Konzeifion vom 3. Juni 1891 verzichtet werde. E8& handelt fi 
alfo auch hier nur um die Vorbedingungen für die Veränderung 
der Benutung und des Gewerbebetriebes, für die jogar Entgegen- 
fommen zugefihert wird. Für cdhemiihe Fabriken aller Art ift 
nad 8.16 ©. DO. Genehmigung nöthig, und für das Verfahren 
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darüber, ob in dem eventuell beabfichtigten anderen Betriebe eine 
wejentliche Veränderung im Sinne des 8.25 G. DO. liegen würde, 
ift der Rechtsweg nicht zuläffig. Sedenfalls ift auch infoweit eine 
Unterfagung, wie fie $. 51 ©. D. erfordert, noch nicht erfolgt. 
III, 149/94 vom 19. Oft. 

119. Dem Bellagten ift mit Net der Schuß des $. 26 
der Gewerbeordnung nur für die auf feinem Grundftüc befind- 
the Dampffeffelanlage zugeftanden. Klektriihe Beleuchtungs- 
anftalten gehören nicht zu den nah $. 16 ©. DO. behördlich zu 
genehmigenden und bei der Vorfchrift des S. 26 Hauptjählich in 
NRüdfiht kommenden Anftalten. Der Schuß der letteren Vor- 
Ihrift Tann deshalb dem Bellagten nur injoweit zu Theil werben, 
al8 er fih auf eine gemäß dem $. 24 ertheilte behördliche Ge- 
nehmigung ftüßt. Die obrigfeitlihe Prüfung und Genehmigung 
auf Grund des $. 24 betrifft nur die Dampffeffelanlage. Auch 
die vom YBundesrathe am 29. Mai 1891, Reichögejetblatt Nr. 649, 
erlaffenen Beftimmungen über die Anlage von Dampfteffeln be- 
Ihäftigen fich Tediglich mit der Keffelanlage. Ebenjo die braun- 
Ihweigische Ausführungsverordnung Nr. 48 vom 13. Oft. 1881 
und die Verordnung betreffend das Verfahren bei der Genehmigung 
von Dampffefjeln vom 11. Suni 1873. Nad) $. 3 der letteren 
ift der Zwed der Anlage nur im Allgemeinen anzugeben. Auf 
die verbundenen Majchinen ift die Prüfung nicht ausgedehnt. Der 
ausnahmeweile Schuß des $. 26 ©. DO. fann aber nur fo weit 
reihen, al® eine obrigfeitliche Prüfung und Genehmigung voraus- 
zugehen hatte und einer Benacdhtheiligung thunlichft vorbeugt, welche 
aus der in 8. 26 im Intereffe des Gewerbebetricbes anderen Pers 
onen auferlegten Beichränfung fi) ergibt. III, 203/94 vom 
4. Dec. 

120. Die Hamburger Polizeibehörde hat die Erlaubniß zum 
Betriebe der Gaftwirthichaft in den von dem Kläger ermietheten 
Räumlichkeiten unter Bezeichnung ber Mängel derfelben verfagt. 
Wenn nun au diefe Deängel befeitigt wären, würde die Polizei- 
behörde nicht gehindert gewefen fein, wegen anderweitiger Bedenfen 
die Erlaubniß abermals zu verfagen. Daß bie polizeilihen An- 
forderungen — ©. D. 8. 33, Abf. 2, Nr. 2 — ein für alle 
mal feitftehen, beftimmt da8 Reichsgefe nicht. VI, 179/94 vom 
19. Nov. 
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121. Der Bellagte B. zu Steglit hat im 9. 1892 da8 
Schaufpiel „Nora von Henrif Ibfen nad) der von dem Kläger 
verfaßten rechtmäßigen deutjchen Ueberjegung in dem Alerandra- 
Theater zu St.-Petersburg viermal zur Aufführung gebradjt, ohne 
von dem Kläger die Erlaubniß hierzu erhalten zu haben. Die 
flägerifche Meberjegung der ‚Nora‘ ift im I. 1889 als Nr. 1257 
der NReclam’schen Univerfalbibliothef bei Philipp Reclam jun. in 
Leipzig erfchienen. Der Bellagte E. hat dem Beklagten B. auf 
deffen Verlangen im Anfange des 9. 1892 mehrere Exemplare 
diefer im Buchhandel Fäuflichen Ueberjegung überfandt und zwar 
nad) der Behauptung des Klägers wiflend, daß der Kläger diefe 
Eremplare zu ben von ihm ohne Genehmigung des Klägers zu 
veranftaltenden Aufführungen benugen wollte. ‘Der Kläger glaubt, 
baf die in St.-Betersburg ohne feine Genehmigung veranftalteten 
Aufführungen gegenüber den Vorjchriften des Urheberrechtsgefeßes 
vom 11. Suni 1870 rechtswidrige feien, obgleich das ARuffifche 
Necht fie nicht verbiete. Er gibt die durch die Aufführungen er- 
zielte Einnahme auf mindeftens 12000 Darf an, wovon er auf 
Grund der $$. 50, 54, 55, 20 des Gejches zunäcdft den Theil- 
betrag von 2000 Mark fordert, und nimmt den Bellagten E. als 
ZTheilnchmer an der verbotenen Handlung des Bellagten 3. foli- 
darifch mit diefem in Aniprud. Die Klage ift abgewiefen. Ob: 
gleich das Herrichaftsgebiet der den Naddrud bedrohenden Vor- 
Ihriften in $$. 18, 22, 25 des Gejehes auf das Inland nicht 
beichränft ift, Fanın das Gleiche bezüglich der ohne Genehmigung 
de8 Autors erfolgten Aufführung nicht gelten. Die Bedrohung 
de8 Nachdruds im Auslande dient wegen der Gefahren, weldje 
dur) Weiterverbreitung nad) dem Inlande drohen, aud) dem 
Schute des Autors im Inlande. Diefer Grund ded Schubes 
gegen im Auslande begangene Handlungen fällt bei der aus- 
ländiichen Aufführung eines dramatifchen Werkes fort. Eine foldhe 
ift in ihrer Wirkung auf den Ort der Aufführung bejchränft und 
beeinträchtigt das durdy Aufführungen im Inlande zu erzielende 
Erträgniß nicht. Dieje Verjchiedenheit der Wirkung ausländischen 
Nahdruds und ausländifcher Aufführungen begründet eine Ver- 
Ichiedenheit der räumlichen Ausdehnung des gegen beide gewähr- 
ten Scutes und es erjcheint deshalb gerechtfertigt, das Herr- 
fhaftsgebiet der SS. 54, 55 auf das Inland zu beichränfen, zumal 
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diejelben eine den $8. 22 und 25 entiprechende Ausdehnung nicht Urheberregt. 
erkennen lafjen. Daß das Neichsgericht dem Markfenfchußgefete 

eine weiter gehende Tragweite beigemefjen hat — 3b. III, ©. 227 

(E., 88.18, S. 28) — gründet fi auf die ihrer Natur nad) 

räumlih unbeihräntte Wirkung des Mearfenrehts, welche einen 

auf das Inland beichränkten Rechtsihug als den Bebürfniffen 

des Berfehrs und dem verfolgten Zwede durchaus nicht genügend 

erkennen läßt. Gleihe Erwägungen greifen nicht Pla& bei bem 

Scuge eines dramatifchen Werkes gegen unbefugte Aufführungen. 

I, 242/94 vom 14. Nov. 

122. Klägerin hatte in erfter Inftanz Nichtigfeitserklärung Batent. 
bezüglich des Batentanipruds 1 der Beklagten, Abhängigfeit be- 
züglich des Patentanfprude 2 beantragt. Zur Zeit der Erhebung 
der Klage war da® Batent der Bellagten wegen Nichtzahlung ber 
Gebühr bereits verfallen. Das Patentamt hat die Klage abge- 
wiejen. Das NReichögericht hat beftätigt. Der Antrag, den Pa- 
tentanfpruch 2 von dem Patent der Klägerin abhängig zu er- 
klären, war an fi unzuläffig und hatte bei einem verfallenen 
Patent überhaupt feinen Sinn. Nachdem das angefochtene Patent 
erlojchen und mit dem Yortfall des PBatentichutes fein Gegenftand 
dein freien Verkehr anheimgefallen ift, fan e8 fi immer nur 
noh um die nicht im Nichtigkeitöverfahren zu enticheidende Frage 
handeln, ob der Gebraud, der im Aniprud 2 des erlojchenen 
Patents bejchriebenen Vorrichtung in das Patent der Klägerin 
eingreift. Die Ausdehnung der Nichtigleitsflage in der Berufung 
auf den PBatentanfprucd 2 ift al8 neue Nichtigfeitsflage unzuläffig. 
I, 66/94 vom 2. Iunt. 

123. Die Nichtigfeitsflage wider da8 Patent 35211 des 
Dr. Fahlberg und des Adolph Lift auf „ein Verfahren der Fabri- 
fation von Benzoejäurefulfinid au Anhydroorthuliulfaminbenzoe- 
fäure oder Sacdharin genannt” vom 16. Aug. 1884 ab ift abge- 
wiejen. Das Sacharin war zur Zeit der Patentanmeldung dur 
die Publikation von Yahlberg jelbjt unftreitig ebenjo befannt wie 
feine Darftelung. Dem gegenüber Tonnte den Beklagten ein 
Verfahren zur Darftellung diefes befannten Körpers nur paten- 
tirt werden, wenn es neu, eigenthümlicdy war und einen gewerb- 
lihen Fortjchritt enthielt. Daß das in der Patentichrift dar- 
geftellte, fi) aus einer zufammenhängenden Reihe von einzelnen 
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Dperationen zujammenfegende Gefammtverfahren als jolches neu 
und eigenthümlich ift und einen gewerblichen Yortichritt enthält, 
deshalb patentfähig war, ift gar nicht in Frage gezogen, aud) in 
der Yachliteratur nicht bezweifelt. Vgl. Fischer, Chemifche Zechno- 
logie, 1893, ©. 731. Der bedeutjame gewerbliche Fortichritt be- 
ftand unftreitig darin, daß erft dies Verfahren eine Ausbeute in 
gewerblich verwerthbarem Maße ermöglichte. Die Klägerin will 
auch nur theilweife Vernichtung des Patents durch Streichung ber 
Worte ‚‚von trodenem Ammoniumcarbonat bezw.” im Batent- 
anjprud 3. Die Klage könnte begründet fein, wenn der Patent: 
anjpruh 3 den Beklagten die Ueberführung des Chlorids in das 
Amid mitteljt Anwendung von trodenem Ammoniumcarbonat als 
Einzeloperation überhaupt oder bei jeder Darftellung von Sacdharin 
Ihütte. Aber davon Fann gar nicht die Rede fein. Weder der 
Gang des Patentertheilungsverfahrens, in welchem der Vertreter 
der Bellagten in der Vorftellung vom 23. Mai 1885 ausdrüd- 
tich erklärt Hat, daß der Schuß nur für ein Gefammtverfahren 
nadhgejudht werde, nocd, der Inhalt der Patentfchrift laffen einen 
Zweifel darüber, daß die im Patentanjprucd) 3 formulirte Einzel- 
operation nur ein Stadium des in ben Anfprüden 1—4 in Ueber- 
einjtimmung mit der Bejchreibung in der Patentichrift dargejtell- 
ten Gefammtverfahrens und nur als foldhes und al® Beftandtheil 
des Sejammtverfahrens gefhüßt ill. Der Eingang der Patent- 
anjprüde ‚‚Bei dem Verfahren zur Darftellung von u. f. w.” hat 
daneben Leine Bedeutung, obwohl er vielleicht beffer „Verfahren 
zur Darftellung von u. |. w., charafterifirt durch u. |. w.’ formu= 
lirt wäre. Die Bezeichnung Patentanfprühe aber ijt geredt- 
fertigt, weil die Aniprühe 5 und 6 fich nicht auf die Darftellung 
dc8 Sacharin, fondern der Nebenprodukte bezichen. Bei der 
mündlichen Verhandlung ift auch feitens des Vertreters ber Kläge- 
rin rüdhaltlo® anerfannt, daß es fi nur um ein Gejanmtver- 
fahren handelt. Daß die Einzeloperation im Batentaniprud) 3 
ein nothwendiger Beftandtheil diefe8 Gefammtverfahrens ift, aus 
demjelben ohne Zerjtörung gerade des beabjichtigten Ausbeuteffekte 
nicht ausgejchieden werden Kann, ift weder ftreitig noch zweifel- 
baft. Damit fällt der Antrag auf Vernichtung von felbit. Der 
eigentliche Zwed der Klage ift der: Die Klägerin ftellt mittelit 
eines nad ihrer Behauptung von dem patentirten abweichenden 
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Verfahrens ebenfalls Sacharin her und wird von den Beklagten 
wegen Patentrechtsverlegung verfolgt, weil fie bei ihrem Verfahren 
im Stadium der Ueberführung des Chlorids in das Amid trodenes 
Ammoniumcarbonat verwendet. Sie hat die Nichtigfeitsflage er- 
fihtlih erhoben, um die Zuläffigfeit der Anwendung von trodenem 
Ammoniumcarbonat für die Amidirung in ihrem Verfahren ficher: 
zuftellen. Aber das Nichtigfeitsverfahren ift, wie das NReichögericht 
bereit wiederholt ausgeiprochen hat, nicht dazu beftimmt, die Frage 
zu enticheiden, ob in der Entnahme einer Einzelheit aus einem 
patentirten Gefammtverfahren für ein anderes Verfahren eine Ver- 
legung des Patents enthalten ift. Diefe Entihetdung wird aud) 
hier abgelehnt. I, 88/94 vom 9. Juni. 

124. Der Klägerin ift das Patent 50008 auf ein Verfahren 
zur Herftellung von Hohlfugeln aus Celluloid ertheilt. Die DBe- 
Elagte ftellt Spielbälle aus Celluloid mittelft der ihr inzwifchen 
patentirten Preife her. Die Klage wegen PBatentverlegung tft ab- 
gewiefen. Der Berufungsrichter geht bei feiner Enticheidung mit 
dem eriten Richter davon aus, daß der Klägerin nur ein beftimm- 
te8 Verfahren al8 Ganzes zur Herftellung von Hohlfugeln aus 
Gelluloid geihägt ijt, und ftellt feit, daß das von der Beklagten 
zu gleihem Endzwed angewendete Verfahren mit dem dem Kläger 
patentirten Verfahren nicht identisch if. Dem tjt im Ergebniß 
beizuftimmen. Weder der Gedanke, Eelluloid zur Heritellung von 
Hohlkugeln zu verwenden, no die Herftellung folder Hohlfugeln 
aus Gelluloid als joldhe, noch eine Celluloidhohlfugel als Bro- 
buft irgend eines Verfahrens ift ald Erfindung der Klägerin an- 
zufehen und als gefchütt zu denken. Nac der Batentjchrift ftelft 
fie die Hohlfugeln mittelft Preffens in einer Doppelform her. 
Dies Verfahren war, wie al notorifcd) bezeichnet werden Tann, 
aus der Metall- und Kartonnageninduftrie längft befannt. Wenn 
die Beichwerdeabtheilung des Patentamts das Patent ertheilt hat, 
jo beruht dies auf dem richtigen Gedanken, daß in der Weber- 
tragung eines befannten Verfahrens auf einen andern Gegenjtand 
eine Erfindung zu erbliden ift, jobald bei der Uebertragung ge- 
wiffe Schwierigkeiten zu überwinden waren und die Meberwindung 
diejer Schwierigfeiten in einer technifch neuen Art erfolgt ift. Die 
Schmwierigfeit beftand bier in der Vermeidung von NRunzeln und 
Valten in der heißen GCelluloidfolie beim Prefjen in die Doppel- 
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Dperationen zujammenjegende Gejammtverfahren als jolches neu 
und eigenthümlich ift und einen gewerblichen Yortichritt enthält, 
deshalb patentfähig war, ift gar nicht in Trage gezogen, auch in 
der Yadjliteratur nicht bezweifelt. Vgl. Fiicher, Chemifche Techno- 
logie, 1893, ©. 731. Der bedeutjame gewerbliche Yortjchritt be- 
ftand unjtreitig darin, daß erft dies Verfahren eine Ausbeute in 
gewerblich verwerthHharem Maße ermöglichte. Die Klägerin will 
aud) nur theilweife Vernichtung des Patents durch Streichung der 
Worte „von trodenem Ammoniumcarbonat bezw.” im BPatent- 
aniprudh 3. Die Klage könnte begründet fein, wenn der Patent- 
anipruh 3 den Beklagten die Ueberführung des Chlorids in das 
Amid mittelft Anwendung von trodenem Ammoniumcarbonat als 
Einzeloperation überhaupt oder bei jeder Darftellung von Sacdharin 
fhütte. Aber davon Fanın gar nicht die Rede fein. Weber ber 
Gang des Patentertheilungsverfahrene, in welhem ber Vertreter 
der Beklagten in der Vorftellung vom 23. Mai 1885 ausdrüd- 
lich erklärt Hat, daß der Schuß nur für ein Gejammtverfahren 
nachgefucht werde, noch der Inhalt der Patentichrift lafjen einen 
Zweifel darüber, daß die im Patentaniprudh 3 formulirte Einzel- 
operation nur ein Stadium des in den Aniprücden 1—4 in Ueber- 
einftimmung mit der Beichreibung in der Patentichrift dargeftell- 
ten Gefammtverfahrens und nur al8 jolches und al8 Beftandtheil 
des Gejfammtverfahrens geihügt if. Der Eingang der Patent- 
aniprüdhe ‚‚Bei dem Verfahren zur Darftellung von u. |. w.” hat 
daneben Feine Bedeutung, obwohl er vielleicht befjer „Verfahren 
zur Darftellung von u. |. w., charafterifirt durch u. j. m.” formu- 
lirt wäre. Die Bezeihnung Patentanjprüdhe aber ift gerecht- 
fertigt, weil die Aniprüde 5 und 6 fih nicht auf die Darftellung 
dc8 Sacharin, fondern der Nebenprodukte beziehen. Bei der 
mündlichen Verhandlung ift auch feiten® des Vertreters der Kläge- 
rin rüdhaltlos anerkannt, daß e8 fi) nur um ein Oejammtver- 
fahren handelt. Daß die Einzeloperation im BPatentaniprudh 3 
ein nothwendiger Beftandtheil diejes Gejammtverfahrens ijt, aus 
demjelben ohne Zerftörung gerade des beabjichtigten Ausbeuteffefts 
nicht ausgefchieden werden fann, ijt weder ftreitig noch zweifel- 
haft. Damit fällt der Antrag auf Vernichtung von jelbft. ‘Der 
eigentliche Zwed der Klage ift der: Die Klägerin ftellt mitteljt 
eines nach ihrer Behauptung von dem patentirten abweichenden 
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Verfahrens ebenfalls Sacharin her und wird von den DBellagten 
wegen Batentrechtöverlegung verfolgt, weil fie bei ihrem Verfahren 
im Stadium der Ueberführung des Chlorids in das Amid trodenes 
Ammontumcarbonat verwendet. Sie hat die Nichtigfeitsflage er- 
fihtlid) erhoben, um die Zuläffigfeit der Anwendung von trodenem 
Ammoniumcarbonat für die Amidirung in ihrem Verfahren ficher: 
zuftellen. Aber das Nichtigkeitsverfahren ift, wie das Neichsgericht 
bereit8 wiederholt ausgeiprochen hat, nicht dazu beftimmt, die Frage 
zu enticheiden, ob in der Entnahme einer Einzelheit aus einem 
patentirten Gefammtverfahren für ein anderes Verfahren eine Ver- 
legung des Batents enthalten ift. ‘Diefe Entjcheidung wird aud) 
hier abgelehnt. I, 88/94 vom 9. Juni. 

124. Der Klägerin ift das Patent 50003 auf ein Verfahren 
zur Herftellung von Hohlfugeln aus Celluloid ertheilt. Die Be- 
Hagte ftellt Spielbälle aus Celluloid mitteljt der ihr inzwilchen 
patentirten Preffe her. Die Klage wegen Patentverlegung ijt ab- 
gewiejen. Der Berufungsrichter geht bei feiner Enticheidung mit 
dem erften Richter davon aus, daß der Klägerin nur ein beftimm- 
te8 Verfahren al Ganzes zur Herftellung von Hohlfugeln aus 
Gelluloid gefhügt ift, und ftellt feft, daß das von der Beklagten 
zu gleichem Endzwed angemwendete Verfahren mit dem dem Kläger 
patentirten Verfahren nicht identisch if. Dem ift im Ergebniß 
beizuftimmen. Weder der Gedanke, Selluloid zur Herftellung von 
Hohlkugeln zu verwenden, nod) die Herftellung joldher Hohlkugeln 
aus Gelluloid als jolche, noch eine Celluloidhohlfugel als Pro- 
duft irgend eines Verfahrens ift al8 Erfindung der Klägerin an- 
zujehen und als geihügt zu denfen. Nacd der Batentichrift ftellt 
fie die Hohlfugeln mittelft Prefjens in einer Doppelform ber. 
Dies Verfahren war, wie al® notorifch bezeichnet werben Tann, 
aus der Metall- und Kartonnageninduftrie längit befannt. Wenn 
die Bejchwerbeabtheilung bed Patentamts das Patent ertheilt hat, 
fo beruht die8 auf dem richtigen Gedanken, daß in der Weber: 
tragung eines befannten Verfahrens auf einen andern Gegenftand 
eine Erfindung zu erbliden ift, fobald bei der Webertragung ge- 
wiffe Schwierigkeiten zu überwinden waren und die Meberwindung 
diejer Schwierigkeiten in einer technifch neuen Art erfolgt ift. Die 
Schwierigkeit beftand Hier in der Vermeidung von Runzeln und 
Valten in der heißen Celluloidfolie beim BPreflen in die Doppel- 
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form. Nicht der Gedanke, diefe von jelbft mit Nothwendigfeit 
fi) ergebende, bei andern Stoffen bereits befannte Schwierigfeit 
zu überwinden, war die Erfindung, jondern die technische Art, wie 
fie überwunden wurde: die Anordnung einer Platte, eines Randes, 
der mit der Dberpreffe verbunden in einer Führung durch eine 
Veder auf den untern Blod und die auf demfelben liegende GCellu- 
loidfolie gepreßt wird und die Ränder der Folie beim Einprefien 
in die Kugelhöhle des Blocdes fefthält. Daneben kommt das Ueber- 
deden der Verbindungsftellen der Rugelhälften durch bandförmige 
Streifen felbftändig nicht in Betracht, weil dies Ueberdeden längft 
befannt war, notoriich in zahllojen Fällen zur Anwendung fommt 
und deshalb al& felbjtändige Erfindung außerhalb des Batent- 
anfprucdh® 1 unmöglicd) gedacht und gejchükt werden fann. Die 
Bellagte verwendet zunäcft eine andere, ihr durd das Patent 
57534 gefchüßte Preffe. Sie erfett bei diefer Preffe den beweg- 
fihen Rand der Klägerin dadurd), daß fie in Nuthen des feften 
unteren Blodes zwei feitlich verfchiehbare Platten, zwischen denen 
die zu preffende Celluloidfolie Liegt, einlegt und die Kolie dadurd 
beim Preifen feithält. Durch diefe einfache Vorrichtung wird das 
zu erftrebende Ziel des Feithaltens fiherer und in einer technifch 
vollfommeneren Weife erreicht als durd) den Ring der Klägerin. 
Da der Klägerin nur eine Ausführungsform gejchütst ift, gegen- 
über welcher die der Beklagten technijch volllommener und des- 
halb nicht al8 Aequivalent anzufehen tft, wurde die Klage mit 
Recht abgewiejen. I, 90/94 vom 9. Juni. 

125. Dem Ingenieur 9. Fischer zu Wien tft das Patent 
31794 vom 2. Dec. 1884 ab auf einen Kühlapparat ertheilt. Das 
Patentamt hat auf erhobene Nichtigkeitsflage den Batentanipruc 1 
eingefchräntt, im Uebrigen die Klage abgewielen; das NReichsgericht 
bat die Berufung des Nichtigfeitsflägers zurücigewiefen. “Der ©e- 
danfe, zwei Medien zum Zwede der Kühlung oder Erwärmung 
dadurch aufeinander wirken zu laffen, daß fie getrennt in=, neben- 
oder übereinander abwechjelnd angeordnete Räume und durd die- 
jelben im Gegenftrom hindurchgeleitet werden, war zur Zeit der 
Anwendung befannt. Aber e8 liegt eine neue Ausführungsform 
vor, weldje eine Erfindung darjtellt. Nach der jetigen, der Ba- 
tentbefchreibung entiprechenden Formulirung des Anfpruchs 1 find 
die hohlen Kühlwände mit Rahmen verjehen, deren überftehende 
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Ränder zwijchenliegende Hohlräume bilden. Das Gedankliche der 
neuen Gejtaltung liegt in der Idee, durch die Verftärkfung des 
Rahmens und feinen überragenden Rand ohne irgend welches 
andere Mittel einen zweiten Raum für die Aufnahme des einen 
Mediums zu Schaffen. ‘Daß der Apparat in diejer Geftaltung einen 
gewerblichen Fortjchritt bedeutet, ift auch in der Berufungsichrift 
nicht bejtritten worden. I, 98/94 vom 13. Juni. 

126. Die Bellagten, Inhaber einer Spinnerei, haben in 
ihrer Spinnerei und Weberei feit 1886 acht von ©. in Molsheim 
bezogene Apparate gewerbsmäßig benußt, welche durch Urtheil des 
Neichsgerichts vom 13. Suli 1892 — Bd. XV, Nr. 100 — als 
unter da8 Patent von DO. & Co. fallend angefehen find, und find 
damit bi8 29. Sept. 1892 troß des Protefte8 von DO. & Co. fort- 
gefahren. Deren Klage ift, foweit damit eine Entichädigung ge- 
fordert ift, abgewiefen. Revifion zurücgewielen. Denn das Be- 
rufungsgericht hat angenommen, daß die Beflagten fi) auf Grund 
des Gutachtens des Raiferlichen Batentanıts dem Glauben haben 
hingeben fönnen, daß aud der Richteriprucd, fid) auf das Gut- 
achten ftüßen werde, und in der Meinung feien fie beftärkt worden, 
al® fie im Civilprozeß DO. gegen ©. erfuhren, daß zwei Inftanzen 
fid) diefem Gutachten angejchloffen hatten. Danad) lag aud) ein 
eventueller Dolus der Beklagten nicht vor, ebenfo wenig grobe 
Tahrläffigfeit. I, 133/94 vom 30. Suni. 

127. Daß vor dem Batentgejege in der Faffung vom 7. April 
1891 Abhängigkeit und theilweife Nichtigkeit al& ver- 
Ihiedene Dinge anzufehen waren, daß das Kaiferliche Patentamt 
al8 nicht zuftändig erachtet wurde, auf bei demjelben erhobene 
Klage auf Abhängigkeit eines Patents zu erkennen, ift befannt. 
Es wird deshalb auf E., Bd. 12, Nr. 27 Bezug genommen. 
Hieran tft durd) das Gejeß in der neuen Fafjung nichts geändert. 
Nah 8.3 des neuen Gejetes hat auf die Ertheilung des Patents 
derjenige Anfprudh, weldher die Erfindung zuerft nad) Maßgabe 
dieje8 Gejetes angemeldet hat. Zrifft diefe VBorausfegung theil- 
weije zu, jo Hat der fpätere Anmelder nur Anfprudh auf Er- 
theilung eines Patents in entiprechender Beichränfung. Das Ber- 
hältniß der Abhängigkeit ift etwas anderes als ein theilmeijes 
Zufammentreffen im Gegenftande der Erfindung. Auch der 
Inhaber eines abhängigen Patents ift ausfchließlich befugt, 
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gewerbsmäßig den Gegenftand feiner Erfindung herzuftellen, it 
Berfehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauden. Daß er das 
nicht ausführen darf ohne Genehmigung des Inhabers von dent 
Patent, von welchem fein Patent abhängig ift, folgt nicht daraus, 
daß folches in feiner Patenturfunde fteht, jondern aus dem obs 
jeftiven Verhäftniß, in welchem die beiden Erfindungen zueinander 
jtehen, und daraus, daß der Andere der frühere Anmelder ift. 
I, 119/94 vom 7. Suli. 

128. Der $. 10 des Patentgefepes, einjchließlich der Nr. 2 
trifft nur Beftimmungen über die Nichtigkeit, nicht über die 
Abhängigkeit eines Patents. Befteht das Patent eines früheren An- 
melders nicht mehr, war e8 aber ertheilt, wenn jchon zur Zeit der 
jpäteren Anmeldung nocd nicht veröffentlicht, fo reicht der Umstand, 
daß nach 8. 3 auf die Ertheilung des Patents nur derjenige An- 
Iprudh hat, welcher die Erfindung zuerft angemeldet hat, aus, um 
die Nichtigfeitsflage ein für allemal gegen ben zweiten Anmelder, 
welchem der Vorfchrift des 8. 3 zumider ein Patent ertheilt ift, zu 
begründen. Die Nichtigkeit ift aljo aucd auszufpredhen, wenn da® 
frühere Patent bereits erlofchen ift. Ift aber der Umftand, daß ein 
früheres Patent ertheilt ift, ein Grund für bie Abhängigkeit des 
zweiten Patents, jo müßte das frühere Batent nod) beftehen, wenn 
das zweite für abhängig erklärt werben follte. Daß die Abhängigkeit 
feine Nichtigkeit fein Tann, ergibt fi) daraus, daß jede Nichtig- 
feitserflärung abjolut wirkt. Sft ein Patent gemäß des $. 10 
des Deutfchen Patentgefeges einmal für ganz oder theilweis nichtig 
erflärt, fo befteht daffelbe fo weit nicht mehr, und es kann nicht 
wieder aufleben, wenn fich die Verhältniffe ändern. Das ab» 
hängige Patent tritt aber in volle Wirkjamfeit, wenn das Patent, 
von welchem es abhängt, Hinwegfält. ‘Die Abhängigkeit in- 


tereffirt nur die beiden Patentinhaber. Und für die Verhältniffe 


des Dritten zu dem Andern ift e8 gänzlid gleichgültig, ob das 
Patent des Andern von dem Patente des CErften abhängig ift 
oder nicht, und ob daffelbe, wenn es in foldhem Abhängigfeite- 
verhältniffe ftände, für abhängig erklärt ift oder nit. Dem 
Dritten fanıı der zweite Patentinhaber in jedem diejer Bälle 
den Gebraudh feiner Erfindung unterfagen. Deshalb wäre c8 
unverftändig, wenn ein Dritter eine Nichtigfeitsflage auf Ab- 
hängigfeit einer fchlechthin patentirten Erfindung von einer anderen 
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erheben wollte. Daß der Gejetgeber troß diefes Sachverhalts eine 
fo unbegreiflihde Beltimmung getroffen haben follte, würde fich 
nur dann annehmen laffen, wern das Gefeß diejes mit deutlichen 
Worten fagte. Das tft aber nicht der Fall; und die Begründung 
des Gefetes, und der Kommiffionsbericht des Reichstags find ohne 
enticheidbende Bedeutung. — Bgl. 1. — I, 119/94 vom 7. Yuli. 

129. Die Nitigfeitöflage wider das Patent 60263 auf 
ein Verfahren zur Befeftigung von Kugelfranfen an Dekorations- 
borden, wobei Kleine fertig gebogene, anferartige Metallöjen ver- 
wendet werden, ift abgewiejen. Die Metallöjen gewähren eine 
beffere Befeftigung al® die früher verwendeten Wollfäden; bei 
dem durch Patentichrift 56348 veröffentlichten Verfahren follen 
die Enden der Doppelnabeln erft umgebogen werden, nachdem die 
Nadel durch die Kugelfranje hindurdhgeftedt ift. Hier find fie 
bereit8 mit eingebogenen Enden verfehen, fo daß ein. Werkzeug 
nicht erforderlich ift; das Einhängen und Aushängen erfolgt fchnell 
und bequem, fodaß es von Kindern vorgenommen werden fann, 
und die Heine Metallöfe ift nad) dem Einhängen unfihtbar. 8 
fiegt alfo ein Fortfchritt vor. I, 125/94 vom 7. Juli. 

130. Die Nichtigkeitsflage ift abgewiefen. Der Gedanke, 
einen Slafchenverfchluß ohne Korken durch Verbindung eines Knopf- 
(Dedel-)Berichluffes mit einem, VBerfchluß und Deffnung bewirken- 
den Hebel herzuftellen, war ebenfo befannt, wie verfchiedene Aus- 
führungsformen diefes Gedanfens, aber die Ausführungsform des 
Patents 59915 mit Zufatpatent 67776 der Aftiengefellfchaft vor- 
mals Friedrih Siemens ift neu. Das Batent 3141 verwirklicht 
den Gedanken dadurd, daß es einen Gelenkichließhebel in Deff- 
nungen zu beiden Seiten des Tlafchentopfes feit einfügt, den einen 
Hebelarm über die Mitte des feft mit ihm verbundenen Ber- 
Ichlußfnopfes Legt und den anderen Hebelarm zum BVerfchließen 
und Deffnen dur Senken und Heben benutt. Das angefochtene 
Hauptpatent hat den Verfchlußfnopf und den Gelentichließhebel, 
verbindet den Verfchlußfnopf aber auf der einen Seite durch einen 
Gelentbolzen mit einem unter dem Flafchenkopf um den Flajchen- 
Hals gelegten Ring und auf der entgegengefettten Seite zum Zwed 
des Deffnens und Schließens mit einem Gelentichließhebel, der 
in Schleifen des Halsringes eingehängt tft und mit feinem oberen 
Theile (der Zugichleife) über eine Nafe des Verfchlußfnopfes greift, 
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während der untere Hebelarm als Klinfe wirft. Neu hieran ift 
nur der Gelentichließhebel, denn die Verbindung des Berfchluß- 
fnopfes mit dem Halsring dur einen Gelenkbolzen, und das 
Uebergreifen des Schließhebel® über eine Nafe des Verichlußfnopfes 
war früher jchon zu gleihem Zmwede angewendet. Aber der Ge- 
lenfjchließhebel ift total verjchieden fomwohl von dem früher an- 
gewendeten einfachen Hebel, wie von dem Gelenkichließhebel des 
Patents 3141. Er ift zu beftimmten Zwede in finnreicher Weife 
fonftruirt, enthält einen augenfälligen gewerblichen Kortichritt und 
ift zweifellos al8 Erfindung zu bezeichnen. Der Gelenfichließhebel 
der Beklagten ift aud) Fonftruftiv von dem des amerikanischen 
Patents 342382 verjhieden. Dann ift aber auch das Zujfakpatent 
aufrecht zu erhalten, gegen das außer dem unzutreffenden Grunde 
aus 8. 10, Nr. 2 des Patentgejetes nichts weiter vorgebracdt ift, 
als daß die Verbindung der Klinke mit dem Halsring nichts Neues 
ift. Das ift aber nicht durchgreifend, weil es nicht darauf, fon- 
dern auf die Art der Verbindung ankommt, die in diefer Weije 
neu ift. I, 170/94 vom 7. Suli. 

131. Die Nichtigfeitsflage wider das Patent 43111 des 
George Weftinghoufe jun. in Pittsburg ift mit der Maßgabe 
abgewiejen, daß der Patentaniprud) nun zu lauten hat: Bei Ventil- 
apparaten, welche Yuftleitungsröhre, Hülfsluftbehälter und Brems- 
chlinder verbinden, zu den in der Patentbefhreibung an- 
gegebeuen Zweden die Steuerung eines zwilchen Luftleitungs- 
röhre und Bremschylinder eingefchalteten Scieberd oder Ventile 
durch einen auf der einen Seite vom Hülfsbehälter, auf der an- 
deren Seite von der Keitungsröhre aus beeinflußten Kolben oder ein 
Diaphragma derart, daß der Schieber beziehungsweis das Ventil 
durch einen größeren Drudunterichied weiter bewegt wird, al& für 
die gewöhnliche Wirkung der Bremjen nöthig it, und hierdurd 
die direkte Verbindung zwifchen Luftröhre und Bremschlinder her- 
ftellt. Durd) das in dem Patentanfprud wiedergegebene Mittel 
jolfen die in der Patentbefchreibung wiedergegebenen - Jmede er- 
reiht werden: die jämmtlihen Bremfen eines Eifenbahnzuges noch 
chneller, al® dies bis dahin miöglicd) war, und faft augenblidlich 
zur vollen Wirkung gelangen und daneben in dem Halle, wo 
Zuftdrud verwendet wird, eine bedeutende Eriparniß an Drud- 
luft bewirkt werden, indem ein Theil der in der Röhre enthaltenen 
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Quft in die Bremöschlinder geführt wird. Der von den Nichtig- 
feitsflägern in Bezug genommene Apparat der amerifanifchen 
Patentfchrift 280285 von VBodyden dient einem ganz anderen 
Zwede, nämlich, eine Wiederfüllung des an jedem Wagen befind- 
fihen Nuftbehälters, oder des Bremschlinders bei angezogener 
BDremfe zu ermöglichen, wenn der darin vorhandene Drud durd 
Entweihen von Luft in Folge don Undichtigfeiten vermindert 
worden ift. Wollte man nun auch unterftellen, daß mitteljt der 
von den Berufungsflägern und in der Entfcheidung des Kaijer- 
fihen Patentamts angegebenen Aenderungen in den ‘Dimenfionen 
und Weiten des Bremsapparats des Patents 280285 derfelbe 
Zwed erreicht werden fünnte wie mit dem Apparat des deutjchen 
Patents 43111, fo find doch foldhe Aenderungen in der Batent- 
fhrift 280285 nicht offenbart. Und ebenjo wenig ift dort der 
Erfindungsgedanfe offenbart, daß die Schnellbremfung auf dem 
MWege einer Berbindung der Hauptrohrleitung mit den Brems- 
cylindern und der Entleerung jener in diefe überhaupt zu erreichen 
fei. Daß aber ohne die Weftinghoufe’sche Erfindung oder eine 
eigene Erfindung ein Techniker aus der Zeichnung ded Patents 
280285 mehr gejehen hätte al8 Bohyden felbft, daß er aus diejer 
Zeihnung ohne Weiteres hätte entnehmen können, daß fich bei 
einer einfachen Aenderung des Boyden’schen Apparats derjelbe zu 
einer Schnellbremfung verwenden Laffe, diejes nachzumeijen ift 
den Klägern nicht gelungen. Daß die Weftinghoufe’fche Erfindung 
den Anforderungen der Praris nicht oder nicht völlig genüge, 
fann die Nichtigkeitsflage nicht begründen, zumal die Unvolltommen- 
heiten inzwijchen durch die im Patent 47336 unter Schuß ge- 
ftelfte Einrichtung behoben find. I, 120/94 vom 7. Suli. 

132. Auch die Klage auf Zurüdnahme des Patents 43111 
wurde abgewiefen. Die Einrichtung diefes Patents findet fich 
auch in dem der Westinghouse Brake Company limited ertheilten 
Patent 47336. Das Neichgericht nimmt an, daß dieje Gefell- 
ihaft bei Ausführung ihres Patent in Deutichland mit DBe- 
wilfigung bes Bellagten als Inhabers des Patents 43 111 ver- 
fahren ift, fodaß alfo Bellagter fein Patent 43111, welches er 
im Laufe des Verfahrens aud) auf die Aktiengejellichaft übertragen 
hat, durch diefe in angemefjenem Umfang innerhalb des Deutjchen 
Meiches zur Ausführung gebracht hat. I, 120/94 vom 7. Juli. 
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133. Dem Kläger Lampredt ift das Deutiche Reichspatent 
36587 auf einen Zropfenzähler ertheilt, unter anderm in einer 
Konftruftion, beftehend in der Verbindung des Glajes mit einem 
majffiven Stöpfel, an welchem die gegenftändig angeordneten NRillen 
in der Weife angebradt find, daß diejelben durch eine einfache 
BVierteldrehung des Stöpfels in und außer Verbindung mit den 


am Glashalje befindlichen Kanälen gebracht werden Tünnen, wo- 


durch das eine Mal das Glas tropffertig gemadt, daß andere 
Mat dagegen Iuftdicht verfchloffen wird. Die Beklagte hat Tropfen- 
zähler hergeftellt, bei welchen zwar aud) der Stöpfel fo gedreht 
werden kann, daß die in dem Stöpfel angebraditen NRillen jo auf 
die Kanäle des Glashaljes ftoßen, daß eine zum Ausfließen von 
Tropfen dienende Verbindung und eine andere zum Cintreten 
von Luft dienende Verbindung hergejtellt wird. Allein die Nillen 
und die Kanäle find nicht gegenftändig, fondern wedhleljtändig an- 
gebradit. E8 gibt deshalb auch nur eine Lage, in welder je eine 
Nille und ein Kanal aufeinanderjtoßen. Indeflen ift diefe Ab- 
änderung fo geringfügig, daß da® Dberlandesgericht mit Recht 
angenommen hat, daß dadurd die DVerlekung des Klägerifchen 
Patents nicht ausgefchloffen wird. Nevifion der verurtheilten Be- 
Hagten abgewiefen. I, 142/94 vom 14. Yuli. 

134. Das Batent 61437 des Imgenieurd Seifert: „an 
einem Dampffefjel, bei weldem unter dem lang liegenden Cylinder- 
feffel A ein oder mehrere Wafferröhrenteffel angeordnet find, deren 
hintere Wafjerfammern von lang liegenden mit A verbundenen 
CHlinderfeifeln D gebildet werden, ber Anichluß der vorderen 
Wafferfammern an einen Querkeffel B, welcher ebenfall® mit A 
verbunden tft’, wurde vernichtet. Denn vor der Anmeldung wurden 
bereitd von der Nichtigfeitsflägerin Keffel offenkundig gebaut, be- 
nugt und in Profpelten befchrieben, bei welchen dei"vordere Theil 
des unteren Kefjeld mit einem Duerfeffel verbunden war, und 
diefer wieder mit dem oberen Kefjel. Der mejentliche Theil der 
Erfindung des Beflagten war alfo anticipirt. Daß der Beklagte 
einen Wafjerröhrenkeffel ftatt des CHylinderfeffel® der Klägerin an- 
wendet, jtellt Feine Erfindung dar, zumal Wafferröhrenkeffel lange 
vor der Anmeldung gebaut waren. I, 124/94 vom 11. Yuli. 

135. Das Patent 68 121 von Wiederer & Co. auf Schleifung 
eine® PBaraboloids ift vernichtet. Denn e8 war bereits dem 9. 
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&. Dunder und S. Schudert auf deren frühere Anmeldung das 
Batent 35477 ertheilt und veröffentlicht, ald die Anmeldimg 
68121 erfolgte. E& fann dem Patentamt nicht zugegeben werden, 
daß fich jenes Patent auf die dargeitellte jpeziclle Konjtruftion 
beichränte, weil niemandem darauf ein ausjchliehliches Recht im 
Sinne des Patentgejeke® gewährt werden lünne, mit einer Schleif- 
rolle ein Umdrehungsparaboloid zu jchleifen, joweit dabei die alt« 
befannte Fadenkonftruftion zur Zeichnung der Farabel angewendet 
wird. Richtig ift nur, daß die Wadenfonftruftion jelbit, foweit 
fie nur zur Zeichnung einer Parabel verwendet wird, nicht paten- 
tirbar war, und zwar einmal, weil fie befannt war, und jodann, 
weil fie für fi) alfein nicht gewerblich verwerthbar ift. Wenn 
aber, obwohl fie lange befannt war, und obwohl das Bedürfniß 
von geichliffenen Paraboliden behufs Qerwendung ald Scein- 
werfer beftand, niemand vor Munder und Schudert den Weg 
fand, die Fadenkonftruftion zu diefem Zwede anzuwenden, jo läht 
fich nicht beftreiten, daß die Darftellung des diejem Zivede dienenden 
Werkzeuges, welches den Faden als Theil feiner Konftruftion an» 
wendet, einen Schuß verdient, welcher auc, biejen Theil in jener 
Anwendung umfoßt. Die Beklagte hat im Wefentlichen nichts 
weiter yethan, als daß fie von dem Werkzeuge, welches für 
4, &. Munder und ©. Schudert patentirt war, bie Leitichiene 
weggelaffen umd eine Leitftange angebradjt hat, jodaß die zwang- 
(äufige Führung des Schleifwerkzeuges durd) eine zmangloje ericht 


wurde, eine Aenderung, welde fi dem Schleifer von felbjt dar- 


bot, wenn fich bei der Arbeit herausgeftelit hätte, daß die Zmangs- 
(äufigfeit Nachtheile verurfachte, die durd) Weglafjung der Schiene 
zu vermeiden wären. Darin lag feine GCrfindung. I, 153/94 
vom 22. Sept. 

136. Der Klägerin ift da8 Patent 49792 auf eine Noten 
ftiftplatte ertheilt, bei welcher die zum Anreißen der Metallzungen 
des Meufifwerfes dienenden Notenftifte zur Vermeidung des Ab- 
brehens und Umbiegens durd einen aus der Platte in furzer 
Entfernung vom Notenftift ausgeftanzten zweiten Stift, der fi 
an den Notenftift anlegt, geftütt werden. Die Beklagten nehmen 
zu gleihem Zwede feine Stüge, aud feinen zweiten Stift aus 
der Platte, fondern biegen den aus der Platte geichnittenen Stift 
feloft um. Das ift feine Patentverlegung. Denn gegenüber dem, 
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was vor der Patentirung befannt war, wurde als patentirt nur 
die befondere Geftaltung des Mittels angejehen. I, 171/94 vom 
29. Sept. 

137. Das Batent 30654 von Cunt wurde bezüglich des 
Anfpruhs 1: „Das Verfahren, durch unter Drud ftehendes Wafjer 
einen Strahl von Sand und Waffer in das Innere einer zu 
reinigenden Tlajche bi® zum Boden derfelben zu führen, wo der- 
felbe fich zertheilt und im Abwärtsfallen die Reinigung der Flafche 
bewirkt” vernichtet. Denn Waffjer und Sand zur Reinigung 
von Flafchen zu benuten war längft befannt; auch war vor der 
Anmeldung des Beklagten ein Verfahren bekannt, Wafjer unter 
Drud in Form von Strahlen in Tlafchen zu fpriten. Danad) 
war das Verfahren des Beklagten in feiner Allgemeinheit nicht 
patentirbar. Der Aniprud) auf den zu bdiefem Verfahren an- 
gewendeten Apparat war nicht angegriffen. I, 260/94 vom 1. Oft. 

138. Das Batent Schneider 43641 auf ein Verfahren zur 
Vorbereitung des Malzes für die Herftellung von Sarbmalz, darin 
beftehend, daß man das gedarrte Malz durdy wiederholtes An- 
feuchten mit Waffer fättigt, und zur Verzuderung mehrere Stunden 
auf einer Temperatur von 60° C. erhält, worauf dann erjt die 
befannte Tarbmalzröftung erfolgt, ift vernichtet. Denn e8 war 
dur) Zeugen erwiejen, daß dad Verfahren in feiner Anwendung 
fowoht auf ‘Darrmalz wie auf Grünmalz; bereit8 vor der An- 
meldung vom 24. Dft. 1887 offenkundig benugt war. I, 210/94 
vom 1, Oft. 

139. Das Reihsgericht Iehnte die Sähe der erftinftanzlichen 
Entiheidung ab: „Die Nichtigfeitsflage Fönne nicht auf den Um- 
ftand geftütt werden, daB das Patentamt mehr oder etwas anderes 
patentirt habe, al8 vom Patentjucher angemeldet fei. Ebenfowenig 
jet ein Nichtigkeitsgrumd gegeben, wenn und injoweit das Bereich 
des PBatentanjpruh8 über den in Befchreibung und Zeichnung der 
Patentfchrift dargeftellten Gegenftand hinausgeht.” Aus 8.1 in 
Verbindung mit $. 10 des BPatentgefeed ergebe fi das Gegen- 
theil. Stimmen die Patentbefchreibung und der Patentanfprud 
nit überein, würde der Patentanjpruc auf etwas ganz anderes 
lauten, al® was der Anmelder in der Beichreibung als feine Er- 
findung bezeichnet, und als foldhe angemeldet hat, fo würde ein 
Solher Batentanfprucd zu vernichten fein, weil damit etwas anderes 
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al8 die angemeldete Erfindung unter Schuß geftellt wäre. Die 
Erfindung, welche patentirt wäre, ijt nicht gemadht, und die ge- 
madıte Erfindung ift nicht patentirt. Dit aber der Patentaniprud) 
weiter gefaßt, als die Erfindung oder die neue Erfindung reicht, 
fo liegt fo weit, al8 der Anjprucd über da®, was fi) nad) der 
Patentbeichreibung als die Erfindung darftellt, hinausgeht, Feine 
neue Erfindung vor, und der Anjpruh ift einzufchränfen. I, 
194/94 vom 1. Dft. 

140. Daß Lebteres hier der Tall fei, nahm das NReidhe- 
gericht an. Denn bereitS vor der Anmeldung vom 20. Juli 1889 
war bie englifhe Speszififation vom 21. Dec. 1888 öffentlich aue- 
gegeben, in welcher auf das Allerdeutlichjte bejchrieben ijt eine 
NRauhmajchine, bei welcher das gleichzeitige Rauhen nad) zwei ent- 
gegengefetten Richtungen an einer und derfelben Rauhtrommel 
dadurd) erreicht ift, daß von den in diefer Trommel drehbar ge- 
fagerten, fih jämmtlicd um ihre eigene Achje in derfelben Richtung, 
aber umgefehrt um die Trommel drehenden Rauhmwalzen einige, 
deren Kragenspiten in der Bewegungsrichtung der Trommel liegen, 
eine Verzögerung, die übrigen, deren Kratenfpiten in ber ent- 
gegengejegten Richtung Tiegen, eine Bejchleunigung in der Um- 
drehung erfahren. Das ift aber der Anfprud) des Deutfchen 
Patents 55 784 von Groffelin. Nun ift zwar das englifche Vatent 
für diefelben Beklagten genommen; und das Lektere ftimmt faft 
Wort für Wort mit der früheren Anmeldung derjelben bei dem 
Deutjhen Patentamt vom 14. März 1888 überein. Allein jene 
frühere Anmeldung hat nun einmal nicht zur Batentirung geführt. 
Ein Nichtigkeitsgrund lag aljo vor. Derfelbe konnte aber nur 
zur Einjchränfung des Patents auf die fpeziell in der Deutjchen 
Patentichrift befchriebene Einrihtung führen. Denn e8 war ein 
weiter gehender Antrag nicht gejtellt, und deshalb nicht zu prüfen, 
ob nicht aud eben jene fpezielle Einrichtung in der englischen 
Patentjchrift dargeftellt war. I, 194/94 vom 1. Dt. 

141. Die Beftimmung in 8. 10 des Patentgejeties vom 
7. April 1891: Das Patent wird für nichtig erflärt, wenn fid 
ergibt, daß die Erfindung Gegenftand des Patents eines früheren 
Anmelders ift, war nicht enthalten in dem Patentgejeg vom 
25. Mai 1877. Das angegriffene Patent wurde aber ertheitt, 
bevor das Gejek vom 7. April 1891 in Kraft trat. War daffelbe 
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unter der Herrfchaft des früheren Gejetes gültig ertheilt, fo würde 
ein durch das fpätere Gejeh neu geichaffener Nichtigkeitsgrund 
nicht gegen dafjelbe verwerthet werden lünnen. Nun hat aud 
da8 Neichögericht in früheren Erfenntniffen ausgejprocdhen, daß 
die Nichtigfeitsffage aus dem früheren PBatentgefege nicht auf den 
Grund geftütt werden dürfe, daß die patentirte Erfindung, deren 
Vernichtung gefordert wird, bereits früher von einem Anderen 
angemeldet und diefem patentirt fei. &., 35.7, Nr. 20, und Bd. 12, 
©.209. Indeffen ift diefe Anficht bereits in dem Urtheil I, 515/93 
vom 17. März 1894 bei Bolze, Praxis, Bd. XVII, Nr. 102 auf- 
gegeben. Das Reichögericht nimmt jet an, daß die frühere An 
meldung aud) nach) dem Patentgefege vom 25. Mai 1877 einen 
Nichtigkfeitsgrund bildete. Denn nad) $. 3 diefes Gefekes hat der- 
jenige auf die Ertheilung des Patents Anfpruch, weldher die Er- 
findung zuerjt anmeldet. Danad) fann der jpätere Anmelder der- 
jelben Erfindung im BVerhältniß zum früheren Anmelder und 
gegenüber der patentertheilenden Behörde nicht al8 der Anmelder 
einer neuen Erfindung im Sinne des $. 1 ded Batentgefetes an- 
gejehen werden. Das Patent ift aber nad) $. 10 für nichtig zu 
erklären, wenn die Erfindung nad) $. 1 nicht patentfähig war. 
I, 270/94 vom 8. Dec. 

142. Die Nicdtigkeitsflage wider das dem Emil Capitaine 
ertheilte Patent 24235 auf die Anordnung rotirender Schwung- 
maffen auf der die Bewegung übermittelnden Welle mittelft fugel- 
förmiger Lagerflädhen in der Weife, daß fi der Schwungförper 
in feine theoretiihe Schwingungsebene einftellen fann, ift vom 
Neidysgeriht abgemiefen. Aus der Patentbeichreibung und dem 
Patentanfpruche ift zu erfennen, daß das Wefen der Erfindung 
des Patents 24235 darin bejtceht, daß die Schwungmaffe (der 
Schmwungförper) beweglich an einer feitgelagerten Welle angebradjt 
wird, der Schwerpunkt nicht erheblich tiefer unter dem Mittel- 
punfte der Sugellagerung liegt, und fo die Schwungmaffe im 
ftabilen Gleichgewichte ruht. Inhaltlich der Patentbeichreibung joll 
durch die Erfindung dem unruhigen Yaufe der Schwungmaffe, dem 
dadurch herbeigeführten Zittern, der Abnutung der treibenden Welle 
und der Lagerung, und den Brüden an der Antriebswelle und 
dem Zerjpringen des Schwunglörpers abgeholfen werden. Zur 
Erreihung diefer Zwede foll die Schwungmaffe nicht ftarr mit 
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der Antriebswelle, fondern derart verbunden werden, daß fie fich 
frei in jeder Richtung um den Befeitigungspunft drehen fann; 
der Schwungförper wird daher auf Fugelfürmige Reibungsflächen 
gelegt, auf denen er frei nad) jeder Richtung [hwingen fanrı, und 
der Mittelpunkt der Neibungsfläche zwedmäßig jo gewählt, daß 
er fat mit dem Schwerpunkte de8 Schwungkförpers zufammenfällt 
oder doch nur um ein ©eringes über demjelben liegt. “Diele 
Darftellung der Batentbeichreibung hat in dem Patentanfprucde 
deutlihen Ausdrud gefunden. Dieje wefientlichen Anordnungen 
der durch das Patent 24235 gefhüsten Erfindung finden fi) nun 
weder im Patent 10915 nod in dem amerifanifchen Patente. 
I, 136/94 vom 17. Dec. 

143. Der Kläger hat Bobinen des Meufters, welches Beklagter 
für fih hat eintragen laffen, vor deffen Anmeldung Spinnereis 
befigern und dem Werkmeifter einer Spinnerei in deren allgemein 
zugänglichen Komptoir, wenn aud) ohne Erfolg, zum Gebraud 
angeboten. Darin lag eine offenkundige VBorbenutung, weshalb 
auf Lölhung erfannt wurde. I, 263 /94 vom 23. Sept. 

144. Berufungsurtheil. Es fünne zwar fein Zweifel beftehen, 
daß der Beklagte durch Eintragung des Zeichens Nr. 499 und den 
Gebraud feiner Etiquetten die Abficht unlauteren Wettbewerbs 
bethätigt habe, da jenes Zeichen jomwohl al8 die Etiquetten den 
Etiquetten des Klägers auf den Eau de Cologneflaihen in allen 
in die Augen fallenden Theilen derartig glichen, daß fie nur bei 
ganz befonderer Aufmerkfamleit unterfchieden werden Fönnten. 
Allein die Klägerifche Etiquette fei gefetlich nicht gefchügt. Ge- 
Ihügt jei nur die im 9. 1882 eingetragene Engelmarfe. Auf 
diefer jeten die Engel das Hauptbild, während fie auf der Etiquette 
des Kläger vor dem maffenhaft beigefügten Beiwerk, dem runden 
mit Arabesfen verzierten Firmenjhild, den Schleifen und den 
Preismedaillen fat volljtändig zurüdträten, fodaß das Gefammt- 
bild des vom Kläger eingetragenen und des von demjelben wirt: 
(ih gebraudten Zeichens ein ganz verjchiedenes fei. Bei der Ver- 
gleihung zwifchen dem gefchütten Zeichen und den Etiquetten des 
Beklagten würde zwar die vom Kläger thatfächlich geführte Eti- 
quette zu berüdichtigen fein, wenn die Engel der Marke und der 
Etiquette da® gleiche individuelle Gepräge aufbrüdten, dies jei 
aber nicht der Fall, vielmehr würden auf der Etiquette des Klägers 
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die Engel durd) die Fülle der fie umgebenden Hinzufügungen fürm- 
fi) erdrüdt, fodaß fie zu untergeordneten, für das Gejammtbild 
nicht mehr bedeutfamen Figuren herabgejunfen feien. ‘Danadı ift 
die Klage auf Löichung des Zeichens Nr. 499, Unterlaffung des 
Gebrauchs, Vernichtung der Etiquetten, Schadenserjaß abgemiefen. 
Revifion zurüdgewiejen. Die vor Einführung des Markenihuß- 
gefees aus Code 1382 bezüglich der Wirkungen des unlauteren 
Wettbewerbs gezogenen Folgerungen Fünnen nad) Einführung des 
Gefetes auf Weiterbeftand feinen Anfprud) machen. Aus diefem 
GSefet ergibt fi) ein Redhtsjag, mwonad) Zeichen bloß deshalb, 
weil ihr Gebrauch dem Zwede unlauteren Wettbewerbs dient, als 
widerrechtliche anzujehen feien, nit. II, 100/94 vom 1. Juni. 

145. Die Societe anonyme de la destillerie de la Bene- 
dictine liqueur de l’abbaye de Fecamp, A Legrand aine hat 
wider eine Handlung zu Stettin negatoriihe Klage erhoben, mit 
dem Antrage, zu erfennen, daß Beklagte nicht berechtigt fei: 1) die 
Bezeichnung Liquor Monachorum Benedictorum Abbatiae Fisca- 
nensis für ihre Yabrik zu gebrauden; 2) Effenzen zur Bereitung 
von Liqueur mit den drei für die Klägerin eingetragenen Marten 
in Verfehr zu bringen oder feilzuhalten. Das Neichsgericht Hat 
die Verurtheilung aufgehoben, zurüdverwiefen. Der erfte Antrag 
ift unberecdhtigt, weil der Klägerin ein Recht auf Schuß im aus 
Schließlichen Gebraud) jener Worte in beliebiger Geftalt zur Waaren- 
bezeichnung nicht zufteht, jondern nur der Anipruh auf Schuk 
des Waarenzeichen® Nr. 74 mit der angemeldeten figurlidhen Er- 
Icheinung, in welcher aud) jene Worte vorkommen. Dem zweiten 
Antrage fteht fodann entgegen, daß die DBellagte nicht jelbit, 
fondern daß der Kaufmann W. die Verpadung des aus der Effenz 
der Beklagten hergeftellten Liqueurs mit den für die Klägerin ein- 
getragenen Zeichen verjehen hat. Zu der Annahme, daß die Be- 
Hagte die Urheberin oder doch die Miturheberin diefer Handlung 
geweien fei, genügt nicht, daß die Beklagte bei Ueberfendung der 
nadhgebildeten Etiquett8 an W. gewußt hat, W. wolle diejelben zur 
Bezeichnung des aus der Benediktinereffenz hergeftellten Liqueure 
verwenden. — Ift W. aus eigenem Antriebe zu dem Entichluß 
gelangt, den hergeftellten Liqueur mit den Flägerifchen Marken 
nacdhgebildeten Etiquetts zu bezeichnen und hat er diefen eigenen 
Entihluß ausgeführt, nahdem er auf fein Verlangen die Etiquetts 
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von der Bellagten zugefandt erhalten hatte, fo war er allein der Markenfdut. 
Urheber der ftörenden Handlung und die Thätigfeit der Beklagten 

nur die eines Gehülfen. Anders könnte die Sache liegen, wenn 

etwa die Bellagte, um den Abjag ihrer Effenz zu fördern, den 

Kaufmann W. darauf hingewiejen hätte, daß er den daraus her- 

geftellten Liquenr mit den in Rede ftehenden Nachbildungen der 
Hägerifchen Dearfen bezeichnen und in Verkehr bringen fünne, und 

fi) erboten hätte, ihm gu deren Deichaffung behülflich zu fein. 

Il, 112/94 vom 20. Iunti. 

146. E83 lünnte nur no eine Verurtheilung der Beklagten 
nad) einem beichränkten Klageantrage in Trage fommen, welder 
ber Thätigfeit der Beklagten al® Gehülfin des W. bei deifen in 
das Markenrecht der Klägerin eingreifender Handlung anzupaffen 
wäre. Die Zuläffigfeit eines folchen Antrages erjcheint unbedenf- 
fih. Wenn derjelbe auch nicht unmittelbar aus $. 13 de8 Gefetes 
vom 30. Nov. 1874 hergeleitet werden Tann, jo rechtfertigt er fich 
doch aus der Befugnig der Klägerin, die Unterfagung jeder auf 
Störung ihres ausschließlichen Rechts abzielenden Handlung fordern 
zu fönnen, gleichviel, ob diefe Handlung für fi allein fchon die 
vollendete Verlegung ihres Rechts darftellt, oder nur eine Mit- 
wirfung bei einer jolchen enthält, und gleichviel, ob fie im eigenen 
Interejje der Handelnden vorgenommen wird, oder nicht. Bgl. 
Kohler, Recht des Marfenihuges, ©, 344. Die nachträgliche 
Aenderung des Klageantrages in dem angedeuteten Sinne würde 
auch, als bloße Beichränfung des urjprünglichen Antrages, eine 
Aenderung der Klage nicht enthalten (8.240, Ziff. 2 der E&.P.D.). 
I, 112/94 vom 20. Suni. 

147. Bofen. Den beiden Klägerinnen zu Chicago und ihren Mehrere 
Ehemännern ift eine auf dem Grundftüd des Beklagten eingetragene Gläubiger. 
Forderung an Zahlungsftatt überwiefen. Ihre Klage auf Zah- 
fung an fie allein tft mit Recht abgewiefen, da den Klägerinnen 
allein die geklagte Forderung nicht zufteht. Sie haben aber even- 
tuell beantragt, daß Bellagte darin willige, daß der inzwijchen 
hinterlegte Betrag an fie und ihre Ehemänner ausgezahlt werde. 
Das tjt mit Unrecht abgewiejen. Die Möglichkeit, die Quittung 
(aud; der Ehemänner) zu verfchaffen, ift nicht Vorausfegung für 
die Verurtheilung, jondern nur Vorausfegung für die Vollftredung 
des Urtheils. ‘Da die Verpflichtung des Gläubiger, löjchungs- 
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fähige Quittung zu geben, unmittelbar aus dem Gefete entipringt, 


jo bedarf e8 zur Begründung der Klage nicht einmal des Er- 
bieten® zur Quittungsleiftung, nod) bei der Verurtheilung eines 
desfallfigen Vorbehalts, wiewohl nichts entgegenfteht auszufprechen, 
daß der Beklagte gegen Ausftellung Löfchungsfähiger Quittung der 
Klägerinnen und ihrer Chemänner zu zahlen habe. Es ift etwas 
Geringeres, was die Klägerinnen fordern, wenn fie nicht die fo- 
fortige Hinterlegung für fih und ihre Ehemänner beanfpruchen, 
Sondern fih damit begnügen, daß der Beklagte an fie und ihre 
Ehemänner, alfo erit dann zahlt, wenn diefe zur Annahme und 
Duittungsleiftung bereit fein werden. Die, nicht auf Antrag der 
Klägerinnen, geichehene Hinterlegung, abgefehen davon, daß fie 
nit die ganze Forderung bdedt, ift nicht als ein die Klage 
erledigender Erfat der Zahlung anzufehen. Denn es ift vom 
Beklagten nicht erklärt worden, daß fie nur zu Guniten der 
Gefammtgläubiger gejchehen fe. Wegen des Kventualantrags 
aufgehoben, zurüdverwiefen. V, 209/94 vom 11. Juli. 

148. Gegen den Kläger M. hatte deifen Gläubiger Sch. dic 
Eröffnung des Konkurjes erwirft. Weil dies widerrechtlich ge- 
Ichehen fei, hatte er den Sc. und deifen Sohn als Gehülfen auf 
Schadenserjat verklagt, dann aber mit ihnen unter Entjagung 
aller weiteren Anfprüche einen Vergleich gejfchloffen, in welchem 
dh. dem Kläger 18000 Mark zu zahlen verjprad. Iettt hat 
M. den G. auf Schadenserfag verklagt, weil diefer durch be- 
wußte unwahre Angaben über die Vermögenslage und den Ge- 
ichäftsbetrieb des M. den Sch. zu dem Antrage auf Konfurs- 
eröffnung bejtimmt habe. Die Klage ift abgewicjen, weil der 
Bergleich aud) den Aniprud) gegen ©. befeitige, deifen Verhalten 
dem Kläger vor Abichluß des Vergleichd befannt geworden ei, 
©&d. den ©., welder von ihm vollftändig abhing, und welcher 
nad der Meberzeugung des Sc. ihm nur Wahres berichtet und 
lediglich feine Pflicht gegen den Wohlthäter und Machtgeber er- 
füllt habe, vor einer Inanfpruchnahme des Klägers habe fchüßen 


wollen; auch fei dem Kläger Klar gewejen, daß feine Gegen 


fontrahenten den Bergleih nur mit objektiver Wirkung fchließen 
wollten; Revifion zurüdgewiejen. Der 8.30, L,6Ü.U.NR. be 


jtimmt, daß der Beichädigte gegen die Beleidiger die Rechte habe, 


welche bei Verträgen dem Berechtigten gegen mehrere gemein» 
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Ihaftlih Berpflichtete zufommen, und verweilt dabei auf die 
88. 430 ff., I, 5. Danad) kommt ein von einem Gefammt- 
fchuldner in Anfehung der Leiftung jelbjt geichloffener Vergleich 
auch den anderen Gefammtjchuldnern zu Statten. Es ift alfo 
bei einem von einem Gefammtjchuldner mit dem Gläubiger ge- 
Ichloffenen Vergleiche Trage des einzelnen Walls, ob die Kontra- 
henten beabfichtigt haben, den Vergleih nur zu Gunften des 
paciszirenden Gefammtfchuldners oder mit objektiver Wirkung für 
alle Mitverpflichteten zu vereinbaren. Im letteren Falle können 
nad $. 435 alle Gefammtjchuldner fich auf den Vergleich berufen. 
I, 135/94 vom 27. Sept. 

149. Der Gemeinderathsbeichluß: „1) die Herftellung der 
... Wafferleitung wird der Firma I., Söhne & Eo., ... (der 
Klägerin) nad) Genehmigung diejes Beichluffes fofort freihändig 
übertragen; 2) die näheren Bedingungen, unter denen dieje Leber- 
tragung erfolgt, werden durch einen Vertrag ... geregelt”, ent- 
hielt, wie da8 Berufungsgericht ohne Gefegesverlegung annimmt, 
feine Ermächtigung für den Bürgermeifter, mit der Klägerin ab- 
zufchließen, jondern ergebe nur, daß die Verjammlung den DVer- 
tragsabichluß mit der Klägerin in Ausficht genommen hatte. Auch 
habe der Bürgermeifter in der Tags darauf gefchriebenen Bojt: 
karte, worin er ber Klägerin den Beichluß mittheilte, ausdrüdlich 
erflärt, daß derjelbe der Genehmigung des Bezirkspräftdenten be- 
dürfe und daß er demnädft der Klägerin einen Vertragsentwurf 
zugehen lafjen werde. Klägerin behauptet, der Bürgermeijter habe 
ihr gegenüber damals erklärt, die Hauptjadhe für die Gemeinde 
jei die Herftellung des Werks im 3. 1891, daß derjelbe dann die 
Weifung ertheilt habe, fofort mit der Vorbereitung zu beginnen, 
um ben Termin für die Sertigftellung, den 1. ‘Dec. 1891 einhalten 
zu können, und mit Bezug der Röhren aus Pont & Moufjon ein- 
veritanden gewefen fei. Diejes Verhalten des Bürgermeifters foll 
nah Anficht der Klägerin ein Verfchulden enthalten, welches ihn 
jowie die Stadtgemeinde verpflichte, der Klägerin die durch DBe- 
folgung jener Weifung erwachlenen Ausgaben zu erftatten, da der 
Klägerin fpäter die Ausführung des Wafferwerfs nicht übertragen 
jet. Diefe Anficht ift jedoch unzutreffend; denn wenn aud ein 
derartiges Verhalten des Bürgermeifters mit Rüdjiht auf den 
damaligen Stand der Verhandlungen ald eine übereilte Handlungs- 
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weife fich darjtellen würde, jo it al8 die unmittelbare Urjache 
der von der Klägerin gemachten Aufwendungen doc nicht die als 
MWeifung bezeichnete Aeußerung des Bürgermeijters, jondern viel- 
mehr ber eigene freie Entichluß des Vertreters der Flagenden Firma 
anzufehen. II, 44/94 vom 8. Suni. Vgl. 264. 

150. Im Fall 67, 108. Weußte als feftitehend angejehen 
werden, daß der Beklagte gefetlich verpflichtet war, den Mühlbad 
zu räumen, und daß er diefe Verpflichtung, obgleich er auf ihre 
Erfüllung durh den Beichluß des Amtsvorftehers vom 14. Juni 
1888 hingewiefen war, bi8 zum November 1892 nicht erfüllt hat, 
jo durfte da8 Berufungsgericht in folder Vernadläffigung einer 
gejeglichen Pflicht ohne weitere Begründung ein zum Schaden 
erjat verpflichtendes Verichulden des Beklagten erbliden. ‘Denn 
bejondere Umftände, welche die Unterlaffung der Räumung nod 
nah dem 14. Suni 1888 entjchuldigen könnten, find vom Beflag- 
ten nicht angeführt worden, namentlid) daraus nicht zu entnehmen, 
daß er im Berufungsverfahren angegeben Hat, er jei der Ueber: 
zeugung, daß der Mühle die Räumungspflicht obliege. (gl. $. 12 
Einl. 3. ÜLER) VI 254/94 vom 10. Dec. 

151. Im Fall 155 war indeffen die Verfchuldung der Schiffs- 
befagung der „Kolding” nicht ausreichend begründet. Unterftellt 
man mit dem DBerufungsrichter al8 einzigen vorhandenen Weg 
zur Rettung des Schiffes die Abjendung eines Mannes der Bes 
fagung zur Herbeiholung von Hülfe, jo Hatte der Schiffer zu 
erwägen, ob e8 ihm gelingen werde, mit alleiniger Hülfe des 
Shiffsjungen das Schiff fo lange vor dem Sinfen zu bewahren, 
bis Hülfe von dem nach dem Lande gejchicdten Beitmann herbei- 
geihafft werde. Hierbei fam auch die ihm befannte Bauart des 
Schiffes und deffen Alter in Trage, weil davon die Widerftands- 
fähigkeit des Schiffes gegen die Stöße an das Bollwerf abhing. 
Db von diefem jubjeltiven Standpunkte des Schiffer aus den- 
jelben ein Berfchulden trifft, wenn er e8 vorgezogen hat, bie 
Kräfte der Mannihaft zufammenzuhalten, um da8 Schiff gegen 
die Stöße nad) Möglichkeit zu fchügen, anftatt fich feiner beften 
Hütfskraft für unbeftimmte Zeit zu berauben, hat der Berufungs- 
richter bisher nicht geprüft, obgleich da8 Gutachten der Sacver= 
ftändigen P. und I. zu folder Prüfung alle Veranlaffung bot. 
Aber aud) die objektive Feftftellung des Berufungsrichters, daß das 
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Schiff auf dem angegebenen Wege gerettet fein würde, tft unge- 
nügend begründet. Ob der Schiffer I. mit den Flensburger Ver- 
hältniffen fo weit befannt gewejen ift, um den an da8 Land zu 
Ihidenden Beitmann Hinfihtlih der Auffuchung von Hülfe in- 
ftruiren zu können, oder ob dem Beitmann felbft die erforderliche 
Kenntniß beigewohnt hat, ift ebenjo wenig feitgeftellt wie die Dauer 
der Zeit, die vorausfichtlich bis zur Beihaffung von Hülfe ver- 
ftreihen mußte, und die Befchaffenheit des Schiffes, obgleich alle 
diefe Umftände für die vorliegende ZSrage erheblich find. I, 309/94 
vom 29. Dec. 

152. Der Kläger M. ift einer Mlietherin zum Schadens- 
erjat verurtheilt, weil diefe auf einer zu fteilen Speidjertreppe 
geftürzt if. Er hat gegen den Bauunternehmer %., weldher das 
Haus für ihn erbaut hatte, Regreß genommen. Das Neichsgericht 
hat da8 verurtheilende Berufungsurtheil aufgehoben, zurüdver- 
wiejen. In der Annahme, den Kläger felbft treffe Fein Verjchulden, 
ift eine Verfennung des Rechtsbegriffes der Verfchuldung zu finden. 
M. wäre unbedingt verpflichtet gewefen, den Gebraud) der gefähr- 
lichen Treppe und damit den Gebraud) des Speichers zu inhibiren 
und fchleunigft für Beihaffung einer ungefährlichen Einrihtung 
zu forgen; davon durfte ihn die Erwägung, daß ihm eine gewilfe 
Einbuße an Miethe erwacdje, nicht abhalten, zumal er wegen 
des etwaigen Miethausfalle® an %. Negreß nehmen konnte. Es 
ift anzunehmen, daß der Unfall, von welhem die Mietherin RK. 
betroffen worden tft, auf einem Zujammenwirfen verjchiedener 
Urfachen beruht hat: unmittelbar auf der jchuldhaften Vermiethung 
der fchlechten Treppe, jodann mittelbar darauf, daß der Beklagte 
diefe Treppe, in Renntniß ihrer Mangelhaftigfeit, dem Baumerf 
eingefügt und lekteres dem Kläger übergeben hat. Von jeder diejer 
Miturfachen Fann gejagt werben, daß ohne deren Vorhandenjein 
die K. nicht verunglüdt und der Kläger derjelben gegenüber nicht 
Ihadenserjaßpflichtig geworden fein würde. Bei diefer Sadjlage 
war e8 Aufgabe des Berufungsricdhters, unter Abwägung der Um- 
ftände des Falles zu enticheiden, ob da8 Verfchulden des Klägers 
oder das des DBellagten al8 die eigentliche, wirkende und Haupt- 
urfache des Unfalls zu gelten habe und ob der dem Kläger erwachjene 
Schaden al8 unmittelbare Folge des Verjchuldens des Beklagten 
angejehen werden künne (Code 1151). HI, 197/94 vom 19. Oft. 
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153. Für den Amtsbezirk Bilhowik, wozu Ober-Wilcza ge- 
hört, gilt eine landespolizeiliche Verordnung vom 22. März 1883, 
worin (8. 18) vorgefchrieben ift, daß eingetriebenes Vieh von Ur- 
prungsatteften begleitet fein muß; Kläger, welder der Beklagten 
30 Kühe verkauft und geliefert hat, hat ihr nur 24 Urfprungs- 
attejte zugeftellt und die fehlenden fech8 bei Ablieferung der Kühe 
nicht befeffen; fünf davon Hat er ert im Laufe diejes Prozefjcs 
eingereicht, ein® fehlt noch heute. Eine Kuh, die bei der Ankunft 
in Ober-Wilcza lahmte und fpäter al® mit fchon vernarbten Ge- 
ihwüren im Maul behaftet befunden wurde, war mit der Maul- 
und Klauenjeuche behaftet. Unter dem Biehjtand des Beklagten 
ift demnädjt die Maul- und Klauenfeuhe ausgebrohen. Das 
Landgericht und das Dberlandesgericht haben auf Grund St. ©. 2. 
8.328, U. NR. I, 6, SS. 25, 26 den Nläger für verpflichtet er- 
achtet, der Beklagten den Schaden zu erfeten, weil gegen ihn bie 
Vermuthung fpreche, daß er die Seuche eingeichleppt habe. Das 
Neichegericht hat aufgehoben, zurüdverwielen. Denn die Beflagte 
jelbft hat gegen den $. 18 der gedadhten Verordnung gefehlt, wenn 
fie für den Zransport der Kühe von Gleiwik nad) ihrem Gute 
Dber-Wilcza verantwortlich ift, was davon abhängt, ob ihr bie 
Kühe bereits in Gleimit übergeben worden find und ob der Weiter- 
transport auf ihre Dispofition zurüdzuführen ift. Denn foldjen- 
falls bejaß fie ebenfo wenig wie bi® dahin der Kläger bei dem 
Weitertransport vollftändige Urfprungsattefte, und der Transport 
ging mindeltens über die Grenze einer Feldmark hinüber. Die 
nad) dem Gejeß zu vermuthende Kaufalverbindung zwiichen dem 
Schaden und der Handlung des Klägers würde unterbrochen fein, 
wenn fich zwiichen die Handlung und die muthmaßliche Wirkung 
die Handlung des Beklagten einjchiebt, mit der das Gefeß biejelbe 
Vermuthung verbindet. V, 170/94 vom 27. Okt. 

154. Der Kläger hatte in der Nacht vom 6. auf den 7. Dec. 
auf den Feldern in der Nähe der Fabrik der Beklagten in Mann- 
heim unter der Hut feines Schaffnedhtes G. 207 Stüd Schafe 
eingepferdht. In jener Nacht brach der große Hund der Beklagten 
in den Pferd ein, worauf die Schafe foldhen im Screden zer- 
brachen, nad) der Bretterwand der Fabrik fprangen und fih an 
diefer aufeinander thürmten, fodaß 56 Stüd unten Tiegender 
Schafe erjtidten. Die Klage auf Erfat diefer und eines von 
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dem Hunde todtgebiffenen Schafes ift abgewiejen, weil ©., für 
dejjen Handlungen Kläger einzuftehen hatte, pflichtwidrig Lange 
Zeit von dbem Pferd abwejend war und bei deffen Anmefenheit der 
Schaden vermieden wäre. Ohne Redtsirrthum konnte ein pflicht- 
widriges Verhalten des Schaffnehts al8 Taufal für den Unfall 
erachtet werden. Die Abwägung aber, ob diejce (einer eigenen jchuld- 
vollen Handlung des Klägers in der Wirkung gleichftehende) pflicht- 
widrige Verhalten des Schaffnecht8 gegenüber einer Elägerifcherfeits 
behaupteten fchuldvollen Handlung der Beflagten oder einer be- 
haupteten Haftbarfeit derjelben aus B.L.R. 1385 als die über- 
wiegende Urfache zu betrachten fei, ift an fich thatfächlicher Natur und 
läßt einen Redtsirrthum nicht erfennen. II, 189/94 vom 7. Dec. 

155. Die dem Kläger 9. gehörige und von ihm geführte 
Saleafje „Kolding” lag im Hafen von Flensburg am Bollwerf, 
ald gegen Abend ein ftarfer Nordoftfturm auffam, der das Schiff 
in feiner Lage am Bollwerk gefährdete. Um das Schiff vom 
Bollwerk frei zu bringen und dafjelbe vor beide Anfer in das 
freie Waffer zu legen, ließ der Schiffer I. die Galeafje zu dem 
ausgeworfenen Badbordanker hinaushieven. Kurz bevor das Schiff 
fo weit gefommen war, aud) den Steuerbordanfer fallen zu Laffen, 
trieb der der Beflagten gehörige offene Hafendampfer „Möwe“, 
welher ohne Bejakung weiter nordöftlih an einer YBoje vertaut 
gelegen Hatte, von derjelben aber dur) die Gewalt des Sturmes 
gelöft worden war, quer vor den Yug der ‚„‚Kolding‘ auf deren 
Anterfette, fodaß der Steuerbordanfer nicht zu Wafler gebradht 
werden konnte. Die „Kolding‘ wurde fpäter vom Sturme led 
und fanf. Die von den Nadungsintereffenten und von Y. ale 
Nheder der „Kolding” wider die Nhederei der „„Möme” erhobene 
Klage wurde abgewielen; das Neichögericht hat aufgehoben, zu- 
rücdverwiefen. Zutreffend hat der Berufungsrichter die beiden 
Perfonen, welche auf die „Möme” geichieft worden find, um diejes 
Sdiff an der Boje zu vertauen, für diefe regelmäßig der Schiffs: 
bejagung obliegende Verrichtung als Perfonen der Schiffsbefatung 
angefehen. Unbedenklich ift ferner die Feftitellung, daß dieje beiden 
Perfonen die Befeftigung der „Möwe un der Boje in unge 
nügender Weife bewirkt und hierdurch verfchuldet haben, daß die 
„Möwe duch den Sturm von der Boje gelöft und auf die 
„Kolding” getrieben worden ift, bie Auswerfung des Steuerbord- 
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anfers auf diefem Schiffe verhindert und jo herbeigeführt Hat, 
daß auch der Badbordanker nahgab und die „Kolding” an das 
Bollwerk zurücdgetrieben wurde, was voransfichtlih vermieden 
worden wäre, wenn das Schiff vor beide Anker hätte gelegt wer- 
den können. &8 war eine Yolge des Antreibens der „Möwe” an die 
„KRolding”, daß letsteres Schiff wieder an da8 Bollwerk getrieben 
und damit diefer gefährlichen Einwirkung des Sturmes ausgefekt 
wurde, der Untergang des Schiffes in diefer Gefahr kann aber als 
Folge des Antreibens der ,,Möwe‘ nur gelten, wenn derjelbe auch 
bei pflihtmäßigem, auf Abwendung der Gefahr gerichtetem Handeln 
der Schiffsbefagung, insbejondere des Schiffer, zu erwarten war. 
Durch eine Schuld des Schiffers der ‚„‚Kolding‘ würde das frühere 
Berfchulden der Bejatung der „Möme” al® Schadensurjache aus» 
geichloffen, jodaß von einem Zufammenwirken beiderfeitigen Ver- 
Schuldens bei dem Untergange der „Kolding‘’ nicht die Rede fein 
fönnte. I, 309/94 vom 29. Dec. gl. 151. 

156. Die verabredete Art der Berzinjfung (8 Prozent in 
vierteljährlichen Vorauszahlungen) follte auch nad) Fälligkeit des 
Kapitals bi8 zu deilen Tilgung weiter erfolgen. Dahingeftellt 
gelafjen, ob durd) den Verzug des Schuldners an Stelle der ver: 
tragsmäßigen Zinsverpflihtung die gejetliche Pflicht zur Entrid- 
tung von Verzugszinfen tritt, infomweit e8 fi um bejondere Ver- 
abredungen betreffs der Berzinfung nad Eintritt der Fälligkeit 
und um Eigenthümlichleit des Hypothefenrechts handelt. Die Trage 
ift in V, 58/86 vom 30. Juni — DV. III, 341; ©, Bd. 16, 
©. 42 — feineswegsd bejaht. Hier lag ein Verzug nidt vor. 
Denn der erfte Ehemann der Klägerin, mit welchem fie in Güter: 
gemeinschaft lebte, hatte, weil er den Kaufvertrag nicht vollftändig 
erfüllen fonnte, den zu verzinjenden SKaufgelderreit, welcher am 
1. Suli 1883 fällig geworden war, bi8 1. Dit. 1883 geftundet. 
Kurz nah dem Tode des am 30. Sept. 1883 verftorbenen Ehe- 
manns hatte aber die Klägerin dem Beklagten wiederholt erklärt, 
daß er fih mit Zahlung des NReftfaufgeldes geduldigen follte, da 
fie alles reguliren werde, jih aber vorher mit den Erben des 
Chemanns in Verbindung fegen müffe. Unter diefen Umftänden 
fonnte der Beklagte, ohne in Verzug zu gerathen, warten, bis 
Klägerin Zahlung fordern würde. Zur Hinterlegung war er 
nicht verpflichtet. Die Klage auf die feit 1. Yuli 1885 rüd- 
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ftändigen Zinfen ift im 9. 1891 erhoben. Mindeftens für die Verzug. 
Zeit bis 31. Dec. 1886 find fie nad) S. 2° des Pr. Gejetes vom 
31. März 1838 verjährt. V, 244/94 vom 3./10. Nov. Bpl. 214. 

157. Dreißig Genoffen fordern von dem Bellagten das 

Bucdenbrennholz, welches ihnen zufolge ihrer Holzberedtigung 
für das Wirthfchaftsjahr 1891/92 Hätte geliefert werden müffen. 
Der Berzug des Schuldner würde allein nicht ausreichen, um 
die Umwandlung in eine Forderung auf Schadenserfah wegen 
Nichterfüllung herbeizuführen, es müßten vielmehr noch andere 
Umftände, wie Verluft des Interefjes an ber Naturalerfüllung in 
Folge des Verzuges, Hinzutreten. III, 190/94 vom 23. Nov. 

158. Die Kläger, weldje ihr Quantum theil® in dem werth- 
volleren Derbholze, theils in Washolze und zwar nad) dem BVer- 
hältniffe der Gewinnung diefer beiden Holzjorten bei der Hauung 
zu empfangen hatten, haben das ihnen angebotene Holz abgelehnt, 
weil ihnen etwas zu viel Washolz angerechnet werben follte, jo daf 
fie dem Werth nad) für 13 Mark 46 Pf. weniger erhielten. Zur 
Abweifung eines Annahmeverzuges genügt, daß die angebotene 
Leiftung nicht vollftändig obligationsmäßig war. Umnerheblid die 
Geringfügigfeit des Unterichieds, daß die Gläubiger nicht durd) 
ben wirklichen Mangel des Angebotes, jondern durd einen Irr- 
thum über den Umfang ihrer Anfprüde zu der Ablehnung be- 
ftimmt worden find, und daß fie da Angebotene nicht fpeziell 
bemängelt haben. III, 190/94 vom 23. Nov. 

159. Aber audy wenn ein derartiger Verzug gegeben wäre, 
ift nicht einzufehen, wie allein durd jolchen Verzug ohne Hin- 
zutritt weiterer Umftände eine Befreiung des Schuldners von 
feiner Verbindlichkeit zur Naturalerfüllung eingetreten fein follte. 

III, 190/94 vom 23. Nov. 

160. Nad gemeinem NRedht fteht dem Kridar nad) auf- Redtswohl- 
gehobenem Konfurfe die RechtswohltHat des Nothbedarfs nur zu, ee 
wenn er ohne jegliches VBerfchulden in Konkurs verfallen war, nicht 
Ihon, wenn er fi nur feines dolus fchuldig gemacht hatte. — 
Neich&polizeiordnung von 1577, Tit. 23; Neichstagsabfchied von 
1671, cap. 10. — VI, 158, 174/94 vom 18. Oft. gl. 181, 606. 

161. Durch notariellen Vertrag vom 26. März 1888 ver- Unmöglichkeit 
faufte der Kläger an den Beklagten S. das Hausgrundftüd Nr. 69 DEE. ERTANUNG: 
in der Stegligerftraße in Berlin. In der Rüdwand der beiden 
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Unmöglichkeit Seitenflügel diejfes Gebäudes befinden fih Yenjter, die auf einen 
der Erfüllung. Garten gehen, der früher zu Nr. 69 gehört hatte, aber durch den 
Kläger von diefer Nummer abgezweigt worden war und fpäter, 
nad dem Berfauf der Nr. 69 an ©., mit der dem Kläger ge- 
hörigen Nr. 68 der Stegligerftraße verbunden worden und dadurd) 
bebaubar geworden ift. Auf dem Garten fteht im Grundbuch zu 
Gunften des Polizeipräfidiums die Beichränfung eingetragen, daß 
er nur in einer Entfernung von 5,34 Meter von der Rüdwand 
der Nr. 69 bebaut werden dürfe. Lm dieje Beichränfung zu be= 
feitigen, bedang der Kläger fich in dem Kaufvertrage mit ©. aus 
(8. 4), daß diefer jene enfter biß zum 1. Oft. 1891 bei DVer- 
meidung einer Konventionalftrafe von 30000 Marf zu vermauern 
habe, wogegen (8. 5) dem ©. das Recht eingeräumt wurde, fobald 
dies gefchehen fei, Fenfter nach dem von den Geitenflügeln flan- 
firten Hofe zu auszubreden, um fid) auf diefe Weife wieder Licht 
und Quft für die verdunfelten Räume zu verfchaffen. — Nahdemn 
©. feine NRedte aus dem Kaufvertrage am 23. April 1888 an 
den Mitbeflagten ©. abgetreten und diefer dem Kaufvertrage des 
©. mit dem Kläger beigetreten war, ließ Kläger auf Anweifung 
des S. an 2. Yuli 1888 das Grundftüd direft an ©. auf. Diefem 
ift durch DBeicheid des Polizeipräfidiums vom 26. Nov. 1890 
die nachgefuchte baupolizeiliche Genehmigung zur Verlegung der 
Tenjter verfagt worden; feine Gefuhe um ‘Dispens beim Bes 
zirfsausfhuß und Minifterium hatten feinen Erfolg. Die in den 
88. A und 5 des Vertrages von beiden Zheilen übernommenen 
Leiftungen verfolgten den einheitlichen Zwed einer Verlegung der 
Tenfter und gehörten darum zufammen, bedangen fic wechjelfeitig 
und ftanden wie Leiftung und Gegenleiftung einander gegenüber. 
ft eine diefer Leiftungen unmöglich, weil fie gegen ein Verbot» 
gefeß, die Baupolizeiordnung, verftößt, und ift fie für immer un- 
möglid), weil ein Dispens von diefem Verbotsgefeß nicht zu er- 
reichen gewefen ift, fo tft damit diefer ganze Theil des Vertrages 
und, da diefer Theil ein wejentliches Stüd des Vertrages ift, 
der ganze Vertrag zur Unmöglichfeit geworden, mag auch eine 
einzelne Leiftung daraus möglid) geblieben fein. Solche hier von 
Anfang an bedingt vorhandene, durch die Verjagung der Dispen- 
lation unbedingt gewordene Unmöglichfeit macht den ganzen Ver- 
trag nichtig und darum kann fic) jeder Kontrahent auf fie berufen. — 
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8.52, A. R. I, 5 — Kläger konnte alfo beanfpruden, daß der Unmöglichkeit 
Kaufvertrag rüdgängig gemadjt und daß beide Beklagten folidarigg Pr Erfüllung. 
verurtheilt wurden, das Grundjtüd mit der Belaftung vom 26. März 
1888 an ihn wieder aufzulaffen. V, 129/94 vom 13. Dft. 

162. Rad) dem Vergleich follte die feitgeftellte Vergleichs- 
fumme durd) Abrechnung auf da® Kaufgeld getilgt werden, welches 
Klägerin dem Beklagten zu zahlen haben werde. Die PVerlaut- 
barıng des Kaufvertrags ift aber umterblieben, weil bas verkaufte 
Srundftüd außer den beim Verkauf angegebenen Hhypothelen nod 
mit einer Kautionshhypothet belaftet war. Dies Hinderniß betraf 
einen vom Bellagten al8 Verkäufer zu vertretenden Lmftand. 
Sorgte derjelbe nicht durch ungefäumte Tilgung der Kautions- 
hypothef dafür, daß er der Klägerin das Grundftüc fo wie ver- 
fauft übergeben Tonnte, jo ift zu erwägen, ob Klägerin nicht be- 
rechtigt ericheint, Baarzahlung ftatt der urjprünglich beredeten 
Abrehnung zu fordern. III, 164/94 vom 30. Oft. 

163. War bei Hingabe des Darlehns Tilgung in der Weife 
verabredet, daß dem Bellagten von dem Preife ber von ihm zu 
liefernden Steindrudarbeiten 10 Proz. gefürzt und auf das Darlehn 
abgefchrieben werden follten, fo ift zur Begründung ber Reftgeld- 
forderung aus dem Darlehn, foweit e8 bis Ende September 1881 
nicht getilgt war, nicht hinreichend, daß Beflagter feit jener Zeit 
niht mehr für das Gefhäft des Gläubigers beichäftigt fei, 
vielmehr bedarf e& der Feltitelung, daß die S.’Icden Erben 
feitdem nicht in der Lage gewejen find und es aud) gegen- 
wärtig nicht find, den Beklagten in ber vertragsmäßigen Weife 
zu befchäftigen, und daß mit Nüdficht hierauf dem Beklagten 
die in dem Bertrage beftimmte Art der Erfüllung unmöglid) ge- 
worden if. — URN. 1, 5, SS. 369 ff. — IV, 172/94 vom 
19. Dec. 

164. Der Kläger hat der Norddeutichen Bank in Hamburg Erfülfing. 
einen Ched zur Zahlung präjentirt, behauptet aber Zahlung nicht 
erhalten zu haben. Die Bank befindet fi) im Belite des Ched 
und will auf denfelben Zahlung geleijtet Haben; fie weigert forohl 
die Herusgabe des Che ald die Zahlung an den Kläger. Dem 
Kläger ift ein Eid darüber auferlegt, daß er den Ched einem der 
beiden Kaffenboten der Beklagten hingegeben, Feine Zahlung em- 
pfangen, und daß au nicht mit feinem Wiffen und Willen 
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eine andere Perjon die Chedjunme ausbezahlt erhalten hat. 
Revifion zurücgewiefen. Der Che war dem Kläger als Ueber- 
bringer zu zahlen. Dit er ihm nicht gezahlt, jo haftet die Be- 
Flagte, weil fie den präfentirten Ched befitt und nicht zurücgeben 
will. In dem Kaffenlofal der Beklagten befinden fid) zwei Zahl- 
ftellen A und B. An jeder Zahlftelle werden die Cheds den 
Präfentanten von dem Kaffenboten abgenommen, dann geprüft, 
nad) Ridhtigfinden aufgerufen und ausgezahlt. Der Kläger Hat 
zwar behauptet, daß er den Ched an einen Kaffenboten abgegeben, 
der fi) damit zur Kaffe B begeben habe, und ber Ched ift fpäter 
in der Kaffe A gefunden. Aber da nicht aufzuklären gewefen ift, 
wie der Ched in die Kaffe A gelangt ift, bleibt e8 aud) zweifel- 
haft, an welchen Kafienboten der Ched gelangt ift. Der Berufungs- 
richter war deshalb befugt, diefem Zweifel dadurd Rechnung zu 
tragen, daß er den Eid fo faßte, wie gefchehen. Der Kläger braudt 
nicht zu beweisen, daß er den Che dem Boten der Kaffe A über: 
geben habe. Die Feltitellung des Berufungsgerichts, daß der 
Kläger die Reklamation wegen der Nichtzahlung nicht über die 
vernünftiger Weife für die Herbeiführung der Auszahlung erforder: 
fiche Frift hinaus verzögert habe, befeitigt jeden Vorwurf des 
Berjchuldene. I, 226/94 vom 3. Nov. 

165. Nah dem PVertrage Hatte der Bellagte dem Kläger 
Sadjenfchwelfen, d. b. Eifenbahnjchwellen, wie fie in Sadfen üblich 
find, und den dortigen reglementarifchen Vorjchriften entjprechen, 
von bejtimmten Dimenfionen und beftimmten Profil zu Liefern. 
Nach den Haren Vorichriften des Preußiichen Rechts in dem $. 11, 
I, 16 und den SS. 270, 273, 275, 325, 326, 369 ff, L5ELUUNR. 
hatte der Beklagte den Vertrag nad feinem ganzen Suhalt zu 
erfüllen; er konnte dem Kläger weder Schwellen anderer Art nod) 
anderer Beichaffenheit aufdrängen; nır der Kläger war, wenn der 
Beklagte jchuldbar oder dur Zufall in feiner Perjon die be- 
dungenen Schwellen nicht liefern konnte, eine andere Erfüllungs- 
art zu wählen befugt. Nocd weniger kann fid) der Kontrahent, 
der eine beftimmte Cigenfchaft zugefagt hat, darauf berufen, daß 
der Gegenfontrahent an diefer Eigenichaft kein Intereffe gehabt 
habe. Geliefert hat der Beklagte nur 4749 Sadjfenjchwellen. Die 
Zraft von etwa 27000 Stüd, welde er dem Kläger am 17. Sept. 
al® Sadhfenichwellen zur Verfügung geftellt hat, enthielt zum 
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weitaus größten Theile nicht Sachjjenjchwellen, fondern Preußen- 
ichwellen. Der Kläger brauchte die Preußenfchwellen als Vertrags» 
erfüllung nicht anzunehmen. Der Berufungsridhter ftellt feft, daf 
fie von anderer Zorm und anderem Gewicht als die Sadjfen- 
ichwellen find, im Verkehr nicht al8 Sadjjenfchwellen gelten, aud) 
vom Sädfiichen Fiskus nicht als Sachjfenschwellen angejehen 
werden. Daneben fommt e8 darauf, ob die Preußenfchwellen 
werthvoller als die Sachfenjchwellen oder gleichwerthig find, dauer- 
hafter und ebenfo verwendbar find, nicht an. I, 188/94 vom 
14. Nov. Bol. 423. 

166. Im Fall 409 Hatten die Beklagten den Anfprud) auf 
Erftattung ber gezahlten Renten (3622 Markt 13 Pf.) zufammen 
mit anderen Forderungen (5711 Mark 89 Pf.) gegen ihren Ver- 
fäufer A. eingeflagt. Ad nah Erlaß des Urtheil® in jenem 
Prozefjfe von den A’fchen Erben 4717 Mark 20 Pf. an die Be- 
Hagten gezahlt wurden, war die Nentenerftattungsforderung der 
Bellagten bereits im vorliegenden Prozeffe zur Aufrechnung ge- 
ftellt. E8 ergab fich daher die Verrechnung des gezahlten Betrages 
auf die fonftigen Forderungen, zu deren Bezahlung die A’ichen 
Erben gleichfall® verurtheilt waren, von jelbit. Wollte der Kläger 
geltend maden, die Zahlung, weldje ohne Angabe der Forderungen, 
die dadurch getilgt werden follen, gemacht ift, müffe al auf die 
Nentenerftattungsforderung geleiftet angejehen werden, fo hatte er 
die Umftände anzugeben und nadjzuweilen, welche dieje Annahme 
begründen follen. In diefer Beziehung ift aber vom Kläger nichts 
borgebradit. Deshalb ift jene Zahlung dem Kläger gegenüber mit 
Recht nicht berüdfichtigt.. V, 238/94 vom 15. Dec. 

167. „Die verwitwete 2. befennt hiermit, das Kaufgeld von 
7500 Thalern von ihrem Sohne nad) ftattgefundener Berehnung 
in der Nadjlafregulirung ihres Mannes erhalten zu haben und 
quittirt hierüber ohne Vorbehalt.” Die Kläger als Theilerben 
der Witwe fordern diefe 7500 Thaler zu deren Naclaßmafle, 
weil eine Zahlung nicht ftattgefunden habe. Sie find damit ab- 
gewiejen. Der Berufungsrichter führt aus: da aus der Quittung 
deutlich hervorgehe, daß die Tilgung nicht dur) Zahlung erfolgt 
fei: fo müfle nah 8. 113 A. 2. R. L, 16 das der Quittung zu 
Grunde liegende Gefchäft ermittelt werben. Dies fei nicht gelungen. 
Danad) müffe gemäß $. 114 die Quittung nad) den Regeln der 
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Entfagung beurtheilt werden. Revifion zurücigewiejen. IV, 7/94 
vom 11. Suni 94. Dgl. 692. 

168. ©. hat eine Hypothel am 21. Dit. 1889 mit Zinfen 
vom gleichen Tage ab cedirt; diefelbe erwarb fpäter mit den Zinfen 
vom 24. März 1891 ab ©., welder fie an Frau H. in derjelben 
Weife weiter cedirte. Er ftellte der Schuldnerin einen Nevers 
aus: Nahdem die Hypothef in meinen Befik übergegangen ift, 
quittire ich hiermit für meine Perfon über die Zinfen für diefelbe 
bis 24. März 1891, da ich diefelbe Hypothek mit allen etwa rüd- 
ftändigen Zinjen an Srau 9. verfauft habe. &. hat diefen NRevers 
al® Generalbevollmädtigter de8 ©. unterzeichnet. Die Quittung 
enthielt, wie durd) einen Zeugen beftätigt wurde, weder ein Be- 
fenntniß, daß die Schufdnerin die Zinfen bezahlt habe, nod) einen 
Erlaß derjelben für die Zeit bis 24. März 1891, fie jollte viel- 
mehr bedeuten, daß die rücjtändigen Zinfen auf die Frau 9. mit 
übergegangen feien. Da &. zur Ceffion diefer rüdjtändigen Zinjen 
nicht legitimirt war, jo hat jpäter ein Vorgänger befjelben dieje 
Zinjen dem NRedtsnachfolger der Frau H. abgetreten. Ihm ift 
die Beklagte zu deren Zahlung verurtheilt, Revifion zurücdgemiefen. 
V, 72/94 vom 4. Yuli. 

169. ÜL.R. Der Beklagte behauptet, fein inzwijchen ver- 
Itorbener Vater habe ihm die für denfelben auf dem Grundjtüd 
des Beklagten eingetragen gewejenen 9000 Mark erlaffen. Denn er 
habe Löjchungsbewilligung ertheilt und an dem Tage ber Köfchungs- 
bewilligung einem Zeugen erklärt: ‚heute habe ich meinem Sohne 
dte IOOO Dark gefchentt, ic) war in Trebnig und habe fie Löfchen 
laflen‘‘; ferner habe der Vater zur Ehefrau des Bellagten wieder: 
holt gejagt: „wenn ich todt bin, habt ihr nur noch ein Paar 
Hundert Mark herauszuzahlen‘”, ebenfo habe der Vater anderen 
Zeugen gegenüber fi) dahin ausgefprocdhen: „ich werde meinen 
Sohn jo hinftellen, daß er wenig oder nichts herauszuzahlen hat“. 
Aud) habe der Beklagte dem Vater weiter Feine Zinjen bezahlt, 
endlich habe diefer im Zeitament beftimmt: „Alles dasjenige, wa® 
meine Erben bei meinen Lebzeiten von mir empfangen haben, foll 
bei der fpäteren Erbtheilung nicht in Anrecdjnung gebradjt werden.” 
Der Beklagte ift verurtheilt. Denn der Erlaß hätte ausdrüdlicd 
und in fchriftliher Borm erklärt fein müfjen, die Löjchungs- 
bewilligung in Betreff der Häpothefarifchen Cintragung Fönne 
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deshalb nicht al® ein Erlaß der perjünlichen Verbindlichkeit gelten 
und ein anderweiter fchriftlicher Erlaß der Tebteren fei nicht er» 
wiejen. Im Zeftament fei aber lediglich eine Befreiung von der 
gefetlichen Kollationspflicht ausgefproden. Auch aus ben früheren 
Vorgängen ergebe fi nur die Möglichkeit, nicht aber die Noth- 
wendigfeit der Annahme, daß der Zeftator über den Wortlaut 
der Tejtamentsbeftimmung hinaus die Schuld habe erlafjen wollen. 
Revifion zurüdgemwiefen. Auch wenn der Vater der irrthümlichen 
Anficht gemwelen fet, daß die Schuld mit der Löfchungsbewilligung 
erlafjen fei, jo bejtand fie fort und bedurfte, um aufgehoben zu 
werden, eines gefetlidhen Aufhebungsgrundes, und als folcher kann 
die irrthümliche Meinung des Vaters nicht gelten. IV, 258/93 
vom 27. Sept. 94. 

170. Dr. 3. hat in feinem Xeftament bejtimmt, daß bie 
Kontokurrentforderungen an feine Neffen und Nichten, welche fic) 
als verzinslihe Seihäftsvorjchüffe darftellten, Forderungen des 
Nacjlafjes verbleiben follten, welche die Erben, ein Icder für fi, 
zu fonferiren und auf ihren Erbantheil abzuredhnen hätten, jedoc) 
jolite, wenn ein folder Vorihuß den Betrag des Erbantheils 
überftiege, der höhere Betrag erlafjen fein, jodaß der betreffende 
Erbe feinesfalls etwas in den Nachlaß einzuzahlen habe. Zu den 
Erben gehört auh R. B., weldhen Dr. 3. ein Darlehn von 
5000 Mark zu einem mit ©. gemeinichaftlich geführten Gejchäft 
gegeben Hatte. E8 war angenommen, daß die Sozien Darlehns- 
Ichuldner geworden feien, daß der Bellagte Sc)., welcher bei dem 
Ausscheiden des ®. in die D.9. ©. al8 Gefellfchafter eingetreten 
war, die Sozietätsfchuld bei dem Ausjcheiden des RN. B. mit 
den fonftigen Paffiven und Aktiven übernommen hatte. Sd. ift 
denn aud) von Dr. 3. zur Zahlung aufgefordert. Nach dein Zode 
bes Dr. B. haben befjen Erben wider Sch. Klage auf Zahlung 
der 5000 Marf erhoben. Dazu ift er verurtheilt, Revifion zurüd- 
gewiefen. Selbft wenn R. 3. nod für diefe Schuld perfänlich 
gehaftet Hätte, würde fih Sch. auf den den R. DB. für deffen 
Berjon erklärten Erlaß der Schuld nicht berufen fönnen. Denn 
die Geltendmachung der Rechte des R. B. durd) den Bellagten 
würde ein Nechtsverhältniß zwifchen diejem und R. DB. voraus- 
fegen, welches dem auf Zahlung in Anfpruch genommenen Be- 
Hagten einen Rüdgriff gegen R. B. gab, wie er ihn ale Gejell- 
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Ichafter deifelben gehabt haben würde. Nun ift zwar nicht aus- 
geichloffen, daß aud) nad Auflöfung der Gejellichaft durch die 
Auseinanderfegung zwifchen Beiden ein VBerhältniß beftehen konnte, 
welches dem Beklagten einen Rüdgriff gegen R. B. gewährte, wenn 
Zahlung der eingeflagten Forderung von ihm gefordert wurde, 
allein e8 war Sadje des Beflagten, das Beitehen eines folchen 
Rectsverhältniffes darzuthun. An einem folden Nacweije aber 
hat er e8 fehlen laffen. Daraus, daß, wie er behauptet hat, R. 2. 
da8 Darlehnsfapital von 5000 Marf in feinem Gefchäfte habe 
ftehen laffen, ergibt fih ein Negreßanfprucd des Beklagten nicht, 
denn wenn der Beklagte die Schuld an den Erblaffer bei der 
Auseinanderjegung mit R. DB. diefem gegenüber al8 Alleinfchuldner 
übernommen hatte, fo ift nicht erfichtlich, wie für ihn durd) die 
Bezahlung diefer Schuld ein Anfpruh gegen R. B. entftehen 
follte, gleichviel ob diefem nod eine Forderung gegen den Be- 
Hagten zufteht oder nicht. I, 172/94 vom 17. Dt. 

171. Im Fall 401 hat die Beklagte den gefammten Be- 
trag, welchen fie dem ©. jchuldete, hinterlegt. Die Klage des 
Geffionars ift abgewiefen. Denn die von Eccius, Br. Privat: 
recht, Bd. 1, $. 92 vertretene Anficht, e8 fei eine gerichtliche Des 
pofition auf Grund de8 8. 222A.U.R. I, 16 nur fo lange ftatt- 
haft, bis der Schuldner von einem Gläubiger, der feine Legiti- 
mation ihm gegenüber darzuthun bereit ift, beflagt wird, findet 
weder in dem $. 222 felbft noch in jonjtigen Gejetesvorjchriften 
eine Stüße. Zur Streitverfündung an ‘Dritte, welche die geltend 
gemachte Forderung für fi) in Aniprud nehmen, ift der Schuldner 
nad $. 72 der Civilprozeßordnung zwar berechtigt, aber nicht ver- 
pflihtet.. Sind feine Zweifel an der Legitimation des Flagenden 
Gläubiger no nah dem Empfange der Klage für gerechtfertigt 
zu erachteten, jo fann ihm angefichts der SS. 213 ff., IL, 16 nidt 
zugemuthet werden, bi® zur Beendigung des Nechtsftreits die Ges 
fahr der niederzulegenden Sadhe und die Folgen des Verzuges zu 
tragen. (Vgl. SS. 228, 229 a.a.D.) V, 156/94 vom 9. Iuli. 

172. Durd den Koftenfeftfegungsbefchluß des Landgerichts 
2. vom 2. Dec. 1891 ift für die Ku.fchen Eheleute gegen die 
jest Eagenden Eheleute Ko. eine Koftenforderung in Höhe von 
77 Mark 20 Pf. zur Erftattung feftgejegt worden. Demmädjit 
haben bie Ro. gegen die Ku. zufolge Koftenfeitjegungsbejchluffes 
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vom 5. San. 1892 ebenfalls eine voliftredlbare Forderung in Höhe Kompenfation. 
von 83 Mark 30 Pf. erlangt. Wegen diejer Gegenforberung ber 
Kläger ift jene Forderung der Ku. durch Beichluß des Amtsgerichts 
2. vom 29. April 1892 im Wege der Zmangspollitredung gepfändet 
und ben Klägern zur Einziehung überwiefen worden. ‘Die Zu- 
ftellung dieje® Pfändungs- und Ueberweifungsbefchluffes hat an bie 
Kläger, als Drittfchuldner, am 5. Mai 1892 und an die Ru. am 
9. Mat 1892 ftattgefunden. Da fi) die Kläger wegen ihrer 
höheren Gegenforderung diejenige Torderung haben überweifen 
lafien, welche ihren Schuldnern ihnen felbft gegenüber zuftand, fo 
fönnen die Kläger damit nur die Herbeiführung einer Kompen- 
fation beabfichtigt haben, welche dbemgemäß in Tolge der erlangten 
Ueberweifung ohne weiteres eingetreten if. IV, 51/94 vom 
18. Suni. gl. 259. 
173. Durd die Entwidelung, die der Necdtsftreit in den 
Snftanzen genommen hat, ift die aus dem Verzicht auf die Kom- 
penfation entnommene Neplit des Klägers bedeutungslo8 geworben. 
&8 wäre, nahdem die Parteien ihre Rechnungen wedjjelfeitig voll- 
jtändig aufgemadt haben, und der Richter ihre Anfprücde feit- 
gejtellt hat, zwedlos, den Saldo, der fi) bei der Padhıtrücdgewähr 
für den Kläger ergeben hatte, aus der Gefammtrechnung heraus- 
zunehmen und darüber in lebter Initanz noch bejonders zu be- 
finden, wenn doc zugleid) auf Grund der eventuell erhobenen 
Widerflage des Beklagten demfelben die von ihm geltend ge- 
machten Forderungen zugejprodhen werden müßten. Kläger Hat 
diefe Hereinziehung der Forderungen des Bellagten jelbft ver- 
ichuldet, indem er neben der Forderung, gegenüber welder bie 
Kompenfation ausgefchloffen fein joll, noch andere Forderungen, 
für welche dies nicht zutrifft, geltend gemacht hat. V, 199/94 
vom 1./15. Dec. | 
174. GR Wenn aud die Witwe M. fi für das bei Konfufion. 
D. aufgenommene Darlehn als Solidarfchuldnerin erklärt hat, To 
ift do durch die auf fie erfolgte Cejfion der Forderung nur fie 
felbft aus dem Schuldverhältniffe ausgeichieden, nicht aber aud) 
eine Befreiung des anderen Solidarfchuldners beziehungsweije 
feiner Erben eingetreten. III, 173/94 vom 6. Nov. 
175. Die mn WUR. 1, 5, 343 enthaltene Unterfheidung Anfpruce- 
zwifchen Lanbdgütern, ftädtifchen Grundftüden und beweglichen verährung. 
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Saden joll eine erichöpfende fein, dergeftalt, daß, wenn e8 um 
die Gewährleiftung für ein Grundftüd fi) handelt, diefes bei An- 
wendung des $. 343 entweder al8 ein „‚Itädtifches Grundftüd“‘ 
oder al8 ein Landgut qualifizirt werden muß. Mafgebend für 
die Unterfcheidung zmwijchen ftädtifchen Grundftüden und Land: 
gütern ift nicht die Örtliche Zage, fondern die Beftimmung oder 
Hauptbejtimmung des Grundftidd und zwar gleichviel, ob man 
dabei von dem Begriff des ftädtifchen Grundftüds oder des LKand- 
gutd ausgeht. Danad) aber hat der Berufungsrichter das frag- 
lihe Grundftüd, welches außer der mit Gebäuden bejtandenen 
Wläche nur 17 Duadratruthen Garten umfaßt, mithin feinem Haupt- 
zwed nah nur zum Wohnen, nicht aber zum Betriebe von Ader- 
bau und Viehzucht dienen Fann, ohne Redtsirrthum für ein 
ftädtifches Grundftüd eradtet. V, 26/94 vom 9. Juni. 

176. It die Klage aus der Verlegung über die Hälfte 
durch die Verjährung ausgejchloffen, fo kann aud) der aus dem- 
jelben Grunde erhobene Einwand nicht Plat greifen (SS. 65, 68, 
, 1 U.U.R) V, 26/94 vom 9. Junt. 

177. Wenn auh die Schuldnerin M. in dem Geffionsafte 
vom 23. April 1880 die Zinfen aus der Zeit vom 1. Ian. 1879 
bi8 23. April 1880 anerkannt und dadurd eine Unterbrechung 
der Zinjenverjährung herbeigeführt hat, jo lief doch vom 23. April 
1880 an eine neue fünfjährige Verjährung, welche inzwilchen ab- 
gelaufen ift. — Code 2277. — Revifion zurüdgewiejen. Durd 
die bloße eine Novation nicht enthaltende Anerkennung haben die 
Zinfen ihre Natur als folhe nicht verloren. II, 120/94 vom 
12. uni. 

178. Der Widerverflagte jchuldet dem gemeinschaftlichen Erb- 
faffer ein Kapital von 60000 Mearf. Soweit die Widerkläger 
Hinterlegung zur Nadhlafmaffe auch von Zinjen begehren, hat 
der Berufungsrichter auf Grund des Pr. Verjährungsgejekes vom 
31. März 1838 die Zinfen, fomweit fie bis 7. März 1886 fällig 
geworden waren, aberfannt. ‘Denn durd die Ausftellung von 
Schuldiheinen über diefe Zinfen war die Natur der Schuld ge- 
mäß 8.452 MU NR. L 16 und 8. 867, I, 11 nicht geändert und 
befondere Umftände, aus welden fid) die Umfchaffung der Zins- 
Ihuld in eine Darlehneichuld ergebe, lagen nicht vor. IV, 90/94 
vom 2. Yuli. 
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179. Dagegen lag eine Berjährung des Anfprucdhe auf Er- 
ftattung der von dem Erblaffer für den Widerbeflagten bezahlten 
Landichaftszinfen nicht vor. ‘Denn der Exrblaffer Hat diefe Zinfen 
im Einverftändniß mit dem Verwalter des Klägers, aljo in deffen 
Auftrage gededt, fodag nur VBorjchüffe des Erblaffers zur ‘Dedung 
von Zinsjchulden des Widerbeflagten an die Landfchaft vorliegen. 
IV, 90/94 vom 2. Yult. 

180. Die geflagte NReftforderung für im 9. 1888 von einem 
Kaufmann in Ruffiich-Polen einem NRittergutsbefiger in der Provinz 
Pofen geliefertes Bauholz; würde nah dem Pr. Gefeke vom 
31. März 1838, 8. 1, Nr. 1 und 8. 5, Nr. 3 an fich verjährt 
fein. Denn bei der Berehnung im Februar 1888 wurde ledig- 
li eine vom Bellagten anerfannte NReftforderung für das gelieferte 
Bauholz mit 1000 Rubel feftgeftellt, alfo ein jelbjtändiger Anfpruc) 
nicht geichaffen. In Frage fam nur nod) eine jpätere Anerkennung, 
al8 Unterbredung der Verjährung. IV, 216/94 vom 4. Oft. 

181. Im Fall Bd. XVII, 744 hat das Berufungsgericht 
nad anderweiter Verhandlung die Klage gegen den Ehemann ab- 
gewiefen, weil angenommen ift, baß diefer nicht ohne Verfchulden 
in Konkurs gerathen war, ihm alfo die Nechtswohlthat des Noth- 
bedarfs nicht zuftand, inzwilchen die Verjährungszeit abgelaufen 
war. NRevifion zurücgewiejen, denn der Grundja agere non 
valenti non currit praescriptio gilt nidht fchon für den Fall, 
daß die Klage unterblieben ift, weil von dem Schuldner im Wege 
der Zwangsvollitredung doch nichts zu befommen gewefen wäre. 
VI, 158, 174/94 vom 18. Ott. Bgl. 160 und 606. 

182. Nad) den über rüdftändige Zinfen ausgeftellten Schufd- 
jcheinen von 1878 und 1879, welche von dem gütergemeinfchaft- 
lihen Ehemann im Juni 1881 unterfchrieben waren, waren bie 
Horderungen auch auf Seiten bes Klägers kündbar, und zwar war 
der Kläger berechtigt, fogleich nach Ausftellung der Schuldfcheine 
zu fündigen, fodaß die Verjährung noch in den Iahren 1878 und 
1879 zu laufen begonnen hat. — D.%. E., Bd. 3, S. 165. — 
Der Berufungsridter folgt der dem Kläger günftigften Annahme, 
daß die Kündigungsfrift in Anfchlag zu bringen, und daß fie 
vor den Beginn der Verjährung zu Stellen fei. Nachdem einmal 
die Verjährung zu laufen begonnen hatte, trat zwar mit der Unter- 
zeichnung des Schuldfcheins durch den Ehemann im 9. 1881 eine 
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Unterbredhung ein, aber e8 war nicht nod) einmal die Ründigungs- 
frift anzufegen. Auch lief die neue Verjährung nicht nad) Maß- 
gabe der Beftimmung in 8. 5 unter 3 des Gefeßes vom 31. März 
1838, fondern nah $.5A FF UURLI—-OD.T €, 
Bd. 47T, S.1 —. Hiernad) wäre die Forderung durd) Verjährung 
erlojchen gewefen, al8 die Beklagten den neuen Schuldfchein vom 
3. Aug. 1885 außftellten. IV, 165/94 vom 15. Oft. Vgl. 306. 

183. Der Kläger bat Unterbredhung der Klagverjährung 
durch Anerfenntniß behauptet; der Beklagte foll chwören: er habe 
innerhalb der bezeichneten Zeit dem Kläger gegenüber bie Yorbe- 
rungen aus den beiden Sculdfcheinen oder auch eine derfelben 
niemals ausdrüclicd anerkannt, dem Kläger auch nicht Zinjen da- 
don verfprocdhen und ihn nicht um Stundung gebeten, und ferner: 
e8 habe aucd nicht feine Ehefrau in feiner Gegenwart und ohne 
feinen Widerfprud) dem Kläger gegenüber die erwähnten Forde- 
rungen al® vecdhtsverbindlih anerkannt, um Stundung gebeten 
oder Zinfen veriproden. Die Eideszufhiebung ift in dem vor- 
bezeichneten Umfange mit Unredt für unerheblid und unzuläffig 
eradjtet. IV, 165/94 vom 15. Oft. 

184. Zur WViffenichaft im Sinne des 8AA.UR.L, 6 ift 
der Beklagte gelangt, jobald ihm Thatjachen befannt find, auf die fid 
die Folgerung der VBerantwortlichkeit eines beftimmten Rechtsjubjelts 
begründen läßt, wenngleid eine jeden Zweifel am Obfiegen aue- 
Ichließende Ueberzeugung nicht vorliegt. — Vgl. D. X. €, Bd. 19, 
©®.1ff.; Striethorft, Bd. 76, ©. 57. — Die Klägerin war am 
29. Dec. 1887 durd) einen auf der Chaufjee ohne ausreichende 
Schutvorfehrungen gefällten und niederfallenden Pappelbaum ver- 
legt. Daß die Chauffee eine Provinzialhauffee war und im Eigen- 
thum und Verwaltung der Provinz Weftpreußen ftehe, hatte fie 
durch einen Befcheid des Amtsgerichts Zoppot vom 2. März 1888 
erfahren. Daß die Klageitellung verfucht werden könne, war aus 
dem Beicheide um fo mehr zu entnehmen, als bie Klägerin zu- 
gleich in dem Schreiben über den zur Verfolgung ihrer Aniprüche 
demnächft einzufchlagenden Weg belehrt wurde. Auch hat die 
Klägerin damals Icon erfannt, daß fie dauernd arbeitsunfähig 
geworden fei. Die dreijährige Verjährung lief fpäteftens am 2. März 
1888 ab, und war längjt abgelaufen, al8 am 4. Juni 1892 Klage 
wider die Provinz erhoben wurde. Die Verjährung trifft aber 
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da8 ganze Recht, wo der aus einer Handlung entjtehende, dem 
Beichädigten befannt gewordene Schaden fo beichaffen ift, daß er 
ih auh in der Zukunft erneuert. VBorausgefett, daß die Fort- 
dauer der Ichädlichen Folgen für die Zukunft fid) erfennen ließen. 
(0.8. €, 38.19, ©. 19; R.D.9.6.€, Bd. 16, ©. 176.) 
Dies trifft aber hier zu. Deshalb ift die Klage mit Necht ab- 
gewielen. VI, 185/94 vom 1. Nov. 

185. Die Verjährung der rüdftändigen vertragsmäßigen 
Zinfen war burd) das vom DBellagten während laufender Ber- 
jährung einem Vertreter des Gläubigers, dem Rechtsanwalt R., 
gegenüber abgegebene Anerfenntniß ausgeichloffen. Auch wenn von 
rüdftändigen Zinfen nicht bejonders gejprochen wurde, begreift die 
Anerkennung der Gefammitforderung auch die rüdjtändigen Zinfen 
in ih, die damals nod) nicht verjährt waren. Kine beftimmte 
Summe braudte dabei nicht genannt zu werden, da über den Um- 
fang der Gefammtforderung fein Zweifel beftand. V, 153/94 
vom 7. Nov. 

186. Die Ehefrau eines Weichenftellers hat bei dem von ihr 
in Vertretung ihres Ehemannes verjehenen Nachtdienft den Verfchluß 
eines Wegübergangs vorgenommen und ift in Folge fchlechter Be: 
Ihaffenheit des dort angebradten Haspeljtänders von der mit 
großer Gewalt umiclagenden Kurbel auf die Stirn getroffen. 
Die Eifenbahngefellichaft it zur Entihädigung verurtheilt unter 
Zurücdweifung der Verjährungseinrede. Daß die Verlekung nicht 
beim Betriebe der Eifenbahn erfolgt ift, hat da8 Berufungs- 
gericht thatfächlich feftgeftellt und begründet. ‘Dann aber kommt 
8. 9, bj. 2 des Haftpflichtgefees nicht zur Anwendung. II, 
227/94 vom 16. Nov. 

187. Die Klage auf Erjat des Schadens wegen Beichädigung 
des Guts ift gegen die beflagte Speditionsfirma innerhalb des 
Jahres — 9. ©. 2. Art. 336 — erhoben. Die Klage gibt den 
Grund des Anspruchs, die Art des Schadens und feinen Betrag 
mit 1785 Mark 55 Bf. an, obwohl das Klageverlangen auf den 
Betrag von 300 Marf nebft Zinjen eingefhränft if. Die Be- 
fagte hat fofort im Wege der Widerklage Feititellung beantragt, 
daß dem Kläger ein Schadenserfaganiprudy nicht nur in Höhe 
von 300 Mark, fondern in Höhe von 1785 Markt 55 Pf. nid 
zuftehe. Danad) wurde durch die Klageerhebung innerhalb der 
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VBerjährungsfrift troß der Beichränkung auf Zahlung von 300 Mart 
der ganze Anfpruch zur richterlichen Konteftation gebradt. Die 
Verjährung ift wegen des ganzen Anjprudh& eingetreten, obwohl 
die Klage auf Zahlung der ganzen 1785 Mark 55 Pf. erft nad) 
Ablauf des Jahres erweitert it. 8.5TOA.LU.NR.IL 9 fteht nicht 
entgegen. In R. G. E, Bb. 10, ©. 28 lag diefe bejondere 
prozeffualifhe Sadlage nit vor. I, 298/94 vom 19. Dec. 
Bgl. Bd. IL, 457. 

188. Der Kläger hatte Grundftüce von dem Beklagten gekauft, 
parzellirt und den Beklagten veranlaft, den Parzellenkäufern auf- 
zulaffen und die auf die Parzellen einzutragenden Reftkaufgelder 
zu übernehmen. Mit der Behauptung, daß Bellagter durch diefe 
Meberweifung und dur die an ihn geleifteten Zahlungen mehr 
erhalten habe, al8 er vom Kläger zu fordern hatte, fordert er den 
Ueberfchuß zurüd wegen grundlojer Bereicherung. Das Berufungs- 
gericht will den Beflagten jomweit al8 bereichert nicht anjehen, als 
die ihm überwiefenen Kaufgelder nicht fiher und an Werth ihrem 
Nominalbetrage gleich feien. Aufgehoben, zurücverwiefen. Der 
Beklagte hat aus diefem Gefichtspunfte die Abweifung der Klage 
überhaupt nicht begehrt, die Sicherheit der für ihn eingetragenen 
Forderungen nicht bezweifelt. Die Sicherheit diejer Forderungen 
würde übrigens auch bei Erwägung der Trage, ob nur zahlunge- 
halber oder nicht vielmehr an Zahlungsftatt cedirt worden ift, von 
wejentlicher Bedeutung gewefen fein. III, 109/94 vom 6. Yult. 

189. Soweit Kläger nad) dem PVertrage, weldhen er mit 
den Parzellenkäufern gefchloffen hat, von diejen Zinfen zu fordern 
hat, während er dem Beklagten feine Zinfen zu zahlen hatte, find 
ihm auch bet der Beurteilung, ob Bellagter zu viel erhalten 
habe, die diefem mit abgetretenen Zinjen gut zu rechnen. III, 
109/94 vom 6. Juli. 

190. Unter den Parteien war wegen Anlaufes eines Grund- 
ftüds verhandelt, ein Kauf aber nicht zu Stande gelommen. Be- 
Hagter B. fordert von den Klägern ©. aud) die von ihm an den 
Unterhändler W. gezahlte Provifion zurüd; damit ift er abge- 
wiefen. Da nit den ©., fondern dem W. das Geld gezahlt 
worden, haften die Kläger nicht für deffen Rüczahlung, jondern 
Dellagter muß fich diejerhalb an W. Halten. ©. find weder bie 
Empfänger der 500 Mark, noch können fie als folche gelten, da 
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für fie feine Verpflichtung beftand, beim Nichtzuftandefommen des Rüdforderung 
Kaufvertrages dem W. für feine Vermittelung eine Provifion zu fe en 
zahlen. Ift der Kaufvertrag, für deffen Abjchluß die Provifion 

gezahlt werden follte, nicht zu Stande gefommen, jo fällt damit 

au, die in dem Kaufvertrage enthaltene Ermächtigung zur Zabh- 

lung der PBrovifion. V, 163/94 vom 24. Dit. 

191. Köm. Die Bellagten hatten von dem Kläger ein 
Gut gepaditet. Nachdem ihnen die Pachjtung wegen Unpünttlid- 
feit der Pachtzahlung zum Februar gekündigt ift, hat ein Anderer 
diejelbe übernommen. Die Beklagten haben Vergütung für Tief- 
pflügen, Dünger- und Iauchefahren beanfprudyt. Damit find fie 
abgewiefen, Revifion zurüdgewiejen. Nad dem Bachtvertrage 
fonnten fie Vergütung nicht fordern; auf nügliche Gefchäftsführung 
fonnten fie fich nicht berufen, weil fie jene Arbeiten in dem Glau- 
ben, in der Pachtung belaffen zu werden, für eigene Rechnung 
vorgenommen hatten. Eine Bereicherung lag nicht vor, weil der 
neue Pächter davon feinen Vortheil hatte. ‘Denn er hatte von 
der Zeit feines Aufzugs bis zur Beftellung der Sommerfaat Zeit 
genug, dieje Arbeiten felbft zu verrichten, und die Bejorgung mit 
feinen mitgebradhten Gejpannen und Arbeitskräften hätte ihm feine 
bejondern Koften verurfacdht. II, 261/94 vom 18./28. Dec. 

192. Wenn, wie feftgeftellt ift, Bellagter und Widerkläger Rüdforderung 
dem Borjchußverein gegenüber die Bürgichaft für eine Schuld des ut. 
D. unbedingt übernommen hat, jo begründete fein ®laube, die von 
D. dem Vorfchußverein eingehändigte Pfandbeftellung feiner Ehe- 
frau fei gültig, während die Urkunde gefäljcht war, einen Irrthum 
im Beweggrund, die condictio indebiti fteht nicht zu. Il, 138/94 
vom 6. Juli. 

193. Frankfurt. Die Vorinftanz läßt es bezüglich der Nüd- 
forderung bes in der irrthümlichen Annahme einer Schuld an ben 
Deflagten Gezahlten als entichuldbar gelten, wenn der erjt Ende 
December 1831 ald Nachfolger des Direktors D. in defien Stelle 
bei dem Heffifch-Rheinischen Bergbau-VBerein eingetretene B. unter 
Berüdfihtigung feiner Unbefanntfchaft mit den vielfach ver- 
fchlungenen bezüglichen Verhältniffen auf das Drängen des Be- 

Hagten fi) entichloß, der von feinem Stellenvorginger ausgeitell- 
ten Beicheinigung vom 17. Tebr. 1882 das Vertrauen zu fchenfen, 
8*r 
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Verjährungsfrift troß der Beichränkung auf Zahlung von 300 Darf 
der ganze Anfpruc zur richterlichen Konteftation gebracht. Die 
Verjährung ift wegen des ganzen Anfpruchs eingetreten, obwohl 
die Klage auf Zahlung der ganzen 1785 Mark 55 Pf. erft nad 
Ablauf des Jahres erweitert ift. 8.570 A.L.R. I, 9 fteht nicht 
entgegen. In R. ©. E., Bd. 10, ©. 28 Tag bdiefe befondere 
prozeffualifhe Sachlage nit vor. I, 298/94 vom 19. Der. 
Bol. Bd. II, 457. 

188. Der Kläger hatte Grundftüde von dem Bellagten gekauft, 
parzellirt und den Beklagten veranlaßt, den Parzellenfäufern auf- 
zulaffen und die auf die Parzellen einzutragenden Reftlaufgelder 
zu übernehmen. Mit der Behauptung, daß Bellagter durch diefe 
Ueberweifung und dur die an ihn geleifteten Zahlungen mehr 
erhalten habe, al8 er vom Kläger zu fordern Hatte, fordert er den 
Veberfhuß zurüd wegen grundlofer Bereicherung. ‘Das Berufungs- 
gericht will den Beklagten joweit al8 bereichert nicht anjehen, als 
die ihm überwiejenen Kaufgelder nicht fiher und an Werth ihrem 
Nominalbetrage gleich feien. Aufgehoben, zurücverwielen. ‘Der 
Beklagte hat aus diefem Gefichtspunfte die Abweifung der Klage 
überhaupt nicht begehrt, die Sicherheit der für ihn eingetragenen 
Forderungen nicht bezweifelt. ‘Die Sicherheit diejer Forderungen 
würde übrigens auch bei Erwägung der Trage, ob nur zahlungs- 
halber oder nicht vielmehr an Zahlungejtatt cedirt worden ift, von 
wefentlicher Bedeutung gewefen fein. III, 109/94 vom 6. Juli. 

189. Soweit Kläger nad) dem Vertrage, welden er mit 
den Barzellenkäufern gefchloffen Hat, von diejen Zinfen zu fordern 
hat, während er dem Beklagten Feine Zinjen zu zahlen hatte, find 
ihm aud bei der Beurtheilung, ob Bellagter zu viel erhalten 
habe, die diefem mit abgetretenen Zinjen gut zu rechnen. III, 
109/94 vom 6. Suli. 

1%. Unter den Parteien war wegen Anlaufes eines Grund- 
jtüds verhandelt, ein Kauf aber nicht zu Stande gelommen. Be- 
Hagter DB. fordert von den Klägern S. aud) die von ihm an ben 
Unterhändler W. gezahlte Provifion zurüd; damit ift er abge- 
wiefen. Da nit den ©., fondern dem W. das Geld gezahlt 
worden, haften die Kläger nicht für deffen Rüdzahlung, fondern 
DBellagter muß fich diejerhalb an W. Halten. ©. find weder die 
Empfänger der 500 Mark, nod künnen fie als folche gelten, ba 
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für fie feine Verpflichtung beftand, beim Nichtzuftandelommen des Rüdforderung 
Kaufvertrages dem W. für feine Vermittelung eine Provifion zuge un, 
zahlen. Sit der Kaufvertrag, für deifen Abichluß die Provifion 
gezahlt werden follte, nicht zu Stande gefommen, fo fällt damit _ 
aud) die in dem Kaufvertrage enthaltene Ermächtigung zur Zabh- 
lung der Provifion. V, 163/94 vom 24. Dft. 

191. Köln. Die Beklagten hatten von dem Kläger ein 
Gut gepacdhtet. Nachdem ihnen bie Pachtung wegen Unpünttlich- 
feit der Pacdıtzahlung zum Februar gekündigt ift, hat ein Anderer 
diejelbe übernommen. Die Beklagten haben Vergütung für Zief- 
pflügen, Dünger- und Jauchefahren beanfprudt. Damit find fie 
abgewiefen, Revifion zurücgewiefen. Nach dem Pacdhtvertrage 
fonnten fie Vergütung nicht fordern; auf nügliche Gefchäftsführung 
fonnten fie fich nicht berufen, weil fie jene Arbeiten in dem Glau- 
ben, in der Padtung belaffen zu werben, für eigene Rechnung 
vorgenommen hatten. Eine Bereicherung lag nicht vor, weil der 
neue Pächter davon feinen Vortheil hatte. Denn er hatte von 
der Zeit feines Aufzugs bis zur Beftellung der Sommerfaat Zeit 
genug, diefe Arbeiten felbft zu verrichten, und die Belorgung mit 
feinen mitgebradhten Gefpannen und Arbeitskräften hätte ihm Feine 
befondern Koften verurfadht. II, 261/94 vom 18./28. Dec. 

192. Wenn, wie feftgeftellt ift, Beklagter und Widerfläger Rüdforderung 
dem Vorfchußverein gegenüber die Bürgichaft für eine Schuld des u. 
D. unbedingt übernommen hat, fo begründete fein Glaube, die von 
D. dem Vorfchußverein eingehändigte Pfandbeitellung feiner Ehe- 
frau fei gültig, während die Urkunde gefälfcht war, einen Irrthum 
im Beweggrund, die condictio indebiti fteht nicht zu. Il, 138/94 
vom 6. Yuli. 

193. Frankfurt. Die Vorinftanz läßt e& bezüglich der Rüd- 
forderung des in der irrthümlichen Annahme einer Schuld an den 
Beklagten Gezahlten ale entjchuldbar gelten, wenn der erft Ende 
December 1831 ald Nachfolger des Direktors D. in deffen Stelle 
bei dem Heffifch-NRheinischen Bergbau-Berein eingetretene B. unter 
DBerüdfichtigung feiner Unbelanntfhaft mit den vielfach ver- 
fchlungenen bezüglichen Verhältniffen auf das Drängen des Bes 
Hagten fich entfchloß, der von feinem Stellenvorgänger ausgeitell- 
ten Beicheinigung vom 17. Febr. 1882 das Vertrauen zu fchenfen, 
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Rüdforderung daß fie richtig fe. Diefe auf der Würdigung des einjchlagenden 
ur, Sachverhalts beruhende Annahme der Entjculdbnrfeit enthält 

feinen Nechtöverftoß. III, 191/94 vom 23. Nov. 
Rüdforderung 194. Auf dem gemeinjhaftlihen Schmiedegrundftüd, an 
lan welchem die Flagenden Wirthe betheiligt find, ift auf Grund eines 
Meehrheitsbeichluffes der Betheiligten im 9. 1891 eine neue 
Schmiede erbaut. Der beklagte Gemeindevorfteher hat die auf 
die Kläger repartirten Beiträge zu den Baufoften irrthümlicher 
Weije in dem für bdiefes Privatrechtsverhäftnig unzuläffigen Ver- 
waltungszwangsverfahren beitreiben laffen. Damit hat er feine 
Anntspflicht überjchritten. Kläger würden deshalb nad $. 207 
AU.R. 1, 16 und 8. 35, 1, 3 zurüdfordern fünnen. Allein 
der Beklagte hat eingewendet, daß der Neubau der Schmiede 
im Oftober und December 1890 in Berfammlungen der Mit- 
eigenthümer bee Schmiedegrundjtüds, zu denen dieje fämmtlid in 
ortsüblicher Weife eingeladen worden, auf der Grundlage eines 
Koftenanjchlages von 900 Mark mit Stimmenmehrheit bejchlojfen 
und dementjprechend ausgeführt fer, daß von den Baufoften bie 
den Eigenthumsantheilen der Kläger entiprechenden Beträge auf 
diefe vepartirt jeien und daß er zur Dedung diejer rechtmäßigen 
Schuld der Kläger die von ihnen eingezogenen Beträge verwendet 
habe. Der Beklagte will aljo keineswegs aus feiner unerlaubten 
Handlung einen Vortheil für fic) geltend maden, fondern nur 
feine aus diefer Handlung fich ergebende Erftattungsverpflichtung 
auf Grund des jelbjtändigen Nechtstitels der nüglichen Verwendung 
befeitigen. Diejer Vertheidigung fteht rechtlich nichts im Wege. 

IV, 217/94 vom 15. Oft. 

Nützliche 195. Im Fall 739. Die Uebertragung des Pfarramtes an 
ee den Beklagten durch den Fürftbiichof, fowie die Uebernahme und 
Ausübung diejes Amtes durch den Bellagten war nad) den dort 
angeführten Gejeßen verboten und mit Strafe bedroht, jomit eine 
unerlaubte Handlung, aus welcher gemäß 8. 35, L,3U.UN. 
der Handelnde zwar Verbindlichfeiten, aber feine Rechte überfommt. 
Die Befugniß des Klägers, jein Pfarramt weiter auszuüben, die 
fämmtlichen geiftlichen Amtshandlungen zu verrichten und die da- 
mit verbundenen Einfünfte zu beziehen, wurde durd) jene Maß- 
regel nicht geändert oder aufgehoben. DBeflagter hat daher, wenn- 
gleich) er auf Grund de ihm ertheilten Firchlichen Auftrages eigene 
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Gefchäfte zu führen beabfichtigte, in Wirklichkeit nur die des Klägers 
und zwar in widerrechtlicher Abficht geführt. Die actio negotiorum 
gestorum findet nah L. 3, 8.3, L.5, 8.3, D.3, 5 aud) gegen 
denjenigen ftatt, welcher widerrecdhtlid) über fremdes Vermögen zu 
feinem eigenen WVortheil verfügt Hat; dieje auf den Principien 
des gemeinen Rechts beruhenden Beftimmungen finden im Wejent- 
fihen auch im Gebiete des Allgemeinen Landrechts Anwendung, 
wie fi aus der Vorfchrift des $. 35, I, 3 mit zwingender Noth- 
wenbdigfeit ergibt. IV, 50/94 vom 9. Yuli. Dgl. 219. 

196. Im Fall 221. Es könnte in Trage fommen, ob nicht 
die behauptete Gefchäftsführung ohne Auftrag doc infofern zur 
Begründung der Klage geeignet fei, al8 daraus gejchloffen werden 
fönnte, daß die in Veranlaffung der Bauten bingegebenen Gelder 
zur Beitreitung der dem Beklagten durch diejelben entftehenden 
Auslagen beftimmt gewejen feien. Das Berufungsgericht ftellt 
aber thatfächlich feft, daß eine Geichäftsführung ohne Auftrag nicht 
erwiejen fei. Kläger war hierfür bemeispflidhtig. Db fih im 
einzelnen Fall ein folder Beweis aus den Umftänden ergibt, ift 
Uörage der Beweiswürdigung. VI, 160/94 vom 15. Oft. 

197. Eine Hüffeleiftung in Seenoth im Sinne 9. ©. 2. 
142 lag vor. Dazu genügt die Thatjache, daß der “Dampfer 
„Srmeland” Nothfignale gab, weil er in Folge Bruches eines 
Kreuzfopfbolzens, Berftend des Niederdrudchlinders und Zer- 
Ipringen des dazu gehörigen Dedeld mandvrirunfähig geworden 
if. Auch war ftürmisches Wetter, und der ‚„Ermeland’ befand 
fih in einer ihm unmittelbar drohenden Gefahr, alfo in Seenoth. 
Der der beflagten Rhederei gehörende Dampfer „Die, welcder 
ale Schleppdampfer oder al8 Bergedampfer bezeichnet wird, ver- 
fieß den Swinemünder Hafen, um dem „Ermeland” Hülfe anzu» 
bieten. Das wurde angenommen, und „Die“ hat den „Ermeland‘ 
nad) dem Hafen bugfirt. Demnächft hat der Kapitän des legtern 
10000 Marf al8 Bergungsfumme zu zahlen verfproden; die 
10000 Marf find aud) nad) erhobener Klage der beklagten Nhederei 
vergleichöweife gezahlt. I, 286/94 vom 12. Dec. Bgl. 491. 

198. Im Fall 364. Die Beklagte hat durd die Auflaffung 
direft einen Erwerb aus dem Vermögen des Erblaffers der Kläger 
gemadht. Gegenftand diefes Ermwerbes ift das mit dem Eigen- 
thum des Grundftüds verbunden gewejene Recht, über das Amorti- 
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fationsguthaben gemäß SS. 13 und 14 bes Regulativs von 1866 
zu verfügen. Ift mit dem erften Richter anzımnehmen, daß 
der DBertragsmwille der Parteien bei Abfchluß des Kaufvertrags 
dahin gegangen ei, daß das Guthaben am Amortijationsfonds 
nicht mit übertragen werden follte, jo hatte auch die Bellagte 
dem Derfäufer gegenüber dur die Gejfion feinen Anfprud 
auf denjelben erworben, das Recht auf denjelben gegenüber der 
Landichaft ift alfo sine causa auf fie übergegangen; und hat 
fie ihrem Cedenten dafür Fein befonderes Aequivalent geleiftet, jo 
ift fie ohne Rechtsgrund zum Nachtheil der Kläger bereichert. 
Diefen fteht alfo gegen die Bellagte ein Anfpruch aus der nüß- 
lichen Verwendung AL. R. I, 13, 8. 262 fg. zu. Das Reidjs- 


gericht Hat die Klagabweijung aufgehoben, zurücdverwiejen. V, 


63/94 vom 30. Juni. 

199. Im Fall 297 Hatte Klägerin aud, behauptet, N. habe 
alle gelieferten Waaren in dad Gut verwendet, wie bei den Sü- 
mereien, der Slleie, den Düngerarten ohne weiteres erhelle; bie 
eingenommenen Gelder habe er in die Gutöfaffe vereinnahmt und 
in da® Gut verwendet. Die Vorinftanzen haben die Klage aus 


diefem Nechtsgrunde abgewiefen, weil die wirflide Verwendung 


dur Angabe der Art, wie fie gejchehen, näher darzulegen ge- 
wejen wäre. Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen, 
weil der Richter die Fragepflicht hätte ausüben jollen. Wecberdies 
enthielt bereits die Klagerechnung die Angabe, 5000 Mark ent: 
nommene baare Gelder fjeien zur Berichtigung von Steuern ver- 
wendet. IV, 97/94 vom 24. Sept. 

200. Den Klägern ift Schadenderfag wegen vermeigerter 
Baugenehmigung zugeiprocden. ‘Diefelbe ift nach dem Neinertrag 
berechnet, welchen die zu erbauenden Häufer aus der Miethe ab» 
geworfen haben würden. ‘Dazu mußten das Baufapital und deffen 
von den Roherträgen abzuziehende Zinjen ermittelt werden. ALS 
Theil des Baulapitals durfte das übliche Honorar für die Bau- 
leitung in Anrechnung gebracht werben, wenn auc) die Bauleitung 
dem Baumeifter &., einem der beiden Kläger, übertragen wäre. 
V, 35/94 vom 16. Juni. 

201. Die Bergmwerlögefellihaft ift zur Entjchädigung ver- 
urtheilt, weil in olge der noch nicht abgeichlojfenen Boden» 
bewegung, wie fie durch den Bergwerfsbetrieb verurjacht wird, 
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die Düngergrube auf dem Gehöfte des Klägers fo undicht ge- Intereffe und 
worden ift, daß fie die flüffigen Beftandtheile de8 Düngers nicht Sg 
mehr feitzuhalten vermag und deshalb völlig unbrauchbar geworden 

fei._&8 fei deshalb die Anlegung eines eifernen Baifins erforder- 

fih. Danad ift die Höhe des Schadenserfages bemeffen; Revifion 
zurüdgewiefen. Nictig ift, daß der Kläger die Wiederherftellung 

des früheren Zuftandes, fomit aud den Erjat der hierfür auf- 
zuwendenden SKoften nur infoweit fordern kann, als diefe Kojten 

zu der Entwerthung des Grundjtüde in einem angemeffenen Ber- 

hältniß ftehen. Aber in Betracht kommt dabei die Entwerthung 

des ganzen beichädigten Befigthums, nicht der Düngergrube allein. 

Nur genügt der beichädigte Grundeigenthümer feiner Beweispflicht, 

wenn er nachweift, daß der von ihm angegebene Koftenaufwand zur 
Wiederherftellung des früheren Zuftandes nothwendig fei. Ein be- 

fonderer Beweis, daß dieje Koften zur Entwerthung des ganzen 
Befisthums in einem angemefjenen Verhäftniffe ftünden, kann von 

ihm nicht gefordert werden. V, 588/93 vom 16. Juni 94. 

202. Wenn auch anzunehmen fein mag, daß der Beichädigte 
in erfter Reihe vom Beihädiger nur Wiederherftellung bes früheren 
Zuftandes fordern dürfe: fo wandelt fi diefer Anfprud durch 
die Weigerung oder die Zögerung des Befchädigere doch in eine 
Intereffeforderung, deren Zahlung er fofort fordern kann, ohne 
Rüdjicht darauf, ob die Reparatur ausgeführt ift, oder nicht. Wie 
der Beichädigte die Entfchädigungsjumme verwenden will, ob er 
die Reparatur ausführen, oder ob er fi mit dem Gelde anderweit 
Erfat jchaffen, oder e8 als Kapital anlegen will, unterliegt allein 
feinem Ermefjen. V, 588/93 vom 16. Juni 94. 

203. Der Kläger hatte dem beflagten Direltor des Ham- 
burger Stadttheaters die von ihm fomponirte Dper „Der Schag 
des Rampfinit” zur Aufführung an jenem Theater eingereicht. 
Nachdem fi Kläger auf Wunsch bes DBeflagten zu einer Um- 
arbeitung des ZTertes und der Mufif bereit erklärt hatte, erklärte - 
der Bellagte, daß er die Oper zur Aufführung am Hamburger 
Stadttheater angenommen habe. Er hat aber die Aufführung 
abgelehnt. Kläger fordert Erfat feiner dur die Umarbeitung 
erwachjenen Auslagen und eine Vergütung für fruchtlos aufge- 
wendete Mühe und Zeit. Bellagter ift verurtheilt; über die Höhe 
bes Schadens foll Kläger den Schägungseid leiften. Revifion 
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Intereffe und zurücgewiejen. Wegen Verzugs des Schuldners konnte Släger 


Schadens» 


erfat. 


das Iutereffe ftatt der Erfüllung fordern, weil er, wie das Be- 
rufungsgeriht ohne NRecdhtsirrthum feftftellt, das Intereffe an der 
Erfüllung verloren Hatte. Da Kläger feine Arbeitskraft in den 
Dienft des Vertragsunternehmens geftellt hat, jo fannn er Schadens: 
erfat fordern, bdeifen Höhe nad) $. 260 feitzuftellen war. VI, 
92/94 vom 21. Iuni. Bol. 84. 

204. Im Tall 84 konnte mit dem Anfprudh auf Erfüllung 
ein eventueller Geldaniprud nur aus dem Gefichtspunft des Inter- 
effe begründet werden. Nachdem Bellagte behauptet hatte, daß 
der belaftete Grundjtüdstheil nur 200 Mark werth fei, war der 
Berufungsrichter verpflichtet, den Kläger zu einer fpeziellen Be- 
gründung feiner Intereffeforderung anzuhalten. Nun fällt nicht 
der Betrag aller Aufwendungen, die erforderlich find, damit das 
Ihädigende Ereigniß nicht eintritt, unter das Intereffe. Mit Geltend- 
madhung des Intereffes wird Ausgleihung für den Schaden oder 
Gewinnverfuft gefordert, der entfteht, wenn jenes Ereigniß nicht 
zu vermeiden tft. Der äußerjte befteht aber darin, daß dem für die 
Hppothefen nicht perjönlich verpflichteten Kläger das Grundftüd 
durd) Zmangsverfteigerung entzogen wird. V, 54/94 vom 27. Juni. 

205. Kläger war zu einem Viertel Eigenthümer einer Parzelle, 
welche er mit den anderen Miteigenthümern nad) einem zwifchen 
ihnen gejchloffenen Bertrage dazu beftimmt hatte, daß fie al& eine 
offene Straße liegen bleiben und eine Verbindungsftraße zwijchen 
zwei bejtimmten Straßen abgeben, aud) zum Dienfte der an diejer 
Straße zu erridtenden Gebäude und deren Bewohner dienen jolle. 
Sie haben die Parzelle im I. 1872 der beflagten Stadtgemeinde 
zur unentgeltlichen Abtretung gegen die Verpflichtung angeboten, 
den Weg in dem Jahre auszubauen. Die Stadtgemeinde hat die 
Dfferte angenommen, aber bie Straße in dem Jahre nicht aus- 
gebaut. Die anderen Miteigenthümer, nicht aber der Kläger, 
haben ihr MiteigenthHum der Stadt aufgelaffen. Kläger behauptet, 
er und feine Mitbefiger haben felbftändig und auf eigene Koften 
die Straße ausgebaut, fie gepflaftert jorwie mit Straßenrinnen und 
Sasröhren verfehen, und feien bi8 zum Juli 1878 im ruhigen 
und ungeftörten Befige der Straße geblieben. Da habe fi die 
Beklagte gewaltfam in den Befit derfelben gefett und die au» 
geführten Anlagen wegnehmen und fortfchaffen Laffen. Kläger Tann 
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feine Entihädigung für feinen von der DBellagten zur Straße Intereffe und 
verwendeten Zerrainantheil fordern, da er nad) dem mit der Be- Erg 
Hagten gefchloffenen Vertrage zu bdeffen unentgeltlicher Abtretung 
verpflichtet if. Dafür muß aber die Beklagte den Kläger ent- 
Ihädigen, daß fie die von ihr übernommene Gegenleiftung inner- 

halb der Frift nicht gewährt hat. - AL. R. I, 5, SS. 285 ff. — 

Den ihm erwachfenen Schaden findet Kläger darin, daß er Auf- 
wenbdungen gemadt hat, welche nicht erforderlich waren, wenn Be- 

Hagte ihrer Verpflichtung rechtzeitig genügt hätte. Zur Erörterung 

darüber, ob bem Kläger durdy die Säummiß der Bellagten nad) 

diefer Richtung ein Schaden erwacjjen, wurde die Sache unter 
entiprechender Aufhebung der Klagabweilung an da8 Berufungs- 

gericht zurüdverwiefen. V, 90/94 vom 14. Juli. 

206. G©.R. Im Fall 547. Das gelieferte Wachs war mit 
Baraffin vermifcht; Verkäufer ift zum Schadenserjaß verurtheilt. 
Revifion zurüdgewielen; denn mit feiner Garantie („reiner Bienen- 
wachs‘) Hat Verkäufer Erjat des Intereffe verfprocden, jodaß es 
unerheblich ift, ob ihn ein Verjchulden trifft. III, 132/94 vom 
28. Sept. 

207. Im Fall 322 war am 25. April die Frift, binnen 
welcher Beflagter den Kaufvertrag abzufchließen fich verpflichtet 
hatte, längft verftrichen. Da feine Weigerung aud) unberechtigt 
war, war Kläger zum NRüdtritt vom PVertrage und zum Anfpruc 
auf Erjat des ihm aus der unberedhtigten Nichterfüllung des Ver- 
trags entftandenen Schadens beredtigt. V, 127/94 vom 13. Dft. 
Bol. 355. 

208. Im Fall 489. Wenn der Kläger das befeitigte Bier 
dadurch ganz oder theilweife erjett hat, daß er fpäter durd) 
dünneres Einbrauen Weberjchußbottiche erzielt hat, fo fan das 
auf feine Pfliht, den Werth des befeitigten DBiers zu erfeßen, 
feinerlei Einfluß üben. Denn der Kläger hat das befeitigte Bier 
nit aus feinen Mitteln, fondern durch die ihm nicht gejtattete 
Manipulation des dünneren Einbrauens aus dem DVBermögen der 
GSejellichaft erjett. I, 252/94 vom 17. Nov. 

209. Im Fall 262 hatte die Klägerin das höher bemerthete 
Pferd von dem, weldyer e8 in der Zmwangsverfteigerung erftanden 
hat, für 100 Marf zurüderworben. ‘Danadj befteht zwijchen dem 
Zuftande, wie er zur Zeit der Pfändung war und wie er jebt ift, 
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Intereffe und nur noch der Unterichied, daß damals die Klägerin die 100 Darf 


Schadens 
erfaß. 


noch hatte, die fie jet in Folge des Wiedererwerbs des Pferbes 
nicht mehr befitt, und auf die Ausgleichung diejes Unterjciedes 
durh Zahlung von 100 Mark geht deshalb die Schadenserfat- 
verbindlichkeit des Beklagten. IV, 146/94 vom 19. Nov. Bgl. 417. 

210. Im Fall Bd. XV, 457 hatten die früheren DMünbel 
gegen ben Gegenvormund nur auf einen Theilbetrag von 1600 Dtarf 
geklagt. Derjelbe ift jet zur Zahlung des Neitbetrags des Aus- 
falls in Höhe von 15471 Mark 12 Pf. fammt Zinjen verurtheilt, 
Nevifion zurüdgewiefen. Daß der Mutter ein, aber nicht bes 
ftimmter ideeller Antheil an den ausgeliehenen Geldern zuftand, 
war gegen die volle Erfaßpflicht nicht enticheidend. Denn den 
Rindern ftand das Miteigentfum an dem ganzen gütergemein- 
Ihaftlichen Kapitale zu, und zwar bis zu dem Zeitpunfte der 
Aufhebung der Gemeinfchaft, die fich in Folge des Zodes ber 
Mutter dadurch vollzogen hat, daß die Kinder als die Erben ber 
Mutter das AlleineigentHum an dem Kapitale erworben haben. 
E83 Hat fonad) das Miteigenthum der Kinder an dem ganzen 
Rapitale den Gegenftand der vormundichaftlihden Verwaltung ge- 
bildet, jodaß die Vormünder für die den Gefeken entfprechende 
Anlegung des ganzen Kapitals verantwortlich waren. Wenn ber 
Beflagte aud für die Wiedereinziehung und anderweite fichere 
Anlegung des Kapitald Sorge getragen hätte, würde den Klägern 
bei dem Tode der Mutter als deren Erben das Kapital ungelürzt 
zugefallen fein. Sie find aljo um den Betrag bed ganzen Aus- 
falles mittelbar gefchädigt. ‘Der Gegenvormund haftet aber aud) 
für den mittelbaren Schaden. Der eigene Wille der Deutter der 
Kläger kann nicht in Frage treten; die Mutter war zur einfeitigen 
Anlegung des Kapitald nicht befugt und ihre Verfügungen in’ 
diefer Hinficht waren daher vedhtsunwirffam. IV, 142/94 vom 
15. Nov. 

211. Im Fall 637 hätte Klägerin e8 nicht auf einen Prozeß 
anlommen lafjen, fondern ihrer Verpflichtung fofort entipredyen 
folfen. Der burh den Verzug erwacdjene Schaden, db. i. bie 
durch das Urtheil ausgefprocdhene Verpflidtung zur Zahlung von 
Zinfen im Betrage von 83 Marf 34 Pf. und eines Koftenbetrages 
von 531 Mark 30 Pf., fällt fomit der Kaffe zur Laft. Infor 
weit erjcheint daher die Abweifung der Klage und bemgemäß die 
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Zurüdweilung ber Berufung geredtfertigt.. VI, 244/94 vom Intereffe und 
29. Nov. a 

212. Im Fall 344 war die BVerurtheilung der Bellagten 
zum Crjat des Minderwerths damit nicht zu begründen, daß 
niht ausgefchloffen gemwejen jei, der mitbeflagte Schuldner, 
welcher fich in Ichlechten Vermögensverhäftniffen befand und außer 
Stande erklärt hätte, feine Schuld, für welche demnächit die werth- 
foje Hypothel gegeben war, zu bezahlen, würde, wenn Klägerin 
die Hypothek nicht angenommen hätte, nicht dennoch Wege gefunden 
haben, die Mittel zu beichaffen, um der Klägerin die 21000 Mearf 
zu zahlen. Denn die bloße Möglichkeit, daß die Klägerin durd) 
den Betrug geichädigt fei, genügt nicht zur Begründung des Erjat- 
aniprudyg. VI, 251/94 vom 13. Dec. 

213. Bol. Bd. V, 304; Bd. XIV, 184; Bd. XVII, 175; Zinfen. 
UÜUR.]L, 16, 8.66: Wer aus einer unerlaubten Handlung zur 
Entihädigung verpflichtet ift, muß den nad) Gelde feitgefesten 
Betrag deffelben von dem Tage des ergangenen Urtheild an ver- 
zinfen. Darunter ift das erjte die Entihädigung in Gelde feft- 
jegende Urtheil, nicht die vechtsfräftige Verurtheilung zu verftehen 
(wie in I, 7, 8.231; I, 11, 8. 821; I, 11, $. 1079 befonders . 
und abweichend beftimmt ift). BL. V, 209/93 vom 4. Juni 94. 

214. Im Fall 156. Seit 16. Sept. 1885 ift die Klägerin 

wieder verheirathet und lebt in getrennten Gütern. Dem Ehe- 
mann würden aljo Kraft feines gejetlichen Nießbraudredhts — 
AL.NR. I, 1, 8$. 210, 231 — die Zinfen zuftehen, welcde die 
Ehefrau von dem bei dem Tode ihres erjten Chemannes rüd- 
jtändigen 75000 Mark für fi fordert. Allein die Ehefrau hat 
in der notariellen Duittungsverhandlung vom 30. Oft. 1889 id 
den Anjprucd auf ftreitige 5 Proz. Zinjen der damals quittirten 
4500 Mark auf die Zeit vom 1. Iuli 1885 bis zum 30. Oft. 
1889 ausdrüdlich vorbehalten und der Ehemann hat dies genech- 
migt. Der Bellagte, dem gegenüber Vorbehalt und Genehmigung 
erklärt find, ift daher nicht berechtigt, die Legitimation der Klägerin 
zu beftreiten, erjcheint vielmehr zur Zahlung von 5 Proz. Zinfen 
von 4500 Mark auf die Zeit vom 1. Ian. 1887 bis 1. Oft. 1889 
— Spätere Zinfen find nicht eingeflagte — mit 618 Marl 
75 Pf. an die Klägerin verpflichtet. V, 244/94 vom 3./10. Nov. 
Bol. 654. 


Alımente. 
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215. Der VBormund Hagt gegen den väterlichen Großvater 
feiner drei Miündel, deren Vater nad) Amerifa abgegangen ift, auf 
Alimente. Das Berufungsgericht hat erwogen, daß weder die im 
jugendlichften Xebensalter ftehenden Kinder noch deren Eitern Ber- 
mögen befiten, daß deren Mutter nicht in der Yage ift, durd) 
eigene Xhätigfeit etwas Namhaftes zu erwerben; daß bei der 
Bemeffung der Alimente nicht bloß der Stand zu berüdfichtigen 
ift, welchen der Vater hatte, als er nad) Amerifa ging, fondern aud) 
der Stand ded Beklagten, eines Schiffsfapitäng zu Hamburg; 
daß andererfeits vorläufig 1200 Mark für das Iahr genügen, 
aud) wenn das jährliche Einfomnten des Beklagten bi8 20000 Marf 
anfteigt, da derjelbe nicht einen beftimmten Qcheil feines Cin- 
fommens herzugeben hat; daß, wenn die Mutter die Kinder jelbft 
abwartet, fie damit eine Pflicht erfüllt, und daf die Koften, welche 
die Abwartung durch fremde Hülfe verurjachen würde, nicht in 
Betracht zu ziehen feien, daß endlich der mütterliche Großvater 
jährlid 600 Mark zahlt, und daß anzunehmen ift, er werde aud) 
diefen Betrag fortzahlen. Danad) ift der Beklagte zur Zahlung 
von jährlich G0O Marf verurtheilt; Revifion beider Theile zurüd- 
gewiefen. VI, 169/94 vom 27. Sept. 

216. Die Unterhaltsrente, welche hier die Ehefrau von dem 
Chemann forderte, fann, wenn fi) die Verhältniffe ändern, aud) 
ac vechtsfräftigem Urtheil erhöht werden; Code 209 fpricht zwar 
ausdrücklich nur von der Entlaftung des Verpflichteten und von 
der Verminderung der Rente; das jchließt aber die Erhöhung bei 
einer Veränderung der Umftände nad) entgegengejegter Richtung 
nicht aus. Die Zuläffigfeit der Erhöhung ergab fi) aber au 
aus dem prozefjualen Grunde, daß das frühere Urtheil in dem 
Verfahren Über eine einftweilige Verfügung ergangen war. Soweit 
die zur Zeit des Erlaffes diefer Verfügung vorhandenen Umstände 
fih geändert hatten, ift der Erlaß einer neuen Berfigung auf 
Grund der veränderten Umftände gerechtfertigt. ALS Umftände, 
welche die Erhöhung der Rente von 1500 Marf auf 3000 Marf 
für den Monat rvechtfertigte, waren hier anerkannt da8 SHeran- 
wachen der bei der Klägerin fich aufhaltenden Kinder der Parteien, 
und die Vermehrung des Vermögens des Beflagten. Revifion des 
Beklagten zurücdgewiefen. II, 188/94 vom 16. Oft. 

217. Der Kläger, weldjer in der Che mit der Beklagten 
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Kinder nicht erzielt hatte, Hat einen im Ehebrud erzeugten Knaben 
mit deren Zuftimmung legitimirt, nachdem der von ihm erklärten 
Arrogation die gerichtliche Beftätigung verfagt war. Demnädhit 
wurde wegen eines Sittlichfeitöverbrechend des Klägers die Che 
geichieden. Nun Elagt der geichiedene Ehemann für fih und als 
Vertreter feines Sohnes auf Alimentation defjelben durch die Be- 
Elagte. Die Klage ift abgewiejen, Revifion zurücgewiefen. In 
den Arrogationsverhandlungen hatte zwar die Beklagte der außer- 
ehelichen Mutter des Knaben gegenüber erklärt, daß fie fi) ver- 
pflichte, das Kind wie ein eigenes Leibliches Kind zu halten und 
zu pflegen. SIndellen war diefe in den vorbereitenden Verhand- 
[ungen abgegebene Erflärung mit Verjagung der Betätigung der 
Arrogation Hinfällig geworden. Bor erfolgter Legitimation hatte 
die Beklagte unter Beftätigung entiprechender Angaben ihres 
Mannes erflärt: Einen Erbvertrag künne fie aus Yamilienrüd- 
fihten nicht abichließen, aber fie übernehme die Verpflichtung, 
für ftandesgemäße Erziehung des Kindes zu forgen, im Yalle fie 
ihren Mann überleben follte, und fie behalte fi vor, das Kind 
mit cinem L2egate von 3000 Mark zu bedenken. ‘Das hat ber 
Bormund des Kindes acceptirt. Das Berufungsgericht hat ohne 
NRechtsirrthum erwogen: Die Bereitwilligfeit der Bellagten, dem 
Kläger die Beftreitung der Alimentation aus dem Ertrage ihres 
Vermögens zu gejtatten, wie die übernommene bejondere Wür- 
jorgepflicht hätten zur Vorausfegung und Bedingung gehabt den 
Beitand der Ehe bis zum Tode eines der Gatten. VI, 220/94 
vom 22. Nov. 

218. Klägerin hat dem Beklagten in den Jahren 1875 bie 
1877 mehrere Forderungen behufs DBeitreibung abgetreten. Rad 
ihrer Behauptung hat Bellagter einen Theil der cedirten orde- 
rungen beigetrieben, der Klägerin aber feine Auskunft über feine 
Thätigkeit gegeben. Beflagter ift beshalb zur Nechnungslegung 
und Herauszahlung der eingezogenen Beträge verurtheilt; feine 
Kevifion ift zurücgewiejen. Da dem Beklagten lediglid die Be- 
jorgung von Geichäften der Klägerin, nicht zugleich die Erhaltung 
und Aufbewahrung von Sadjen derjelben übertragen war, jo war 
Bellagter nicht Verwalter, fondern nur Bevollmädtigter — UL.R. 
I, 14, 8. 109 —, beshalb $. 158 (Unzuläffigfeit des Anfpruche 
nad) fünf Iahren) nicht anwendbar. Da Klägerin eine genaue 


Alimente. 
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und überfichtliche Kenntniß von der Geichäftsführung des Be- 
Hagten nur nad) Vorlegung der gegen die Schuldner erwirkten 
Urtheile, der mit ihnen getroffenen Abmadjungen oder der Protos 
folle über erfolgte Zmwangsvollitredungen gewinnen kann, fo er 
achtet das Berufungsgericht eine fürmliche Rechnungslegung für 
erforderlich — 8.61 A... R. IL, 13 — und verwirft den Ein- 
wand des Beklagten, daß er der Klägerin bereitS NRechenichaft ab- 
gelegt und was er eingezogen abgeliefert habe, jowie daß ihm die 
Erfüllung dadurh unmöglicdy gemacht fei, daß Klägerin die ihr 
don dem Beklagten zurücgegebenen Papiere über die cedirten 
Poften nicht wieder ausliefere, ald zu allgemein. Revifion zurüd- 
gewielen. IV, 79/94 vom 21. Juni. 

219. Im Fall 195 hatte der Beklagte Amtshandlungen in 
der Parodie Keltich vorgenommen und für einzelne derfelben 
Stolgebühren vereinnahmt, aud im %. 1886 einen Kollenden- 
umgang gehalten; die Kircchenbejucher haben bei den Opfergängen 
zu Weihnachten, Oftern, Pfingften und am Kirchweihfeite Geld 
in den Opferfaften gelegt. Der Beklagte ift dieferhalb dem Kläger 
zur Rechnungslegung verurtheilt; denn die Ausübung eines fremden 
Amtes muß ebenjo beurtheilt werden, wie die Verwaltung einer 
fremden Sade. 8. 434, II, 11 A. 8. R. bezieht fi) auf den 
anderen Fall, daß ein orbnungsmäßig berufener Pfarrer einer an- 
deren Parodie über die Grenzen feines Sprengels hinaus eine oder 
einzelne kirchliche Handlungen vornimmt. IV, 50/94 vom 9. Yuli. 

220. Wenn Kläger die vom Bellagten, welcher für ihn eine 
Berwaltung geführt hat, aufgeftellten Kontofurrente und den in 
denjelben gezogenen Saldo in ber Weife feiner Klage zu Grunde 
legt, daß er einzelne Paffivpoften beanftandet, und durch deren 
Anfechtung ein Rejultat herbeizuführen fucht, welches einen feine 
Klagforderung überfteigenden Aftivfaldo für ihn ergibt, jo ift ein 
folder Weg an fi) zuläffig. Allein die von dem Kläger als zu 
fteeihende Summen bezeichneten Poften finden fid) gar nicht in 
der vom Kläger felbjt vorgelegten Rechnung des Bellagten; die 
Rechnung fängt mit einem Baffivfaldo des Klägers an; Kläger 
bat aber auch nicht einmal die Behauptung aufgeftellt und näher 
dargelegt, daß die von ihm bezeichneten Summen in diefem Saldo 
enthalten feien. Unter diefen Umftänden war die Klage al8 nicht 
jubftantiirt abzumweifen. I, 168/94 vom 29. Sept. 
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221. Der Kläger hatte die Herftellung zweier Bauwerke 
übernommen. Der Bellagte ift bei ber Ausführung der beiden 
Bauwerke thätig gewejen. Weber die Ausführung der Bauten 
hat Bellagter eine Rechnung ausgeftellt, die mit 12742 Mart 
20 Pf. in Ausgabe und Einnahme abjchließt. Die von dem DBe- 
Hagten als &innahme angegebenen Beträge hat er theild vom 
Kläger felbft, theild von anderen Perjonen in Veranlaffung der 
Bauten erhalten. Der Kläger hat mit der Behauptung, Beklagter 
fei von ihm zur Leitung des Baus engagirt gewejen, die Redh- 
nung bemängelt... Er beanftandete verjchiedene Anfäte und führte 
außerdem an: Bellagter habe von W. 300 Mark und 600 Marf 
mit dem Auftrage erhalten, diefe Beträge an Kläger abzuführen; 
Bellagter habe aber diefe Summe von 900 Mark nicht abgegeben, 
Sondern in feinem Nuten verwandt. Mit Einfchluß der 900 Mart 
verlangte Kläger 3419 Marl 84 Pf. Damit ift er abgemiefen. 
Eine Verpflichtung des Bellagten zur Rechnungslegung und Er- 
ftattung würde fich nicht aus dem Umftande ergeben, daß er bie 
beiden Bauwerke ohne Auftrag des Klägers ausgeführt Habe, 
fondern es bedurfte der Darlegung, zu mweldhem Zwede die Gelder 
hingegeben find. Kläger hat aber nur angegeben, bie Gelder jeien 
dem Beklagten in Veranlaffung der Bauten übergeben. Dadurd) 
wird nicht ausgeichloffen, daß der Beklagte das Geld als Zahlung 
für die von ihm gelieferten Bauarbeiten erhalten habe, in welchem 
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Valle der erhobene Anfprud nicht begründet fein würde. VI, | 


160/94 vom 15. Oft. Dgl. 196. | 

222. Die Witwe hat nad) dem Tode ihres Ehemanns, eines 
Bauunternehmers, beffen Nachlaß verwaltet und das Geichäft des- 
jelben weiter geführt. Sie ift dann nad) Berlin verzogen. Nad)- 
dem über den Nadlaß der Konkurs eröffnet ift, fordert der Kon- 
fursverwalter von ihr Rechnungslegung. An der Verpflichtung 
der Klägerin, über die bei ihrer Verwaltung gehabten Einnahmen 
und Ausgaben Rechnung zu legen, ift dadurch nichts geändert 
worden, daß die Gejhäftsbücher in Folge der Konkurseröffnung 
befchlagnahmt und dem SKonkursverwalter ausgehändigt wurden. 
Wenn fie wegen Mangeld eigener Notizen einer Kenntnißnahme 
der in Betradt kommenden Buchungen bedarf, fo ift es ihre 
Sade, fi diefe Kenntniß durch die ihr freigeftellte Einficht der 
Dücher oder auf eine andere Weife, etwa auf Grund von Ab- 
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Ichriften, zu verfchaffen. Die damit verbundenen Koften, die fich 
als Folge ihrer Uebernahme der Verwaltung des Nacdjlafjes dar- 
ftellen, hat fie felbft zu tragen. Sie ift vom NReichögericht zur 
Rechnungslegung verurtheilt. IV, 66/94 vom 20. Sept. 

223. Parteien hatten ein Grundftüd zu dem Zwed erworben, 
um aus dem baraus zu entnehmenden Material Ziegel herzujtellen 
und diefe zu verfaufen. Wenn fie auch das Unternehmen unter 
gemeinjchaftlicher Firma betrieben haben, fo Tag doch ein An- 
Ihaffungsgefchäft und folgeweis eine Handeldgejellichaft nicht, 
jondern eine Vereinigung nah den Beftimmungen bes U... NR. 
vor. Demgemäß war, wenn fon die Errichtung einer 0.9. ©. 
beabfichtigt war, die Rechenschaftspflicht nicht nad) $. 105 9. ©. 2., 
fondern nah A. 2. R. 1, 17, $. 53; I, 13, 88. 60, 61, 256 zu 
beurtheilen. Die Verpflichtung des Gefellihafters zur Rechnungs; 
fegung entfpringt aud) nicht eigentlicd) aus dem Gefellichaftsvertrage 
als folchem, fondern aus der Thatjache, daß auf Grund des wenn 
au nur formlofen Gejellichaftsvertrages für die Gejellichaft Ge- 
Ihäfte übernommen und betrieben find. Wollte Beflagter von 
diefer Verbindfichfeit befreit werden, jo fonnte er folche® nur durd) 
einen mit Kläger zum mindeiten fchriftlich errichteten Vertrag er- 
reihen. Die mündlich getroffenen Abkommen konnten ben Be- 
flagten von der Rechenfchaftspflicht nicht befreien; und die Auf: 
ftellung und MUeberreichung eines Nechnungsauszugcs war feine 
Rechnungslegung. IV, 119/94 vom 25. Dft. 

224. Das die Klage wider den Teftamentsvollftreder auf 
beijere Rechnungslegung abweifende Berufungsurtheil wurde von 
Reichsgericht aufgehoben und die Sade zurüdverwielen. ‘Das 
Berufungsgericht erörtert das im Xeftament enthaltene Gebot: 
„aljährlih zu SIohannis hat er meinen Kindern Rechnung zu 
legen, jedod nur auf Treu und Glauben‘; e8 gelangt aber ledig» 
ih zu dem Ergebniffe, daß hier eine Befreiung von der Be- 
Ihaffung der Belege zu den Einnahmen und Ausgaben ausgefprochen 
jei, während es die Trage unberührt läßt, ob auch die im Klage- 
antrage geforderte genaue Nacdweifung der einzelnen Einnahme 
und Ausgabepoften erlaffen fe. Ebenjo geht da8 DBerufungs- 
gericht nicht näher auf die Behauptung des Beklagten ein, daß 
die Kläger vorher alljährlich eine in gleicher Art aufgeftellte Ab- 
rehnung al® ausreichende Rechnungslegung angenommen hätten 
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und deshalb nad) den Grundfägen von Treu und Glauben nicht 
berechtigt feien, nunmehr für das lette Iahr eine ftrengere Redh- 
nungslegung zu fordern. Ohne Berüdfichtigung diejer thatjäch- 
then Umftände läßt fi ausichließlich auf der Grundlage ber für 
die Rechnungslegung eines Verwalters gegebenen gejetlichen Vor- 
Iehriften die Begründung des DBerufungsgerichts nicht aufredht er- 
halten. Denn fie verlegt die in dem 8.135, I, 14 de8 Ü.LE.R. 
enthaltene Vorfchrift, daß der Verwalter fremder Güter verpflichtet 
fei, von allen dahin einfchlagenden Geihäften genaue Recdhenichaft 
zu geben. IV, 189/94 vom 17. Dec. 

225. Die Klägerinnen nehmen für den fühlichen an Oehe 
fih Hinziehenden Theil der Innenbeet zwifchen Dehe und Rügen 
ein dingliches Necht des Inhalts in Aniprud), daß fie in diefem 
Theile der Imnenbeef mit Ausflug Anderer, insbejondere des 
BDeflagten, fiichen, mit Booten und Fahrzeugen anlegen und fahren 
können. Sie Hagen gegen den Beklagten auf Anerkennung diejes 
Nects; zugleich beantragen fie die Verurtheilung des Beklagten 
zum Schadenderjat. Bellagter hat bort vier Fifchern für je 6 Dart 
Lagergeld PBläte verpacdhtet und die Fifcher haben dafelbit angelegte 
Boote der Klägerinnen losgeriffen und treiben Laffen und dann 
ihre eigenen Boote dort angebunden. Der Schadenserjaganiprud) 
ift abgewiejen; die von den Klägerinnen behauptete Anftiftung 
war nicht erwiefen. Die Verpadhtung für fich allein enthält nicht 
die Aufforderung an den Pächter, die der Bachtnugung etwa ent- 
gegenstehenden Hinderniffe gewaltfam durd) Eingriffe in die Rechts- 
Iphäre Dritter zu befeitigen. ‘Die bloße thatfächliche Unvereinbarfeit 
der verpachteten Nubtung mit der Nutung der Klägerinnen genügt 
feinenfall® zu der Annahme, daß der Beklagte den demnädhitigen 
rechtswidrigen Eingriff der Fiiher als eine nothwendige Folge 
der Verpachtung vorausgefehen und auch gewollt habe. ILL, 81/94 
vom 19. Juni. 

226. Der beklagte Arzt zu Berlin hat einem Dresdener 
Arzt auf deffen Anfrage eine Mittheilung über den Gefundheits- 
zuftand eines Mannes gemadt, in olge deren die Ehe zwifchen 
biefem und der Klägerin zu Stande gelommen ift. Der Ehemann 
ift an der Bright’fchen Nierenkrankfheit verftorben; die Klage ift 
auf Schadenserfag gerichtet, weil die® Leiden verichwiegen fei. 
Der Dresdener Arzt war Hausarzt der Klägerin. Das Berufungs- 
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gericht hat angenommen, da8 Schreiben jei lediglich aus Höflich- 
feit gegen einen Kollegen abgelafjen; wenn der Bellagte auch ge= 
wußt habe, baß fein Schreiben der Klägerin mitgetheilt werben 
würde, fo fei er bo darum nicht in ein DVertragsverhältniß zu 
der Klägerin getreten; Belohnung für dieje dem Kollegen ale 
einem Dritten ertheilte Auskunft über einen Patienten habe er, 
da eine folche Ausfunft nicht zu ben gewöhnlichen Nahrungs- und 
Berufsgeichäften eines Arztes gehöre, nicht erwarten Fünnen, 
wenn er auch hinterher 10 DMeark Belohnung für die Auskunfts- 
ertheilung von der Klägerin angenommen habe. Da ein Ber: 
tragsverhältniß nicht vorlag und Rath nicht gegen Entgelt ertheilt 
war, haftete Bellagter nur für Vorjat und grobe Verfchuldung. 
Keine von beiden war feftzuftellen. NWevifion zurüdgemwiefen. 
IV, 88/94 vom 8. Oft. 

227. Beklagter hatte dem Kläger ein Pferd für 400 Marl 
verfauft, dann aber das Pferd zurüdgenommen, gleihwohl einen 
Zahlungsbefehl erwirkt und den Kläger betrügerifch bejtiummt, 
Widerfpruh nicht zu erheben, da Bellagter feine Rechte aus dem 
wider feinen Willen von des Beklagten Ehefrau veranlaften Zah: 
Iungsbefehl ableite. Gleichwohl hat Beflagter demnäcjft auch den 
Bollftredungsbefehl exrtrahirt, Zwangsvollftredung in die Liegen- 
ichaften des Klägers veranlaßt und biejelben erjtanden. Die 
Schabenserfagflage des Klägers ift abgewiefen. Denn Kläger 
hatte nad) dem Erlaß des Vollitredungsbefehls feine Bereitwillig- 
feit zur Sefthaltung des Pferdelaufes erklärt und die Einwilligung 
feiner Frau in fichere Ausficht geftellt und in der Erwartung, 
daß Tettere erfolge, den „Einfpruc widerrufen”. DBeflagter aber 
hatte Hierbei nur für den Yall der Unterfchrift der Yrau des 
Klägers die Aufhebung der Vollftredung zugefagt, zu Weiterem 
fi nicht verpflichtet. Kläger ei, wie in Ermangelung entgegen- 
ftehender Thatjahen anzunehmen fei, hiernady im Vertrauen auf 
die Willfährigfeit feiner Frau und im eigenen Wunfche, das Pferd 
zu behalten, von feiner Nechtsvertheidigung gegen den Voll 
ftredungsbefehl abgejtanden und fei aus feinem Verhalten der 
Schluß zu ziehen, daß er für den Fall des Fehlichlagens feiner Hoff: 
nung oder Zufage, daß feine Yrau den Schuldfchein unterjchreiben 
werde, dem im Bollftredungsbefehle feitgeitellten Anfpruch des Be- 
Hagten fich zu unterwerfen erklärt habe. VI, 76/94 vom 11. Iunt. 
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228. Die Kläger in Strehla a./E. hatten nad) Verhand- 
lungen mit H. in Hamburg al8 dem Agenten von N. in London 
von diefem 50 tons Florida-Phosphat gefauft. Die Waare jollte 
einen Minimalgehalt von 75 Bros. haben und aus einem in 
London im Iult fälligen Dampfer geliefert werden. Die Analyfe 
jollte durch benannte Chemifer gemacht werben. 9. hat den Klägern 
50 tons Phosphat überfandt und auf feine Aufforderung haben 
fie demnädft 150 £ darauf gezahlt. Dabei hat er fie in den 
Irrtum verjegt, al8 ob diefer Phosphat aus einem in London 
angelommenen Schiffe herrühre, während er aus einem Scdjiffe 
genommen war, welches, ohne London zu berühren, direkt nad) 
Hamburg gefommen war. Später hat dann H. den Klägern ein 
Atteft überjendet, nach welchem die Waare nur einen Gehalt von 
64,92 Proz. zeigte. Die Kläger haben die Waare zur Verfügung 
gejtellt.. Kläger haben hiernähft dem Beklagten vorgeicjlagen, 
daß ein neues Durdfchnittsmufter gezogen und analyfirt, daß zu 
diefem Zmwede das ganze Quantum Phosphat von den Klägern 
gemahlen werden folle und daß, wenn aud dieje Analyfe die Un- 
fontraftlichleit der Waare ergebe und eine Einigung über den 
Preisnachlaß nicht erzielt werbe, die Waare zurüdgenommen wer- 
den jolle gegen Zahlung der Mahlkojten, der fonftigen den Klägern 
erwadjjenen und noch erwachlenden Spefen und ihres Vorfchuffes 
nebjt Zinfen. Bellagter theilte den Klägern mit, daß feine Xon- 
doner Freunde diefen Vorichlag acceptirt hätten. Diefe Freunde 
waren jedod nicht N., jondern — wie id) fpäter in diefem Pro- 
zefle ergeben hat — 9. & Co. in London, welche das Geichäft in 
Slorida-Phosphat mit N. für gemeinfchaftliche Rechnung betreiben 
und deren Agent Bellagter ebenfalls war. Da fi bei Ausführung 
des Abfommens die Unkontraktlichleit der Waare ergab und eine 
Einigung über ben Preis nicht erzielt wurde, forderten die Kläger 
die Anzahlung und ihre Auslagen zurüd. ‘Darauf haben fowoh!l 
9. als N. ablehnend geantwortet. Nun haben die Kläger gegen 
9. aus deffen Betrug Klage auf den Erfag jener Beträge er- 
hoben. 9. ijt vom Weichägericht verurtheilt. I, 141/94 vom 
11. Suli. 

229. Mit feiner Behauptung, daß der von ihm den Klägern 
verheimlichte Umjtand auf ihren Entichluß, den Vorfhuß auf den 
Kaufpreis zu bezahlen und die Ware zu empfangen, feinen Ein- 
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fluß habe üben Fönnen, ift Bellagter nicht zu hören. Denn es 
wäre doch fehr wohl möglich gewejen, daß die Kläger, wenn fie 
den wahren Sachverhalt gekannt hätten, Veranlaffung genommen 
haben würden, von ihrem Nedhte, die ihnen offerirte Waare und 
eine Vorjchußleiftung auf diefelbe abzulehnen, Gebraud) zu machen, 
und diefe bloße Möglichkeit muß genügen, den Bellagten mit 
jeinem Einwanbe zurüdzumeifen. I, 141/94 vom 11. Yuli. 

230. Die Kläger haben nun zwar, nachdem fie die Zäu- 
hung über das Schiff, aus welchem ihnen die Waare gelicfert 
war, erfahren hatten, das neue Abkommen getroffen. Damit haben 
fie aber die ihnen durch den Betrug des Beklagten erworbenen 
Rechte nicht aufgegeben. Der Beflagte, welcher fich durd feinen 
dolus den Klägern fchadenserjatpflichtig gemacht hatte, Tonnte 
aud ohne einen desfallfigen Vorbehalt nicht erwarten, daß bie 
Kläger ihm gegenüber nicht auf bereitS erworbene Rechte zurüd- 
greifen dürften, wenn die Auftraggeber des Bellagten (die Ber: 
fäufer), denen gegenüber die Kläger von der Geltendmachung der 
ihnen widerfahrenen Zäufchung einftweilen abgejehen hatten, fie — 
wie gefchehen — wegen ber ihnen aus dem vorgefchlagenen neuen 
Abkommen und deijen Ausführung erwacjenen Anfprüche nicht 
befriedigen würden. I, 141/94 vom 11. Yuli. 

231. Allerdings ift die actio doli aud) nach heutigen Nedt 
eine jubfidiäre Klage, unb die Kläger würden nad) den thatjäd)- 
lihen Seltftellungen des DBerufungsgerichts ihren Anfprud) gegen 
ihren Gegentontrahenten N. verfolgen können. Allein die Sub- 
fidiarität bei der actio doli fan unmöglich weiter gehen al8 bie 
gemeinrechtlid dem Bürgen zuftehende Einrede der Vorausflage. 
Dieje Einrede fällt aber weg, wenn der Hauptfchuldnier abwejend 
oder wenn jeine Ausflagung aus einem anderen Grunde fchwieriger 
ift al® die des Bürgen. Diefe Ausnahmsfälle liegen aber aud) 
hier vor. Denn die Hauptjchuldner N. befinden fi) in England, 
aljo im Auslande, und würden vor englifchen Gerichten zu ver- 
Hagen fein. I, 141/94 vom 11. Sulfi. " 

232. Auch die Koften der in Folge des neuen Abkfonımens 
vorgenommenen Vermahlung muß der Bellagte erftatten, da fie 
eine Folge des dolojen Verhaltens des Beklagten find. I, 141/94 
vom 11. Suli. 

233. Der Bellagte hat bei der von ihm als Konfursver- 
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walter betriebenen Zwangsverfteigerung der zur M.’ichen Konkure- 
maffe gehörigen Mühle im Verfteigerungstermin den Betheiligten 
und insbejondere aud) den mit ihrer Hhpothet ausgefallenen 
Klägern gegenüber unredlich gehandelt, indem er in der Ab- 
fiht, die Mühle unter ihrem wahren Werthe für fih zu er- 
ftehen, den übrigen Betheiligten die ihm befannten rechtlichen 
und thatjächlichen Verhältniffe der Mühle, weldye eine Stau- 
gerechtigkeit derjelben gegenüber fisfaliihen Gewälfern betrafen 
und für die höhere Schätung der Mühle von Einfluß waren, 
verjchwiegen hat. Danad) liegt ein argliftiges Verhalten des Be- 
Hagten vor, welches denjelben auch nad) bürgerlichem Rechte jedem 
dadurch gefchädigten Betheifigten haftbar madjt (8.86, LAA.L.R.). 
Dabei war e8 unerheblid), daß der Beklagte vom Gläubigeraus- 
Ichuffe die Ermächtigung erlangt hatte, für fi) auf die Mühle zu 
bieten, und baß er die bezügliche Urkunde im Verfteigerungstermine 
vorgelegt hatte. IV, 107/94 vom 18. Dft. 

234. Der Beklagte foll durd) feine wiffentlich falfchen An- 
gaben nicht nur bewirkt haben, daß der Kläger der Barmbeder 
Brauerei das Inventar und Mobiliar um einen zu hohen Preis 
abfaufte, jondern aud) daß er, der Bellagte, jelbft von der Barm- 
bedfer Brauerei einen ebenfo hohen Preis dafür erzielte, indem 
die leßtere, wenn nicht der Kläger bereit gewejen wäre, bie Kauf- 
gegenftände ihr gleichzeitig für denjelben Preis wieder abzunehmen, 
fih aud) nidht darauf eingelaffen hätte, diefelben um diefen Preis 
vom Beklagten zu erwerben. Damit würde die Bereicherung des 
Beklagten aus dem Schaden bed Klägers, wie fie in L.28D.4, 3 
borausgejegt ift, gegeben fein, objchon „direkte rechtliche Be- 
ziehungen” zwifchen den Parteien nicht obwalteten. E8 würde 
alfo auch die zweijährige Verjährung der actio doli in diefem 
Talle nicht eingetreten fein. VI, 178/94 vom 29. Dt. Vgl. 288. 

235. Der Steinträger N. hatte aus einem von dem Kläger 
acceptirten Wechfel über 2350 Mark gegen diefen auf Zahlung 
der Wedjlelfumme geklagt und ein den Kläger verurtheilendes 
Wechjelverfäumnißerfenntniß erlangt. N. hatte den Wechjel von 
dem Kläger nur zu dem Zwed erhalten, um für diefen Geld 
darauf zu beforgen. Zur Erleichterung diejes Zwedes follte er 
den Wechjel gegen ben Kläger einklagen, damit dem zu juchenden 
Gläubiger gleih ein vollftredbarer Schuldtitel in die Hand ge- 


> 


fit und 
etrug. 


Arglift und 
Betrug. 


Lex Aquilia. 


134 Die einzelnen Obligationen und Anfprüde. 


geben werden fünne. Kurz vor dem Berhandlungstermin hat 
Kläger jenen Auftrag widerrufen. Hat N. troß der Widerrufs- 
erflärung hinter dem Rüden des Klägers ein Verfäumnißurtheil 
gegen ihn erwirft, um von bemjelben gegen Kläger Gebrauch zu 
machen, jo ift diefer aud) nad) Ablauf der Einfpruchsfrift befugt, 
die Wirkung des Urtheild mit der actio doli zu befeitigen, wenn- 
Ihon er Einipruch nicht erhoben hat. I, 257/94 vom 22. Nov. 
Bol. 407. 

236. Der Kläger hatte die Beförderung von etwa 70 Eentner 
Pulver übernommen, welche er durch feinen Dienftknecht auf einem 
Planwagen ausführen ließ. Der Transport mußte eine Sekundär- 
bahın freuzen; er Hat diejelbe in der ‘Dunkelheit paffirt und ift 
von der Lolomotive erfaßt, was eine Erplofion verurjacht hat. 
Die Klage gegen ben Eifenbahnfisfus ift abgewiefen; die Wiber- 
age wegen Berleßung des Eifenbahnmaterial® und Körperver- 
lfegung des Zugperfonals ift dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erfannt; NRevifion zurüdgewiejen. Nad einer Polizeiverordnung 
der Regierung zu Arnsberg vom 11. Sept. 1879 ift die An 
näherung von Wuhrwerlen mit exrplofiven Stoffen auf eine ge- 
ringere Entfernung al 300 Meter an Eijenbahnzüge oder ge> 
heizte Xofomotiven unterfagt. War der Kläger genöthigt, näher 
an die Eijenbahn heranzufommen, fo mußte er nady der Polizei- 
verordnung dem Betriebsamt Anzeige machen. Das hat er unter: 
lafien, und hierin ift ein eigenes Verfchulden des Klägers, welches 
für den Unfall faufal geworden ift, zu finden. Eine Verfchuldung 
der Cifenbahnverwaltung lag nicht vor. II, 111/94 vom 22. Juni. 

237. Im Fall 275. Aus einem nicht vorliegenden eigenen 
Verichufden haftete Kläger der Widerflage — vgl. 13 — nid, 
weil der Kläger mit dem Transport nichts zu thun, aljo die Vor 
Schrift der Polizeiverordnung — vgl. 236 — nidt zu erfüllen 
hatte. II, 123/94 vom 22. Juni. 

238. Die freiwillige Hingabe einer Frauensperjon kann die 
Nechtswidrigfeit einer ihr vom Manne durch brutale Ausübung des 
Beilhlafs zugefügten Körperverlegung oder Gejunbheitsbefchädigung 
nicht aufheben; demnad) beruht die Ausführung des VBerufungs- 
gerichts, die finnliche Erregung dürfe nicht in einer Weife aus- 
arten, daß durd) das Verhalten des Mannes die Gefundheit der 
Trauensperfon untergraben werde, auf feinem NRechtsirrtfum. Das 
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Berufungsgericht ftellt zwar den Grad bes Verfchuldens nicht aus- Lex Aquilia. 
drüctich feit, daß es aber minbdeftens mäßiges Verjehen im Sinne 
bes Landrecht8 angenommen, fteht nad) den Ausführungen deffelben 
außer Zweifel. Auch, die Annahme diefes Grades dedt die er- 
hobenen Anfprüce auf eine Entfehädigung für Arbeitsverjäummniß 
und Berpflegungsgeld (SS. 117, 118, 111, R6 U. RR). 
VI, 148/94 vom 18. Juni. 

239. Zufolge Vernadjläffigung der durd) St. &. B. 8. 367, 
Nr. 14 auferlegten Verpflichtungen jeitend des Tabrikdireftors fand 
ein bei dem Bau des Fabrifgebäudes befchäftigter Dlaurerlehrling 
feinen Tod. Das Berufungsgericht nimmt Haftung des beklagten 
Direltors zum Schadenserfat nad $8. 26, 10IA.L.R.1T, 6 an, 
weift aber die Klage ber Mutter des Lehrlings, der Witwe D., 
auf Alimente ab, weil ber Verunglüdte zur Zeit feine® XZobes 
nicht in der Xage gewefen fei, der Klägerin von dem zu feinem 
eigenen Unterhalt erforderlichen Tagesverdienfte von 1 Mark etwas 
abzugeben. Das NReichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. 
Ein Anfprud) aus 8.109 A. R. I, 6 ift begründet, wenn zur 
Zeit der Erhebung des Entichädigungsanipruches eine Hülfsbe- 
dürftigfeit des Linterhaltungsberechtigten vorliegt und nad) Lage 
der Bermögens- und Erwerböverhältniffe, in denen fich der Unter- 
haltspflichtige zur Zeit feines Todes befand, anzunehmen tft, daß 
gegen ihn, falls er no am Leben wäre, der Unterhaltsaniprud) 
mit Erfolg geltend gemacht werden Tönnte, weil er inzwifchen mehr 
verdiente. Unerheblich, daß beim Zode des Sohnes der an eriter 
Stelle zur Alimentation verpflichtete Ehemann der Klägerin nod) 
(ebte; denn er ift inzwifchen verftorben. VI, 88/94 vom 21. Yunt. 
Vol. 241. 

240. Im Fall 449, 633, 634. Zwar mag mit Rüdficht 
auf die jpäteren Erweiterungen der Lex Aquilia, insbejondere Die 
Entiheidung in L. 50, 8.4, D. 47, 2, darin, daß Gelegenheit zu 
der Unterjchlagung gegeben wurde, eine der Sachbeichädigung gleid)- 
jtehende Behandlung der dem Eigenthümer dadurd entzogenen 
Geldftüde gefunden werden können; die außerfontraftliche Haftung 
des Staats wird hier aber lediglich auf das pailive Verhalten der 
Auffichtsbehörden, insbefondere darauf geftügt, daß diefe den un- 
gejeglihen Zuftand geduldet und jede Kontrole des Depofiten- 
weiens unterlaffen haben. &8 handelt fich hier nicht um eine 
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Kontrolirung der Verwaltung orbnungsmäßig deponirter Gelder 
— für biefe haftet der Staat aud dem Vertrage —, fondern um 
die Sorge dafür, daß die Gelder deponirt wurden oder do an 
die zuftändigen Depofitalrichter gelangten. ‘Dafür zu forgen, war 
Sadje der Kläger, nicht Pflicht des Staats, welcher den Parteien 
gegenüber feine Vertretung durch gejetliche Beitimmung Far ge- 
ordnet und dementjprechend die Vertreter beftellt hatte. Die actio 
leg. Aqu. wird aber regelmäßig nur dur pofitive Handlungen 
begründet, durd) Unterlaffungen aud) in ihrer weiteren Entwidelung 
nur dann, wenn eine Verpflichtung zum Handeln, fei e8 im An- 
Ichluß an eine vorhergegangene Thätigfeit oder fonft gejeglich oder 
durch beftehendes Vertragsverhältniß begründet war. III, 123/94 
vom 18./28. Sept. 

241. U, 172/94 vom 5. Oft. für das Rechtsgebiet des 
Tranzöfiihen Nechts wie 239. Das abweifende Berufungsurtheil 
wird auch durch 8. 260 &.P. OD. nicht gededt. Unter Anerkennung, 
daß auch eine Unterftügung, welche der Kläger nad) ben ob- 
waltenden Verhältniffen künftig von feinem in Folge einer Yahr- 
fäffigfeit des verflagten Maurerpoliers verunglüdten Sohne, einem 
Maurerlehrling, zu erwarten hatte, grundjätlich zu berüdfichtigen 
und nicht von vornherein als eine bloße Möglichkeit bei ber 
Würdigung der Schadensfrage auszufceiden fei, fteht allerdings 
dem Berufungsgerichte ein freies Ermefjen unter Berüdfichtigung 
aller Umstände darüber zu, ob dem Kläger ein Schaden der be: 
haupteten Art und in weldhem Maße erwacjen fei. ‘Da auc, der 
Verunglüdte nicht der einzige Ernährer feines Vaterd war — 
8. 6, Nr. 2P des Unfallverficherungsgejetes —, und deswegen 
Kläger auf Grund bdiejes Gefeges eine Rente nicht erhielt, durfte 
er eben deswegen von dem Urheber des Unfalls Entichädigung 
nach) Code 1383 fordern. 

242. Die Klägerin bat beim Paffiren einer bei Mülhaufen 
t. Ef. über die Neichseijenbahn führenden, damals im Auftrage 
der Bahnverwaltung im Umbau begriffenen Brüde einen Unfall 
dadurch erlitten, daß ein eiferner Träger (ein "T-Eijen) im Augen 
blit des Vorübergehens der Klägerin umfiel, deren rechten Fuß 
traf und fo jchwer verlekte, daß bderjelbe bald nachher amputirt 
werden mußte. Der Neichseifenbahnfisfus ift auf Grund Code 
1383 zum Schadenserfa verurtheilt, Nevifion zurücgewiefen. 
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Das Berufungsgericht nimmt an, daß DBeflagter, weldyer Traft Lex Aquilia. 
der ihm obliegenden Wegeunterhaltungspflicht den Umbau ber 
Brüde zu bewerfftelligen hatte, fomweit mit den fraglichen Arbeiten 
Gefahren für das paffirende Publilum verbunden waren, als 
Bauherr verpflichtet gewejen fet, die zur Abwendung diejer Ge- 
fahren geeigneten und erforderlihen Maßnahmen zu treffen. Da 
der Bellagte biefe Arbeiten, wenn aud in Baufch und Bogen, 
jo doch nicht Lediglich zur jelbftändigen Ausführung dem Unter- 
nehmer 3. übertragen hatte, vielmehr in $. 10, Abf. 6 der be- 
jonderen Bedingungen des Vertrages zwilchen den Beflagten und 
diefem Unternehmer ausdrüdlich beftimmt ift, daß derjelbe den 
Anordnungen bes bauleitenden und der Betrieb8-Beamten Folge 
zu leiften, auch feine Arbeiter danad; anzuweifen habe, jo kann 
jene Annahme nicht ald unzutreffend erachtet werden. Daß nad) 
$. 13 der allgemeinen Bedingungen für Bälle der vorliegenden 
Art der Unternehmer die VBerantwortlichfeit übernommen hat, ift 
eine Bertragsbeftimmung, welche nur das Verhältniß der Vertrag- 
Ichließenden unter fid), nicht aber aud) Dritten gegenüber, regelt. 
Die Unterlaffung der erforderlichen Maßnahmen und die Kaufalität 
find feitgeftellt. II, 176/94 vom 5. Dft. 

243. Im Fall 116. It auf Grund der anderweiten Ver: 
handlung das Tödten des Hundes als objektiv rechtswidrig an- 
zufehen, jo wird zunächit noch zu prüfen fein, ob dem Beflagten, 
was er offenfichtlich beftreiten wollte, ein DVerfchulden zur Laft 
fällt, ob er alfo mit dem Bemwußtfein der Redhtswidrigfeit oder 
doc bei der Annahme, von den Sagbberecdtigten zum Zödten von 
wildernden Hunden ermächtigt worden zu fein, mit einem Mangel 
an der gebotenen Aufmerkfamfeit gehandelt hat. (Qgl. SS. 15, 
16 FAUL. R. LT 3. VI 203/94 vom 22. Dit. 

244. Die zwölfjährige Klägerin bat auf einer vom Hof 
nad) dem Boden führenden Treppe gejpielt, an welcher auf einer 
Seite ein Geländer nicht angebradjt war. Sie tft auf den Hof 
beruntergeftürzt und hat Schaden genommen. Die Klage auf 
Schadenserjat ift abgewiefen, weil ben Beklagten, infofern er ein 
Geländer nicht angebracht hat, nur ein mäßiges, die Klägerin ein 
grobes Berfchulden getroffen habe, denn das Spielen auf der Treppe 
war durch einen Anfchlag verboten, und Klägerin Hatte fih auf 
ein Bein gejtellt, wodurd) fie zum Fall gelommen war. Bellagter 
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Lex Aquilis. hatte aber das Haus, in welchem er nicht wohnte, mit der An- 
lage fo, wie fie war, erworben. Die Treppe war zum Umlegen 
beftimmt, und hätte aljo nur durch ein abzunehmendes Geländer 
geihütt werden fönnen. VI, 191/94 vom 5. Nov. 

245. Ohne Redtsirrtfum Hat aucd, der Berufungsrichter 
St. ©. 3. 8. 3671? nicht für anwendbar erffärt. VI, 191/94 
vom 5. Nov. 

246. Kläger wurde in einer Novembernaht nad) einer im 
Haufe des Beklagten ftattgehabten Gemeindeverfammlung in be« 
trunfenem Zuftande von dem Beklagten in befjen Pferdeftall unter- 
gebradit, und zwar innerhalb eines von dem übrigen Stall ab- 
gefchloffenen Bretterverfchlages, in welchem fi) eine Thür befand, 
auf Heu gebettet und mit Deden zugededt. In der Nadıt wachte 
der Kläger in dem dunklen Stalle auf, ftand auf, angeblich um 
nad) Haus zu gehen, tappte im Stalle umher, und gelangte, ohne 
die Stallthür zu finden, an da entgegengefette Ende, wo eine 
bösartige Stute ftand. Dieje hat dem Kläger einen Schenkel zer- 
fchmettert. Die Klage auf Schadenserfat ift abgewiefen. Be- 
rufungsurtheil: CS könne nicht dem Beklagten zum VBorwurfe 
gemacht werden, daß er den Kläger nicht nad) Haufe oder zu 
einem Nachbar gejchafft habe, da er überhaupt nicht verpflichtet 
gewejen jei, fich defjelben anzunehmen. Cbenjowenig begründet 
jei die Behauptung des Klägers, der Beklagte hätte ihn, ob- 
wohl er betrunlen gewejen, wenigftens in feine Wohnung auf- 
nehmen müffen. Auch darin, daß DBellagter den Kläger in dem 
Pferdeftall untergebracht habe und in der Art und Weife, wie 
dies gefchehen, jet ein vertretbares Verfehen nicht zu finden. 
Das Gericht nehme vielmehr auf Grund feiner Kenntniffe der 
ländlichen Verbältniffe an, daß Bellagter bei der Unterbringung 
des Klägerd vollftändig der Sadjlage und dem Stande des leßteren 
entjprechend verfahren fei. Bellagter habe folchen Vorgang nicht 
vermuthen Fönnen. Revifion zurüdgewiefen. VI, 245/94 vom 
26. Nov. 

247. Berlin. Der Eagende Miether, welcher nad) dem Ver- 
trage die Treppe zu repariren hatte, ift auf berjelben gefallen, 
weil eine Stufe morjc war. Sein Entihädigungsaniprud gegen 
den DBermiether ift abgewiefen. Wevifion zurücgewiefen. Ein 
früherer Miether, Gaftwirth D., Hatte die fragliche Treppe an 
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eine andere Stelle gelegt. Nad) feinem Tode, bei der Beendigung Lex Aquilia. 
des Miethsverhältniffes, Lie feine Witwe die Treppe an ben 
früheren Ort zurüdverlegen, weil fie nach bem Miethvertrage ver- 
pflichtet war, den früheren Zuftand in den gemietheten Räumen 
wieder herzuftellen. Die Zurücdverlegung der Treppe durfte nur 
mit polizeilicher Genehmigung gejchehen; dieje wurde nicht erwirft. 
Das Berufungsgeriht nimmt auf Grund diefer Thatfachen an, 
dag die Beklagte, obgleich fie damal8 bereits Eigenthimerin bes 
Haufes war, hierfür nicht verantwortlich fei, zumal es nicht ein- 
mal erwiejen jei, daß fie von der Vornahme der Zurüdverlegung 
der Treppe Kenntniß gehabt Habe. Auch, Bauherrin im Sinne 
des R.G. DB. 8. 367, Nr. 15 tft Beklagte nicht deshalb, weil fie 
Eigenthümerin war. VI, 350/94 vom 29. Dec. 

248. Allerdings feßt jede Anfechtung des Konfursverwalterd Anfechtung. 
voraus, ba in Folge der anzufechtenden Rechtshandlung eine Ver- 
minderung der zur Befriedigung ber Konkursgläubiger dienenden 
Konktursmaffe und damit eine Benadhtheiligung der Konfurs- 
gläubiger eingetreten ift; allein ob folhe Benadhtheiligung vor- 
Liegt, ift, abgejehen von den Ausnahmefällen des 8. 23, Nr. 1 
und des $. 24, Nr. 2, nicht nad) dem Zeitpunfte der Cingehung 
des angefochtenen Rechtsgejchäftes, jondern nad) dem Zeitpunfte 
der Konfurseröffnung zu beurtheilen. Würde fi die Konkurs- 
mafje ohne das Dazwifchentreten der angefochtenen Rechtshandlung 
für die Konkursgläubiger günftiger geftaltet haben, jo ift die zur 
Anfechtung aus $. 24, Nr. 1 erforderliche Benadhtheiligung ge- 
geben, auch wenn dem Gemeinfchuldner für das, was er aus 
feinem Vermögen veräußert, weggegeben oder aufgegeben hat, 
eine dem Werthe entfprechende Gegenleiftung gewährt war. ‘Dabei 
macht e8 feinen Unterjchied, ob die Gegenleiftung dem Be- 
friedigungsredhte der Gläubiger durch Tpätere Verfügungen des 
Gemeinjchuldners oder dur Zufall entzogen worden if. Die 
Revifion gegen die Klagabweifung wurde indefjen zurücdgemwiefen, 
weil die Behauptungen, der Beklagte habe zur Dedung für feine 
Forderungen Rohhäute im Werthe von 67178 Mark 85 Pf. er- 
halten, der Gemeinfchuldner und der Bellagte haben gewußt, 
daß durch diefe Dedung den übrigen Gläubigern die Möglichkeit 
ihrer Befriedigung entzogen werde, zur Subftantiirung der Benad)- 
theiligungsabficht nicht ausreichten.. VI, 70/94 vom 14. Juni. 
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249. Die nadheingetragenen und ausgefallenen Kläger haben 
gegen die voreingetragenen Hhypothefgläubiger des H. Anfechtungs- 
age erhoben, auf Grund $. 3? und 3* des Gejebes. 8 war 
auf einen Eid der Bellagten erfannt, daß ihnen eine Benad)- 
theiligungsabficht des H. nicht befannt gewejen fei, indem für den 
von den Beklagten zu führenden Beweis darauf Gewicht gelegt ift, 
daß die Beitellung der Hhpothefen in Erfüllung eines denfelben 
ein bezw. zwei Sahr vor der Rechtshängigkeit des Anfechtungs- 
anfpruch8 ertheilten redhtögültigen VBerjprechens erfolgt fei. Revifion 
der Kläger zurüdgewiefen. Daß, obgleih es fi um Erfüllung 
eines Berjprechens handelte, die Abficht, die Gläubiger zu benad)- 
theiligen, vorgelegen habe, dafür find von den Klägern beftimmte 
Thatjachen nicht behauptet. Auch wurbe ber Anfechtungsanipruc 
dadurch nicht rechtshängig, daß die Kläger eine einftweilige Ver- 
fügung auf Dinterlegung des auf die angefochtenen HhHpothefen 
entfallenen Erlöjes erlangt haben. Die Erwirfung der einftweiligen 
Verfügung, welde fi auf den Anfechtungsanfprud bezicht, erjegt 
nicht die AZuftellung eines Schriftfakes, durch welchen der An- 
fechtungsfläger dem Anfechtungsbeflagten von feiner Abficht der 
Anfechtung Kenntniß gegeben Hat. Einen folhen Schriftiag — 
8.4 de8 Gefeßes — haben die Kläger nicht zuftellen laffen, und 
die Anfechtungsflage ift erjt nach Ablauf von ein rejp. zwei Jahren 
jeit Ertheilung bed Verfprechens, weldje der Schuldner feiner Ehe- 
frau und der andern Bellagten gegeben hatte, erhoben. III, 86/94 
vom 15. uni. 

250. Durd) bie Beitellung der Hypothek für eine den Betrag 
des Cingebradten um 1300 Marf überfteigende Summe hat eine 
Schädigung der Gläubiger nicht ftattgefunden, wenn die Beklagte 
ihrem Ehemann diefe Summe zurücdgegeben hat. &8 fehlt dann 
an einer Vermögensverminderung befjelben. VI, 125/94 vom 
17. Sept. 

251. Das Berufungsgeriht hat auf die Klage des Konkure- 
verwalters einen Gläubiger, welcher nad) der Zahlungseinftellung 
feines Schuldners in Kenntniß derjelben von diefem Zahlung er- 
halten hat, zur Rüdzahlung fammt 6 Proz. Zinjen feit Empfang 
verurtheilt. Das Neichsgericht hat bezüglich der Zinfen aufgehoben 
und zurüdvermwiejen. Allerdings hat der Beklagte zurüdzugewähren, 
was der durch die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des 
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Gemeinjchuldners herausgelommene Gegenftand an Zinfen und 
Früchten getragen und der Maffe gewährt hätte, wenn er nicht aus 
dem Vermögen des Schuldners herausgefommen wäre. (Bd. VIIL, 
270.) Hier war ber Konkurs am 21. März eröffnet, die Tage 
des Schuldnner® zur Zeit der Zahlung 20. Tebr. eine folche, welche 
jene Annahme auszufchließen jcheint. Ob Prozeßzinfen zuzufprechen, 
war nicht erörtert. VI, 143/94 vom 1. Oft. 

252. Der Klägerin mag zugegeben werden, daß ihre Lage 
zunäcdit durch das Ausfcheiden der Grundftüde aus dem DBer- 
mögen ihres Schuldners verfchlechtert erjcheint. Die Rechtfprechung 
des Neichögerichts hat indeffen den formellen Verluft eines Voll- 
ftredungsgegenftandes nicht fchlechthin und unmiderleglich für eine 
Benadtheiligung des Gläubigers im Sinne des Anfechtungsgefees 
erachtet, jondern den Begriff der Benachtheiligung im materiellen 
Sinne genommen und den Nachweis zugelaffen, daß ein zur Be> 
friedigung des Gläubiger dienender Weberfhuß aus dem wmeg- 
gegebenen Gegenftande nicht gewonnen fein würde. gl. Urtbeil 
des VI. Eivilfenat® vom 27. Oft. 1890, mitgetheilt in Bolze, 
Praris, Bd. X, Nr. 2640; R. ©. €, Bd. 15, ©. 62; Bd. 21, 
©. 99. Diefe Anfiht ift auch im vorliegenden Falle aufrecht zu 
erhalten. Daß der verlangte Nachweis des Verfteigerungswerthes 
unter Zuziehung von Sadverjtändigen ebenjo gut erbracht werden 
fann wie jeder andere Werthsnachweis, und daß bei Feltitellung 
des DVerfteigerungswerthes die minder guten Ausfichten bei Ver- 
äußerung im Zwangsverfahren Berüdfichtigung verdienen, ijt nicht 
zu bezweifeln. III, 139/94 vom 5. Oft. Entiprechend ILL, 141/94 
vom 5. Oft. 

253. Das Gefeß fchließt die Anfechtung nicht fhon dann 
aus, wenn troß der Eingehung bes Vertrags das Gejammtver- 
mögen ded8 Schuldners gleichwerthig bleibt, jondern nur dann, 
wenn dur) die Eingehung die Gläubiger nicht benachtheiligt werden. 
Dies trifft zwar dann zu, wenn der Schuldner einen angemeffenen 
Preis in baarem Gelde erhält, da dann die Gläubiger, wenn fo- 
fort Konkurs eröffnet wird, eine ebenfo große Aftivmafje vor- 
finden wie vorher, nicht aber dann, wenn al8 Gegenleiftung ein» 
zelne Gläubiger befriedigt werden, da hierdurch bei fonft unver- 
änderter VBermögenslage die Altiomaffe vermindert wird, aljo die 
Befriedigungsmittel allen anderen Gläubigern entzogen, dieje in 
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hohem Grade gefchädigt werden. Daß durch fpätere Verwendung 
einer in baarem Gelde bejtehenden Gegenleiftung zur Befriedigung 
von Gläubigern ein ebenjo ungünftiges Rejultat hätte erreicht 
werden fünnen, ift zwar richtig; dann find aber die Gläubiger 
nicht durd die vorhergegangene, jondern erft durch die fpätere 
neue Recdhtshandlung benachtheiligt, welche dann beim Vorhanden- 
fein der fonftigen Vorausfegungen wird angefochten werden fünnen. 
Ill, 145/94 vom 12. Dft. 

254. Die 8. hatte von ihren Miterben durch einen Vertrag 
vom 8. Nov. 1892 das zur Nadjlakmaffe gehörige Inventar und 
mit diefem ein fpäter gegen R., mit welchem fie in einer das be- 
wegliche Vermögen umfaffenden Gütergemeinfchaft lebte, gepfändetes 
Taf Wein für einen Kaufpreis von 7000 Marf erworben. Die 
Erben einfhließlih der 8. haben gegen die Pfändung Wider: 
Ipruchsflage erhoben, weil der Vertrag von 1892 am 20. Mai 
1893 wieder aufgehoben fei. Allein diefer Aufhebungsvertrag ift 
den Gläubigern gegenüber auf Grund des Anfechtungsgejekes 8. 3? 
für unwirffam erklärt. Nad) dem aufgehobenen DVertrage vom 
8. Nov. 1892 follte Frau R. die Kauffumme für das Inventar 
mit der aus dem Weinkaufe fi) noch ergebenden Summe vom 
Zage des BVertragsichluffes an mit 31/, Proz. verzinien. Wenn 
nun diejer Vertrag mit Bezug auf diefen Kaufpreis aufgelöft wurde, 
jo ergibt fich nicht, daß ein gejetlicher Auflöfungsgrund wegen Nicht- 
erfüllung anerkannt wäre, und noch weniger ergibt fi, daß die 
Borausfegungen zu einer auf B.X. R. 1184 gejtügten Auflöfungs- 
Eage wirklich vorlagen. Es kann daher dem Berufungsgericht 
aud nicht der Vorwurf eines Meangeld an Begründung deshalb 
gemadt werden, weil es fi nicht über die etwaige Abficht der 
Bertragichließenden, eine Auflöfung im Sinne des Sabes 1184 
zu vereinbaren, und über die Folgen einer jolchen für die Anz 
fehtung ausgejprochen hat. II, 213/94 vom 6. Nov. 

255. ine Gewerbebanf hatte eine Mobiliarpfändung vor- 
nehmen laffen und, nachdem der Konfurs über das Vermögen 
ihres Schuldners ausgebrochen war, die Vorderung an K. cedirt, 
was dur $. 12 8. D. nicht ausgefchloffen ift. Nun erhob der 
Konfursverwalter gegen KR. und gegen die Gewerbebant Anfedy- 
tungeflage auf Grund 8. 23? 8. DO. bezüglich des Pfändungs- 
pfandrechte. Die Klage wurde abgewiejen, Revifton zurücgewiejen. 
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In Bezug auf 8. ift auch in diefem Falle $. 33, Abf. 2 anwend- Anfechtung. 
bar. E83 war aber nicht erwiejen, daß dem R. zur Zeit feines 
Erwerbes befannt war, daß der Gemeinfchuldner die NRechtshand- 
fung in der Abficht vorgenommen hatte, jeine Gläubiger zu be- 
nacdhtheiligen. ‘Der Gewerbebanf fehlte die Paffivfegitimation, da 
fie weder mehr Inhaberin der fraglichen Forderungs- und Pfand- 
rechte ift, noch irgend welche Anfprüde auf Grund derjelben gel- 
tend madt. Eine Klage auf Rüdgewähr des durch die Pfändungen 
der Konfursmaffe Entzogenen oder auf etwa für zuläffig erachtete 
Veltftellung der Anfechtbarfeit behufs demnächitiger Erhebung des 
Anspruchs auf NRücgewähr, ift nicht angeftellt. II, 312/94 vom 
9. Nov. 

256. Das Berufungsgericht prüft, ob, wenn der Beklagte 
zu 1 feinem väterlichen Nießbrauchsrechte an einer feiner Tochter 
zuftehenden Hhpothet von 30000 Mark entjagt hätte, joldhe Ent- 
fagung der Anfechtung feiner Gläubiger unterliegen würde, und 
verneint dies unter Hinweis auf $. 206 AÜ.U.R. I, 2, weil 
ber Bellagte mit dem Eintritte feiner Unfähigkeit, feine Tochter 
ftandesmäßig zu verpflegen und zu erziehen, die Verwaltung und 
den Nießbrauh an der fraglichen Hüypothefenforderung ohne 
Weiteres verloren gehabt habe. Im diefer Motivirung läßt fich 
eine Gefeßesverlegung nicht erfennen. Weberdie8 war die Ab- 
weifung bezüglic) des Nießbraucherechts fchon deshalb geboten, 
weil nad) dem vom Kläger geftellten Antrage al8 Gegenftand ber 
Anfehtung nicht eine Entjagung oder eine fonftige Erklärung des 
Beklagten, fondern die dur) das Gericht ausgeiprochene Entziehung 
des Niefbrauchsrechts anzufehen ift. Denn diefe obervormund- 
Ihaftlihe Entziehung war, aud wenn fie auf Antrag des Be- 
KHlagten erfolgte, feine Rechtshandlung deffelben. VI, 204/94 vom 
15. Nov. 

257. Zur Widerlegung der Vermuthung aus 8.3, Ziffer 2 
des Anfechtungsgejees reicht da8 Beftehen eines nur mündlichen, 
aljo nicht erzwingbaren Kaufvertrages, ald deffen Erfüllung die 
Auflaffung fi äußerlich darftellt, nicht aus; es find vielmehr die 
näheren Umjtände dabei in Betracht zu ziehen, und nicht der 
Kläger Hat in diefem Falle Umftände, welche die fraudulofe Ab- 
ficht teoß des mündlichen Vertrages ergeben, nachzuweifen, fondern 
bie Bellagten haben darzuthun, daß die Abficht des Schuldners 
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nur auf Erfüllung des Verfprochenen ging oder daß ihnen wenig- 
ftens von einer anderen fraudulojen Adficht des Schuldners nichts 
befannt war. Im vorliegenden Falle lagen zwifchen dem angeb- 
lihen mündlichen Raufvertrage und der Auflaffung mehr als vier 
Monate und, foweit erfichtlich, hat aud) eine Uebergabe des Grunb- 
ftüds an die Käuferin, Mutter des Schuldners, bis dahin nicht 
ftattgefunden. Ein Kaufgeld war nicht gezahlt. Alsbald nad) der 
Auflaffung hat der Schuldner den Kläger, feinen Gläubiger, in 
einer Weije, die da Berufungsgericht felbft als „anfcheinend be- 
trügerifch” bezeichnet, zum SKreditgeben veranlaft. Alle diefe Um- 
ftände waren unter dem angegebenen rechtlichen Gefichtspunfte zu 
prüfen; würde danach die Behauptung der Beflagten, die Auf: 
lafjung jet lediglich in der Abficht der Erfüllung des mündlichen 
Kaufvertrages erfolgt, in den vorliegenden Umftänden feine Stüße 
finden, jo würde die VBermuthung der fraudulofen Abficht nicht als 
widerlegt anzujehen fein. Das Berufungsgericht hatte die Anfedh- 
tungsflage abgewiefen, weil der mündliche Kaufvertrag, nicht aber 
die Auflafjung, weiter als ein Jahr vor der Anhängigmacdjung des 
Anfehtungsanfpruchs zurüdlag. Aufgehoben, zurüdverwiejen. VI, 
257/94 vom 10. Dec. 

258. Der Ehemann hat feiner Ehefrau für ein angebliches 
Darlehn am 13. Sept. 1890 Hypothek beitellt. Der Gläubiger 
des Ehemanns hat auf Grund 8. 3, Nr. 2 des Anfechtungsgefeßes 
am 11. ‘Dec. 1891 Anfechtungsflage erhoben. Derjelben ift ftatt- 
gegeben. Denn der Gläubiger hat am 29. Aug. und 12. Sept. 
1891 die Beklagte von feiner Anfechtungsabficht in Kenntniß ge- 
jet ($. 4). Damals war der Schuldner bereits zahlungsunfähig, 
und der Gläubiger hatte den volljtredbaren Schuldtitel erft am 
25. Nov. 1891 erlangt. Ein früheres Urtheil vom 11. Juli 1891 
gewährte jo weit, al8 e& auf Löjchung der für die Bellagte be- 
ftellten Hypothel erging, als ein auf eine Handlung gerichtete® 
Urtheil, feinen Titel zur Anfechtung. Soweit da8 Urtheil aber 
auf NRüdgabe des Flägerifchen Grundftücs gerichtet war, ift durd) 
dte am 12. Sept. 1891 erfolgte NRücgabe der Titel zur Anfechtung 
weggefallen. Auch waren die die Notififationen enthaltenden, vom 
Rechtsanwalt B. namens des Klägers verfaßten und zugeftellten 
Scriftjäge rehtswirkffam, obwohl B.nur mündlicd) zum Vorjchreiten 
gegen die Beklagte bevollmächtigt war. III, 222/94 vom 18. Dec. 
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259. Im Ball 172 haben die R.’ihen Eheleute auf Grund Verlegung der 
des in ihren Händen belaffenen Koftenfeftfesungsbefchluffes vom Atepfücht. 
2. Dec. 1891 eine Zwangsvollftredung vornehmen lafjen. Der 
beffagte Gericht8vollzieher hat diejelbe gegen die Kläger am 5. Sept. 
1892 mitteljt Pfändung baaren Geldes in Höhe von 86 Mark 
90 Pf. zur Ausführung gebracht, obwohl ihm dabei unjtreitig der 
Pfändungs- und Ueberweifungsbefhluß vom 29. April 1892 in 
einer zu den Alten überreichten beglaubigten Abjchrift vorgelegt 
worden ift, deren Einfiht er jedoch nad) der Behauptung der 
Kläger abgelehnt haben fol. Das gepfändete und an die K.’Ichen 
Eheleute abgelieferte Geld kann von diejen wegen ihrer Vermögens» 
lofigfeit nicht zurüderlangt werden. Das Berufungsgericht hat 
die Schadenserjatflage abgewiefen. Das Neichgeriht hat auf- 
gehoben, zurüdverwiejen. Die Vorausfegungen des $. 691, Nr. 1 
und 4 &. ®. DO. haben vorgelegen, wenn dem Beflagten bei ber 
Pfändung am 5. Sept. 1892 nicht nur die zum Zwede der Zu- 
jtellung gefertigte beglaubigte Abjchrift des Pfändungs- und Ueber: 
weifungsbeichluffes, jondern aud) die dazu gehörige, eine ordnungs- 
mäßige Zuftellung des Beichluffes erfennbar machende Poftzu- 
itellungsurfunde vorgelegt worden if. In foldem alle hätte 
daher der Beklagte die Zwangspollftredung einitellen müffen. ‘Die 
Anficht des Berufungsrichtere, daß die Zwangsvollitredung vom 
Beklagten auf Verlangen feiner Auftraggeber auch im „alle des 
$. 691, Wr. 4 fortzufegen gewejen wäre, fteht mit den Eingang9- 
worten des $. 691 a. a. DO. im Widerjprude und findet auch in 
der Vorichrift des $. 692 feine Stüte. Eine Nachprüfung der 
Srage, ob der Pfändungs- und Weberweifungsbeihluß vom Voll- 
jtredungsgericht hätte erlaffen werden dürfen, ftand dem Beklagten 
überhaupt nicht zu, und ebenjo wenig fann jich derfelbe auf einen 
Rechtsirrthfum bezüglich der Bedeutung und der Tragweite diejes 
Beichluffes berufen, wenn er die Einfiht und Prüfung der ihm 
vorgelegten Urkunde abgelehnt hat. IV, 51/94 vom 18. Juni. 

260. In Folge davon, daß die Widerfpruchsflage für den 
Kläger als Eigenthümer einer in dem Gewahrjfam eines Dritten 
befindlichen Dampfdrefhmajhine — Fall 32 und 50 im Bd. XII 
— nit erhoben ift, wurde die gegen den Verfäufer für deffen 
Släubigerin, eine Sparfaffe, gepfändete Mafchine verkauft und 
der Erlös an die Gläubigerin ausgezahlt. Dadurch hat der Kläger 
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Verlegung dereinen Schaden von 3000 Marf erlitten. Bür den angegebenen 
RED! Schaden haftet nad) der Anficht des Berufungsgericht der be- 
Hagte Rechtsanwalt, wenn er die Vollmacht des Klägers zur Aıt- 
Stellung der Interventionsflage gegen die Sparkafje erhalten und 
angenommen hatte, und er fann fi) in diefem alle nidht darauf 
berufen, daß der Kläger nach erfolgter Abweifung feiner Klage 
gegen die Sparkaffe fi beruhigt und ihm dadurd die Ceffion 
feiner Rechte gegen die Sparkafje entzogen habe. Zur Begründung 
diefer Lettteren Auffaffung verweilt das Berufungsgericht auf die 
88. 63 und 64 E. P. D. und folgert hieraus, daß der Beklagte 
al8 Nebenintervenient in den Prozeß des Klägers gegen die Spar- 
faffe dem Kläger zum Zwede feiner Unterftüßung habe beitreten 
und jelbftändig die vom Kläger unterlaffene Einlegung des Rechts: 
mittel® babe bewirken fünnen und deshalb fein Recht habe, aus 
der Nichteinlegung de8 Nechtsmittels einen Einwand gegen den 
Kläger abzuleiten. In diefer Begründung ift die Verlegung einer 
Rechtenorm nicht zu erkennen. Allein das Berufungsgericht hat 
nicht feftgeftellt, daß der Nechtsanwalt den ihm jchriftlich ertheilten 
Auftrag zur Erhebung der Interventionsflage angenommen hat. 
Mit der Ertheilung der jchriftlihen Vollmadht an den Beflagten 
war aber der Vollmadhtsvertrag zwifchen ihm und dem Slläger 
noch nicht abgeichloffen, da nad) S. 30 der Rechtsanwaltsordnung 
einne Verpflichtung zur Annahme nicht mehr befteht, die SS. 13—16, 
I, 13 de8 Allgemeinen Yandredts für Rechtsanwälte nicht mehr 
gelten und deshalb gemäß $. 11 dajelbft die wenn auch nur ftill- 
jhweigend gefchehene Annahme der Vollmacht jeitens des Beklagten 
nothwendig war. DBloßes Schweigen reicht nicht aus, um eine 
jtilffchweigende Annahme zu rechtfertigen. IV, 36/94 vom 25. Iuni. 
261. Der Kläger hat bei feinem demnädjft in Konkurs ver- 
fallenen Schuldner pfänden Laffen; für ihn ift nur ein Theil der 
Pfandobjekte verfteigert; die übrigen find von dem beflagten Ges 
rihtSpollzieher, welcher von dem Kläger nicht beauftragt war, 
für einen andern Gläubiger gepfändet und für diefen verkauft. 
Kläger nimmt den Beklagten auf Erjfak in Anfprud. Zur Zeit 
der für ihn von ©. vollzogenen Pfändung habe fich der Schuldner 
nod im DBefite anderer pfändbarer Gegenftände befunden, aus 
denen er feine volle Befriedigung hätte erlangen fünnen. &. würde 
daher andere Pfandobjefte gewählt haben, wenn die Pfändung des 
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Deflagten vorjhriftsmäßig ausgeführt gewejen wäre. Der Be- Berletung der 


Hagte habe e& aber unterlaffen gehabt, die gepfändeten Sadıen in 
Befig zu nehmen oder dod) mindeftend die Pfändung derjelben in 
gehöriger Weife erfichtlic) zu machen. Nur hierdurd) fei die irr- 
thümlihe Pfändung der nämlichen Gegenftände durd) &. möglid) 
geworden. Der Bellagte habe daher durdy jein pflichtwidriges 
Verhalten die theilweife Nichtbefriedigung des Klägers verfchuldet. 
Klage abgewiefen. Die Wirkfjamfeit der Pfändung des Beklagten 
war dadurd) bedingt, daß fie durch Anlegung von Siegeln oder auf 
jonjtige Weije erfichtlich gemadıt war. War dies unterlaffen und 
deshalb dieje frühere Pfändung unwirkfjam, fo fonnte diejelbe nicht 
verhindern, daß der Kläger durch die für ihn demmächjt aus- 
geführte Pfändung ein vollwirfjames Pfandrecht erwarb. Ein 
Schaden ijt dem Kläger erft dadurch erwaclen, daß er in der 
Meinung, jene Pfändung des Beklagten beftehe zu Recht, fein 
eigenes Pfandrecdht nicht zur Geltung gebradjt hat, fondern e8 ge- 
Ihehen ließ, daß die fraglichen Saden für 9. & DB. verfteigert 
wurden. Hierfür aber fann der Beklagte nicht ohne Weiteres 
verantwortlic) gemadt werden. IV, 52/94 vom 28. Juni. 

262. Der Beflagte hat in feiner Eigenjhaft al® Gerichts- 
vollzieher wegen einer Schuld des Chemanns ein Pferd am 
17. Sept. 1892 gepfändet und bei der Pfändung mündlicd) den 
nädften Mittwoch, der auf den 21. Sept. fiel, in dem fpäter ge= 
fertigten Pfändungsprotofoll aber den 20. Sept. ald Berjteige- 
rungstermin angegeben und aud am 20. Sept. die Verjteigerung 
vorgenommen, nachdem er der Ehefrau die Abjchrift des Pfän- 
dungsprotofolis fo fpät am 19. Sept. überjandt hatte, daß fie erit 
am 20. Sept. in ihre Hände gelangte und der an dem gleichen 
Tage beantragte und erlaffene Einjtellungsbeihluß nicht mehr 
rechtzeitig vor dem um 11 Uhr vormittags abgehaltenen Ber- 
jteigerungstermine zugeftellt werden konnte. ‘Das Berufungsgericht 
findet in der unrichtigen mündlichen Mittheilung des Verjteige- 
rungstermind ein grobes Verjehen des Bellagten und erachtet 
diejes Verjehen als die Urfadjye der nicht rechtzeitig erfolgten Ein- 
ftellung der Zwangsvollitredung, indem e8 davon ausgeht, daß, 
wenn die Verjteigerung erft am 21. Sept. ftattgefunden hätte, der 
am 20. Sept. beantragte Einftellungsbeichluß noch rechtzeitig er- 
laffen und vor dem Verfaufstermine zugeftellt fein würde. Für 
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Verlegung der den Tall, daß die flagende Ehefrau einen Eid über ihr Eigenthum 


Amtepflidht. 


Haftung für - 


Berfchulden 
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am Pferde befehwört, ift der Beklagte zur Zahlung von 100 Mar 
verurtheilt, Revifion zurüdgewiefen. IV, 146/94 vom 19. Nov. 
Del. 209. 

263. Der Kaffenrevifor, welcher bei der außerordentliden 
Kaffenrevifion die von ihm entdeckte Unregelmäßigfeit in der Kaffen- 
führung des Rendanten wahrgenommen, aber nicht zum Protofoll 
vermerkt hatte, wurde zur Erftattung der von diefem nad) der 
Revifion veruntreuten Summe verurtheilt, weil ein pflichtmäßiges 
Berfahren des Beklagten fernere Unterfdjlagungen unmöglich ge- 
macht haben würde. Zugleich wurde die folidarijche Verurtheilung 
neben der des Amtsrichters ausgefprochen, weil diejer, wenn er 
bei einer früheren Revifion forgfältig verfahren wäre, die Ver: 
untreuungen fon damals wahrgenommen hätte. Revifion zurüd- 
gewiefen. Haben beide pflichtwidrig gehandelt, jo kann der Kläger 
beide in Anfpruch nehmen, jeden von der Zeit ab, zu welder 
pflihtmäßige Sorgfalt den Schaden abgewendet haben würde, die 
Pflihtwidrigfeit mithin Faufal für den Schaden geworden ilt. 
Kann nun aber der Kläger feinen Schaden nur einmal erjekt 
verlangen, fo ergibt fich für die Zeit, für welche beiden eine fau- 
jafe VBerfhuldung zur Laft fällt, von felbft das Verhältnig der 
jolidarifchen Verhaftung. Wo es fich, wie in vorliegender Sadıe, 
um ein Verjchulden de8 Beamten gegenüber feinem Konftituenten 
handelt, Tann darüber fein Zweifel beftehen, daß aud, jchon nad 
gemeinem Rechte der Beamte bei Ausführung eines Dienftauftrags 
feinem Konftituenten für omnis culpa zu haften hat. III, 213/94 
vom 11. Dec. 

264. Im Fall 149 Tag auch, feine Verlegung des Code 1334 
vor, da nicht gleichzeitig Handlungen des YBürgermeifters angeführt 
wurden, durch welche derfelbe bei Ausführung eines ihm von der 
Gemeinde erteilten Auftrags ein Delift oder Duafidelift im Sinne 
von Code 1382 und 1383 begangen, d. h. böswilliger oder fahr- 
läffiger Weije der Klägerin einen Schaden verurfacht hätte, für 
den er in erfter Linie felbft verantwortlich gewefen wäre; viel- 
mehr ift der der Klägerin entitandene Schaden der Gemeinde gegen- 
über immer nur daraus abgeleitet, daß die ftantliche Genehmigung 
eines Vertrags nicht herbeigeführt worden fei, der gar nicht ab- 
geihlojfen war. Ganz anders lag die Sadhe in dem Falle 
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Bd. XVII, 232. Mit der Ertheilung der gefälfchten Quittung 
fann nicht etwa das Drängen des Bürgermeifters zum Beginn der 
Arbeiten auf gleiche Linie geftellt werden, denn das bejchädigende 
Unterbleiben der ftaatlichen Genehmigung des Vertrags fteht mit 
diefem Drängen in feinem Zufammenhang. II, 44/94 vom 8. Sunt. 

265. Kläger und feine Ehefrau find, nachdem ihnen der 
frühere Pächter einer fisfaliihen Mühle alle feine Rechte aus 
dem Pachtvertrage abgetreten hatte, mit Genehmigung des Fisfus 
in den Pachtvertrag eingetreten. Sie erheben verjchiedene Aı- 
prüdhe gegen den Berpächter, unter anderm darauf gegründet, 
daß dur eine von dem Fisfus verfchuldete Verfandung des 
Unterwaflers eine Stauung herbeigeführt fei, welche einen ord- 
nungsmäßigen Betrieb der Mühle nicht zulaffe. Sie haben Be- 
weis darüber angetreten, daß bei der Erneuerung des Bollwerfe 
im Sanuar 1890 bie Bfähle nit tief genug eingerammt und, 
um dies zu verdeden, von den mit den Rammarbeiten beauftrag- 
ten Arbeitern heimlich abgejägt jeien, daß in Folge deilen Anfang 
Vebruar 1891 ein Bruch des Bollwerfs ftattgefunden habe, welder 
mit 500 Sandjäden verftopft fei, deren Inhalt im Sommer 1891 
Ihon unter den Pfählen durchgegangen fei, jowie daß auch der 
zum Jangdamm verwendete Sand nicht wieder ausgefarrt, fondern 
im Yluffe geblieben jei und dadurd) die Betriebsfähigfeit der Mühle 
beeinträchtigt habe. Die Beweisaufnahme über diefe Behauptungen 
hat da® Berufungsgericht abgelehnt, weil aus den Anführungen 
der Kläger ein bejonderes DVerjchulden des Beklagten fi nidt 
ergebe. Solces würde erft dann vorliegen, wenn dem Beklagten 
von dem den Gebrauh des Pacdtobjefts beeinträchtigenden Er- 
eigniffe Kenntniß gegeben und er gleichwohl die Abjtellung des 
Meangeld verabjäumt hätte. Aufgehoben, zurüdverwiejen. Sit bei 
den von dem Beklagten angeordneten Arbeiten der Fluß verfandet, 
jo Hat er für die fchädlichen Yolgen einzuftehen, obwohl nicht er 
jelbft — das ift bei jeder SEnrporation ansgeichloffen — die Ars 
beiten ausgeführt hat, fondern fie durch feine Organe und die 
bon diefen angenommenen Arbeiter hat ausführen lafien. V, 
200/94 vom 5. Dec. 

266. Ein Yofomotivheizer S. wurde im 9. 1874 durd) Aus- 
jtrömen heißen Waffers jo verbrüht, daß er dienftuntauglich wurbe. 
Nad einer Entjchließung des zuftändigen Bayrifchen Oberpoft- 
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und Bahnamts vom 4. März 1875 rüdte ©. in eine höhere Gc- 
haltsflaffe.e_ Das rechtskräftige verurtheilende Erlenntniß des 
Handelsappellationsgeriht® zu Münden vom 23. März 1878 
Iprad) dem Kläger eine Rente zu, für welche nur die Bezüge zu 
Grunde gelegt waren, in deren Genuß fih Kläger zur Zeit dc& 
Unfall befand, nicht die der Entichließung vom 4. März 1875 
entjprechenden. Auf die erneute Klage des S. wurde Fisfus ver- 
urtheilt, für die Zeit feit Erhebung diejer neuen Klage dem Kläger 
eine weitere jährlihe Rente von 442 Mark 56 Pf. zu zahlen, 
entjprehend den Gehaltserhöhungen u. |. w., welde dem Kläger 
zu Theil geworden fein würde, wenn er im Dienfte geblieben 
wäre. Die Revifion des Klägers ift zurüdgewiejen; auf die Ne- 
vifion des Beklagten wurde die Verurtheilnng aufgehoben, zurüd» 
verwiejen. Daß Kläger die höheren Vortheile, welche er erlangt 
haben würbe, wenn er bienjttauglich geblieben wäre, nad dem 
Haftpflichtgefeße nicht fchon feit der Zeit des thatfächlichen Ein- 
tritt8 einer wefentlichen Veränderung der VBerhältniffe, jondern 
erft jeit ber Zeit der Erhebung der Klage fordern kann, entjpridt 
der fonitanten Nechtiprehung des Neichögerihts. ‘Daran wird 
auh dadurdy nichts geändert, daß nad dem DBayrijchen Aus- 
führungsgefeß zur E. PB. DO. der Beichreitung des Nechtsweges die 
Betretung des Adminiftrativweges vorauszugehen hat. VI, 75,94 
vom 11. Suni. 

267. Dagegen fchließt das Haftpflichtgejeg die Erhebung 
neuer Anjprüde aus, über welche bereits rechtskräftig entjcjieden 
ift und entjchieden werden Fonnte. Hinfidhtlih der Gehaltsvor- 
rüdung vom 15. März 1875 waren die durd) ‘Defret vom 4. März 
1875 zugewiejenen Bezüge Gegenftand der früheren Klage, iı- 
jofern die Zuerfennung diefer höheren Bezüge beantragt gewejen. 
Das Handelsappellationsgericht hatte zwar unrichtig angenommen, 
aber rechtskräftig ausgeiprochen, der durd) die Verlegung dem 
Kläger zugegangene und deshalb zu erjegende Schaden bejtche in 
dem Entgange der VBermögensvortheile, in deren Genuß der Kläger 
jih zur Zeit des Unfalles befand. Die irrthümlicdhe Annahıne, 
daß diefe Bezüge nicht eine normativmäßige Gehaltsvorrüdung, 
jondern den Lofomotivheizern nur für die Krankheitsdauer bes 
willigte erhöhte Reichniffe feien, war auc) nicht durch den Fiskus here 
borgerufen worden. Denn die Erklärung des damaligen fisfalijchen 
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Bertreters, daß den erkrankten LXofomotivheizern für die Krank- 
heitsdbauer ihre vollen Bezüge gewährt würden, bedeutet nicht die 
Gewährung höherer Bezüge für den Krankheitsfall, fondern die 
Belaffung der erkrankten Bedienfteten in dem vollen Gehaltsbezug 
bis zur Benfion. Als ein Verhältnig, welches jchon bei der früheren 
Entfcheidung hätte berüdfichtigt werden fünnen, und deshalb nicht 
geeignet ift, eine neue Klage zu begründen, erjcheint das Gchalts- 
regulativ vom 9. 1876. Anders verhält e8 fich Hinfichtlich einer 
nicht mit Beftimmtheit vorausfehbaren allgemeinen Gehalte- 
aufbefferung, welche ihren Grund in der Aenderung der Preis- 
verhältniffe und des Geldwerth8 gehabt hat. Zur Bemefjung der 
hiernady dem Kläger zuzufprechenden höheren Rente ift die Sadıe 
an das Berufungsgericht zurücdverwiefen. VI, 75/94 vom 11. Juni. 

268. Zu Ehrenfeld bei Cöln zweigen von der fisfalijchen 
Sifenbahnlinie Eöln> Herbesthal an der Stelle, wo das Haupt- 
geleife die VBenlo’er Straße freuzt, mehrere Anfchlußgeleife nad) 
den Ctabliffement® mehrerer Zabrifen ab, welde Geleife auf 
Privateigenthum liegen. Der Betrieb auf denjelben erfolgt nad) 
Maßgabe der hierfür beftehenden Verträge fowie der darin — 


8.2 — bezogenen „Allgemeinen Bedingungen” für Necdhnung der 


Eijenbahnverwaltung, welche zu diefem Zwed aud) ihre Bedieniteten 
und ihr Material jtellt; al8 Entfchädigung bezieht der Eifenbahn- 
fisfus feite Vergütungen für die Koften der Bewadung, die Unter: 
haltung der Geleije und der Weichen und ferner Anfchlußfradhten 
nad) fejten Säten für die Zuftellung oder Abholung der Wagen, 
worüber die 88. 9, 10, 11 und 19 der Allgemeinen Bedingungen 
da8 Nähere enthalten. Auf einem diejer Anjchlußgeleife ver- 
unglücdte die Flägerifche Ehefrau P., indem fie unter einen von 
fisfaliichen Eifenbahnarbeitern in Bewegung gejetten Eifenbahn- 
wagen gerieth. Fiskus ift aus dem Haftpflichtgefege verurtheilt, 
Revifion zurüdgewiefen. Das Oberlandesgeriht irrt rechtlich) 
nicht, wenn e8 al8 Betriebsunternehmer im Sinne von $. 1 de8 
Daftpflichtgefeßes denjenigen bezeichnet, in beffen Namen und auf 
dejjen Rechnung der Betrieb geführt wird, welcher eben deshalb 
aud) den Betriebsgewinn für fich bezieht. Weiter gehört es zum 
Gebiete der thatfählihen Beurtheilung, wenn das berlandes- 
gericht aus den vorgetragenen Anjchlußverträgen, welche c8 ein- 
gehend und im Zufammenhange würdigt, feine Ucberzeugung jchöpft, 
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daß der Beklagte im vorliegenden Falle ein folder Betriebsunter- 
nehmer für die in Trage fommenden Anjchlußgeleife fei, indem 
ihm vor allem das üfonomijche Ergebniß diejes Betriebes aus- 
ihließlih zu Gute fomme. IL, 119/94 vom 19. Iuni. 

269. Kläger hat bei dem Verfuche, in den abfahrenden Per- 
jonenzug einzufteigen, einen Unfall daburd, erlitten, daß er uuter 
den Zug gerieth, welcher ihm ein Bein abfuhr. Eifenbahnfisfus 
ift zum Schadenserfag dem Grunde nad verurtheilt, Revifion 
zurüdgewiejen. Das Berufungsgericht legt auf den Umftand Ge- 
wicht, daß Kläger und nocd andere Perfonen fid) fofort, nadjden 
fie im Wartefaale abgerufen worden, in der größten Eile nad) 
dem Zuge begeben haben. Die für den gegenwärtigen Fall aus 
den von den Zeugen befundeten ZThatjachen gezogene Yolgerung 
de8 Oberlandesgerichts, daß der Stationsbeamte unter den ob- 
waltenden Umftänden ben Zug nicht hätte abfahren lafjen dürfen, 
fann nicht rechtlich beanftandet werden. Cbenfo unzutreffend tjt 
da8 weitere Argument der Revifion, daß fon die erwiejene eigene 
Unvorfichtigfeit des Klägers, welcher, neben dem abfahrenden Zuge 
herlaufend, verfucht habe, auf das Trittbrett des letsten Perjonen- 
wagend zu jpringen, den Kaufalzufammenhang zwijchen dem fejt- 
geftellten Verfchulden des Beklagten und dem Unfalle ausfchließe. 
Wenn ein Verjchulden auf beiden Seiten vorgefommen ift, jo ijt 
e8 Sadje der thatfählichen Beurtheilung, ob troßdem das auf 
der einen Seite vorliegende Verjchulden das wejentlidde, urjädj- 
liche gewefen fe. Das lettere hat das Dberlandesgericht zum 
Nachtheile des Beklagten angenommen, und biefe Annahıne ift in 
der Revifionsinftanz nicht nachzuprüfen. IL, 145/94 vom 13. Juli. 

270. Ein im bautehnifhen Bürcau der Generaldireftion 
der Staatseifenbahnen angeftellter Aegierungsbaumeijter ©. tft 
beim Ausfteigen aus dem Eijenbahnzuge verunglüdt. Unter Ab- 
(cehnung einer eigenen Berfchuldung deffelben ijt Eifenbahnfisfus 
verurtheilt, feiner Witwe fo lange fie lebt, doch nicht über 20 Iahre 
hinaus eine Iahresrente von 1000 Mark zu zahlen, Revifion 
zurücgewiefen. Das Berufungsgericht ftellt feit, daß der dem 
Zug al8 Schaffner beigegebene Bremfer W., al8 der Zug in den 
Bahnhof zu Kannftatt einfuhr und noch in langjamem Gang war, 
die Thüre des Wagens, in welhem ©. als Paflagier faß, geöffnet 
und in den Wagen gerufen hat: ‚‚Cannftatt! Ausfteigen in der 
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Richtung nah Eflingen!‘, daß diefcs Verhalten W.’8 gegen die 
Tahrdienftvorfchriften, wonah die Schaffner bei Ankunft eines 
Zuges auf einer Station erjt, wenn der Zug zum Stillitand ge- 
fommen, die Wagenthüren öffnen und abrufen dürfen, verjtieß 
und daß ©. lediglih dur das Abrufen W.’S veranlaßt wurde, 
aufzuftehen, den Wagen zu verlaffen und auszufteigen. Daß dem 
©. da8 Berbot voreiligen Ausfteigens und die damit verbundene 
Gefahr befannt war, nimmt das Berufungsgericht ebenfo an, wie 
daß ©. jih in angeheitertem Zuftande befand; feine obige Yelt- 
ftellung beruht aber auf thatjädhlichen Erwägungen. VI, 128/94 
vom 1. Dft. 

271. Das Berufungsgericht erwägt das Alter, den Beruf, 
die Lebensverhältniffe des Verunglücten, in welcher Richtung Streit 
unter den Parteien nicht beftand, und fam hiernady zu dem Schluß, 
daß ein Mann in den Berhältniffen des Verunglüdten und fo 
aud) diejer jelbft vorausfihtlih und vermuthlid nocd) 20 Jahre 
gelebt haben würde. DBejondere Umftände, weldje etwa die An- 
nahme eines fürzeren Lebens des Verunglücten bedingt oder nahe 
gelegt hätten, Tagen dem Berufungsgericht nicht vor. Die in 
Bähr, Urtheile des Neichsgerichts, ©. 189 ff. mitgetheilten Mor- 
tabilitätstabellen hat da8 Berufungsgericht nur zur Vergleichung 
und Betätigung feiner fonft gewonnenen Weberzeugung von der 
vermuthlichen Lebensdauer ded8 S. herangezogen. Dies tft nicht 
rechtsirrthHümlich. VI, 128/94 vom 1. Oft. 

272. Nad) einem Abfommen zwilchen der Bayrifchen und 
der Württembergiichen Eijenbahnverwaltung wird die Begleitung 
der eingejtellten Bayriihen Eifenbahnwagen bei durd Württem- 
berg hindurchgehenden Schnellzügen von bayriicdhen Kondufteuren 
gegen Erjaß der Selbtkoften beforgt. Bei einem foldden Schnell- 
zuge ift auf Württembergiihem Gebiet ein Eijenbahnwagen um- 
geftürzt, ein bayrifcher Eifenbahnfonduftenr hat einen Unfall er- 
titten, und ift demnächft verjtorben. Auf die von deifen Witwe 
wider den Württembergiichen Staatsfisfus, in defien Betrieb fich 
der Unfall ereignete, erhobene Klage ift Beflagter aus dem Haft» 
pflichtgejeg verurtheilt, Revifion zurücgewiefen. Denn zur Zeit 
des Unfall und des Todes des Eifenbahnkondufteurs beitand in 
Bayern feine dem $. 12 des Reichögefetes, betreffend die Für- 
jorge für Beamte in Folge von Betriebsunfällen entjprechende 
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gejeglihe Regelung der Fürforge für die Bayrifchen Eifenbahn- 
beamten ; die entfprechenden Württembergiichen Beitimmungen waren 
aber zum Nachtheil der Hinterbliebenen Bayrifcher Beamten nidıt 
anwendbar. Denn das Berufungsgericht legt ohne Redhtsirrthum 
da8 zwilchen den Eifenbahnverwaltungen getroffene Abkommen 
dahin aus, daß zufolge deffelben der Bayriihe Eifenbahnbeanite 
lediglich in diefer feiner Dienftftellung auf direkte Weifung feiner 
vorgejetten Bayrifchen Dienftbehörde den Bayrijchen Wagen be- 
gleitet und die Württembergiiche Eifenbahnverwaltung dies ge- 
ftattet hat. Danad) war derfelbe nicht Hülfsbeamter der Württent- 
bergifchen Staatseifenbahnverwaltung geworden, fondern Bahrijcher 
Eifenbahnbeaniter geblichen. VI, 173/94 vom 25. Oft. 

273. Kläger wollte am 18. Aug. 1891 in den Abende nad) 
I Uhr auf dem Bahnhofe Rofenderg i. Sch. anhaltenden Eifen- 
bahırzug einfteigen, fiel über einen Koffer, welchen ein ausfteigen- 
der Reifender auf dem Perron abgefett hatte, und brad) den Knnöchel 
des linken Fußes. Kijenbahnfisfus ift aus dem Haftpflichtgejeg 
verurtheilt, Revifion zurücgewiejen. ‘Daß fie) der Unfall „bei 
dem Betriebe einer Eifenbahn” zugetragen habe, darf um deswillen 
gejagt werden, weil der Kläger auf dem Perron in unmittelbarer 
Nähe des Coupees, in welches er einzufteigen gedachte, zu Schaden 
gefommen und, da fi) der Zug nur wenige Minuten aufhielt, 
zur Eile genöthigt, alfo den hierdurch jowie durch das jtarfe ©c- 
dränge erhöhten Gefahren des Eifenbahnbetricbs, welcher damals 
\hon begonnen hatte, ausgefekt war. VI, 198/94 vom 8. Nov. 

274. Kläger, ein Arbeiter des Beklagten, hat in Yolge eines 
Berjehens des vom Beklagten bejtellten Auffchers in der Mlergel- 
grube eine Körperverlegung erlitten. Nevifion gegen die Ver: 
urtheilung zurücgewiefen. Zu den Gräbereien gehören nad) den 
Motiven zu dem Entwurfe des Haftpflichtgefeges insbefondere aud) 
Mergelgruben. Die in Frage ftehende Mergelgrube war weder 
eine nur für furze Zeit eingerichtete, vorübergehende Arlage, nod) 
von einem ganz unbedeutenden Umfange. Ohne Redtsirrthum 
fonnte da8 Berufungsgericht daher annehmen, daß die Miergels 
grube eine Gräberei im Sinne des 8. 2 de8 Gefetes vom 7. Sunt 
1871 jei. Mit Unrecht meint die Kevifion, daß ed darauf an 
fomme, ob der Bellagte aud) Mergel zum Berfaufe Habe graben 
lajfen. Diefer Amftand ijt nach dem Wortlaut und dem Zwede 
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des Gefeßes für den Begriff der Gräberei nicht wejentlid. Wenn SHaftpiticht- 
aud) nad dem Gejeke vom 6. Juli 1884 der Betrieb der Merge- I 
grube al8 landwirthichaftliches Nebengewerbe nicht verficherungs- 
pflichtig gewefen tft, jo folgt Hieraus nichts für die Auslegung 
des 8.2 de8 Gejeges vom 7. Iuni 1871 (vgl. R. D. 9. ©. €., 
Dh. 22, ©. 415; DB. 23, ©. 103, 104). VI, 227/94 vom 
28. Nov. 

275. Die von dem Abjender wider den Eifenbahnfisfus wegen Pr.Eifenbahn- 
des durch Erplofion bei dem im Fall 236 erwähnten Unfall ber, Ele 0 
foren gegangenen Pulvers erhobene und auf das Pr. Eifenbahn- 8.25. 
gefet $. 25 gegründete Klage wurde abgewiejen, weil der Abjender 
feinen Schaden erlitten hatte. — Bgl. 4. — Mit der Behauptung, 
Kläger habe den Käufern das erplodirte Pulver durch eine gleiche 
Menge andern PBulvers erjegt, wurde Kläger nicht gehört, weil 
für diefe freiwillige Aufopferung ein Dritter nicht einzuftehen 
hatte. Auf eine negatiorum gestio fonnte der Anspruch nicht 
geitügt werden, weil für Cijenbahnfisfus feine Lieferungsver- 
pflihtung bejtand. NWevifion zurüdgewiefen. II, 123/94 vom 
22. Sumi. 

2758. Die Klägerin ift mit der gegen den Br. Eifenbahn- 
fisfus erhobenen Klage auf Erfat des Schadens, welchen fie durch 
den Zufammenftoß ihres Fuhrwerfs mit einer rangirenden Lofo- 
motive im Hafenbahnhof zu Frankfurt a. M. erlitten hat, ab 
gewiefen. Revifion zurüdgewiefen. Das Berufungsgericht Hat 
feitgeftellt, daß der Betrieb der Bahnverwaltungen vor dem DBe- 
ginn der ftädtiichen Streden endete, und daß die Ueberführungs- 
gebühren, welche für die Beförderung auf den ftädtifchen Streden 
zu zahlen waren, ausfchließlic der Stadt zu Gute gefommen find, 
und für deren Rechnung von den Bahnverwaltungen mit erhoben 
wurden. Die für die Beförderung auf den ftädtifchen Streden 
erforderlihen Majcdhinen und Wagen und das nöthige Perjonal 
haben zwar die Bahnverwaltungen der Stadt geftellt, jedoch ohne 
rechtliche Verpflichtung und ohne irgend welche Entihädigung dafür 
zu erhalten. Auch die Erwägung ift vom Berufungsgeridt nicht 
überjehen, daß bie Gefhäftsführung für einen Anderen den DBe- 
griff der eigenen Betriebshandlung nicht ausfchließt. Die Annahme 
einer eigenen Betriebshandlung der Staatsbahn ijt nad) den Fon- 
freten Umftänden al8 ausgejchloffen anzujehen, weil es fi um 
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Pr.Cifenbahn- die Beförderung von Gütern auf einer Strede handelte, auf 
es welcher der Betrieb allein der Stadt zuftand, und für welche 
8.25. fie allein die Beförderungsgebühren erhielt. III, 228/94 vom 
28. Dec. 

(Sewerbe- 276. Zwar wird aus dem Dienftvertrage auch die Pflicht 
oe des Dienftheren zu folgern fein, den Arbeitern im Freien einen 
ende Ver- zum möglidhit gefahrlofen Ausglühen der Metallrohre geeigneten 
Pla anzumeifen; jedenfalls muß aber feftftehen, daß dem beflagten 
" Reichemarinefisfus, alfo einem feiner Willensorgane ein mäßiges 
Berjehen — ÜL.R. I, 6, 8.98 — zur Laft fällt, wenn dies 
unterlaffen tft. Nad) den Ermittelungen und dem Outadjten dee 
vernommenen Sachverjtändigen ift aber eine mit dem Ausglühen 
der Giederohre verbundene Gefahr jelbjt den Spezialiften im 
Dampffeffelfache nur wenig befannt. Ob teoßdem, etwa wegen des 
Materials der für die Kriegsichiffe verwendeten Siederohre, den 
Willensvertretern des Bellagten die Gefahr bes an der ange: 
wiejenen Stelle erfolgten Ausglühens befannt war oder ohne Ver: 
nadläffigung der gewöhnlichen Aufmerkfamtfeit nicht unbekannt fein 
fonnte, bedarf einer eingehenderen Prüfung, und diefe läßt fich 
nit trennen von der Frage, welcher ald Willensorgan des Fiskus 
anzujehenden phyfiichen Perfon vom Berufungsgerichte das Ber- 
jehen zur Laft gelegt wird; nur dann ift eine Nadyprüfung mög- 
(id), ob die Rechtsgrundfäge auf den vorliegenden Fall richtig ans 

gewendet find. ILL, 211/94 vom 7. Dec. 
u 277. In der Nordfee, unweit des Weferfenerichiffs, hat ein 
fon. Zufammenftoß zwifchen dem auf der Reife begriffenen Dampfer 
„Kong Sigurd” und dem auf feiner Station kreuzenden, dent 
Deutfchen Reichemarinefisfus gehörigen Lootjenfcyooner ‚„Wange- 
roog” ftattgefunden, wodurd beide Schiffe bejchädigt wurden. Die 
Klage des Reichsmarinefisfus ift abgewiejen, auf die Widerflage 
ijt er verurtheilt, feine Revifion ift zurücgewiefen. Gegen den 
Reihemarinefisfus ift H. G. B. Art. 736 ff. in Verbindung mit 
Art. 451 und 452 anzuwenden. Das Gewerbe der Seelootien, 
wie bafjelbe zur Zeit betrieben wird, hat die Verwendung von 
größeren feemännifc gebauten und ausgerüfteten Schiffen zur 
nothiwendigen VBorausfegung. ‘Da die Lootfen ihr Gefdhäft des Er- 
werbes wegen betreiben, jo dienen ihnen ihre Fahrzeuge zum Er- 
werbe durd) die Seefahrt. Ob diefer Erwerb unmittelbar durd) 


Die einzelnen Obligationen und Anjprüde. 157 


die Verwendung eined Schiffes zur Seefahrt gemadjt oder durd) 
diejelbe nur ermöglicht wird, ijt unerheblid. Cbenjo unerheblid) 
ift e8, daß das Lootfengewerbe nicht zu den Handelsgefchäften ge- 
hört, und daß zur Ausübung defjelben die Befähigung zum Lootjen- 
dienfte, jowie landesgejeglicd; in der Negel ihre Konzeifionirung 
als Xootjen erforderlich ift. Allerdings ift das Rootfenperfonal zu- 
näcdhjit angewiejen, den Schiffen der Kaiferlichen Flotte den Bedarf 
an Rootjen zu liefern, e8 hat aber, fomweit die zur Verfügung ftehenden 
Kräfte e8 zulaffen, aud) allen anderen Lootjenbedürftigen Schiffen 
gegen Zahlung von Lootfengeld (von mwelhem das Berjonal einen 
Antheil erhält) Xootjendienfte zu leiften. Der Reichsmarinefisfus 
betreibt hiernadh mit feinem Lootjenfchooner neben ber Fürjorge 
für feine eigenen Schiffe aud) das Xootjengewerbe und muß fid) 
hiernad), da der Art. 450 9. ©. B. nit vorausfegt, daß ein 
Schiff ausschließlich oder doch in erfter Linie zum Erwerbe durd) 
die Seefahrt diene, ald Rheder behandeln laffen, woraus feine 
Haftung für das Verfchulden der Befagung des „Wangeroog “ 
folgt. I, 458/93 vom 10. März 94. 

278. Der „Wangeroog‘ erwartete auf feiner Station den 
Kaiferlihen Transportdampfer „Eider“, um ihm einen Iadelootfen 
zu geben, und der „Kong Sigurd‘ wollte einen Rootfen nad) der 
Wefer haben. Diefer gab deshalb Ylaufener, und der „Wange- 
roog”, in der Meinung, er habe die „Eider‘ vor fi), beantwortete 
dajjelbe durd; Bläfen. Da beide Schiffe hiernad) einander an- 
nähern wollten, damit der Xootje abgegeben werden könne, ift e8 
nit angängig, die Beftimmungen der Kaiferlichen Verordnung 
über da8 Ausweichen von Scijfen anzuwenden. Es ift allein 
Art. 24 maßgebend. Beide Theile waren verpflichtet, unter wechjel« 
jeitiger Beobaditung, Berüdfihtigung und Unterftügung die zur 
Abwendung eines gefährlichen Zufammenftoßes geeigneten Manöver 
auszuführen. Wenn bei diefer Annäherung der „Kong Sigurd‘, 
anitatt auf dem urjprünglichen Kurfe Liegen zu bleiben und zu 
ftoppen, um jo dem Segelidiffe jede diefem bequeme Annäherung 
zu ermöglicdien, ein Rudermanöver ausgeführt hat, weldes ihn 
gerade vor dejfen Bug führen mußte, fo erachtet da8 Berufunge- 
gericht ohne Redhtsivrthum, e8 treffe die Sciffsbefagung diejerhalb 
fein Berichulden, da die vernommenen Sadjverftändigen dies ale 
jeemännifch gebräudjlich erflärt und gebilligt haben. Als aber 
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Führer P. des „‚Wangeroog” erkannte, der große ‘Dampfer wolle 
in die Wefer gehen, fam er zu der Anficht, er habe mit demfelben 
nichts zu thun, und braude fi) ihm nicht zu nähern; er that 
aber nichts, um diefe veränderte Abficht Fundzuthun, ließ vielmehr 
fein Schiff auf demfelben Kurje liegen, während der,,Wangeroog” 
im enticheidenden Augenblide nad) der thatjädhlichen Feftftellung 
des Berufungsrichters allerdings in der Lage war, durd ein 
geeignetes Segelmandver aus dem Wege zu gehen. I, 458/93 
vom 10. März 94. 

279. Bgl. 31. Die ‚„Mioewe’ bugfirte am Tage des Un: 
falles den von einem Zwangsbinnenlootjen geführten Schrauben- 
dampfer Agnes’, der von Neufahrwaifer weidyjelaufwärts nad) 
dem Anlageplat der Weichjeluferbahn fuhr. Das Bugfiren ge- 
ihah in der Weife, daß die ‚„‚Mioewe’ vorauf fuhr und die Be- 
wegung der „Agnes‘ durd) ein am Steuerbordbug der Lebteren 
und auf dem Ded der „Mocwe’ befejtigtes Verbindungstau 
regulirte. Der zu paffirende Weg mad)t da, wo der fogen. Hafen 
fanal in die Weichjel mündet, eine fait vechtwinflige Krümmung. 
Hier fuhr die jchwer zu fteuernde ‚Agnes etwas fjchneller, um 
größere Steuerfraft zu erlangen, während die „Moemwe’ nad) rechts 
ausbog, um die „Agnes“ in die neue Fahrtrichtung zu bringen. 
Dabei wurde die „Moemwe’ von der „„Agnes’ überholt und von 
dicjer gezogen. Sie gericth mit ihrem Hed dit an die Steuer- 
bordfeite der „Agnes, lag auf ihrer Badkbordjeite und drohte zu 
fentern. Der Kapitän der ‚„‚Mkoewe’ verjuchte das Tau zu jlippen, 
der erfte Verfuch gelang nicht wegen zu großer Spannung deifelben; 
bei einem zweiten VBerfuch brad) der Bügel, an weldem ber Tau: 
hafen hing. Die von der ‚„‚Agnes’ frei gewordene „Moewe” 
gerieth insg Schmwanfen, fodaß Kapitän Sch. über Bord flog. 
Während die Mannichaft mit der Rettung des Kapitäns befchäftigt 
war, ging die „Moewe” vorwärts und lief in den am linfen 
Weichjelufer liegenden Kahn des Klägers. Der Berufungsridter 
hat ein Verjchulden des Kapitäns darin gefunden, daß er das Ber- 
bindungstau nicht rechtzeitig, nämlich nicht als die „Moewe” in 
einer mehr al rechtwinkligen Stellung zur „Agnes’ fich befand, 
gelöft habe. Das beruht auf einer thatfächlid; und rechtlich zu-= 
treffenden Würdigung der Sadlage. Der Schiffer Hätte fi) jagen 
müfjen, daß er durd) Verabjäumung des richtigen Momentes zum 
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Stippen in die demnächft wirklich eingetretene Nage fommen fünne, 
die Herrichaft über fein Schiff zu verlieren. ‘Die weiteren Er- 
eigniffe find demnad, wenn dabei aud) nod) andere Urfachen mit- 
gewirft haben, doch mittelbare Folgen feines Verfchuldens gewefen. 
I, 85/94 von 6. Juni. 

280. Das Berufungsgericht hat die Klage wegen eigenen 
Berihuldens des Schiffers des bei dem Zujammenftoß befchädigten 
Schiffes abgewiefen. Ihm hätte Kar fein müffen, daß in hohem 
Grade die Gefahr einer Kollifion mit Schiffen begründet war, 
welche jenjeit8 der Südmole und durd dieje völlig verbect, wefer- 
abwärts fuhren oder um den Molenftopf in den Freihafen ein- 
fahren wollten. In diefer Lage fet der Führer des „Hecht“ ver- 
pflichtet gewejen, zur thunlichiten Abwendung diejer Gefahr diejenige 
Borfichtsmaßregel anzuwenden, die unter den Umiftänden eines 
folcdhen Falles von einem verftändigen Schiffsführer nach gewöhn- 
ficher jeemänniicher Praxis angewendet wird bezw. angewendet 
werden muß, um den nicht fihtbaren Schiffen die Wahrnehmung 
feiner Annäherung durd den Gehörjinn zu ermöglichen. Das 
habe er unterlaffen. Revifion zurücgewiefen. Das Berufungs- 
gericht Fonnte feine Annahme auf Art. 12, Abf. 2° der Verordnung 
zur Verhütung des Zufammenftoßes der Schiffe vom 7. Jan. 1880 
(Nr. 34 der polizeilichen Vorfchriften für die Schiffahrt auf der 
Meier vom 22. Yan. 1889) ftüßen, ba dieje Vorschrift ergibt, daß 
der langgezogene Ton der Dampfpfeife dasjenige Signal ift, welches 
ein in Yahrt befindlicher Dampfer Schiffen, die feine Annäherung 
nicht wahrnehmen fünnen, nad) feemännischer Praris zu geben 
hat. I, 187/94 vom 10. Oft. 

281. Auf der Wefer ift ein Ewerfahn des Klägers zufolge 
eined DVerjchuldens der Schiffshbefakung einer dem Bremifchen 
Staat gehörigen, bei ben Weferkorrektionsarbeiten benugten Dampf- 
fhute von diejer angerannt und gejunfen. Der Bremifche Staat 
ift zum Schadenserfag verurtheilt, NRevifion zurücdgewiefen. Nac) 
dem für revifibel erklärten $. 46 der Bremifchen Verordnung vom 
6. Suni 1864 betreffend die Einführung des 9. ©. 2. find bie 
Beitimmungen der Art. 736—741 9. ©. 2. aud) auf Flußichiffe 
und auf die Flußfchiffahrt anzuwenden. Aus der Wortfaffung des 
8.46 der Einführungsverordnung allein fann ein Grund für bie 
Meinung nicht entnommen werden, bag nur der Eigenthümer von 


CS diffs- 
follifion. 


Edifit- 
follifion. 


Verlegung 
durd) ein 
TIhier. 


160 Die einzelnen Obligationen und Aniprüdhe. 


zum Erwerbe durd die Schiffahrt beftimmten Flußfchiffen haften 
jolfe, da in 8.46 von Flußicdiffen und Tlußichiffahrt ohne jede 
Einfhränkung die Rede if. Der Art. 450 9. ©. B., welder 
den Begriff des Rheders für den Bereid) des Handelsgejegbuches 
fejtitellt, ift weder im Art. 736 9. ©. B., nod) im $. 46 der 
Einführungsverordnung in Bezug genommen, fodaß ein äußerer 
Zwang für die Annahme, daß diefer Begriff in der aus 
Art. 450 fi) ergebenden Beichränfung auf die Flußichiffahrt habe 
übertragen werden follen, nicht vorliegt. Ebenfo wenig fprecdhen 
ziwingende innere Gründe dafür, daß nad) der Abfiht des Gejet- 
gebers bei Zufammenftößen von Flußichiffen der Eigenthümer de3 
ihuldigen Schiffs nur dann haften folle, wenn ihm daffelbe zum 
Erwerbe durd die Schiffahrt diene. Aus den Materialien ergibt 
ih) dafür nichts. Die neuere Rechtsentwiclung ift geneigt, bei 
gefährlichen Betrieben eine Haftung des Unternehmers für das 
Berichulden feiner in foldem Betriebe befchäftigten Untergebenen 
aufzuftellen, und da auc, der Betrieb der Schiffahrt, wie nament: 
(ih die Gefahr des Zufammenftoßes darthut, ein für dritte Per- 
jonen gefährlicher ijt, fo rechtfertigt e8 fi), den Schiffseigenthümer 
für da8 Verichulden der Mannichaft feines zum Sciffahrtsbetriebe 
verwendeten Schiffes haftbar zu machen, ohne daß e8 auf den Zmwed 
des Schiffahrtsbetriebes anfommt. Hiermit übereinftimmend fett 
aud) der jett vorliegende, unter Mitwirkung der Intereffentenkreife 
aufgeitellte „Entwurf eines Gefches, betreffend die privatrechtlichen 
Berhältniffe der Binnenfcdiffahrt und der Flößerei‘ für die vor- 
liegende Frage an die Stelle des Atheders den „Schiffseigner‘‘, näm- 
lid) den Eigenthümer eines zur Schiffahrt auf Flüffen oder fonftigen 
Binnengewäffern beftimmten und hierzu von ihm verwendeten 
Schiffes, ohne Beihränfung darauf, ob das Schiff zum Erwerbe 
durch die Flußichiffahrt dient. I, 225/94 vom 3. Nov. nt 
Iprehend I, 224/94 vom 3. Nov. Ebenfo wurde auf Grund $. 54 
des Hamburgifchen Einführungsgefeges zum H. ©. B. bezüglich 
einer dem Hamburgiihen Staat gehörigen Xootjenjolle erkannt, 
welche auf der Elbe ein Schiff angerannt hatte. I, 401/94 vom 
20. Tebr. 95. 

282. Der 4, Iahr alte Knabe ift auf der Straße von 
einem Pferde der Beklagten gejchlagen. ‘Die Beklagte Hat die 
Koften der ärztlihen Behandlung getragen. Die Klage auf 


Rechtsverhältniffe aus Berträgen. 161 


2000 Mark wegen dauernder Entitellung ift auf Grund L. 3, 
D. si quadrupes (IX, 1) abgewiejen, WRevifion zurüdgewieien. 
Das Berufungsgeriht hat die vom Kläger bejchriebene Narben- 
bildung, den gejchilderten Eindrud derjelben, fowie den muth- 
maßlichen Einfluß der angeblichen Entjtellung auf die Zukunft 
des Knaben, insbefondere auf die Fünftige Wahl des Berufs, in 
Erwägung gezogen. Wenn e8 hierbei mit der Möglichkeit der 
Verwahfung der Narbe rechnet und Hinfichtlih der Wahl des 
Berufs nur die nächftliegende Wahrjcheinlichleit, daß der Beruf 
des DBaters für die Berufswahl des Sohnes maßgebend fein 
werbe, in Betracht zieht, fo redjnet e8 allerdings mit Wahrichein- 
lichkeiten, welche durch die Geftaltung der Zukunft aud) widerlegt 
werden fünnen. Das Berufungsgericht fällt fein Urtheil aber nur 
für die Gegenwart und zwar dahin, daß zur Zeit eine Verminde- 
rung der künftigen Erwerbsfähigfeit bes Knaben fich nad) Lage 
der Eonfreten Umstände mit einiger Sicherheit nicht Tonftatiren 
lalje. Einer künftigen Rlaganftellung auf Grund veränderter Um- 
ftände ift hierdurd) nicht präjudizirt. VI, 229/94 vom 27. Nov. 

283. Im Fall 498. Mag man aud in dem nad) Eintritt des 
Berzugs vom Kläger an den Beklagten gerichteten Schreiben einen 
allgemeinen Vorbehalt des Klägers finden fönnen, fo irrt dod) 
da8 Berufungsgericht nicht, wenn e8 vom Kläger fordert, daß er 
bei der fpäteren Wiederaufnahme der Arbeit den Bellagten über 
feine Abfiht auf Nachforderung habe aufklären müfjen, zumal der 
Beklagte nad) $. 5 der allgemeinen Bedingungen bereditigt war, 
einzelne Theile der Arbeiten zeitweife oder ganz auszujchließen; 
bei folder Sachlage lag in dem Schweigen des DBellagten auf 
den Vorbehalt im Schreiben des Klägers und in der Annahme 
der Arbeiten keineswegs fchon eine Bereiterflärung zur Gewährung 
einer höheren Vergütung. III, 62/94 vom 22. Iuni. 

284. Wenn dem beklagten Berpäcter jchon bei Eintritt 
des Klägers, weldhem der frühere Pächter feine Rechte mit Ge- 
nehmigung bes Beflagten cedirt hatte, in den PBadtlontraft die 
veränderte Wirthichaftsweife befannt gemwefen ift, jo war er aud) 
verpflichtet, den Kläger auf die Fontraftliche Bejtimmung, welche 
die Aderfultur auf 50 Morgen beichränfte, während der Reft als 
Weide genubtt werden follte, hinzumweifen, fall® er auf deren Ein- 
haltung beftehen wollte. Denn ber Kläger übernahm die Pad)- 
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tung in ihren damaligen wirthidhaftlichen VBerhältniffen, insbejon- 
dere aud mit dem damals vorhandenen, jenes Maß überfteigenden 
Teldinventar, und e8 darf ohne Weiteres davon ausgegangen werben, 
daß der damalige Zuftand der Padıtung wie für die Bemelfung 
des dem Vorgänger zu zahlenden Betrags, fo aud) für den Ab- 
Ihluß des Vertrags felbft von maßgebender Bedeutung gewefen 
if. Icdenfall® mußte er in ber Folge widerjprechen, wenn er den 
unter feinen Augen Iahre fang fortgejetten, dem Kontrafte nicht 
entiprechenden Wirthichaftsbetrieb als fontraftwidrig anjehen und 
behandeln wollte. Einen Widerfprud) hat er jedoch nie erhoben, 
auh nicht bei der nach Jahren ftattgehabten mündlichen Ber- 
fängerung der Pacdhtzeit. Hiernad) fan die Annahme des Be- 
rufungsgerichts, daß die fontraftliche Einfchränkung der Aderkultur 
durd) übereinftimmenden Willen der Kontrahenten aufgehoben wor: 
den ei, nicht für rechtsirrthümlich erachtet werden. Der Bellagte 
it danah mit Nedht verurteilt, nad) den Normen des Padıt- 
vertrags das der thatjächlichen Aderkultur entjprechende, jenes Maß 
überjchreitende Feldinventar dem Pächter zu erjegen. IIL, 99/94 
vom 29. Juni. 

285. Die Bellagten behaupten, daß die Bedingungen der 
Schlußnote nit im Einzelnen zwifchen den Parteien beredet feien, 
jondern daß fie nur erklärt hätten, den ihnen zum Kauf an: 
gebotenen Kaffee von Domingo per Dampfidhiff abgeladen tel 
quel unter üblichen Bedingungen zu ben vereinbarten Preijen 
faufen zu wollen. Allein fie haben die Schlußnote entgegen- 
genommen und damit diejelbe genehmigt. ‘Dieje lautete aber: 
„Die Berfäufer garantiren feine Qualität. Zriage und Brenn: 
waare find ausgeichloffen. Die Waare ift in Altona auf dem 
Boden der Käufer auf die Schale zu Tiefern und infl. Be- 
\hädigung zu empfangen...” Das Berufungsgericht hat 
überdies feitgeftellt, daß im Handel mit Domingofaffee Tettere 
Klanfel allgemein üblid ift. Hiernah war der Kauf mit der 
Klaufel geichloffen. I, 165/94 vom 4./7. Iulti. 

286. Das Berufungsgericht pflichtet dem Richter erjter In- 
ftanz darin bei, daß, wenn aucd bei dem mündlichen Abfchluffe 
des Vertrages über 1000 Sad Weizen erwartend oder eingetroffen 
in Rotterdam die Arbitrageflaujel, nad) welcher Streitigkeiten 
ohne Ausnahme durch freundichaftliche Arbitrage in Rotterdam 
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ausgeglichen werden follten, von den Kontrahenten nicht ausdrüd» 
fich vereinbart worden fei, doc der Unterlaffung von Einwendungen 
Seitens der Bellagten gegen den Inhalt des den Bertragsichluß 
einfchließlih der Arbitrageflaufel urkundlich feitftellenden Be: 
ftätigungsfchreiben® des Vertreters der Verkäuferin in der während 
der folgenden zwei Wochen gepflogenen Korrefpondenz nach dem 
den Handelsverfehr beherrjchenden Grundjag von Treu und 
Slauben die Folge beigemeffen werden müfje, daß Bellagte jene 
Rlaufel als vereinbart gegen fich gelten zu lajfen habe. VI, 106/94 
vom 5. Yuli. 

287. Der Bellagte in Breslau erflärte fih in einem an 
den Generalbevollmächtigten M. des Klägers gerichteten Brief vom 
21. Oft. bereit, eine Hhpothef am B.fchen Grundftüd über 
9000 Darf „für 4500 Mark zu übernehmen. An Koften würde 
ih 100 Mark übernehmen, die Zahlung würde ich jpäteftensd Neı- 
jahr Teiften”. Auf diefen am 22. Dft. zwifchen 2 und 2°, Uhr 
in Berlin beftellten Brief telegraphirte M. am 23. Dit. 1 Uhr 
5 Minuten Nadhmittags: „Offerte 4500 Mark für 9000 Marf 
und 100 Mark Koften acceptirt. Antrag auf Aufhebung des 
Subhaftationstermins eingereicht. Wegen Zahlungsmodus folgt 
Brief.” In dem vom 24. Dit. datirten Brief beftätigt DR. die 
Depeiche. ,„‚Bezüglid” der Zahlung diejes Kaufpreifes, weldje 
jpäteftens am 2. Ian. 1893 bier zu erfolgen bat, fehe ich Ihren 
baldgefälligen Rüdäußerungen entgegen, damit die Gejfion der 
Hypothefenforderung und die fonftigen Yormalitäten erfolgen 
können.” Das Berufungsgericht hat angenommen, daß die Offerte 
de8 Klägers von M. fowohl nah 9. ©. B. ald nah A. ER. 
rechtzeitig angenommen fei, dadurdy fei der Vertrag zu Stande 
gelommen. Revifion zurüdgewielen. ‘Daß die Erklärung über den 
Zahlungsmodus in dem Telegramm vorbehalten fei, verneint das 
Berufungsgeridt. Denn es ftellt feit, daß DM. nad) feiner Er- 
Härung in dem Telegramm aud) mit der von dem Bellagten 
offerirten Zahlungszeit ‚‚bi8 fpäteftens Neujahr 1893 völlig ein- 
verftanden gewejen fei, diefes Einverftändnig auch bereits in dem 
Telegramm dur) die Erklärung, er habe den Antrag auf Auf- 
Hebung der Subhaftation bereits eingereicht, zum Ausdrud ge- 
bradjt habe, und daß der Sclußjag des ZTelegramms ‚‚wegen 
Zahlungsmodus folgt Brief’ nicht die Erklärung über den Zah- 
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(ungsmodu8 habe vorbehalten, fondern bie Art und Weife der 
Erledigung des Austaufches der Urkunden gegen Zahlung des 
Kaufpreifes im Rahmen der durd) das Telegramm fchon ange- 
nommenen Offerte habe ausdrüden follen. IV, 98/94 vom 
18. Oft. 

288. Im Tall 234 lag ein Bertragsverhältniß zwijchen den 
Parteien nicht vor. Richtig ift freilich, daf die fraglicdhe Wirth- 
Ihaft bi8 zur Uebernahme derjelben durd) den Kläger diejenige 
des Beklagten gewejen war, und daß die Parteien über den Er- 
werb derjelben durd) den Kläger im Wefentlichen einig geworden 
waren; aber indem fchlieglid) von einem unmittelbaren Vertrags- 
Ihluffe zwifchen diefen beiden Perfonen abgejchen, und, gleichviel 
aus welchem Grunde, vorgezogen wurde, die Barmbeder Brauerei 
dem Bellagten gegenüber als Käuferin und dem Kläger gegen- 
über al® Verkäuferin dazwifchentreten zu laffen, wurde eben be- 
wirft, daß nun zwilchen den Parteien bennod, fein Vertrags- 
verhältnig zu Stande fam. Eben deshalb ift der Gefichtspunft 
eines jogen. dietum et promissum mit Recht für unzutreffend 
erklärt worden. VI, 178/94 vom 29. Oft. 

289. Im Fall 107. Die Befeitigung der zur Elägerijchen 
Mühle gehörigen alten Wehranlage fonnte entweder im Wege der 
Enteignung oder auf Grund vertragsmäßiger Vereinbarung er= 
folgen. Eine Enteignung hat nicht ftattgefunden. Wenn indeß 
irgend weldje, an fi) zur Vertretung der Gejellfchaft nach) Aupen 
nicht befugte Beamte der Gejellichaft beit der Bauvorbereitung und 
Ausführung mit den betheiligten Grundbejitern Verhandlungen 
geführt haben, wenn jodann diefe von dem betreffenden Beamten 
aufgenommenen, von den DBetheiligten unterjchriebenen Verhand- 
ungen zu den Akten der Gefellfchaft gebradyt und von leßterer 
entweder ausdrüdlid; oder auch nur ftillfchweigend dadurd) ge= 
nehmigt find, daß die Ausführung der Bauten in Gemäßheit diefer 
Verhandlungen erfolgt ift: fo muß das Zuftandefonmen eines 
vechtsgüftigen jchriftlichen Vertrages zwiichen der Eifenbahngefell- 
Ichaft und den betheiligten Grundeigenthümern angenommen werden, 
ohne daß der Bellagte ald Recdhtsnachfolger der Eifenbahngejell- 
Ihaft den Eigentümern in jedem einzelnen Salle die Beibringung 
einer fürmlichen Vertragsurfunde und ben Nachweis der Ber- 
tretungsbefugniß der betreffenden Beamten zumuthen darf. Dieler 
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Thatbeftand Liegt hier vor. Im den ergangenen VBerhandlungen 
hat fid) der Müller mit der Befeitigung der alten Wehranlage 
und der Herftellung der neuen einverftanden erklärt, ohne daß 
jedod) eine ausdrüctliche Zufage der Unterhaltung der neuen Wehr- 
anlage von Seiten der Gejellichaft beurfundet wäre. Kann nun 
ohne Weiteres nicht unterftellt werden, daß der DVorbefiter des 
Klägers für die unentgeltliche Aufgabe feiner bisherigen Wehr- 
anlage durch die bloße Errichtung der neuen Schukvorrichtung, 
gleichgültig wie lange diefelbe ftehen mochte, entichädigt werden 
follte, zumal die Verlegung des Wehrs im ausjchließlicdhen In- 
tereffe der Eijenbahn erfolgte, ift auch, wie der Berufungsrichter 
feftftelft, die Unterhaltungspflicht der neuen Wehranlage auf den 
Befiger der Mühle nicht übertragen, fo bleibt nur die — 
vom Berufungsrichter allerdings nicht ausgefprocdhene, aber fidh 
mit Nothwendigkeit ergebende — Annahme übrig, daß die Unter- 
haltung der neuen Anlage nad) der Abjiht der PVertrags- 
parteien der Eifenbahngefellichaft obliegen follte. V, 156/94 vom 
10. Nov. 

290. Im Fall 626 foll einige Zeit vor der Konkurseröffnung 
Velir Sommerfeld den Beklagten aufgefordert Haben, denjenigen 
Saldo zu begleichen, welcher ji) ergebe, wenn da® Guthaben bes 
Beklagten bei der Gentralhotelbant von deffen Schuld bei der 
MWechfelftube Königsftadt abgezogen würde. Der Bellagte habe 
darauf geantwortet, daß er dem von Felir Sommerfeld geäußerten 
Wunfh zur Zeit nicht nadhfommen fünne. Wenn and, zwijchen 
Velir Sommerfeld als dem Vertreter der beiden Gejellichaften und 
dem Bellagten ein Kompenjationsvertrag gejchloflen werden 
fonnte, jo ift bei jener Sachlage ein foldhes Abfommen nicht zu 
Stande gefommen. Die Antwort des Beklagten: ‚er fünne diejem 
Wunfcde zur Zeit nicht nadhfommen”, lautet ablehnend. Ließe fid) 
diefelbe aber auch dahin deuten, daß der Bellagte fich grundfäß- 
fih mit dem Vorfchlage einer Verrechnung beider Konten hätte 
einverftanden erklären wollen, und daß e8 daneben feine Abficht 
gewefen fei, nur die fofortige Zahlung des überjchießenden Saldos 
abzulehnen, jo würde damit dod) die einheitlich geftellte Dfferte, 
wonad Verrechnung und Zahlung des Ueberjchuffes erfolgen jolite, 
vom Beklagten nicht fo angenommen fein, wie diefelbe gemadjt 
worden war (vgl. 9. ©. 3. 322). Auch in foldem Yalle würde 
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es mithin an einer übereinftimmenden Willenserklärung fehlen. 
IV, 144/94 vom 15. Nov. 

291. Obwohl Kläger behauptet hat, daß er den Kaufvertrag 
im eigenen Namen al8 Kommiffionär abgefchloffen habe und dak 
dad Wort courtier nah Faufinännifhem Sprachgebrauch gleidy- 
bedeutend fei mit Kommilfionär, hat da8 Berufungsgericht auf 
Grund der Korrefpondenz feitgeftellt, daß Kläger Lediglih ale 
Vermittler aufgetreten, daß der Eigenthümer der Waare der Ver- 
fäufer fei, und deshalb bie von jenem erhobene Klage abgewiefen; 
Repifion zurüdgemwiefen. Daß die Feftitellung auf einem NRedjts- 
irrthum beruhe, ergibt fih aus den Entfcheidungsgründen nicht. 
Insbefondere ift nicht anzunehmen, daß das Dberlandesgericht 
den Unterfchied zwifchen einem Kommiffionär und einem Makler 
(courtier) verfannt habe. Auch ein Mangel an Enticheidungs- 
gründen liegt nicht vor. Wenn auf die Neuerungen des Klägers 
das enticheidende Gewicht gelegt ift, liegt ein progzefjualer Verjtoß 
nicht vor; denn wenn der Kläger das Gefchäft nicht in eigenem 
Namen abfchloß, jondern bloß als Vermittler auftrat, ift zwifchen 
ihm und dem Beklagten ein Vertrag in der That nicht zu Stande 
gefommen. II, 127/94 vom 26. Iunt. 

292. Der Mitkläger 2. Bf. betreibt eine Ziegelei, bei welder 
die Mitfläger €. Pf. und %. Sc. betheiligt find. Sie Tlagen 
auf Aufhebung des Vertrags und Schadenserfaß, weil beflagte 
Bauunternehmer ihnen verlaufte Badjteine nicht abgenommen 
haben. Das Neichögericht Hat das verurtheilende Berufungs- 
erfenntniß aufgehoben und zurüdverwiejen. Der Vertrag, deffen 
Auflöfung die Kläger verlangen und wegen deflen Nichterfüllung 
fie Schadenserfaß begehren, ift von 2. Pf. in eigenem Namen 
mit den Beklagten abgeichloffen worden. Wenn nun gleihwohl 
aus diefem DVertrage aud E. Pf. und I. Sch. Rechte gegen die 
Beflagten herleiten wollten, fo hatten fie ihren Eintritt in die 
Bertragsrehte des 2. Pf. darzuthun, und e8 war Sadje de DBe- 
rufungsrichters, den Legitimationspuntt von Amts wegen zu prüfen 
und beim Schweigen der Kläger durch Ausübung des Tragerechts 
Harzuftellen. Der Umftand, daß die Beklagten die Befugniß des 
E. Pf. und des I. Sch., als Kläger aufzutreten, nicht ausdrüdlich 
beftritten haben, konnte an jener Pflicht des Nichters nichts ändern, 
die Berechtigung jedes Einzelnen der drei Kläger zu den von ihnen 
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gefteliten Anträgen zu prüfen, da feitens der Beklagten Abweifung Berfonen der 
der gefammten Klage beantragt worben war. Die Aufhebung des Kontrahenten. 
Urtheil® war geboten auch fomweit e8 zu Gunften des 2. Pf. ge: 

reicht; denn wenn aud) ohne Weiteres angenommen werden bürfte, 

daß die drei Kläger je zu '/; an dem beanjpruchten Schabens- 

eriat Antheil haben wollen, fo kann dod) das bei erneuter Ver- 

handlung der Sache fich ergebende Nechtöverhältniß, in welchem 

E. Pf. und I. Sch. zu den Bellagten und zu 2. Pf. ftanden, aud) 

für die Nechte des lekteren von Bedeutung fein, einmal weil der 

von ihm gefchloffene Vertrag den Charakter eines nad) Handels- 

recht zu beurtheilenden Lieferungsvertrags im Sinne bes Art. 271, 

Nr. 29.6. 2. haben fann, und fobann weil bei Abjchätung 

des dem L. Pf. entgangenen Gewinns unter Umftänden nur die 
Leiltungsfähigkeit feiner Ziegelei — die Sadjverftändigen berüd- 

fihtigen deren mehrere — von Bedeutung fein fünnte. Auc, durfte 

dein 2. Pf. die Befugniß, eventuell den eigenen Slagantrag, fo- 

weit e8 E.P. OD. geftattet, zu erweitern, nicht verjchränkt werden. 

Il, 214/94 vom 2. Nov. 

293. Die Waaren, deren Preis eingellagt wird, waren 
jümmtlih für die Zmwede der Meppener Zorfwoll- und Streu- 
fabrif beitimmt; die Rechnungen, mit weldhen die Waaren abge- 
jandt wurden, lauteten auf diefe Zabrif. Bei den erften Red 
nungen ift auf Verlangen des Beklagten deffen Name, welcher erft 
in ber Rechnung ftand, von dem Kläger geftrichen und die Fabrif 
eingeichrieben.. Das Neichögeriht hat das den Beklagten ver- 
urtheilende Erfenntniß aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn daß ber 
Beklagte Inhaber der Yabrif gewefen fei, it nicht feftgeftellt. Der 
Beklagte hat aber behauptet, er fei Angeftellter und als folcher 
zur Beftellung der Waaren befugt gewejen. Wenn die Rechtsverhäft- 
niffe der Meppener Zorfiwoll- und Streufabrif, bezw. der diefelbe 
betreibenden Berfonen nicht fo Har waren, als fie bei dem, nicht 
erfolgten, Eintrag der Firma in da® Handelsregifter gewefen 
wären, fo folgt hieraus nur, daß der Kläger das Gefchäft Hätte 
unterlaffen oder fid) vorher ertundigen jollen. Umjomehr war 
der Kläger hierzu veranlaßt, al® über die internen Berhäftniffe 
der Fabrif eine weitverbreitete Unflarheit herrichte. Hat trogdem 
der Kläger nicht für nöthig befunden, vor Eingehung der Gejchäfte 
fih Aufflärung zu verichaffen, jo hat er eben ohne weitere Sidhe- 
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Perfonen der rungsmaßregeln da® Gefchäft mit der Yabrik, d. h. mit den hinter 

Kontrahenten. neren Firma ftehenden Berfonen visfirt, die Beurtheilung feiner 
fontraftlichen Verpflichtungen fan aber dadurch nicht beeinflußt 
fein. IIL, 138/94 vom 9. Nov. 

294. „Zwifchen dem Königlichen Bauinjpeftor S. in Infter- 
burg einerfeits und dem Zimmermeifter 8. dajelbft ift auf Grund 
der am 23. April 1891 ftattgehabten bejchränkten Ausschreibung 
der nachitehende Vertrag unter dem Vorbehalte der Genehmigung 
der Königlichen Regierung zu Gumbinnen abgejchloffen worden 
u. |. mw.” Unter beim Vertrage befindet fi die Beftätigungsklaufel 
der Regierung, Abtheilung für Kirchen und Schulwefen zu Gum: 
binnen vom 6. Juni 1891. Diejelbe lautet: ‚‚„Vorjtehender Ver: 
trag wird hierdurd) von Auffichts wegen beftätigt.‘ Fiskus ift zur 
Zahlung ber Baufumme verurtheilt, Revifion zurüdgewiejen. &8 
läßt fich nicht geltend machen, daß der Bau in Wirklichkeit Fein 
fisfalifcher, d. h. Fein folcher gewejen jei, der nach den beftehenden 
Beitimmungen aus fisfaliihen Mitteln herzuftellen war. Denn 
das Berufungsgericht hat nur jagen wollen, daß die Kontrahenten 
den Bau als einen fisfalifchen betradjtet Haben und den Fiskus 
haben verpflichten wollen. Mit Net hat da® Gericht ferner 
darauf Gewicht gelegt, wie der Kläger die Erklärungen bes ©. 
auffaffen mußte. ‘Dem deutlich ausgeiprodyenen Willen des lek- 
teren gegenüber würde ein etiva abweichender, innerlich gebliebener 
Wille für das Vertragsverhältnig mit dem Kläger nicht in Be- 
traht fommen fünnen. Das Berufungsgericht gibt zu, daß bie 
Beitätigung ‚‚von Auflichts wegen“ einer privatredhtlichen Nati- 
habition nicht gleichzuachten fei. Allein der Regierung habe der 
Vertrag zur NRepifion vorgelegen und fie habe die Erklärungen 
de8 ©. fo, wie fie abgegeben worden jeien, gutgeheißen. Sie 
habe bei der Prüfung des Vertrages erkennen müjlen, daß fie 
nad) der Art, wie ©. Tontrahirt habe, als Kontrahent anzufehen 
fei, und wenn fie gleichwohl den Vertrag, auch nur von Auf- 
fiht8 wegen, genehmigte, jo habe fie damit anerfannt, daß ihr 
Beamter ihren Vertragswillen in zutreffender Weife zum Aus- 
drud gebradt Habe. Auch Hat da8 Berufungsgericht erwogen, 
daß, wenn aud ©. feine Befugniffe überfchritten haben follte, 
doch thatjächlich der Vertrag von ihm nidht für den Schulverband 
abgeichloffen fei und daß die Negierung den auftragswibrig 
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abgefchloffenen Vertrag genehmigt habe. VI, 253/94 vom Perionen der 


17. Dec. 

295. Die Hagende Ehefrau war Eigenthümerin ziveier Pa- 
tente, an denen einer Aftiengejellichaft da8 Recht der Ausführung 
und Licenzertheilung (gegen gewifle Gegenleiftungen an die Che- 
frau) eingeräumt war. Die Ehefrau hatte gegen den Verwalter 
im Konfurfe der Aftiengejelliihaft und diejfe gegen die Ehefrau 
Anträge auf einftweilige Verfügung geftellt. Der Ehefrau wurde 
aufgegeben, die Patente während der Dauer des zwifchen den Par- 
teten jchwebenden Hauptprozefjes weder felbft zu benuten, nod) 
die Benußung Andern zu geftatten. Revifion zurücgewiejen. “Der 
Einwand, der Konfursmafje ftehe das Nedht der Ausführung und 
Tieenzertheilung nicht mehr zu, war unter anderm aus dem zu- 
treffenden Grunde zurücdgewiejen, weil der Vertrag, aus welchem 
folches abgeleitet werden wollte, zwijchen dem Ehemann zugleich 
als Bevollmächtigten der Ehefrau und zwijchen der Aftiengejellichaft 
gefchloffen war. Dieje habe die Nußungsredhte auf den Ehemann 
übertragen. Allein in Ermangelung einer befonderen Genehmigung 
der Ehefrau konnte der Ehemann einen foldhen Vertrag mit der 
Aftiengefelfichaft nicht abfchliegen — vgl. I, 343/92 vom 2. Nov. 
(Bd. XV, 208) —, der Vertrag war deshalb ungültig. I, 173/94 
vom 20. Juni. 

296. Im Fall 735 war aud die Königliche Eifenbahn- 
direftion zur Entgegennahme des DVerzichts des Klägers legitimirt. 
Denn auf fie waren die Befugniffe der Direktion der Eijenbahn- 
gefellichaft übergegangen. Und wenn aud die Benfionsfaffe ein 
eigenes Kuratorium hatte, jo wurde doc die Kaffe nad ihrem 
Statut nah Außen Hin durch das Direktorium der Eijenbahn- 
gefellfchaft vertreten. ‘Diefer Beitimmung gibt aber da8 Berufungs- 
gericht — ohne erkennbaren Redtsirrthum — die Deutung, daf 
das Direktorium der Gejellichaft das Willensorgan der Penfions- 
Laffe gewejen fei, ihm aljo die Vertretung der Kaffe in allen 
vällen zugeftanden habe, in denen, abgejehen von der Feitftellung 
der Anfprüdhe der Mitglieder nah Mafigabe des Statuts, die 
Wahrnehmung der Rechte ber Kaffe, fei es einem “Dritten oder 
auch den Mitgliedern der Kaffe gegenüber, in Trage geftanden 
habe. Um einen folchen Fall Hat es fic) aber bei den in Nebe 
jtehenden Vereinbarungen gehandelt. IV, 77/94 vom 27. Sept. 
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297. ÜLU.R. Der Bellagte hatte dem N., welcher beffen 
Gut verwaltete, fchriftliche Vollmadt mit der Befchränfung er- 
theilt, ‚mein Bevollmädhtigter foll nicht beredjtigt fein, das Grund- 
ftüd mit Hypothefen, Grundfchulden oder fonftigen Verpflichtungen 
zu belaiten, nody überhaupt Schulden für mich zu Fontrahiren”. 
Das legt der Berufungsrichter dahin aus, daß N. auch nicht be- 
redhtigt war, von der Hagenden Handlung, mit welcher er in Ge- 
Ihäftsverbindung getreten war, Waaren für den Beflagten auf 
Kredit zu entnehmen, fodaß die Klage für den Ball abgewiefen 
wurde, daß der Beflagte befchwört, er habe dem N. nicht Voll- 
madt ertheilt, Waaren für fein Gut auf Kredit zu entnehmen, 
nod) habe er die ihm mitgetheilten Gefchäfte, welche N. mit der 
Klägerin gemacht hat, gutgeheißen. Ein Verftoß gegen gejeßliche 
Auslegungsregeln, namentih A. X. R. I, 4, S. 65, liegt nicht 
vor. IV, 97/94 vom 24. Sept. Vgl. 199. 

298. Der Gefammtintereffentenfhaft dreier Gemeinden ift 
der Bellagte zur Herausgabe eines derjelben gehörigen Grund- 
jtüd8 verurtheilt; die Revifion ift zurüdgewiejen. ‘Der Beklagte 
leitet fein Eigenthum aus einem Kauf feines Vaters ab. Die Voll- 
macht der damaligen Deputirten enthält aber feine Ermächtigung 
zum Berfauf von Grundftüden. — 8. 106 A.L.R. 1, 13. — Dem 
Antrage auf Einholung einer amtlichen Auskunft der General: 
fommiffion darüber, daß die unter dem Verfteigerungsprotofolle 
unterschriebenen Deputirten ., B. und ©. ermächtigt gewefen, alle 
Intereffenten zu vertreten und aud Grundftüde zu verkaufen, hat 
dev Berufungsrichter nicht ftattgegeben, weil die Trage, ob eine 
Bollmadht genüge, Gegenftand der richterlichen Beurtheilung fei; 
mindeftens hätte der Beklagte eine beftimmte Urkunde, über welde 
Auskunft zu ertheilen, bezeichnen müffen. Der zuerjt angeführte 
Grund trifft zu, wenn die Zragmweite und Wirkjamfeit einer 
beftimmten Bevollmäcdhtigung, insbefondere ber VBollmadıt vom 
30. März 1846 als Gegenftand bes Beweisantrages angejehen 
wird, ebenfo der zweite Grund, wenn dur den YBeweisantrag 
ein Urkundenbeweis im Sinne des $. 397 E. BP. D. angetreten 
werden follte. Ueberdies aber fällt die zu beweilende Xhat- 
jadhe, foweit erfichtlich, nicht in den Gejchäftsbereich der General- 
fommiffion. V, 128/94 vom 13. Oft. 

299. Im Fall Bd. AU, 251 hat das Berufungsgericht nad) 
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anderweiter Verhandlung die Klage injoweit zurücgewieien, als eine 
eigene Schuld des Ehemanns verrechnet war, im Uebrigen aber die 
von dem Ehemann als Generalbevollmächtigtem feiner Ehefrau be- 
ftellte Hypothek für ein Darlehn von nur nod) 8814 Mark 82 Pf. für 
gültig erklärt, und diefelbe verurtheilt, bei Vermeidung der Zivangs- 
vollftredung in ihr Grundftüd zu zahlen; Revifion zurüdgewiejen. 
Allerdings erfordert eine durch einen Bevollmächtigten erklärte Ein- 
tragungsbewilligung eine Spezialvollmadht (8. 107, 1,13 A... R.), 
die natürlich auch in der Generalvollmaht ausgedrüdt fein fann 
(8.118 a.a.D.). Daß die Generalvollmadjt des Chemannes der 
Beklagten eine fpezielle Ermächtigung zu einer Oppothekbeftellung 
enthielt, ift zwar nicht feitgeftellt. Da aber die Eintragung der 
Hhpothef im Grundbud auf Grund der Eintragungsbewilligung 
des Ehemannes der Beklagten erfolgt ift, jo hatte der Berufungs- 
richter feine Veranlaffung, die Legalität der Eintragung in diejer 
Beziehung zu prüfen, fo lange nicht die Legitimation ihres Che- 
mannes zur Beitellung der Hypothek von der Beklagten beftritten, 
das Fehlen einer Spezialvollmadht gerügt und aus diejem Grunde 
die formale Gültigkeit der Hhpothel angefochten wurde. Die Be- 
Elagte hat fi aber darauf befchränkt, die Gültigkeit der Hhypothef 
wegen Mangels des ihr zu Grunde gelegten Nechtsgefchäfts an- 
zufechten, da ein Darlehnsgefchäft zwifchen ihr und dem Erblaffer 
der Kläger nicht zu Stande gelommen, eine Darlehnsvaluta an 
fie oder für ihre Rechnung nicht gezahlt jei. Hierbei hat fie die 
Bevollmädtigung des Rechtsanwalts B. durd ihren Ehemann und 
deren formelle Gültigkeit beftritten, und hierauf bezieht fich die 
Seitftellung der Genehmigung der von B. in Ausführung des ihm 
von dem Ehemann der Beklagten mündlich aufgetragenen Gejchäfts 
vorgenommenen Handlungen. Nur der Mangel einer fchriftlichen 
Bollmadt des B., nicht aber der Mangel einer Spezialvollmacdht 
des Ehemannes foll durch die feftgeftellte nachträgliche Genehmigung 
geheilt worden fein. Für diefe Genehmigung genügten aber Hand- 
lungen und Erklärungen des Chemanns PB. fraft der diefem von 
feiner Ehefrau ertheilten Generalvollmadjt. Wenn die Beklagte jegt 
dad Borhandenfein einer Spezialvollmadht ihres Ehemannes zur 
Dewilligung der Eintragung der Hppothef beftreitet, fo ift das ein 
neuer thatfächficher Einwand, mit dem fie in der Nevifionsinftanz 
nicht gehört werben fan. V, 114/94 vom 6./24. Oft. Qgl. 318. 
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300. Im Fall Bd. XVIL, 345 hat da8 Berufungsgerid)t 
nun auf einen Eid bed DBellagten dahin erkannt, daß TH., der 
Direftorialbevollmächtigte der Klägerin, bei den Verhandlungen 
über den Vertragsabichluß auf die Bedenken des Beklagten über 
die hohe Konventionalftrafe erklärt habe: ‚es werde nicht jo hHeif 
gegelien, wie gefocht werde, die Strafbeitimmung habe Lediglich 
die Bedeutung, daß der betreffende Agent feinen Nebenerwerb be- 
treibe, vielmehr feine der Victoria gehörige Zeit auch diefer voll 
und ganz widbme und daß derfelbe nicht Verficherungen für eine 
Konkurrenzgefellichaft abjchließe”. Für den Schwörungsfall ift dic 
Klage abgewiefen, Revifion zurüdgemwiejen. Nach der Feititellung 
des Berufungsgerichts war Ih. von der Klägerin beauftragt, mit 
dem Beklagten wegen deffen Engagement al8 Generalagent der 
Klägerin zu verhandeln und demjelben den Vertragsentwurf zur 
Unterzeihnung vorzulegen. Ih. hat diefen Auftrag ausgeführt. 
Nach feinem der Klägerin erftatteten Bericht hat er mit dem Be- 
Hagten alle Paragraphen des Vertrages gründlich beiproden. Wenn 
nun Th. als BVertreter der Klägerin bei diefer Gelegenheit die in 
der Eidesformel wiedergegebenen Erklärungen abgegeben hat, und 
Beklagter dadurd beftimmt ift, den Vertragsentwurf, gegen deffen 
Beitimmung über die Konventionalftrafe ev vor der Erflärung des 
Th. Bedenken hatte, zu unterzeichnen, jo hat da8 jedenfalls die 
Bedeutung, daß der Bellagte mit der Unterzeichnung dem Th. 
gegenüber erflärte, daß er die Vertragsbeftimmung in dem von 
Th. bezeichneten Sinne verftehe und die Ueberzeugung habe, daß 
fie von der Klägerin ebenjo verjtanden werde. Wäre diefe Er: 
Härung der Klägerin felbjt gegenüber vom DBeflagten abgegeben, 
indem Bellagter die von ihm unterzeichnete Vertragsurkunde über- 
reichte, und die Klägerin hätte fich dabei beruhigt, ohne ber Er- 
flärung zu widerfprechen, fo müßte die Klägerin diefen Sinn als 
den von Beiden gewollten, gegen fich gelten laffen. Nun muß aber 
die Klägerin die Erflärung, welche der Beklagte bei der Unterfhrift 
ihrem zur Berhandlung mit demjelben über das Engagement und 
den Vertragsinhalt, jowie zur Einholung der Unterichrift ab- 
gejandten Vertreter gegenüber abgegeben hat, gerade jo gegen fid) 
gelten Lafjen, wie wenn fie ihr felbft gegenüber abgegeben worden 
wäre. Denn Th. war nicht bloß Bote, fondern in der gedadjten 
Beziehung Bevollmächtigter der Klägerin, und der Bellagte durfte 
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vertrauen, daß der zur Verhandlung über da® Engagement und 
Entgegennahme feiner Erklärung einfchließlic) der Unterfchrift Ab- 
geordnete auch die Erklärung fo, wie fie von dem Beklagten ihm 
gegenüber abgegeben, der Klägerin getreulich berichten werde. Wenn 
dies TH. nicht gethan Hat, fo präjudizirt das der Klägerin. IL, 
245/94 vom 14. Nov. 

301. 9. ©., der Direktor des Centralhotels, wenn auch nicht 
Borftand der Altiengefellichaft, hat für das Centralhotel eine alt- 
deutiche Zimmertäfelung für 10000 Mark gefauft. Die Aktien- 
gefellichaft ift zur Zahlung de8 Preifes verurtheilt. Denn H. ©. 
hat Yahre lang mit Wilfen der Vertreter der Gefellfchaft zahlloje 
Seichäfte für die Einrichtung und den Betrieb des Hotels unter 
der Firma der Gejellichaft abgeichloffen und ijt ohne Widerjpruc 
als ihr Bevollmäcdtigter nad) Außen aufgetreten, fo daß er ftill- 
Ihweigend auch zum Abichluß des vorliegenden Kaufs als er- 
mächtigt angejehen ift. — 9. ©. 3. 235. — Selbft wenn 9. ©. 
mit dem Ankauf eines folchen Kunftwerkes feine VBollmadt über- 
Ihritten haben follte, fo ift doch feitgeftellt, daß der Vorjteher der 
Aktiengefellichaft nah) Kenntniß von dem Ankauf dem Kläger 
gegenüber feinen fürmlichen Widerfprud; erhoben hat. Dazu war 
er aber nad) den SS. 145, 146, I, 13 U. X. R. verpflichtet und 
wenn auch der $. 146 au die unterlaffene vechtzeitige Erklärung 
nur die Pflicht zum Schadenserjat Fmüpft, jo bejteht hier für den 
Kläger faum ein anderes Intereffe, als daß die Gefellichaft als 
Machtgeber das Gefchäft wider fich gelten läßt, nachdem Kläger 
1888 verkauft, die Zäfelung auf Anweifung des H. ©. gıuttgläubig 
von Münden nad) Stuttgart hat Schaffen lafjen und nachdem bie 
Täfelung dort durd) VBerfchulden der Gefellichaft bis 1892 ohne 
Bezahlung lagert. Dgl. E., Bd. 10, ©. 374, 377. 1, 243/94 
vom 14. Nov. 

302. Der auf Erfuchen des Beklagten zur Aufjtellung bes 
von der Klägerin gelieferten Kefjel® gefandte Monteur war in 
einem Montagebriefe lediglich” mit Aufftelung des Keffel® be- 
auftragt, fodaß jede Garantie abgelehnt werde, wenn der Monteur 
auch zu Neparaturarbeiten herangezogen werde. Die Aufjtellung 
des Kejjeld ift tadellos erfolgt. Für die von W. im Auftrage des 
Beklagten bewirkte Reparatur der Dampfmajchine, deffen mangel- 
hafter Inbetriebjegung diefer Mafchine und die zu deren Inbetrieb- 
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fegung erforderliche Weberheizung des Kefjeld, welche denjelben 
beihädigte, war die Klägerin nicht verantwortlih. Wollte Be- 
Hagter ihn zu weiteren Arbeiten benußgen, jo war es feine Sache, 
fih um die Qualififation des Monteurs und um feine Inftruftion 
zu fümmern. Hat er das unterlaffen, fo kann er daraus, dap 
die Inftruftion nicht vorgelegt ift, Kein Recht herleiten. Bol. 
88.91, 92, I, 13 A... R. I, 269/94 vom 28. Nov. 

303. Der Cedent ©. foll, jofort nachdem er feine Forderung 
cedirt hat, auf Grund einer ihn vom Sculdner ertheilten Voll 
maht Namens deffelben die Anzeige des Ceffionars von der Ceifion 
entgegengenommen haben. Das wäre an fih zuläffige Wenn 
dann der Schuldner nad) diefer Anzeige dem Gedenten gezahlt 
hätte, jo würde dem Cejfionar die Einrede der Zahlung nicht ent- 
gegenftehen. VI, 225/94 vom 29. Nov. 

304. Hätte e8 auch dem Willen de8 Schuldners nicht ent- 
Iprochen, daß ihn bei jener Anzeige ©. vertrete, und hätte dies 
der Geffionar gewußt, jo würde das der Wirfjamkeit der Anzeige 
nicht entgegenftehen, weil diefe fich Überhaupt unabhängig von dem 
Willen des Schuldners vollzieht. Anders würde die Sade dann 
liegen, wenn die Cejjion und die Anzeige auf Grund eines Ein- 
verjtändniffes zwijchen Gedent und Geffionar vorgenommen wäre, 
damit der Schuldner nichts davon erfahre, und dann burd) eine 
Zahlung an den Cedenten nicht befreit werde. Bei folder Arg- 
lift würde dem Schuldner die Einrede der Zahlung gegen den 
Sejfionar allerdings zuftehen. VI, 225/94 vom 29. Nov. 

305. Ebenjowenig kann der Schuldner fich darauf berufen, 
daß der Cedent fid) auf Grund der Vollmacht des Schuldners aus 
deijlen Vermögen bezahlt gemacht habe, und daß dies der Ceijionar 
gewußt habe. VI, 225/94 vom 29. Nov. 

306. Im Fall 182 Hatte der Kläger LUinterbredjungen durch 
weitere Anerfenntniffe behauptet. Ein einjeitiges Anerfenntniß 
der Ehefrau würde allerdings nicht vehtswirkfam gewejen fein. 
Daffjelbe hätte, objchon es eine vorehelihe Schuld der Ehefrau 
betraf, von dem gütergemeinfchaftlichen Ehemann abgegeben werden 
müfjfen. Allein wenn der Ehemann zu dem in feiner Gegenwart 
abgegebenen Anerkenntniffe der Ehefrau fchwieg, fo gilt das An- 
erfenntniß. Die Borausfegung von $.H6LA.U.R. I, 4 liegt nicht 
vor. IV, 165/94 vom 15. Oft. 
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307. Im Fall Bd. XVI, 295 verfteht das Berufungsgericht 
nun den $. 5 des Vertrags jo, al ob er lautete: Der Käufer 
übernimmt die (d. 5. die jämmtlichen) eingetragenen Hhpothefen. 
Sie tommen in Anrechnung auf den Kaufpreis mit dem Gefammt- 
betrage (nämlich der Hauptforderung, für die fie beftellt jind) von 
640000 Mark, jodaß die Kautionshypothel von 25000 Marf 
übernommen ei. Die Auslegung ift möglich, deshalb Nevifion 
zurüdgewiefen. Auch den WRechtsbegriff der ‚‚ausdrüclichen“ 
Willenserllärung (AU. R. I, 11, $. 184; I, 4, 8. 60) verfennt 
das Berufungsgericht nit. Denn al8 ausdrüdliche Erklärung 
ift folche anzujehen, deren Zwed es tft, da8 Gewollte zum Aus- 
drud zu bringen, wenn die Erffärung aud) al® mehrdeutig ber 
Auslegung bedarf. Während die ftillichtweigende Erklärung zunädit 
andere Zwede verfolgt, aber mittelbar einen Schluß auf den zu 
Grunde liegenden Willen geftattet. V, 150/94 vom 24. Nov. 

308. Im Fall 238 hatten Parteien ein in deuticher Sprache 
abgefaßtes Schriftjtück unterfchrieben, daß der Beklagte der Klägerin 
100 Mark für Arbeitsverfäumniß und Schmerzensgelder und 
außerdem die zu ihrer Gefundheitspflege erforderliche Apotheke 
zahle, gemäß diejer Vereinbarung aber jede weitere VBerbindlich- 
feit zwifchen dem Bellagten und der Familie der Klägerin auf- 
gehoben jei. Unter Geltendmachung diejer Vereinbarung hat bie 
Klägerin die 100 Mark für Arbeitsverfäumniß und Schmerzens- 
gelder von dem Bellagten gerichtlich beigetrieben. Diejes Ab- 
fommen fteht der neuen Stlage auf weitere Entjichädigung nicht 
entgegen. Da die Klägerin gegenüber dem in deuticher Sprade 
abgefaßten Schriftftüde als Analphabetin im Sinne des $. 172, 
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, 5A. NR. erideint, fo ift da8 Scriftftüd für fie unverbind- 


ih. Die Beftimmung des $. 174 fett voraus, daß der Inhalt 
des Bertrags als eines mündlich geichloffenen andermweit erwiefen 
werde. Striethorft, Bd. 69, ©. 351. — Das Berufungsgericht 
bat aber nur für erwiefen angenommen, daß die Klägerin bedingt, 
nämlich für den Yall ihrer Genejung ihr Einverftändnig erklärt 
babe; dann muß aber der bei der Vereinbarung gemachte Vorbehalt 
aud) auf die Klageftellung wirken, und liegt in der Beitreibung einer 
vorläufigen Entichädigung fein Anerfenntniß des Vertrags, mit dem 
fih die Klägerin jedes weiteren Anfprud)8 begeben haben würde. 
Daß au ein erfülltes Geihäft im Sinne des $. 146, I, 5 nid 
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vorliegen würde, wenn das Zuftandefommen eines Vertrags ale 
erwiefen zu erachten wäre, wird vom Berufungsgericht ohne Rechts- 
irrthum angenommen, da die Apothefe vom Beklagten nicht bezahlt 
if. Ein jtillfchweigendes Anerkenntniß im Sinne des 8. 189, I, 5 
fett einen feiner Zorm nad) vechtsbeftändigen Vertrag voraus. 
(Dg.D.T. €, Bd. 18, ©. 254.) Die Klagftellung Tann dem- 
nad) als folches nicht erachtet werden. Wollte man in der Klage 
des Vorprozeffes eine nachträgliche Annahme des Uebereinlommens 
unter der Vorausfegung vollftändiger Kenntniß des Inhaltes von 
Seite der Klägerin fehen, jo würde ein vechtswirffamer Vergleich 
wegen Mangels der in 8. 185, I, 5 vorgejchriebenen Schriftform 
— fchriftliches oder zu Protokoll erflärtes Anerfenntnig —, dod) 
nicht zu Stande gefommen fein. VI, 148/94 vom 18. Juni. 
Bol. Bd. XVII, Nr. 239; Bd. XIX, Nr. 312. 

309. Daß im Fall 377, 378 die zwifchen den Parteien 
mündfich verabredete Bedingung nicht in den fchriftlichen YBürg- 
\haftsvertrag aufgenommen war, würde dem Beklagten nid)t das 
Recht nehmen, fi) auf die mündliche Beredung zu berufen. Denn 
e8 war nicht® dafür vorgebradt, daß die fchriftliche Abmadjung 
getroffen wäre unter Abftandnahme von der mündlichen Beredung. 
I, 111/94 vom 20. Suni. 

310. Im Fall 451. Ohne Belang ift e8 aud), daß das 
fraglihe Abkommen nicht chriftlich gefchloffen if. Der Mangel 
der Scriftlifeit würde allerdings den Beklagten entgegenftehen, 
wenn fie die Erfüllung des Vertrages von dem Kläger verlangten; 
er heilt aber nicht die WMeberfchreitung der Vollmadjht durch den 
Kläger. IV, 26/94 vom 18. Iunt. 

311. Die Vebernahme von Malerarbeiten durch die Kläger 
war an die Bedingung gefnüpft, daß die Kläger eine der Beklagten 
gehörige Bauparzelle in Schöneberg Übernähmen. 8 lag nad) 
der Annahme des Berufungsgericht® ein einheitlicher Vertrag vor. 
In Betreff diefer Meberlaffung, ift aber ein fchriftliches Abkommen 
nicht getroffen. Danad) liegt ein jchriftlicher Vertrag überhaupt 
nicht vor, auch nicht bezüglich der Malerarbeiten, wenn man aud), 
abgejehen von der Verbindung mit dem Parzellenerwerb in der 


Unterzeichnung des genehmigten Koftenanichlags über die Maler: 


arbeiten an fich einen jchriftlichen Vertrag finden wollte Die 
Entfehädigungsflage, weil die Malerarbeiten aufgefündigt feien, 
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ift deshalb vom Neichgericht abgewiefen. VI, 187/94 vom 
9. Sult. 

312. Der nur privatfchriftlih abgefchloffene Vertrag eines 
des Lefens und Schreibens Unkundigen, zu deffen Formgültigfeit 
es nad 8. 172, I, 5A. R. der fchriftlichen oder notariellen Er- 
richtung bedurfte, wird zwar nad) 8. 10 des €. E. ©. durch die 
in defjen Veranlafjung erfolgte Auflaffung der Anfechtung wegen 
Vormmangeld entzogen. Dadurch) wird aber der von der Yudi- 
fatur aus 8. 184, L, 5A. X. R. hergeleitete Sat nicht berührt, 
daß das Zuftandefommen eines dem Inhalte des Scriftftüdes 
entiprechenden mündlichen Vertrages anderweit, nicht bloß durd) 
da8 für den Analphabeten unverbindliche Schriftftüd, bewiefen 
werden muß (vgl. Striethorft, Bd. 69, ©. 351); denn aud die 
Anwendung ded 8.10 E. €. ©. fett voraus, daß eine mündliche 
Bereinigung über die wejentlichen Bedingungen des der Auflaffung 
zu Grunde gelegten Nedhtsgeichäfts wirklich zu Stande gefommen 
ift, und darüber, wie das Zuftandefommen eines folchen Rechts- 
gefchäfts nachzumeien, verhält fi) S. 10 überhaupt nit. Das 
Berufungsgericht erachtete aber jenen Beweis, und zwar nicht 
bloß dur die Schrift, geführt. V, 138/94 vom 20. Oft. Bgl. 
Bd. XVIL, Nr. 239; Bd. XIX, Nr. 306. 

313. Richtig ift, daß der Verkäufer nad gemeinem Rechte 
Ihon aus dem bfoßen dictum verpflichtet war, d. i. aus einer 
johen thatfächlihen Angabe, die geeignet ift, das Urtheil des 
Käufers über den Werth des Kaufobjeftd und den zu bewil- 
ligenden Preis zu beeinfluffen, jodaß es eines Verfprechens oder 
gar einer ausdrüdlichen Garantieübernahme für die Verhaftung 
des DBerkäufers nicht bedarf; andererfeits kann aber auch nicht 
bezweifelt werden, daß das Berufungsgericht auch für die Redhte- 
wirkfamfeit folder dieta — hier Erklärung über die Mädjtig- 
feit eines Thonlagers und die Verwendbarkeit des Thons zur 
Ziegelfabrifation — die Beobachtung der landesgejeglichen Form 
fordert; denn es erwägt, daß die Haftung des Verkäufers für 
da8 Borhandenfein der von ihm angegebenen Eigenichaften Yolge 
der Angaben, nicht gejetliche Folge des Kaufvertrags fei, und 
fordert für alle aus dem Willen der Kontrahenten ficd) ergeben: 
den Rechte bezw. Verpflichtungen die Beurkundung gemäß des der 
Deurtheilung ded Revifionsrichters entzogenen Gefeges für Lippe 

Braris des Neichägerihts. XIX. 12 


Form. 


Form. 
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Schaumburg vom 4. März; 1870. II, 172/94 vom 26. Dft./ 
2. Nov, 

314. Beräußerungen von Grundftüden und die bezüglichen 
Borverträge find nad) dem Heffifchen Gele vom 4. Aug. 1871 
ohne gerichtliche Protofolliung unverbindlich. Wenn daher der 
Beklagte vor Abichluß folchen Vertrages, in der Hoffnung auf 
deilen Zuftandefommen, unter Ueberjchreitung feiner Grenze mwifjent- 
Gh auf fremdem Grund und Boden baute, fo ftand ihm Fein 
Nechtstitel zur Seite. Da der gerichtliche Vertrag nicht für ihn 
geichloffen, ift der Beklagte mit Recht zur Räumung verurtheilt. 
Ein Retentionsrecht wegen Arglift des Klägers fteht dem Be: 
Magten nicht zu, da in der Duldung des Baues bier eine Arglijt 
des Klägers nicht Liegt und die Behauptung, der Kläger habe die 
Aufhebung der Verlobung der Kinder der Parteien verfchuldet, 
ift fhon aus dem Grunde unerheblich), weil die geplante Heirath 
nur das Motiv für die beabfichtigte Aenderung der Eigenthums- 
verhältniffe am fraglichen Grundftüde bildete. IIL, 208/94 vom 
16. Nov. Bgl. Bd. II, 534. 

315. Der beflagte Ehemann hat feiner verftorbenen Che: 
frau ein Grundftüd aufgelaffen; dabei find die Formen UL. R. 
II, 1, 88. 198—201 beobadtet. Die Ehefrau hat das Grund- 
ftüd weiter veräußert und aufgelaffen; dabei hat der Ehemann 
eine für ihn bei dem erjten Gefchäft eingetragene Grundjchuld 
löichen Iaffen. Gegen den Beklagten find Anfprücde von einer 
Erbin der Ehefrau erhoben. Er ftütt fi auf Verabredungen, 
welche er mit feiner Ehefrau in dem der eriten Auflaffung zu 
Grunde liegenden formlojen Kaufvertrage, und welche er mit ihr 
bei der zweiten Auflaffung wegen ihm für die gelöfchte Srund- 
Thuld zu gewährenden Erjates getroffen habe. Der Deangel der 
Torm des Kaufvertrages ift durch die erfte Auflaffung geheilt, 
nicht aber die der Beredung bei der zweiten Auflaffung. IV, 
168/94 vom 6. Dec. 

316. Der DVermiether hatte, bevor ber für die Zeit vom 
1. Oft. ab geichlofjene Mietvertrag zu laufen anfing, da® Grund- 
ftüd verfauft und aufgelaffen. Die im Juli vom Miether gegen- 
über dem Käufer, welcher den Miethvertrag kannte und deshalb 
dem Miether gegenüber an denfelben gebunden war — SS. 5, 
3IAL NR I, 21 —, abgegebene Erklärung, daß der Mieth- 
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vertrag dem Käufer gegenüber gelten folle, bedarf der Schrift 
nicht und bindet den Meiether, fodaß er num nicht mehr das Nüd- 
trittsrecht gemäß $. 361 ausüben Tann. ‘Denn jene Erklärung ift 
fein Berziht — 8.134, 1, 5 — und fällt nicht unter $. 133 da- 
felbft, jo wenig wie andere Erklärungen, durch welche einem be- 
reits gejchloffenen NRechtsgefchäft zugeftimmt oder innerhalb eines 
beftehenden Obligationsverhältniffes ein Recht ausgeübt wird. V, 
245/94 vom 22. Dec. 

317. Der Kläger, ein Kaufmann, engagirte für ein von ihm 
anzulegendes Etabliffement einen Werkfführer zur Herftellung von 
Konfeltionsftoffen. Das war ein Handelsgefchäft, weil Hülfsgefchäft 
für fein Handelsgewerbe, wenn fchon der Gewerbebetrieb nocd nicht 
begonnen hatte, fondern duch das Engagement erit vorbereitet 
wurde. I, 157/94 vom 22. Sept. 

318. Im Fall 299 war die Ehefrau ohne ihren Ehemann 
verklagt. Allein das auf dem Brauereigrundftüd des Beklagten 
betriebene Gejichäft (Gaftwirthichaft) gehört nicht dem Ehemann, 
jondern der Ehefrau, fodaß die leßtere Handelsfrau if. Das der 
Klage zu Grunde liegende Gefchäft war aber gemäß 9. ©. B. 274 
Handelsgefhäft, weil die Aufnahme des Darlehne vorzugsmeife 
zum Zwed der Gewinnerzielung erfolgte, indem dadurd die DBe- 
Hagte und deren Ehemann von ihren Schulden an den Erblaffer der 
Kläger befreit werden follten. Rechtsanwalt B. follte Schuldner 
der ganzen Summe von 10000 Mark der Beklagten gegenüber 
werden und diefe wurde zugleich von ihren Verpflichtungen gegen 
den Erblaffer der Kläger durd) Verrecdjnung auf die Darlehns- 
valuta frei. ES handelt fi) alfo um ein eigenes auf Gewinn 
gerichtetes Nechtögefchäft der Beklagten. V, 114/92 vom 6./24. Oft. 

319. Daraus, daß das von dem Ehemann der D. angefaufte 
2.’iche Gefchäft ein Kurzwaarengefchäft war, die B., welche als 
Handelsfran eingetragen war, dagegen mit anderen Waaren handelte, 
folgt nod) nicht die Annahme des Vorberrichters, daß die von ihr 
für den Kaufpreis übernommene Bürgschaft kein Handelsgejchäft ge- 
weien jei. Vielmehr genügt für die Vorausfegung der Zugehörig- 
feit des Vertrags zu dem Handelögewerbe der B. die bloße Mög- 
lichkeit, daß das Handelsgewerbe durch diefe Bürgichaft irgendwie 
gefördert, daß beifpielsweife der Vertrag deshalb eingegangen 
wurde, weil die B. dadurh Mittel für ihren Gejchäftsbetrieb zu 

12* 
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gewinnen gedadhte. Das Tonnte gerade hier gefchehen fein, wo 
der Ausverkauf des L.’ichen Geichäfts vorgefehen worden ijt. eden- 
falls ift jene Möglichkeit unter den gegenwärtigen Verhältniffen 
nicht ausgefchloffen. Es tritt aljo die Vermuthung de 9. ©. 2. 
274 ein, daß die Bürgfchaft Handelögefchäft war. VI, 182/94 
dom 29. Dft. 

320. Der Bellagte Hat feit dem Beginn des Jahres 1891 
in Oberlößnig ein Handelsgewerbe betrieben. Die daraus ge- 
zogene Folgerung, daß der Erlaßvertrag, welchen der in Pankow 
bei Berlin wohnende Gläubiger im Juni 1891 mit ihm abgejchloffen 
haben foll, im Zweifel al8 zu dem Betriebe des Handelsgewerbes 
des DBeflagten gehörig gelte, entipricht den Beftimmungen des 
Art. 274 9. ©.3. Dadurd), daß der Schenfgeber nicht dem 
Kaufmannsftande angehörte, wird der Schenkung nicht die Be- 
deutung eines Handelsgejchäfts auf Seiten des Beklagten entzogen. 
Der Bellagte war in der Lage, die Schenkung zum Bortheile 
feines Handelsgewerbes anzunehmen. Auf den Beweggrund, den 
der Schenfgeber dabei hatte, fommt es dabei überhaupt nicht an. 
Die Schenkung galt, auch wenn fie nicht den Beftimmungen des. 
AL NR. entjprechend fchriftlich gefchloffen wurde. VI, 219/94 
vom 22. Nov. 

321. Der Erblaffer des Beklagten hatte fi) der Klägerin 
verpflichtet, zur Sicherung einer ihr gegen D., den Eigenthümer 
einer Brauerei, zuftehenden Forderung von über 40000 Mark 
40 Obligationen & 1000 Mark der von der Aktiengejellichaft, 
welche die Brauerei erworben hatte, zu emittirenden fünfprozen- 


"tigen Prioritätsanleihe zu liefern, fobald diefe Obligationen feitens 


der Gefellichaft in Gemäßheit der zwifchen derfelben und ‘D. ge- 
troffenen Vereinbarung ihm — dem beflagtifchen Erblafjer — für 
Rechnung des D. ausgeliefert feien. Für den Fall, daß er vor 
Auslieferung der Obligationen an ihn oder gleichzeitig mit der- 
jelben in der Lage fein follte, die ganze Prioritätsanleihe zu einem 
Kurje von nicht unter 95 Broz. zu verkaufen, hatte der beflagtifche 
Erblaffer fich verpflichtet, anftatt der oben erwähnten 40 Stüd 
den für diejelben erzielten Erlös, alfo feinenfall® weniger als 
33000 Mart, für Rechnung des D. an die Klägerin zu zahlen. 
Der Beklagte ift zur Zahlung der 38000 Mark ald dem arge- 
nommenen Werth der 40 Obligationen verurtheilt. Denn der 
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Beklagte hat durdy den mit der Aktiengejellihaft gejchloffenen 
Vertrag, in welchem er gegen Entlaffung aus der von feinem 
Bater übernommenen Verpflichtung, die für ihn auf das Grund» 
eigenthum der Aktiengejellfchaft eingetragenen Hhypothelen von 
800000 Mark zu tilgen, auf den ihm zuftehenden Anfprudh auf 
Auslieferung von 1000000 Mart Prioritätsobligationen (den 
Detrag der ganzen zu emittirenden Anleihe) verzichtete und fich 
damit einverftanden erklärte, daß die Ausgabe diefer in den Sta- 
tuten der Gefellfchaft vorgejehenen Anleihe überhaupt unterbleibe, 
bewußt vertragswidrig in den Gang der Bedingung, von welcher 
feine Verbindlichkeit der Klägerin gegenüber abhängig gemacht war, 
eingegriffen, indem er lediglicd) zur Sicherung jeiner eigenen Inter- 
effen und in Nichtbeachtung des Interefjes der Klägerin gegen die 
gleichzeitige Erhöhung feiner bisherigen Däypothelen im Betrage 
von 800000 Mark auf eine Million den Verzicht ausfpradh und 
damit die Aftiengefellichaft überhaupt der Nothwendigfeit überhob, 
auch weiterhin die Emilfion der Anleihe aud) nur zu verfuchen. 
Er hat aljo arglijtig den Eintritt der Bedingung vereitelt. I, 
148/94 vom 14. Iuli. 

322. Kläger hat von 7. ein Bauterrain gekauft und davon 
eine Parzelle an den Beklagten wieder verkauft, dies mit der Maß- 
gabe, daß Bellagter den fürmlichen Kaufvertrag mit T. binnen 
12 Zagen abjchließen folltee X. war aud) zum notariellen Ab- 
hluß am 12. April, nad) Ablauf von 12 Tagen, bereit. Be- 
flagter weigerte aber den Abjchluß, weil er den Erwerb der Par- 
zelle von der Bedingung abhängig gemadt habe, daß die Kauf: 
verträge mit 7. gleichzeitig über die vier Parzellen gejchloffen 
würden, welche der Kläger aus dem Bauterrain gebildet hatte. 
Das war aber am 12. April nicht möglich, weil aud A., welcher 
eine der drei andern Parzellen gefanft hatte, den Abichluß mit 
dem Kläger weigerte. Und Bellagter ift aud) am 25. April, ale 
Statt des A. ein anderer Käufer gefunden war, welcher den notariellen 
Kauf abjchloß, bei feiner Weigerung geblieben. Nun hat Kläger 
die Parzelle anderweit billiger verfauft, Beflagter ift zum Erfak 
der Differenz verurtheilt. Neviftion zurüdgewiefen. Denn nad) 
dem Vertrage des Beklagten felbft war die Bedingung nit da- 
hin geftellt, daß der Verkauf aller Barzellen bis zum 12. April 
geichehen müffe, es find aud) feine Umftände behauptet, welche er- 


Bedingung. 


Bedingung. 
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fennbar madıten, daß nad) der Natur des Geichäfts der Bellagte 
auf den gleichzeitigen Verkauf aller Parzellen bis zu diejfem (ober 
überhaupt bis zu einem nahen) Termin ein für den Beltand 
feines Vertrages enticheidendes Gewicht habe legen müflen (vgl. 
Striethorft, Bd. 33, ©. 132; Bd. 34, ©. 57; Bd. 36, ©. 120). 
Die Unmöglichkeit, daß der Kläger den Vertrag mit dem Be- 
flagten vollftändig, d. 5. durch gleichzeitigen Abfchluß der Kauf- 
verträge über alle Parzellen, erfüllte, war fomit am 12. April 
dur den Rücktritt A.’S noch nicht gegeben, der Beklagte konnte 
alfo auch an diefem Zage nicht zurüdtreten, fondern er fonnte 
nur feine Dertragserfüllung (den übernommenen Abjchluß des 
fürmlichen Vertrages mit T.) bis dahin beanftanden, daß der 
Kläger feinerfeits vollftändig erfüllte (den Abjchluß von Ber- 
trägen auch über die übrigen Parzellen zu Stande bradte), vgl. 
ALU.NR.I, 5, SS. 236, 471; und er fonnte weiter die richter- 
(ihe Beitimmung einer Frift, bis zu welcher dies zu gejchehen 
habe, in Antrag bringen, 8. 230 dafelbjt. V, 127/94 vom 13. Dit. 
Bol. 207. 

323. Die Barterre-Etage war dem Kläger vom Beklagten 
zum 1. Mai 1893 unter der Bedingung vermiethet, daß die Ham- 
burger Polizeibehörde dem erjtern die Genehmigung zum Betriebe 
der Gaftwirthichaft ertheile. Das Berufungsgericht geht davon 
aus, der Bellagte fei verpflichtet gewefen, biß gegen den 1. Mai 
1893 hin oder felbft noch darüber hinaus die Antwort der Polizei- 
behörde auf das Konzeffionsgejucdh des Klägers abzuwarten; da 
aber die Antwort zunächit eine abjichlägige gewejen jet, jo jei es 
nun völlig ungewiß geworden, ob die Bedingung der Vermiethung 
eintreten werde, und daher fjei der Beklagte jett nicht länger an 
den Bertrag gebunden gewejen. Revifion zurücgewielen. ‘Denn 
es ftand nicht feit, daß die Behörde die Genehmigung nicht aber- 
mal8 verweigerte, wenn auch die zunäcjit gerügten Mängel be- 
hoben wurden — vgl. 120 —. Dazu kommt aber no), daB da® 
Berufungsgericht den weitern Grund hinzugefügt hat, die nad) 
dem polizeilichen Befcheide jedenfall® erforderlichen Abänderungen 
jeien jo erheblich, daß ihre Ausführung eine geraume Zeit er=- 
fordert haben würde, und daß eine Einigung über die Xragung 
der dafür aufzumenbdenden Koften höchit zweifelhaft geweien fein 
würde. VI, 179/94 vom 19. Nov. 
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324. Im Fall 21, 331. Im Handelsverklehr werden Ver: 
“ einbarungen mit unbeftimmter Zahlzeit im Sinne der Gewährung 
billiger und gegebenen Falls durch den Richter feitzufekender Friften 
aufgefaßt. So tft insbefondere in der Rechtfpredhung anerkannt, 
daß die Vereinbarung, die Zahlung folle in das Belieben des 
Schuldners geftellt fein, nur eine nach richterlichem Ermeifen fejt- 
zufegende Zahlungsfrift gewähre. (R.O.H.G.€., Bd. 10, ©. 234, 
und Bd. 2, ©. 185.) Dier war zu erwägen, daß die Gewährung 
des Darlehns von der Vebernahme der Bürgfchaft bedingt worden 


Zeit: 
beftimmung. 


war und auf dieje Hin erfolgte, die Auslegung fich jomit nicht - 


bloß auf den Standpunkt des Bellagten ftellen durfte, fondern 
die Erflärung des Bürgen auch nad) der Richtung zu prüfen hatte, 
wie fie der Kläger nad) Treu und Glauben auffaffen konnte und 
durfte und welche Folgen fid) hieraus für den Bellagten ergeben. 
Nicht minder würde einer befonderen Beachtung die Thatjache zu 
unterziehen gewefen fein, daß der Beflagte nad) der Form feiner 
Erklärung fowie nach feinem Verhalten auf bie Anforderungen 
des Klägers Hin nicht daran gedacht hat, da die Erfüllung nicht 
von ihm felbft follte gefordert werden künnen. Hiernadh war das 
Berufungsurtheil fowohl wegen Verlegung des H. ©. DB. 278 als 
aud) wegen ungenügender Begründung aufzuheben. VI, 407/93 
vom 4. Dit. 94. 

M 325. Unter Bezugnahme auf Bolze, Praxis, Bd. XVII, 449 
und Bd. XVII, 462: Bei der Klägerin, einer Handlung zu Soeft, 
hatte der Beflagte, ein Eifenwaarenhändfer zu Berlin, 50 Millionen 
Nieten in Terminen, den Reft am 1. Sept. zu liefern, ult. Januar 
beftellt. ‘Die Klägerin hatte die Beftellung angenommen, das Ber- 
langen des Beklagten, jede Woche 1700000 Stüd zu liefern, ab- 
gelehnt; fie werde und föünne pünktlich liefern, aber fie lafle fich 
nicht Inebeln und nicht das Meffer an die Kehle feten. Der 
Beklagte fordert darauf die Klägerin auf, die Nieten flott in 
Arbeit zu geben, und ununterbrochen darauf losarbeiten zu laffen. 
Als Klägerin bis in den März hinein troß wiederholter Mahnungen 
des Beklagten erft 2348 700 Nieten geliefert hatte, ftellte ihr diefer 
eine Nachfrift für Lieferung von fünf Diillionen, und trat vom 
Bertrage zurüd, al8 die Lieferung nicht erfolgte. Die Klägerin 
nahm den Nüdtritt nit an, erklärte vielmehr fortarbeiten zu 
wollen, und bat auf Zahlung von 11650 Mille Nieten, welche 
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angeblih in ber Zeit bis 17. Mai fertiggeftellt feien, geklagt. 
Das Reichsgericht hat den Vertrag dahin ausgelegt, daß Klägerin 
die Nieten fo fchleunig und fo vegelmäßig herftellen follte, daR die 
Vollendung des ganzen Duantums bis 1. Sept. 1890 nad) Maf- 
gabe der ihr in ihrer Yabrif zur Verfügung ftehenden Kräfte nad) 
menschlicher Vorausficht gefihert war, und daß fie die auf diefe 
Weile hergeftellten Nieten in vegelmäßigen Theillieferungen an den 
Beklagten zu liefern hatte, welcher folche Theillieferungen weiter 
verfchloffen hatte. E8 bleibt feftzuftellen, ob nicht aus dem, wa® 


. Klägerin nad ihren Behauptungen und nad) dem Beweisergebniffe 


thatfächlich bis zum Endtermin fertiggeftellt, unter Berüdfichtigung 
der ihr in ihrer Fabrik zur Verfügung ftehenden Kräfte und der 
von ihr fonft für jene Zeit übernommenen Lieferungen darauf 
zurüdzufchließen ift, daß Bellagter mit feiner im März aus- 
gefprochenen Annahme im Recht war, daß Klägerin nicht in der 
Lage fei, die gefammten Nieten in regelmäßigen Lieferungsterminen 
in der Weife fertigzuftellen und abzuliefern, daß Beflagte bis 
1. Sept. 1890 da8 ganze Quantum erhielt; und ob danadı nicht 
Klägerin im März im Lieferungsverzuge war, fodaß fich der Nüd- 
tritt de8 Beklagten vechtfertigte. Denn es ift vechtlich durchaus 
zuläffig, velativ beftimmte Lieferungsfriften zu vereinbaren. Und 
bei folcher relativen Beftimmung der Lieferungsfriften ift die Yeft- 
Stellung eines Lieferungsverzugs der Verkäuferin vor Eintritt des 
vertragsmäßigen Endtermins nicht ausgefchloffen. I, 227/94 vom 


3. Nov. 


326. Ü.L.R. In einem fogen. Milchpachtvertrage war be- 
ftimmt, daß das PVertragsverhältniß, wenn drei Monate vor Ab- 
fauf der DVertragszeit (ult. September) feine Kündigung erfolge, 
als ftillfchweigend auf ein Jahr verlängert angefehen werden follte. 


Beide Theile wurden fchon am 22. Juni 1892 darin miteinander 


einig, daß die Beitimmung des Vertrages über die ftilljchweigende 
Verlängerung fofort außer Kraft träte, und fie beftimmten zugleic) 
einen Zermin, in dem über einen zu fchließenden neuen Vertrag 
verhandelt werden folltee Damit braten fie gegeneinander ihren 
Willen zum Ausdrud, daß der Vertrag mit dem 30. Sept. 1892 
außer Wirkjamkeit treten follte, wenn nicht etwa eine neue DVer- 


einbarung gleichen Inhalts vorher zu Stande füme. Darin aber 


liegt eine der Schriftlichfeit nicht bedürfende wechjelfeitige Kündigung 
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des Vertrags, dur die, weil fie rechtzeitig erfolgt ift, das VBer- 
tragsverhältnig mit dem 1. Dit. 1892 aufgelöft wurde. V, 213/94 
bom 12. Dec. 

327. Der Beflagte hat fich verpflichtet, dem Kläger, feinem 
Inipektor, welcher bi8 zum definitiven Abdjchluffe eines Verkaufs 
auf dem Gute verbleiben, die Intereffenten über alle einfchlägigen 
Berhältniffe orientiren und fi für das AZuftandelommen eines 
Raufvertrags intereffiren follte, ein Prozent von dem DBerfaufs- 
preife nad) gejchehener Anzahlung als Provifion zu zahlen, wenn 
Bellagter fein Gut an Sch. in Berlin (welcher Holzhändler ift 
und eine Yirma führt), oder eine andere Firma verfaufen follte. 
Der Beklagte hat da8 Gut an einen Dritten verkauft, welcher 
feine Firma führt, von weldhem er fo viel Anzahlung erhalten 
hat, daß er aus derjelben die Provifion zahlen fann. Er ift dazu 
verurtheilt; Nevifion zurücdgewiefen. VI, 113/94 vom 7. Iuni. 

328. Bellagter hat einen Revers ausgeftellt, in weldhem er 
„in dbanfbarer Anerkennung der vielen Bemühungen, welche ©. 9. 
(der Kläger) wegen Zuftandelommens des zwiichen 8. und mir 
abgefchlofjenen Vertrages über da8 Gut 3. und wegen ander- 
weitigen freihändigen Verkaufs des Gutes hatte”, für die auf 3. 
eingetragene Forderung des Klägers von 3000 Mark und Zinfen 
„die Selbftfchuldnerische Bürgichaft‘ mit der ausdrüdlichen Bes 
ftimmung übernahm, daß er dem Kläger diejelbe, infoweit fie im 
Subhaftationstermine nicht herausgeboten und in dem darauf 
folgenden Kaufgelderbelegungstermine nicht zur Hebung gelangen 
werde, aus eigenen Mitteln zu zahlen fich verpflichtete. Wenn 
auh KR. für die Forderung des Klägers nicht mehr perjönlich 
haftete, fo ift der Mevers dahin ausgelegt, daß der Bellagte 
Ichlechthin den Ausfall zu zahlen verfprad. DBellagter ift ver- 
urtheilt, Revifion zurücgewiejen. VI, 127/94 vom 24. Sept. 

329. Klägerin hatte auf %. gezogen und auf %. gezogene 
Wedel von W. indoffirt erhalten, deren Accepte jänmtlic) ge= 
fälfcht waren. B., ein Schwager des W., Ichrieb der Klägerin: 
„Ih erkläre Ihnen hiermit, falls Sie die auf meinen Schwager 
WB. laufenden Accepte im Betrage von 2950 Mark felbft einlöfen, 
dafür Sorge zu tragen, daß diejenigen Accepte, welche mit unechten 
Accepten oder Giros verjehen find, in der Zeit vom 1. Juli 1892 
bid Ende December 1894 fucceffive bezahlt werden.” Darauf ant- 
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wortete Klägerin: „Im Befige Ihres Schreibens erllären wir uns 
mit dem Inhalte deffelben einverjtanden umd jehen von einer ge- 
richtlihen Verfolgung Ihres Schwagers W. ab.” Die Klägerin 
hat die Wechjel eingelöft. Bellagter ift verpflichtet erachtet, ihr 
die gezahlten Beträge zu erjtatten. Die Uebernahme einer bloß 
moraliihen Verpflichtung würde für die Klägerin nicht den Werth 
fofortiger briefliher Annahme gehabt haben; daf aber der Beflagte 
eine weitergehende Berpflichtung übernehmen wollte, ergebe fidh 
namentlih daraus, daß er es für werth hielt, diejelbe in dem 
Briefe vom 28. Juni zurüdzuziehen. Revifion zurücigewiefen. II, 
157/94 vom 2. Oft. Vgl. 381. 

330. Der Schuldner hatte anerkannt, daß er feiner Gläu- 
bigerin, der Klägerin, 12800 Mark verfchulde und verfprocen, 
‚Diele Schuld, fobald er dazu in der Lage ift, nach beften Kräften 
abzutragen, und vom 1. San. 1891 an mit 5 Proz. zu verzinfen.” 


Die Zinfen find, wie das Neichögericht abweichend vom Berufungs- 


gericht annahm, nicht mit geftundet, fondern fortlaufend zu zahlen. 
I, 200/94 vom 17. Oft. 

331. Im Fall 21 Hatte der Beklagte feiner Bürgfichaft die 
Worte hinzugefügt though I do not bind myself to any specific 
time within which to make that payment. Unter Anwendung 
des $. 715 des Sädf. bürger!. Gejetbuches hatte da8 Berufungs- 
gericht die Klage abgewiejen, weil danach), wenn die Zahlung in 
da8 Belieben des Schuldners geftellt ift, erjt deflen Erben zu 
zahlen haben. Das Reihegericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. 
Wenn au anerkannt ift, daß durh 9. G. 3. 278 die lanbes- 
gefeglichen Auslegungsvorjchriften nicht befeitigt find, jo gilt dies 
doh nur unter der PVorausfegung, daß fie nicht mit der Bor: 
Ichrift des Art. 278 in Widerfpruch treten, mit den in Art. 278 
zum Ausdrud gelangten Grundfägen fomit vereinbar erfcheinen. 
(R.D.9. © €, Bd. 14, ©. 268; R. &., IV, 312/89 vom 
6. Bebr. 1890 bei Bolze, Bd. IX, Nr. 240.) Ein Widerfprud) liegt 
aber vor, wenn nad) den im reblichen und anftändigen Handele- 
verkehr maßgebenden Anjchauungen und bem diefen Handelsverfehr 
beherrichenden Gebote von Treu und Glauben ber Inhalt der 
landesgejeglichen Auslegungsregel im Willen ber Kontrahenten 
nicht gelegen gewejen fein Tann. VI, 407/93 vom 4. Dit. 94. 
Vgl. 324. 
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332. Der Kläger H. erhob aufergeridhtlidh Eigenthums- 
anfprüde auf Mafchinen und Einrichtungen, welche Bellagter von 
einem Dritten erworben haben wollte. Bellagter fchrieb dem 
Dritten am 15. Dec. 1893: „heilen Sie fofort dem H. mit, daß 
der Betrieb mit feinen Mafchinen und Schriften eingeftellt fei und 
daß ich ihn auffordern laffe, die Mafchinen u. |. w., welche ihm 
gehören, bi8 Dienftag den 19. c. Mittags 1 Uhr aus dem Lokal 
zu nehmen. Dom 19. c. ab werde ich für die Sachen, wenn folche 
nicht abgeholt werden, pro Tag 50 Mark Miethe berechnen. Sollte 
H. mir die ihm gehörenden Gegenftände aber verkaufen wollen, fo 
müßte er geftatten, daß jeine Sachen bi8 zum Abjhluß der Ver- 
handlungen benüßt werden. Wenn H. mir fchreiben will, fo muß 
er dies gleich thun, fonft Faufe ich die Sachen anderweitig. Geben 
Sie diefen Brief num gleih 9. ab.” Letteres ift gefchehen. Auf 
Grund diefes Briefes hat DH. auf Auslieferung der Mafchinen 


geklagt. Damit ift er abgewiefen. Dem Berufungsgericht ift 


darin beizupflichten, daß aus dem gedachten Briefe nur hervor- 
gehe, daß der Beklagte zu jener Zeit thatfächlich zur Auslieferung 
bereit gewefen jei. Damit bat er fi aber nit zur Hingabe 
auch in fpäterer Zeit verbindlich gemacht, obgleich inzwilchen andere 
Berhältnifje eingetreten fein oder die Anfichten des Beklagten über 
die Berechtigung des Klägers ji geändert haben Tönnen. I, 
249/94 vom 17. Nov. 

333. Wann die Nichtigkeit einzelner Vertragsbeitimmungen 
den ganzen Vertrag als jolhen zu nichte macht, ift eine Frage, 
die fich allgemein nicht beantworten läßt; entjcheidend Tanıı nur 
der nad den Fonfreten Verhältniffen zu bemefjende Gefichtspunft 
fein, ob ohne den ungültigen Theil des Gefchäfts auch der andere 
Theil rechtlich nicht beftehen kann oder nach der Abficht der Kon- 
trahenten nicht beftehen fol. III, 69/94 vom 1. ISuni. gl. 376. 

334. Qgl. Bd. XL, 240; Bd. XVII, 267 (E., Bd. 32, ©. 56). 
Gegen ihren Ehemann hat Klägerin wegen eines Theilbetrags ihres 
Eingebracdten, da8 fie zurüdgefordert hat — U. RL, 1, 
8.258 —, einen Arreftbefehl erwirkt, auf Grund defjen die in 
der Klage bezeichneten Forderungen des Chemanns gepfänbdet find. 
Der Ehemann hatte diefe Forderungen vor der Pfändung an feine 
Mutter, die Beklagte, cedirt. Mit der Klage wird die Eeffion aud) 
wegen Simulation angefochten. Die Klage ericheint als Feft- 
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ftellungsflage begründet. Denn der Klägerin droht eine durch die 
Klage zu befeitigende Gefahr der Vereitelung. Die Ceffion be- 
rechtigt die Beklagte, der fpäteren Pfändung ungeachtet, zur Ein- 
ziehung der Forderung, und der Drittfchuldner darf ohne Gefahr 
der nocdhmaligen Zahlung an jie zahlen, ift dazu unter Umftänden 
fogar verpflichtet. Wird aber die Simulation auf die Klage der 
Ehefrau feitgeftellt, fo bildet das Urtheil dem Drittfchuldner gegen- 
über den Nachweis, daß die Eeffion, wenngleich fie früheren Datums 
ift, die Entjtehung des Pfandrechts nicht gehindert hat. Der Dritt- 
ichuldner kann dann nicht mehr mit Sicherheit an den Eeffionar 
zahlen. VI, 100/94 vom 25. Sunt/12. Yuli. 

335. Kläger, welcher fein Grundftüc veräußert hatte, trug 
Bedenken, 1200 Thaler rüdjtändige Kaufgelder mit Rüdficht auf 
die Anforderungen feines Stiefjohnes für fich eintragen zu lafien, 
worauf Sch. ihm gerathen haben fol: Kläger möge nur die 
1200 Thaler auf feinen, de Sch., Namen eintragen lafjen, dann 
fei ihm Kapital und Zinfen fiher, und er Fönne fein Geld zu 
jeder Zeit erhalten. Das ift gefchehen. Kläger fordert von Sch. 
die 1200 Thaler zurüd. Der Berufungsriddter hat in dem Vor- 
gang eine Simulation nicht gefunden, weil in der Acußerung des 


Sd.: Kläger fünne fein Geld jederzeit erhalten, das BVerfpredjen 


der Zahlung einer Ceffionsvaluta zu finden fein würde. Dieje 
Auffaffung der angeblichen Aeußerung des Sch. und die darauf 
gegründete Hipothetifche Teltftelung eines zwifchen dem Kläger 
und Sch. mündlich) vereinbarten Ceffionsvertrage® (pactum de 
cedendo) findet weder in den von Sc. angeblich gebrauditen 
Morten, no) in dem ganzen unter Beweis geftellten Dergang 
eine genügende thatfächliche Grundlage. Aufgehoben, zurüdver- 
wiefen. V, 177/94 vom 7. Nov. 

336. Kläger, ein Sammler römijcher AlterthHümer, hat von 
dem Beklagten, einem Händler in Alterthümern, eine Bronze- 
figur, welche er nad den thm gemachten Mittheilungen des Ber 
flagten für eine altrömijche hielt, und Münzen und Ninge für 
3300 Mark gekauft. Später entdeckte der Kläger, daß die Bronze: 
figur feine aftrömifche, fondern eine im Handel mehrfach vor- 
fommende Nachbildung einer im Meufeum zu Neapel aufgeftellten 
Vigur fei. Der Beklagte war deshalb zur Rüdzahlung von 2500 
Mark verurtheilt. Nevifion zurücgewiefen. ‘Denn der Kläger war 
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beim Anlauf der Statue von der Aechtheit derjelben al& einer 
römischen überzeugt; er wollte nur eine vömifche Statue Faufen 
und hätte den Kauf nicht abgefchloffen, wenn ihm deren Unädht- 
heit befannt gewejen wäre. Der Anfprud auf richterliche Nichtig- 
feitöerflärung — Code 1117 — war deshalb wegen Irrthume 
in der Subftan; — Art. 1110 — begründet. Unter substance 
bezeichnet Code nicht bloß die ftofflichen, fondern überhaupt die 
wejentlichen Eigenichaften, 3. 3. Authenttcität, die Autorichaft, das 
Alter und dergleichen. — Bgl. Tuzier- Herrmann zu Art. 1110, 
Nr. 17 ff.; Sirey, 1883, 2, ©. 69; 1887, 1, ©. 153, 154. — 
Bol. aud) III, 218/87 vom 3./10. Ian. 88 (E., Bd. 19, ©. 264; 
Praris, Bd. V, 464). II, 152/94 vom 21. Sept. 

337. Unerheblih, daß die verichiedenen Sahen um einen 
Gejammtpreis gekauft waren. Denn die verfauften Gegenftände 
jtanden ihrer Natur und wirthichaftlicdhen Bedeutung und Ber: 
werthung nad) in feinem Zufammenhang, aud) war eine Abficht 
der Vertragfchließenden, diejelben al8 ein untrennbares Ganzes zu 
erwerben bezw. zu verfaufen, nicht anzunehmen. Ein untheilbares 
Dbligationsverhältnig lag nicht vor. Die Anfechtung des Kauf: 
geichäfts wurde nur bezüglich der Bronzefigur für zuläffig er- 
adjtet. Der auf die Bronzefigur entfallende Preis ift nach Ver- 
hältniß des Werth8 der einzelnen Gegenftände zum Gefammtpreis 
bei Unterjtellung der Aechtheit der Statue ermittelt. IL, 152/94 
vom 21. Sept. 

338. Stuttgart. Kläger hat von dem Beklagten ein Gut 
eingetaufcht gegen das VBerfprecdhen, 15000 Mark nadjzuzahlen. 
Bor dem Zaufch Hatte der Beklagte oder eine Perjon, für welde 
er einzuftehen hatte, des Klägers Frage, ob eine gewilje Wiefe 
zum Gut des Beklagten gehöre, bejaht. Das war aber nicht der 
Tall. DBeklagter ift deshalb verurtheilt, dem Kläger den Werth 
der Wiefe mit 2000 Mark nadyzulaffen, da feftgeftellt war, Kläger 
würde, wenn er den wahren Sadjverhalt gefannt hätte, den Zaufjd 
au abgejchloffen, aber nur 13000 Mark Nachzahlung bewilligt 
haben. Revifion des Klägers zurücgewiefen, da ein die Ungültig- 
feit de8 ganzen Taufches begründender wefentlicher Irrthum oder 
ein die NRedhibition begründendes dietum et promissum nidt 
vorlag. VI, 210/94 vom 15. Nov. 

339. Im Fall 607. Berufungsurtheil: Wenn fie wiffend, 
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dag ihr Ehemann Eudowa gekauft habe, einen auf diefes Kauf: 
geihäft bezüglichen Schein unterjchrieben habe, jo habe fie fidh 
damit den Verpflichtungen unterworfen, weldhe in dem Scheine 
enthalten feien. Babe fie den Schein unterfchrieben, ohne ihn 
durchzulejen, jo habe fie zu erkennen gegeben, daß fie jeinem In- 
halte zuftimmen wolle. Dur die Aeußerungen de8 Sc., daß 
der Schein nur ein Wifch fei, der gar feine Bedeutung habe, weil 
er nicht geftenpelt jei, möge fie vielleicht in einen Irrthum über 
die Folgen ihrer Unterfchrift verjegt fein und geglaubt haben, daf 
fie perfönlicd) aus dem Scheine nicht in Anfpruch genommen werden 
würde; da8 wäre aber fein wejentliher Irrthum, welder nur 
dann vorläge, wenn fie bei der Unterfchrift angenommen hätte 
und habe annehmen Fönnen, daß fie überhaupt Feine Verpflichtung 
übernehme. Dies fei aber überhaupt nad) der ganzen Sadjlage 
nicht anzunehmen. Die Revifion gegen die Verurtheilung der Ehe- 
frau zurücgewiefen. V, 115/94 vom 5. Dec. 

340. Bellagter hat dem Kläger ein Grundftüd verkauft und 
Kläger hat 20000 Mark in Hhpothefen, welche demnädjit aus- 
gefallen find, auf den Kaufpreis gewährt. Der Berufungsrichter 
bat einen Betrug des Klägers angenommen, das Neichsgericht Hat 
aufgehoben, zurüdverwiejen. Irgend welche thatjächliche Anhalts- 
punkte, auf die der Kläger feine Anficht über die Werthlofigfeit 
der Hhypothefen gegründet hätte, werben in dem angefochtenen Ur- 
theile nicht erwähnt. Die Nichtaufdelung der perjönlichen Ans- 
fiht über den Werth der abzutretenden Forderungen fanıı Teinen- 
fall® al8 argliftige Verleitung des anderen Theiled zum Abjchluffe 
des Bertrages beurtheilt werden; denn bei einem jeden Beräuße- 
rungsvertrage ift die Bewerthung des Gegenftandes und die ent- 
Iprehende Aufftellung des Preisangebotes und der Preisforderung 
Sadje der Betheiligten. III, 120/94 vom 21. Sept. 

341. Wird der dem Kläger auferlegte Eid gejchworen, fo 
Iteht feit, daR der Kläger im Februar 1889 im Gefchäft des Be- 
Hagten Adler-Aktien hat kaufen wollen, daß der Mitbeflagte %. W. 
ihn davon abgerathen und ihn aufgefordert hat, Aktien der Gubener 
Hutfabrif zu faufen. Er hat au in Folge deffen und der ihm 
von 2.W. gemachten Mittheilungen folche Aktien zum Kurfe von 
130 Mark, die im März 1890 unverfäuffih und werthlos ge- 
worden, gelfauft. Die Beklagten find für den Schiwörungsfall 
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verurtheilt, gegen Rüdgabe der Altien mit Zalons und Koupond Anfechtung 
den Kaufpreis mit Zinfen zurüdzuzahlen, ihre Revifion ift zu- Betrngs, 
rüdgewiefen. Dem Kläger find, wie feftgeftellt, von 2. W. 
wiffentlich unwahre Mittheilungen damit gemacht, baß er die 
Berbältniffe der Gejellihaft als durdaus folide und aufßerordent- 
fih günftige darjtellte, obwohl er im Mai 1887 das S.’Idhe 
Tabrifgrundftüäd, mit weldhem die Aktiengefellichaft gegründet 
wurde, fi) felbjt durch Vertrag mit ©. für einen Preis von 
etwa 70000 Dearf gefichert, e8 der Aftiengejellichaft im Suni 1887 
für einen Preis von 163392 Mark in die Hände gejpielt und 
den auf diefe Weife erzielten Gründergewinn von etwa 90000 Part 
al8 Mitglied des AuffichtsrathE verheimlicht Hatte, und daß er 
dem Kläger verficherte, er kenne als Vorfigender des Auffichts- 
rath8 die Verhältniffe der Aktiengejellichaft genau, obwohl er die 
unftreitig gefälfchte und unrichtige Bilanz vom 31. ‘Dec. 1888, 
auf Grund deren die Dividende von 9 Proz. bewilligt war, die 
nicht hätte bewilligt werden dürfen, nicht geprüft hatte und nicht 
wußte, ob ihre Angaben den Thatfachen entiprachen. ‘Der Sllage 
aus dem 8. 34II A... R. I, 5 gegenüber fommt es auf den in 
den Inftanzen verfochtenen und von der NRepifion wiederholt auf- 
geitellten Einwurf, daß der Kläger durch den Anlauf der in Rebe 
ftehenden Altien vor dem Anlauf der Adler-Aftien bewahrt worden 
fei, dur) den er noch mehr Schaden erlitten haben würde, vedht- 
fi) überhaupt nicht an. I, 201/94 vom 7. Nov. 

342. Der beflagte Verkäufer ift zur Zahlung von 2400 Marf 
Deinderwerth des Haufes verurtheilt, weil er den Hlagenden Käufer 
ducch wiffentlich faljche Angaben über das Meietherträgnig getäufcht 
hatte; Nevifion zurüdgewiefen. Die Trage, ob das Haus jpäter 
einmal in befferen Zeiten höhere Meietherträge abwerfen wird, ob 
diefelben in&befondere die in 8. 3 de Vertrages angegebene Höhe 
erreichen werben, ift auf die Beurtheilung der auf den Betrug 
geftügten Intereffellage ohne Einfluß. Denn hierfür kommt es 
lediglich auf den Inhalt der Vorfpiegelung und des durd) diejelbe 
in dem Kläger erwedten Irrthums an, und es liegt auf der Hand, 
daf, wenn zur Zeit des Kaufabjchluffes gedrücdte Miiethverhältniffe 
beftanden haben, für den Kläger die Verficherungen des Beklagten 
über den gegenwärtigen Miethertrag von bejonders maßgebender 
Bedeutung geweien fein müffen. VI, 215/94 vom 15. Nov. 
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343. Die Eheleute R. haben an die Cheleute ©. eine Waffer- 
mühle veräußert. Borausgejegt, daß der Ehemann pofitive un- 
wahre Angaben über die Wafferkraft gemadht habe, würde ein 
Betrug diejer Art der Chefrau zur Lajt fallen, wenn fie um diefe 
Angabe des Mannes, deren Unwaprheit au ihr befannt war, 
gewußt und dazu gejdywiegen hätte, anftatt ihrer Vertragspflicht 
gemäß den wahren Sadjverhalt aufzudeden. Der Beweis, daß 
der Dann die unmwahre Angabe gemad)t habe, würde zwar durd) 
die nur gegen diejen ergangenen Urtheile im Borprozefje nicht 
erübrigt werden. Aber auch injoweit, al8 diefer Beweis jett der 
beflagten Ehefrau gegenüber geführt werden muß, ift die Bes 
nutung der Berhandlungen des BVBorprozefies al8 Beweismittel 
nicht ausgefchloffen. Das gilt insbefondere für den von bem 
jetigen Kläger im Vorprozeffe geleijteten Eid. Der Ablauf einer 
Zeit von faft drei Monaten zwijchen dem Datum des Yriefes des 
Chemanns und dem Tage des fchriftlichen Zaufchvertrages fchließt 
für fi) allein weder die Abficht des Briefftellers, dur diefen 
Brief auf den PVertragsentihluß des Adreffaten einzuwirfen, nod) 
die beftimmende Einwirkung des Briefes auf den Entihluß aus; 
einer Wiederholung feines Inhalt8 vor dem Vertragsichluffe be- 
durfte e8 für den Zhatbeftand de8 Betruges nicht, wenn die für 
Seinen Bertragswillen erhebliche Zäufchung des Adreffaten durd) 
den Brief erreicht und nicht dur) andere ZThatfachen wieder auf- 
gehoben war. V, 159/94 vom 1. Dec. 

34. Wenn bie Klägerin bei der Annahme einer Hhpothef 
über 21000 Mart an Zahlungsftatt für die Yorberung, welche 
ihr an den einen der Mitbeflagten zuftand, durd) Betrug über 
den Werth der Hhpothef getäufcht ift, jo hat fie den Anfprud) 
auf Scyadenserfat dadurd nicht verloren, daß fie diefe Hhpothef 
bei einem Gutsfauf weiter begeben hat. Denn den Echadens- 
erfaßaniprudy hat jie dem Dritten nicht mitcedirt; und, wie feit- 
geftellt tft, waren bei diefem Gejchäft beide Theile einig, daf bie 
Hypothet faft werthlos fei, jodag, wenn aud) die Hypothek formell 
zu ihrem Nennwerth auf den Kaufpreis angerechnet ift, doch an= 
zunehmen ift, der erklärte Kaufpreis betrug 21000 Darf weniger. 
VI, 251/94 vom 13. Dec. 2gl. 212. 

345. Der Ehemann der Klägerin hat al8 deren Bevoll- 
mächtigter ein Anerfenntniß über die Höhe der Forderung des 
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Beflagten abgegeben. Der Vorwurf der Drohung wurde nicht für 
begründet erachtet. Beflagter hatte erklärt, er werde die ihm an- 
gejonnene Gejfion der über 135000 Marf lautenden Hhpothef 
nicht vornehmen, wenn der Ehemann jenes Anerfenntniß nicht ab- 
gebe. Der Richter hat erwogen: das Verhältnig des angeblich 
angedrohten Uebel® der Cejfionsverweigerung zu dem Gegenftande 
der angeblich erzwungenen Willenserklärung fönnte nur beurtheilt 
werden, wenn befannt wäre, welche Nachtheile die Klägerin von 
Seiten ihres Käufers W. zu erwarten gehabt, fall® der Beklagte 
die Weitercefjion der Baugelderhhypothef unterlaffen hätte, nad) 
diefer Richtung fei aber die Sade nicht aufgeklärt, weil die 
Klägerin dem richterlihen Verlangen, die Höhe der dem W. für 
den Yall, daß jene Hhpothek nicht an eine Bank cedirt werde, 
verjprochenen SKonventionaljtrafe anzugeben, nicht genügt habe, 
und die Behauptung, e8 habe fi) um eine „hohe KRonventional- 
Strafe” gehandelt, jo unbeftimmt fei, daß fie Anlaß zu einer DBe- 
weisaufnahme nicht geben Fönne. Diefe Würdigung ijt in fid) 
hlüffig und läßt in ihrer Begründung eine Rechtsverlegung nicht 
erkennen. IV, 31/94 vom 21. uni. 

346. Im Fall 735 hat der Kläger den Revers in Folge 
einer Aufforderung der Königlichen Direktion der Eifenbahn unter- 
fhrieben. Seine Ausführung, daß der Nevers ungültig, weil er 
durdy eine in diefer Aufforderung enthaltene Drohung veranlaßt 
fei, ift zurüdgewiejen. Wie der Berufungsrichter feftgeftellt hat, 
ift eine Drohung „sofortiger Entlafjung” in dem Schreiben vom 
25. Mai 1881 nicht enthalten. Dem Umiftande, daß Kläger, wie 
er behauptet, da8 Schreiben in jenem Sinne aufgefaßt habe, Tann 
eine rechtliche Bedeutung nicht beigelegt werden. Der Berufungs- 
rihter ift aber auch der weiteren SKlagebegründung bei diejem 
Punkte, unter Hinweis auf die SS. 38, 41, L,AAU.L. R,, ent 
gegengetreten, weil dem Staate, ebenjo wie der Gejellichaft, ein 
Reht zur Kündigung nah den mit den Beamten geichloffenen 
Engagementöverträgen zur Seite geftanden und den Beamten ein 
Nechtsaniprud) auf Gehaltserhöhung gegenüber der Gejellichaft 
nicht zugeftanden habe. Auc, gegen diefe Annahme läßt fi ein 
vechtliches Bedenken nicht erheben. Webrigens war eine Drohung 
der Kündigung in der Aufforderung nicht enthalten. IV, 77/94 
bom 27. Sept. Vgl. 296. 
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347. Das Berufungsurtheil hat den Beklagten aus einem 
Anerfenntnis mit Zahlungsverjprechen zur Zahlung verurtheilt. 
Das Reichögeriht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn der 
Beklagte war zu jener Zeit nicht felbjtändiger Kaufmann, jondern 
Angeftellter, die anerfannte Schuld rührte aus Börjentermin- 
geichäften her, und Bellagter hat eingewendet, daß er beim Be: 
fanntwerden diejer Gefchäfte, womit Kläger gedroht habe, feine 
Anftelung ohne Weiteres verloren haben würde, und daß er aus 
Furcht hiervor der Drohung defjelben nachgegeben habe. I, 182/94 
vom 6. Oft. 

348. Im Fall 423. Hätte der Kläger hinterher die Weige- 
rung des Bellagten, den Vertrag ferner zu erfüllen, gebilligt und 
genehmigt, fo würde der Vertrag durch wechjelfeitige Einwilligung 
aufgehoben fein und damit der vertragliche Anfprud) auf Kon- 
ventionalftrafe wegfallen. Das Berufungsgericht fieht die Tpätere 
Genehmigung des Klägers Hinfichtlih der Erfüllungsweigerung 
des Beklagten als erwielen an. Diefe Annahme ift rechtsirrthüm- 
ih. Eine ausdrüdliche Billigung tft in den Briefen des Klägers 
nicht enthalten. Für eine ftillichweigende, aus den Umftänden zu 
entnehmende Billigung fehlt jede thatfächlihe Grundlage. Denn 
einmal jpricht das Veripredhen der Regulirung ber Auslagen, da 
diefe nad) dem DVertrage monatlich erfolgen mußte, nicht dafür 
und dann fpricht der Umjtand, daß der Kläger bereits feine Klage 
auf Geltendmachung feiner vertraglichen Ansprüche lange vor Ab- 
faffung jener Briefe eingereiht und dann weiter verfolgt hatte, 
entichieden dagegen. IV, 63/94 vom 27. Sept. 

349. Im Fall 609. Der Revifionskläger findet zwar einen 
wirffamen Rücktritt des Klägers von dem formlofen Vertrage darin, 
daß Kläger die Zinjfen der eingetragenen 15000 Marf eingeflagt 
und erftritten und jogar da8 Kapital jelbit gekündigt habe. Ein 
ausdrüdliher Rüdtritt von dem Gefellichaftsvertrage ift indeh in 
diejen Handlungen nicht zu finden. Db aber aus denfelben bie 
Abficht des Nücdtritts hervorgeht und ob diefe nad) dem Willen 
des Klägers durch jene Handlungen dem Beklagten gegenüber ge: 
äußert werden follte, ift Frage der Beweiswürdigung. Die An 
nahme der VBorderrichter, daß Kläger dieje formellen Anfprüche 
nur geltend gemacht habe, um fich für die ihm entgehenden Grund- 
ftüädsnugungen jchadlos zu halten und gleichzeitig den Beklagten 
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zur Erfüllung des mündlichen Vertrages zu zwingen, läßt einen 
Nectsirrthum nicht erkennen. Durd die Verurtheilung des DBe- 
Hagten zur Zinszahlung Fonnte aber aud der Darlchnscdarafter 
des Kapitals nicht rechtskräftig feitgeftellt werden. V, 64/94 vom 
23. Sunt. 

350. Ohne Erfolg beruft fi endlich Revifionskläger darauf, 
daß er in der Klagebeantwortung des gegenwärtigen Prozeffes fich 
zur NRüdzahlung des Darlehns der 15000 Dlarf bereit erklärt 
babe; denn wenn Kläger wirklich diefes Darlchn gekündigt hätte 
und in der Kündigung ein einfeitiger Rücktritt vom Gejellichafts- 
vertrage zu finden wäre, fo hat Kläger dody durch Anftellung der 
jeßigen auf den Gefellfchaftsvertrag gegründeten Klage zu erfennen 
gegeben, daß er von diefem NRüdtritt abjtehe, die erit nad Er- 
bebung der Klage etwa erklärte Annahme des NRüctritts mußte 
daher wirfungstos bleiben. V, 64/94 vom 23. Juni. 

351. Der Kläger fordert NRüdzahlung eines Theiles des 
dem beklagten Arzte im Voraus gezahlten Honorare, weil Be- 
Hagter die veriprodhene Heilung von Rüdenmarksleiden nicht ge- 
währt habe. Die Klage ift abgewiejen, weil der Kläger nad) fünf- 
monatlicher Behandlung die Kur bei dem Beklagten gegen bdeffen 
Willen abgebrochen und nicht nachgewiefen habe, daß die von ihm 
behauptete Verihlimmerung feines Leidens in der Behandlung 
ded Bellagten eingetreten fei und baß die fortgefegte Kur nicht 
eine wefentlihe Befferung oder Heilung der Krankheit herbeis 
geführt haben würde. Das Berufungsgericht hat den Antrag auf 
Einholung des Gutachtens der wiffenfchaftlichen Deputation für 
dad Medizinalwelen über die Unheilbarfeit der Krankheit abge- 
lehnt, weil jelbft ein Ausspruch, der gedachten Medizinalbehörde, 
daß die Krankheit des Klägers unheilbar jet, nicht die Ueber» 
zeugung begründen würde, daß der Beklagte dem Kläger etwas 
Unmöglicdjes verfprochen habe. E8 wird erwogen, daß die mebdi- 
zinische Wiffenfchaft in fteten Yortichreiten begriffen fei und daß 
Heilmittel für Krankheiten, die bis dahin als unheilbar galten, 
aufgefunden werden, wie denn auch der Beflagte der Meinung 
gewefen fei, Rüdenmarksleiden, wenn fie nicht fchon zu alt ge- 
worden feien, mit günftigem Erfolge behandeln zu können. :Dieje 
Erwägungen find thatfächlicher Natur. VI, 105/94 vom 2. Yuli. 
In einem anderen Falle hatte der rüdenmarköfranfe Patient mit 
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dem Arzte einen fchriftlichen Vertrag errichtet; da Nichtbefjerung 
des Patienten, ja Berichlechterung des Zuftandes nad der Kur, 
für welche eine Dauer von 3—4 Monaten in Ausficht genommen 
war, für erwielen angejchen wurde, ward der Arzt zur Zurüd- 
zahlung des Honorare von 5000 Mark abzüglich der für 226 Be- 
juche bewilligten 678 Mark verurtheilt; Nevifion zurücgewiejen. 
IV, 218/94 vom 22. Okt. 

352. Im Fall 205 war Kläger allein zum Rücktritt vom 
DVertrage wegen Nichterfüllung der von der Stadt übernommenen 
Gegenleiftung nicht berechtigt. Aus den Beftimmungen des von 
den drei Miteigenthümern untereinander abgefcjloffenen Vertrages 
über die Verwendung der gemeinidhaftlihen Parzelle ergibt fich, 
daß die Kontrahenten über diefelbe nur gemeinfam follten ver- 
fügen Fönnen, und daraus folgt, daß die gemeinfam getroffene 
Verfügung von ihnen aud) nur einheitlicd) wieder aufgehoben werden 
fonnte. Daß die Miteigenthümer PB. und ©. aber den mit ber 
Beklagten gefchloffenen Vertrag nicht aufgerufen haben, ift von 
diefen dadurd fundgegeben worden, daß fie den Vertrag jpäter 
durch unentgeltliche Auflaffung ihrer MiteigenthHumsantheile an 
die Bellagte erfüllt haben. V, 90/94 vom 14. Iuli. 

353. Der Bellagte hatte dem NRecdhtsvorgänger des Klägers 
das Net eingeräumt, auf dem Grundftüd des Beklagten gegen 
eine bejtimmte Vergütung Strontianit zu gewinnen. Yür den 
Tall, daß der Rechtsporgänger nicht binnen zwei Iahren die Ar- 
beiten beginnen würde, follte den Beklagten das ect zuftehen, 
den Vertrag zu Fündigen. Der Bellagte ift aus dem Vertrage 
verurtheilt. Selbft wenn der Anfang des Strontianitbrechensd 
erit in die Zeit nach dem 28. Aprif 1881 gefallen fein follte, jo 
hätte der DBellagte fein Recht, wegen verfpäteten Anfangs der 
Arbeit den Vertrag jett noch zu Fündigen, gleichwohl verloren. 
Denn dadurd), daß er die verfpäteten Arbeiten in Kenntniß diefer 
ihrer Eigenjchaft ruhig und ungeftört vornehmen Tieß und von feinem 
Nechte, den Vertrag wegen verjpäteter Förderung von Strontianit- 
erzen zu fündigen, damals feinen Gebraud) machte, habe er fi 
diefes Rechts auch für die Folgezeit begeben. Nevifion unter Be- 
zugnahme auf D.T. E., Bd. 32, ©. 365; Striethorft, Bd. 21, 
©. 164; Bb. 62, ©. 184; Bd. 85, ©. 304; Neichögericht bei 
Groudhot, Bd. 24, ©. 473 zurüdkgewiefen. V, 76/94 vom 7. Sept. 
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354. U.L.R Der Käufer ift wegen angeblicher Mangel- 
haftigfeit des von dem Berfäufer zur Erfüllung angebotenen, vom 
Käufer nicht angenommenen Rangoon-Neismehl® vom Vertrage 
zurückgetreten. Der Berfäufer ift auf den Nüdtritt nicht ein- 
gegangen und der Käufer hat demmächft den Verkäufer auf Rüd- 
zahlung der pränumerando geleifteten Zahlung oder Lieferung 
von 2000 Gentnern guten gefunden Rangoon-Reismehls verklagt. 
Das Berufungsgericht hat in diefer Klageformulirung eine Zurüd- 
nahme des NRüctritts gefunden, und da der Verkäufer demmächft 
dem Bertrage entfprechendes Mehl angeboten, Käufer aber folches 
nicht abgenommen hat und Berkäufer deshalb zum Selbfthüffe- 
verkauf gejchritten ift, fo erfannt, al ob der DBertrag nicht auf- 
gehoben fei. Das Neichsgeriht hat aufgehoben. Denn war ber 
Rücktritt berechtigt (was, da nicht wegen Lieferungsverzugs zurüd- 
getreten ift, nad) Xandredht zu beurtheilen), jo erlojh, nachdem 
derjelbe dem Verkäufer erklärt war, der Vertrag, jodaR eine eit- 
jeitige Zurücdnahme de8 Niücdktritts nicht das Wiederinkrafttreten 
des Vertrags bewirkte, e8 vielmehr eines neuen Vertrags bedurfte. 
Zur Erörterung, ob ein folder zu Stande gefommen, zurüdver- 
wiejen. Il, 167/94 vom 2. Oft. 

355. Kläger hat am 8. März 1889 eine Parzelle gekauft, 
welche ihm übergeben ift, eine Anzahlung geleiftet, den Reit bis 
zur Erhebung der Klage verzinft. Die Vermeflung hat im Mai 
1889 ftattgefunden. Der pfandfreien Auflaffung ftanden Hinder- 
niffe entgegen, weldje erft im Laufe des Prozefjed behoben find, 
fie hat bisher nicht ftattgefunden. Kläger fordert unter Rücktritt 
vom DBertrage die Anzahlung zurüd, damit ift er abgewiejen, Re: 
vifion zurücdgewiejen. Kläger würde trog $$. 393, 3A. NR. 
I, 5 zum Rüdtritt berechtigt fein, wenn der DVertragswille ent- 
Iheidend auf ‚‚alsbaldige, unverzügliche” Erfüllung, wenn aud) 
nit zu ganz genau beftimmter Trift, gerichtet war. Allein der 
Kläger hat dur die noch im Dftober 1892 an den Beklagten 
gerichtete Aufforderung zur Auflaffung, fowie dur die Befik- 
ergreifung und Nukung der gekauften Parzelle zu erfennen ge- 
geben, daß er felbft auf die rechtzeitige Auflaffung Fein ent- 
jcheidendes Gewicht gelegt habe: die Vertragsabrede, Vermeljung 
und Auflaffung follten unverzüglich erfolgen, hatten aljo nad) dem 
eigenen Willen des Klägers nicht entfcheidende Bedeutung in dem 
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Sinne, daß fein Entichluß, überhaupt zu kaufen, von der unver- 
züglichen Auflaffung abhängig gewefen, daß alfo die Geltung bes 
Vertrages von vornherein nicht an die Bedingung der unverzüg- 
(lichen Auflaffung geknüpft geweien jet. Aud) die Entgegnung des 
Beklagten auf die Mahnung zur Auflaffung im Oftober 1892, 
daß er zur pfandfreien Auflaffung nod) wenigftens jech8 Monate 
brauche, behinderte den Kläger zwar nicht, auf fofortige Erfüllung 
oder auf richterlihe Friftbeftimmung zu Klagen, fie gab ihm aber 
nicht entgegen dem $. 393 a. a. D. das Nüdtrittsredt. V, 179/94 
vom 24. Oft. 

356. Der Hagende Bauunternehmer hat der Stadt in Höhe 
des in runder Summe veranjchlagten Koftenbeitrags Kaution ge- 
feiftet, in dem durd) die SS. 2, 3 des Ortsftatuts beftimmten Um- 
fange zu den Koften der neuen Straßenanlage beizutragen. ‘Dur 
Annahme des Kautionsdofuments und Ertheilung der Baufon- 
ceffion ift nicht ein Vertrag des Inhalts zu Stande gefommen, 
daß der Beitrag zu Gunften des Klägers auf jene Sunme be- 
Ichränft werden jollte. Das ift auch nicht die Folge der auf einen 
beftimmten Betrag beichränften Sicherheitsleiftung. V, 145/94 
vom 27. Oft. 

357. Die Kläger haben mit dem Beklagten einen Vertrag 
abgeichlofjen, gemäß weldem fie die Abfuhr von im Forftenrieder 
Parke gefälltem Holze nah den Bahnhöfen Mitterfendling und 
Münden Südbahnhof übernehmen. Die Zahlung follte nach In= 
halt des Vertrags nad) Beiführen oder Ablieferung von 15 Waggons 
durch Poftjendung erfolgen. Das Berufungsgericht hat angenom- 
men, daß unter Berüdfichtigung der Ortsfitte nad) dem überein 
ftimmenden Willen der Kontrahenten aud) der Beklagte den DVer- 
trag da zu erfüllen hatte, wo er von den Klägern zu erfüllen 
war, fodaß das Landgeriht München für die Klage zuftändig fei. 
Revifion zurücdgewiejen, da nad) 9. ©. B. 324 zunädjft der ver- 
einbarte Erfüllungsort Plag griff. VI, 71/94 vom 7. Iunt. 

358. Der $. 4 der allgemeinen Lieferungsbedingungen, welcde 
dem zwifchen dem beflagten Konjumverein zu Burg a./d. und dem 
Hagenden Hamburger Raufmann abgefchloffenen Kaufvertrage zu 
Grunde liegen, fchreibt vor, daß Erfüllungsort ftets die in dem 
Raufauftrage bezeichnete Bahnı- oder Scifföftation fei, und in den 
vorliegenden Kaufaufträgen ift Burg a./F. ald Schiffsftation ge- 
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genannt. Hieran ift zwar nod) die Bemerkung angehängt „via Erfüllungsort. 
Lübed an 5. W. E. Oderwahn”; allein die beiden Vorderrichter 

legen diefe Worte dahin aus, daß damit feine Aenderung des 

8.4 der Lieferungsbedingungen habe bewirkt, jondern nur bezüg- 

fi der Art und Weije des Transports eine Anweifung habe er- 

theilt werden wollen. Ein RedtsirethHum fann in diefer Aus- 

lfegung der PVertragsabficht nicht gefunden werden. III, 82/94 

vom 12. Juni. 

359. Gegen den in Bad Kiffingen wohnenden 5. hat eine 
Solinger Firma bei dem für Solingen zuftändigen Landgericht 
Klage auf Austritt aus feiner Stellung, weldhe er als Gefhhäfts- 
reifender bei A. 3. in Solingen genommen hat, und auf 5000 Mar 
Konventionalftrafe erhoben. Das Berufungsgeriht nimmt that- 
fählih ohne NRechtsirrthum an, daß für den — unter den Par- 
teien inzwifchen erledigten — Dienftvertrag Solingen der Er- 
füllungsort gewefen fei. Wenn e8 fodann weiter feititellt, aud) 
für das gleichzeitige, an diefen Dienftvertrag al8 Nebenverbind- 
lichkeit fich anlehnende, gleichfalls in Solingen abgegebene DVer- 
Ipredhen, nad) Austritt nit in ein Konkfurrenzgeichäft einzutreten, 
andernfalls die Konventionalftrafe zu zahlen, müffe Solingen als 
Erfüllungsort angefehen werden, fo fan diefe Annahme nicht als 
rechtsirrthümlich gelten. II, 110/94 vom 12. Suni. 

360. Die Beklagte in Frankfurt aM. hat von der Ham- 
burgifchen Regierung die Herftellung von Hafenarbeiten in Eux- 
haven übernommen. Schon vor dem Zujchlag war zwijchen der 
Bellagten und ber Klägerin zu Hamburg und Altona eine DBer- 
einbarung Hinfichtlic) der gefammten NRamm- und Zimmerarbeiten 
getroffen. Für die Entichädigungspflicht des Beklagten als des 
Beftellers wegen Rücdtritts von der BVeftellung war Hamburg oder 
Eurhaven nicht Erfüllungsort, fondern Frankfurt. Eine Verein- 
barung, daß dort Zahlung zu leiften wäre, ift nicht behauptet. 
Auch die Beitimmung, daß die Klägerin Zahlung bei Eingang 
ber diesbezüglichen Beträge von der Finanzdeputation erhalte, be- 
dingt nicht dortige Auszahlung. Das entipricht jowohl dem üört- 
lihen Rechte von Frankfurt a.,M., da die Regel de gemeinen 
Rechts, daß erfüllt werden müffe, wo geklagt werden fünne, gemäß 
dem perjönlichen Gerichtsftande des Schuldners auf deffen Wohn- 
fig führt, al8 dem örtlichen Redjte von Hamburg, nad) welchem 
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Erfitllungsort. Art. 324 de8 9. ©. B. zur Anwendung kommt. VI, 134/94 
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vom 27. Sept. 

361. Der Bellagte wohnt in Königsberg. Er foll fi durd 
Unterfchrift eines Zeihnungsicheins „für den Organifations-, Be- 
triebs- und Garantiefonds des Dftdeutichen Hagelverficherungs- 
verbandes zu Breslau‘ verpflichtet haben, vorbehaltlicd, der Er- 
fangung der Konzeffion 14 Tage nad Aufforderung den vierten 
Theil des gezeichneten Betrages von 2000 Mark in baar, ben 
Neft aber in Solawedfeln für Necdnung des Verbandes an die 
Berbandsfaffe einzuzahlen. Die Elagende Gefellihaft hat id 
demnäcdjft mit dem Site in Breslau definitiv Fonftituirt und die 
ftaatlihe Konzeiftion erhalten. Nad 8. 248 AU... NR L 5 ift 
Breslau Erfüllungsort für die Verbindlichkeit des Beklagten. 
Ebenjo ergibt fi) aus der Natur des Gejchäfts und der deutlich 
erhellenden Abficht der Kontrahenten, daß die Zeichner ihre Ver- 
pflichtungen aus der Zeichnung in Breslau ald dem Site bes zu 
gründenden Flagenden Verbandes erfüllen jollten und wollten. I, 
267/94 vom 28. Nov. 

362. Wohlthätige Verträge im Sinne .UR. 1, 5, $. 249 
find folhe, bei denen die Bereicherung des Anderen ohne alle 
Vergeltung für den Gebenden oder DVerjprechenden beabfichtigt 
wird. Dgl. I, 11, 8$. 1048, 1053. Im Fall 361 Liegt fchon 
nad dem Inhalte der Zeichnungsbogen Far vor, daß die Zeichner 
fih nur zu dem darin angegebenen beftimmten Endzwede (der 
Bildung des für die Gründung des Verbandes erforderlichen 
Tonde) zu der von ihnen übernommenen Seiftung verpflichtet 
haben, und fon die damit dem THagenden DVerbande ald Pro- 
miffar gemadjte Auflage jchließt die Annahme eines bloß wohl- 
thätigen Vertrages aus, da das Gefeß dieje Auflage, wenngleich 
fie an fid nur eine Modalität des Verfprechens der Zeichner 
bildet, al8 eine vertragsmäßig übernommene Gegenleiftung und 
den Vertrag im Zweifel al8 einen läftigen angefehen wiffen will. 
I, 267/94 vom 28. Nov. 

363. Im Tall 447 hat der Kläger Refiltationsflage aus 
B.U.R. 1184 auf Rüdzahlung des Darlehns mit Zinfen, Schadens- 
erfag und Befreiung von einer vom Kläger übernommenen Bürg- 
ihaft erhoben. Die Klage ift geftügt auf Verlegung des Vertrags 
durd Unterlaffung der vom Beklagten veriprochenen Ziehung einer 
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jährlih aufzuftellenden Bilanz und einer Inventur bei Beginn ae 
des Gefchäftsbetriebs fowie auf mangelhafte und unfaufmännifche zn. 
Führung der Geihäftsbüdjer feitend des Beklagten, welcher aud) 

den Kläger dem Vertrage zumider nicht über den Gang bes Ge- 

Tchäfts auf dem Laufenden erhalten habe; auf Verlegung des Ver- 

trags, indem der DBeflagte das Doppelte bis Dreifache des zu- 

Läffigen Betrags für fi aus der Gefchäftsfaffe entnommen habe, 
während er nur 5000 Mark jährlich für feinen perfönlichen Be- 

darf entnehmen follte; auf perfünliche VBerunglimpfungen des Klägers 

und feiner Ehefrau dur den Beklagten. Der Klage entiprecdjend 

tjt erkannt, Nevifion zurücigewiefen. IL, 109/94 vom 15. Juni. 

364. Der Bellagten hat ihr Vater, welcher ein Grumdjtüd 
von dem Erblafjer der Kläger unter Uebernahme eines aufhaftenden 
Pfandbriefdarlehns gekauft hatte, feine Anfprüche aus dem Kauf- 
vertrage cedirt, und der Verkäufer hat der Eeflionarin aufgelaffen, 
ohne daß diefe dem Verkäufer gegenüber die Verbindlichkeiten ihres 
Gedenten übernommen hatte. Die Geffionarin hat das aus der 
DBefitzeit des Verkäufers und feines Vorbefiters herrührende durch 
beren Zilgungsbeiträge angefammelte Amortifationsguthaben bei 
ber Landihaft erhoben. Aus dem Kaufvertrage haben die Kläger 
einen Anspruch gegen die DBeflagten nit. Denn die Eelfion 
einer Forderung aus einem zweifeitigen Wertrage bewirkt nicht 
den Eintritt des Ceffionars in die Verpflichtungen des Cedenten, 
und braucht der andere Theil, fofern er nicht zur Vorleiftung 
verpflichtet ift, feinerfeitS nur gegen Empfang der Gegenleiftung 
zu erfüllen. V, 63/94 vom 30. Juni. Bgl. 198. 

365. AN. R. Die Uebergabe des am 3. Dlat verfauften 
Grundftüds follte binnen acht Tagen gegen Zahlung von 3000 Marf 
erfolgen, die Auflaffjung am 1. Aug. gegen Zahlung weiterer 
6000 Markt. Sollte Käufer die zweite Zahlung nicht leiften, fo 
find Berfäufer berechtigt, vom Vertrage zurücdzutreten und die 
3000 Mark als Konventionalftrafe zu behalten. Webergabe und 
Zahlung der 3000 Mark find bewirkt. Käufer Hatte von den 
Verfäufern Stundung der 6000 Mark gefordert. Wegen Tontraft- 
widrigen Verkaufs von Inventarftüden feitens des Klägers hatten 
Dellagte am 18. Juli eine einftweilige Verfügung erlangt, durd) 
welche dem Kläger die Veräußerung von Inventarftüden verboten 
war. Sie haben aber au) am 19. Juli dem Kläger, welcher ge- 
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el droht Hatte, bei verweigerter Stundung das Grundjtüd zu ver- 
lafien, die Wirthfchaftsführung unmöglid) gemadt, indem fie fich 
in feiner Abwefenheit die Schlüffel aushändigen ließen, und ihm, 
als er zurückfehrte, vorenthielten, und fo den Befit entzogen. Diefer 
Zurüdziehung derjenigen Leiftung, welde der Kaufpreiszahlung 
vorauszugehen hatte, ift mit Net die Wirkung beigemeffen, daß 
nunmehr auch die Gegenfeite die Kaufpreiszahlung zurüdhalten 
fonnte, ohne der Strafe zu verfallen. Auch wenn die Verkäufer 
nah dem 1. Aug. die Auflaffung gegen Zahlung der 6000 Mart 
angeboten haben, fünnen fie von der Taffatorifchen Klaufel Keinen 
Gebrauch machen. Berfäufer find verurtheilt, dem Käufer das 
Grundftüd zu übergeben und gegen Zahlung von 6000 Marf 
aufzulafien. V, 67/94 vom 4. Yuli. 

366. Parteien waren die Inhaber einer offenen Handels- 
gejellichaft, welche fie im 3. 1884 dahin aufgelöft haben, daß Be- 
Flagter das Gefhäft mit allen Aktiven und Paffiven übernehmen, 
und dem Kläger, welcher nod) drei Jahre am NReingewinn mit 
ein Viertel betheiligt blieb, deffen Guthaben in zehn Iahresterminen 
zahlen follte. Zur Vollziehung der Vereinbarungen über Köfchung 
der Theilhaberichaft des Klägers an der Firma und Ueberjchreibung 
des Haufes auf den Namen des Beklagten follte die Auseinander- 
fegung in authentifcher Form erfolgen. Die Klage auf Zahlung 
von Zinjen des Guthabens ift abgewiefen auf Grund der Ein- 
rede des nicht erfüllten Vertrags. Der Kläger hat aber die Er- 
füllung des Vertrages vereitelt, indem er auf Aufforderungen des 
Beklagten unthätig geblieben und namentlich troß fürmlicher Yadung 
vor Notar 2. nicht erfchienen fei. Nevifion zurüdgewiefen. Aller: 
dinge hat Kläger fi) eventuell, für den Tall, daß der Bellagte 
nicht unbedingt zur Zahlung verurtheilt werde, zur öffentlichen 
Beurkundung und Ueberfchreibung des Haufes bereit erklärt. Das 
mit fonnte er aber die Einrede des nicht erfüllten Vertrages nicht 
bejeitigen. II, 144/94 vom 3./10. Juli. 

367. Andererfeits hat das Berufungsgericht die Widerklage 
auf Auflöfung des Diffociationsvertrages und Ernennung eines 
Liquidators für die 0. H. ©. abgewiejen, unter Anderem, weil 
thatfächlihh das Gefhäft über neun Sahre von dem Beflagten 
allein geführt jei und fi eine Wiederherftellung der Lage der 
Parteien vor dein Diffociationsvertrage nicht denken laffe. Das 
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Neichsgericht hat diefe Abweifung aufgehoben und die Sadje zur Gegenfeitiger 
anderweiten Verhandlung an das Oberlandesgericht zurücverwiefen. vertrag. 
Das Uebereinfommen vom 5. Oft. 1884, welches an die Stelle 
der Liquidation gefett worden ift, hat die Form eines einfachen 
zweifeitigen Vertrages, und hier liegt fein Grund vor, die An- 
wendung des Art. 1184 auszufchließen, wie auc die Parteien ihre 
gegenfeitig übernommenen Verpflichtungen an auflöfende Bes 
dingungen fnüpfen fonnten.*) Insbefondere ftehen Art. 883 und 
Art. 887 nicht im Wege. IL, 144/94 vom 3./10. Yult. 

368. Nah dem zwifchen den Parteien außergerichtlich ge- 
ihloffenen Akkorde follte Kläger 20 Proz. feiner Forderungen vom 
Beklagten erhalten, wofür deffen Verwandten fich verbürgten, und 
außerdem die Häute behalten, welche er für den Beflagten ge- 
gerbt hatte. Der Beklagte hat ihm nur 20 Proz. feiner For- 
derungen gegen Herausgabe der Däute angeboten. Unter Auf: 
hebung des getroffenen Affordes — Code 1184 — hat ba8 
Berufungsgeriht den Beklagten zur Zahlung von 1881 Marl 
84 Pf. ältere Forderung — ausjchließlid) der für das Gerben 
der Häute, weldye Kläger behalten hat — verurtheilt. Revifion 
zurüdgewiejen. Denn der Afford hatte bilateralen Charafter, 
weil der Gläubiger nicht in freigebiger Abfiht und aus freien 
Stüden, fondern mit Rüdficht auf die Bürgfchaft der Verwandten 
fi) zum Afforde beftimmen ließ, um die größeren Nachtheile des 
Konfurfes zu vermeiden. IL, 153/94 vom 21. Sept. 

369. Im Fall 519 Hat das Berufungsgericht auf Auflöjung 
des Vertrages gemäß B. X. R. 1184, Rüdzahlung der gezahlten 
Kaufpreistheile nebft Zinjfen, Erftattung gezahlter Zinfen, Kauf- 
foften, Steuern, Abgaben, Koften für Unterhaltung und Bewadhung 
des Haufes, und der behufs Reparatur und Umbau gemadıten 
Aufwendungen erfannt. ‘Denn die zugejagte Sreiheit von nam- 
haften Mängeln ift dem Käufer nicht gewährt, vielmehr fand fidh 
im Haufe Schwammbildung und Trodenfäule vor. Revifion 
zurücgewiefen. Käufer hatte durch Verjekung einer Wand aus 
einem großen Speijefaal zwei Zimmer gemadt, eine Zreppe nad 
dem Souterrain entfernt, zwei Küchen und zwei Speifeaufzüge im 
eriten und zweiten Stod eingerichtet, die Freitreppe mitteljt Auf- 


*) Bol. Bd. XVII, Nr. 260. 
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ae fegen von Gypswänden und Einridtung einer Glaswand und von 
Thüren abgejchloffen, und jo das Einfamilienhaus zu einem für 
zwei Familien eingerichtet. Das jchloß den Anfpruh auf Auf- 
hebung des Bertrages nicht aus. Denn auf den vorliegenden 
Tall ift BL. R. 1644°, da fi) derfelbe auf die gefeliche 
Haftung des Verkäufers bezieht, auch nicht analog anzuwenden. 
Allerdings fchließt eine wefentliche Veränderung de8 Vertrags- 
gegenftandes das Recht zur Vertragsauflöfung nah Sat 1184 
aus. Daß eine folche hier vorliege, hat aber da8 Berufungs- 
gericht ohne NRedhtsirrthum verneint. Wäre aud) anzunchmen, daft 
dur die Veränderungen des Klägers eine Werthverminderung 
des Haufe eingetreten wäre, fo würde das weder den Anfprud) 
auf Aufhebung nod den Anjprud) auf Erfag jener Verwendungen 
ausschließen, noch den Beklagten einen Anjprud) auf Anrechnung 
des Minderwerth8 auf die Koften des Klägers begründen. Auch) 
Lurusausgaben find für den Kläger, wenn er das Haus zurüd- 
zugeben veranlaßt ift, ein Berluft im Sinne 1149 und, da er 
von den Beflagten vorhergefehen werden fonnte, im Sinne 1150, 
fodaß derjelbe zur erjtatten ift, da er eine unmittelbare und natür- 
liche Folge der Nichterfüllung des Vertrages ift. Aud war Kläger 
nit im Verfchulden. II, 160/94 vom 28. Gept./5. Oft. 
Bol. 389. 

370. Die Klägerin hat dem Beklagten die verkaufte Scharf- 
richtereigerechtigfeit übergeben und aufgelaffen. Damit hat fie in 
der Hauptfadye den Bertrag erfüllt, und der Beklagte fann die 
Verurtheilung zur Zahlung des Kaufgeldes nicht dadurd) von fidh 
abwenden, daß ihm die Zubehörftüce (Hier die Gefchäftsbücher), 
deren Uebergabe die Verkäuferin veriprochen habe, nicht überliefert 
feien. Er lann den Anfprud hierauf widerflagend verfolgen, 
aud einen verhältnigmäßigen Theil des Kaufgeldes wegen mangel- 
hafter Erfüllung zurüdhalten und hinterlegen (8.222, 1,11 A... R.), 
aber die VBorjchrift des $. 271, 1, 5 fteht ihm nicht zur Seite. 
Dgl. D.T. E, Bd. 8, ©. 232; Striethorft, Bd. 33, ©. 37; 
R.G.€., Bb.2, ©. 216. V, 175/94 vom 10. Oft. 

371. Entipredend V, 244/94 vom 3./10. Nov. Die ver- 
fauften Grundftüde waren dem Käufer aufgelaffen und übergeben. 
Einen wie großen Theil des Kaufgeldes Käufer wegen der geltend 
gemadhten Gewährsmängel und Anfprücde dritter Perjonen zurüds 
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zuhalten berechtigt fein würde, hat er nicht dargelegt. Wegen der 
nod) eingetragenen Hypothek von 4 Thalern 19 Silbergrofchen ijt 
er durd) den Kapitalrüditand von 3000 Mark gededt, wenn die- 
jelben auch für dritte Berjonen gepfändet find. Bellagter ift des- 
halb zur Zahlung von 618 Mark 75 Pf. Zinfen des Kaufpreifes 
im Fall 214 verurtheilt. 

372. Durd) Vertrag vom 4. Nov. 1890 Hat der Kläger fich 
dem Neichspoftfisfus, Beklagten, zu einem Neubau auf feinem 
Grundftüd in Berlin verpflichtet und die im Hofgebäude herzu- 
ftellenden und nad) näherer Anweifung einzurichtenden Näume 
dem Bellagten vom 1. April 1891 ab auf 15 Jahre zur Unter- 
bringung einer Fernipred) = Vermittelungsanftalt fir einen jähr- 
lihen Preis von 26000 Mark vermiethet. Wenn die bauliche 
Inftandfegung der Räume bis zum 1. April 1891 nicht jo weit 
hergeftellt fei, daß die Arbeiten zur Einrichtung der Bermittelungs- 
anftalt ohne Schaden für die Gejundheit der in den Räumen fid) 
aufhaltenden PBerfonen begonnen werden künnten und deshalb die 
Kündigung der bisherigen Miethräume am 1. April 1891 nicht 
zum 1. April 1892 erfolgen könne, follte der Pojtverwaltung das 
Recht zuftehen, die bisherigen Miethräume auf Koften des Klägers 
fofange als erforderlich weiter zu benugen. Der Kläger fordert 
die Miethe für die Zeit vom 1. April 1891 bis 30. Sept. unter 
der Behauptung, daß er feine Verbindlichkeiten erfüllt habe. Er 
ift abgewiefen, das Reichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. 
Aus dem Bertrage ergibt fih, daß während der Zeit des 
Baued, in welde das Halbjahr fällt, für melcdes jegt Miethe 
gefordert wird, vorläufig nur eine befchränfte Benugung der 
vermietheten Räume, nämlih zur Anbringung der zum dem 
nädjtigen vollen Gebrauch erforderlichen Apparate und jonftigen 
Vorrichtungen durch den Beklagten vorgefehen war, und daß die 
für Ddiefe Zeit zu zahlende volle Miethe die Gegenleiftung nicht 
bloß für diefe befchränfte Benutung, jondern zugleih für die 
Leiftungen darftellen follte, welche der Kläger durd die Verpflich- 
tung zur Aufführung des Neubaues nad) Anweifung der Poft- 
verwaltung übernommen hatte. In foldem alle war aber der 
Bellagte nicht berechtigt, wegen nicht rechtzeitiger Tertigftellung 
eines Theiles diefer Leiftung die Einvede des überhaupt nicht er- 
füllten Vertrages zu erheben und die Gegenleiftung zu verweigern; 


Gegenfeitiger 
Bertrag. 
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ie er hätte vielmehr nur Schabenserjag fordern Fünnen. V, 159/94 
ee vom 20. Dft. 

373. Hat überdies der Beflagte die Nichteinhaltung des 
für die Uebergabe der Räume im SHintergebäude feitgefegten 
Zermins vom 1. April 1891 verjchuldet, jo handelt er dolos, 
wenn er dem Kläger die Yolgen diefer nicht rechtzeitigen Vor- 
leiftung aufzubürden fucht; SS. 15, 16, 1, 16 AÜ.L. R.; Striet- 
horft, Bd. 88, ©. 318. Und felbjt wenn Kläger deshalb nur 
Schadenserfag fordern Tönnte, fo beiteht doch diefer hier nur in 
der dem Kläger entgangenen Miethe. V, 159/94 vom 20. Oft. 

374. Der Käufer, weldem das Grundftüd aufgelaffen war, 
hatte die Bezahlung der Zinfen der Hhpothefen für die Zeit 
vom 1. April ab übernommen; für die früheren Zinjen blieb der 
Verkäufer perjönlich verhaftet, während der Käufer nur der ding- 
lihen Klage haftete. Käufer hat foldye Zinfen den Hypothel- 
gläubigern bezahlt. Der Anipruh auf Erftattung derfelben fteht 
ihm unabhängig von den Beftimmungen des Kaufvertrages nad) 
AUNR. 1, 16, $.46 und 1, 20, $. 83 gegen den Verkäufer zu. 
Deshalb Tann diefem Anspruche des Klägers ein Einwand, dak 
der Berfäufer die Erfüllung des Kaufvertrages zu verweigern be- 
fugt fei, weil Käufer den Kaufvertrag in anderen Beziehungen 
nicht erfüllt, oder weil er den VBerfäufer betrogen habe, nicht ent- 
gegengejeßt werden. Nur die Aufrechnung mit einem dem Be: 
Hagten etwa zuftehenden Geldanfpruche würde zulälfig fein. V, 
180/94 vom 14. Nov. 

375. Der Beflagte hatte die Errichtung eines Neubaues für die 
Kläger auf deren Grundftüd für eine Baufchfumme von 50500 Mart 
innerhalb beftimmter Frift übernommen. ‘Da die dem Beklagten 
obliegende Leiftung fowohl zeitlich) wie jachlih als eine einheitliche 
fich erweift — Herftellung des Werfes binnen bejtimmter Frift —, 
jo ergibt fih für die Kläger wegen Nichterfüllung der Anfpruc 
auf Auflöfung des ganzen Vertrages. Mit dem Wegfall ber 
vertraglichen Baufumme wird der Anipruch des Deklagten auf 
die Wertherhöhung des Klägerifchen Grundftüds durch den Bau, 
joweit er von ihm bereits ausgeführt ift, nicht befeitigt. Wreilic 
bleibt dafür nicht die Hhpothef beftehen, weldhe nur für die ver: 
traglihe Baufumme beftellt war. Weil er das bereits Geleiftete 
nicht zurückzuerftatten vermag, kann fich unter Umftänden bei Rauf- 
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verträgen der Auflöjungsanjpruch al8 unbegründet ergeben, fofern Gegenfeitiger 
fich derjenige, welder die Auflöfung verlangt, durch eigenes Ver- Yertran- 
Ihulden in diefe Unmöglichkeit verfett hat. Ein folcher Fall liegt 

hier nicht vor, auch die Bezugnahme der Revifion auf Code 1794 

trifft Hinfichtlich der Frage der Auflöfung eines Werkverdingungs- 

bertrages nicht zu. II, 292/94 vom 18. Dec. 

376. Im Fall 649 find die VBertragsbeftimmungen, wodurd) 
bie Eheleute die Erziehung ihrer Kinder einem Dritten übergeben 
und fich felbjt jedweden Cinfluffes hierauf entäußern wollten, 
nichtig, weil da8 elterfihe Erziehungsrecht zugleich eine fittliche 
Pflicht in fi fchließt. Ebenfo unwirkfam find die Beftimmungen, 
weldhe das thatfächlide Getrenntleben der Cheleute während 
der Dauer der Ehe, bezw. biß zum Eintritt eines „etwaigen“ 
Scheidungsurtheils feftjegen wollten. Da der Berufungsrichter 
den Bertrag als ein einheitlihes Geihäft auffaßt, hat er ihn 
mit Neht im Ganzen für nidtig erklärt. Der Bellagte Eonnte 
fi) alfo auf den Vertrag nicht beziehen, um aus ihm feine 
Befreiung von der Chefcheidungsstrafe abzuleiten. II, 69/94 
vom 1. Juni. 

377. Ein Bureaubeamter B. Hatte dem Kläger Gelder Causa. 
unterfchlagen. Der Beklagte war dabei intereffirt, daß B. auf 
freiem uße blieb, weil er bedeutende Forderungen an ihn hatte. 
Er bat den Kläger, von der von ihm beabfichtigten Anzeige Ab- 
ftand zu nehmen, was Kläger gewährte, weil Bellagter die ge- 
forderte Bürgfchaft leiftete und einen Wecjjel acceptirte. Er ift 
vom Neichsgeriht zur Zahlung der Wedjjeljumme verurtheilt. 
Eine VBerheimlihung des von Amtöwegen zu verfolgenden 
Vergehens — 8. EÜL.R. 1, 4; $. 416, I, 16 — liegt nid 
vor, da feine Anzeigepflicht beftand, überdies Kläger nur jchweigen, 
nicht pofitiv thätig fein follte. — Striethorft, Bd. 12, ©. 18; 
Koh, Kommentar, Ann. 7 zu $. 416. — Ebenjo wenig lag Be- 
günftigung vor. VIER. G. E. in St, Bd. 23, ©. 105 fg. Die 
Kontrahenten verfolgten nur ein erlaubtes Privatintereffe und 
waren nicht verpflichtet, diefe8 dem öffentlichen Intereffe, daß be- 
gangene Vergehen nicht unbeftraft bleiben, hintanzujegen und unter: 
zuordnen. I, 111/94 vom 20. Juni. 

378. CEbenfo wenig verftößt die Vereinbarung gegen bie 
Sittlichkeit und Ehrbarkeit — S.TULU.R IT, 4—. Im Fall 
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RD 9 © €, Bd. 23, ©. 226 follte eine unbegründete De- 
nunciation nicht verfolgt werden. Endlich lag auch Feine Drohung 
des Klägers vor. ILL, 111/94 vom 20. Juni. Dgl. 381. 

379. Der Beklagte hat mit feinen Gläubigern im 9. 1875 
einen außergerichtlichen Afford gefchloffen, nach weldem die Gläu- 
biger 50 Proz. ihrer Forderungen erlaffen haben. Dem Cedenten 
des Klägers hatte der Beklagte verfprocdhen, er wolle ihn voll bes 
friedigen, wenn er in beffere Bermögensverhältniffe gerathe. Nad)- 
dem Bellagter einen großen Xotteriegewinn gemadt hat, ift er 
zur Nachzahlung verurtheilt. Nevifion zurücgewiejen. Die Bes 
ftimmungen der $$. 186, 309, 341 der Pr. K. ©. dürfen nicht 
analog angewendet werden. Darin, daß dem einen Gläubiger 
der ganze Betrag feiner Forderung zugefichert wird, während die 
übrigen Gläubiger nur einen Zheilbetrag ihrer Forderungen er= 
halten follen, ift auch für fi) allein weder der Thatbeftand eines 
Betruges oder überhaupt einer unerlaubten Handlung (AL. R. 
I, 3, 8. 35; L, 5, $. 68) nod) einer die Ehrbarfeit beleidigenden 
Handlung im Sinne des 8.7, I, 4 zu erbliden. Weberdies fünnte 
ein etwa damit verbundenes argliftiges Verfahren gegenüber den 
anderen Gläubigern nur diefen einen Anspruch auf Schadenserja& 
geben. (BI. R.G.€E., Bd. 6, ©. 227; R.D.9.©.€., Bd. 22, 
©. 164.) V, 57/94 vom 27. Yunt. 

380. Bellagter hatte dem Kläger fein Schanflofal, für welcjes 
er die Schankflonzeifion hatte, während Kläger als YBuffetier poli- 
zeilicd) gemeldet war, nebjt Wohnung mit der mündlichen DBer- 
abredung auf ein Iahr verpadhtet, daß das Geihäft vom Kläger 
für eigene Rechnung betrieben werde. Das verjtößt gegen $$. 33, 
147! der Gewerbeordnung und deshalb ift der Miethvertrag nad) 
88.51, 68 U... I, 5 nidtig. V, 261/94 vom 19. Sept. 

381. Im Fall 329. Das Paktiren über Ausübung des An- 
zeigerecht8 und die Ausnugung verwandtichaftlicher Gefinnung kann 
einen Bertrage den Charakter eines gegen die guten Sitten ver- 
ftoßenden geben. Da aber die Klägerin durch den Vertrag nichts 
weiter erreicht al® den Erjat des ihr durd ein Verbrechen zu- 
gefügten Schadens, feinen fonftigen Vortheil, und fie fich zu nichts 
anderen verpflichtet hat al8 zur Unterlaffung der Strafanzeige, 
nicht auch etwa zur Mitwirkung bei Verdunfelung des XThat- 
beftandes, endlih die Klägerin den Vertragsabfchluß nicht durch 
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unlautere Einwirkung auf den Beklagten erreicht hat, jo fann 
dem Berufungsricdhter nur darin beigetreten werden, daß dem vor- 
liegenden Rechtsgeichäft der Charakter eines gegen die guten Sitten 
verftoßenden nicht beizulegen fei. II, 157/94 vom 2. Oft. Bol. 378. 

382. Im Tall 379. 9H., der Schwiegervater bes Beklagten, 
der die felbftichuldnerifche Bürgichaft für den Beklagten bezüglich 
der den Gläubigern zugeficherten 50 Proz. übernommen hatte, 
hat, nahdem er dem B., Cedenten des Klägers, für den Bellag- 
ten die DVergleichsfumme von 4500 Marf bezahlt, von DB. bie 
Herausgabe der diefem vom Beklagten in Höhe von 9000 Mar 
gegebenen Wechfelaccepte verlangt und Verurtheilung des B. er- 
langt. H. gegenüber konnte B. feine Neftforderung an den Bes 
Fogten nicht geltend machen. Er fonnte aber trog NRüdgabe der 
Wechfel die aus den Kaufgejchäften herrührende Forderung be- 
balten. V, 67/94 vom 27. Iuni. 

383. „Sautionswechjel. Widede a. d. Ruhr. 1. Iuli 1890 
für Marf 7200. Bei Siht und gültig bis 31. ‘Dec. 1891 zahlen 
wir gegen bdiejen unjeren Wechfel den Betrag von 7200 Mart 
an die Direktion der Diskontogefellfhaft in Berlin oder deren 
DOrdre, den Werth al8 Kaution für die Erfüllung unferer Ber- 
pflihtungen aus den Statuten des Weftdeutichen Feinblechver- 
bandes. Wideder Walzwer! W. & Co. D.W.”’ Der Yuhaber 
der Firma, für welchen der Wedhjjel von D. W. als Bevollmädhtigter 
ausgejtellt ift, wurde, wenn aud) defien Unterfchrift nicht 9. ©. 2. 
48 ntiprad —- R.D.9.©.€, Bd. 12, ©. 133 —, zur Zahlung 
verurtheilt, Nevifion zurücgewiejen. Die Klaufel am Schluß des 
Wechjels ift unjchädlich, weil in keiner Weife geeignet, Zweifel an 
der Ernftlichleit der Abficht der Ausjtellerin Hervorzurufen, einen 
gültigen Wechfel zu Freiren. INR.O.H.G.€., Dd. 21, ©. 169 
war die Anweifung an den Zraffaten: „laut Vertrag zu zahlen“, 
in den eigentlichen Wechfelfontert aufgenommen. II, 128/94 vom 
3. Yuli. 

384. Bellagter hat im Konfurfe des Acceptanten zwei Wechfel 
über 3000 und 3300 Marf angemeldet, welche die Ausftellerin 2. 
in blanco girirt und dem Beklagten cedirt hatte; er ift verurtheilt, 
feinen im Konkturfe angemeldeten Anfprudy aus diejen Wedhieln 
dem Kläger abzutreten und ihm die Wechjel herauszugeben. Der 
Kläger hatte die von ihm eigenthümlich erworbenen Wechjel der 

Braris des NReichägerihtd. XIX. 14 
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Frau 2. zum Inkaffo übergeben. Bellagter will die Wechfel von 


einer Frau ©. erworben haben zur Sicherung für bedeutenbe- 


Forderungen, welche er an dieje hatte. Allein dem Wechfel über 
3300 Dearf war ein auf Antrag des Klägers bei der Domiziliatin 
Frau %. aufgenommener Proteft angehängt und der Wechfel hatte 


nad) der Proteftirung fein Indoffament auf Frau ©. erhalten. — 


Bg.R.G. E., Bd.2, Nr. 22. — Ueberdies hatte der Beklagte that- 
fächlich die beiden Wechfel durch eine Geffion der Frau ., wenn 
auch zur Sicherung feiner Forderungen an Frau G., erworben 
und fi durch diefe Geifton zur Geltendnahung des Anfpruce 
wider den Acceptanten legitimirt. Wie fi aber der Geifionar 
alle Einreden entgegenfegen laffen muß, welche gegen feinen Eeden- 
ten zuftehen, jo kann er fih aud nicht für feine Perfon auf die 
Präfumtion der Art. 17, 36, 74 fir das Eigenthum des wechfel- 
rechtlich legitimirten Befiters berufen. Art. 306 9. ©. 93. kam 
nicht in Frage, da Frau 8. nicht Handelsfrau war. Nah AL. R. 
I, 15, $S$. 24 ff.; I, 20, S$. 80 ff., 91 Hat aber der vedliche 
Erwerber eine Sache, weldhe er vom Nichteigenthümer erworben 


hat, dem Eigenthämer herauszugeben gegen Eritattung deifen, was . 


er für die Sache geleiftet hat. Da Bellagter für den Wechfel 
nicht® geleiftet Hatte, fo ergab fich feine Verurtheilung jchlechthin. 
I, 147/94 vom 14. Yult. 

385. Dagegen wurde die lage bezüglich eines dritten Wech- 
jels über 1300 Mark, welcher gleichfalls von der Frau 2. aus» 
geftellt und in blanco girirt, von dem Gemeinjchuldner ange- 
nommen war, abgewiejen. Denn hatte au) die Frau %. diefen 
Wechjel, wie die beiden andern, von dem durch ihr Blankoindofja- 
ment legitimirten Kläger zum Inlalfo erhalten, jo hat fie ihn, 
ohne daß er proteftirt war, nad) Verfall an den Schuhmader R. 
weiter begeben und der Beklagte hat ihn von diefem durch Blanfo- 
indoffament und Cejfion erlangt. Unerheblich tft es, ob der Be- 
Magte den Wechjel von dem R. nur zum Inlaffo erhalten hat. 
Denn R. ift dur) den Wechjel legitimirt, und dafür, daß diejer 
denfelben in böfem Glauben oder grob fahrläffig erlangt Hätte, 
ftegt nicht8 vor. Kläger war alfo fo weit nach Art. 74 der Wechjel- 
ordnung abzumeiien. 1, 147/94 vom 14. Iuli. 

386. Der erft in ber Revifionsinftanz erhobene Einwand, 
daß der Proteft der Vorfchrift des Art. 88, Ziff. 3 der Wechfel: 


a — 
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ordnung nicht genüge und daher unwirkfam fei, entbehrt der thats Wedel. 
lächlihen Begründung, denn in der in Abichrift vorliegenden | 
Protefturfunde ift feitgeftellt, daß der Notar im Gefchäftslofale 

der Klägerin einen Herrm angetroffen hat, der auf Befragen er- 

Härt babe, er heiße W., fei bei der Firma R. &B. (der Domi- 
ziliatin) angeitellt, und ein Vertreter derfelben, jowie der Bezogene 

jeien nicht anmwejend. Nach diefer Urkunde kann angenonmen 
werden, daß der DBezogene nicht anwefend und daß der Herr, 
welchen: der Wechfel vorgelegt wurde und welcher die Zahlung 
verweigert hat, zur Vertretung der Domiziliatin berechtigt war. 

I, 178/94 vom 3./27. DKt. 

387. Der Kläger ift Indoffatar eines Wechjeld, welchen 
feine Nahmänner 8. & 3. im $. 1877 gegen ihn, den Ausfteller 
und ben Acceptanten, ausgeflagt haben. Er verfolgt den Anfprud) 
jet gegen den Acceptanten, um der Berjährungseinrede zu ent- 
gehen aus einer Ceffion der Iudilatsobligation, welche ihm jekt 
L. & 5. ausgeftellt haben. Damit ift er abgewiefen. Der be- 
friedigte Nahmann Hört auf Gläubiger aus dem Wechfel und 
Eigenthümer der Werhjelurfunde zu fein, wenn er den Wechfel 
fammt Proteft an denjenigen zurüdgibt, welcher ihn befriedigt 
hat — Art. 54, 55 —, wie andererjeitd da8 eigene, auf dem 
Indoffament feines Vormanns beruhende Gläubigerrecht des ein- 
löjenden Indoffanten durd die Wiedereinlöjung des Wechfels und 
beifen Rüdempfang wieder lebendig wird. Daß Kläger im 3. 1877 
feine Nachmänner befriedigt hat, wurde angenommen, zumal er 
den Wechfel von der Erefutionsfommilfion ausgeantwortet erhalten 
hat, und daß fich feine Indoffatare bei diefer Sadjlage beruhigt 
haben, ohne eine etwaige Reftforderung aus dem eingeklagten 
Wechjel gegen ihn zu erheben. Danad) war für eine fpätere 
Cejfion der Rechte von 2. & 3. kein Raum mehr. Und der Kläger 
fan aus foldher Gejjion keinen Anjprud gegen den Beklagten er- 
heben, auch nicht aus der Kejfion der Judilatsobligation, da diefe 
der Firma 8. & 3. nicht mehr zuftand, nachdem fie aufgehört hatte, 
Gläubiger aus dem eingellagten Wechfel zu fein. I, 248/94 vom 
17. Nov. 

388. Der Bellagte hat dem Kläger bei Veräußerung de Beräufe- 
Berliner Haufes nicht mitgetheilt, daß die Polizei die getrennte Mnaevertan. 
VBermiethung der Wohnungen in den vier Stocdwerfen je im 

14* 


Beränße- 
rımgsvertrag. 
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Hintergebäude und im Vordergebäude, weil nur im Hintergebäude 
eine, überdies zıs fchmale feuerfeite Treppe vorhanden war, davon 
abhängig gemacht Hatte, daR Nothausgangsthüren von dem Vorber- 
gebäude nad dem Hintergebäude beftehen blieben. Beflagter ift 
unter Rapitalifirung des dadurch begründeten geringeren Ertrags- 
werth8 zur Zahlung von 3740 Mark verurtheilt, Revifion zurüd- 
gewiefen. Was dem Kläger zugeiprochen, ift nichts Anderes als 
da8 Intereffe, das diefer daran hatte, daß er die Wohnungen im 
Geitengebäude getrennt von den anjtoßenden Wohnungen im Vorder- 
haufe und ohne Verbindung durch Noththüren vermiethen konnte. 
Aber auf den Erfat diefes Intereffes hat er aud) Anfpruch, nad- 
dem ihm durch das rechtsfräftige Zwifchenurtheil nicht bloß der fich 
nad dem gezahlten Kaufpreis berechnende Minderwerth (Gewähr- 
leiftungsanfprud), fondern auch (wegen DBerfchuldens des DBe- 
Hagten bei Verfäumung einer Anzeige von den bejtehenden polizei- 
lichen Anordnungen) Schabenserjat zuerkannt worden ift. V, 24/94 
vom 2. Juni. 

389. B. Im Fall 369 hat das Berufungsgericht das Gefeß 
nicht verlegt, wenn e8 nicht ausdrüdlich erörtert hat, es liege Fein 
berechtigter Anlaß zur Gewährung einer Nadfrift für Befeitigung 
des Hausfhwamms vor, da e8 ji) dabei nur um eine dem Cr 
mefjen des Richters anheim gegebene Befugniß des Richters handelt. 
Uebrigens ift da8 Oberlandesgericht augenfcheinli davon ausge: 
gangen, e8 liege fein Fall für eine nachträgliche Befferung vor, 
wegen der aus dem Hausihwamm für die Zukunft drohenden Ge- 
fahren. II, 160/94 vom 28. Sept./5. Oft. 

390. Bol. Bd. XIV, 306. Anläßlid) der Anlegung des 
Srundbuhs in der Stadt Barmen forderte ©. von %. die An- 
erfennung des Eigenthums an einer Parzelle. E8 Fam zu einem 
Vergleih, über melden G. dem %. einen Nevers ausftellte, daß 
die Waldparzelle Nr..... alfeiniges Eigenthum des 5. fei und 
daß ©. einwillige, daß die Parzelle im Grundbuch auf den Namen 
des 5. eingetragen werbe, wofür er 300 Marf Entihädigung em- 
pfangen habe, folches wolle er auch auf dem Grundbuchamte an- 
erfennen. Ohne Redtsirrthum ift das von dem Berufungsgericht 
dahin ausgelegt, daß ©. fich verpflichtet hat, das Eigenthum auf 
3. zu übertragen; und weil er fi) dazu außer Stande erflärte, 
weil er vor Ausftellung des Reverjes die Parzelle an ®., wenn 
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auch nicht durdy notariellen Vertrag, verkauft hatte, wurbe er ben Beräuße- 
3. zur Entfhädigung durd) Zahlung des Werth8 verurtheilt. Res naebertrag. 
vifion des ©. zurücgewiefen. II, 182/94 vom 12. Dkt. 

391. Die Flagende Firma ©. betrieb ein Agenturgeihäft in 
Stettin; Beflagter 3. war in dem Gejchäft gegen einen ihm im 
Bertrage zugefiherten Antheil an den Provifionen thätig: „S. 4. 
Sollte die Firma ©. ihren Sit von Stettin an einen anderen 
Drt verlegen, fo bleibt 3. in gleicher Stellung und führt das 
Stettiner Geichäft in bisheriger Weife zu Nuten und im Intereffe 
der Firma ©. fort. Er ift aber dann bereditigt, die Abfchlüffe 
nit nur unter dem Namen bdiefer Firma, fondern auch unter 
eigenem Namen oder dem einer anderen Firma zu machen, und 
e8 verbleibt ber Firma ©. aud) dann die Provifion als ihr Eigen- 
thum, aber 3. erhält dann ftatt des in $. 2 bezeichneten Drittels 
die eine Hälfte aller jo verdienten Provifionen.” Die Klagende 
Firma ift September 1891 nad) Berlin übergefiedelt. Seit 1. Oft. 
1891 führt der DBellagte das Gejhäft in eigenem Namen, hat 
fodannı aber 29. Febr. 1892 den Vertrag gekündigt, die Klägerin 
aber diefe Kündigung zurüdgewiefen. Das Neichögericht hat an- 
genommen, daß die Klägerin mit diefem Anfprud an fi im 
Nedhte ift. Dem Beklagten ift in der ihm von ber Klägerin zu- 
gewendeten Agentur für beftimmte Firmen ein Vermögensobjeft 
zugewendet, für welches er nad) dem Bertrage die Gegenleiftung 
aud) dann zu gewähren bat, wenn er die Agentur in eigenem 
Namen weiter betreibt. Er fann ber Klägerin dieje Gegenleiftung 
nicht durch eine Kündigung des Vertrags entziehen, indem er die 
Agentur behält. 1, 215/94 vom 24. Dft. Vgl. 610. 

392. Im Fall Bd. XI, 322/23, 420 hat das Reichögericht 
das nad anderweiter Verhandlung ergangene Berufungsurtheil 
wieder aufgehoben. Der Berufungsridter ftellt feit, B., der Cedent 
bed Klägers, habe das ganze Grimditüd als Bauftelle gekauft, 
in Berlin fei guter Baugrund in der Regel als ftillichweigend 
vorausgejette Eigenschaft jedes Baugrundftüds anzufehen. Daraus 
folgt noch nicht, daß der Bellagte die Gewähr dafür übernommen 
hätte, daß fich alle Theile des Grundftüde gleichmäßig zur Be: 
bauung eigneten. Denn ein Grundftüd hört darum noch nicht 
auf, eine Bauftelle zu fein, wenn einzelne Theile des Grund und 
Bodens nicht mit Gebäuden befett werden Tünnen. Cine hierauf 


Beräußes 
rungevertrag. 
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gerichtete Vereinbarung könnte aber in der Zufage des Direktors 
H. de Beklagten nur dann gefunden werben, wenn er bie fpäter 
zur Ausführung gelangten Pläne des Käufers bei Ertheilung der 
Zufage gefannt und namentlicd) gewußt hätte, daß das Grundftüd 
in mehrere Bauftellen zerlegt oder wenigftensd in feiner ganzen 
Tsront mit Häufern befegt werben follte. Ift jolhe Vereinbarung 
bei Schließung des Vertrages oder vor Auflaffung aller vier Par- 
zellen nicht zu Stande gefommen, fo fann Schabenserfaß für die 
Mängel einer einzelnen Stelle im Grundftüd nur dann gefordert 
werden, wenn der Mangel im Berhältniß zum Ganzen jo erheb- 
ih ift, daß dadurd die vertragsmäßige Belchaffenheit des Ganzen 
beeinträchtigt wird. V, 134/94 vom 17. Oft. 

393. Sodann hängt der Einfluß, weldyen die frühere Aus- 
Ihadtung und die wieder erfolgte Zufchüttung auf die verminderte 
Braucbarkeit des Grundftüds ald Bauftelle hat, davon ab, wie 
tief ausgefchachtet war. Trifft deren Sohle mit der Sohle der 
für das Fünftige Gebäude anzılegenden Keller zufammen, jo wird 
die Bebaubarkeit des Grundftüds durh die Ausfhachtung nicht 
beeinträchtigt. Hier foll zwar die Ausfchachtung in einer Tiefe 
von acht Metern ftattgefunden haben, aber die Straße auch) tiefer 
gelegt fein, fobaß die Sohle der Ausfchhachtung etwa 2—-3 Meter 
unterhalb des Straßenniveaus gelegen habe. War dies der Fall 
und bei Anlegung der Straße die ehemalige Aufichüttung zum 
Theil wieder abgetragen, fo kann die Kenntniß des früheren Zu- 
Itandes allein nicht darüber entfcheiden, ob den Direktor 9. der 
Vorwurf eines Verfchulbens trifft, infofern er dem DB. die That- 
fache der früheren Ausihacdhtung verfchwieg, fondern es find die 
neuen VBerhältniffe und deren Einfluß auf die Bebaubarkeit und 
die Kenntniß des H. hiervon für die Frage nad) deffen Verfchulden 
hauptjädhlich maßgebend. V, 134/94 vom 17. Oft. Entjprechend 
V, 133/94 vom 17. Ott. Bgl. 521. 

394. Verkäufer foll dem Kläger bei den Berfaufsverhand- 
lungen erklärt haben, bei Neubebauung des Grundftüds müßten 
400 Quadratmeter Straßenland an die Stadt Kiljtrin abgetreten 
werden und feien ihm von diefer bereit 62 Mark pro Duadrat- 
meter geboten. In dem Umftande, daß ein Xheil eines Grund- 
ftüds in die fchon feftgelegte Straßenfluchtlinie fällt, Tann ohne 
NechtsirrthHum eine Eigenichaft des Grundftüds, die für bdeffen 
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Werth wejentlicd) ift, gefunden werden. Ein derartiges, mit der Beräuße 
Lage des Grundftüds zufammenhängendes öffentlich = rechtficheg "gFvertrag. 
Berhältniß ift Feineswegs der bloßen Hoffnung gleichzuftellen, daß 
ein beliebiger Dritter von feiner Bereditigung zum Erwerbe des 
Srundftüctheils Gebraud; machen werde. Hier war Betrug des 
Berkäufers behauptet und darauf die Enticheidung gegründet. V, 
219/94 vom 12. Dec. 

395. Ü.L.R. Wenn mehrere Erben, welche in ungetheilter 
Gemeinfchaft ein ererbtes Grundftüd befiken, das Grundftüd ver- 
faufen, fo jchließt das nicht aus, daß einzelne Miterben dem Käufer 
gegenüber dur) befonderen Nebenvertrag die Gewähr dafür über- 
nehmen, daß da8 verfaufte Grundftüd eine beftimmte Größe habe, 
In diefem Falle Haben die Gewährleiftenden für die ganze Ver- 
gätung aufzufommen, auf die der Käufer einen Anfpruch erlangt 
hat. Diefen Betrag ift der Käufer auf den Antheil anzurechnen 
befugt, welder den Gewährleiftenden an dem Kaufgelde zufteht. 
Den fämmtlichen Verkäufern verfchuldete der Beklagte 7887 Marf; 
davon gebühren den Gewährleijtenden ©, , mit 2490 Darf 70 Pf. 
Der Minderungsanipruch des Beklagten ift auf 3817 Markt be- 
rechnet. Diejen kann er gegenüber der geflagten Kaufgelderreft- 
forderung nur in Höhe von 2490 Mark 70 Pf. aufredhnen. Da- 
nad wurde ber Bellagte zur Zahlung von 5396 Mark 30 Pf. 
an den Generalbevollmädtigten der fämmtlidhen Verkäufer gegen 
Auflaffung des Grundftüds verurtheilt. V, 122/94 vom 10. Oft.) 
28. Nov. 

396. St. hat von den 84500 Marf, welde er für die von Ceffion. 
ihm auszuführenden Bauten von den Beklagten erhalten follte, 
den Betrag von 6000 Marf ‚und zwar den zuerit fällig ge 
wordenen refp. zuerft fähig werdenden Betrag” mit dem Vorzugs- 
recht vor dem Ueberreft an den Kläger abgetreten. Das Berufungs- 
gericht erachtet e8 für unerheblich, daR zur Zeit der Ceffion St. 
die zuerit fällig werdende Rate von 8000 Mearf bereits an einen 
Anderen abgetreten hatte. Denn St. habe von der ihm noch zu- 
ftehenden Bauforderung den zuerjt fällig werdenden Betrag cedirt. 
So weit ift die Revifion unbegründet. VI, 80/94 vom 11. Iuni. 

397. Die Schuldner wenden weiter ein, daß fie den Bes 
trag, weldien St. nody zu fordern hatte, an denjelben nach der 
‚Ceifion und deren Belanntmahung vorjchußmweife gezahlt haben. 


Geffton. 
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Diefe Zahlungen muß der Kläger dann gegen fich gelten lajien, 
wenn die Vorihüffe fi ald nothwendige Aufwendungen zum Bau 
berausitellten, ohne welche ber Bau vom Cebdenten nicht hergejtellt 
wäre (jomweit bas überhaupt gejchehen ift), fobaß fonft die cebirtc 
Forderung Mangels ber dem Cebenten obliegenden Erfüllung des 
Bauvertrages nicht zur Erfüllung gelangt wäre. Da eine folde 
die Anwendung des 8. 414 AU. 8. R. LI, 11 ausfchließende DBe- 
hauptung vom Beklagten aufgeftellt, aber nicht berüdfichtigt war, 
aufgehoben und zurüdverwiefen. VI, 80/94 vom 11. Iuni. 

398. Im Fall 693 Hatte die M. in ber Verhandlung vom 
9. Mai 1867 bie Forderung ber 2000 Thaler den Klägerinnen 
als beren Muttererbe überwiejen, die Eintragung ber Yorberung 
fogleich auf den Namen ber Klägerinnen beantragt; ber Schuldner 
hat diefer Verhandlung beigewohnt, auch diefe beantragte Kin- 
tragung ausdrüdfich bewilligt. Hiermit ift die Belanntmadung 
der Ceifion an ben Bellagten ald Schulbner durch bie M. als 
die Cedentin erfolgt. Am 9. Mai 1867 beitanden die Torbe- 
rungen, welche der Beklagte den Klägerinnen al8 Ceffionarinnen 
entgegenjegen will, noch nit. Sie konnten erft auf Grund dee 
am 2. Dec. 1867 vom Beklagten mit ber DM. geichloffenen Ber- 
trages entitehen und find als Intereffeforderungen wegen Nicht- 
erfüllung diejes Vertrages thatjächlich noch viel jpäter entitanden. 
Die Befugniß des Beklagten zur KRompenjation ift demnad aus: 
geichloffen (U. 2. R. I, 11, 8. 414). HDieran ändert nidhts, daf 
die Klägerinnen die Ceffion nicht Schon am 9. Deai 1867, fondern 
erjt jpäter acceptirt haben. ‘Denn, wie fih aus 8.418, I, 11 
ergibt, tritt die Wirkung der Belanntmahung gegenüber dem 
Schuldner fofort ein, mag auch die Geifion erit fpäter vollendet 
und vollwirkfam werben. V, 45/94 vom 30. Juni. 

399. Der auf Erfüllung Flagende Ceifionar hat nicht bloß 
dem Richter feine Rechtsnachfolge darzuthun, jondern aud dem 
Schuldner, und biefem überdies noch dafür einzuftehen, daß er 
der rechte Gläubiger fei. Ein Ausflug diefes Grundjates tft, 
daß der Schuldner nur einem folhen Geffionar mit Sicherheit 
zahlen kann, welcher fid) duch den Befit des Inftruments und 
einer fchriftliden auf ihn gerichteten Cejfion zugleich legitimirt 
(8.395, , 11 A. RR). Allerdings erfüllt Seffionar diefe Ver: 
pflichtung aud) fchon dadurdh, daß er dem Schuldner durd) eine 
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Erflärung des Cedenten die Gewißheit der Cejfion verichafft; vgl. 
8.414. Dagegen ift der dem Richter zu führende prozefiuale 
Beweis des GCeffionsalts an fich nicht geeignet, diefen Nachweis 
zu erjeßen. Allein e8 bedarf nicht eines bejonderen, in verpflich- 
tender Form ausgeftellten Anerkenntnifies des Gedenten; es genügt 
vielmehr jchon deifen Erklärung in dem Prozeffe als Abdcitat oder 
als Zeuge. Deshalb wurde hier der Schuldner dem Ceffionar 
verurtheilt. V, 76/94 vom 7. Iuli. Bgl. 401. 

400. Der Kläger Sch. hatte zwei Güter gepachtet; Krufe- 
mar, welches dem Ehemann gehörte, und Hohenberg, welches ber 
Ehefrau gehörte. Sc. fchreibt fid einen Anjpruch auf 85300 Mart 
für Drainage beider Güter zu; davon entfielen 39525 Marf 
95 Pf. auf Hohenberg, und waren von dem Ehemann anerkannt. 
Diefer hat demnächft Hohenberg dem Bellagten R. veräußert, und 
diefer ift für verpflichtet erachtet, die Forderung des Klägers zu 
befriedigen, ohne daß er mit der Einrede gehört wurde, Kläger 
habe cedirt. In den beiden Eeffionsalten wird nur von einer 
Geifion aus der Gefammtfumme ber 85300 Markt 90 Pf. ge- 
Iprochen und in feiner Weife angedeutet, daß eine Forberung von 
29710 Mark 64 Pf. gegen den Beklagten cebirt werben folle. 
Selbft, wenn bie Seffion eine Gemeinfchaftlichkeit ber Gefammt- 
forderung für Sch. und Jeinen Geifionar %. begründet hat, und 
Kläger deshalb beantragt bat, den DBellagten zur Zahlung an 
ihn gegen feine und %.8 Quittung zu verurtheilen, jo Hat der 
Schuldner, dem die Ceifion nicht angezeigt ift, Feine Einrede. V, 
173/94 vom 7. Yuli. 

401. Nachdem ber beflagten Gemeinde gegenüber auf bie 
Neftforderung des G. von 6224 Marl 33 Pf. Aniprüde aus 
Ceifionen und Pfändungen im Gefammtbetrage von 8394 Mart 
63 Pf. erhoben waren, konnte die Beflagte der Klägerin bie von 
diefer verlangte. Zahlung mit Sicherheit nur dann leiften, wenn 
ihr eine überzeugende Kenntniß davon verfchafft war, daß &. der 
Klägerin 1900 Marf zu einer Zeit cedirt hatte, wo er über diejen 
Betrag verfügen durfte, ohne hieran durc) anderweite frühere 
Seffionen oder durch Pfändungen gehindert zu fein. Daß der 
Beklagten folde Kenntniß zur Zeit, als fie die ganze Schuld- 
fumme hinterlegte, verichafft war, ift vom Berufungsgerichte ver- 
neint. Der Cedent ©. hatte ber Beklagten von der Ceifion Feine 


Eeffion. 


Ceifion. 
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Mittheilung gemadht und die Klägerin hat bis zur Hinterlegung 
weder dem Worfteher nod einem fonftigen: legitimirten Vertreter 
der Beklagten die Ceffion im Original oder in beglaubigter Ab» 
Schrift vorgelegt. Hierin läßt fich ein Verftoß gegen Nechtönormen, 
insbefondere eine Verlegung bes $. 415 I, 11 nicht erkennen. 
Das Berufungsgericht durfte annehmen, daß die Vorlegung einer 
einfachen Abjchrift der Ceifionsurkunde nicht genügte, um der Bes 
flagten die Meberzeugung von der Nichtigkeit der Ceffion, nament- 
fi ihres Ausftelungsdatums (Striethorft, Bd. 76, ©. 214) zu 
verichaffen. VI, 156/94 vom 9. Iuli. Dgl. 400 und 171. 

402. Der Bellagte hatte nur „vorbehaltlid) des Abzugs 
fi etwa nod) zu Raften des Gedenten M. herausftellender Differenz- 
beträge” fih al® Schuldner der Summe von 2394 Mark 78 Pf. 
befannt. Mit diefer Beichränfung behaftet ift die Kaufpreis- 
forderung auf den Kläger übergegangen, der fie mit Kenntniß 
dDiefes Sachverhältniffes erworben hat. Derfjelbe hat daher Gegen- 
forderungen der erwähnten Art und zwar auch Die nad) der Ceifion 
und deren Befanntgebung entftandenen, gegen fich gelten zu Laffen. 
III, 106/94 vom 10./13. Yuli, 

403. €. in Elberfeld, welcher von dem Beklagten in Unter- 
barmen körperlich verlett ift, Hatte mit der THlagenden Unfall- 
verficherungsgefellfchaft zu Magdeburg einen Unfallverficherungs- 
vertrag geichloffen. Nach S. 18 der Bedingungen „gehen alle 
Rechte und Anfprüce des Verficherten an Dritte auf Schaden®- 
erfag für die vorgefommenen Unfälle auf Höhe ber geleijteten 
Entfhädigung auf die Gefellichaft über”. Das läßt fi dahin 
verftehen, daß die Ceffion unter einer auffchiebenden Bedingung 
im Boraus beredet ift, fobag mit Eintritt der Bedingung — Zahe 
fung der Entihädigung — die Forderung ohne Weiteres über- 
geht. II, 168/94 vom 25. Sept. 

404. Als TH., ein Gläubiger des W., bie Forderung pfänden 
ließ, welche diefem in der Theilung des Nachlaffes an 9. zu- 
gewiefen war, lag nur eine Eeffion vor, in weldher W. dem D. 


die „erftflüffig werdenden Gelder”, welde ihm aus dem Nachlaß 


jeine® Vaters zufallen würden, bi8 zur Höhe von 1800 Marf 
zur Sicerftellung abzutreten .erflärte. Danad) lag feinerlei G&e- 
wißheit Darüber vor, daß die Forderung an 9. zu den W. „erft- 
flüffig werdenden Geldern” gehören werde. Ia es ftand über- 
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haupt nicht feit, daß ihm bdiefe Forderung bei der Theilung zu- 
gewiejen werden würde. Nur wenn W. auf Grund des von ihm 
abgegebenen Veriprechens |päter erflärt hätte, daß er die ihm in- 
zwifchen überwiefene Forderung an 9. auf B. übertrage, und 
dDiefe Webertragung dem Schuldner HD. zugeftellt worben wäre, 
hätte B. geltend machen können, daß er ald Gläubiger anzufehen 
jei und die von dem Kläger Th. erwirkte Pfändung und leber- 
weifung der Forderung an H. ihm gegenüber unwirffam ei. 
Denn bei der Ceffion ift infonderheit für die Wirkfjamteit gegen 
Dritte eine jo genaue Bezeichnung derjelben erforderlich, daß über 
den Gegenftand der Ceifton fein Zweifel erfolgen fan. II, 207/94 
vom 2. Nov. 

405. Weil bei der Anerkennung des Saldos ded Bellagten 
die diejem obliegende Verpflichtung zur Mittragung des Verluftes 
der Gejellihaft nicht berüdfichtigt wurbe, ijt ein biejer Verpflich- 
tung entiprechender Betrag ohne Rechtsgrund an den Bellagten 
gefommen und, ald zu viel gezahlt, von diefem zurücdgefordert. 
Die Giltigfeit der Leffion diefes Kondiftionsanfprudhs it nicht 
zu beanftanden. III, 191/94 vom 23. Nov. 

406. Als die Beklagten die Forderung an B. am 11. April 
1890 cedirten, war fie fällig. Beflagte leifteten Garantie für 
die Güte und den richtigen Eingang, Klägerin vereinbarte in der 
Seffionsverhandlung mit dem Schuldner Zahlung in nem jähr- 
(ihen Terminen. Am 20. Oft. 1891 fiel die Erefution wegen 
der Zinjen fruchtlos aus; bei der Subhaftation des verpfändeten 
Grundftüds fiel Klägerin mit 16289 Markt 88 Pf. aus. Mit 
ihrem Regreß an beffagte Cedenten wurde Klägerin abgewiefen, 
weil durch die Garantie eine weiter gehende Verbindlichkeit als bie 
Haftung für die Zahlungsfähigfeit des cedirten Schuldners nicht 
übernommen fei, und da8 Dberlandesgeridyt hat daran gemäß 
Code 1695 die rechtliche Folgerung geknüpft, daß ein über die 
Berhältniffe zur Zeit der Ceifion hinaus fi) erftredendes Garantie- 
veripredhen für die Zukunft nicht anzunehmen fei. Zur Zeit der 
Ceifion fei der Schuldner in der Nage gewelen, die ganze Schuld 
zu zahlen. NRevifion zurücgewieien, da nad) der Zeititellung in 
der Mitwirkung der Beklagten bei ber Geffion die Uebernahme 
der Garantie für den Eingang der Terminzahlungen nicht gefunden 
werden fünne. II, 236/94 vom 27. Nov. 


Eeffion. 


Ceffion. 
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Mittheilung gemadt und die Klägerin hat bis zur Dinterlegung 
weder dem VBorfteher noch einem fonftigen legitimirten DVBertreter 
der Beklagten die Eeifion im Original oder in beglaubigter Ab» 
hrift vorgelegt. Hierin läßt fi) ein Verftoß gegen Nechtsnormen, 
in&befondere eine Verlegung des 8. 415 I, 11 nicht erfennen. 
Das Berufungsgericht durfte annehmen, daß die Vorlegung einer 
einfahen Abjchrift der Eelfionsurfunde nicht genügte, um der Des 
flagten die Meberzeugung von der Richtigkeit der Eejfion, nament- 
(ih ihres Ausjtellungsdatums (Striethorft, Bd. 76, ©. 214) zu 
verichaffen. VI, 156/94 vom 9. Yuli. Vgl. 400 und 171. 

402. Der Bellagte hatte nur „vorbehaltlich des Abzugs 
fi) etwa nod) zu Laften des Eedenten DM. herausftellender Differenz- 
beträge‘ fih ale Schuldner der Summe von 2394 Marf 78 Pf. 
befannt. Mit diefer Beichränfung behaftet ift die Kaufpreis- 
forderung auf den Kläger übergegangen, der fie mit Kenntniß 
diefes Sachverhältniffes erworben hat. Derjelbe hat daher Gegen- 
forderungen der erwähnten Art und zwar auch die nad) der Eeifion 
und deren Befanntgebung entitandenen, gegen fi) gelten zu Lafien. 
III, 106/94 vom 10./13. Iuli. 

403. €. in Elberfeld, welcher von dem Bellagten in Unter- 
barmen förperlic verlett ift, Hatte mit der Tlagenden Linfall- 
verficherungsgefellihaft zu Magdeburg einen Unfallverfiherungs- 
vertrag gefchloffen. Nach $. 18 der Bedingungen „gehen alle 
Nette und Ansprüche des PVerficherten an Dritte auf Schadens: 
erjag für die vorgefommenen Unfälle auf Höhe der geleifteten 
Entfhädigung auf die Gefellfchaft über”. Das Läßt fi dahin 
verftehen, daß die Geifion unter einer aufjchiebenden Bedingung 
im Voraus beredet ift, fodaß mit Eintritt der Bedingung — Zah 
(ung der Entihädigung — die Yorderung ohne Weiteres über- 
geht. II, 168/94 vom 25. Sept. 

404. Ald Th., ein Gläubiger des W., die Forderung pfänden 
fieß, welche diefem in der ZTheilung des Nadjlaffes an 9. zu- 
gewiejen war, lag nur eine Cejjion vor, in weldher ®W. dem B. 
die „erftflüffig werdenden Gelder”, welche ihm aus dem Nadılaß 
feines Vaters zufallen würden, bis zur Höhe von 1800 Mart 
zur Sicerftellung abzutreten erklärte. Danad) lag feinerlei Ge- 
wißheit darüber vor, daß die Forderung an 9. zu den W. „erft- 
flüffig werdenden Geldern” gehören werde. Sa es ftand über- 
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haupt nicht feit, daß ihm diefe Forderung bei der Theilung zu- 
gewiefen werden würde. Nur wenn W. auf Grund des von ihm 
abgegebenen Verfprechene jpäter erklärt. hätte, daß er die ihm in- 
zwifchen überwiefene Yorderung an H. auf 3. übertrage, und 
diefe Uebertragung dem Schuldner H. zugeftellt worden wäre, 
hätte B. geltend madjen können, daß er al8 Gläubiger anzujehen 
fei und die von dem Kläger Th. erwirfte Pfändung und Ueber- 
weifung der Forderung an DH. ihm gegenüber unwirkfam fei. 
Denn bei der Geifion ift infonderheit für die Wirkfamfeit gegen 
Dritte eine jo genaue Bezeichnung derfelben erforderlich, daß über 
den Gegenftand der Ceffion fein Zweifel erfolgen kann. II, 207/94 
vom 2. Nov. 

405. Weil bei der Anerkennung bes Saldos des Beklagten 
die diefem obliegende Verpflichtung zur Mittragung des Verluftes 
der Gefellichaft nicht berüdfichtigt wurde, tft ein diejer Verpflich- 
tung entiprechender Betrag ohne Rechtsgrund an den Bellagten 
gefommen und, al® zu viel gezahlt, von biefem zurückgefordert. 
Die Gilltigfeit der Leffion diejes Kondiftionsanfpruchs ift nicht 
zu beanftanden. III, 191/94 vom 23. Nov. 

406. Al die Beklagten die Forderung an DB. am 11. April 
1890 cedirten, war fie fällig. Beklagte Teifteten Garantie für 
die Güte und den richtigen Eingang, Klägerin vereinbarte in der 
Ceffionsverhandlung mit bem Schuldner Zahlung in nenn jähr- 
(ihen Zerminen. Am 20. Oft. 1891 fiel die Grefution wegen 
der Zinjen fruchtlos aus; bei der Subhaftation des verpfändeten 
Grundftüds fiel Klägerin mit 16289 Mark 88 Pf. aus. Mit 
ihrem NRegreß an beflagte Cedenten wurde Klägerin abgewiefen, 
weil durch die Garantie eine weiter gehende Verbindfichleit als bie 
Haftung für die Zahlungsfähigfeit des cedirten Schuldners nicht 
übernommen fei, und das Oberlandesgeridit hat daran gemäß 
Code 1695 bie rechtliche Folgerung ‚geknüpft, daß ein über die 
Verhältniffe zur Zeit der Ceffion hinaus fich erftredendes Garantie- 
berfprechen für die Zukunft nicht anzunehmen fei. Zur Zeit der 
Ceifion fei der Schuldner in der Xage gewefen, die ganze Schuld 
zu zahlen. Nevifion zurüctgewiejen, ba nad der Feititellung in 
der Mitwirkung der Bellagten bei der Ceifion die Uebernahme 
der Garantie für den Eingang der Terminzahlungen nicht gefunden 
werden könne. II, 236/94 vom 27. Nov. 


Ceffion. 


Ceffion. 
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407. Im Fall 235 Hatte N. den Wechfel und den Anfprucd 
aus dem Urtheil durch Eelfion auf den Beklagten argliftig über- 
tragen. Aud) wenn diejer in gutem Glauben war, konnte durch 
die Verhandlungen des N. mit dem Beklagten nad Widerruf des 
Auftrags eine Schuldverpflichtung des Klägers nicht mehr ent- 
ftehen — AU... R. LI, 13, 88. 170, 171 —. Die Arglift des 
Cedenten N. begründet den jett erhobenen Anfpruch des Klägers auf 
Herausgabe des Wechjeld und der Urtheilsausfertigung auch gegen- 
über dem Beflagten als Ceifionar des N. Dem entiprechend ift Be- 
flagter verurtheilt, Repifion zurücgewiejen. I, 257/94 vom 22. Nov. 

408. Das Anerkenntniß im Sinne des $. 412, I, 11 des 
AL.NR. muß mit der Abficht abgegeben fein, einen neuen Ver- 
pflichtungsgrund gegenüber dem Cejfionar herzuftellen, daß der 
Schuldner den Geffionar als eigenen Gläubiger, nicht bloß ale 
Seffionar, anerkannt haben muß. Db der Schuldner bei feiner 
Erflärung die Abficht gehabt hatte, nicht bloß ein thatjächliches 
Zugeftändniß zu machen, fondern dem Gebrauch der ihm gegen 
den Cebdenten zuftcehenden Kinreden gegenüber dem Celfionar zu 
entfagen, ijt nach Lage der Sade zu prüfen. 8 ift dies Feine 
Nechtd-, jondern eine Thatfrage (O.T. E., Bd. 16, ©. 31). Da 
da8 Berufungsgericht eine die Zuläffigfeit der Kompenfation mit 
einer gegen den Cedenten begründeten Gegenforberung ausjchließende 
Anerkennung nicht angenommen hatte, Nevifion gegen die Klag: 
abweifung zurücgewiefen. V, 238/94 vom 15. Dec. 

409. Die Bellagten haben ein Grundjtüd gekauft, auf welchem 
eine Rente für L. eingetragen war, bie fie nicht übernommen haben. 
Der Verkäufer hat ihnen dafür Gewähr geleiftet, daß fie dafür 
nit in Anfprud) genommen werden. Der Verkäufer hat im I. 1886 
einen Theil feiner Kaufgelderforderung an den Kläger cedirt. Bis 
zum 1. Jan. 1890 haben die Beklagten an X. die gefchuldete Nente 
in einem die Höhe der Klageforberung überjteigenden Betrage ge- 
zahlt. ALS die cedirte Kaufgelderforderung durch Kündigung des 
Gelftionars fällig geworden war, war auch bereits der Anfprud) 
auf Erftattung der an R. gezahlten Summe fällig. Sie hätten 
deshalb die Gegenforderung gegen den Eedenten kompenfiren dürfen, 
und diefe Kompenjationsbefugniß ift ihnen durch die Ceifion nicht 
entzogen. Deshalb die Klage abgemwicjen. V, 238/94 vom 15. Dec. 
DBgl. 166. 
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410. Die Darftellung des Hagenden Ceffionars bei feiner 
perjönlichen VBernehmung ift vom Oberlandesgericht nicht genügend 
in Betracht gezogen. Danad) hat der Kläger fpäter dem Cedenten 
®. auf deffen Anfuchen für einen gewiffen Bau einen weit größern 
Betrag ald Darlehn bewilligt, diefe Summe aber nicht in vollem 
Umfange baar bingegeben, jonbern insbefondere die Torderung 
bon 11450 Mark darauf angerechnet. Es ift möglich, daß dieje 
Anrehnung gemeint war als eine unbedingte Nüdceffion der For: 
derung; mindeitens aber würde darin gefunden werden miüffen 
eine Nüdceifion berjelben umter der Bedingung, daß G. das Geld 
von N. einziehen oder eingezogen haben follte, oder eine Erklärung 
des Einverftändniffes des Klägers damit, daß &. das Geld von 
N. für des Klägers Rechnung einziehe; aud) bei der legtern Auf- 
faffung würde fid) der gegenwärtigen Klage gegenüber, joweit 
N. wirtih an ©. gezahlt haben follte, eine exceptio doli er- 
geben. VI, 225/94 vom 29. Nov. 

411. Dem Hagenden Wechfelgläubiger war Ende Mat zah- 
Iungshalber eine Forderung an die 3.iche Konkursmaffe cedirt. 
Wenn aud) in foldhem Falle der Ceffionar die Fälligkeit ber cedirten 
Vorderung abwarten und fi deren Einziehung angelegen jein 


lafjen muß, bevor er auf feine urfprüngliche Forderung an den 


Cedenten zurüdgreift: fo hatte doc, Ceffionar genug gethan, wenn 
er fi beim Konfursverwalter innerhalb der Frift A.L.R. IL, 16, 
$. 277 meldete und feine Befriedigung gemäß RK. DO. 8. 53 ab- 
wartete, zumal dem Konkursvermwalter gefeglihe Verpflichtungen 
obliegen und derjelbe unter Aufficht des Gerichts und des Gläu- 
bigerausschuffes fteht. Die VBerfäumung der Frift würde aud) den 
Gejfionar nur fchadenserfagpflichtig gemacht, nicht ihm fein Negreh- 
recht genommen haben. — R. D. 9. ©. €., Bd. 3, ©. 139. — 
Klage zu erheben, beim Konkursverwalter Nachfrage zu halten 
oder denjelben zu mahnen war er nicht verpflichtet. Lnerheblich, 
daß andere Gläubiger ihre Befriedigung erlangt haben, zumal 
nicht feititeht, daß folches dem Kläger bekannt geworden. Der 
Beklagte ift aus dem Wechjel verurtheilt, NRevifion zurücgewiejen. 
I, 312/94 vom 29. Dec. 

412. Stläger verfolgte einen Anjpruc gegen die Handlung 
3. (Einzelfaufmann) wegen übernommener, aber nicjt ausgeführter 
Beleudtungsanlage. In einem als Kiagbeantwortung bezeichneten 


Ceifion. 


Sdulp- 
übernahine. 
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Säul- Schriftfak wurde bemerkt: „Die Handlung 3. eriftirt nidht mehr. 
Abernahme. gr deren Stelle ift im vorliegenden Falle die Berliner eleftrifche 
Beleuchtungs - Aftiengejellichaft getreten. Diefelbe tritt für den 
Bellagten in biefen Prozeß ein.” Kläger erklärte in einem Schrift: 
fat, er fei damit einverftanden. Die Klage wurde abgemiejen. 
Die Erflärung der Aktiengejellihaft, in den Prozeß eintreten zu 
wollen, fönne nicht dahin verftanden werden, daß fie die Klag- 
forderung, foweit fie begründet fei, al8 eigene Schuld übernehmen 

wolle. Revifion zurüdgewielfen. VI, 77/94 vom 11. Juni. 
413. Der Fabrikbefiger K. nahm bei dem Kläger ein Dar: 
lehn von 45000 Mark auf; %. kaufte'die von K. betriebene Fabrik, 
übernahm dabei die Darlehusschuld an den Kläger, ging jodann 
mit B. wegen Fortführung der Fabrik eine Kommanditgejellfchaft 
ein und DB. genehmigte vor der Handelsregifterbehörde den zwiichen 
8. und 3. abgeichloffenen Kaufvertrag, zeigte auch dem Kläger bie 
Schuldübernahme an; der Kläger trat derjelben bei. Die durd) 
3. und DB. errichtete Handelsgefellichaft hat für das Darlehn 
einzuftehen, weil %. mit Zuftimmung B.’8 und unter Beitritt des 
Klägers die Darlehnsicduld übernommen hatte. VI, 123/94 vom 

17. Sept. 

Bertrag auf 414. In einem Bauvertrage war beftimmt: „Zur Ver- 
In auaipıun meidung von Prozeffen willigen beide Kontrahenten darin, daß 
Arbitratoren. in ftreitigen Fällen die Enticheidung von beiderjeit8 gewählten 
Sadperjtändigen eingeholt wird. Für einen derartigen Yall wählen 
die Unterzeichneten je zwei Sacdjverftändige, deren Urtheil auch fid 
beide Parteien ohne Widerrede zu fügen haben.” (Folgt Beitim- 
mung über den Obmann.) Darin hat da8 Berufungsgericht einen 
Vertrag auf den Ausfpruch von Arbitratoren, feinen Sciedsver- 
trag gefunden; Revifion zurücgewiejen. VI, 233/94 vom 8. Nov. 
415. Nah dem Bergleicdh follten Verpächter die Ernte des 
Pächters bei der Abgabe des Guts zu dem Werthe übernehmen, 
der von zu ernennenden Schätern feitgejtellt wurde. ‘Darauf 
jollte die von dem Pächter bei dem Antritt übernonmene Ernte 
mit 3500 Mark abgerechnet werden. Die Schäßer haben die 
Ernte auf dem Halme tarirt und davon die bejonders feftge- 
jtellten Werbungsfojten abgerechnet. Pächter hielt das Verfahren 
nicht für richtig und hat gegen Verpächter auf Erfat diejer Koften 
geflagt. Damit ift er abgewiefen. Allerdings ift es Parteien 
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unbenommen, den Gutahtern in dem Vertrage auf ihren Aus 
Iprud) die Srundfäge vorzufchreiben, nad) denen die Schäßung 
bewirkt werden fol. Bier hatten aber Barteien in dem Vergleiche 
feineswegs ausgemacht, daß die Werbungskoften nicht abgezogen 
werden follen. Und der Abzug war an fih jahgemäß. Daß 
Parteien den Werth der von dem Pächter übernommenen Ernte 
unter fich vergleichsweife auf eine Summe feitgeftellt hatten, welche 
ohne Berüdfichtigung der Werbungsfoften gefunden fein joll, gibt 
dem Pächter nicht den Anfpruch darauf, daß die andere Ernte ohne 
Abzug jener Koften gejchätt werde. V, 210/94 vom 8. Dec. 

416. Wenn der Hagende Eigenthümer, welder Anfprüche 
wegen Schwammes erhebt, in Gegenwart des beflagten M. auf 
die Erflärung des Zimmermeifters Sc., daß er wegen der najjen 
Süllung nicht dielen könne, erwiberte: „Das geht Sie nichts. an, 
das ift meine Sade, ih muß bis zum 1. April herein“, fo Täßt 
fi) aus jener Erwiderung allein die Abjicht, für die aus vor- 
zeitiger Dielung erwachfenden Schäden felbft einzuftehen, um fo 
weniger folgern, al8 der Beklagte eine gewifje Garantie für ord- 
nungsmäßige Bauausführung übernommen hatte, Kläger alfo in 
diefer Beziehung fi für gefichert halten konnte. E8 wäre zur 
Annahme einer derartigen Abficht ein beitimmter Anhaltepunft, 
insbefondere eine Erklärung des Beklagten, daß er die vorzeitige 
Dielung nur auf Verantwortung bed Klägers vornehme, deijen 
Yeußerung mithin als einen Verzicht auffaffe, erforderlich gewefen. 
1lI, 174/94 vom 6. Nov. Bgl. 501. 

417. Im Fall 262 und 209 hatte die Ehefrau in dem Pro- 
zeffe wider ben die Zmangspollftredung betreibenden Gläubiger 
nad) der bereit gefchehenen Zmwangsverfteigerung des Pferdes die 
Erklärung abgegeben, baß fie den Klageantrag, ber auf Freigabe 
de8 Pferdes und Möbelmagend gerichtet geweien war, auf den 
Möbelwagen bejchränfte. Das ift, weil fie der nad) $. 381, I, 
16 A. R. erforderlihen Ausbrüdlichfeit entbehrt, überhaupt 
nicht ald PVerzichtleiftung auf den Verfteigerungserlös des Pferdes 
aufzufafien, jedenfalls aber, da fie dem zahlungsunfähigen Gläu- 
biger gegenüber ausgefprochen wurbe, ein für den Beflagten rvedht- 
lid bedeutungslofer Vorgang. IV, 146/94 vom 19. Nov. 

418. Im Fall 44 hatte der Bertreter des Erjteherd ©. dem 
Verkäufer 7. der Heisanlage gejchrieben, mehr al& den einfachen 


Bertrag auf 
den Ausiprud) 
von 
Arbitratoren. 


Berzicht. 


Bergleich. 


Bergleid. 
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Kupferwerth werde der Erfteher dafür nicht zahlen. „Wil T. 
auf diefen Vorfchlag nicht eingehen, jo mag er die Heizungsanlage 
herausnehmen. Er muß dann aber bie durch die Herausnahme 
entftandenen Beichädigungen an den Baulichfeiten vollftändig aus- 
beffern laffen.” Darauf andere Preisofferte de8 T. mit dem 
Schluß: „Wird dies Angebot nicht angenommen, fo wird T. bie 
Heizungsanlage entfernen Lafjen.” Das Berufungsgericht findet 
darin nicht den Abjchluß eines Vergleichs. Vielmehr habe T. fich 
damit nur der aus dem vermeintlichen Eigenthum des Klägers, 
das er anerkannt habe, ohne daß dadurd das Kigentyum auf T. 
überging, für ihn folgenden Verpflichtung, die Herausnahme der 
Heizungsanlage zu geftatten, unterwerfen, vielleicht auch noch die 
vom Kläger erbetene Legitimation ertheilen wollen. NRevifion gegen 
die Klagabweifung zurücdgewiejen. V, 100/94 vom 22. Sept. 

419. In einem Borprozeffe Hatte fi) die T. mit ihrem 
Verfäufer St. dahin verglichen, daß fie gegen Zahlung von 
500 Dart und Erftattung von 164 Marl Gerichtsfoften die 
Löfchungsbewilligung einer auf dem verfauften Haufe für fie ein- 
getragenen Hhupothef von 10000 Mark erklären wolle. St. hat 
dag Haus weiter veräußert an die Eheleute W. und ihnen feine 
Rechte aus dem Vergleiche cedirt. Auf die Klage der W. ift die 
zZ. verurtheilt, Köfchungsbewilligung für die Hypothek gegen Zah: 
lung von 664 Mark zu erklären und das Hhpothefendofument 
herauszugeben. Revifion der Beklagten zurüdgewielen. Durd) 
die Begrenzung der Gegenleiftungen des St. wurde, ohne daß 
dazu ein befonderer Verzicht der Beklagten erforderlich war, au$- 
gedrüdt, daß St. zu bem angegebenen Zwede nit noch etwas 
Anderes zu leiften habe. Insbejondere wurde dadurd) ausge: 
\hloffen, daß die Beklagte aus dem früher mit St. über das 
Grundftücd geichloffenen Vertrag Anfprücde herleiten dürfe, welche 
da8 Redt auf Ertheilung der Löjchungsbewilligung illuforifch 
machen. Die in dem Kaufvertrage für St. begründete Verpflid- 
tung zur Zahlung der rüdjtändigen Kaufgelder bezw. der Ab- 
töjung der dafür bejtellten Hhpothefen ift durch den Vergleich 
dom Saufvertrage losgelöjt. Die Beklagte darf alfo nicht wegen 
vorgeblicher Anfprücde aus dem Kaufvertrage die Erfüllung der 
ihr im Vergleiche auferlegten Verpflichtung zurüdhalten. V, 185/94 
vom 7. Nov. 
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420. Im Tall 317 hatte fi) jeder Kontrahent einer Kon Konventional- 
ventionalftrafe von 10000 Mark für den Fall der Vertragsver- freie. 
legung unterworfen. ‘Das würde an fih auch für den Fall gelten, 
daß der Werfführer die Stellung vertragswidrig gar nicht ange- 
treten hat. Allein in dem VBertrage hatte fich der Beflagte ver- 
pflichtet, in ein Etabliffement des Klägers al8 Werkführer einzu- 
treten. Diejer hat ihm aber angefonnen, in eine Fabrik in Guben 
einzutreten, welche nicht von dem Kläger, fondern von einem Fabri- 
fanten ©. betrieben wird, an deffen Gefchäftsbetrieb Kläger als 
jtiller Gefellfchafter beteiligt ift. Die Stellung des Beklagten in 
der Yabrif des ©. würde aber aud dann, wenn ihm als Werf- 
führer die Leitung der Anfertigung von Konfektionsjtoffen felb- 
ftändig übertragen wurde, eine wejentlid) andere werden, als wenn 
er als folcher in eine Fabrik des Klägers hätte eintreten künnen; 
denn da ber von ihm zu leitende Betrieb nur eine Brandje der 
unter Oberleitung des &. ftehenden Fabrik bilden follte, jo wurde 
er mit feinem Eintritt in dieje Tabrif von G. mehr oder weniger 
abhängig. Die Worte des Vertrags ‚‚gleichviel unter welder 
Firma’ berechtigen noch nicht zu der Annahme, daß ber Beklagte 
fih auch einem andern Gejchäftsheren habe unterftellen follen. 
Allerdings hat der Beklagte mit dem Kläger die Fabrik in Guben 
befichtigt und dieje für geeignet erklärt zu den von ihm zu lei- 
tenden Arbeiten. ‘Dabei war aber von einem Anlauf der Yabrif 
durch den Kläger die Rede. I, 157/94 vom 22. Sept. 

421. Der Kläger war im Befit eines Neichöpatents auf 
eine Gasmajchine und hat mit der Beklagten einen Vertrag ab- 
geichloffen, wodurd er derfelben die Fabrikation feiner Gasmajchine 
übertrug. Dabei ift vereinbart: Wenn das Geichäftsverhältnig 
ih auflöft, verpflichtet fi die Beklagte, Gafolin- Gasapparate 
fernerhin nicht anzufertigen oder nur folche des KHägerifchen Pa- 
tents zu verkaufen, widrigenfall® von der Beklagten eine Ent- 
Ihädigungsjumme von 30000 Mark zu bezahlen if. Das ift 
dahin ausgelegt, daß mit Erlöfchen des Batents die Verpflichtung 
der Beklagten hinmwegfiel. I, 166/94 vom 26. Sept. 

422. Der Bellagte hat fein ‘Deftillationsgefchäft en gros 
nebft Inventar und der fämmtlidhen SKundichaft an den Kläger 
verfauft.. Bon der Kundichaft hatte er dem Kläger ein genaues 
Verzeihniß mit Angabe der im legten Iahre gelieferten Spiri- 
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nn tuofen zu übergeben. Im 8. 5 bat der DBeflagte fich bei Ber- 


itrafe. 


meidung einer Konventionalftrafe von 500 Mark für jeden Fall 
der Zumiderhandlung verpflichtet, bei ihm von Kunden ferner 
etwa einlaufende Beitellungen dem Kläger fofort zu überjenden 
und folche Beftellungen nicht auszuführen. Nur ausnahmsweife 
Sollte dem Bellagten geftattet fein, nicht über 5 Liter abzugeben, 
wenn ein Kunde mit einer Sorte Waare in Verlegenheit gerathen 
follte. Der Bellagte ift wegen Kontravention in adht Fällen zu 
4000 Marf Strafe verurtheilt; Nevifion zurücgewiefen. Liegt 
Lieferung an einen Engrosfunden zum Weitervertrieb vor, jo kann 
nach der Zwecbeitimmung des Vertrages darauf nichts ankommen, 
ob die Beitellung mündlich oder fchriftlich erfolgt, ob die Waare 
abgeholt oder überjendet, jofort bezahlt oder Frebitirt ift._ Won 
einer Unmöglichkeit der Erfüllung der Verpflichtung, welche der 
8. 5 dem Bellagten auferlegt, fanıı auch bei mündlicher Beftellung 
nicht die Rede fein. Der Beklagte war in der Lage, die münd- 
fiche Beftellung dem Kläger durch fchriftliche Order zur Aus- 


- führung zu überweifen oder den Kunden an den Kläger zu ver- 


weifen. I, 179/94 vom 3. Oft. 

423. DBellagter hat die Herftellung einer Cigarrenwidel- 
mafdhine nad) der Idee des Klägers übernommen. Die Koften 
der Konftruftiong-, Verfudhs- und VBerbefferungsarbeiten übernahm 
der Kläger mit der Verpflidhtung, fie am Schluffe eines jeden 
Monats den Bellagten in der aufgewandten Höhe gegen NRed- 
nungslegung baar zurüdzuvergäten. Im Balle des Gelingens 
übertrug der Kläger dem Beklagten die ausjchließliche Anfertigung 
der Mafchine für das deutjche Reichsgebiet und behielt fich felbft 
den ausschließlichen Weiterverfauf vor. Für die Erfüllung des 
Vertrages verbürgten fi) die Parteien mit einer Konventional> 
ftrafe von 10000 Mark. Hat der Beklagte dem Kläger das Ge» 
halt des von ihm bei der Arbeit beichäftigten Zechnilers um monat- 
lid 100 Mark zu hoch in Rechnung gebracht und Hat der Beklagte, 
ald der Kläger im Iuli 1891 gegen diejfe Art der Gehaltsbered- 
nung Srinnerungen machte, dem Kläger erllärt, daß er mit dem 
Lt. Aug. den Zechniker entlaffe und feine vertraglichen Leiftungen 
einftelle, fo erjcheint die Forderung der Konventionalftrafe fomwohl 
wegen der Arglift des Beflagten, wie auch wegen der von ihm 
erflärten, in bem $. 878, I, 11 A. 2. R. vorgejehenen Erfüllungs» 
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weigerung bes hier vorliegenden Werkfverdingungsvertrages an fich Konventionaf- 
berechtigt. IV, 63/94 vom 27. Sept. Dgl. 348. REAfe: 
424. Im Fall 165 Hatte der Beklagte für die bis 1. Dft. 
1892 nicht gelieferten Sacdjenfhwellen 25 Pf. Konventionaljtrafe 
für das Stüd zu zahlen. Das NReichsgericht hat den Beklagten 
zu diefer Strafe verurtheilt. Das dem Verzuge innewohnende 
Berichulden wird begrifflih nur dur Umftände ausgejchloffen, 
die außerhalb der Perfon des Schuldners liegen und von ihm 
nicht zu vertreten find, A.L.R. I, 16, 88. 17, 26, 68; 6, 88.10 ff; 
5, 88. 285 ff., 360 ff.; vgl. Art. 399 9. ©. B., und diefe Um- 
ftände hat der Schuldner zu erweifen. Dahin fanın regelmäßig 
nicht einmal Unkenntniß der Schuld und niemals Irrthum über 
ihren Umfang und ihre Bedeutung gerechnet werden. ‘Das Reichs» 
gericht hat bereits ausgefprodhen, daß irrthümliche Vertragsaus- 
legung ein Berjchulden des Verpflichteten und den Lieferungs: 
verzug nicht ausschließt. — Nr. 546. — Danad) würde ber Pe- 
Eagte felbit dann nicht entichuldigt fein, wenn er die Preußen- 
fhwellen dem Kläger in der irrthümlichen Meinung angeboten 
hätte, derjelbe würde fie ftatt Sadjfenjchwellen nehmen und fei 
dazu verpflichtet, und wenn er in diefer irrigen Meinung unter- 
lajjen hätte, dafür zu forgen, daß Sadjenjchwellen am Plate 
waren. Alles das hat der Beklagte nicht einmal behauptet. Es 
fommt deshalb für die Trage des PVerzugs und des VBerfalls der 
Konventionalftrafe auch auf die Erwägung nichts an, ob der Kläger 
die Preußenfcdhwellen angenommen haben würde, wenn jie ihm als 
folche angeboten und ausgewajchhen gemwejen und nicht im Preife 
gefallen wären. Das Motiv, aus welchem ber Kläger von feinem 
Nechte Gebrauch gemadt hat, eine Erjaklieferung abzulehnen, die 
urjprünglich für ihm nicht beftimmt war, ihm zu einer Zeit an« 
geboten wurde, wo er fie weder auswalchen, nocd fortiren und 
bradiren konnte und von der fich nachher herausgeftellt hat, daß 
fie dem Bertrage nicht entiprady, ift ganz gleichgültig. Nur wenn 
die Horderung der Ronventionalftrafe als argliftig auf eigene Be- 
reiherung und lediglich zum Schaden des Beklagten gerichtet und 
deshalb al8 wider die guten Sitten laufend anzufehen wäre, würde 
ihr der Rechtsjchuß zu verfagen fein. Davon fann aber hier jchon 
um deswillen nicht die Rede fein, weil der Bellagte fi hier 
15* 
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durch die Erlegung der Konventionalftrafe von feiner Lieferungs- 
pflicht befreit. I, 188/94 vom 14. Nov. 

425. Die Klage gründet fi auf bie Anerkennung eines 
Kontofurrentjaldos für die NRechnungsperiode vom 1. Yuli big 
30. Sept. 1891, welder in einem Guthaben der Klägerin von 
92439 Marf befteht, macht aber nur den Theilbetrag von 5000 Marf 
geltend. Wollte die Beklagte diefe Klage mit dem Einwande des 
reinen ‘Differenzgejchäfts befeitigen, jo hatte fie darzulegen, daß 
füänmtlihe Debetpoften des Kontofurrents Tediglih auf reinen 
Differenzgefchäften beruhen, und nur, wenn diejer Beweis für 
geführt eradjtet wurde, durfte die Klage auf Grund diefes Ein- 
wandes abgewiefen werden. Der mit der Klage vorgelegte Konto- 
furrentauszug enthält auf ber Debetfeite al8 Vortrag einen Saldo- 
poften von 44241 Mark 50 Pf. und unter dem 20. Sept. weitere 
Poften, welche durch zurüdbelaftete und eingelöfte Accepte ent- 
Itanden find; aus dem Umftande, daß die in den Aufftellungen 
aufgeführten, als reine Differenzgeichäfte charakterifirten Gejchäfte 
„die Grundlage” des Kontofurrents bilden, folgt aber noch nicht, 
daß aud) der Saldovortrag vom 1. Iuli 1891 Tediglich aus foldhen 
Gejchäften herrührt. Das Berufungsurtheil, welches die Klage 
abwies, aufgehoben, zurücverwiefen. II, 192/94 vom 19. Oft. 
Vol. 581. 

426. Die Klägerin, Chefrau eines der Mitinhaber ber 
nachher in Konkurs verfallenen 0. 9. ©. %. & ©., hat im 9. 1889 
an diefe ein Schreiben gerichtet, in welchem fie erflärte, fie habe 
„nen ihr überjandten NRechnungsauszug‘ abgejchloffen per 30. Juni 
1889 richtig befunden und den Saldo von 6196 Marf 95 Pf. 
zu Gunften der Adreffaten auf neue Rechnung vorgetragen. Das 
ift unvereinbar mit der Behauptung der Klägerin, daß ihr nod) 
jettt ein Saldoreftguthaben an %. & ©. aus dem Abjchluffe per 
ult. December 1880 zuitehe. I, 301/94 vom 22. Dec. 

427. Allerdings hat die Klägerin behauptet, daß fich der 
Auszug von 1889 nicht auf das Konto bezogen babe, aus welchem 
die Klageforderung hergeleitet wird. Allein, wenn die Klägerin 
jowohl im 3. 1880 al8 im I. 1889 mit derfelben 0. 9. ©., welde 
DBantiergeichäfte betrieb, im Kontofurrentverfehr ftand, fo ift ohne 
Weiteres Har, daß ein Anerfenntniß, welches fi) auf einen Ab- 
\hluß per 30. Suni 1889 bezieht, die ganze Vergangenheit dedt. 
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Der beklagte Konfursverwalter brauchte nicht nadhzumweifen, daß Kontokurrent- 
und wie jenes Saldoguthaben von 91863 Mark 25 Pf. auf die u 
Kontofurrente der folgenden Iahre dergeftalt übertragen und ver- 
rechnet fei, daß fich fchliehlich das Guthaben der 0. 9. ©. von 
6196 Mark 95 Pf. ergeben habe. Anders würde die Sadıe liegen, 
wenn unter beiderfeitiger Uebereinftimmung ber Klägerin und der 
0.9.©. von einem Uebertrag des Saldo vom letsten December 1880 
auf die Kontofurrente der folgenden Jahre abgefehen, wenn zwischen 
den damaligen Parteien verabredet wäre, e8 follte jene Saldo- 
forderung als eine feitftehende und durch den weiteren Gefchäfts- 
verkehr nicht berührte Forderung der Klägerin angejehen und über 
diefen neuen Gejchäftsverfehr ein befonderes Konto angelegt werben, 
und wenn in diefer Weife verfahren wäre. Eine foldhe Behaup- 
tung Hat die Klägerin aber nicht aufgeftellt. I, 301/94 vom 
22. Dec. Dgl. 433, 657. 

428. Im Fall Bd. XV, 279 hat da8 Berufungsgericht Anerkennung. 
nad) anderweiter Verhandlung und Bemweisaufnahme wiederholt 
angenommen, der Erblaffer der Beklagten I. ©. %. Breitung 
habe jchon in der Urkunde von 1817 und durd fein Verhalten 
gegenüber dem Nechtsvorgänger des Klägerd und gegenüber 
Dritten in nicht mißzuverftehender Weife kundgegeben, der Laf- 
brief von 1784 allein fei für ihn maßgebend. Da danad) die 
Erfitung eines Erbpacdhtredhts für ihn wegen feiner mala fides 
ausgeichloffen war und auch aus dem Verhalten der Erben that- 
ächlich gefchloffen und begründet ift, daß diefe fich des Laßpadıt- 
verhältniffes bewußt waren, fodaß fo fie nidt pro herede — 
AL. RI], 19, 8.617 — erfigen konnten, fo find die Beklagten 
zur Herausgabe der von dem Kläger zurüdgeforberten Grund: 
jtüde bezw. bedingt verurtheilt; die Revifion der Beklagten ift nun 
zurüdgewiefen. Da das Allgemeine Landreht im Amt Kelbra 
erft am 1. März 1820 in Kraft getreten ift und die betreffenden 
Aenferungen des I. E. F. Breitung zum größten Theil in die 
frühere Zeit fallen, fo unterlag deren Wirkfamfeit den Beftim- 
mungen de8 gemeinen Nehts, nad) weldjem ein Anerfenntnig 
dur Tonfludente Handlungen gültig erklärt werden Tann? V, 
49/94 vom 27. Juni. 

429. Der Beklagte erkannte an, von den Baugeldern, zu 
deren Zahlung er fid) dem He. gegenüber verpflichtet hatte, außer 


Anerlennung. 
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den an Gläubiger des He. überwiejenen Boften nod, 4606 Marf 
zu verfchulden. Er zahlte darauf fofort 3000 Markt und ver- 
pflichtete fi), die noch übrigen 1606 Marf nad ihrer Fälligkeit 
an Hd. zu zahlen. Damit, daß Hö. in Höhe diefer 1606 Marf 
der Empfangsberechtigte fein follte, erflärten fi He. und Hi. 
einderftanden, namentlich verzichtete Hi. dem Bellagten und dem 
Hö. gegenüber auf alle an den Reftbaugeldern durch eine frühere 
Geifion des He. erworbenen Rechte. Bellagter will nicht zahlen, 
weil bei Abjchluß des HYBaugeldervertrages vereinbart worden ei, 
daß Bellagter, bevor er zu einer Auszahlung verpflichtet fei, ftets 
zunächft die für den gezahlten Theil fälligen Zinfen abziehen dürfe 
und weil vor Abnahme des Baues auf die bereits gewährten Bau- 
gelder mehr als 1606 Mark Zinfen rüdjtändig gemwejen feien. Er 
ift verurtheilt; denn der Bellagte hat den Hd. für feinen Gläu- 
biger wegen einer der Qualität und Quantität nad) beftimmten 
Forderung anerkannt und fi) zur Zahlung bei Eintritt der Fällig- 
feit der letten Baugelderrate verpflichtet. Da die Rechtsgültigfeit 
diefes Anerfenntniffes angefichts H. ©. B. 272, Nr. 2, 273, 274, 
317 nicht zu bezweifeln ift, die Fälligkeit der Teßten Baugelder- 
rate aber vor dem 1. Dft. 1891 eingetreten war, fo folgt jchon 
aus den SS. 412, I, 11; 266, IL, 16 U.X.R., daß der Beklagte, 
ohne daß es eines bejonderen Verzicht bedurfte, nicht mehr bes 
fugt ift, dem Ho. Einwendungen und Gegenforderungen, bie er 
wider He. zu haben vermeint, entgegenzujegen, wie aud) die An 
wendung bed H. ©. B. 300 zu demjelben Ergebniß führen müßte. 
VI, 103/94 vom 2. Juli. 

430. Der Kläger beruft fid) darauf, Beflagter, welcher für 
ihn eine Verwaltung geführt hat, habe niemals eine vollftändige 
Rechnung gelegt; allein wenn Kläger, ohne daß ihm volljtändige 
Nechnung gelegt war, fich begnügte mit der Rechnung, melde 
ihm vorgelegt wurde, und diejfe mit dem gezogenen Saldo an- 
erkannte, ohne zuvor eine Vervollftändigung zu fordern, jo wurde 
dadurd) allein die Anerkennung nicht hinfällig. I, 168/94 vom 
29. Sept. | 

431. Da nicht feftgeftellt ift, daß der Beklagte die Abred)- 
nung per 31. Dec. 1891 erhalten und Bellagter folches beftritten 
hat, fehlt für die angenommene ftillichweigende Anerkennung des vom 
Kläger gezogenen Saldos die Grundlage. I, 75/94 vom 28. Nov. 
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432. Im Fall 672. Der Anspruch der Kläger auf einen 
Antheil an den 9000 Mark war einer Miterbin gegenüber darauf 
geftütt, daß die legtere diefen Anspruch bei der Nadjlakregulirung 
in der Verhandlung vom 15. Mai 1893 anerkannt hätte. Der 
Berufungsrichter hat diefen Klaggrund mit der Erwägung ver- 
worfen, daß die Beklagten nad) dem Wortlaut der Erklärung vom 
15. Mai 1893 Tediglid) aus Irrthum zu derjelben veranlaft feien, 
daß der Irrthum fich als ein wefentlicher darftelle und daß wegen 
Irrthums im Wefentlihen Verträge und Bergleiche angefochten 
werden fünnten, ohne Unterjchied, ob der Irrthum ein thatjäd)- 
licher oder rechtlicher fei. NRevifion zurüdgewiefen. IV, 158/94 
vom 26. Nov. 

433. Im Fall 426, 427. Die Klägerin Fan fi nicht 
darauf berufen, daß fie das Anerfenntniß des Saldos zu Gunften 
von F. & ©. unterfchrieben hat, obwohl ihr der in der unter- 
Ichriebenen Urkunde erwähnte Abfchluß nicht zugegangen fei. Zu- 
nächjt fteht ihr das in der Urkunde erklärte Empfangsbelenntniß 
entgegen. Sodann präjudizirt e& ihr, wenn fie ein Anerlenntniß 
über eine Schuld abgibt, ohne deren rechnerifche Unterlagen zu 
fennen. I, 301/94 vom 22. Dec. Bgl. 657. 

434. Das Berufungsgeriht Hat, da von dem Pfleger bes 
wegen Verfchwendung entmündigten B. die Richtigkeit des Da- 
tums der Schuldurfunden beftritten wurde, in richtiger Anwendung 
der SS. 381, 404 E. P.D., wonad) an und für fi in dem An- 
erkenntniffe der Echtheit einer Privaturfunde allein noch nicht das 
Anerkenntniß der Nichtigkeit des beigefügten Datums zu finden 
ift, ferner in eingehender Würdigung bes erhobenen WBeweifes, 
welchen Bellagter darüber zu führen hatte, wann er bem B. die 
beftrittenen Darlehen gegeben habe, feine Ueberzeugung dahin feft- 
geftellt, daß jedenfalls nicht bewiejen fei, daß VBellagter dem 2. 
die Darlehen zu einer Zeit, da derjelbe Handlungsfähig gemwefen, 
d. h. vor feiner Entmündigung, gegeben habe, und deshalb die 
Kompenjationseinrede verworfen; Nevifion zurückgewiefen. VL, 
98/94 vom 28. Juni. 

435. Der Ehemann B. hat in einem fchriftlichen Vertrage 
Grundftüde für 1 Million Mark von Bo. gefauft, wovon 390000 
Marf in der Weije gezahlt werben follten, wie in dem fpäteren 
Neverfe ausgefprochen ift; bei der Auflaffung und der gericht- 
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lihen Berlautbarung des Kaufvertrags ift der Kaufpreis auf 
600000 Mark des Stempels wegen angegeben; der Ehemann B. 
hat aber bei der Verlautbarung den von ihm und unter feiner 
Genehmigung aud) von feiner Ehefrau unterjchriebenen Revers 
vom 19. Juli 1886 dem Bo. übergeben. In diefem befennen 
beide Eheleute B., daß fie dem Bo. 390000 Mark, wofür fie 
die Valuta empfangen haben, verfchulden, daß fie diefen Betrag 
bis zum 1. Iuli 1888 dem Bo. entweder baar zu zahlen oder 
in Altien der geplanten ZTerraingefellichaft Steglig zum Börfen- 
furfe oder in 65000 Ruthen Zerrain in einem zujammenhängenden 
Komplex der von ihnen gemeinschaftlich bejeffenen Befigung Mlarien- 
höhe in der Gemeinde Steglig zu entrichten haben. Weshalb diefer 
Nevers nicht ald Beweismittel für das unbedingte DVerfprechen 
der Berichtigung des Kaufgelderreftes von 390000 Mark follte 
dienen fönnen, ift nicht einzufehen. Sit darin die causa debendi 
nicht angegeben, fo hat das hierauf feinen Einfluß. ‘Die causa 
Itand unbeftritten für den Ausfteller des Neverfes feit, bedarf jo- 
mit feines Beweijes. Der Mangel der causa benimmt dem von 
B. unterfchriebenen Reverfe aber nicht die Eigenjchaft einer Privat- 
urfunde im Sinne des $. 381 E. BP. DO. Das Berufungsgericht 
war daher nicht verhindert, die darin enthaltenen Erklärungen des 
DB. für voll bewiefen zu eradhten. V, 115/94 vom 5. Dec. Vgl. 607. 

436. Der Kläger hat am 13. Iuli 1892 mit feinem damals 
861/, Tahre alten Großvater einen „KRauf- und Weberlaffungs- 
vertrag‘ notariell abgejchloffen, worin der Großvater ihm den 
ideellen Antheil von *, an einem Haufe nebft Hausplan in Frey- 
burg a./U., fein gefanmtes bewegliches Bermögen, fowie eine Spar- 
einlage und einen Gefchäftsantheil beim dortigen Vorjchußverein 
von 2400 und 400 Marf abtrat. ALS Ermwerbspreis wurden 
4100 Mark beitimmt, wovon 3300 Mark gegen die Verpflichtung 
des Käufers, dem Berfäufer einen näher fejtgefegten Auszug und 
freies Begräbniß zu gewähren, exlaffen wurden; etwaige beint 
Ableben des Verkäufers rüdftändige Auszugsleiftungen jollten als 
erlaffen gelten. Das Berufungsgericht hat die Tochter und In- 
teftaterbin de8 Erblaffer8 zur Auflafjung des Grundftüde ver- 
urtheilt, das Neichsgeriht hat aufgehoben und zurüdverwiejen. 
Der Berufungsrichter erkennt jelbft an, daß Umftände vorliegen, 
welche auf das Bemwußtfein der Kontrahenten hindeuten, daß der 


Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsflaufeln. 233 


Verkäufer mehr leifte al8 er empfange und daß der Ueberfhuß 
ald Schenkung gelten folle, alfo eine gemijchte Schenkung vor- 
liege. Er verlangt aber von der Bellagten den Beweis, daß die 
Abjiht der Kontrahenten auf eine Schenkung gerade der jett 
fteeitigen Grundftüdsantheile gerichtet gewefen fei, und das tft 
rechtsirrthümlidh. Cine (gemifchte) Schenkung liegt au dann 
vor, wenn die Kontrahenten beabfichtigten, ben die Gegenleiftungen 
überfteigenden Werth der „verfauften” Gegenftände einerfeits zu 
ihenfen, anderfeits al8 gejchenft zu erwerben, ohne diefe Abficht 
auf einen bejtinnmten von ben mehreren übertragenen Gegenftänden 
zu ridhten. V, 105/94 vom 26. Sept. 

437. Kommt der Berufungsrichter bei der erneuten Prüfung 
zu dem Ergebniß, daß der „Kauf- und Ueberlaffungsvertrag” eine 
(gemischte) Schenkung enthalte, jo würde der Kläger mit feinem 
Anfpruh nicht durchdringen fünnen. Soweit das Geichäft eine 
Schenkung enthält, wäre e8 formungültig, da es fowohl an der 
für die Schenkung vorgefchriebenen gerichtlichen Form ($. 1063, 
1, 11 ÜX. NR.) al8 an der mangels einer folchen erforderlichen 
„Raturalübergabe” (SS. 1065, 1066, 1068), jedenfalls bezüglich 
der dem DVertrage zufolge nur durd) constitutum possessorium 
übergebenen beweglichen Gegenftände fehlt, während in Anfehung 
der Uebertragung der Grundftüdsantheile, die von der Beklagten 
beftritten worden ift, an jeder Angabe des Klägers fehlt, wie fie 
bewirkt fein foll. Ueberdies würde der Bellagten als der alleinigen 
pflichttheilsberechtigten Erbin des Verkäufers das Necht eines Wider- 
rufs nad den SS. 1113 ff. zuftehen. V, 105/94 vom 26. Sept. 

438. Die Mutter und Erblafferin des Klägers hat in einem 
At vom 1. Suli 1858 unter anderm ihrem Bruder ein Gut ab- 
getreten, welches fie mit deifen gefammter Hinterlaffenichaft von 
ihrem Onfel ererbt hatte. Die Veranlaffung zu der Errichtung 
des Afts gab das ZTejtament des Onkels, in weldem A. 3., die 
Nichte, mit dem Zufate: „welche mit meinem Vermögen nad 
meinen ihr befannten Gefinnungen verfahren wird‘, zur Univerfal- 
erbin ernannt war, und ein in den lebten Zagen vor feinem 
Tode bei Verhandlungen über die Abfaffung eines Teftaments, 
weldhe der Erblaffer mit Abvolat-Anwalt €. gepflogen Hatte, ent- 
ftandener vollftändiger Entwurf eines Zeftaments mit mehr ale 
fünfzig Legaten, welche der Erblaffer nicht mehr in die Forn 
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eines beabfichtigten eigenhändigen Teftaments zu bringen im Stande 
war. Der Kläger fordert von ben Erben bes Bruders feiner 
Mutter die Zuwendung jenes Guts al8 angebliche Schenkung wegen 
nachgeborener Kinder — Code 960 — zurüd. Damit ift er abs 
gewiejen, Revifion zurädgemwiejen. Die Anwendung des Art. 1340 
Code, welder von der Betätigung und freiwilligen Erfüllung von 
Schenkungen handelt, welche mangel8 der Form ungültig find, auf 
teftamentarifhe Zuwendungen entjpricht der herrfchenden Lehre. 
Wenn die Univerfalerbin lediglid) um die von dem Erblaffer aus- 
gelegten Vermädtniffe, denen er die gejegliche Form zu geben 
nicht mehr im Stande war, zum Vollzug zu bringen, und mit 
Rüdficht auf diefe, von dem Inhalt der Legtwilligen Beftimmungen 
unabhängige Verpflichtung das formungültige Teftament in einer 
von ihr vollzogenen Privaturfunde beftätigte, fo ift für fie hier- 
mit eine rechtliche Verpflichtung entftanden, die ihr in biefem 
legten Willen gemachten Auflagen zu erfüllen. Art. 1340, 1009. 
Hiermit ift aber die Schenfungsnatur der Zumendung des zur 
Berlaffenichhaft des Nentners 3. gehörigen Gutes an die Nedhts- 
vorgänger der Bellagten widerlegt. Endlich Fonnte das Ober- 
landesgericht au ohne Recdhtsierthum annehmen, daß in dem Alte 
vom 1. Suli 1858 zugleich eine Erfüllung der lektwilligen Zu- 
wendung unter Uebereignung des Gutes an die VBermäcdtnißnehmer 
enthalten fet, und zwar eine jolche mit Kenntniß der Mängel er- 
folgte freiwillige Erfüllung, weldye nad) Code 1340 jede fpätere 
Anfechtung der vollzogenen teftamentarijchen Zuwendung ausfchließt. 
Il, 178/94 vom 9. Dft. 

439. Entiprecdhend erfannt in IL, 194/94 vom 23. Oft. Sieben 
Mitglieder der Genoffenfchaft der Schul- und Krankenfchweitern 
vom heiligen Geift zu Marienhof hatten einen gegenjeitigen Ali- 
mentationsvertrag mit der Beredung gefchloffen, daß den Erben 
einer veritorbenen Schwefter fein Aniprud) auf das Gefellihafts- 
vermögen zuftehe. Nachdem eine Schwefter verftorben war, ver- 
zichtete deren Bruder notariell auf alle feine Rechte an dem Nadj- 
laß und an dem Gefellfchaftsvermögen zu Gunften der überlebenben 
Schweitern. Darin fand das Erbfchaftsfteueramt einen fteuer- 
baren Vermögensanfall und zog die Erbichaftsfteuer mit 8 Proz. 
ein. Die Klage der Schweftern wurde zurücgewiefen. Denn ohne 
Gejetesverlegung hat das Berufungsgericht in jener Beitimmung 
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des Gefellichaftsvertrags eine Schenkung auf den Todesfall, welche 
nad Code 968 abfolut nichtig war, durd) die Verfügung des 
Snteftaterben, welde in Kenntniß der Sache getroffen war, aber 
gültig geworden ift, gefunden. Code 1340 unterfcheidet nicht zwifchen 
Verfügungen, die nur anfechtbar, und foldhen, die abfolut nichtig 
find, in legterer Beziehung aud) nit, ob Nichtigleit wegen Mangel 
der gejetlich vorgefchriebenen Form oder deshalb vorliege, weil 
die Verfügung fid) al8 eine dem Franzöfiihen Rechte unbelannte 
ergebe. Nad) der allgemein lautenden Schlußbeitimmung des Ar- 
tifel8 (.... soit les vices de forme soit toute autre exception) 
muß als Wille des Gefeßgeber8 angenommen werden, daß der 
Erbe die Befugniß Habe, nad) eröffneter Erbichaft allen Ver- 
fügungen des Crblaffers, gleichviel mit welcher Nichtigkeit die- 
felben behaftet feten, durch Beftätigung oder freiwillige Erfüllung 
zur vollen NRechtswirkfamteit zu verhelfen. Hierbei kann als ein- 
zige Schranke gemäß Code 6 nur die anerkannt werden, daß die 
Verfügung des Erblaffers nicht gegen die Öffentliche Ordnung und 
nicht gegen ein die guten Sitten betreffendes Gejet verftößt: mas 
hier nicht der Fall war. 

440. Im Fall 602 wurde auch der Einwand der Beklagten 
mit Recht verworfen, daß in der Uebertragung de8 Verficherungs- 
Ichein® auf die Ehefrau eine Schenkung enthalten fei, welche mangels 
gerichtlicher oder fchriftliher Borm ungültig ft - U.U RL 
11, 8. 2063 —. Denn der zwifchen dem Ehemann der Klägerin 
und der Verficherungsgefellichaft gefchloffene Vertrag, welchem die 
Klägerin lediglich beigetreten ift, hat die Natur eines läjtigen 
Vertrages, und aus diefem in rechtsgültiger Weije errichteten 
BVertrage leitet die Klägerin ihre Nechte ber. IV, 215/94 vom 
1. Ott. 

441. In Folge der Fahrläffigkeit des Sohnes der Beklagten 
ift Kläger durd) einen Schuß in die Schulter verlegt, welcher deffen 
Arbeitsfähigkeit vermindert hat. Die Bellagten haben beshalb 
Zahlung einer jährlichen Rente von 180 Marf verjprodhen. Zu 
deren Zahlung find fie verurtheilt. ine die Anwendung von 
8. 1041 AR. I, 11 erfordernde Schenkung liegt nicht vor. 
Die Beklagten haben, wie konftatirt ift, in dem Bewußtfein der 
Erfüllung einer Pfliht, und wenn auch nicht einer fie gejelich 
verbindenden Pflicht, aber ber ihnen perjönlidy obliegenden An- 


Schenkung. 


Schenkung. 


236 Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsflaufeln. 


ftandspflicht, dem durch die Schuld ihres Sohnes fchwer geichädig- 
ten Kläger wegen ber ihm bereiteten Nachtheile Erfag zu leijten, 
ohne die Abficht zu fchenten, die Rente dem Kläger zugefichert, 
und damit haben fie eine rechtswirffam verbindende Verpflichtung 
übernommen. IV, 200/94 vom 11. Oft. 

442. Bgl. Bd. XVIIL, 374. Kläger und Beklagte find Mit- 
erben, jede Partei zu einem Biertel. Der Beklagten ift von dem 
Erblaffer ein Sparkfaffenbuh über 6713 Mark 48 Pf. mündlich 
geichentt und übergeben, fie hat aud den Sparlafienbetrag er- 
hoben. Die Schenkung würde nad) $. 1065 A.U. R. IT, 11 rechts: 
wirkfam fein, fie konnte auch von den Klägern allein auf Grund 
des S. 1090 nicht widerrufen werden. ‘Darüber, wie die neben 
den Parteien nocd vorhandenen Miterben zu der angeblichen 
Scenfung fi verhalten haben, erhellt nihts. Wei diefer Sad)- 
fage muß der von den Klägern allein erflärte Widerruf in jedem 
alle für rechtsunwirkffam eradtet werden. IV, 125/94 vom 
1. Nov. 

443. Der Altfiter ©. hat feiner Tochter fein Grundftäd im 
Wege der Schenkung übereignet. Die Klägerin verpflichtete fid), 
ihrem Vater „‚al8 Gegenleiftung für die Schenkung eine jährliche 
Rente von 144 Mark lebenslänglich zu gewähren”. Don dem Fall 
IV, 184/91 (Bd. XII, 356) unterfcheidet fid) der vorliegende 
infofern, als jett wenigftens nad) den Behauptungen der Bellag- 
ten ein erhebliches Mißverhältniß zwischen den beiderfeitigen Lei- 
ftungen vorliegt. Wollte der Berufungsrichter feitjtellen, daß die 
Vertragsparteien die Rente als gleicywerthige Gegenleiftung für 
die Grundftücsüberlaffung gewollt haben, fo hätte diefe Feftftellung 
angefichtS des von den Beklagten behaupteten, die Öhpothefen- 
\hulden um mehr al8 16000 Mark überfteigenden Grundftüds- 
werth8 und des Lebensalters und Gefundheitszuftandes des Alt- 
figers ©. einer eingehenden Begründung bedurft. Unterftellt man 
aber, daß Grundftücksüberlaffung und Rentengewährung nad) dem 
Bertragswillen Leiftung und Gegenleiftung fein follten, fo wird 
dadurch nicht ausgejchloffen, dag der Altfiger G. die Abficht Hatte, 
mitteljt diefes — jelbft als Läftig aufgefaßten — Vertrages die 
Klägerin um den Mehrwerth des Grundftüds nad Abrechnung 
der Hhppothefenjchulden zu bereichern, und daß fich die Klägerin 
diefer Abficht und diejes wirthichaftlichen Erfolges bewußt war. 
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Für die Annahme eines joldhen Parteiwillend würde dann aber 
.aud die von den Vertragjchließenden gewählte Bezeichnung des 
Redhtsgeichäfts zu verwerthen jein. Indem der Berufungsridhter 
fi mit den vorftehend erörterten Feftjtelungen begnügte, überfah 
er, daß e8 aud) jogenannte gemifchte Schenkungen gibt. V, 192/94 
vom 28. Nov. 

444. Im Fall 493. Dagegen mußte die Klage bezüglich) 
des im Laufe des Nechtsftreits fällig gewordenen Zermind von 
10000 Marf für gerechtfertigt eracdjtei werden. Wenn aud) die 
ganzen 100000 Mark mit der Begründung gefordert wurben, 
daß wegen beredtigten Niüctritts vom DVertrage die Klägerin an 
die vereinbarten Termine nicht gebunden fei, jo ift immerhin die 
Klage auf Zurücdbezahlung eine® Darlehns gerichtet und diefer 
Klagegrund ift e8 aud, auf den die Forderung eines Theils diefes 
Darlehns geftütt wird. Der Umftand aber, daß ein Elagbar ge- 
machter Anjprud) erjt im Laufe des Nechtsftreits fällig wird, fteht 
der Berurtheilung nicht entgegen. I, 169/94 vom 29. Sept. 

445. Der Kläger hat im Konkurfe eine Darlehnsforderung 
angemeldet, für welche er Befriedigung aus der Konktursmaffe 
fordert, foweit er nicht wegen der eingetragenen Hhpothef aus 
dem Grundftüd Befriedigung erlangt. Die Klage war abgewiejen 
und auf die Widerflage des Konfursverwalters erkannt, daß dem 
Kläger das Recht auf abgejonderte Befriedigung wegen einer Dar- 
lehbneforderung nicht zuftehe. Das Urtheil ift nicht aus dem 
Grunde aufzuheben, weil der Beklagte geltend gemacht habe, das 
Geld fet als Einlage des Klägers als ftillen Gejellichaftere ge- 
zahlt, und der Berufungsrichter das Zuftandeflommen einer ftillen 
Sejellichaft nicht angenommen habe. Denn geltend gemacht war 
nur eine Darlehnsforderung, und daß das Geld als Darlehn nicht 
gezahlt fei, hat der Richter angenommen. Allein der Kläger hatte 
geltend gemacht, das Geld fei vorläufig ald Darlehn mit der 
Veaßgabe gezahlt, daß es beim Zuftandefommen eines Gefell- 
Ihaftsvertrags Gefellichaftseinlage werden follte, jodaß ein refo- 
lutiv bedingter Darlchnsvertrag gefihloffen wäre. Es war zu 
prüfen, ob nicht diefer Sachverhalt begründet fei. Aufgehoben, 
zurüdverwiejen. II, 203/94 vom 16. Oft. 

446. Zur Begründung der Klage ift behauptet: die Be- 
Flagte habe fid an ihren Schwiegervater 9. brieflid mit ber 
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Bitte gewandt, ihr und ihrem Chemanne ein ‘Darlehn von 
A750 Mark in der Weife zu geben, daß H. dem Vater ber Bes . 
Hagten M. ein Accept über diefe Summe ausftelle und letterer 
die 4750 Mark an feine Tochter, die Beklagte, zahle. H. habe 
das Accept gefchict und Dt. habe feiner Tochter die Valuta ge- 
geben. Die behaupteten Thatfachen find geeignet, die Annahme 
eines zwijchen dem Anmeijenden H. und der Alfignatarin, der Be: 
flagten, abgeichloffenen Darlehnsvertrages im Sinne des $. 653 
AU. NR. I, 11 zu begründen. Unerheblich, daß die von H. gegen 
M. eingegangene Wechfelverbindlichkeit noch nicht vollftändig er- 
füllt jei. VI, 147/94 vom 15. Wov. 

447. Der Bellagte hat nach dem Vertrage von dem Kläger 
ein Darlehn in Höhe von 97216 Mark 52 Bf. zur Einrichtung 
eines Walzwerfs erhalten; die Rüdzahlung foll ihm jederzeit frei- 
ftehen. Zur Sicherftellung hat er dem Kläger HYypothef auf feine 
Liegenjchaften eingeräumt und die Solidarbürgjchaft feiner Che- 
frau verfchafft. Das Darlehn ift mit 5 Proz. zu verzinfen, aud 
joll dem Kläger und deffen Ehefrau die Benugung einer ihnen vom 
Beklagten jchon früher eingeräumten Wohnung für ihre Lebens» 
zeit zuftehen. Außer den fejten Zinfen wird dem Kläger au ein 
Antheil (Y),) am Reingewinn aus dem Gejichäft des Beklagten 
nebft entjprechenden Kontrolrechten und mit Beichränfung des Be- 
EHagten in Beziehung auf Ausgaben für weitere Bauten und für 
die Beftreitung feines Haushalt eingeräumt. ‘Damit ift dem 
Vertrage, welcher jeden auf ein Gejellichaftsverhältnig und auf 
eine DBetheiligung mit einer Vermögenseinlage hindeutenden Aus- 
drud vermeidet, nicht der einheitliche Charakter eines Gejellichafts- 
vertrags im Sinne des Art. 250 9. ©. 3. verliehen, fondern es 
find dem Darleiher nur mit Rüdficht auf die ihm verjprocene 
Duote eines etwaigen NReingewinns ähnliche Kontrolbefugniffe zu= 
geftanden, wie fie da® Gefet dem ftillen Gejellichafter zuerfennt, 
während jede Betheiligung des Klägers am Berlujte ausgejchloffen 
jein follte. 11, 109,94 vom 15. Iuni. Vgl. 363. 

448. Die Klägerin verpfändete mit Genehmigung ihres Ehe- 
mannes „al8 Sicherheit rejp. Unterpfand‘ des demfelben von der 
beklagten Bank ‚gewährten und no zu gewährenden Kredits jeder 
Art” eine Hypothefenforderung von 8400 Mark mit der Befug- 
niß, fih daraus Dedung zu verfchaffen, und verpflichtete fich, 
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wenn der Erlös des Pfandes nicht ausreichen follte, für den Aus- 
fall folidariich zu haften. Nachden Konkurs über das Vermögen 
des Chemannes ausgebrochen war, Hatte fich die Beflagte aue 
der Hypothefforderung aud; wegen folcher, von dritten PBerfonen 
erworbenen Wechjjel bezahlt gemacht, welche von dem Ehemann 
acceptirt, an jene Berjonen indoffirt waren. So weit wurde bie 
beffagte Banf zur Rüdzahlung des von ihr eingezogenen Betrages 
an die Ehefrau verurtheilt. Verträge, durch welche einfeitige Ver- 
pflichtungen übernommen worden find, feien jtreng zu interpretiren, 
da8 Sacverhältnig ergebe Har, daß die Bürgjchaftsleiftung der 
Klägerin allein den Zwed haben follte, ihrem Ehemanne neuen 
weiteren Kredit, d. H. weitere Mittel für fein Gejchäft durd) Ueber- 
laffung von Werten zu verfchaffen, nicht aber der Bellagten in 
der Belaftung der Klägerin Willfür einzuräumen. Revijion der 
Beklagten zurücigewiefen. Il, 199/94 vom 12. Oft. 

449. Die Kläger haben in von ihnen geführten Prozeffen 
zweds der gerichtlich angeordneten Sicherheitsleiftung baares Geld 
beim Prozeßgericht, dem Landgeriht Braunfchweig, hinterlegen 
wollen, das Geld jedoch nicht an die nad) dem Braunfcweigiichen 
Gefege vom 1. April 1879 beftellten Depofitalrichter, jondern an 
den erften Gerichtsfchreiber A. eingezahlt und nur von diefem, 
wie fie behaupten, unter dem Namen und mit dem Siegel des 
Landgerichts ausgejtellte Duittungen erhalten. Nad A.’ Zode 
hat fich von diejen, an die ‘Depofitalrichter nicht gelangten Geldern 
nur wenig vorgefunden, die Kläger find mit ihrem gegen den 
Braunfchweigiichen Staat auf Erjat des Tehlenden erhobenen 
Anjprüden abgewiejen, Revifion zurüdgewiejen. ‘Da, wie die 
Borderrichter annehmen, derartige Depofitalverträge nad) dem 
Braunfjchweigifchen Bartikularreht nur von dem Depofitalrichter 
abgejchlojjen werden fünnen und das Geld an diejen nicht gelangt 
tft, jo ift eine Daftung des Staats aus dem Depofitalvertrag 
nicht begründet. Die Kläger haben zwar geltend gemadt, daß 
die zu hinterlegenden Gelder dem A. nicht für feine Perfon, fon- 
dern in feiner Eigenfhaft ald Beamten angeboten und von ihm 
angenommen und daß von Anfang an die Depofitalrichter nicht 
in ZThätigleit getreten feien, vielmehr ftets bei A. hinterlegt und 
died nie von den Behörden beanftanbet, daß jogar vom Land» 
gerichtspräfidenten unter Kenntniß und Billigung der Yujftizver- 
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waltungsbehörde die Gerichtsfihreiberei, insbejondere der erite 
Sekretär A., diefem, den Depofitalrichtern, den Anwälten und 
Anderen gegenüber al8 die Ablieferungsftelle für Depofiten be- 
zeichnet fei. Allein gegenüber den Klaren gejeglihen Beftimmungen 
würde in jolhem Verhalten der höheren Yuftizbehörden nur die 
Geftattung einer die Hinterlegung erleichternden VBermittelung, 
nicht die Ermächtigung des A. zu finden fein, für den Staat 
rehhtögültig die Verträge abzujchliegen. Eine Haftung des Staats 
dur Unterlaffung feiner Willensorgane tritt nur ein, wenn bie 
gejetlich oder vertragsmäßig dem Staat obliegenden Pflichten un- 
erfüllt geblieben find, bei pofitiven Handlungen, wenn die Organe 
ih) innerhalb ihrer Zuftändigfeit befanden. Da hier die Ver- 
tretung des Staats durch) das Gejet feit geordnet war, jo konnte 
dad nur auf verfaffungsmäßigem Wege, nicht durch Anordnung 
jelbft der höchften Staatsbehörden geändert werden. III, 123/94 
vom 18./28. Sept. Vgl. 633. 

450. Im Fall 505 hatte Kläger verftändig und im Intereffe 
der Bellagten die ihm von diefer angewiefenen Xiegeftelle im 
Mühlenkanal am 28. Dec. wieder verlaffen, weil ftarfer Froft 
eingetreten war, und Kläger, ohne Schiff und Ladung zu gefährden, 
nicht in dem der Strömung und dem Winde bejonders ftarf aus» 
gefegten Meühlenfanal überwintern Tonnte, und fi) nad) einer 
nahe gelegenen Bucht des ZTegeler Sce’3 begeben. Am 3. Ian., 
al8 Beklagte die Entlöfhung an ihrer Mühle verlangte, war der 
Zegeler See jo feft zugefroren, daß der Kläger, ohne aufzueijen, 
nit an die Mühle der Beklagten heranfommen konnte; die Bes 
Hagte wollte aber die Aufeifung nicht vornehmen. Am 23. Ian., 
ald das Eis aufgegangen war, erklärte fi Kläger zur Entlöjchung 
bereit, erhielt nun aber von der Beklagten die Weifung nod) liegen 
zu bleiben. Da Ende Februar der Vertrag ablief, hat Kläger 
am 28. Febr. Entlöfhung verlangt, die aber erjt am 10. April 
erfolgt ift. Ein Schadenserfaganfprucd) der Beklagten ift abgewiefcı, 
dagegen ift Beklagte fchuldig erachtet, die Fracht von Berlin nad) 
Tegel, daS vereinbarte Tagergeld bis Ende Februar und für die 
Zeit vom 1. März bis 10. April das ortsübliche Liegegeld von 
20 Mark für den Tag zu zahlen. Revifion zurüdgewiejen. Ohne 
NRechtsirrthum hat das Berufungsgericht angenommen, c6 laffe 
fih dem Kläger daraus fein Vorwurf machen, daß er die Auf- 
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eifung nicht zu ermöglichen verfucdht habe, die Entlöfchung während Berwahrungs- 
der Zeit vom 3. bi8 23. Ian. fei in Folge eines vom Kläger nicht  dertrag. 
zu vertretenden Zufall® unterblieben. Daraus ergibt fi) die Haf- 

tung der Bellagten. Als anı 14. März das Eis wieder auf- 
gegangen war, hat fid) Beklagte geweigert, die damals dem Kläger 
zuftehenden Anfprüche zu befriedigen. Kläger war deshalb beredj- 

tigt, infofern ihm auch das Frachtgeld verweigert war, bie ganze 

Ladung wegen feines Pfandredhts an berfelben — 9. ©. 8. 409 

— zu retiniren. Cr hat aber {bon am 15. März eine dem 

9. ©. 3. Art. 407 und 409 entiprechende einftweilige Verfügung 
beantragt. Die hierdurd) herbeigeführte Verzögerung war wiederum 

von der Beklagten verjchuldet. I, 154/94 vom 19. Sept. 

451. Nady dem Wortlaut der Abrede hat fich der Kläger Auftrag. 
verpflichtet, gegen den Empfang von 24000 Mark jämmtliche 
Schulden der beflagten Ehefrau zu tilgen und dieje volljtändig 
Ihuldenfrei Hinzuftellen. Die fo übernommene Verbindlichkeit 
Ichließt ohne Weiteres die Verpflichtung in fih, der Kläger follte 
mit den Gläubigern der Beklagten Vereinbarungen eingehen, nad) 
welchen diefelben, foweit fie nicht volle Befriedigung erhielten, auf 
ihre Mehrforderung den Beklagten gegenüber Verzicht leifteten. 
Konnte er den Anftrag nicht innerhalb der ihm geftellten Grenzen 
ausführen, jo mußte er foldyes den Beklagten anzeigen und die 
ihm zur Verfügung geftellten Mittel den Beklagten oder den an- 
deren Gebern zurücdgewähren. SKeineswegs ftcht ihm das Necht 
zur Seite, die in Folge der Ueberfchreitung des Auftrages durd) 
volle Befriedigung einzelner Gläubiger entftandenen Mehrausgaben 
von den Beklagten erftattet zu verlangen. Daß der Kläger bei 
der Annahme des Auftrages über den Umfang der Schulden der 
beflagten Ehefrau nicht unterrichtet, vielmehr der Meinung ge- 
weien ift, daß die Schulden den Betrag von 24000 Mark nidt 
überfteigen oder daß die Einnahmen fid) höher ftellen würden, ift 
für die Entfcheidung ein unerheblidher Umftand, da Kläger, bevor 
er Zahlung au einzelne Gläubiger leiftete, fich über den Stand 
der Schuldverhältniffe Hätte vergewiljern müffen. IV, 26/94 vom 
18. Juni. gl. 310. 

452. Nah der zwiichen den Parteien getroffenen Abrede 
follte der Beklagte das Grundftüd zwar als Selbitfontrahent, 
aber in Wirklichkeit für den Kläger als deffen Vermittler erwerben. 

Brazis des Neichögerihtd. XIX. 16. 
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Nach) der zwischen dem Bellagten und dem Verkäufer getroffenen 
Abrede hat er das Grundftücd für 173000 Mark gekauft; in dem 
notariellen Raufpreife ift ein Kaufpreis von 180000 Marf ge- 
nannt und hat Verkäufer über 7000 Mark al® angeblich gezahlt 
quittirt, während Bellagter nichts gezahlt Hatte. In Folge der 
Zäufchung Hat ihm Kläger gegen Geffion der Anfprühe aus dem 
Kaufe 7000 Mark gezahlt. Zur NRüdzahlung der 7000 Marf 
it Beflagter verurtheilt, NRevifion zurücgewiefen. V, 181/94 
vom 24. Nov. 

453. Die R. Comp. zu New-Nork beitellte im März 1893 
bei dem Kläger in Coburg Waaren im Gefammtpreife von 
1650 Marf. E8 war verabredet, daß die Lieferung Ende Iuni 
dur den Bellagten in Hamburg erfolgen follte; al® Zahlungs 
bedingungen waren 5 Proz. per 30 Tage Affreditiv feitgejekt. 
Auf eine briefliche Anfrage des Klägers betätigte Beklagter dem 
Kläger durd) Schreiben vom 11. April 1893, daß er dem Kläger 
den Betrag feiner Faftura von ca. 1650 Mark an R. Comp. feiner 
Zeit in gewohnter Weife „30 Tage nad Eintreffen der Waare 
bier” in baar einjenden werde. Kläger Hat die beftellten und 
nachbeitellten Waaren an den Beklagten am 13. Juli mit Yaltura 
abgejandt; Beklagter it zur Zahlung des TFalturabetrags von 
2065 Mark 55 Pf. verurtheilt. Denn das Affreditiv hatte die 
Bedeutung einer Anweifung, welche Bellagter durch fein Be- 
jtätigungsschreiben angenommen hat. Kinwendungen, weldye auf 
da8 Nechtsverhältnig des Ajfignanten zum Ajfignatar oder zum 
Aljignaten geftügt find, konnte Beklagter nicht machen, da er folche 
weder ausdrüdlicd vorbehalten hatte, noch die Sachlage auf ein 
jtillichweigende® Einverjtändniß mit folhem Vorbehalt diefer Art 
Ichließen läßt; vielmehr ift mit dem Berufungsrichter davon aus- 
zugehen, daß Kläger bei Ausbedingung des Affreditivs von der 
Abficht geleitet worden ift, fi) von dem überfeeischen Befteller 
unabhängig zu machen und daß Bellagter diefe mit den fauf- 
männifchen Anichauungen im Einklang ftehende Abficht des Klägers 
gefannt hat. Danad) wurde Bellagter mit dem Ginwande, die 
gelieferte Waare fei nicht vertragsmäßig, nicht gehört. Auch) 
darauf Fonnte fih) Beflagter nicht berufen, daß die Waare nad) 
dem Lieferungstermin geliefert jei, und daß die Faktura den 
akfreditirten Betrag überjchreite. Denn Beflagter hat die ihm 
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mit dem Schreiben vom 13. Juli 1893 unter Bezugnahme auf 
die getroffene Vereinbarung überjandten Waaren anftandslos ent- 
gegengenommen und nad Amerika verichifft. Da Kläger in feinem 
Schreiben zu erkennen gegeben hatte, daß er fi) und zwar wegen 
des vollen Betrages feiner Faltura an den Bellagten halten wolle, 
liegt in dem Berhalten des Bellagten da8 Anerfenntniß, daß der 
Anfpruh des Klägers feinem ganzen Umfange nad von ihm 
honorirt werden folle. I, 229/94 vom 3. Nov. 

454. Im Fall 566/569. Den Auftrag, welden B. von 
3. erhalten hatte, war von D. gegenüber ©. dur) das Schreiben 
des 9. an ©. vom 8. Febr. angenommen. 8 Tag hierbei nicht 
etwa nur ein gewöhnlicdyer, nad) Regeln des Eivilredhts zu be- 
urtheilender Auftrag, fondern da die VBorausfegungen des Art. 300 
9. ©. 3. vorhanden find, eine Anweifung (Affignation) im Sinne 
diejes Artikel vor, ımd war daher nad) Art. 300, wie übrigeng 
aud) nach) dem Civilrecht (Speziell dem badischen Yandreht — Land- 
rechtsfa 2010* ff. —, in deffen Geltungsbereich zu erfüllen ift), 
B.dem ©. zur Erfüllung verpflidtet. II, 244/94 vom 30. Nov. 

455. Wenn der Kläger einen Vermittelungsauftrag von den 
Käufern erhalten hatte und mit diefen bei dem Verkäufer auf 
Grund von deffen Zeitungsannonce erfchienen war, jo ift damit 
die Annahme, daß nadhträglidy der beklagte Verkäufer zum Kläger 
in ein Vertragsverhältnig wegen derjelben Vermittelung getreten 
fei, feineswegs unvereinbar und ebenjowenig ausgejchloffen, daß 
das Zujtandefommen des Kaufgefchäftes gerade mit diefem nach: 
träglichen Meaflervertrage im urjädhlichen Zufammenhange ftehe. 
In der Borenticheidung ift mit ausreichender Begründung aus 
dem Ergebniß der Beweisaufnahme der Schluß gezogen, daß der 
Beflagte die Dienfte des Klägers mit der Abficht, fich für den 
Tall ihres Erfolges zur Vergütung zu verpflichten, gefordert und 
angenommen habe. In den Vorinftanzen hat aud) der Beklagte 
nicht behauptet, daß der Kläger entgegenftehende Intereflen ver- 
treten, daß fein Vertragsverhältniß zu den Käufern noch fort- 
beftanden habe, nadhdem er zum Beklagten in Eontraftliche Be- 
ziehungen getreten war, oder daß er nad) diefem Zeitpunkt von 
den Käufern eine Provifion zu erwarten gehabt habe. Danad) 
fehlt e8 für die Anwendung von $. 22 A.X. R. I, 13 an den 
nöthigen Vorausjegungen. VI, 94/94 vom 25. Iuni. 

16* 
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456. Wenn das Berufungsgericht annimmt, daß bi8 zum 
Neverje des Beklagten vom 18. Aug. 1891 der Nachweis der 
S.ichen Apothefe vom Kläger nod nicht geliefert fei, weil die 
näheren Angaben über den Preis und die Hhpothefenverhältniffe 
nocd) gefehlt hätten, die im Sinne des NReverjed zum Nachweife 
gehörten, fo folgt daraus, daß ed nur noch der, vom Kläger be- 
haupteten, Nachlieferung diejer Angaben bedurfte, um die im 
„Nacweife” Liegende VBorausfegung für den Provifionsanprud 
des Klägers zu erfüllen. Das Berufungsgericht hält dies aber 
nicht für ausreichend, weil der Kaufalzujammenhang zwilchen dem 
Nacweife und dem Kaufabihluß nicht erwiejen fei. Allein mit 
der Unterjtellung, daß aud) der Kläger dem Beklagten Nachrichten 
übermittelt habe, welche für den Kaufabihluß förderlich und er- 
forderlich waren, diefen aljo mitbeitimmt haben, ift aud) der ur- 
fädjlihe Zufammenhang zwifchen diefer Maflerthätigfeit des Klägers 
und dem Kaufabjchluß gegeben. Daß dazu nicht nöthig war, 
daß die Maflerthätigfeit die alleinige Urfache des Kaufabichluffes 
bildete, daß vielmehr die Mitwirkung des Klägers zum Zuftande- 
fommen des Kaufs genügte, ift in der Nechtipredjung des Neiche- 
gerichts wiederholt anerkannt. Das bedingt abweifende Berufungs- 
urtheil aufgehoben, zurücverwiefen. VI, 136/94 vom 1. Oft. 

457. „Hürden Fall, daß ich mein Grundftüd Spenerftraße 25 
durch Vermittelung des B. an den Rentier du DB. für den Preis 
von 490000 Mark verkaufe, zahle ich demfelben eine am Zage 
der Auflaffung fällige Provifion von 2500 Mark.” Daß der 
Kläger nach Ausjtellung des Neverfes noch irgend welde DBe- 
mühungen zur VBermittelung des Gefchäfts mit du B. aufgewendet 
hätte, ift von ihm nicht behauptet worden. Dagegen hat er vor- 
her dem du B., der mit der Abjiht, das Haus zu Faufen, um- 
ging, auf deffen Befragen die Richtigfeit defjen betätigt, was du 2. 
von anderer Seite über die Mieths- und HYypothefenverhältniffe 
des Haufes erfahren hatte. Das Berufungsgericht führt aus, daß 
der Neverd zwar ein Anerfenntniß geleifteter Dienfte nicht ent- 
halte und feinem Wortlaute nach eher eine nod) ausftehende Ver: 
mittelung im Auge babe, daß aber, wenn der Kläger jchon früher 
vom Beklagten den Auftrag erhalten Hatte, fih um ben Verkauf 
ded Haufe zu bemühen, die dem du DB. ertheilte Auskunft über 
die Grumdftücdsverhältniffe eine in Ausführung diejes Auftrags 
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ausgeübte Thätigfeit darftelle, daß die XThätigfeit auch dem DVer- 
tragsabihluß förderlich gewejen fet und mit diefem in urjäd- 
Iihem Zufammenhange ftche, und daß dem Kläger dafür die ver- 
fprochene Provifion gebühre. Die Enticheidung tft von einem 
richterlichen Eide des Klägers über die Auftragsertheilung ab» 
hängig gemadt. Nevifion zurücgewiefen. Nah 8.262 A... R. 
I, 5 ift, wenn ein jüngerer Vertrag fid) auf einen älteren bezieht, 
anzunehmen, daß lekterer nur in den durch den jüngeren Vertrag 
Har beftimmten Stücden hat abgeändert werden follen. “Diefe 
Auslegungsregel bringt das Berufungsgericht zur Anwendung. 
VI, 163/94 vom 18. Oft. 

458. Allerdings tft der von du DB. bewilligte Preis von 
40000 Mark im Kaufvertrage auf 485000 Darf herabgefett. 
Das tft aber lediglich in der Abficht erfolgt, die Anfprücdjhe der 
Makler, insbefondere des Klägers auszufchließen. Danadı ift die 
Bedingung der Provifionsforderung nah $. 15 AU.U.R. I, 4A 
als erfüllt anzufehen. VI, 163/94 vom 18. Dft. 

459. D., der Generalbevollmäditigte der Beklagten, hatte 
dem Kläger M. Auftrag ertheilt, den Verkauf von deren Haufe 
zu vermitteln. Kläger hatte zur Ausführung feiner Vermittelung 
den Kaufmann NR. beigezogen. D., welcher dies wußte, ertheilte 
dem R. einen neuen DVermittelungsauftrag, weldhen R. für fid) 
ausführte. Er Hat aud) die Provifion erhalten. Die Klage dcs 
M. auf die zugeficherte Provifion ift vom Neichsgericht abgemiefen. 
Denn durd) den Auftrag an einen Makler wird der Auftraggeber 
nicht gehindert, denfelben Auftrag einem andern Makler zu er- 
theilen. Sodann tft e8 aud) bei einem zeitlich unbejchränft er- 
theilten Auftrag unerheblih, daß D. gewußt hat, M. habe den 
R. als jeinen Gehülfen beigezogen. Gemäß 8. 234, L, 17 U. NR. 
erlangt die Gejellihaft gegen den Dritten, weldyer mit dem &e- 
jellichafter nur auf feinen eigenen Namen fontrahirt hat, aus 
einem folchen Vertrage fein Reht. Gemäß 8. 235 dafelbft Fannı 
auch die Wiffenjchaft bes Dritten, daß das Gejchäft, worüber er 
fontrabirt, die ganze Gefellichaft angehe, denfelben in den ferneren 
Verhandlungen mit feinem Kontrahenten nicht einjchränfen, fo- 
fange dabei fein Betrug vorwaltet oder feine gerichtliche Unter- 
fagung erfolgt ift. ‘Die bloße Tihatjache eines Gejellichaftsver- 
hältniffes bewirkt jomit nicht, daß ein von dem Gejellichafter mit 
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einem Dritten abgefchloffener Vertrag für die Gefellfhaft wirft 
und als ein für diejelbe zu Stande geflommener Vertrag gilt. Für 
den Dritten befteht aber an fi) Feine Verpflichtung, für die Ver- 
tragstreue des Gefellichafters einzuftehen. ‘Da die Handlung eines 
Gefellfchafters, die er in eigenem Namen vornimmt, nicht fofort 
für die Gefellihaft wirft, jomit nicht al8 Handlung der Gefell- 
haft gilt, jo Fann aud) von einer Erfüllung durd) den Kläger 
nicht die Rede fein. VI, 176/94 vom 29. Oft. Aehnlih I, 
386/94 vom 28. Nov. 

460. VI, 223/94 vom 26. Nov. wie Bd. V, 582 und 
Bd. XI, 316. Der Anfprud) des Maflers auf Zahlung der für 
den fpäter eingetretenen Fall der Vermittelung eines Zaujchver- 
trages verjprochenen Provifion wurde abgewiejen, wenn Beflagte 
Ihwören, daß fie vor Ausjtellung des Neverjes nicht gewußt haben, 
daß Kläger von E. (dem Zaufchgeber) gegen Entgelt den Auftrag 
übernommen habe, deffen Brennerei zu veräußern. Kollidirende 
Intereffen — UL. R. 1, 13, $. 22 — liegen vor, da jeder Theil 
möglichft theuer veräußern und möglichjt billig erwerben will. 
Revifion zurüdgewielen; es ift nicht der Nachweis erforderlich, 
daß das Intereffe der Beklagten thatfächlich verlegt fei, der Ver- 
trag alfo zu günftigeren Bedingungen abgejchloifen fein würde, 
wenn Kläger im ausschließlichen Intereffe der Beklagten thätig 
geweien wäre. 

461. Das Gericht |pricht nicht vechtsgrundfäglich aus, daß 
im Falle des Zuftandebringens eines unter einer auflöjenden DBe- 
dingung abgefchloffenen Vertrages dem Makler die Vermittelungs- 
gebühr ftetS und unter allen Umftänden, insbefondere aud) noch 
nah dem Eintritte der auflöfenden Bedingung, zu entziehen fei, 
wie auch ein jo allgemeiner Sat in dem Urtheile des Reiche- 
gerichts vom 21. März 1889, IV, 340/88 (auszugsweife in Bolze, 
Praris, Bd. VII, Nr. 503) nicht aufgeftellt if. Vielmehr ift 
wie dort jo auch hier die Entjheidung auf eine Auslegung des 
eben vorliegenden Maflervertrages geftükt, indem die VBorinftanz 
annimmt, daß nach der Vereinbarung der Parteien bem Kläger 
die verjprochene Provifion zuftehen follte, fofern und foweit durd) 
feine Vermittelung ein rechtlich wirkjamer, d. h. ein durch Zahlung 
vollzogener Darlehnsvertrag zu Stande gefommen fein würde 
(vgl. 88. 653, 661 A... R. I, 11), und daß der Aniprud aud 
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dann beftehen bleiben follte, wenn in Folge bejonderer Neben- 
abreden die darlehnsweife gegebene Summe von der Bellagten 
vorzeitig an den Darlehnsgeber zurüdzugeben wäre. VI, 266/94 
vom 29. Dec. 

462. Nach der Feitftellung des Berufungsgerichts ift dem 
Hamburger Beklagten von ber Fagenden Hutfabrif zu Altenburg 
vertragsmäßig der alleinige Verkauf der Hägerifchen Yabrifate an 
in Hamburg etablirte überjeeifhe Zransporthäufer übertragen. 
Diefes Necht des Beklagten und bie Pflicht vedlicher Vertrags- 
erfüllung verlette aber die Klägerin nicht nur, wenn fie an ein 
in Hamburg etablirtes überfeeiiches Transporthaus nad) Hamburg 
mit Umgehung des DBeflagten lieferte, fondern aud) dann, wenn 
ein foldhes in Hamburg beftehendes Transporthaus zugleich aud 
an einem überjeeiihen Plate ein Gefchäft und eine Niederlaffung 
hatte und bie Klägerin an letteres verkaufte. Wenn aud bie 
Beitellungen von der überfeeifhen Niederlaffung aus gemacht 
wurden und die Verfendung unmittelbar dorthin gemacht worden 
ift, fo Hat bei der Einheitlichfeit der Geichäftshäufer — wenn das 
Gefhäft in Manila zugleih Gefchäft der Hamburger Firma und 
ebenfo Tetteres zugleich Geichäft der Firma in Manila ift — 
rechtlich der Verkauf als mit einem und demijelben Käufer abge: 
ichloffen zu gelten. Wirthichaftlich Liegt diefe Einheit ebenfo vor, 
denn die in Manila erzielten Gewinne find aud) foldhe des Ham- 
burger Haufes und wirthichaftlich ift der dem Beklagten entzogene 
Verdienft der gleiche, die Klägerin mag an das Hamburger Haus 
in Hamburg oder an daffelbe Haus in Danila verkauft haben. 
Aus dem Kintrage im Handeleregifter zu Hamburg und einem 
Eirkular geht hervor und wird aud) vom DBerufungsgeridt an- 
erfannt, daß zwifchen W. & Co. zu Manila und A. G. zu Ham- 
burg ein Gejellfchaftsverhältniß beftanden hat, daß Erfterer Theil- 
haber des Hamburger Haufe, Lebterer Theilhaber de3 Manila- 
Hanfes geworden ift, aljo Identität der Inhaber beider Firmen 
beftanden hat. I, 280/94 vom 5. Dec. 

463. Die Klägerin hat der Beflagten den Transport von 
Zeppichen im Yafturabetrage von 1925 Fr8. 10 &t8. = 1540 Marf 
8 Pf. von Köln nad Venedig übertragen und zwar zu beftimmten 
Säten. Die Beklagte hat die Waare übernommen und nad 
ihrem in Köln gelegenen Lagerfchuppen verbringen laffen, der am 
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12. Zuli 1892 mit den darin befindlichen Waaren durd) Brand 
zerftört wurde. Die Klägerin hatte ihre Waaren bei dem Rheinijd)- 
Weftfäliichen Lloyd verfichert; die Verficherung bezog fih nicht 
bloß auf den Zransport, fondern auch auf die Xagerung in der 
Sammelftelle, wenn fon mit der Einfchränfung, daß das Gut 
nicht bereit8 bei einer andern Gefellfchaft, gleichviel durch wen, 
berfichert fei. Die Beklagte hatte ihrerfeits bei der Hanfeatifchen 
Teuerverfiherungsgefellichaft auf Waaren aller Art, die fih in 
der Lagerhalle befinden, gegen Brandichaden Verficherung ge- 
nommen im DBetrage von 50000 Marl. Die Klage auf Er: 
ftattung des Werth8 ift abgewiejfen. E8& war angenommen, baß 
Bellagte nur Spediteurin war und daß der DBrandicdhaden auf 
einem von ber Beklagten nicht zu vertretenden Zufall beruhte. 
II, 268/94 vom 21. Dec. 

4654. Sodann hatte die DBeflagte eine Verpflichtung, bie 
Teppiche der Klägerin zu verfihern, nicht übernommen; denn 
diefe hatte nicht allein einen dahin gehenden Auftrag nicht er- 
theilt, jondern der Beflagten in dem Avisbrief, mit welchem fie 
die Teppiche überfandte, erklärt, daß fie diefelben jelbjt verfichert 
habe. Die Hanfeatifche Yenerverficherungsgefellichaft hat fi auch 
geweigert, fofern die Beklagte al8 Spediteur für den Schaden 
nicht aufzufommen habe, Entjchädigung zu leijten, und die Klägerin 
ift dur eine Eeifion der Anfprüche der Beklagten an die Ber- 
fiherungsgefellfchaft, wozu die Beklagte bereit war, mit Rüdjicht 
auf die nad) $. 14 der Verfiherungsbedingungen der Wirkjamtfeit 
einer Geffion entgegenftchenden Einrede nicht zufriedengeftellt, jon- 
dern hält die Beklagte für verpflichtet, felbft den Prozeß gegen 
die Verfiherungsgejellichaft durchzuführen und im Unterlaffungs- 
falle die Klägerin zu entfchädigen. Das Berufungsgericht hat die 
Geltendmadhung eines NRechtögrundes für diejen Anfprud) vermißt 
und ihn deshalb verworfen. Auc) die hiergegen erhobene Rüge 
ift nicht begründet. Aus dem Berhältnif der Klägerin al8 Ab- 
jenderin und der Beklagten al8 Spediteur ergibt fich feine Ver- 
pflihtung der Letteren, die ohne Auftrag der Klägerin und in 
eigenem Namen genommene VBerfiherung für das Intereffe der 
Klägerin Flagend zu verfolgen. Es ift auch nicht zuzugeben, daß 
das DOberlandesgeriht angenommıen habe, die Beklagte habe für 
Rechnung der Klägerin verfichert, alfo ein nütliches Gefchäft für 
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diefe unternommen, deffen Beendigung ihr nad) 2. R. 1372 ob- Spedition. 
liege. Die Klägerin hat eine nüglihe Geihäftsführung der Be- 
flagten überhaupt nicht näher behauptet und begründet, und aus 
den vorliegenden Umftänden, unter welchen für die Beflagte jede 
Beranlaffung fehlte, das Intereffe der Klägerin unter Verficherung 
zu bringen, ift auf eine foldhe nicht zu jchließen. Nevifion zurüd- 
gewiefen. II, 268/94 vom 21. Dec. 
465. Ein Bildhauer in Berlin hatte einem Berliner Spebdi- 
teur den Auftrag ertheilt, ihm eine Bronzegruppe und eine Yüfte 
nad) München zu fenden. „Schiden Sie aber beide Arbeiten nur 
per Fradıtgut, aber gegen Verficherung, denn bei der heutigen 
Gifenbahngefährlichkeit betrachte ich diefe für nothwendig, es wärc 
mehr wie fatal, wenn alles in Scherben wäre und man fünnte 
feinen Erjat fordern.” Die Sachen famen zerbrocdhen an. Der 
gegen den Spediteur erhobene Schadenserfaganiprudh wurde ab- 
gewiefen. Die Berficherung dedte die Entichädigung durch Brud, 
welcher nicht durch einen Eifenbahnunfall verurjacht wäre, nid. 
Allein der Beklagte durfte annehmen, daß die Verpflichtung zur 
VBerfiherung ihm nur infomweit und unter den Bedingungen ob- 
lag, al8 dies bei den in Berlin beftehenden Verficherungsgefell: 
haften zu erreichen gewejen fei. Auf Grund der Gutaditen ift 
aber für bewiejen erachtet, daß eine allgemeine Haftung für YBrud) 
und Beihädigung von feiner der den Sacpverjtändigen befannten 
Gefellichaften übernommen wird. Nevifion zuriidgewiejen. I, 
299/94 vom 19. Dec. 
466. Die beklagte Straßburger Straßenbahngejellichaft hatte Diiethe, Pacht 
der Klägerin, einer dortigen Firma, von ihrem Güterbahnhof ein a 
Anfchlußgeleife nad deren Lagerplag gelegt, das von diejer bis 
zum Kanal und dem Gecleife der NReichseifenbahn fortgejett wurde. 
Die Klägerin hat der Beklagten die Mitbenugung des Iekteren 
Anjchlußgeleifes geftattet; dagegen wurde ihr auf ihre tarifmäßigen 
Srachtipejen von der Bellagten ein Rabatt von 10 Proz. bewilligt. 
Beklagte will diefen Rabatt feit 7. Sept. 1892 nicht mehr be- 
willigen und hat Befeitigung des Verbindungsgeleijed angedroht. 
Die Klage auf Feftftellung, daß Bellagte zur Befeitigung des 
Seleifes und Entziehung des Rabatts nicht berechtigt jei, jolange 
Klägerin ihr die Benutung des Dafengeleijes gejtatte, war ab- 
gewiefen. Aufgehoben, zurüdverwiefen. Das Urtheil ließ fidh 
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Hierhe, Baht nicht auf eine freie Kündbarkeit nad) Code 1736 ftügen. Der 


und ähnliche 
Verträge. 


Artikel bezieht fi nur auf Miethverträge im engeren Sinne und 
läßt da die Kündigung mit ortsüblicdher Kündigungsfrift zu. Es 
war zu prüfen, ob nad Abficht der Parteien der Bellagten über- 
haupt ein Kündigungsrecht zufteht, und ob, wenn dies der Tall, 
nicht eine angemeflene Kündigungsfrift innezuhalten ift. IL, 97,94 
vom 1. Yuni. Nad) anderweiter Verhandlung hat das Berufungs- 
gericht angenommen, daß nad) der Vertragsabficht der Parteien 
der Beklagten ein Kündigungsredht zuftehen follte. ‘Deshalb ift 
die Klage wiederum abgewiefen. Nun wurde die Revifion zurüd- 
gewiefen. II, 354/94 vom 22. Febr. 95. 

467. Kläger Hat dem Belflagten ein NReftaurations- und 
Balllofal verpacdhtet. Wenn aud aus der Verfagung polizeilicher 
Srlaubnig zur Abhaltung öffentlicher Luftbarkeiten ein Gewähr- 
leiftungsanfpruch infoweit nicht abgeleitet werden Tonnte, al8 ber 
Berpäcdter eine Zufage nicht gemadt Hatte, daß das Lokal zur 
Abhaltung öffentliher Bälle taugli fei: fo Tann doch dem aus 
dem bolojen Verhalten des Klägers entnommenen Schadenserjah- 
anfpruc, die Berüdfichtigung nicht verfagt werben. Beflagter hatte 
geltend gemacht, Kläger habe wiederholt von dem Polizeipräfidium 
Verfügungen erhalten, wonad in dem großen Saal wegen nidjt 
genügend breiter Treppen und Ausgänge öffentlihe Zanzluftbar- 
feiten nicht abgehalten werden durften, ein Umftand, der ihn von 
Abjchließung des Vertrags abgehalten haben würde, wenn er den- 
jelben gekannt hätte. Auch hat Bellagter behauptet, daß Kläger 
ihm vor dem Bertragsichluffe erklärt habe, der bisherige Pächter 
babe jährlich 1500—1600 Tonnen verfhänft, während in Wahr- 
heit nur 400—500 Tonnen verichänkt worden feien. E8 ijt feines» 
wege audgeichloffen, daß bei einem Vertrage über ein öffentliches 
Bergnügungslofal der Bierausschant ale Mafftab für die Frequenz 
und Rentabilität des Lofals dienen und dbemgemäß die bezügliche 
Angabe des Verkäufers oder Vermiethers als Zufage einer Eigen- 
haft angejehen werden ann. V, 18/94 vom 2. Suni. 

468. Im Fall Bd. XIL, 401; XV, 317 hat der Berufung®- 
rihter nad anderweiter Verhandlung richtig angenommen, daß 
der Hlagende Miiether, welcher Erfüllung des Miethvertrags be- 
gehrt, nachzuweifen habe, worin das Objekt des Vertrags, hier 
bezüglich der Größe des vermietheten RYabens, befteht. Er erachtet 
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aber den Beweis der DBerpflichtung des Beklagten, welde fidy Miethe, Bad 
aus dem fchriftlichen Miethvertrag nicht ergab, durch den Inhalt ea 
der zwifchen den Parteien ergangenen Verhandlungen dann für 

erbracht, wenn der Kläger einen ihm auferlegten Eid leifte. Nur 

würde der Beweis nicht al8 erbracht anzujehen fein, wenn fid 

die Behauptung des Bellagten bewahrheitete, daß jchon vor Ab- 

Ihluß des Miethvertrags dem Kläger von der Beklagten erflärt 

fei, daß der zu vermiethende Kleinere Kaden nicht auf Koften des 

größeren Ladens vergrößert werden fünne, da diefer von vorn bis 

hinten diefelbe Breite erhalten folle. E& ift deshalb aud) in diefer 

Beziehung auf einen Eid des Klägers erlannt; Nevifion des Be- 

Hagten ift nun zurüdgewielen. V, 40/94 vom 20. Iunt. 

469. Etwaige Feuchtigkeit, Schwamm u. |. w. in der Woh- 
nung gibt dem Pächter fein Recht, einen Abzug von der Padıt 
zu machen, ober Schadloshaltung zu fordern, oder gar von diefem 
Vertrage zurüdzutreten. Diefe die Gewährleiftung für die dort 
aufgeführten Mängel ausfchließende Vertragsbeitimmung konnte 
nicht wirfungslos werden, wenn aud) die Kläger vor und bei Ab- 
Ihluß des Vertrages dem Beklagten verfichert hätten, der früher 
vorhandene Schwamm fei volljtändig bejeitigt, feine Wiederkehr 
jet ausgefchloffen. Der Berufungsrichter findet in diefer Aeuße- 
rung nur den Ausdrud einer Erwartung, deren Nichterfüllung 
die Willenserflärung nicht wegen Irrthums ungültig mache. Dieje 
Erwägung läßt einen NedtsirrthHum nicht erfennen, die gerügte 
Berlepung der 88.75 ff, LLAÜUUR. liegt nit vor. Cbenjo 
wenig Tann die gerügte Verlegung ber 88. 194, 195, I, 5 und 
des 8. 272, I, 21 daraus hergeleitet werden, daß der Berufungs- 
rihter die Behauptung des Beklagten, daß die Kläger ihm nod 
nachträglich die Befeitigung des Schwammes wiederholt verfprochen 
hätten, gegenüber obigem $. 6 des Vertrages für unerheblid) er- 
achtet Hat. Ein folhes Verfprechen konnte eine Aenderung des 
Vertragsverhältniffes nicht bewirken. Die SS. 194 ff., I, 5 hat 
der Berufungsrichter mit Recht außer Anwendung gelaffen, ba e8 
fih nit um Einwendungen handelt, die den Vertrag von vorn= 
herein ungültig maden. Cnödlic konnte aud, der auf Verlegung 
des 8. 383, I, 21 geftügte Revifionsangriff infoweit nicht für be- 
gründet erachtet werden, als die gedachte (auch auf die Pacht an- 
wendbare) Vorfchrift, wonach), wenn die gemiethete Sache zu dem 
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Miethe, Pacht Heftimmten Gebraudhe ganz oder doc größtentheils ohne Schuld 


und ähnliche 


Berträge. 


des Mietherd untauglicd) geworden tft, der Miether vor Ablauf 
der Miethzeit von dem DVertrage abgehen fan, der Abänderung 
durh die Willfür der Kontrahenten grundjäglic nicht entzogen 
ift, jofern nur die Gebrauhsfähigfeit der gemietheten Sache nicht 
gänzlich aufgehoben ift, eine PVorleiftung de Vermiethers alfo 
möglich bleibt. E8 ift aber nicht erfichtlich, daß der Berufungs- 
richter erwogen hat, ob der Beklagte fid) des Rüdtritts vom Ver: 
trage auch für den Fall hat begeben wollen, daß das Wohnhaus 
in Folge der Behaftung mit Hausihwamm fi) als unbewohnbar 
und auch zum Betriebe der Gaftwirthichaft unbrauchbar erweifen, 
damit aber jein ganzer Vertragszwed vereitelt werden follte. Bon 
Erheblichfeitt würde diefe Prüfung für die Trage fein, ob den 
Klägern ein Anjprud) auf den Padhtzins auch nad) dem Zeit- 
punkt erwacdjen fonnte, wo der Beflagtee — angeblid; noth- 
gedrungen — das Pacdhtgrundftücd verlaffen hat. Daß der Padıt- 
zins im Voraus zu zahlen war, ift für dieje Frage ohne Belang. 
V, 51/94 vom 23. Juni. 

470. Im Tall 400 erhob Bellagter eine Gegenforderung 
wegen Deterioration des Pacdtguts. Allerdings Hatte der Kläger 
zwei Güter einheitlich gepadhtet, und dem Beflagten gegenüber 
handelt e8 fi um Niücdgabe des einen der beiden Güter. Aber 
der Kläger Fan fi nicht auf den Standpunft ftellen, daß er 
die Zurüclieferung der übernommenen Ausjaat, Pflugarten und 
Düngung, weldje ev nad) dem Pachtvertrage nicht auf denjelben 
Breiten zurüdzugeben brauchte, auf welchen er fie übernommen 
hatte, ganz nad) feinem Belichen über da8 Areal der beiden Güter 
vertheilen und nur zum Eleinften Theile auf dem Areal von Krufe- 
mark zurüdgewähren dürfe Auc hat Kläger gar nicht behauptet, 
daß er das Gut Hohenberg in einen um fo viel befjeren Zuftand 
gebracht habe, daß cr bei Beendigung der Padıtzeit im Ganzen 
da8 an Ausfaant, Pflugarten und Düngung zurüdgeliefert habe, 
was er bei Beginn der Padıt erhalten. Unter diefen Umständen 
ift das Maß de8 auf Krufemarf Zurüdzugewährenden nad) dem 
Berhältniß ermittelt, welches der Pächter nad) wirthichaftlidhen 
Srundjägen hätte beobadjten müffen, wenn er die ihm gewährten 
druchtarten auf beiden Gütern angebaut hätte, unter Berüdfid- 
tigung des Flädjeninhalts der beiden Güter, der Bonität des 
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Aders, der Bebauungsfähigfeit deffelben mit der einen oder andern Miethe, Badt 
Frucht und des Wiefenbeftandes. V, 73/94 vom 7. Yuli. ae 

471. Mit Unredht ift dem Beklagten cin Entichädigungs- 
anfpruch wegen mangelhafter Düngung und Ausfaat abgefproden. 
Letterer war nicht deswegen abzumeifen, weil Bellagter unter- 
laffen habe, ji) den Anfpruch bei Rüdnahme des Pachtguts vor- 
zubehalten. — ÜL.R. I, 21, 8. 619. — Der Schadenserjak- 
anjpruh), um den es fih in diefem Poften Handelt, bezieht 
fid) nicht auf dn8 vom Pächter zurücdzugewährende Duantum an 
Ausfaat, fondern der Beklagte verlangt hier eine Schadloshaltung 
für den Schaden, der ihm durd die Ausjaat minderwerthiger 
Srudıtarten, die wieder zufammenhängt mit der dem Kläger über- 
haupt jchuldgegebenen Mifwirthichaft und dadurd) herbeigeführten 
Berichlechterung des Bachtlandes, entitanden fein joll. Darauf 
eritredt fid) aber $. 619 nit. V, 73/94 vom 7. Iuli. 

472. Und die Begründung ift nicht ausreichend, daß der 
Pächter durd) die Beichränfung des größten Theils der Düngung 
während der letten Badtjahre auf künftlihe Dungftoffe um des- 
willen nicht vertragswidrig gehandelt habe, weil er nach feinem 
Belieben alle Aderfrüchte habe bauen dürfen, deren Anbau ihm 
vortheilhaft und zwedmäßig erichten und nicht mit Nücficht auf 
die Bodenbefchaffenheit unmwirthichaftlih war. Aber gerade diejes 
lettere negative Erforderniß ericheint als durd) das Gutachten des 
8., das dem Beklagten eine Entihädigung wegen Anbaus unvor- 
theilhafter Frudtarten u. f. w. zufpridt, in Frage geftellt, und 
eine Widerlegung der K’Ichen Anficht über diejfen Punkt ift vom 
Berufungsrichter nicht unternommen worden. V, 73/94 vom 
7. Suli. 

473. DBellagter hat dem Stläger fein Grundftüd zum Be- 
triebe der Echankwirthichaft verpadhte. Mag auch Beflagter bei 
dem VBertragsabichluß jede Entichädigungspflicht für den Fall der 
Konzeffionsverjagung abgelehnt und eine dementfprechende Aende- 
rung de8 Vertragsentwurfes abgelehnt Haben, mag andererjeits 
Stläger die Einholung der Konzeffion vertragsmäßig übernommen 
und fi) dabei feiner perjönlihen Verhältniffe und Beziehungen 
gerühmt haben, mag aud die Möglichkeit einer anderen Be- 
urtheilung der Bedürfnißfrage und einer Befeitigung der lofalen 
Mängel beftanden haben: fo blieb e8 doch Pflicht des Beklagten, 
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Miethe, Pacht da die Frage der Konzeffionsertheilung den Gegenftand der Vers 
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handlungen bildete, die für deren Beurtheilung wejentliche, ihm 
nothwendig gegenwärtige XThatfache der nur wenige Wochen vor- 
her erfolgten Konzejfionsverfagung dem Kläger mitzutheilen. Durch 
Verichmweigung diefer Thatfache verlegte er feine Pflicht bei Ab» 
Ichließung des Vertrages und machte fid) deshalb dem Kläger ge= 
mäß 8.285, ,5AÜLU.R. für das ganze Intereffe verantwortlid). 
Die Verantwortlichkeit des Beklagten reicht allerdings nur jo weit, 
al8 der dem Kläger erwachfene Schaden und der ihm entgangene 
Gewinn durch das fchuldhafte Verhalten des Beklagten verurjacht 
find. Im diefer Beziehung Hat Beflagter geltend gemadıt, daß 
Kläger nad der Ausjage des Amtsporftehers W. noch vor dem 
Beziehen des Grundjtüds von diefem Auskunft über die Kon- 
zeifionsfrage erhalten und dennoch die Aufwendungen gemadt 
habe, die er eritattet verlangt. Der Berufungsrichter hat hierin 
ein Berichulden des Klägers nicht gefunden, weil Kläger nad) den 
Wichen Mittheilungen „immer nod) der Anficht fein fonnte, daß, 
wenn e8 ihm nur gelänge, die Bedenken gegen die Beichaffenheit 
des Grundftüds zu bejeitigen, er doc feinerfeits die Schanf- 
erlaubniß, nöthigenfalls im Wege des Verwaltungsjtreitverfahreng, 
erlangen würde”. Im diejer Ausführung it ein Rechtsirrthum 
um fo weniger zu finden, als die LXage des Klägers, nachdem er 
einmal den PBachtvertrag gejchloffen, eine andere war al& die des 
Beklagten zur Zeit der dem Padhtvertrage vorhergehenden Ber- 
handlungen, eine andere auch al8 die des Klägers felbjt vor dem 
Vertragsabichluß. Kläger konnte, nachdem er dur den Padıt- 
vertrag gebunden war, ohne Verlegung der gewöhnlichen Aufmerf- 
famfeit alle erforderlichen Anftalten treffen, um die dem Beklagten 
verjagte Konzeffion dennoch für fich zu erlangen; daraus läßt fich 
nicht fchließen, daß er bei Kenntniß von der Konzeijfionsverfagung 
zur Zeit ded DVertragsabjchluffes fi) auf diefes dann von vorn 
herein zweifelhafte Gejchäft eingelaffen hätte, noch weniger aber, 
daß der Beklagte fi durch Erwägungen diejer Art von der Pflicht, 
dem Kläger von der Konzeifionsverfagung Mittheilung zu machen, 
befreit halten durfte und befreit gehalten hat. V, 4 94 vom 7. Yuli. 

474. Kläger hält fi zum Nüdtritt von einem Miethver- 
trage über Pferdeftälle berechtigt, weil diefelben wegen ihrer Nied- 
rigfeit und fehlenden Ranalijation ungejund und deshalb unbraud)- 
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bar gemwejen feien, Bellagter ihm aud) den mitvermietheten Futter- Dliethe, Pacht 
boden wieder entzogen habe. Damit wurde er abgewiefen, weil Er 
Kläger die Räume ohne Rüge übernommen habe, obgleich fowohl 

fein Vertreter, Pferdehändler $., der fie vor Abichluß des Ver- 

trages befichtigt habe, al8 aud) er jelbjt beim Einzug die jeßt von 

ihm gerügten Mängel bei gewöhnlicher Aufmerkfamfeit hätte er» 

fennen müffen (8. 330, 1,5; 8$. 81, 82, ,4U.X.R.). Außer: 

dem habe er badurd), daß er die Stallungen über ein halbes Iahr 

bejeffen und dreimal die Duartalsmiethe ohne Vorbehalt gezahlt, 

feine Zufriedenheit erflärt; auch habe er in dem Vertrage fchon 

darauf verzichtet, daß der Beklagte Reparaturen vornehme. Die 
Entziehung ded8 Bodenraums würde ihn, felbjt wenn er benfelben 
mitgemiethet hätte, nicht zur Auflöfung des ganzen Vertrages be- 

rechtigt haben, da ihm andere Räume für die Yutterlagerung zu 

Gebote ftanden; auch hätte ihm die polizeiliche Unzuläffigfeit der 

Benutung des Bodenraums als Futterlager befannt fein müffen. 

Nevifion zurüdgewiefen. V, 184/94 vom 3. Oft. 

475. Das in den Keller ausmündende Abfallrohr hat der 
beklagte Vermiether, nadhdem das Klofet von demfelben entfernt 
war, durd ein zuverlälfiges Geichäftshaus verichließen Laffen. 
Vorschriften über den VBerichluß unbenugter Abfallrohre bejtanden 
nit. Daß die Ausführung der Arbeit nicht ordnungsmäßig ge= 
Ihehen fei, ijt nicht behauptet. Damals erachtete man e8 all» 
gemein für genügend, den Stöpfel einzufitten; erft jpäter hat man 
den Stöpfel dur einen eingefchraubten Bügel befeftigt. Den 
beffagten Vermiether trifft bei diefer Sachlage fein Verjchulden, 
und er ift niht aus A... R. I, 21, $. 291 dafür haftbar er- 
achtet, daß der eingelittete Stöpfel bei eingetretenem ftarfen Regen 
dem Waflerdrud nicht widerftand und der Keller überjchwemmt 
wurde. Die Klage des Miethers ift abgewiejen, Revifion zurüd- 
gewiefen. V, 136/94 vom 20. Dft. 

476. Dem Bädter ift im $. 25 des Badhtfontraftes nur 
ein bejtimmter Anfpruch für tragbare und nod nicht veredelte 
Objtbäume von näher bezeichneter Bejcaffenheit zugejagt, alle 
jonftigen Bäume und Sträudjer habe er beim Ablauf feiner PBadht- 
zeit unentgeltlich zurüdzulaffen. Dem gegenüber ift e8 unerheb» 
th, ob nad dem fonftigen Spradhgebraud der fraglichen Gegend 
unter dem im Pacdhtvertrage gebrauchten Ausdrud ‚„Wilderbaum‘ 
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werden, und ob fich die Kontrahenten bei Abfchluß des Vertrages 
in diefem Sinne ausgeiprochen haben. III, 111/94 vom 20. Nov. 

477. Die beklagte Ehefrau rügt, es fei nicht feitgeftellt, daß 
fie Mitbejigerin der Pachtfacdhe gewefen, und es habe deshalb 
gegen fie nicht auf Räumung erkannt werben dürfen. Ein Ein- 
wand nad) diefer Richtung ift jebod) in den Inftanzen nicht er- 
hoben, und wenn unter diefen Umftänden der Berufungsrichter 
auf Grund ber Thatfadhen, daß die Beklagte in der notariellen 
Derhandlung vom 6. Sept. 1887 dem Pachtvertrage beigetreten 
ift und fi) im Eingang der Urkunde vom 15. Febr. 1893 feldft 
al8 Pächterin bezeichnet, aud) als folche das Gutsinventar mit- 
verpfändet hat, zu der Anficht gelangt, daß beide Eheleute Pächter 
waren und fich al8 folche im PBachtbefite befanden, fo fann biefe 
Entiheidung nicht für vechtsirrthümlic) erachtet werden. V, 169/94 
vom 17. Nov. 

478. Im Fall 265 begründen Kläger ihre Anfprüde in 
folgender Weife: Der Beklagte habe bei Erfüllung des Pacht: 
vertrages von 1888 durd) pofitives Handeln — durd Einwerfen 
von Sandmafjen in das Unterwaffer — wie burd) VBernadhläffigung 
jeiner Bertragspfliht — durd) Unterlaffen der Räumung und Aus- 
frautung des Unterwaffere — fid) Verjehen zu Schulden fommen 
laffen, die ihn fchadenserjakpflichtig macden; c8 fet nämlich da- 
durch die Betriebsfähigkeit der Pachtmühle in dem Maße herab- 
gemindert, daß Kläger in der Zeit vom 1. Iuli 1891 bi8 1. Sept. 
1892 eine Mindereinnahme von 2000 Marf gehabt habe, und 
daß der Benußungswerth der Mühle auch, für die Zukunft dauernd 
jo herabgefett fei, daß nicht einmal die Hälfte des Pachtzinfes 
erzielt werden fünne Die Anfprüde der Kläger werden dur) 
8. 320,1, HA. X. R. begründet, eine Beitimmung, die nad) $. 318 
aud) auf Badıtverträge Anwendung findet (vgl. aud I, 21, $$. 272, 
273, 418 ff.). Außerdem gründen die Kläger ihre Anfprücde aud) 
auf die Pflicht des Beklagten zur Gewährleiitung, welche nicht 
auf einem Verjchulden beruht (I, 5, $$. 325 ff.). V, 200/94 
vom 5. Dec. 

479. Mit Unredht wird diefer Anjpruh um deswillen zurüd- 
gewiefen, weil die Kläger bei ihrem Eintritt in den Pachtvertrag 
den mangelhaften Zuftand der Mühle gefannt hätten. Denn die 
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Kläger haben nicht einen neuen Pachtvertrag abgefchloffen, fondern Mietye, Badıı 
3 find ihnen mit Genehmigung des Verpäcdters alle Rechte ihres "S lee 
Vorgängers aus ben von diefem abgejchloffenen Pachtvertrage 
cedirt, und fie haben deflen Verbindlichkeiten aus dem Pachtvertrage 
übernommen. Auf die Kläger find demnad) alle dburd) den Padıt- 
vertrag begründeten Rechte, mögen fie während der Pachtzeit ihrer 
Vorgänger oder während ihrer eigenen PBachtzeit ohne Rüdficht 
und Beichränfung auf die Perfon des jeweiligen Pächter gegen- 
über dem Beflagten al8 Verpächter erwacjen fein, übergegangen. 
Inebefondere find die noch unerledigten Anfprüce aus der Ge- 
währleiftung und der jchuldbaren Nichterfüllung des Vertrages 
gegen ben Bellagten, weldje bereitS während der Pachtzeit der 
Vorgänger der Kläger ihrem Grunde nad) entjtanden find, aud) 
von den Klägern als Rechtsnachfolgern geltend zu maden, wenn 
die in Folge der Nichterfüllung des Vertrages bei der Bachtjache 
eingetretenen nachtheiligen Zuftände und Veränderungen während 
der Pachtzeit der Kläger erft in die Erfcheinung getreten find oder 
fortgewirkt haben. Diefer Erfolg würde nur dann nicht eingetreten 
fein, wenn die Kontrahenten etwas Anderes beabfihtigt und zum 
Ausdrud gebracht hätten. Dafür liegt aber nichts vor. V, 200/94 
vom 5. Dec. 

480. Die Kläger erhoben fodann einen Minderungsaniprud) 
auf Herabjegung des Pachtgeldes um die Hälfte aus der Ge- 
währleiftungspflicdht. ‘Das Berufungsgericht hat den Anfprud) ab- 
gewiejen, weil die Kläger nicht eine Adminiftrationsrechnung vor- 
gelegt haben. E8 irrt aber, indem es die gleichen Anforderungen, 
welche das Gejeß (in den 8S. 487, 550, L, 21 AU... NR.) an die 
Begründung der Remiffionsforderung ftellt, auch) auf die Gewähr- 
leiftungsanfprüche überträgt. Vielmehr kann Gewährleiftung aud) 
gefordert werden, wenn einzelne Theile des Pachtobjefts die vom 
Berpäcter zu gemwährleiftenden Eigenjchaften nicht oder nicht mehr 
haben, ohne Rüdficht darauf, ob der bei diefen Theilen eintretende 
Ausfall etwa durd) den Mehrertrag in den übrigen Aubrifen er- 
jet wird. Daß der Anspruch auf Remiffion ein anderer ift und 
auf anderen Grundlagen beruht, al8 der Anfprud auf Gewähr: 
leiftung und Schabenserjag wegen VBerjchuldens, ergibt fi aus 
$. 551, welder dem Pächter im alle der Gewährleiftung und 
des Verfchuldens des Verpächters neben dem Nedht auf Remifjion 

Braris des Neihegerichts. XIX. 17 
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Mierhe, Bat au) andere Bäume al8 nicht veredelte Obftbäume mitverftanden 
a werden, und ob fich die Kontrahenten bei Abjchluß des Vertrages 
in diefem Sinne ausgeiprochen haben. III, 111/94 vom 20. Nov. 

477. Die beflagte Ehefrau rügt, e8 fei nicht feitgeftellt, daß 
fie Mitbefigerin der Pachtfache geweien, und e8 Habe deshalb 
gegen fie nicht auf Räumung erkannt werden dürfen. Ein Ein 
wand nad) diejer Richtung ift jedoh in den Inftanzen nicht er- 
hoben, und wenn unter diefen Umftänden der Berufungsrichter 
auf Grund der Thatfachen, daß die Beklagte in der notariellen 
Berhandlung vom 6. Sept. 1887 dem Pachtvertrage beigetreten 
it und fih im Eingang der Urkunde vom 15. Febr. 1893 felbft 
al8 Pächterin bezeichnet, aud) als folche das Gutsinventar mit- 
verpfändet hat, zu der Anficht gelangt, daß beide Eheleute Pächter 
waren und fid) al8 foldhe im Badhtbefige befanden, jo fann diele 
Entiheidung nicht für rechtsirrthümlic) erachtet werden. V, 169/94 
vom 17. Nov. 

478. Im Fall 265 begründen Kläger ihre Anfprüde in 
folgender Weile: Der Bellagte habe bei Erfüllung des Padht- 
vertrages von 1888 durch pofitives Handeln — durd; Einwerfen 
von Sandmaffen in das Unterwaffer — wie durd) VBernadhläffigung 
jeiner Bertragspflicht — durd) Unterlaffen der Räumung und Aus- 
frautung des Unterwafjers — fid) Verjehen zu Schulden fommen 
laffen, die ihn fchadenserfaßpflichtig machen; es fei nämlich da- 
dur) die Betriebsfähigfeit der Pachtmühle in dem Maße herab- 
gemindert, daß Kläger in der Zeit vom 1. Sult 1891 bis 1. Sept. 
1892 eine Mindereinnahme von 2000 Marf gehabt habe, und 
daß der Benutungswerth der Mühle auch für die Zukunft dauernd 
jo herabgefett jei, daß nicht einmal die Hälfte des Pachtzinjes 
erzielt werden fünne. Die Anfprüde der Kläger werden durd 
8.320, 1, 5A. 8. R. begründet, eine Beftimmung, die nad) $. 318 
auch auf Pachtverträge Anwendung findet (vgl. aud) I, 21, 8$. 272, 
273, 418 ff.). Außerdem gründen die Kläger ihre Anjprüde aud 
auf die Pflicht des Beflagten zur Gewährleijtung, welche nicht 
auf einem Verjchulden beruht (I, 5, SS. 325 ff.). V, 200/94 
vom 5. Dec. 

479. Mit Unrecht wird diefer Anfprucd) um deswillen zurüd- 
gewiefen, weil die Kläger bei ihrem Eintritt in den Padhtvertrag 
den mangelhaften Zuftand der Mühle gelannt hätten. Denn die 
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Kläger haben nicht einen neuen Pachtvertrag abgejchloffen, fondern Mietge, Pacht 
es find ihnen mit Genehmigung des Verpädters alle Rechte ihres EN e 
Vorgängers aus den von diefem abgefchloffenen Padhtvertrage 
cedirt, und fie haben deffen Verbindlichfeiten aus dem Pachtvertrage 
übernommen. Auf die Kläger find demnach alle durd den Padıt- 
vertrag begründeten Rechte, mögen fie während der Bachtzeit ihrer 
Vorgänger oder während ihrer eigenen Pachtzeit ohne NRüdjicht 
und Beichränkung auf die Perjfon des jeweiligen Pächterd gegen- 
über dem Bellagten al8 Verpächter erwachlen fein, übergegangen. 
Insbefondere find die noch umerledigten Anjprücde aus der Ge- 
währleiftung und der fcdhuldbaren Nichterfüllung des Vertrages 
gegen den Beklagten, welche bereits während der Bachtzeit der 
Vorgänger der Kläger ihrem Grunde nad) entjtanden find, aud) 
von den Klägern als Recdhtsnachfolgern geltend zu machen, wenn 
die in Folge der Nichterfüllung des Vertrages bei der Padjtjache 
eingetretenen nachtheiligen Zuftände und Veränderungen während 
der Pacıtzeit der Kläger erjt in die Ericheinung getreten find oder 
fortgewirft haben. Diejer Erfolg würde nur dann nicht eingetreten 
fein, wenn die Kontrahenten etwas Anderes beabfidhtigt und zum 
Ausdruc gebracht hätten. Dafür liegt aber nichts vor. V, 200/94 
vom 5. Der. 

480. Die Kläger erhoben fodann einen Minderungsaniprud 
auf Herabfekung des BPachtgeldes um die Hälfte aus der Ge- 
währleiftungspfliht. Das Berufungsgericht hat den Anfprud) ab» 
gewiejen, weil die Kläger nicht eine Adminiftrationsrechnung vor- 
gelegt haben. E8 irrt aber, indem es die gleichen Anforderungen, 
welche das Gejet (in den SS. 487, 550, L 21 UL. R.) an die 
Begründung der Remiffionsforderung ftellt, auch auf die Gewähr: 
leiltungsanfprüche überträgt. Vielmehr kann Gewährleiftung aud) 
gefordert werden, wenn einzelne Theile des Pachtobjeftd die vom 
Berpächter zu gewährleiftenden Eigenfchaften nicht oder nicht mehr 
haben, ohne Rüdficht darauf, ob der bei diefen Theilen eintretende 
Ausfall etwa durch den Mehrertrag in den übrigen Nubrifen er- 
jett wird. Daß der Aniprud auf NRemiffion ein anderer it und 
auf anderen Grundlagen beruht, al8 der Anfprud; auf Gewähr: 
leiftung und Schadenserjag wegen Berjchuldens, ergibt fi) aus 
$. 551, welder dem Pächter im Falle der Gewährleiftung und 
des DVerfchuldens des Verpächters neben dem Recht auf Remijjion 
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Miethe, Baht aud) andere Bäume als nicht veredelte Obftbäume mitverftanden 
un hntie werden, und ob fid) die Kontrahenten bei Abichluß des Vertrages 
erträge. . ,, z 
in diefem Sinne ausgeiprocdhen haben. III, 111/94 vom 20. Nov. 
47T. Die beflagte Ehefrau rügt, es jet nicht feitgeftellt, daß 
fie Mitbefigerin der Pachtjache geweien, und es habe deshalb 
gegen fie nicht auf Räumung erkannt werden dürfen. Ein Ein- 
wand nad) diefer Richtung ift jedoch in den Inftanzen nicht er- 
hoben, und wenn unter diefen Umftänden der Berufungsricdhter 
auf Grund der Thatfahen, daß die Beklagte in der notariellen 
Verhandlung vom 6. Sept. 1887 dem Padhtvertrage beigetreten 
ift und fi im Eingang der Urkunde vom 15. Febr. 1893 felbft 
als Pächterin bezeichnet, auch als folhe das Gutsinventar mit- 
verpfändet hat, zu der Anficht gelangt, daß beide Eheleute Pächter 
waren und fi al® foldhe im PBachtbefige befanden, jo kann dieje 
Entiheidung nicht für rechtsirrthümflic, erachtet werden. V, 169/94 
vom 17. Nov. 

478 Im Fall 265 begründen Kläger ihre Anfprüde in 
folgender Weife: Der Bellagte habe bei Erfüllung des Padıt- 
vertrages von 1888 durch pofitives Handeln — durd Einwerfen 
von Sandmaffen in da® Unterwaffer — wie durd VBernadhläffigung 
feiner Bertragspflicht — durd) Unterlaffen der Räumung und Aus- 
frautung des Unterwaffere — fi) Verjehen zu Schulden kommen 
lafjen, die ihn fchadenserjagpflichtig madjen; e8 fei nämlich da= 
dur, die Betriebsfähigkeit der Padhtmühle in dem Maße herab: 
gemindert, daß Kläger in der Zeit vom 1. Iuli 1891 bis 1. Sept. 
1892 eine Mindereinnahme von 2000 Marf gehabt Habe, und 
daß der Benutungswerth der Mühle auch für die Zukunft dauernd 
fo herabgejeßt fei, daß nicht einmal die Hälfte des Pachtzinjes 
erzielt werden fünne. Die Anjprüde der Kläger werden durd) 
8. 320,1, EA. NR. begründet, eine Beitimmung, die nad) 8. 318 
aud auf Badıtverträge Anwendung findet (vgl. aud) I, 21, SS. 272, 
273, 418 ff). Außerdem gründen die Kläger ihre Anfprüde aud) 
auf die Pflicht de8 Beklagten zur Gemwährleijtung, welche nicht 
auf einem Berichulden beruht (I, 5, $8. 325 ff... V, 200/94 
vom 5. Dec. 

479. Mit Unrecht wird diefer Anfprucd um deswillen zurüd= 
gewiejen, weil die Kläger bei ihrem Eintritt in den Padhtvertrag 
den mangelhaften Zuftand der Mühle gefannt hätten. Denn die 
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Kläger haben nicht einen neuen Pacıtvertrag abgejchloffen, jondern Miethe, Pacht 
e3 find ihnen mit Genehmigung des Verpächters alle Rechte ihres Ei 
Vorgänger aus den von diefem abgefchlojfenen PBadhtvertrage 
cedirt, und fie haben deffen Verbindlichkeiten aus dem Pachtvertrage 
übernommen. Auf die Kläger find demnad alle durd den PBadıt- 
vertrag begründeten Rechte, mögen fie während der Padhtzeit ihrer 
Vorgänger oder während ihrer eigenen Pachtzeit ohne Rüdjicht 
und Beichränfung auf die Perfon des jeweiligen Pächterd gegen- 
über dem Beklagten al8 Verpächter erwachlen fein, übergegangen. 
Insbefondere find die nod) unerledigten Anfprüde aus der Ge- 
währleiftung und der fchuldbaren Nichterfüllung des Vertrages 
gegen den Beklagten, welche bereit8 während der Pachtzeit der 
Vorgänger der Kläger ihrem Grunde nad) entitanden find, aud) 
von den Klägern als Rechtsnachfolgern geltend zu machen, wenn 
die in Folge der Nichterfüllung des Vertrages bei der Pachtfache 
eingetretenen nachtheiligen Zuftände und Veränderungen während 
der Pachtzeit der Kläger erit in die Erfcheinung getreten find oder 
fortgewirft Haben. Diejer Erfolg würde nur dann nicht eingetreten 
fein, wenn die Kontrahenten etwas Anderes beabfichtigt und zum 
Ausdruc gebradht hätten. Dafür liegt aber nichts vor. V, 200/94 
vom 5. Der. 

480. Die Kläger erhoben fodann einen Minderungsaniprud 
auf Herabjegung des Pachtgelde® um die Hälfte aus der Ge- 
währleiftungspflicht. Das Berufungsgericht hat den Anfprucd ab- 
gewiejen, weil die Kläger nicht eine Adminiftrationsrehnung vor- 
gelegt haben. E8 irrt aber, indem es die gleichen Anforderungen, 
welche da8 Gejek (in den 88. 487, 550, L 21 ÜULU.R.) an die 
Begründung der Remiffionsforderung ftellt, auch auf die Gewähr: 
leiftungsanfprüche überträgt. Vielmehr fanın ©ewährleiftung aud) 
gefordert werden, wenn einzelne Theile des Pachtobjefts die vom 
Berpäcter zu gewährleiftenden Eigenfchaften nicht oder nicht mehr 
haben, ohne Rüdficht darauf, ob der bei diefen Theilen eintretende 
Ausfall etwa durch den Mehrertrag in den übrigen Rubrifen er- 
jegt wird. Daß der Anfprucd auf Remiffion ein anderer ijt und 
auf anderen Grundlagen beruht, al der Anjprucd auf Gewähr: 
leiftung und Scadenserjag wegen Berjchuldens, ergibt fi aus 
8. 551, welder bem Pächter im Falle der Gewährleiftung und 
des Verfchuldens des Verpächters neben dem NRedt auf Remiljion 
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Miethe, Baht auch) andere Bäume als nicht veredelte Objtbäume mitverftanden 


und ähnliche 


Berträge. 


werden, und ob fi) die Kontrahenten bei Abjchluß des Vertrages 
in diefem Sinne ausgefprocdhen haben. III, 111/94 vom 20. Nov. 

47T. Die beflagte Ehefrau rügt, es jei nicht feitgeftellt, daß 
fie Mitbefigerin der Pachtjache gewefen, und es habe deshalb 
gegen fie nicht auf Räumung erkannt werden dürfen. Ein Ein- 
wand nad) diefer Richtung ift jedoch in den Inftanzen nicht er- 
hoben, und wenn unter diefen Umftänden der Berufungsrichter 
auf Grund der Thatfadhen, daß die Beklagte in der notariellen 
Verhandlung vom 6. Sept. 1887 dem Padhtvertrage beigetreten 
ift und fi im Eingang der Urkunde vom 15. Febr. 1893 felbft 
als Pächterin bezeichnet, aud, als folde das Gutsinventar mit- 
verpfändet Hat, zu der Anficht gelangt, daß beide Eheleute Pächter 
waren und fi) als folche im Bachtbefige befanden, fo fann dieje 
Entiheidung nicht für rechtsirrthümtlic) erachtet werden. V, 169/94 
vom 17. Nov. 

478. Im Fall 265 begründen Kläger ihre Anfprüde in 
folgender Weile: Der Beklagte habe bei Erfüllung des Padıt- 
vertrages von 1888 durch pofitives Handeln — durd) Einwerfen 
von Sandmaffen in das Unterwaffer — wie durd,) VBernadläffigung 
feiner Bertragspflicht — durd) Unterlafjen der Räumung und Aus- 
frautung des Unterwaflere — fi) Verfchen zu Schulden fommen 
lafjen, die ihn fchadenserjaßpflidhtig maden; e8 fei nämlich da= 
durch die Betriebsfähigkeit der Padıtmühle in dem Maße herab: 
gemindert, daß Kläger in der Zeit vom 1. Suli 1891 bis 1. Sept. 
1892 eine Mindereinnahme von 2000 Mark gehabt habe, und 
daß der Benukungswerth der Mühle aud) für die Zukunft dauernd 
jo herabgefeßt fei, daß nicht einmal die Hälfte des Pacdtzinfes 
erzielt werden fünne. Die Anfprüde der Kläger werden dur) 
8.320, 1, EÜ.X.R. begründet, eine Beftimmung, die nad) $. 318 
auch auf Pachtverträge Anwendung findet (vgl. aud) I, 21, SS. 272, 
273, 418 ff.). Außerdem gründen die Kläger ihre Aniprüde aud) 
auf die Pflicht des Beklagten zur Gemährleiitung, welche nicht 
auf einem Berjchulden beruht (I, 5, $S. 325 ff.). V, 200/94 
vom 5. Der. 

479. Mit Unrecht wird diefer Anfpruh um deswillen zurüd- 
gewiejen, weil die Kläger bei ihrem Cintritt in den Padhtvertrag 
den mangelhaften Zuftand der Mühle gekannt hätten. ‘Denn die 
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Kläger haben nicht einen neuen Padhtvertrag abgejchloffen, fondern Miethe, Yacht 
es find ihnen mit Genehmigung des Verpähters alle Rechte ihres u 
Vorgängers aus den von diefem abgefchloffenen Pachtvertrage 
cedirt, und fie haben deffen Verbindlichkeiten aus dem Pachtvertrage 
übernommen. Auf die Kläger find demnad) alle durd) den Padıt- 
vertrag begründeten Rechte, mögen fie während der Pachtzeit ihrer 
Vorgänger oder während ihrer eigenen Pacdhtzeit ohne NRüdficht 
und Beichränfung auf die Perfon des jeweiligen Pächter® gegen- 
über dem Beklagten al® Verpäcdhter erwacdjjen fein, übergegangen. 
Insbefondere find die nocd) unerledigten Aniprüde aus der Ge- 
währleiftung und der fchuldbaren Nichterfüllung des Vertrages 
gegen den Beklagten, welde bereits während der Pachtzeit der 
Vorgänger der Kläger ihrem Grunde nad) entjtanden find, aud) 
von den Klägern als Nechtsnachfolgern geltend zu maden, wenn 
die in Folge der Nichterfüllung des Vertrages bei der Pachtjache 
eingetretenen nachtheiligen Zuftände und Veränderungen während 
der Pacıtzeit der Kläger erft in die Ericheinung getreten find oder 
fortgewirft haben. Diefer Erfolg würde nur dann nicht eingetreten 
jein, wenn die Kontrahenten etwas Anderes beabfichtigt und zum 
Ausdrucd gebracht hätten. Dafür liegt aber nihts vor. V, 200/94 
vom 5. Der. 

480. Die Kläger erhoben jodarnn einen Minderungsaniprud) 
auf Herabjegung des Bachtgeldes um die Hälfte aus der Ge- 
währleiftungspflicht. Das Berufungsgericht hat den Anjprudy ab» 
gewiefen, weil die Kläger nicht eine Adminiftrationsrechnung vor- 
gelegt haben. E8 irrt aber, indem es die gleichen Anforderungen, 
welche das Gejek (in den SS. 487, 550, L 21 ÜXL.R.) an die 
Begründung der Remiffionsforderung ftellt, aud) auf die Gewähr- 
leiftungsanfprüche überträgt. Vielmehr kann Gewährleiftung aud) 
gefordert werden, wenn einzelne Theile des Pachtobjefts die vom 
Berpächter zu gewährleiftenden Eigenfchaften nicht oder nicht mehr 
haben, ohne Rüdficht darauf, ob der bei diefen Theilen eintretende 
Ausfall etwa durch den Mehrertrag in den übrigen Rubrifen er- 
jegt wird. Daß der Anfpruch auf Remiffion ein anderer tft und 
auf anderen Grundlagen beruht, al® der Anfprud auf Gewähr- 
leiftung und Scadenserjag wegen BVBerfchuldens, ergibt fi aus 
$. 551, welder dem Pächter im Falle der Gewährleiftung und 
des Verfchuldens des Verpächters neben dem Recht auf Remifjion 
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werden, und ob fich die Kontrahenten bei Abjchluß des Vertrages 
in diefenm Sinne ausgeiprochen haben. III, 111/94 vom 20. Nov. 

477. Die beflagte Ehefrau rügt, e8 jet nicht fejtgeftellt, daß 
fie Mitbefigerin der Pachtfache gewejen, und e8 habe deshalb 
gegen fie nicht auf Räumung erkannt werden dürfen. Ein Ein- 
wand nad) diefer Richtung ift jedoch in den Inftanzen nicht er- 
hoben, und wenn unter diefen Umftänden der Berufungsrichter 
auf Grund der Thatfachen, daß die Beklagte in der notariellen 
Verhandlung vom 6. Sept. 1887 dem Pachtvertrage beigetreten 
ift und fid) im Eingang der Urkunde vom 15. Febr. 1893 felbft 
al8 Pächterin bezeichnet, au, als folcde das Gutsinventar mit- 
verpfändet hat, zu der Anficht gelangt, daß beide Eheleute Pächter 
waren und fi al® folche im Pachtbefige befanden, jo fann dieje 
Entjcheidung nicht für rechtsirrthämfich erachtet werden. V, 169/94 
vom 17. Nov. 

478. Im Tall 265 begründen Kläger ihre Anfprüde in 
folgender Weife: Der Beklagte habe bei Erfüllung des Padıt- 
vertrage® von 1888 durd) pofitives Handeln — durd Einwerfen 
von Sandmaffen in das Unterwaffer — wie dur Vernadläffigung 
feiner Vertragspfliht — durd) Unterlaffen der Räumung und Aus- 
frautung des Unterwaffers — fi) Verfchen zu Schulden fommen 
lafjen, die ihn fchadenserjaßpflicdhtig maden; e8 fei nämlic da- 
durd) die Betriebsfähigfeit der Pachtmühle in dem Mafe herab- 
gemindert, daß Kläger in der Zeit vom 1. Yuli 1891 bis 1. Sept. 
1892 eine Mindereinnahme von 2000 Mark gehabt habe, und 
daß der Benutungswerth der Mühle auch für die Zufunft dauernd 
jo herabgefeßt jei, daß nicht einmal die Hälfte de8 Pachtzinfes 
erzielt werden Fünne. Die Anfprüche der Kläger werden durd) 
8.320, , HU. X. R. begründet, eine Beftimmung, die nad 8. 318 
audy auf Pacdıtverträge Anwendung findet (vgl. aud) I, 21, 88. 272, 
273, 418 ff.). Außerdem gründen die Kläger ihre Anfprüde aud 
auf die Pflicht des Beklagten zur Gemwährleiitung, welche nicht 
auf einem Berichulden beruht (I, 5, $8. 325 ff). V, 200/94 
vom 5. Dec. 

479. Mit Unredt wird diefer Anfprudh) um deswillen zurüd- 
gewiejen, weil die Kläger bei ihrem Eintritt in den Pachtvertrag 
den mangelhaften Zuftand der Mühle gefannt hätten. Denn die 
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Kläger haben nicht einen neuen Pachtvertrag abgejchloffen, fondern Miethe, Baht 
es find ihnen mit Genehmigung des Verpädters alle Rechte ihres re 
Vorgängers aus den von diefem abgefchloffenen Padtvertrage 
cedirt, und fie haben deffen Verbindlichfeiten aus dem Pachtvertrage 
übernommen. Auf die Kläger find demnad alle durd den Padıt- 
vertrag begründeten Rechte, mögen fie während der Bachtzeit ihrer 
Vorgänger oder während ihrer eigenen Pachtzeit ohne Rüdjicht 
und Beichränfung auf die Berfon des jeweiligen Bächters gegen- 
über dem DBeflagten al8 Verpächter erwacjien fein, übergegangen. 
Inebefondere find die noch umerledigten Anfprüde aus der Ge- 
währleiftung und der jchuldbaren Nichterfüllung des Vertrages 
gegen den Bellagten, welche bereit8 während der Padjtzeit der 
Vorgänger der Kläger ihrem Grunde nad) entftanden find, aud) 
von den Klägern als NRedhtsnachfolgern geltend zu maden, wenn 
die in Folge der Nichterfüllung des Vertrages bei der Pachtjache 
eingetretenen nachtheiligen Zuftände und Veränderungen während 
der Pachtzeit der Kläger erit in die Erfcheinung getreten find oder 
fortgewirkt Haben. Diejer Erfolg würde nur dann nicht eingetreten 
fein, wenn die Kontrahenten etwa8 Anderes beabfichtigt und zum 
Ausdruc gebracht hätten. Dafür liegt aber nihts vor. V, 200/94 
vom 5. Dec. 

480. Die Kläger erhoben fodann einen Minderungsaniprud 
auf Herabjetung des Pachtgelde® um die Hälfte aus der Ge- 
währleiftungspflicht. ‘Das Berufungsgericht hat den Aniprud) ab» 
gewiejen, weil die Kläger nicht eine Adminiftrationsredynung vor- 
gelegt haben. E8 irrt aber, indem c8 die gleichen Anforderungen, 
weiche da8 Gejet (in den 88. 487, 550, L, 21 U.U.R.) an die 
Begründung der Remiffionsforderung ftellt, auch auf die Gemwähr- 
leiftungsanfprüche überträgt. Vielmehr fann Gewährleiftung aud) 
gefordert werden, wenn einzelne Theile des Pachtobjefts die dom 
Berpächter zu gemwährleiftenden Eigenfchaften nicht oder nicht mehr 
haben, ohne Rüdficht darauf, ob der bei diefen Theilen eintretende 
Ausfall etwa durch den Mehrertrag in den übrigen Aubrifen er- 
jegt wird. Daß der Anfprud auf Remiffion ein anderer ift und 
auf anderen Grundlagen beruht, ald der Anfprud) auf Gewähr: 
leiftung und Scadenserjat wegen BVBerichuldens, ergibt fi aus 
$. 551, welder dem Pächter im Talle der Gewährleiftung und 
des Verichuldens des Verpächters neben dem Recht auf Remiljion 
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zufpridt. V, 200/94 vom 5. Dec. 

481. Kläger tft durd) Zufchlagsurtheil vom 30. San. 1893 
Eigentümer eines Grundftüds geworden, deffen Micethen von dem 
Beklagten gegen den früheren Eigenthümer gepfändet waren. Die 
Klage, daß Bellagter das Recht des Klägers auf die Miethzinjen 
feit 30. Ian. 1893 anerfenne und in deren Zahlung oder, foweit 
fie von den Miethern hinterlegt find, in die Auszahlung an den 
Kläger willige, ift abgewiejen, und Kläger auf die Widerflage 
verurtheilt, in die Auszahlung der hinterlegten Miethgelder an 
den Beklagten zu willigen; Revifion zurüdgewiejen. AE.R.L 11, 
$. 106 ordnet beim freiwilligen Verlauf das Nechtsverhältnig 
zwiichen den SKontrahenten. Zritt, wie im vorliegenden Falle, 
durch einen gültigen NRechtsaft ein neuer Vermiether an die Stelle 
des urjprünglichen, jo hat er feine weiter gehenden Nedte ale 
fegterer, und kann Zahlungen, welche die Miether vertragsmäßig 
an ben früheren Vermiether oder deifen Cejfionar geletftet haben, 
nicht als für ihn unverbindlich anfechten. Diejelbe Rechtswirkung 
wie eine Ceffion erzeugt aber die Pfändung und Weberweifung 
der Forderung an den Beklagten. Er befitt durd) die Pfändung 
ein felbftändiges, von dem Willen des früheren Vermiethers un- 
abhängiges Necht, und macht diejes, wenn aud) Namens deffelben, 
aber für fi) (al® procurator in rem suam) geltend. &s8 ift 
auch nicht richtig, daR die Gegenleiftung für die Miethzinje vom 
Kläger gewährt jet, der vielmehr den Miethvertrag feines Bor- 
gängers nach $. 353 A.L.R. I, 21 felbft dann nicht rüdgängig 
machen kann, wenn er als Erfteher nicht in die Verträge eintreten 
wollte. Daraus, daß $. 106 eit. au für ben Fall der Zwangs- 
verfteigerung Anwendung findet, folgt aber nicht, daß die vom 
Kläger gewährte Benutung der Mietheräume für die Zeit. vom 
30. Ian. bis 31. März 1893 diefem andere, weiter gehende Rechte 
gewährt, als der Subhaftat befaß, oder al® dem Erfteher vom 
Gefebe (A 2. R. L, 21, 8$. 350 FF.) eingeräumt find. Er fann 
deshalb aud; al8 Erfteher Miethszinjen, welde vertragsmäßig ge: 
gezahlt, ober, was dem gleich jteht, für den Berechtigten Hinter- 
fegt find, nicht für fi) beanfprucdhen. Db ihm auf Grund bes 
8. 106 a. a. DO. ein Aniprud; an den Subhajtaten zufteht, ift 
bier nicht zu enticheiden. Die Beichlagnahme, weldye in Tolge 
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der Einleitung der Zwangsverfteigerung eintritt, erftreckt fich nad) Diethe, Badhıt 
8. 16, Ab. 2 des Pr. Gefehes vom 13. Juli 1883 nicht auf die nr 
Miethe- und Padhtzinjen. Und die eingeleitete Zwangsverwaltung 
gab nur dem betreibenden Gläubiger ein Pfandrecht, fodaß der 
Subhaftat oder an deflen Stelle der Erfteher einen Anfpruch auf 
den verbleibenden Ueberihuß Hat, ein Kal, der hier nicht vorlag. 
V, 229/94 vom 15. Dee. 

482. Die Witwe Schott in Straßburg hatte ihr Anmwefen an 
DB. vermiethet und diefem das Recht der Untervermiethung ein- 
geräumt. 3. hat im I. 1883 an Sp. weiter vermiethet, der feine 
Miethrechte an die beklagte Aktienbrauerei int I. 1889 weiter über- 
trug. Die ©., eine Gläubigerin der Witwe Schott, betrieb im 
3. 1892 eine Zwangsverfteigerung gegen den Nachlaß der Schott, 
bei welhem das Anwefen dem Kläger zugefchlagen wurde. Nad 
den Bedingungen follte der Erfteher die Miethzinfe vom 23. Juni 
1892 ab beziehen. Kläger fordert von der Beklagten die Mieth- 
zinfe für die Zeit vom 25. Sept. 1892 bis 25. März 1893. 
Damit ift er abgewiefen. Die Beklagte ftand nicht zu dem Kläger, 
Sondern nur zu ihrem Vermiether in einem Vertragsverhäftnif 
und war deshalb an fich berechtigt, an diejen oder an beffen 
Gläubigerin, die ©S., weldhe die Miethzinsforderung gepfändet 
hatte, den von ihm gefchuldeten Miethzins zu zahlen; daran ift 
dur Code 1753 nichts geändert. Der von dem Kläger bean» 
Ipruchte Miethzins ift aber vor der Klage und vor der vom Kläger 
erwirkten Beichlagnahme an die ©. bezahlt. Kläger konnte danadı 
wohl gegen B. oder die ©., nicht aber gegenüber der Beklagten 
einen Anfprud) bezüglic) der ftreitigen Miethzinsrate erheben. 
Auch) daraus, daß die Beklagte eine frühere Miethsrate entjprechend 
der zwiichen dem Kläger und der ©. getroffenen Vereinbarung an 
Senen gezahlt hat, folgt nicht, daß Beklagte dadurch in ein per- 
fönlihes Sculdverhältnig zum Kläger trat. Cbenfowenig fann 
Code 586 vom Kläger angerufen werben, der nur die Nechte des 
Nutnießers in Beziehung auf die fruits civils regelt und fid) 
auf das dur, Art. 1753 geordnete Verhältnig zwilchen dem Der: 
miether und Untermiether nicht bezieht. II, 267/94 vom 21. Dec. 

483. Der Kläger Hatte von dem Beklagten einen großen 
Srundjtücstompfer erpachtet. Für die Dauer feines Pachtvertrags 
war er in diejenigen Verträge eingetreten, welche der Verpädhter 

17* 


260 Die einzelnen Berträge, Rechtsgeichäfte und Bertragsllaufeln. 


Mietde, Pacht früher mit feinen Schäfern und mit einem Gafthofspächter ge- 


und ähnliche 
Berträge. 


fchloffen Hatte. Die dem Verpächter von diefen Berfonen geleiteten 
Rautionen find dem Kläger ausgeantwortet. Bei Ablauf des 
Pachtvertrags hat der Beklagte dem Kläger jene Kautionen mit 
Necht angerechnet. Mit der Replil, er habe jenen Perjonen die 
Rautionen zurückgegeben, wurde Kläger nicht gehört. Der Kläger 
ift in Tolge des Pachtvertrags und der darin getroffenen befon- 
deren Abreden nur für die Dauer der Pachtung in die zwijchen 
dem Berpädter und den erwähnten Berfonen bejtehenden Ber: 
tragsverhältniffe eingetreten; nur jolange dienten ihm die Rautionen 
zur Sicherung feiner Nedte. Daß ihm inzwilchen Anjprüde an 
die Kaventen erwaclen wären, hat der Kläger nicht behauptet. 
Zu einer Dispofition über die Padıtzeit hinaus war er aber ohne 
Zuftimmung des VBerpäcdhters nicht befugt. V, 199/94 vom 
1./15. Dec. 

484. Im Fall 191 hatten die abziehenden Pächter zehn Sahreö- 
pachte gezahlt, aber außer zehn Iahresernten auch noch die Winter: 
früchte des elften Jahres von 84 Morgen geerntet. Da Kläger 
bon dem aufziehenden Pächter für das erjte Erntejahr nur eine 
halbe Iahrespacht erhielt, Hat der Berufungsrichter dem Kläger zu- 
nächft 1512 Mark zugeiprochen als die Sahrespadht von 84 Morgen. 
Aufgehoben, zurücverwiefen. Zunächft fehlen hier Gründe, mwes- 
halb der Richter die Vergütung nad) dem Maßftabe des Padıt- 
zinjes bemißt, während body, wenn die Beklagten die Winterfrucht 
ohne vertragsmäßige Befugniß hierzu eingeerntet haben, viel näher 
gelegen hätte, nad dem Werthe der Körner zu forichen und da- 
von die Koften für die Saat und Beftellung in Abzug zu bringen. 
5. 4 de8 Padhtvertrages lautet: „Im Abzugsjahre dürfen An- 
pädter nur ein Drittel der Weder mit Winterfrucdht beftellen, 
während fie die übrigen zwei Drittel einfchließlicd) der Kleefelder 
bei ihrem Abzuge dem neu aufzicehenden Pächter zur freien Be- 
nugung zu überweifen haben.” Der $. 4 jagt nicht deutlich, wen 
die Winterfrucht gehören folle, ob dem abziehenden Pächter oder 
(gegen Vergütung der Einfaat- und Beftellungskoften) dem neuen 
Pächter, und fpricht, wenn Erfteres zu unterftellen wäre, nicht 
ausdrüdlid” von einer Vergütung, welche die Pächter für die 
Winterfrucht zu leiften hätten, nod) davon, nad) weldem Maf- 
ftabe folche zu ermitteln fei. Der Berufungsrichter hätte begründen 
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müffen, daß dies gleichwohl ftillfchweigend die Willensmeinung Miethe, Pacht 
der Kontrahenten gewejen und daß das Aequivalent in dem Zinfe a 
für eine proportionelle Morgenzahl zu beftehen Habe; eventuelf 

wäre zu unterfuchen gewefen, ob zwar nicht bei ordönungsmäßiger 
Beendigung der Pachtzeit, wohl aber im Falle der vorzeitigen 

Auflöfung des Kontraftsverhältnifjes von dem Bellagten als dem 

Ihuldigen Theil Vergütung zu leiften fei und in welcher Höhe. 

II, 261/94 vom 18./28. Der. 

485. Den weiteren Betrag von 1595 Mark billigt der DBe- 
rufungsrihter mit der Begründung zu, der Kläger fei bei der 
Verpachtung an den neuen Pächter M. mit der nöthigen Diligenz 
zu Werke gegangen, habe aber günftigere Bedingungen als die 
halbe Iahrespacdht nicht erzielen können. In welden Vorgängen 
die vom Kläger aufgewendete Mühe beftanden habe, wird nicht 
dargelegt; insbefondere nicht feitgeftellt, daß Kläger etwa Die 
Padhtung ausgefchrieben oder, außer mit M. fi) nocd) mit anderen 
Padtluftigen in Verbindung gejett habe. Es ift immerhin auf- 
fallend, daß M., welcher über drei Viertel der Gutsfläche fofort 
antrat und die fehlenden 84 Morgen nad) kaum jechs Monaten, 
bei Stoppelblöße 1892, überfam, unter normalen Verhäftniffen 
nur eine halbe Iahrespacht habe zahlen können. Der Kläger hat 
diefen Ausfall hauptfädhlid) damit zu erflären gejudht, daß das 
Gut von den Beklagten deteriorirt worden fei und M. aus diefem 
Grunde nicht mehr habe geben wollen. Die Gegenaufftellung der 
Bellagten, daß fie das ganze Pachtland in gutem Kulturzuftande 
abgeliefert hätten, enthielt implicite ein Beftreiten der vom Kläger 
behaupteten Diligenz bei der Weiterverpadtung. Cs hätte daher 
nahe gelegen, auch den Punkt der Verfchledhterung des Gutes Flar 
zu ftellen und deffen Bedeutung in den Entiheidungsgründen zu 
erörtern. IL, 261/94 vom 18./28. Dec. 

486. Der Sohn des Klägers ftand bei dem beklagten Dienftmiethe. 
Scäiofjermeifter al® Lehrling in Arbeit; er half dem Gefellen 
bei dem Abjchlagen eines Stüdes Eifen oder Stahl. Der Ge- 
felle hielt den Meißel und der Lehrling fchlug auf das Eifen, 
dabei jprang ein Stüd ab und flog ihm in das Auge, bdiefes lief 
in Folge deifen aus. Die Klage auf Scadenserfat war abge- 
wiejen. Das Neichegericht Hat aufgehoben, zurüdverwiefen. ‘Der 
Kläger Hat vorgebradht: Vor der Mebertragung der Arbeit fei eine 
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Unterweifung bes Lehrlinge nöthig gewefen; jedenfalls hätte es 
bei der Arbeit einer Anweifung bediurft; der Schlagende mülfle 
bei einer folchen Arbeit dem Meißel gegenüberftehen, da ihn dann 
ein abgemeißeltes Stüd Eifen nicht treffen Fünne; fein, des Klägers, 
Sohn habe nun nicht dem Meißel, fondern dem Eifen gegenüber 
geftanden; dadurch fei der Unfall herbeigeführt; für eine ent- 
Iprechende Anweifung hätte der Beklagte forgen müffen. Nad) 
8.126 ©. DO. muß der Lehrherr entweder felbit oder durch einen 
geeigneten, ausdbrüdlic; dazu bejtimmten Vertreter die Ausbildung 
des Lehrlings leiten. Der Meifter muß daher, wenn er allgemein 
oder in einzelnen Fällen die Anmweifung des Lehrlinge einem ge- 
eigneten Gefellen überlaffen will, diefen ausdrüdlich hierzu be- 
jtimmen und ausdrüdlich beauftragen, den Lehrling, foweit er- 
forderlih, anzumweifen. Die Vorjchrift Tautet allgemein. Man 
darf daher weder für einfache Arbeiten nod für den Tall, dag 
der Meifter nur einen Gefellen hält, hiervon eine Ausnahme 
machen. Ein folder ausdrüdlicher Auftrag ift Hier nicht feit- 
geftelft; vielmehr ift es nidht aufgeklärt, in welcher Weife der 
Sohn des Klägers dem Gejellen für die Arbeit, bei welcher der 
Unfall fi) ereignet hat, beigegeben worden ift. Daß ber Lehr- 
ling für alle vorkommenden Arbeiten dem Gefellen zugewielen 
gewejen jei, genügt nit. VI, 142/94 vom 12. Iult. 

487. Es ift nicht erfichtlich, inwiefern die perfönliche Willens- 
freiheit der Kontrahenten in unzuläffiger Weife befchränft fein 
follte, wenn die Klägerin, wie fie behauptet, Tebenslänglich vom 
Beklagten zur Führung feines Haushalts und als Gefellichafterin 
engagirt if. Daß der Vertrag unter allen Umftänden unlösbar 
fein follte, hat auch das DOberlandesgericht nicht angenommen, 
vielmehr in den Entjcheidungsgründen anerkannt, daß der Belagte 
berechtigt gewejen wäre, die Klägerin eimjeitig zu entlaffen, falls 
diefelbe fich zur Leiftung ihrer Verpflichtungen untauglich erwiejen 
oder fi) die gröbliche WVeleidigung einer nahen Verwandten des 
Bellagten hätte zu Schulden kommen laffen. Außerdem ift be- 
züglich des Beklagten darauf zu verweilen, daß der Kontrakt ihn 
nur zur Öewährung von Gehalt und Emolumenten im ftipulirten 
Betrage verpflichtete und es ihm freiftand, auf die Dienfte der 
Klägerin ganz oder theilweife zu verzichten, infoweit ihm diefelben 
nicht ferner annehmbar erjchienen. III, 175/94 vom 12. Nov. 
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488. Der Bellagte betreibt gewerbsmäßig ein Austunfts- Dienftmierhe. 
burean in Münden. Kläger hat fi) an daffelbe um Auskunft 
über die Kreditwürdigfeit des H. unter dem Anerbieten eines ent- 
Iprechenden Honorars gewandt, der Beflagte hat nad) Entrichtung 
des Honorare dem Kläger eine in wejentlihen Punkten mit ber 
wirklichen finanziellen Lage und Kreditwürdigfeit des Genannten 
in vollem Widerfpruch ftehende unmahre Auskunft ohne Recherchen 
über die Verhältniffe des H. auf gut Glüd und ohne von der 
Wahrheit feiner Mittheilung überzeugt zu fein, ertheilt, während 
es für ihn ein Leichtes geweien wäre, fid) über die wirkliche Zage 
deffelben zu informiren. Der Kläger ift zu der Dingabe des 
Darlehns von 10000 Mark Lediglich durch die unwahre Auskunft 
des Beklagten beftimmt worden und hierdurd) bei der Zahlungs- 
unfähigfeitt des Schuldners in PVerluft gerathen. Obwohl auf 
dem Schreiben des Beklagten in blauem Stempeldrud die Be- 
merkung ftand, daß die Auskunft ohne jede Garantie oder Ver- 
antwortlichkeit jelbft im Falle eines fchweren Fehlers ertheilt werde: 
ift der Beklagte zum Erjat verurtheilt. Volle Sicherheit Fünnen 
die Ausfunftsbureans nicht gewähren, aber fie find nicht dazu be= 
ftimmt, Anfragende dur) Unwahrheiten, fei e8 bösmwillig oder in 
underantwortlicher Leichtfertigfeit, irre zu führen. Der Bellagte 
ift Kaufmann. Die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns weift auch diefen Anftalten den richtigen Weg, — Ge- 
wiffenhaftigkeit in der Erforfchung und Gewiljenhaftigfeit in der 
Mittheilung. Die Benukung von Hülfskräften fann felbitver- 
ftändlich nicht entbehrt werden. Der jorgfältige Kaufmann wird 
auch die Verläffigkeit der Duelle prüfen und unficdhere Ergebniffe 
nad ihrem Werthe und nicht als fichere Thatjachen berichten. Auf 
Erfüllung diefer Pflicht fanıı und muß der Anfragende rechnen. 
Verläßt er fid) Hierauf und richtet Hiernach feine Schritte ein, fo 
begeht er Feine Leichtfertigfeit. Die Folgen einer Zäufchung fallen 
demgemäß dem Ausfunftertheilenden zur Laft, der feine Pflicht 
gröblich verlegt hat. Die fi Hiernacd bemeijende Aufgabe der 
Ausfunftshureaus führt keineswegs dazu, den Ausichluß der Haf- 
tung für grobe Fahrläffigfeit zu geftatten. ‘Die Geftattung würde 
vielmehr gerade den Zwec vereiteln, ben der Anfragende verfolgt. 
Das Berufungsgeriht hatte auf Grund der Beitimmungen des 
Bayr. 2. R., 8.20, IVe, 1 und Anmerkungen Nr. 1 lit. b hierzu 
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Unzuläffigfeit des Ausfchluffes der Haftung für culpa lata, übrigens 
aber angenommen, daß Hier Dienftmiethe vorliegt. VI, 190/94 
vom 5. Nov. 

489. Bol. Bd. 1, 1746. Der Kläger hat ald Braumeijter 
bei der beklagten Brauerei-Aftiengejellichaft feiner Inftruftion zu- 
wider ohne Vorwifjen des Auffichtsraths Bier weglaufen laffen. 
Für den Fall, daß der Direktor der Beflagten einen Veberzeugungs- 
eid über die Menge des der Gefellfchaft jo entzogenen WBieres Leiftet, 
ijt der Kläger zum Erfat einer gleichen Quantität gefunden Bieres 
verpflichtet erachtet. Revifion zurücgewielen. Bei der entfcheidenden 
Vrage, ob das weggejchüttete verdorbene Bier mit oder ohne Ver- 
Ichulden des Klägers verdorben war, hat der Berufungsrichter bei 
dem unficheren Ergebniß der Beweije ohne Verlegung bes Gejetes 
dem Umftande Gewicht beigelegt, daß der Kläger pflichtwibrig ge- 
handelt, feine Untergebenen unter grober Pflichtverlegung zu gröb- 
lihen Zäufchungen bei den SKellerrevifionen verleitet und fein 
Verfahren fortgejett zu verdeden gejucht Hat. Das fpricht nad 
allgemein menschlicher Erfahrung fo ftarf für das eigene Schuld- 
bewußtfein de8 Klägers und von weiteren Ermittelungen über die 
Dualität des bejeitigten Bieres und bie Gründe feines Verderbens 
ift jo wenig irgend ein ficheres Ergebniß zu erwarten, daß troß 
mannichfadyer Bedenken im Einzelnen dem Endergebniß des DBe- 
rufungsurtheils nicht engegengetreten werden kann. E8 ift gerecht 
und billig, daß der Kläger und nicht die Beklagte die Folgen da= 
von trägt, daß der Grund oder Ungrund der heimlichen DBe- 
jeitigung des Bieres nicht vollftändig hat aufgeklärt werden fünnen. 
I, 252/94 vom 17. Nov. Bgl. 208. 

4%. Der Arbeiter hat einen vertragsmäßigen Anfprud 
gegen feinen Arbeitgeber, daß diefer mit der erforderlichen Auf- 
merffamfeit für die Sicherung der Arbeiter vor Gefahren bei der 
Arbeit forgt. Unterläßt letterer aus einem DVerjehen, diefen An- 
Ipruche Genüge zu feiiten, fo liegt ein VBerjehen bei Erfüllung 
des Vertrage® vor. Der für den Arbeiter hieraus entjtehende 
Anipruh auf Schadenserjag ift daher nicht als ein außerordent- 
licher anzufehen, unterliegt mithin nicht der Verjährung des $. 54, 
,HAÜU.L.NR. VI, 224/94 vom 26. Nov. 

491. Im Fall 197 durfte Kläger als damaliger Führer 
der „Die“ nah Art. 751 9. G. 3. von ber Ahederei !/, bes 
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Berge- und Hülfslohns beanjprudhen. Dadurd, daß die „Die’ Dienftmiethe. 
auch als Schleppdampfer benutt wird, unter der Führung des 
Klägers auch zu Bergungs- oder Hülfsleiftungszweden bemutt 
worden tft, wird felbjtverftändlich der Kläger von der ihm gefeb- 
lich zuftehenden Theilnahme an dem verdienten Berge- oder Hülfs- 
ohne nicht ausgefchloffen. Daß die gewerbsmäßige Benutung 
eines Schiffes zum Zwede der Bergung oder Hülfsleiftung im 
Seenoth neben anderen dafür fprechenden Anzeichen ein Moment 
für die Annahme eines auf den Ausschluß der Anfprüche bes 
Schiffers und der Mannjchaft gerichteten Parteiwillens bilden 
fan, ift vom Berufungsgericht gar nicht beftritten. Daß dem 
Kläger in feinem Heuervertrage nur die übliche Heuer, welche 
von Schleppbampfern gezahlt wird, nicht etiwa eine höhere Heuer 
eines Bergungsdampfers zugefichert ift, hat das Berufungsgericht 
thatfächlich angenommen, fodaß eine die gejegliche Beftimmung 
ausfchließende Vertragsbeitimmung nicht vorlag. Den ferneren 
Umftand, daß der über die Höhe de8 Hülfslohnes am 8. April 
1891 abgejchloffene Vertrag nicht von dem Kläger, fondern von 
Kapitän Sch. für die Beklagte gefchloffen ift und daß der ‚„Erme- 
land’ einen Zwang$lootjen an Bord hatte, erachtet das Berufungs- 
gericht mit Necht für völlig umerheblicd), da hierdurch die im 
Vebrigen vollbewiefene Behauptung des Klägers, daß er die „Die 
während bes ganzen Unternehmens nie aus den Händen gegeben 
habe, unberührt bleibt. Daß bei der hier fraglichen Hüffsleiftung 
für die Befakung ber „Die‘ Feine befondere Gefahr eingetreten 
fei, ift nur für die Ausmeffung der Höhe des Hülfslohnes maf- 
gebend. I, 286/94 vom 12. Dec. 

492. Die beflagte Eleftricitätsgejellihaft hat dem Flagenden Vertrag über 
Gaftwirth die fümmtlihen von ihr gelieferten, in deffen Haug Prrdlungen. 
befindlichen und zur DBeleuchtungsanlage gehörigen Majchinen, 
Leitungen und Lampen auf die Dauer von fünf Jahren vermiethet 
und fich verpflichtet, die Beleuchtungseinrichtung in gutem Betrieb 
zu erhalten, derart, daß der Kläger vom Eintritt der ‘Dunkelheit 
an bis 1 Uhr Nachts fümmtliche Lampen und von da an nod) 
20 ©lühlampen brennen laffen fünne. Für die Benußung der 
Einrihtung und der Streomleitung jollte der Kläger jührlicd) 5840 
Mark als Miethe bezahlen und nad) Ablauf der fünf Iahre bei 
pünftlicher Zahlung der Meiethe von im Ganzen 29200 Marf 
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Vertrag über das Eigenthum der Anlage auf den Kläger übergehen. Das Be- 
Handlungen. zufungsgericht hat angenommen, e8 liege eine Sadhmiethe mit 
eventuellem Kaufvertrag und eine Dienftmiethe vor, da Bellagte 
durch ihre fich täglich erneuernde Thätigfeit das zur Beleuchtung 
erforderliche Kicht zu Tiefern hatte. Das ift nicht zu beanftanden. 
Weil Beklagte im Laufe des zweiten Jahres bie Stromlieferung 
und die eleftriiche Beleuchtung des Haufes eingeftellt Hat, eradhtete 
das Berufungsgericht den Kläger zum Nüdtritt vom Vertrage be- 
rehtigt. Das Rücktrittsrecht konnte auch) dem Kläger nicht bes- 
halb verjagt werden, weil mit der Sachmiethe ein Nebenvertrag 
verbunden worden jei, nad) welchem dem Kläger nad erfolgter 
Zahlung der fünfjährigen Meiethzinfen EigentHum an den frag- 
lihen Gegenftänden zufallen jollte. Vielmehr wird diefer Neben- 
vertrag hinfällig, wenn durch vorzeitige Beendigung bes Mtieth- 
vertrags bie thatfächlichen Vorausjegungen befeitigt find, an welche 
jeine Wirkfamfeit gefnüpft war. ‘Da aber die von der Beklagten 
vorzunehmenden Handlungen den Hauptgegenitand des Vertrags 
bildeten, durfte da8 Berufungsgericht die SS. 408 und LO A.E.R. 
I, 5 anwenden. Dieje allgemeinen Beftimmungen find aud), jo- 
weit im Gejete nichts Anderes beftimmt ift, neben den befonderen 
Deitimmungen anzuwenden, welhe im 8. Abjchnitt von I, 11, 
auf welche in $. 412 verwiejen ift, enthalten find. Im 8. Ab- 
Ihhnitt finden fich feine mit S. 408 in Widerjprud) ftehenden Be- 
ftimmungen hinfichtlich der Dienftmiethe. Die Revifion wurde 
in ber Hauptfache zurüdgemiejen. II, 162/94 vom 28. Sept. 
493. Durd) Vertrag vom 1. Aug. 1891 verpflichtete fic) die 
Klägerin, der Beklagten ein Darlehn von 100000 Darf zu geben, 
rüdzahlbar in Iahresraten von 10000 Mark, beginnend mit dem 
1. Iufi 1893. Im 8. 2 des Vertrages verpflichtete fi) die Be- 
flagte, bis längftens 1. April 1893 100 Säulen aufzuftellen, ord- 
nungsmäßig in Betrieb zu feten und zu unterhalten. Zugleid) 
find Vereinbarungen über die Anbringung von Plafaten zu Re- 
flamezweden an biejen Säulen getroffen und ift zu erwähnen, 
daß außer der Beklagten nur die Klägerin zum Abfjchluffe von 
Verträgen bezüglich Anbringung folder Plafate berechtigt fein 
folfe. &8 liegt fein Vertrag über Handlungen vor. Das Dar- 
(ehn von 100000 Marf und bie im $.2 des Vertrages von der—. 
Beklagten übernommene Verpflichtung zur Aufftellung von 100 Säu- 
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fen bis längftens 3. April 1893 ftehen zufammen nicht im Ver: Vertrag über 
hältnig von Leiftung und Gegenleiftung. Wenn au diefe DVer- yandlungen: 
pflihtung mit dem ‘Darlehn in einem gewiffen Zujammenhange 

fteht, jo ift doch das Darlehn felbftändig und unabhängig von 

ihr zugefagt und gegeben worben. ‘Der Grund, auf welchem $. 408, 

I, 5 beruht, trifft hier nicht zu. Denn die Klägerin ift nicht Be- 

ftellerin einer Leiftung, deren wiberwillige und daher ungenügende 

Erfüllung zu erzwingen ihr nicht zugemuthet werden kann, und 

die Beklagte fan nicht in die Xage gerathen, ungeadjtet des Un- 

vermögens bes Gegentheils eine zugefagte Leiftung auf ihre Gefahr 

vornehmen zu miüffen. Die Klägerin fan aljo die gezahlten 

100000 Mark nicht zurüdfordern, weil Bellagte die 100 Säulen 

nicht aufgeftellt habe. I, 169/94 vom 29. Sept. 

494. Die Hagende Firma, ein Patentbureau, hat den Ber Verfprechen 
Hagten R. als Ingenieur und den Beflagten B. ald Regiftrator „din. a 
engagirt. Beide Beklagte hatten fi, R. bei einer Konventional- enthaltung. 
itrafe von 10000 Mark, DB. bei einer folden von 5000 Marf, 
verpflichtet, nach ihrem Austritt aus dem Flägerifchen Gefchäft in 
fein Konkurrenzgefhäft innerhalb Deutfchlands und Defterreid)- 
Ungarns einzutreten, R. für die Dauer von fünf, B. für bie 
Dauer von drei Jahren. Beide Beklagte haben nad) ihrem Aus: 
tritt mit einem ‘Dritten ein Patentbureau in Erfurt fäuflid über- 
nommen und führen dafjelbe fort. Die Klage ift auf die Kon- 
ventionalftrafe und Austritt aus der Firma und Unterlafjung 
jeder Thätigleit für die Firma erhoben. Der lettere Antrag ift 
abgewiejen, Revifion zurüdgewieien. Es entjpridht dem Wefen 
folher die Gemerbefreiheit beichränfender Verträge, daß in Ab- 
weihung von 9. ©. DB. 284, Abj. 2 und SS. 311, 312, IL, 5 
AL R. der Verpflichtete fi von der eingegangenen Beichränfung 
durch die feftgejegte Strafleiftung frei machen fann. Namentlid) 
ift dies als der DVertragswille der Parteien dann anzujehen, 
wenn die Strafe ihrer Höhe nad) dazu beftimmt erjcheint, dem 
Bereditigten da® volle Intereffe an der Vertragserfüllung zu er- 
fegen. Letsteres trifft auch hier zu, jodaß der Berufungsrichter 
mit Net der ftipulirten Konventionalftrafe die rechtliche Natur 
einer Wandelpön beigelegt hat. DBgl. Bolze, Praris, Bd. XVI, 
Nr. 385. I, 206/94 vom 30. Suni. 

495. In einem andern Falle, in weldem ein Spediteur 
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unter dem Berjprechen der Konfurrenzenthaltung fein Gefchäft 
verfauft hatte, hat das Neichsgericht entjprechend und abweichend 
vom Berufungsgeriht erfannt. Aud hier läßt die Höhe ber 
Strafe erjchen, daß durd) diefelbe das volle VBertragsintereffe des 
Berechtigten gedeckt wird, wie fich ergibt, wenn die Summe von 
22500 Mark, für welde Bellagter dem Kläger fein früheres 
Speditionsgefchäft verfauft hat, der auf die fünfjährige Konkur- 
renzenthaltung gejegten Strafe von 10000 Marf gegenübergefteltt 
wird. I, 130/94 vom 30. Sunt. 

4%. Der Werfmeifter Hat fein Geichäft an feinen Pro- 
furiften abgetreten und den Belteller davon benadjrichtigt, daR 
diefer den Bau ausführen werde. Das ift geichehen; der Eeifio- 
ar Fagt gegen die Bürgin des Beitellers. Daß die Uebertragung 
der Ausführung des angedungenen Werfes mit Einwilligung des 
Beftellers nur fo geichehen könne, daß der alte Vertrag mit dem 
ersten Werfmeifter hinfällig werde und an deflen Stelle ein neuer 
Vertrag mit dem neuen Werkmeifter trete, ift aus $. 298, IL, 11 
AR. nicht zu entnehmen. Im Zufammenhange mit den SS. 929 
und 930 ift $. 928 vielmehr dahin zu verftehen, daß, wenn der 
Beiteller mit der Uebertragung der Ausführung an einen Anderen 
einverstanden ift, der erfte Werfmeifter die Handlungen desjenigen, 
dem er die Ausführung übertragen hat, vertreten muß, jedoch 
nit aus dem Vertrage ausfcheidet. Die Rechtslage ift in diejem 
alle Feine andere wie bei der Ceifion der Rechte aus einem anderen 
zweijeitigen VBertrage. — D.T. E., 388.12, ©. 14; R.D.H.©.€., 
Bd. 12, ©. TR. ©. E., Bd. 13, ©. 12 und 13 (Praris, Bd. L, 
Nr. 851). — IV, 446/93 vom 4. Juni 94. Dal. 603. 

497. Der Beiteller hat, wie der Berufungsrichter in aus: 
reihhender Begründung aus feinem gefammten Verhalten folgert, 
da8 hergeftellte Bauwerk als die vertragsmäßige Leiftung an- 
nehmen wollen — 8. 932 AL. R. I, 11 — und fann deshalb 
jetst nur noch einzelne Mängel rügen und entjpredhende Minde- 
rung des Preijes verlangen. Das ift ihm gewährt. Neben der 
zumeift begehrten und aud, erfolgten Minderung des Kaufpreijes 
fann er nicht mit der Widerflage Abftellung der Mängel der 
Thüren und Fenfter fordern. Damit erledigt fi) aud) der nur aus 
der Nichtübernahme des Werkes hergeleitete Anfprud) auf Schadens- 
erjag wegen verfpäteter Erfüllung. III, 73/94 vom 12. Juni. 
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498. Der Befteller hat zwei Arbeitseinftellungen des Unter- 
nehmers dadurd) herbeigeführt, daß er diefem den zu den Auf- 
Ihüttungen erforderlichen Grund und Boden nicht rechtzeitig zur 
Verfügung geftellt hat. Den dur diefen Annahmeverzug ent- 
ftandenen Schaden kann der Unternehmer erjett verlangen. Das 
Berufungsgericht Hat ihm die begehrten 15 Proz. vom Werth 
der Geräthichaften als Entihädigung für deren Bradjliegen zu- 
gebilligt. Eine weitere Entfchädigung dafür, daß er die Arbeit 
zu den theureren Sommerpreijen habe herftellen müfjen, während 
er fie fonft zu den billigeren Winterpreijen hätte ausführen 
fönnen, ift mit Necht abgewiefen. Die freiwillige Gewährung der 
Leiftung, welche bi8 zur Zufage einer höheren Vergütung zurüd- 
gehalten werden durfte, fchließt die jpätere Geltendmachung eines 
erft in Folge der Leiftung entjtehenden Schadens aus, weil der 
Leiftende damit feine Leiftung als die ihm FTontraftlich obliegende 
anbietet und der Empfangende fie nur al® Vertragserfüllung be- 
tradhten fann. Eine Vereinbarung über eine höhere Vergütung 
war aber nicht erfolgt. ILL, 62/94 vom 22. Juni. 2gl. 283. 

499. Die Arbeiten und Materiallieferungen, für welche Kläger 
Vergütung verlangt, find dem Belflagten geleiftet. Kläger gibt zwar 
zu, daß aud, Preife bedungen worden find; er gibt diefe aber 
nicht an, fondern verlangt angemeffene Vergütung. Der Bellagte 
hat fi dem gegenüber, abgejehen von der für nicht eriviejen er- 
achteten Behauptung in Betreff der Verabredung einer Marimal- 
vergütung, auf ein allgemeines Beftreiten bejchräntt; er hat ine- 
bejondere nicht behauptet, daß geringere Preife, als jettt vom Släger 
liquidirt worden find, verabredet jeien, noch weniger diejfe Preife 
angegeben oder erflärt, welchen Betrag er nad) feiner Anficht für 
das Geleiftete zu zahlen habe. Ohne Redhtsirrthum konnte das 
Berufungsgericht danad) annehmen, daß er gegen die Feftftellung 
der Vergütung nad) der Angemeffenheit der Preife nichts einwenben 
wolle. Und da die Angemefjenheit angenommen wurde, ift Be- 
flagter zur Zahlung verurtheilt. VI, 109/94 vom 5. Juli. 

500. Bellagter wurde zur Zahlung für den hergeftellten 
Kalkofen verurtheilt, weil der von der Klägerin funftgerecht und 
gut ausgeführte Ofen bei Verarbeitung von Kalkitein mittlerer 
Art und Güte die zugeficherten Mengen gebrannten Kalte mit 
dem bezeichneten Kohlenverbrauche liefern könne und diefe Mengen 
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nur deshalb nicht erzielt worden jeien, weil der von den Beklagten 
aus ihren Neinftedter Brüchen gelieferte Kalkftein die normale 
Beichaffenheit nicht befite. Zwar feien die Barteien ftillfchweigend 
darüber einverftanden gewejen, daß ber Ofen gerade Neinftedter 
Kalkftein brennen jolle und diefen zu brennen im Stande fein 
miüffe, dabei ijt aber Klägerin davon ausgegangen und durfte da= 
von ausgehen, daß jener Kalkitein mindeftens jolcher von mittlerer 
Art und Güte wäre, daß er insbejondere von Beitandtheilen oder 
Eigenichaften frei wäre, die nur ausnahmsmeife und bei be- 
jonderen Kalffteinarten vorfommen. Revifion zurücgewiejfen. Un- 
erheblih, daß Bellagter den Neinftedter Kalkitein befichtigt Hat, 
weil diefe mangelhafte Beichaffenheit des Neinftedter Kalkjteins 
nicht durdy Befichtigung der Brüche, jondern höchftens durch ein- 
gehende chemische und phyfikaliiche Unterfudhung im Laboratorium 
und zum XTheil erjt bei dem Betriebe zu erkennen find. VI, 
110/94 vom 5. Juli. 

501. Im Fall 416. Der DBellagte war durch die aus der 
Kürze und aus den ungünftigen Witterungsverhältnifjen der Bau- 
zeit fich ergebende bejondere Sachlage aud) zur Anwendung be- 
jonderer Vorfichtsmaßregeln verpflichtet, wozu namentlich das 
Beftreihen des Holzwerfs mit einem die Schwammbildung hünt- 
dernden Stoffe oder die Beihaffung trodenen anftatt de8 naffen 
Tüllmaterial® gehörte. Das Verlangen des Klägers nah als- 
baldiger Dielung konnte den Bellagten von der Anwendung diefer 
Vorfihtsmaßregeln nicht entbinden, mußte ihm vielmehr gerade 
deren Nothwendigfeit nahelegen. Aus der Nichterfüllung diefer 
Verpflichtung ergab fich eine befondere Haftverbindlichkeit für ihn, 
auf welche fich die Verzichtserflärung des Klägers nicht mit er- 
jtredte. III, 174/94 vom 6. Nov. 

502. Daß ber beflagte Mühlenbefiter in der Klagbeantwor- 
tung jeinen Rüdtritt vom Vertrage, nach welhem Kläger eine 
Zurbinens und Holzichleifereianlage liefern follte, erklärt Hat, 
fonnte den vom Elagenden Majchinenfabrifanten in der Klage er- 
Härten Rücktritt nicht aus 8. STEUER. I, 11 redtfertigen. 
Aus der Unterlaffung der vom Beklagten zu leitenden Anzahlung 
von 7000 Mark Eonnte aber der Kläger ein Rücktrittsrecht nicht 
ableiten, weil Bellagter nicht wegen der von ihm behaupteten 
Dedingtheit des DVertrages die Anzahlung abgelehnt, jondern bis 
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zulegt jeine Bereitwilligfeit, bei dem Bertrage ftehen zu bleiben Wert: 
und die Anzahlung bafdtHunlichft zu leiften, erklärt und fich um Prdingung. 
Deichaffung der hierzu erforderlichen Mittel bemüht hat. Die 
Schadenserjatffage ift deshalb mit Recht abgewiefen. VI, 346/94 

vom 10. Dec. 

503. Die Hlägerin, eine englifche Firma, hat ihren Dampfer Frachtvertrag. 
„‚Stenloig” der in Hamburg domizilirten Beklagten zu dem Zwede 
verfrachtet, von Ferdinandina (Florida) eine Partie Phosphat von 
2200 bis 2500 tons zu befördern. Die Befradterin follte das 
Recht haben, den Vertrag zu annulliren, wenn der Dampfer nicht 
jpäteftend am 31. Oft. zur Einnahme der Xadung bereit fein würde. 
„Steamer at liberty, to fill up at a United States Port for 
a United kingdom or Continental Port with other lawful 
merchandise, phosphate excluded.” Nachdem mit ber nad 
Hamburg beftimmten Phosphatladung noch im Dftober begonnen 
war, ift das Schiff zur Kompletirung feiner Ladung nad New- 
Orleans gefahren, wo e8 am 8. Nov. eintraf.e. Es Hat dort 
5686 Ballen Baumwolle eingeladen, welche in Bremerhaven ge= 
ticht find, dann hat es den Phosphat in Hamburg gelöfcht. Be: 
Hagter erhebt Schadensanfprucd, weil das Schiff erit am 9. Dec. 
von New-Drleans abgejegelt jei, während die ordnungsmäßige Be- 
ladung mit Baumwolle nur fünf Tage erfordert haben würde, fo 
daß das Schiff 27 Zage früher in Hamburg hätte eintreffen 
fönnen. Der Schadensaniprud) ift abgewiejen; er ift aud) vom 
Neichsgericht für den Fall, daß Deutjches Net, und nidt, was 
nach einer Erklärung in der Chartepartie allerdings anzunehmen, 
englifhe® Net anzuwenden wäre, ale unbegründet angefehen. 
Denn die Klägerin war, wie fhon die Handelsfammer angenommen 
bat, nicht verpflichtet, wen fich die Auffüllung der Ladung durch 
Säumigfeit der Ablader verzögerte, im Interefje der Beklagten 
die Reife anzutreten und die Ladung im Stiche zu laffen. 
Wollte fi die Bellagte in diefer Beziehung WNechte gegen die 
Klägerin erwerben, jo hätte fie dies zum Ausdrud bringen müffen; 
fie fei im Mangel einer entiprechenden Vereinbarung oder Be: 
borwortung insbejondere aud nicht zu dem Berlangen bered- 
tigt gewefen, daß Klägerin jchon vor dem Eintreffen des Schiffes 
in New- Orleans Ladung engagirt hatte oder daß die Klägerin 
uriprünglich von derjelben für den ‚„Slenloig‘ beftimmt gewejene 
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Güter nicht mit einem ihrer anderen Schiffe verlud, da in leßterer 
Beziehung eine Aenderung in den Dispofitionen der Klägerin in 
ihrem Berhältniffe zu der Beklagten nur ein diefe Lebtere nicht 
tangirendes Internum gewefen fein würde. I, 96/94 vom 9. Iuni. 
504. Auf den Fracdtvertrag waren die in Bd. XVII, 435 
mitgetheilten Bedingungen anzuwenden. Der Kahn der Klägerin 
war auf einen Stein aufgefahren und gejunfen, in %olge deffen 
die Salpeterladung verloren ging. Der Scadenserjatanfprud) 
ift abgewiefen. Das Neichsgericht legte jett in Mebereinftimmung 
mit dem Berufungsgericht den $. 1° dahin aus, daß Auffahren 
unter allen Umftänden der höheren Gewalt gleichitehe, jodaß der 
Tall feineswegs von der Befreiung ausgenommen jet, daß bie 
Klägerin oder ihre Leute ein Verjchulden treffe. Bei anderer 
Auslegung würde e8 an einem Gegenjat der Beltimmung a. und 
der Beftimmung b. fehlen. Das Berufungsgericht Hatte nod) 
hervorgehoben, der Gepflogenheit des Verkehrs entgegenfonmmend, 
habe fi) die Widerbeflagte ausweife der ihren Verfrachtungs- 
bedingungen al8 Anlage C. beigefügten bejonderen Bedingungen 
zur Uebernahme der Verficherung gegen Gefahren, welche die Güter 
dur einen „Sciffahrtsunfalt (vgl. $. 81), Brand oder fonftige 
höhere Gewalt‘ erleiden fünnten, gegen eine Verfiherungsgebühr, 
die entweder in dem vereinbarten Fracdhtjage enthalten tft oder be- 
jonders bedungen wird, erboten; Widerflägerin habe aber zu dem 
niedrigeren Sradtfatse abgefchloffen. I, 161/94 vom 27. Juni. 
505. Im einer unter Benugung des gedrudten Sormulars 
für Ladefcheine von Flupfchiffen in Berlin ausgeftellten Urkunde 
vom 10. Nov. befannte Kläger, von R. & Co. in feinem Kahn eine 
Duantität von 179386 Kilogramm guten gejunden trodenen 
Roggen empfangen zu haben, und verpflichtete fi, diefelbe Duan- 
tität in eben der Beichaffenheit an die Drdre der Bellagten 
E.&R. in Berlin gegen Vorzeigung und Aushändigung diefes 
Ladejcheind wieder abzuliefern. Beftimmungen über einen Trans- 
port find nicht ausgefüllt, beziehungsweis durchgeftrichen. In 
einer auf der Nüdjeite hinzugefügten, am 26. Nov. ausgeftellten 
Erklärung verpflichtete fich Kläger, gegen eine ausgeworfene Ber- 
gütung bi8 zum 1. Ian., eventuell im Iannar und im Februar 
in oder bei Berlin ftehen zu bleiben. Ferner verpflichtete fich 
Kläger auf Verlangen unentgeltlich in eine dev Berliner Mühlen 
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zur Entlöfhung zu verholen, jowie gegen Vergütung von 50 Pf. Sraditvertrag. 
per 1000 Kilogramm nad) Tegel zu fchwimmen und dort die Ent- 
löfhung ohne Vergütung abzumarten. Nach Abichluß der Ver- 
träge ift Kläger auf erhaltene DOrdre nad) Tegel gejhwommen 
und hat dort einige Monate gelegen. Mit Necht hat das Be- 
rufungsgericht angenommen, daß ein Fracdjtvertrag nur infoweit 
vorlag, als e8 fi) um den Zransport von Berlin nad) Tegel 
handelte. Nach deffen Beendigung handelte es fi) nur no um 
einen Verwahrungsvertrag im Sinne U R. I, 14, $8.9 ff. 
Daß der Lagerfchein an Drdre geftellt ift, obwohl eine zur Auf- 
bewahrung Staatlich ermächtigte Anftalt — 9. ©. B. 302 — nidt 
in Frage ftand, pricht nur dafür, daß fich die Betheiligten diejer 
vechtlihen Beftimmung nicht bewußt waren. I, 154/94 vom 
19. Sept. Vgl. 450. 

506. Ein mit Stüdgütern von Bombay nad) Hamburg 
jegelnder Dampfer ift bei Breit geftrandet. Von den geborgenen 
Baummollenballen konnten nur 516 al® zu den bei der ex jure 
cesso wider die Nhederei Hagenden Verficherungsgefellichaft ver- 
fiherten 1175 Ballen gehörig identifizirt werden. Bon den nicht 
michr zu identifizivenden Ballen find 429 als auf diefe 1175 ent- 
fallend repartirt; die Beklagte hat die gejammten geborgenen 
Baumwollenbalfen mittelft eine von ihr gecharterten Dampfers 
von Breft nad) Hamburg transportirt. Dort find jie meiftbietend 
verfauft. Die bedungene Fradt von Bombay bi8 Hamburg be- 
trug für die 429 + 516 Ballen 5813 Marf 91 Pf., die Diftanz- 
fradht bis DBreft 5178 Marf 95 Pf., durd) den Transport von 
Breit bis Hamburg find 4725 Marf Fractkoften entitanden. 
Bellagte Hat fih aus dem Erlöfe mit 9903 Marf 95 Pf. 
(5178,95 + 4725) bezahlt gemadjt. Klägerin fordert die Differenz 
von 9903 Mark 95 Pf. — 5813 Mark 91 Pf. mit 4090 Marl 
4 Pf. Die Bellagte ift zur Zahlung von 1639 Mar 39 Pf. 
verurtheilt, mit dem Mehrbetrag ift Klägerin abgemwiejen, ihre 
Revifion ift zurüdgewiefen. Wäre zu unterftellen, daß der Schiffer 
den in Breft anmelenden Vertreter der Klägerin, weldjer die 
Herausgabe der von diefer verficherten Ballen Baummolle forderte, 
als verfügungsberechtigt über die zu ibentifizivenden Ballen an- 
jehen mußte, fo entiprad) e8 doc dem Willen der Klägerin, daß 
die Baumwolle, welche in Breft nicht zu verwerthen war, nad) 

Braris des Neichögerihtd. XIX. 18 
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einem Marftorte gebracht wurde. Der nächte Markt war Hapre. 
Der Schiffer Hat alfo nur infoweit gegen den Willen der Klägerin 
gehandelt, al8 er die 516 Ballen über Havre hinaus nad) Ham> 
burg hat transportiren laffen. Darauf beruht die Verurtheilung 
de8 Berufungsgerichts. Daß der Beklagten die Fradt, welde 
auf die Strede Breft bis Havre auf die 516 Ballen entfallen 
fein würde, gut gerechnet ift, verlegt das Gefeg nicht. I, 181/94 
vom 6. Oft. 

507. Bezüglich der ununterfcheidbar gewordenen 2065 Ballen 
fonnte wegen der qualitativen Verfchiedenheit eine Ausicheidung 
von 429 Ballen für die Klägerin in Breft nicht erfolgen, viel- 


‚ mehr fonnte nur der durch Verkauf zu gewinnende Erlös repartirt 


werden. 8 fonnte aljo nur einheitlich über die ganze Maffe 
verfügt werden. Für die Wahl des aufzufuchenden Marktortes 
fam aber der Wille der Klägerin nicht allein in Betradt, und 
zwar umfoweniger, al8 die Antheile der übrigen Betheiligten ihren 
Antheil an der gemeinfchaftlichen Maffe erheblich überwogen. Nun 
waren auch diefe anderen Betheiligten jfämmtlid) in Breft ver- 
treten. Daß von den Vertretern diejer übrigen Betheiligten dem 
Transport der Baumwolle nad) Hamburg widerjprodhen worden 
fei, ift nicht geltend gemadt. Der Berufungsricdhter nimmt des- 
halb mit Recht an, daß diefer Transport dem Willen der Mehr- 
beit der DBetheiligten entiprocdhen habe. Aud, wenn die Ber- 
Ihiffung der Baumwolle nad) Hamburg von der Beflagten gemäß 
9. ©. 3. 634 aus eigener Entfchliegung angeordnet wäre, würde 
eine ihre Haftbarkeit für die Zransportfoften begründende DBer- 
ihuldung der Beklagten verneint werden müffen, wenn die Mehr- 
zahl der durch diefe Mafregel betroffenen Intereffenten diejelbe 
ausdrüdlich oder ftillichweigend gutgeheißen und dadurd) als der 
Sadjlage angemefjen anerkannt hat. I, 181/94 vom 6. Okt. 
508. Der Kläger ift mit feinem Anjprud) auf Liegegeld ab- 
gewiejen. Da e8 fi um einen Zransport auf dem Tluffe handelte, 
jo waren die Beitimmungen des 5. Titeld des Handelsgejegbuches 
nit direkt, im Allgemeinen aud) nicht analog anzuwenden — 
R.G. €, Bb.5, ©. 91/92 —. Bon diefem Standpunkte aus 
fonnte ohne RechtsirrtHum angenommen werden, daß der Fradt- 
führer mit dem Schiff nicht etwa bloß anfänglid in einer Lage 
zu fein hatte, daß er damals als löfchbereit erachtet werden konnte, 
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fondern daß feine Xöfchbereitichaft auch fortzudauern hatte. CS Fraditvertrag. 
fonnte ferner ohne NRectsirrthum eine LXöfchbereitichaft als that- 
Jächlidy nicht (beziehungsweife nicht mehr) vorhanden erachtet werben, 
wenn — da der Empfänger der Güter an fi) das Recht Hat, 
für die Entlöfhung das Anlegen des Schiffes an dem ordent- 
lien Löfchplat zu verlangen — für den Empfänger der Güter 
die Entlöfchung an einer anderen Stelle, fall® überhaupt möglid), 
nur mit unverhältnigmäßigen Schwierigkeiten, Gefahren und Koften 
ermöglicht gemwefen wäre, mochte aud) ein Hinlegen des Sciffers 
an eine andere Stelle deshalb erfolgt jein, weil dem Schiffer 
vorläufig nur die allgemeine Weifung ertheilt worden, „jich mög- 
lihft nahe an den Sortirplag der Firma AU. & M. mit feinem 
Schiffe zu legen”. Daß aber an jener (vom ordentlichen Löfch- 
plat entfernten) Stelle, wohin fi) der Kläger mit dem Schiffe 
nun gelegt, eine Entlöfchung über die Schiffe Nr. 17 und 42, 
wenn überhaupt möglich, mit unverhältnigmäßigen Schwierigkeiten, 
Gefahren und Koften verbunden gewefen wäre, hat das Dber- 
landesgericht feftgeftellt. War unter diejen Uimftänden die that- 
Sächliche Löfchbereitichaft nicht (beziehungsweije nicht mehr) vor- 
handen, fo hat der Schiffer aud) die äußeren Zufälle zu tragen, 
weldhe ihn an der Gelangung feines Schiffes an den vom Enı- 
pfänger der Güter zu beanfpruchenden ordentlichen Röfchplag (aljo 
an der Erfüllung einer dem Schiffer obliegenden Verpflichtung) 
verhindern. Cr hat alfo auch die Folgen des Zufalls zu trageı, 
daß er durd) Einfrieren des Schiffes an der Erreidhung des ordent- 
lichen Löfchplates durd fein Schiff verhindert wurde. II, 177/94 
vom 9. Dft. 

509. Durd Chartepartie vom 19. Ian. 1892 hat die Be- 
Hagte von den Rlägern deren Dampfer „Elphinftone” zum Trans- 
port von 2000—2100 tons Phosphat von Savannah nad) Hanı= 
burg zum Fradtfag von 1'/, £ für die ausgelieferte Tonne ge: 
hartert. Nad) der Ehartepartie follte „quantity in owners option‘ 
fein und nad) der Behauptung der Hläger hat der Kapitän des 
Schiffes von den: Abladern, 2. & Co. in: Savannah, : 2100. tons 
gefordert: und zugefagt erhalten: : Die Abladung. ift im Tebruar 
1892 ungemogen. erfolgt : und den Abfadern vom Kapitän:: des 
Schiffes. Ordrefonnpffement über 2108 tons mit der Klaujel 
„weight and quality unknown” :ausgeftellt. Bei:der Löichung. 
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der Ladung in Hamburg an die Beklagte, an welche das Kon- 
nofjfement girirt, hat fih das Gewicht der Ladung auf nur 
1959*, tons ergeben und für diejes Gewicht ift die Fracht von 
der Beklagten bezahlt. Die Kläger fordern jest Nachzahlung der 
Tracht für die 140'/, tons, die nad ihrer Behauptung nicht ab- 
geladen find, mit 150 £ 14 s. 4 p. nebft Zinfen. Damit find 
fie abgewiefen, Revifion zurüdgewiejen. Hat der Kapitän die 
ihm angebotene Abladung ohne Kontrolle und ohne Proteft an- 
genommen, fo hat er die Abladung ftillichweigend als Vertrags: 
erfüllung anerkannt, und wenn die Kläger dies jekt anfechten, fo 
haben fie den Beweis der Unvollftändigfeit der Abladung zu führen, 
auf die fid) der erhobene Anfprudh fügt. Daran wird dadburd) 
nichts geändert, daß der Kapitän das Konnoffement mit der ihn 
gegen den Empfänger der Ladung jchürtenden Klaujel ‚weight 
unknown“ gezeichnet hat. VI.R.D.9.G. €, Bd. 15, ©. 379. 
Daß der den Klägern obliegende Beweis dadurd) allein nicht zu führen 
ift, daß das Schiff thatfächlich unftreitig nicht 2100, jondern nur 
1959*/, tons gelöfcht hat, verfteht fi) von felbft. I, 211/94 
vom 24. Dft. 

510. Der Kläger übergab am 31. Mai 1893 der Preußifchen 
Staatsbahnvermwaltung zu Oppeln einen verfchlojfenen Möbel- 
transportwagen, außer Umzugsgut eine ihm gehörige wajjerdichte 
Dede enthaltend, zum Transport auf einen unbededten Eifenbahn- 
wagen nad) Caffel. Während des Transports gerieth der auf 
dem Kifenbahnwagen ftehende Möbeltransportwagen auf dem 
Bahnhof in Halle a./S. in Brand und wurde, ebenjo wie die 
darin befindliche Dede, durd das Feuer großentheild zerftört. 
Der Kläger fordert von dem Beklagten Erjat de8 Werthes des 
Wagens und der Dede. Das Berufungsgericht hat die Klage 
abgewiejen, indem es mit Recht aud) auf den Zransport folder 
Wagen den 8. 77 der Verfehrsordnung für die Deutichen Eiien- 
bahnen von 15. Nov. 1892 anwendbar eraditet. Nacd) diejem 
haftet die Eifenbahn für den Schaden, weldyer aus der mit diejer 
Zransportart verbundenen Gefahr entftanden ift, wofür hier die 
Bermuthung fpridht (8$. 77, Abjat 2 a. a. DO.) nidt. Eine Ent- 
jtehung de8 Schadens durch Verjchulden der Eifenbahn oder ihrer 
Leute ift al8 duch die Anführungen des Klägers nicht dargethan 
angejchen. NRevifion zurüdgewiefen. I, 236/94 vom 10. Rov. 
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511. Die Hagende ZTransportgefellichaft hatte e8 für eine Frachtvertrag. 


Vergütung von 79000 Mark übernommen, die Kunft- und Anti: 
quitätenfammlung des DBellagten von Stodholm an die Firma 
H., die Beauftragte des Bellagten in Köln a./Rh., zu befördern 
und während des Transports entjprechend zu verfichern. Ste hat 
nachträglich noch weitere Anfprüche erhoben, mit denen fie ab- 
gewiefen ift. Die Ablieferung der transportirten Güter am De- 
ftimmungsorte gehört zu den aus Zwed und Wefen des Trans- 
portvertrags fich ergebenden Verpflichtungen des Zransportunter- 
nehmerd. Die Klaufel ‚frei Rheinfchiff Köln” bedeutet nur, daß 
die Koften ber Entladung aus dem Schiff und des Lransports 
zum Ragerhaufe dem Transportunternehmer nicht mehr zur Laft 
fallen, fondern von dem Empfänger zu tragen find. Auc) die 
von der Nevifionsflägerin in Bezug genommenen Art. 594 bis 
597 9.6.8. fpredhen nicht zu ihren Gunften, denn fie ergeben, 
daß der Berfrachter ‚für die Dauer der XLöfchzeit, d.h. für den 
zur Ablieferung der Güter erforderlichen Zeitraum eine Vergütung 
für die Hergabe des Schiffes nicht beanfpruchen fann. Gehörte 
aber zu den von der Klägerin in dem Bertrage übernommenen 
Leiftungen aud die Ablieferung der transportirten Güter an den 
Kläger oder deffen Beauftragten, fo ift e8 zutreffend, wenn der 
Berufungsridhter angenommen hat, daß die Klägerin auf Grund 
des, infoweit nod) unerfüllten Vertrages noch die Ablieferung der 
Güter zu bewirken, während der Dauer derjelben aber jowohl 
das Schiff zu ftellen, wie die Güter unter Verfiderung 
zu halten Hatte, ohne für beide Leiftungen neben der in dem 
DVertrage bedungenen Summe eine Bergütung beanjpruden zu 
dürfen. I, 265/94 vom 24..Nov. 

512. Auch Tag eine Berihuldung der Beklagten für die 
Zeit bi8 21. März, von wo ab Beflagter die Tiegegelder zu zahlen 
verjproden hat, nicht vor. Vielmehr hat bie Klägerin zunädt 
durd) Aufitellung unberechtigter Nachforderungen, von deren Er- 
füllung die Auslieferung der Güter abhängig gemadt wurde, 
demnäcjit durd; verjpätete Umfchreibung der Ladungspapiere auf 
den DBellagten diefen bis zum 20. März außer Stand gejekt, 
die zur Entladung des Schiffes erforderlichen Schritte bei den 
betheiligten Behörden zu thun. Unerheblih, daß das Schiff 
Thon am 16. März im Zollhafen gelegen umd daß die Yirma 
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H. erft am 23. März die Lagerräume für die Güter beichafft be- 
ziehungsweife hergerichtet habe, denn auf den Liegeplag des Schiffes 
fommt es nicht an, folange die Ablieferung der Ladung überhaupt 
durch Schuld der Klägerin verhindert wurde, und die Säumnif 
der Firma H. in der Beihaffung des Lagerraums ift ohne fchäd- 
lihen Erfolg geblieben, wenn mit der Entladung des Schiffes erft 
am 24. März begonnen werden konnte. I, 265/94 vom 24. Nov. 

513. Die Zufage des Beklagten, daß das Schiff vom 15. März 
ab auf feine Koften liege, Fonnte gegenüber der von der Klägerin 
verjchuldeten Verzögerung der Ausladung diefer einen Anfprucd 
auf Liegegelb für die Zeit bis 21. März nicht geben, und war 
auf die Beitellung von VBerfiherungsprämien überhaupt nicht zu 
beziehen. Hätte die Ablieferung aber am 20. März begonnen, 
jo wäre fie am 24. März beendigt gewejen. Bis dahin fann alfo 
Klägerin Erftattung von PVerficherungsfoften nicht fordern. 1, 
265/94 vom 24. Nov. M 

514. Die Klägerin N. tft Inhaberin zweier in Calcutta 
vom Kapitän der Beklagten gezeichneten Konnofjemente, wonad) 
auf dem Dampfer „ Scharlachberger” 25 Ballen Kuhhäute nad 
Hamburg verjchifft werden follten. Mit diefem ‘Dampfer trafen 
nur 20 Ballen in Hamburg ein, die anderen 5 Ballen waren 
auf dem Dampfer „Europa’’ verladen worden, der am 10./11. März 
auf der Rhede von Bremerhaven gefunfen ift. Nacd Abzug der 
aus dem Erlöfe aus diefen 5 Ballen ihr überwiefenen Summe 
fordert Klägerin auf Grund der Konmmoffemente für den ‚„‚Scharlad)- 
berger” den Betrag von 1863 Mark 81 Pf. Damit ift fie ab- 
gewiejen, Revifion zurücdgewiefen. Der Wille der Klägerin, die 
fraglichen 5 Ballen als einen Theil der nad) dem „Scharladhberger‘‘- 
Konnofjement zu liefernden 25 Ballen, dennad) als für fie be- 
ftimmt und für ihre Gefahr auf der „Europa’ fchwimmend an- 
zuerfennen, wird nicht bloß aus dem Stilffchweigen der Klägerin 
auf die ihr gemachte Mittheilung, daß die 5 Ballen in die „Europa“ 
verladen jeien, fondern aud) aus dem weiteren Verhalten derfelben 
hergeleitet. Aus dem Briefe der Klägerin vom 27. März; 1893 
wird entnommen; einmal, daß die Klägerin ihrer Verficherungs- 
gejellfchaft rechtzeitig davon Mittheilung gemacht hat, daß bie 
5 Ballen mit der „Europa’ und nit mit dem „Scharlachberger”” 
antommen werden, — fobann, daß fie, nachdem der Untergang der 
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„Europa” TLängft befannt war, an ihrem Eriaganfpruch gegen den Sradtvertrag. 
BVerficherer fetgehalten hat. Darin, daß aus diefen Vorgängen 
der oben erwähnte Wille der Klägerin, fomit ihr Verzicht auf 
Anfprühe aus dem ,‚Scharlahhberger ‘= Konnoffement gefolgert 
wurde, Fann eine Gejetesverlegung nicht gefunden werden. Außer- 
dem hebt das Urtheil noch hervor, daß die Beflagte, ohne Wider- 
Iprudh der Klägerin zu finden, habe vortragen fünnen, daß bie 
Klägerin für die mit der ‚„Europa” untergegangenen Ballen von 
ihrem Affefuradeur vollen Erjaß erhalten habe. I, 289/94 vom 
15. Dec. 

515. Dagegen wurbe diejelbe Beklagte dem in ähnlicher 
Lage befindlichen Wagenladungs- und Zolldeflarationg - KRomptoir 
in Hamburg, weldes die mit der untergegangenen „Europa“ ftatt 
mit dem „Scharlachberger” verladenen 10 Ballen Kuhhäute nicht 
erhalten Hatte, verurtheilt, Revifion zurücdgewiefen. Für den in 
Hamburg fich befindenden Empfänger des nad Hamburg gezeich- 
neten SKonnoffements ift eine angeblih in alcutta beftehende 
Ufance, Konnoffemente gegen jetty-receipts zu zeichnen und wegen 
Raummangels zurücgebliebene Waare mit einem fpäteren Dampfer 
zu verladen, unverbindlich. Der Verfud der Empfänger, das ver- 
änderte Nififo unter Berficherung zu bringen, war an der Weige- 
rung der Berfidherungsgefellichaft, welche inzwifchen fchon den Unter- 
gang der „Europa“ erfahren Hatte, gejcheitert. Die Beklagte hatte 
behauptet, die Agenten der Bellagten in Calcutta hätten dem Ab- 
fader und diefe dem Empfänger der Waare, B. & D., von der 
BVerladung in die „Europa” Mittheilung gemacht, worauf letere 
geichwiegen hätten. Kläger jet nur Spediteur der Empfänger, 
müjle fi) aljo diefe Einrede gefallen laffen. Allein cs befteht 
feine Berpflihtung zur Wahrung begründeter Anfprüce, fodak 
aus der Unterlaffung der Rüge vertragswidrigen Handelns des 
anderen Kontrahenten nicht ohne Weiteres ein Verzicht auf die 
vertragsmäßigen Rechte des Schweigenden folgt. ‘Die weitere 
Annahme des Berufungsgerichts, daß’ das Verhalten des Klägers 
und der Empfänger nicht gegen die Grundfäte von Zreu und 
Glauben verjtoße, beruht auf der Auslegung, daß einerfeits die 
Mittheilung von der Verladung auf die „Europa’ höchitens ale 
ein Erjuchen aufgefaßt werden fünne, die jpätere Lieferung nicht 
zu beanftanden, und daß andererjeits dem gegenüber da8 Schweigen 
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nur die Bedeutung haben Fünne, daß Kläger, um der Beklagten 
gefällig zu fein, nicht auf dem Konnofjement beftehen, jondern 
aud) fpätere Lieferung annehmen wolle, wenn die Waare unbe 
Ihädigt anlomme. Wäre die Waare unbefchädigt mit der ‚Europa‘ 
angefommen, fo würde der Kläger nicht berechtigt geweien fein, 
beren Annahme etwa wegen veränderter Konjunktur zu verweigern, 
es hätte ihn jonft der Vorwurf getroffen, daß er auf Koften ber 
Beklagten fpekulirt Habe. Dagegen Tann weder einer ausdrüd- 
fihen nod) einer ftilffehweigenden Erklärung, eine Waare aud bei 
fpäterer Lieferung anzunehmen, die Zragweite beigelegt werden, 
daß der Erflärende au damit einverftanden fei, wenn ihm die 
Waare in Folge Untergangs des Schiffes nicht geliefert werde. 
I, 300/94 vom 15. Dec. Entiprechend I, 295/94 vom 15. Der. 

516. Ganz abgejehen davon, daß die Zahlung des Reitlauf- 
geldes am 1. Suli, die Auflaffung der Kaufjache erjt einige Tage 
fpäter erfolgen follte, beftand fjchon gejetlih für den Verkäufer 
feine Verpflichtung zur Vorleiftung. Vielmehr Tonnten die DBe- 
flagten Hypothefenfreie Auflaffung nur gegen rechtzeitiges Angebot 
der Zahlung fordern und geriethen in Verzug, als fie in dem 
feftgefegten Zermine nicht erichienen, zumal fie dur) den Redhts- 
anwalt W. davon in Kenntniß gejcht waren, daß bie Lölchung 
der bereit8 getilgten Grundichulden rechtzeitig erfolgen werde. 
Das zu Gunften der Verkäuferin im Bertrage feftgejette Nüd- 
trittsrecht konnte daher Schon aus diefem Grunde ausgeiibt werden, 
zumal nicht nachgewiejen ift, daß durch den Mangel der Löichung 
die Käufer an Herbeifchaffung des Kaufgeldes gehindert find. ILL, 
84/94 vom 19. Iumi. 

517. Kläger Hat ein in Wolgaft, wo gemeines Recht gilt, 
belegenes Grundftüd gefauft, welches nad) dem fchriftlichen Kauf- 
vertrage befteht aus einem Wohnhaufe, Stallgebäude und drei 
Magdeburger Morgen Gartenland. Das von dem Kläger vor 
dem Kauf befichtigte Grundftüd Hat nur 11), Morgen Garten- 
land. Kläger fordert Gewährung weiterer 1'/, Morgen oder 
Zahlung von 2250 Mark. Der Berufungsridter hat auf einen 
Eid für die Beflagte erkannt, daß fie dem Kläger vor Abfaffung 
des jchriftlichen Vertrages eine Erklärung über die Größe des 
Grundftüds nur zum Zwed der Auskunftsertheilung, nicht aber 
zum 3mwed der Zuficherung eines beftimmten Flächenmaßes ab- 
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gegeben und bei Vollziehung des fchriftlichen Vertrages nicht be- 
abfihtigt habe, ihre vorherige mündliche Erklärung abzuändern 
und die Gewähr für ein bejtimmtes Flächenmaß zu übernehmen. 
Nevifion zurücgewiefen. Der Berufungsrichter jtütt feine Ent- 
Scheidung auf die Feltftellung, daß der Kläger da8 Grundftüd in 
der ihm vorgezeigten, duch einen Zaum marlirten Größe für 
10000 Mark hat kaufen wollen. Die auf Grund der Beweis- 
aufnahme getroffene Feitftellung, daß auch die Kenntnig der wirf- 
lichen geringeren Größe in dem früher ausgeiprodenen Willen 
des Klägers, das Grundftüd für den verabredeten Preis zu er- 
werben, feine Aenderung hervorgerufen hätte, ift ausreichend be- 
gründet. V, 173/94 vom 23. Juni. 

518. €&8& Tann aud) von einer durch Betrug veranlaften 
Schädigung bes Klägers Feine Rede fein, wenn ber Kläger das 
ihm vorgezeigte Grundftüd für 10000 Darf kaufen wollte, ob- 
wohl der dazu gehörige Garten nicht die ihm mitgetheilte Größe 
befaß. 8 fehlt in folhem Falle an dem Kaufalzufammenhang 
zwifchen der Irrthumserregung und dem entjtandenen Schaden. 
Daffelbe gilt von der zugejagten beftimmten Eigenfchaft der Kauf: 
jahe. Daß eine Größenangabe, wenn fie aud) der Regel nad) 
ein dietum et promissum enthält, im einzelnen alle als eine 
nicht vertretbare, nur zur Drientirung dienende Aeußerung gemeint 
fein Tann, nimmt der Berufungsrichter mit Recht an. V, 173/94 
vom 23. Suni. 

519. Die Beklagten haben dem Kläger ein Wohnhaus in 
Baden-Baden verfauft. Der Bertragsentwurf enthielt in $. 4 
die Beitimmung: „Die Verfäufer leisten feine Gewähr für Flächen: 
maß, verborgene Fehler und Mängel am Kaufgegenftande.” Käufer, 
welcher durch den Miether behindert war, das Haus zu befichtigen, 
beanftandete dies, worauf die Beklagten ihm einen Nevers aue- 
ftellten: „Die Verkäufer geben zu $. 4 die nachträgliche Verfiche- 
rung, dag in dem Haufe namhafte Mängel nicht vorhanden find, 
was bei Uebergabe des Haufes an den Miether feiner Zeit burd) 
Arcditelt ®. beftätigt wurde.” Nun unterfchrieb Käufer. Das 
Berufungsgericht erblicht in der Zuficherung des Meverjes nicht 
eine einfache Aufhebung des $S. 4; das hätte die Haftung nur 
für verborgene Fehler zur Folge gehabt, und damit war dem 
Käufer nicht gedient, fondern ein dictum et promissum. Re- 
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vifion zurüdgewielen. II, 160/94 vom 28. Sept. /5. Okt. 
Bol. 369. 

520. Der Beklagte hat dem Kläger 50 Tonnen Roggen 
von feiner künftigen Ernte des Jahres 1891 verkauft. DBeflagter 
war nur fo weit zur Lieferung verpflichtet, al8 er den Roggen 
im 3. 1891 von feinen Gütern geerntet bat, und der Käufer muß 
fih gemäß 8. 590 A. R. I, 11 abrechnen laffen, was von der 
Ernte zur Saat und zur Unterhaltung der Wirthichaft erforder- 
ih ist. Dagegen fteht dem Verkäufer nicht frei, unter Abweichung 
von einer rationellen Wirthichaftsmethode Getreide, das er nad 
einer folhen dem Käufer nicht zu Liefern brauchte, an Dritte zu 
verfaufen, aud) wenn er den dadurch erzielten Kaufpreis zur 
Wirthichaftsführung verwenden wollte und durd) Anfauf von Sur: 
rogaten verwendet hat. Der Beklagte ijt hiernad) von feinen in 
dem Dertrage übernommenen Verpflichtungen nur infoweit ent- 
bunden, als er den geernteten Roggen thatfächlich zur Wirthihaft 
gebraucht hat. V, 120/94 vom 10. Oft. 

521. Im Fall 392, 393. Der Berufungsrichter verfährt 
nicht folgerichtig, wenn er jedes Verjchulden des B., welcher dem 
H. gegenüber geäußert hat, er habe von dritten Perfonen gehört, 
daß früher auf dem Grundftüd Sandgruben gewefen wären, darum 
verneint, weil diefer aus der bloßen äußeren Beichaffenheit des 
Grundftücs die inneren Mängel des Grund und Bodens nicht 
habe erfennen fünnen und für ihn Feine Veranlaffung vorgelegen 
habe, Nachgrabungen auf mehr ald 2—3 Meter vorzunehmen. 
Diefer Grund muß aud) dem Berfreter der Beklagten, wenn deffen 
Wiffenfhaft über die Bodenverhältniffe nicht auf eigener An- 
Ihauung, fondern nur auf Mittheilungen Anderer beruhte, zu 
ftatten fommen, und 9. genügte den ihm al® Verkäufer bei Ab- 
Ichluß des Vertrages obliegenden Pflichten, wenn er dem Käufer 
den Grund feiner Wiffenfchaft Fundthat und ihm anheim gab, fich 
dur Aufichlüffe felbjt von der Befchaffenheit des Bodens zu 
überzeugen. Dem gegenüber durfte fi) der Verkäufer nicht auf 
die bloße Verficherung des 9. verlaffen, der Baugrund fei gut, 
er möge nachgraben, zu feiner Zeit fei nicht ausgeichadtet. V, 
134/94 vom 17. Dit. Entiprehend V, 133/94 vom 17. Okt. 

522. Im Fall Bd. XIV, 419 Hat das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung die Beklagten bedingt zur Auf- 
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laffung verurtheilt. Deren NRevifion ift zurücgewiefen. Wenn 
auch der Mitlläger 3. dem KR. zum Ankauf und dem Beflagten 
zum Verlauf an 8. zugeredet umd fi dadurd) eines argliftigen 
Verhaltens jchuldig gemacht hat, wenn er Auflaffung des vorher 
von ihm und ©. gefauften Grunbftüds fordert, fo ift doc das 
Recht der Kläger ein untheilbares, deshalb tft die Handlung des 
3. allein nach SS. 450, 451, , EAU. R. nicht geeignet, die Ein- 
rede der Arglift zu begründen; vielmehr ift dazu der Nachweis 
erforderlich, daß 3. im Einverjtändnig mit dem Mitfläger ©. ge- 
handelt Habe, worüber auf Eid erkannt if. Ein Fall zu ver- 
muthender Vollmacht, jodaß 88. 53, 54, LI, 17 und SS. 119 ff., I, 
13 anzuwenden wäre, liegt nidjt vor, da die beiden Kläger nicht 
Miteigenthümer find. Weberbies betraf die Thätigfeit des F. nicht 
Gefchäfte, welche feinen Auffchub leiden — 8. 119 —. V, 137/94 
vom 24. Dft. 

523. Allerdings konnten die Kläger an dem zur Auflaffung 
angefetten Zermine das Kaufgeld nicht zahlen. Das berechtigte 
aber die Beklagten nidt zum NRüdtritt nah 8. 30 WERT, 
11, weil fie felbft weder bereit noch im Stande gewefen wären, 
den Bertrag durdy Auflaffung zu erfüllen. Denn die Beklagten 
befaßen damal8 den zur Auflaffung der Parzelle erforderlichen 
Steuerauszug nebft Karte nicht, fie hatten auch nicht die Papiere 
vollftändig beifammen, die zur Köfchung eines eingetragenen Altens 
theil8 nöthig waren, und hatten inzwifchen ihr NRedt auf Auf- 
lafjung der damals nody auf den Namen de8 P. eingetragenen 
Grundftüde an K. abgetreten und PB. felbft Hatte fid) dem K. zur 
direkten Auflaffung an ihn verpflichtet. V, 137/94 vom 24. Dft. 

524. Dgl. Bd. XVIIL, 418. Bellagter hat von dem Kläger 
ein photographifches Geichäft gefauft. Die Einrede der Verlegung 
über die Hälfte ift verworfen. Das Oberlandesgericht hat feine 
Annahme, daß auf den außerordentlidhen Werth der Saden Rüd- 
fiht genommen worden jei, durd) die Bezugnahme auf den Um- 
Itand, daß der Beklagte mit den Kaufgegenftänden die Photographie 
betreiben wollte, und auf die befonderen Verhältniffe des Ortes 
und der Lage de8 Gefhäfts näher begründet. Daß diejer Be: 
gründung eine werthümlihe Auffaffung des Begriffs des außer» 
ordentlihen Werthes im Gegenfage vom gemeinen Werth der 
Sadjen zu Grunde liege (88. 112, 114, R,2U.UR.), it nidt 
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erfichtlich. Ein Widerfprud) der Begründung des Oberlandesgerichts 
mit Bd. XVII, 406 ift nicht vorhanden. II, 221/94 vom 13. Nov. 

525. Beflagter ift deshalb verurtheilt, das verkaufte &e- 
Schäft zu übernehmen und dagegen die Anzahlung von 6000 Dlarf 
zu leiften. Der weitere Einwand des Beklagten würde nur dann 
von rechtlicher Bedeutung fein Fünnen, wenn Beflagter fchon jekt 
behaupten und beweifen könnte, daß der Kläger auch zur Zeit der 
Uebergabe nicht in der Lage fein würde, die verkauften Sachen 
dem Beklagten zu überliefern (SS. 209, I, 11; 396,1, 5U. X. R.). 
Eine folhe Behauptung hat aber der Beflagte nicht aufgeftellt, 
jedenfalls einen Beweis in diefem Sinne nit einmal verfudht. 
II, 221/94 vom 13. Nov. 

526. Der BVerfäufer eines Haufes Hatte, um einen höheren 
Kaufpreis zu erzielen, dem Käufer abfichtlih verfchwiegen, daß 
die thatfählichh und erfichtlid) al8 Mädchenichlafgelaß benugten 
Hängeboden über den Klojets nad) bereits ergangener poli- 
zeiliher Verfügung zu diefem Zwede nicht benutt werden 
dürfen. Daraus ift gefolgert, daß der Verkäufer mit den Worten: 
„bier fchlafen die Mädchen” bei dem Käufer vorfäglich den Irr- 
thum erregt hat, daß die vorhandene Benußung auch eine gefek- 
ich zugelaffene fei. E83 tft deshalb auf Herabminderung des Kauf: 
preie® durd) Yöihung der eingetragenen Kaufgelder in Höhe von 
14984 Mark erkannt. DBeflagter könnte fi) von den Folgen 
feines Berichuldens nicht durch die Behauptung befreien, daß aud 
den Kläger ein Verfchulden treffe, da die Vergütung eines durch) 
Borfaß oder grobes DVerfehen zugefügten unmittelbaren Scaden® 
in Frage jtehe, aud) das Verjehen des Klägers, beftehend in der 
Unfenntniß der polizeilihen Beftimmungen bezw. in deren Nidht- 
präjenthaben, als ein grobes nicht angejehen werben föünne. Der 
8.12 Einl. u WER. fomme nidt in Betradıt, da das Nicdht- 
wiljen des Klägers als eines Nidht- Baufahverftändigen, ber ihm 
vorgezeigte, ale Mädchenjchlafgelaß benutte Hängeboden fei weniger 
al 2,50 Meter hoch, entipreche alfo beiden Baupolizeiordnungen 
nicht, entihuldbar jet, und da Kläger ohne fein Verfchulden nicht 
gewußt habe, daß die Häüngeböden dem Verbot der Baupolizei- 
ordnung don 1887 unterftänden, nad weldyem Hängeböden nicht 
unmittelbar über einem Klofet Tiegen dürfen. Nevifion zurüd- 
gewielen. V, 235/94 vom 22. Dec. 
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527. Eine Bremer Handlung hatte von einer andern Yremer Hanbeletauf. 
Handlung Kentudy-Zabad gekauft. Die VBerurtheilung der Räuferin, 
welche den gelieferten Zabad al® nicht vertragsmäßig zur DVer- 
fügung geftellt Hatte, zur Zahlung ift vom Neichögericht aufge- 
hoben, zurüdverwiejen. Vorausgejett ift, daß gehandelt war „if 
not rotten”. Nun hatte allerdings Käuferin die eingejandte Aus- 
fallsprobe angejchen und darauf einen Schlußzettel ohne Wider- 
Iprud) entgegengenommen, in weldhem jene mündlich verabredete 
Bedingung nit aufgenommen war. Allein derfelbe war nicht 
von der Verkäuferin, jondern von dem Mlafler verfaßt, welcher, 
al8 Zeuge vernommen, befundet hat, daß ungeachtet diefer Nicht- 
aufnahme die Klaufel allemal die Grundbedingung des Gejchäfte 
geblieben fei. Danad) konnte der Verkäuferin die Nichtigftellung 
des Schlußzettels, der ja verjehentlich ungenau gefaßt fein Tonnte, 
wohl al8 unnöthig erfcheinen: um fo mehr, wenn das Geihäft 
bereits zwei Monate früher feft abgeichloffen war. Aucd, hat Vers 
fäuferin gar nicht behauptet, daß Verhandlungen, melde fich gerade 
auf diejen Punkt erjtredten, zwifchen den Parteien ergangen feien. 
Klägerin hatte der DBellagten vor Zuftellung der Schlußzettel 
Proben vorgelegt und diefe waren von der Beflagten nicht mo- 
nirt. Auch wenn die DBellagte nad) Prüfung diejfer Ausfalls- 
proben zu der Anficht gelangte, daß diejelben der Vertragsberedung 
entfpräcen, fo Hatte fie doch feine Veranlafjung, diejelben ale 
maßgebend anzuerkennen. Endlich Hat nicht etwa Verkäuferin erit 
nad) der Ausftellung der Schlußzettel angefauft, fondern fie hatte 
die Waare bereits, fodaß fie aus jenem Umftande nicht den Vor- 
wurf eines VBerftoßes gegen Treu und Glauben ableiten Fünnte. 
Hiernad) erhellt aud) nicht, daß Käuferin fi den neuen amerifa- 
nifchen Bedingungen unterworfen habe, nad) welchen der Tabad 
unter allen Umftänden angenommen werben muß, während dem 
Käufer nur eine Reklamation in einem beftimmt geordneten DVer- 
fahren zufteht, jo wegen. gefchmeichelter Probe. I, 28/94 vom 
28. April. 

528. Der Anfprud) auf die Differenz nad) dem Selbjthülfe- 
verkauf ift abgewiefen, weil derjelbe nicht als für Rechnung des 
Käufers geichloffen angejehen werden konnte. Denn durch die 
den Ausjchluß der Gewährleiftung enthaltende Klaufel war ber 
Preis zum Nacdtheil des Käufers herabgedrüdt, da die Kauf- 
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(uftigen, wiffend, daß es fich um den Verkauf bemängelter Waare 
handle, durch jene Klaufel auf die Haftung der Verkäuferin für 
mittleres Handeldgut verzichten follten, ohne bei den zum DVerfauf 
gelangten großen Mengen fi) durch Unterfuhung von dem Nicht- 
vorhandenfein verborgener Mängel überzeugen zu können. II, 
122/94 vom 22. Juni. 

529. Im Fall 4 und 13 umfaßte der Transport zwei Pulver- 
fendungen an zwei verichiedene Zehen. Der Kläger wurde mit 
der Behauptung, daß die Gefahr auf die Käufer deswegen nicht 
übergegangen fei, weil das für den einzelnen Käufer beftimmte 
Duantum erft nad) der Ankunft habe ausgejondert werden müffen, 
vom Berufungsrichter nicht gehört. ‘Denn das Pulver war in 
Täffer verpadt, und wenn, wie anzunehmen, die an die beiden 
Käufer beftimmten Fäffer mit Adreffen oder fonftigem Zeichen, 
weldyes erfennen ließ, wohin oder für wen fie bejtinmmt waren, 
verfehen geweien find, fo war die Ausfcheidung der Waare be- 
reits erfolgt, wenn aud im Uebrigen die Verpadung der ganzen 
Ladung und das in den einzelnen Fälfern enthaltene Quantum, 
fowie die Sorte und Dualität des Pulvers völlig gleich waren. 
II, 123/94 vom 22. Iuni. 

530. Das Berufungsgeriht Hat c8 dahingeftellt gelaffen, 
ob der Vertrag, aus welchem geflagt ift, Handelefauf oder Werf- 
verdingung jei, gleichwohl gegen die Beflagte, welde fi mit 
Vebergabe der beftellten Deafchinen im DVerzuge befand, auf Auf- 
hebung des Vertrags und Schadenserfat nad) Code 1184 erfamnt. 
Aufgehoben, zurücverwiefen. Denn wenn ein Handelsfauf vor- 
lag, war nidht Code 1184, fondern nur Art. 355 anzumenden, 
nad) welchem erft, wenn dem Berkäufer vergeblich eine Nachfrift 
gelafien war, von dem VBertrage abgegangen oder Schadenserjat 
wegen Nichterfüllung gefordert werben konnte. II, 150/94 vom 
1. Suni. 

531. Kap. in Bielefeld hat an Kläger zu Au, diejer an 
Beklagte X. zu Eflen, diefe an H. in Paderborn, diefer an St. 
in Bielefeld 100 Sad Weizenmehl 00 ab Hameln verfauft. Die 
Beklagte wies den Kläger und bdiefer den Kap. und diefer bie 
Wejermühle an, da8 Mehl direft an St. zu verfenden. Das ift 
aucdy geichehen, nur waren 50 Sad nit Weizenmehl 00, jondern 
Kaiferauszug (eine beffere Sorte). St. hat die Waare nicht an- 
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genommen; Beklagte hatte fich auf die Anzeige des Klägers, daf 
das Mehl an St. überwiefen fei und am 28. Nov. verladen werde, 
direft an die Wefermühle gewendet, von diefer erfahren, daß für 
den Kläger fein Weizenmehl bei ihr lagere, hierauf von der Wefer- 
mühle jelbjt 100 Sad Weizenmehl gefauft und deffen Verjendung 
an St. veranlaßt. Dies Mehl war bei St. früher angefommen 
al8 das ftreitige, von St. angenommen und bezahlt. Kläger hat 
das nicht angenommene Mehl in Selbfthülfe verlaufen Laffen, 
Beklagte ift zur Zahlung der Differenz verurtheilt. Raiferauszug 
jet nicht eine andere, fondern nur eine beifere Waare, und das 
war feiner Zeit von der Beklagten nicht gerügt. NRevifion zurüd- 
gewiejen; Kläger hat genug gethan, wenn er die Beklagte von 
der bevorftehenden VBerfendung des Mehle benachrichtigte, er 
braudite nicht an St., mit welchem er nit im Vertragsverhält- 
niß ftand, Mittheilung zu machen. II, 103/94 vom 5. Juni. 

532. Daraus läßt fi) fein begründeter Nevifionsangriff 
ableiten, daß das Berufungsgericht die Grundjäte des Römiichen 
Rechts über die Haftung des Käufers für Gefahr der Waare 
aus dem Grunde nicht angewendet hat, weil dieje Säße irrationell 
jeien und deshalb im vormaligen Herzogthfum Schleswig keine 
Geltung beanjpruchen Fünnen; denn bie Trage, ob diejeg Recht 
in der betreffenden Materie al8 ratio scripta zu betradhten ift, 
fann in der NRevifionsinftanz nicht nachgeprüft werben. II, 
82/94 vom 12. Juni. 

533. Die Beflagten haben von den Klägern 50 tierces 
Midland Packing Co. Refined gefauft, davon aber nur 16 tierces 
angenommen, die Abnahme der übrigen 34 tierces verweigert. 
Kläger haben in Selbfthülfe verkauft, Bellagte find zur Zahlung 
der Differenz verurtheilt. Die Waare ift nicht als Nahrunge- 
mittel verfauft, wird auc nicht ausfchließlich als jolches, jondern 
auch zu andern Sweden verwendet. Weberdies hatte die Beweis- 
aufnahme nicht ergeben, daB die angediente Waare verdorben jet. 
Endlich Hält der Berufungsrichter da8 Gutachten der vernommenen, 
von den Anfchauungen des Handelsverfehrs ausgehenden und mit 
den igenichaften der gehandelten Waare bekannten Sadjver- 
ftändigen, welde die Waare als vertragsmäßig und empfangbar 
bezeichnen, für maßgebend, weil nad) feiner aus der Sadjlage ge: 
ichöpften Weberzeugung die von den Beklagten beigebradhten Be- 
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weisftüce, insbejfondere das Gutachten des Chemifers Dr. Bifchof, 
bon dem unrichtigen Standpunkte ausgingen, daß e8 fih um ein 
reines Speifefett handle, während refined nur ein minderwerthiges 
Surrogat eines foldhen darftelle.e I, 99/94 vom 13. Juni. 

534. Kläger hat von einem bei der Gründung betheiligten 
Bankhaus in Stuttgart Aktien der Oefterreihiichen Champagner- 
fabrif in Wien und Shares der American Champagne Company, 
welche Aftiengefellichaften eben gegründet oder in der Gründung 
begriffen waren, zum Kourje von 110 Proz. gekauft. Die Gejell- 
Ihaften bezwecdten die Heritellung von Schaumweinen nad den 
Patenten des A. R., prosperirten aber nicht. Kläger hat gegen 
die Tcheilhaber des aufgelöften Bankhaufes auf Rüdzahlung des 
Kaufpreifes gegen NRücdgabe der Aktien geflagt. Die Beklagten 
hatten auf die äufßerft günftigen Ergebniffe der Wacdenheimer 
Sejellichaft Hingewiefen, deren Nettogewinn fchon im erften Ge- 
Ihäftsjahr 21 Proz. des Aktienkapital betragen habe, und daß 
die Yabrikation unter gleichen Verhältniffen für die Zufunft weit 
günftiger beurtheilt werde. Das Berufungsgericht hat auf einen 
zugejchobenen Eid erkannt, es fei nicht wahr, daß Dellagte bei 
Abichluß des Kaufs gewußt haben, daß in dem in der erften 
Bilanz der Wacenheimer Fabrik berechneten Nettogewinn der 
Antheil der W’ichen Gejellichaft am Erxlöfe aus den von ihr ver: 
fauften amerifanifchen Patenten des R. enthalten gewefen, und 
für den Schwörungsfall die Klage abgewiefen. Denn Kläger 
itand zu dem Bankhaufe nicht in einem daffelbe zur Auskunft: 
oder NRathsertheilung verpflichtenden Nechtsverhältniffe, injonderheit 
nicht in einer Gefchäftsverbindung. Ein allgemeiner Necdhtsjag, 
wonad) die bei der Gründung einer Aftiengefellichaft betheiligten 
Perfonen oder die fogen. Emiffionshäufer wegen jeder Fahrläffigkeit 
bei Empfehlung von Altien den Käufern derfelben haften würden, 
beftehe aber nicht. Die Angaben der Beklagten über den Netto- 
gewinn der W.’Ichen Fabrik enthalten thatfächlich Feine Zuficherung, 
daß der ganze Betrag deffelben von dem Verkaufe des Yabrilats 
und daß er nicht in erheblichem Verhältniffe von dem Erlöfe der 
amerikanischen Patente des R. herrühre. Nur wenn die Beklagten 
die zum ide verftellte Thatjache gelannt hätten, hätten fie fid) 
jagen müffen, daß die Verfchweigung diejes Sachverhalts geeignet 
jet, auf den Entjchluß des Klägers, die angebotenen Aktien zu 
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kaufen, einzuwirfen. Sonft müßte nad) dem Ergebniffe der Ver- Handelstauf. 
bandlungen angenommen werden, daß die Bellagten von ber 
beiten Deeinung geleitet gewefen, und daß andererfeits für den 
Kläger wie für andere Käufer der fraglichen Aktien, abgejcehen 
bon der Angabe des Nettogewinnes von W. per 1888, lediglich) 
die — freilich wie der Erfolg gezeigt — unridhtige, aber allgemein 
verbreitete fachliche Beurtheilung der Verwerthbarkeit der R’Ichen 
Patente für den Fabrifationsbetrieb beftimmend und Kläger fich 
wohl bewußt gewefen fei, wie e8 fich bei den das Rice Patent 
anwendenden Yabrifen um gewagte Spefulationsunternehmungen 
handle. Wevifion zurücdgewiefen. VI, 78/94 vom 21. Suni. 

535. Bellagte hat 1000 Sad Plata- Weizen ex Cajanova 
Antwerpen in Umladung 15 Mark 65 Pf. per 100 Kilo unverzolit 
cif Mannheim Zweimonatsaccept gegen Rheindokumente gekauft 
nad) gefiegeltem Mufter, hat aber die Annahme der Dokumente 
und fpäter der angebotenen Zadung verweigert, weil jene ihr ver- 
jpätet angeboten feien. Klägerin hat darauf den Weizen in Dann 
heim verfaufen laffen, Beklagte hat ihn erjtanden, und nun der 
Klägerin geichrieben, der Weizen fei nicht probemäßig. Die Klage 
auf die Preisdifferenz ift abgewiefen, Nevifion zurüdgewiejen. Da 
eine Ablieferung nicht erfolgt war, fo liegt die Verjpätung einer 
Mängelanzeige — 9. ©. 3. 347 — nidt vor, — €., Bd. 5, 
©.28 ff. — Den Begriff der Ablieferung erfüllt nicht eine ab- 
gelehnte, wenngleid) reale Traditionsofferte, wern der Verfäufer 
fich bei der Ablehnung beruhigt und nicht weiter zur Entäußerung 
de8 Gewahrfams fchreitet; die Annahmeweigerung des Käufers 
fann nicht die Vorausfegung einer fehlenden Ablieferung erjegen. 
Auch wenn die Weigerung der Beklagten, die Zratte zu acceptiren, 
unberechtigt gewejen und die Beklagte nicht berechtigt gewefen, die 
Waare wegen Nichterfüllung der Disponibilität oder wegen DVer- 
ladung in zwei Rheinfchiffe abzulehnen, kann eine Ablieferung im 
Sinne bed Art. 347 nicht als erfolgt angenommen werden. II, 
125/94 vom 26. Juni. 

536. Mit Bewilligung des Beflagten war das Mufter durd) 
den Flägerifchen Agenten an einen Dritten ausgeantwortet, welcher 
eine gleiche Waare gelauft hatte. Diefer hat da8 Mufter nad 
London gejchickt, und dort ift e8 verloren gegangen. Weil Klägerin 
die Probemäßigfeit Mangels Vorlegung de8 Mufters nicht er- 
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Handelsfauf. wiefen hat, ift die Klage abgewiejen. Daß, weil da8 Mufter nicht 
vorgelegt werden Fonnte, Beklagte die Nichtprobemäßigfeit zu be- 
weifen habe — E., Bd. 11, S. 36 — war hier nicht anzunehmen. 
In dem Einverftändnig der Beklagten zu der durch ben Fläge- 
riihen Agenten vorgenommenen Ausfolgung des (einzigen) Deuftere 
an einen Dritten liegt an fich nicht die Uebernahme einer Haf- 
tung für deffen Handlungsweife gegenüber der Klägerin in ber 
Weife, wie wenn ber Beklagten felbft ein Deufter von der Klägerin 
übergeben worden und von ber Beflagten die Pflicht zur Auf- 
bewahrung übernommen worden wäre. 8 Eünnte daher diefes 
Einverftändniß der Beklagten nur nod) etwa unter dem Gefichts- 
pımkt in Betracht fommen, ob hierin ein die Beweislaft auf bie 
Beklagte abwälzendes Verfchulden gegenüber der Klägerin liege. 
Auc, diefes Hat jedod; da8 Dberlandesgeriht ohne Rechtsirrthum 
verneint. II, 125/94 vom 26. Juni. 

537. Der Beklagte in Stettin hatte dem Kläger zu Berlin 
bis ult. November 500 Sad Stärke laut Probe frei Sciffsfeite 
Stettin zu liefern. Er ift gemahnt und ihm eine Nadyfrift von 
drei Tagen gejett. Kläger war damit einverftanden, daß die 
Stärfe feinem Abkäufer P. aus Magdeburg geliefert werde. Am 
3. Dec. hat er 100 Sad dem Bevollmädtigten des PB. aus Magde- 
burg in Stettin angebient, welche wegen Probewibrigfeit zurüd- 
gewiejen find, am 4. Dec. hat er weitere 100 Sad, am 5. Dec. 
300 Sad dem Bevollmächtigten des Klägers in Stettin angedient, 
welche wegen Beripätung zurüdigewiefen find. Der Beklagte tft 
zum Scadenserfaß nad) dem Unterfchied des Kaufpreifes gegen 
den Marktpreis von Stettin am 3. Dec. verurtheilt, Revifion der _ 
Bellagten zurücgewiejen. ‘Den Beweis der Probemäßigfeit der 
angedienten 100 Sad hatte Beflagter zu führen und hat ihn nicht 
erbradt: I, 123/94 vom 27. Juni. 

538. Im Fall 285 Hatte der eine Eiviljenat des Hanfeatifchen 
Dberlandesgerihts die von einander abweichenden Gutachten der 
Sadverftändigen dahin gewürbigt, die Klaufel bedeute nad) der 
Ufance im Handel mit Domingofaffee, daß der Käufer auch die 
in Folge von zu feuchter Ablabung entitandene Beichädigung mit 
zu empfangen habe, wenn nur die Waare noch als Kaffee zu 
gelten habe, daß alfo die durch jolche Beichädigung herbeigeführte 
Deeinträdhtigung der Beichaffenheit der Waare diejelbe nur als 
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eine geringere Sorte ericheinen laffe. Der Käufer wurde alfo 
mit der Behauptung, die Klaufel begriffe die Landbeihädigung 
nicht in fi, nicht gehört. Revifion zurücgewiefen. I, 165/94 
vom 4./7. Yuli. 

539. Dagegen Tieß es ein anderer Senat deffelben Ober- 
(andesgerichts unentichieden, ob die im Fall 285 mitgetheilte Klaujel 
auch die Kandbeichädigung dede, weil hier Verfäufer nicht bewiejen 
habe, daß der Kaffee feine Brennwaare fei. Denn ob er da8 
jei oder nicht fei, darüber differirten die Gutachten der Sad)- 
verftändigen. Unter YBrennwaare wurde aber Kaffee verftanden, 
welder mit NRüdfiht auf jeine DBeichaffenheit nicht in vohem, 
jondern nur in gebranntem Zuftande gehandelt werde, aud) wern 
jene Beichaffenheit von einer Beihädigung herrühre.. Wenn die 
Beihädigung einen folhen Grad erreicht habe, daß der Kaffee 
nur noch al8 DBrennwaare gelten kann, dürfe der Käufer die An- 
nahme weigern. Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sadıe 
zurüd unter Anderm, weil diefe Definition einer ausreichenden Bes 
gründung ermangele. I, 192/94 vom 4./7. Juli. 

540. Das Berufungsgericht erfennt an, daß der Verkäufer 
einer unter der Klaufel „tel quel” verkauften Waare verpflichtet 
jei, beim Bertragsfchluffe dem Käufer mitzutheilen, welche für den 
Entfchluß des Käufers, die Waare zu erwerben, erhebliche Um- 
Stände ihm Hinfichtlich der Dualität der Waare befannt feien, und 
daß dazu aud) feine Kenntmiß von der Abladung der Waare mit 
jogen. Yandbeichädigung gehören würde, weshalb mit NRedt dem 
Inhaber der Flagenden Firma als dem Verkäufer und Kontrahenten 
der Beklagten der von ihm abgeleiftete Eid auferlegt fei, daß ihm 
zur Zeit des VBertragsabfchluffes nicht befannt gewejen fei, daß 
die hier fraglichen beiden Partien Kaffee in Port de Pair land- 
beichädigt abgeladen waren. Dagegen hat e8 mit Recht eine 
Deweisführung über die weitere Behauptung der DBeflagten ab- 
gelehnt, daß K. & Eo., die Ablader und Kommittenten der Kläger, 
Kenntniß von einer Abladung des Kaffees in feuchtem oder be= 
Shädigtem Zuftande hatten, indem es zutreffend erwägt, daß die 
Beklagten zu 8. & Eo. überall nicht in einem Vertragsverhältniffe 
ftehen, daß Beklagte diefe aus dem mit den Klägern abgeichloffenen 
Vertrage nicht in Anfpruch nehmen und daß fie dem Anipruche 
ber Kläger einen Einwand aus der Perfon ihrer Kommittenten 
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nicht entgegenjegen können. Komme es bei der Prüfung ber 
Nechtsbeftändigfeit eines Vertrages auf das Wiffen oder Nicht- 
wiffen von thatfächlichen Umftänden, auf Gutgläubigfeit oder Bös- 
gläubigfeit oder auf ein ähnliches Moment an, jo könne daffelbe 
nur in Betradt fommen, foweit daffelbe in der Perfon des 
KRommiffionärs oder diefem gegenüber begründet fe. Wenn bie 
Revifion Hiergegen einwenbet, der gegenwärtige Nechtsftreit werde 
unftreitig von den Klägern für Rechnung und im Auftrage ihrer 
Kommittenten 8. & Co. geführt, fo ift dies unerheblich. I, 165/94 
vom 4./7. Iuli. — 2gl. E., 38. 27, ©. 125. 

541. Im Fall 286. Das Berufungsgericht findet durch 
den Ausiprud) der Arbitragefommilfion jowie durdy) andere Um- 
jtände die Behauptung, daß für den Getreidehandel ein allgemeiner, 
insbefondere aud) in Rotterdam geltender Handelögebraud) beftehe, 
wonad der Käufer die Abnahme des gelieferten ©etreides wegen 
Dualitätsmängel nicht verweigern dürfe, fondern die wenngleich 
qualitäts- und probewidrig gelieferte Waare in Empfang nehmen 
und den Kaufpreis bezahlen müfje und nur Preisminderung ver- 
langen fönne, für erwiefen, und ferner für dargethan, daß DBe- 
fagte fich in dem DVertrage auch diefem Handeldgebrauce unter: 
worfen habe. Hiernad) gelangt das Berufungsgericht zum Schluffe, 
daß Beklagte dolo8 handelte, wenn fie, ohne die nach dem Ver- 
trage allein zuläffige Enticheidung der Arbitrageflommilfion über 
die Probemäßigfeit der Waare herbeizuführen, was, da fie im 
Befi der Probe jei, von ihr abhänge, die Abnahme verweigern 
oder etwa im Prozeffe Preisminderung verlangen wollte. Hierin 
ift ein NRectsirrthum nicht erfennbar. VI, 106/94 vom 5. Yuli. 

542. Bellagter in Weftpreußen faufte von der Klägerin in 
Mannheim eine von derfelben zu montirende Drejchmafchine nebit 
Lolomobile. DBeklagter ift zur Zahlung des Preifes verurtheilt, 
Repifion zurüdgemwiejen. Daß, was Beflagter gerügt hat, beim 
Betriebe am rechten Lager an der Lokomobile Brennen einjtellte 
und das rechte Lager an der Zrommelmelle des Dreichlaftens 
erheblich heiß wurde, hatte feinen Grund nicht in mangelhafter 
Konftruftion, fondern in mangelhafter Montirung und in fehler 
hafter Ausführung einzelner weniger wichtiger Theile der Mafdine, 
und ift von der Klägerin im Laufe des Prozeffes bejeitigt. Daß 
der Mangel nicht früher bejeitigt wurde, hatte Bellagter ver- 
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Ichuldet. Aus B.UR. 1641 und 1644 ift nicht abzuleiten, daß Handeisfauf. 
unmefentliche und leicht zu bejeitigende Mängel nicht nachgebeffert 

werden dürften. Daß dies nadzulaffen, entipricht dem zu unter- 

ftellenden Willen ber Parteien und den billigen Erforderniffen des 
Gefchäftsverfehre. II, 151/94 vom 21. Sept. Bgl. 18. 

543. Die Bellagte hat von einem Eifenwerf Säulen be- 
zogen, welche zu preilen waren. Sie glaubt fic) berechtigt, bie 
. Zahlung zurüdzuhalten, bi® der, nach dem Bertrage von dem Eifen- 
wert zu führende Nachweis erbracht fei, daß die Röhren orbnnungs- 
mäßig gepreßt jeien. Damit wurde fie nicht gehört, weil die VBe- 
flagte von ihrem vertragsmäßigen Net, einen Ingenieur zur 
Ueberwachung der Preffung abzufenden, feinen Gebrauch gemacht 
und die Säulen abgenommen und verbaut habe. Damit hatte 
fie auf einen vorgängigen Nacdweis der Preflung als Be- 
dingung der Abnahme verzichtet. Nevifion zurückgewiefen. III, 
124/94 vom 21. Sept. 

544. Die Beklagte wurde aud mit dem Cinwande nicht 
gehört, daß die Berührungsfläcden der Säulen nit forgfältig 
bearbeitet jeien, weil eine bdesfallfige Mängelanzeige nicht verht- 
zeitig erfolgt war — 9.6.2. 347 —. Denn folder Mangel 
oder wenigitens ein Zweifel an der ordnungsmäßigen Befchaffen- 
heit mußte al8bald hervortreten. ‘Dann war aber Bellagte ver- 
pflichtet, wenn fie fich nicht jelbit genügende Aufklärung verfchaffen 
fonnte, bei der ihr obliegenden Unterfudhung Sadperftändige hin- 
zuzuziehen, was fie unterlaffen bat. III, 124/94 vom 21. Sept. 

545. Die Klägerin hat anders, al® vereinbart war, bie 
Prefjung vorgenommen, nämlid innere Preffung und nicht nad) 
erfolgter Zufammenfegung der einzelnen Theile angewendet. Die 
Einhaltung ber vereinbarten Erfüllungsweije Fönnte erheblich fein, 
wenn die Einrede des nicht erfüllten Vertrages in Trage ftänbe. 
Da e8 fid) aber um eine Schadenserfagforderung der Beklagten 
handelt, jo fommt e8 nur darauf an, ob fie an der von ihr ge- 
mwünfchten Preffung ein vermögensrechtliches Intereffe hat. Das 
war aber nicht der Fall, da der Berufungsridter auf Grund eines 
Gutachtens feftftellt, daß folcdhe weder üblich noch nothmwendig fei. 
III, 124/94 vom 21. Sept. 

546. Der Kläger hat von der Bellagten 16 gebrauchte 
hölzerne Kaftenfipper gefauft unter der Bedingung, daß vers 
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ichiedene Arbeiten an den Wagen vorgenommen würden. Die 
Lieferung follte fucceffive in ca. 8—14 Tagen erfolgen, die Zah- 
fung baar fofort nad) Lieferung. Der VBeftellzettel enthält den 
vorgedructen Vermerk: „Erfüllungsort für beide Xheile Berlin, 
frei Waggon an Weftender Tagerplag (der Beklagten) zu Tiefern”, 
und unter ben Lieferungsbedingungen den Vermerk: Verjandt- 
Adreffe: „A. St. (Kläger) Northeim.” Das Berufungsurtheil geht 
davon aus, daß nad) dem PVertrage die Beflagte verpflichtet war, 
die Wagen an die Adreffe des Klägers nad) Northeim abzufenden, 
daß fie den Kaufpreis erft nach der Ablieferung in Northeim zu 
fordern hatte, daß die Wagen am 23. Zebr. in Northeim hätten 
eintreffen können, daß das Verlangen der Beklagten auf Bezahlung 
des Raufpreijes vor oder bei Ablieferung unberecdtigt war, und 
daß fich Beklagte deshalb feit 25. Febr. im Verzuge befand, mwee- 
halb fie zum Schadenserfag wegen verfpäteter Erfüllung verurtheilt 
ift. Revifion zurüdigewiefen. Da die Wagen fucceffive zu Tiefern, 
der Preis nach der Lieferung zu bezahlen, die Verfandadrefje des 
Klägers aufgegeben ift, fo Tann nicht angenommen werden, daß 
der Kläger hat verpflichtet fein follen, vor Abjendung jedes einzelnen 
Wagens den Wagen auf dem Lagerplak der Bellagten in Weftend- 
Berlin zu befichtigen und ihn gegen Zahlung abzunchmen. Daß 
das Landgericht den Vertrag ebenfo ausgelegt hat wie der Be- 
Eagte, entichuldigt diefen nicht. SIrrthümliche Vertragsauslegung 
Ichließt Verfchulden des Verpflichteten nicht aus. I, 160/94 vom 
26. Sept. 

547. Das vom Beklagten den Klägern verkaufte „‚garantirt 
reine Bienenwad8‘ war feemäßig verpadt in Hamburg an Bord 
der nach Mexiko abgehenden Schiffe an die Kläger abzuliefern; 
dem DBellagten war die Weiterverfendung nad) Mexiko befannt. 
Hieraus in Verbindung mit ferneren Umftänden folgert da8 DBe- 
rufungsgeridht, daß die Parteien ftillfchweigend dahin fich geeinigt 
haben, die Unterfuhung der Waare auf ihre Qualität, welde in 
Hamburg möglich, aber jchwierig gewejen wäre, foll erft in Mexiko 


.an den Beftimmungsorten erfolgen. Dieje Feltftellung und ihre 


Begründung laffen einen Rechtsivrtfum nicht erkennen. II, 
132/94 vom 28. Sept. Vgl. Bd. XVII, 451; Bd. XIX, 206. 

548. Kläger hatte von der Beklagten Brandbledhe und Alt- 
zine mit der Beftimmung gefauft, daß Käufer binnen adjt Tagen 
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3000 Marf auf den Kaufpreis anzahle. Der Berufungsrichter Handelstauf. 
Ipriht aus, daß die Abrede der Parteien nicht den Sinn einer 
Beitimmung über die Zahlungsart, fordern die Bedeutung einer 

wirklichen Bedingung des vorbehaltenen Rüctrittsrechts der DBe- 

Hagten haben follte.. Da der Käufer Zahlung nicht geleiftet hat, 

ift Verfäuferin zurüdgetreten. Dabei fonnte von der Verbind- 

lichkeit, dem Kläger eine Nachfrift einzuräumen — 9. ©. 3. 356 

— feine Rede fein. V, 108/94 vom 29. Sept. 

549. Im Fall Bd. XIV, 443 hat nun das Berufungsgericht 
zu Gunften des Klägers bedingt erfannt. Das Neichsgericht hat 
jest auf die Revifion des Beklagten die auf Zahlung der Preis- 
differenz für die nicht abgenommenen, und vom Kläger in Selbit- 
hülfe verfauften Kartoffeln gerichtete Klage abgewiefen. Wenn 
aud) der beflagte Käufer fich durd) Verweigerung der Annahme 
am 31. CHt. 1888 in Annahmeverzug gejett hatte, fo waren doc, 
nadhdem Kläger die Kartoffeln vorläufig zurüdgenommen hatte, 
um fie zu verlefen, Beflagter von der Verpflichtung die Kartoffeln 
vor erfolgter Verlefung zurüdzunehmen, entbunden. Dagegen war 
der Kläger verpflichtet, das DVerlefen baldmöglichit zu bewirken, 
ohne daß e& dazu einer Aufforderung des Beklagten bedurfte, und 
dem DBellagten Anzeige davon zu machen, wenn da8 Verlejen 
beendigt war, um fie dann anderweit zu liefern. Der Kläger hat 
aber nicht angeboten, nachdem das Berlejen beendigt war, fondern 
er hat damit drei Wochen gewartet; danad) war er im Lieferungs- 
verzuge; und da die Kartoffeln inzwifchen fchledhter geworden 
waren, brauchte fie num der Beflagte nicht abzunehmen. V, 123/94 
vom 3./10. Dft. 

550. Im Fall 19. Aus dem Pr. UL. R. läßt fih eine 
Verpflichtung des Käufers, ftatt der. gelieferten vertragswidrigen 
Woaare, welhe er dem BVerfäufer aufgeichoffen hat und die von 
diefem zurüdgenommen ift, eine andere Waare anzunehmen und 
zu bezahlen, nicht ableiten. Nah S. 325, I, 5 ift, wenn der 
Sade ausdrüdlich vorbedungene Eigenfchaften fehlen, der Em- 
pfänger berechtigt, auf die Gewährung bderjelben anzutragen. Das 
fann nicht bedeuten, daß der Empfänger bejchränft jet auf das 
Recht, ftatt der gelieferten mangelhaften Waare, über welde ein 
generifher Kauf abgeichloffen fei, die Lieferung einer anderen 
Üaare diejes genus zu fordern, welche die zugefagten Eigenfchaften 
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habe. Denn nad) dem Syftem des Allgemeinen Landredts, und 
abgejehen von den Beitimmungen des Handelsgefeßbuchs, wurde 
das Gefchäft über die Tieferung einer generifch beftimmten Ouan- 
tität als ein Gejhäft befonderer Art angefehen, als Lieferungs- 
vertrag — I, 11, $. 981 —. Für diefes Lieferungsgefchäft wurde 
aber in 8. 987 der Grundjat ausgeiproden, daß nach geleifteter 
Lieferung unter den Kontrahenten alles das ftattfindet, was zwifchen 
Käufern und Verkäufern NRedtens ift. Alfo, nachdem durd die 
Lieferung der Waare individualifirt ift, hat der Käufer diefelben 
Rechte, welche er bei einem fofort zu erfüllenden Kauf einer Spezies 
wegen fehlender verijprocdener Eigenichaften nah $. 198, I, 11 
hat. Danad) fann aber ber Käufer, wenn ber Verkäufer die ber 
gelieferten Spezies fehlende Eigenichaft nicht gewähren kann, von 
dem Bertrage wieder abgehen — 8. 326A.U.R1L,5—. Um bie 
Nachgewähr der der erften Lieferung fehlenden Eigenjchaft handelt 
e8 fih nicht mehr. Diejes Leinöl in eine vertraggmäßige Waare 
umzuändern, dazu hat fid) die Klägerin nie erboten, vielmehr hat 
es die Klägerin, dem Verlangen der Beklagten entipredhend, zurüd- 
genommen, nadhdem e8 DBellagte zur Verfügung geitellt Hatte, 
weil e8 nicht die vertragsmäßigen und zugefagten Eigenjchaften 
habe. Die Beklagte durfte fi) danadı definitiv weigern, ftatt der 
gelieferten mangelhaften eine andere angeblidy) tadellofe Waare 
als Erfüllung anzunehmen und zu bezahlen. Denn dadurd), daß 
Art. 338 9. ©. 2. beftimmt hat, nad den Beitimmungen über 
den Kauf jet (von vornherein) ein Handelsgefchäft zu beurtheilen, 
dbeifen Gegenftand in der Lieferung einer Quantität vertretbarer 
Saden gegen einen beftimmten Preis befteht, ift an $. 326 
AUNR.L 5 nichts geändert. I, 190/94 vom 13. Oft. 

551. Ueberdies erichien der Waffertransport in der zweiten 
Hälfte des December gegenüber ber Zeit der erjten Hälfte oder 
der Mitte Decembers für den Beklagten jchwieriger. Wenn alfo 
Bellagter am 17. Dec. der Klägerin nad) Xondon depefchirte, er 
nehme neues Leindl nur, wenn Klägerin Frachtdifferenz zwiichen 
Schlepper und Bahn von Hamburg nad) Berlin übernehme, und 
die Gründe dafür in dem Brief vom 18. Dec. auseinanderjeßte, 
Klägerin aber bdiefes Anfinnen ablehnte, und Bellagte hierauf 
unter dem 21. Dec. die Annahme einer Erfaglieferung fchlechthin 
ablehnte, fo kann diefes Verfahren zumal Angefichts der Meinungs- 
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verichiedenheit beider Parteien über das, was Klägerin zu liefern Hanbelstauf. 
hatte, und ber fi) daraus bei der Annahme einer Erjaglieferung 

leicht ergebenden Weiterungen nicht al chilanös angejehen werden. 

— Bol. THöl, Handelsrecht, $. 275 der 6. Auflage. — I, 190/94 

vom 13. Oft. 

552. Allerdings hat die Klägerin, welche gegen ihren DVer- 
fäufer rebhibitorifch Hagt, zur Zeit die Waare nicht im Befik, 
weil fie biejelbe weiter verkauft Hat, aber fie kann fie jeden 
Augenblid zurüderwerben, ba fie ihr von ihrem Abnehmer zur 
Dispofition geftellt if. Klägerin bat aud) diefe Gegenleiftung 
nicht zum Doraus abgelehnt. Sie fpridht die Abfiht aus, erft 
nad) Verlust des gegen ihren Abnehmer W. geführten Prozeffes 
die Waare zu reftitwiren. Unterliegt fie gegen W., muß fie alfo 
die Waare von bdiefem zurüdnehmen, fo erfcheint der Aniprud 
gegen die Beklagte — die Nidtigleit des Hlägerifchen VBor- 
bringens im Webrigen vorausgefegt — in feinem ganzen lim- 
fange begründet und unbedingt vollziehbar. Siegt fie aber gegen 
W. ob, fo wird fie in die Lage verjeßt, die Befriedigung ihres 
Anspruchs durh W. zu erlangen. Diejem Umftande trägt bie 
Klägerin dadurch Rechnung, daß fie ihre Forderung gegen bie 
jetige Beklagte nur für den Fall ihres Unterliegens in dem gleich- 
zeitigen Brozeffe erhoben haben will. Dem Klagpetitum wird 
dadburd nur im Intereffe der Beklagten eine Beichränfung, be- 
ziehungsweife Bedingung beigefügt. Die prozefiunle Zuläffigkeit 
eines derartigen PBetitums ift aber nicht zu beanftanden, da laut 
8. 664 &. P. D. aud auf bedingte Leiftungen erfannt werden kann, 
wenngleich die Leiftung von etwas Anderem abhängt als von einer 
Borleiftung oder einer gleichzeitigen Leiftung Zug um Zug. Vgl. 
Geuffert, Kommentar, $. 664. III, 137/94 vom 9. Oft. 

553. Klägerin hatte von ber Bellagten eine größere Quan- 
tität Schienen gefauft, nad) und nad) abzunehmen. Ohne daf 
fie nad) dem Inhalt des BVertragd dazu verpflichtet war, jett 
fieben Wagen mit Schienen abzunehmen, forderte die Klägerin 
im November 1892 die Ueberfendung von fieben Wagen Schienen 
unter der Bedingung, daß die Beklagte zwei ihr überjandte 
Accepte dritter Perfonen, weldhe im Januar und Februar 1893 
fällig wurden, al& Zahlung annehme. Die Bellagte Tehnte das 
ab, erbot fich die fieben Wagen mit Schienen zu überfenden, wenn 
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der Betrag in baarem Gelde eingegangen fei, und findigt ar, 
fie werde den erften Wedjjel im Ianuar zur Zahlung präfentiren 
laffen und den eingezogenen Betrag der Beflagten gutjchreiben. 
Die Klägerin lehnte das ab, forderte Rüdgabe ber Wechjel und 
erklärte, fie werde den Reit Schienen im März oder April ab- 
nehmen. Beklagte hat die Wechjel in Kurs gejett, diefelben wurden 
nicht eingelöft. Sie hat darauf die fieben Wagen Schienen nad) 
vorgängiger Androhung in Selbfthülfe verkauft. Beflagte ift zur 
Herausgabe der Wechjel verurtheilt, ihre Widerflage auf Erjak 
der Differenz ift abgewiejen, Revifion zurücdgewiefen. II, 195/94 
vom 23. Oft. 

554. Ein New-Porker Händler hat von einem Berliner 
Kaufmann bejtimmte Sorten von Kartoffeln gelauft, welde in 
Stettin abzuladen waren. Die Kartoffeln follen in New-Nort 
zum großen Theil verfault angefommen jein. ‘Der Unterhändfler 
hat verkauft, wa8 er bat verfaufen Ffönnen, und fordert num die 
Differenz. Damit ift er abgewiefen. Aus dem auf Grund der 
Gutadten der vernommenen Sadperftändigen ergangenen Be: 
rufungsurtheil Täßt fi jo viel entnehmen, daß die Urfacdhe des 
Verderbens der Kartoffeln allein in dem Transport biefer Sorten 
fiegt, weldde die Schihtung in einem nicht zu Lüftenden Scdiffe- 
raume, der eine Temperatur von 15° R. aufwies, während eines 
Zeitraums von vier Wochen nicht aushalten. Dafür trifft den 
Bellagten fein Verfchulden. Wenn berjelbe auch, wie der Be- 
rufungsrichter annimmt, mit aller derjenigen Sorgfalt bei Prüfung 
der Kartoffeln vor deren Ablabung verfahren ift, welde im 
Kartoffelhandel angewendet wird und verftändigerweije allein ge= 
fordert werden kann, — jo hat er feine Obliegenheiten erfüllt. 
Waren, wie angenommen ift, die Kartoffeln gejund und von ver- 
tragsmäßiger Beichaffenheit, al8 in Stettin erfüllt wurde, fo 
mußte der Kläger den Preis zahlen. I, 219/94 vom 27. Okt. 

555. War zwifchen dem Kieler Verkäufer und ber Kaffeler 
Käuferin vereinbart, „daß das noch indisponirte Quantum an R. 
in Kiel ausgeliefert werden folle‘, jo bedurfte e8 nicht einer näheren 
Unterfuhung und Feftftellung darüber, welde Vollmadht oder 
Auftrag R. von der beklagten Käuferin erhalten hatte. Entjcheidend 
war, daß für Rechnung der Beflagten an R. in Kiel geliefert 
werden jollte, da bei diefer Sadjlage die Beklagte nad) Art. 347 


an a 
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9. &.3., welder dort au für Plabgefchäfte gilt, dafür Sorge Hanbelsfauf. 
zu tragen hatte, daß die Waare in Kiel nad) erfolgter Lieferung 

dur ben Empfänger oder in anderer Weije auf etwaige Mängel 

unterfucht wurde, fobald dies bei ordnungsmäßigem Gefchäftsgang 

thbunlid war. Unerheblih, daß der Beklagten Falturen nad) 

Raffel überjandt find. Die Meängelanzeigen waren daher ver- 

jpätet, injoweit diejelben dadurdy unbillig verzögert find, baß 

die Beklagte nad) der Ablieferung durd KR. Ausfallmufter ziehen 

und fih an ihren Wohnort überjenden ließ. III, 180/94 vom 

9./16. Nov. 

556. Der Beflagte, ein Kaufmann M. zu Köln, verkaufte 
an den Kläger, einen Kaufmann Ph. zu Offenbady, per April/Mai 
Abladung je 200 Barrels weißes Baummollenfamenöl nad) Mufter 
zu 50 Mark per 100 Kilo cif Antwerpen oder Rotterdam, “Drei- 
monatdaccept gegen Konnofjement. Das Del wurde von New- 
Morf verfendet. Das Del ift nad feiner Ankunft in Antwerpen 
durch einen Spediteur nad) ber Fabrik des Klägers in Klein» 
Auheim weiter befördert, und erjt nad) feiner Ankunft in der 
Tabrif unterfuht. Die fofort erfolgte Mrängelanzeige hat der 
Berufungsrichter al8 rechtzeitig nah Art. 347 9. ©. DB. eraditet, 
weil, wie unter eingehender Würdigung des Sadjverftändigengut- 
achtens dargethan wird, die Unterfuhuug in Antwerpen nad) dem 
ordnungsmäßigen Geichäftsgange weder üblich noch thunlich ge- 
wefen fei. Insbejondere beftche ein Handeldgebraud, für die Unter- 
juhung am Orte des Seehafend nit. NRevifion zurüdgemiefen. 
II, 237/94 vom 23. Nov. — Bgl. 3d.1, 1097; Bd. II, 1012, 1015; 
Bb. IV, 734, 739; Bd. XII, 439; Bd. XIV, 430, 436; Bd. XVIL, 
432; Bd. XVII, 451. 

557. Kläger beanfprudt mit der Klage Schadenserjat wegen 
Nichterfüllung. Da derjelbe vedhtzeitig — und zwar bezüglich der 
ganzen Lieferung — Mängelanzeige gemacht hat, fo muß der Be- 
Hagte, weldyer den vollen Kaufpreis erhalten hat, die Brobemäßig- 
feit der Wanre beweifen. Insbejondere wird. hieran dadurch nichts 
geändert, daß nicht der Verfäufer den Kaufpreis, fondern der 
Käufer ale Schabenserjag die Rüdzahlung des Kaufpreijes nad) 
Abzug des Verfteigerungserlöjes fordert. (R.D.9. ©. €, 3b. 7, 
©. 236; Bb. 11, ©. 21 und ©. 367; 38.15, ©. 217.) Zu einer 
Unterfuhung der Waare durd) Sadpverftändige war Kläger nad) 
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Handelstauf. Art. 348, Abj. 2 des H. G. DB. nur beredtigt, nicht verpflichtet. 


II, 237/94 vom 23. Nov. 

558. Der Bellagte fann aud mit Erfolg nicht geltend 
machen, daß in Folge der durch den Kläger veranlafßten Ver: 
fteigerung die Beweislaft umgefehrt worden fei. Die Verfteigerung 
ift erfolgt auf Grund des Art. 348, Abf. 5 9.©.2. nad ge 
höriger Androhung und Benadridtigung des Beklagten, und die 
Waare war in Folge Undichtigkeit der Fäffer dem Verberben aus- 
gefeßt und Gefahr im Berzuge. Zu bdiefer Verfteigerung war 
Kläger allerdings materiell nur im alle der wirklihen Mangel» 
haftigfeit berechtigt; allein diefes Verhäftniß beeinflußt nicht die 
Frage der Beweislaft. Endlich ift nicht richtig, daß Kläger dem 
Beklagten durd die Verfteigerung die Möglichkeit, den ihm ob- 
liegenden Beweis der Probemäßigfeit der Waare zu erbringen, 
genommen habe. Der Beklagte war fo redjtzeitig von dem be- 
vorstehenden Verkauf benachrichtigt, dak er vollauf in der Lage 
war, durch Unterfuchung der Waare die von ihm behauptete Probe- 
mäßigfeit vor der Verfteigerung nachzuweijen. II, 237/94 vom 
23. Nov. 

559. Bellagte Hat fi) auf einen Handelögebraud bei über: 
feeiichen Gejchäften berufen, wonad) e8 genügen foll, daß ber Ver- 
fäufer beweift, daß die Waare in fontraftmäßiger Form abgeladen 
wird, und daß zu diefem Beweife mangels befonderer Bedingungen 
die in Amerifa übliche Beurkundung durd) die amtlichen Injpef- 
teure hinreihe. Nun hat aber das Oberlandeögericht zutreffend 
angenommen, daß nad dem dem Nedhtsftreit zu Grunde liegenden 
Kaufvertrag der Parteien, welche beide in Deutidhland wohnhaft 
find, der Erfüllungsort für den Bellagten nit New-Nork, fon- 
dern Antwerpen war; die auf den erfteren Ort hinzielenden Be- 
weiserbieten find danad vom Berufungsgericht Ichon aus diefem 
Grunde mit Net al& unerheblich erachtet worden. II, 237/94 
vom 23. Nov. 

560. Die Bellagte, eine Deannheimer Firma, hat an die 
Klägerin E. A. zu Düffeldorf 100 Eifternen Petroleum ab Vliffingen 
in Räufers Cifternen verkauft. Einen Theil der Lieferung hat 
Beklagte dem fpäteren Verlangen der Klägerin entiprechend fo be- 
wirft, daß im Fradıtbrief der Vermerk gemacht wurde: ‚„‚mit Begleit- 
hein II auf 8. A. Düffeldorf”. Später hat fie wegen Zahlungs- 
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jäumniß die Bejorgung der Zollabfertigung abgelehnt. Klägerin 
lehnte die Abnahme ohne Zollabfertigung ab, Beklagte trat zurüd, 
Klägerin fordert Schadenserfag wegen Nichterfüllung. Damit ift 
fie abgewiefen. 1) Zunädjft ftatuirt Art. 344 9. ©. DB. nid eine 
gefegliche Verpflichtung des Verkäufers zur Ueberjendung der Waare, 
jondern will nur, wenn eine Ueberfendungspflicht befteht, rüdjicht- 
li) der Art der lleberjendung den Grad der anzuwendenden Sorg- 
falt bezeichnen. Nimmt man nun auch an, baß im vorliegenden 
Tall (auf Grund eines für Diftanzgefchäfte beftehenden Hanbels- 
gebraudy8) der Verkäufer die Pflicht zur Ueberjendung der Waare 
gehabt habe, fo folgt doc daraus nicht, daß feine Verpflichtung 
auch dahin gegangen fei, die Verfendung mit Begleitfchein II zu 
beforgen; vielmehr Fonnte das Oberlandesgericht auf Grund des 
Umftandes, daß den Verkäufer bei einer folchen Verjendungsweife 
ein Rififo treffen würde, zu deffen Zragung er nicht verpflichtet 
jei, da8 Beitehen einer Verpflichtung des Verkäufers zu einer 
jolhen Berfendungsmweife verneinen. Für das Beftehen einer der- 
artigen Verpflichtung des Verkäufers kann nit Art. 393 9.6.2. 
angerufen werden. Art. 393 regelt nur das Verhältniß zwijchen 
dem Abfender und dem Frachtführer, aber nicht die Verpflichtungen 
zwijchen dem Verkäufer und dbem Käufer einer Waare, insbejondere 
zu welcher Art der Verjendungsweife, zu welchen auf die Zoll- 
zahlung und Zollhaftung fi beziehenden Handlungen der DBer- 
fäufer gegenüber dem Käufer verpflichtet ift, daher namentlicd) 
nicht, ob der Verkäufer verpflichtet ift, eine Verfendung mit Be- 
gleitfchein II, die Lediglich im Intereffe des Käufers Liegt, herbei- 
zuführen. 2) Aud ein möglicherweife nur geringes Rifito für 
den Verkäufer aus einer Verjendung mit Begleitjchein II bildet 
fein Dinderniß für die Verneinung einer Verpflichtung des DVer- 
fäufer® zur Herbeiführung einer joldhen Verjendungsweife. 3) Auch 
wenn man die Cifternen, in welchen das Petroleum verjendet 
wurde, als Beftandtheil des Fradhtguts und Pfandobjeft für die 
Forderungen des Frachtführers aus dem Frachtvertrag betrachten 
wollte, ift bei eintretendem Verluft oder Beichädigung des Tradt- 
guts eine Haftbarkeit des Abfenders für den Zoll und daher ein 
Rifilo des Verkäufers nicht ausgejchloffen. Hierzu fommt aber, 
daß aud die Möglichkeit nicht ausgefchloffen ift, daß der Fradıt- 
führer ohne Nüdficht auf fein Pfandredt an dem Frachtgut den 
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Handelskauf. Abjender unmittelbar für feine (des Fractführers) Zollauslagen 
in Anjprucd) nimmt, jodaß aud hiernady aus ber Verfendung mit 
Begleitichein II ein Rifilo für den Verkäufer eintreten fann. I, 
235/94 vom 23. Nov. 

561. Klägerin hat 300 tons Florida-Phosphat von 75 Proz. 
aus einem damals! noh Shwimmenden Schiff von der Beklagten 
gefauft. Für den Fall, daß das Schiff verloren gehen follte, gilt 
der Vertrag ald annullirt. Das Schiff fam an, die Waare hatte 
aber nicht den vertragsmäßigen Gehalt. Verkäuferin bot Klägerin 
Waare de8 vertragsmäßigen Gehalts aus einem andern Schiffe 
an, wa® diefe ablehnte. Das Neichsgericht erachtete die Beflagte 
Ihabdenserjatpflichtig.._ E8 ift davon auszugehen, daß für beide 
Kontrahenten al8 vereinbart galt, daß der mit dem Dampfer 
‚„Dadgreen‘ erwartete Phosphat Kaufgegenftand fein fol. 8 
tiegt alfo ber Fall vor, daß, wenn die mit dem beftimmten 
Schiffe angelommene Waare der vertragsmäßigen Eigenfchaften 
entbehrte, die Nachlieferung, der Erjaß der gefchuldeten durch eine 
von einem anderen Orte zu beziehende Waare unftatthaft gewejen 
ift. Demnad) war die Klägerin auch nicht zur Gewährung einer 
Nadfrift gemäß Art. 356 H. ©. 3. verpflichtet und durfte daher 
die Klage nicht wegen Verfagung diefer Nachfrift abgewiefen werben. 
Die Bellagte war, ohne daß ihr eine Nadfrift bewilligt werden 
mußte, zur Leiftung des Intereffe aud) dann verpflichtet, wenn 
ihr die ehlerhaftigfeit der Waare nicht zum voraus befannt ge- 
weien if. L.6 pr. D. 19, 1; L.45 D. 18, 1. I, 253/94 vom 
22. Nov. 

562. Der Kläger hat von der beflagten Handlung, welche 
außer mit Eifenwaaren aud mit Haushaltsgegenftänden, die fie 
nicht fabrizirt, handelt, eine Stehleiter für 7 Mark 50 Pf. gekauft 
und geliefert erhalten. Kläger hat in dem Geichäft der Beklagten 
eine jolide und gute Zimmerleiter von beftimmter Höhe gefordert 
und darauf feitens eines Angeftellten jene Leiter vorgewiejen er- 
halten. Der Angeftellte hat auch dieje Leiter vor feinen Augen 
beftiegen. Kläger hat nun feinen Zweifel an deren Haltbarkeit 
mehr gehabt. Kinige Tage darauf Hat er die Leiter in feiner 
Wohnung aufgeftellt und erftiegen. Als er die oberjte Stufe er- 
reicht hatte, tft die Leiter unter ihm zufammengebrodhen und Kläger 
törperlich bejchädigt. Mit feinem aus diefem Grunde erhobenen 
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Schadenserjaganpruh ift er abgewiefen. Die Leiter war folid 
und nad einem in Berlin üblichen Konftruftionsfyftenm gearbeitet ; 
fie eignet fih aber nicht dazu, bis zur oberften Stufe beftiegen 
zu werden, was den meilten Verkäufern unbelannt if. _E8 war 
auch der Beklagten unbelannt, ohne daß ihr dies zum Verfchulden 
gereihte. Eine Haftung aus einer leichtfinnig ertheilten Zufiche- 
rung deffen, was Verkäufer jelbft nicht weg — R. ©. E., Bd. 20, 
©. 92; Bolze, Praxis, Bd. V, Nr. 671%; Bd. XI, Nr. 402 —, 
ift dann begründet, wenn der Käufer annehmen durfte, der 
Verkäufer babe fich vergewiffert, daß feine Zufage der Wahrheit 
entiprehe. Wenn der römijche Berfäufer verfiherte, der zum 
Kauf angebotene Sklave fei rechtichaffen, treu, und ihn nun für 
einen theuren Preis verkaufte, fo konnte der Käufer annehmen, 
der Berfäufer habe den Sklaven darauf hin erprobt. Zu folder 
Erprobung bedarf e8 Feiner bejonderen Fadjfenntniffe. Es ift des- 
halb durdhaus angemefjen, wenn L. 13, $. 3 D. de actionibus 
emti et venditi (19, 1) den Verkäufer in folchem alle haften 
läßt, weil fich der verfaufte Sklave al8 Dieb erweift. Auf ähn- 
lihen Erwägungen beruht die Haftung des Samenhänblers, welcher 
eine unrichtige Verficherung über die Sorte des von ihm verfauften 
Samens abgibt. Worauf im vorliegenden Falle die Verficherung 
des Kommis der Beklagten gegründet war, konnte der Kläger er- 
fennen. Der Kommis, welder nad der eigenen Erklärung des 
Klägers nur 10 Pfund leichter als diefer war, ift vor den Augen 
des Klägers bis oben hinauf geftiegen, und nun hat der Kläger 
bie Leiter für 7 Mark 50 Pf. gekauft. Daß er für foldhen Preis 
eine ganz befonders zuverläffige Leiter erhalten würde, oder daß 
im Gejchäfte des BVerkäufers bejondbere außergewöhnliche Er- 
probungen des Syhftems gemacht fein würden, Fonnte der Kläger 
nit erwarten. Wenn er der Probe, welde vor feinen Augen 
gemacht wurde, traute, fo fonnte er aus den Erklärungen des 
Kommis der Beklagten nichts weiter ableiten, al8 daß man folche 
Probe überhaupt gemacht und daß dabei ein Unfall nidht vor- 
gefommen war. Alles, was darüber hinausging, wie namentlich 
die Erflärung: „das fei eine Patentleiter”, waren allgemeine An- 
preifungen und al8 foldhe auch dem Kläger erfennbar. I, 241/94 
vom 10. Nov. 

563. Auch wenn ber Kauf bereits vorher durch den Agenten 
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Handelsfauf. Sch., weldher eine Probe Üüberfandt hatte, abgeichloffen war, er- 
Icheint die Annahme des Berufungsurtheils vechtlich unbedenklich, 
daß der beffagte Käufer durch die Genehmigung bes ihm mit 
Schreiben des Hagenden Verkäufers vom 3. Dec. 1892 überjendeten 
Diufters, welche er in feinem Antwortichreiben vom 4. ‘Dec. 1892 
ausdrüdtich ertheilt hat, fi an dieje Gerftenprobe gebunden habe 
und lediglich mit diefer Probe übereinftimmende Waare bean- 
Ipruchen fonnte. Daß diefe Probe eine andere Beitimmung ger 
habt habe, als bei Beftreitung. der Vertragsmäßigfeit der gelieferten 
Gerfte zur Vergleihung zu dienen, und daß die Genehmigung des 
Beklagten nicht gerade auch die Anerkennung diejer Beltimmung, 
woraus fih feine Pflicht zur Aufbewahrung der Probe ergab, 
bedeutete, hat der Bellagte nicht zu begründen vermodt. Er will 
diefe Probe als überflüffig weggeworfen haben, weil er fie mit 
dem von dem Agenten Sc. erhaltenen Verkaufsmufter überein- 
ftimmend befunden habe. Allein damit hat der Beklagte die Ber- 
gleichung der gelieferten Gerfte, deren muftermäßige Beichaffenheit 
er beftreitet, mit dem nach der Vereinbarung der Parteien maß- 
gebenden Mufter unmöglid, gemadyt und hat daher nad) feitjtehender 
Sudilatur zur Ausgleihung bes dem Kläger hierdurd zugefügten 
Nacıtheils die an fi dem Kläger Hinfichtlic) der vertragsmäßigen 
Beichaffenheit der Waare obliegende Beweislaft diefem abzunehmen 
und feinerjeits die Vertragswidrigfeit der Waare darzuthun. Da 
der Bellagte nach der eitftellung des Berufungsgerichts diejen 
Beweis nicht zu führen vermochte, rechtfertigte fi) daher feine 
Berurtheilung zur Zahlung des eingeflagten Kaufpreijes jowie die 
Abweifung der durch) den Mangel einer vertragsmäßigen Erfüllung 
jeitens des Klägers bedingten Widerflage. II, 239/94 vom 20. Nov. 

564. Die beflagte Gewerfichaft beftellte bet ber Klägerin die 
Lieferung ihrer Grubenhöfzer für die Iahre 1890 und 1891. Ber: 
abredet wurde: Allmonatlic bi8 zum 20. wird dem Xieferanten 
jeiten® der Verwaltung der annähernde Holzverbraudy für den 
folgenden Monat aufgegeben. Für den Fall, daß der Lieferant mit 
der Holzlieferung im Verzuge bleibt, vefp. nicht jtetS die benöthig- 
ten Orubenhölzer auf Lager haben follte, ift die Verwaltung der 
Zeche berechtigt, die Hölzer anderweit zu jedem Preije zu Taufen 
und dem Lieferanten den eventuell dafür gezahlten Mehrpreis zu 
belajten. Da die Klägerin mit einer erheblichen Menge von Hölzern 
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in Verzug gelommen ift, hat fi) die Gewerkichaft diefe Hölzer Hanbelstanf. 
zu einem höheren Preife angelauft. Die Differenz ift der Klägerin 
vom Berufungsgericht angeredhnet. Al Sinn der Worte „zu 
jedem Breife” tft dabei erachtet, daß Beklagte bei den Dedungs- 
fäufen nicht gegen Treu und Glauben zum Nachtheil der Klägerin 
handeln, daß andererfeits aber Beklagte, deren Grubenbetrieb einen 
Aufihub in der Lieferung nicht geftattete, nicht folle herumzufuchen 
brauchen, ob fie die Hölzer bei dem einen Lieferanten vielleicht 
bilfiger befomme al® bei dem anderen. “Dafür, baß Bellagte bei 
den Dedungsfäufen gegen Treu und Glauben gehandelt habe, 
liegt fein Anhalt vor. Daraus, daß Beklagte das Holz bei den 
* Dritten faft doppelt fo hoch bezahlt hat al8 nad; dem mit der 
Klägerin vereinbarten Preife, tft died nicht zu entnehmen, denn 
e8 unterliegt feinem Zweifel, daß die Beflagte, die das Holz 
dringend bedurfte und folches von Dritten umgehend geliefert ver- 
langte, bedeutend höhere Preije bezahlen mußte, al® fie bei einem 
Lieferungsgeihhäft bezahlt haben würde und insbejondere als foldje 
bei einem VBertrage über derartige Duanta und von folder Dauer, 
wie mit Klägerin verabredet zu werden pflegen. Cs war Sadıe 
der Klägerin, behufs Begründung ihrer Behauptung der verlegten 
Treu und Glauben nachzumeifen, daß und bei wem Belflagte die 
Hölzer zu den angegebenen Zeiten billiger befommen konnte und 
daß fie dies wußte. Es it auch auffallend, daß, wenn da& be- 
nöthigte Holz fo billig und Teicht zu erlangen war, Klägerin da®- 
felbe nicht felbft beichafft hat. Nevifton zurüdgemwiejen. II, 
232/94 vom 20. Nov. 

565. Das Berufungsgeriht hat aud ohne Redtsirrthum 
e8 für unerheblich erachtet, daß Beklagte es unterlaffen hatte, 
am 20. jeden Monats den Bedarf für den folgenden Dionat auf- 
zugeben. Denn Klägerin hatte fich nicht darauf berufen, wenn 
Bellagte jchleunige Lieferung unter Androhung des Dedungstaufe 
verlangte und fich dedite, vielmehr da8 weiter verlangte Holz aud) 
nachher noch geliefert. ‘Damit hat Klägerin thatfächli auf die 
vorherige Mittheilung der Holzbebarfsliften verzichtet, und daß die- 
jelben für fie eine Bedeutung nicht mehr haben konnten, geht 
daraus hervor, daß ber Klägerin der annähernde Bedarf an Holz 
für den einzelnen Monat aus der langen Gejchäftsverbindung und 
den Holzverbraudsliiten befannt war. Die Verpflichtung der 
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Handelstauf. Klägerin zur Füllung des Magazins auf der Zeche beftand aber 
fort, und Klägerin war injofern bezüglich der Vertragserfüllung 
im Verzug, als fie den Monatsbedarf nicht in dem Magazin auf 
der Zeche gehalten hat. II, 232/94 vom 20. Nov. 

566. ©. in Gernsbadh hatte von 3. in Mannheim 10000 
Kilogramm Waghäufel-Raffinade, lieferbar ab Fabrik, Preis 
zahlbar in zwei Monaten, gekauft. Am 3. Febr. Ichrieb G. an 
3., er wünjcdhe den Zuder Ende nädfter Woche zu beziehen, und 
bezeichnete, wie er die Waare in Brode, Würfelzuder, Grieszuder 
eingetheilt haben wollte. 3. ertheilte am 7. Yebr. an DB. in 
Halle a./S. den Auftrag, 10000 Kilogramm NRaffinade in der 
vorgefchriebenen Eintheilung an die Zuderfabrit Waghäufel auf: 
zugeben zur prompten Verfendung an ©. in Gernsbad. DB. er- 
theilte der Zuderfabrif entiprechende Weifung und jchrieb an ©.: 
auf Beranlaffung von 3. Lafie fie ihm ab Waghäufel einen 
Doppelwaggon Zuder zugehen, womit er nad) VBorfchrift von 3. 
verfahren möge. Die Zuderfabrif belud einen Eijenbahnwagen 
mit dein Zuder, ftellte darüber am 9. Febr. einen Yradıtbrief 
„per DB. Halle a./S.” aus und übergab den Wagen ber Eifen- 
bahn in Waghäufel zur Beförderung an ©. in Gernsbadh. Dort 
ift der Zuder am 10. Febr. angelangt und an diefem Qage oder 
am 11. Gebr. von ©. in Empfang genommen. 3. war am 
10. Febr. Abends durch Selbftnord geftorben. Noch an diefem 
Tage telegraphirte B. an ©.: ‚‚Abgeroliter Waggon Waghäufel 
nit für Rechnung 3., fondern unfere Rechnung. Brief unter- 
wege. ©. theilte die am 11. Febr. der Firma von 3. mit dem 
Bemerken mit: Wer mir den Zuder berechnet, ift mir jchließlich 
einerlei, geben Sie mir Auffhluß. Der Buchhalter von 3. ant- 
wortete, ©. habe mit B. nichts zu thun, er erhalte den Zuder 
von 3. beredinet. ©. hat den Preis an DB. bezahlt; über den 
Nadlaß des 3. ift der Konkurs eröffnet; der Konfursperwalter 
hat wider ©. Klage auf den Preis erhoben. ©. ift verurtheilt. 
Auh wenn das Telegramm bed B. vom 10. Febr. an ©. gelangt 
ift, bevor der Frachtbrief über den Zuder an ihn ausgefolgt oder 
der Zuder von ©. ausgeladen und in defien Befit gelangt ift, 
hatte bereit8 vorher 3. feine Verbindlichkeit gegen &. erfüllt. 
Denn mit dem Zeitpunkt, in welchem der Zuder von der Zuder- 
fabrif in dem Erfüllungsort Waghäufel der Babdifchen Eifenbahn 
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al8 Frahtführerin zur Abfendung an ©. unter bem 9. Yebr. über- 
geben war, war nad) Badiihem Net das Eigenthun an bem 
nun inbividualifirten Zuder auf ©. übertragen — R. ©. €, 
Br. 1, ©. 415 ff. — und die Pflicht des 3. zur Uebergabe im 
Sinne 9. ©. B. 324, 342 erfüllt. Diefe Wirkung wäre ein- 
getreten, wenn 3. den Zuder bireft von Waghäujel an &. ge- 
landt hätte. Sie trat in gleicher Weife ein, wenn B. im Auftrage 
von 3. durd bie Zucerfabrit, wie gejchehen, verjendete. ‘Damit 
wurde zugleich die von BO. dem ©. gegenüber angenommene An- 
weifung — vgl. 454 — von D. erfüllt. LI, 244/94 vom 30. Nov. 

567. Die Eigenichaft der Erfüllung einer bejtehenden Tauf- 
weifen Verpflichtung des 3. konnte fo wenig wie durch Verkäufer 
jeldft nicht dadurch wieder befeitigt werben, daß B. nad) diefer 
Erfüllung dem ©. das Telegramm zugehen ließ. ‘Die überfendete 
Waare blieb eine mit Uebergabe in Waghäufel an die Badilche 
Eifenbahn die Erfüllung des Vertrags von 3. bildende, Cigen- 
thum de &. gewordene und von diefem als foldhe in Empfang 
zu nehmende Waare. Für diefe Rechtswirkung ift e8 unerheblich, 
ob ©. gegenüber B. nad Treu und Glauben die Verpflichtung 
gehabt hätte, ihr telegraphiih Nachricht zu geben, daß fie auf 
deren Anfinnen nicht eingebe, damit diefe noch der Eifenbahnver- 
waltung Weifung zur Nichtausfolgung hätte geben fünnen. II, 
244/94 vom 30. Nov. 

568. 3. hat auch die Nebenpflicht erfüllt, die Waare dem 
©. nad) Gernsbah zu überfenden. Hätte B. (jet es mit Redt 
oder mit Unrecht) thatjächli den Beklagten an der Empfang- 
nahme der Waare verhindert (z.B. mittelft einer nod) vor Aus» 
folgung des Frachtbriefs an den Beklagten der Eifenbahnverwaltung 
zugehenden und von diefer befolgten Weifung, das Fradhıtgut nicht 
an den Deflagten auszufolgen), dann würde allerdings dieje Neben- 
pfliht von 3. nicht erfüllt worden fein. Allein B. Hat dies nicht 
gethan, vielmehr wurde die Waare von dem Belflagten in Gernsd- 
bad in Empfang genommen. Das am 10. Febr. 1893 von 2. 
an den DBellagten aufgegebene Telegramm fteht aber nicht etwa 
einer thatjächlihen Verhinderung der Empfangnahme der Waare 
glei. IL, 244/94 vom 30. Nov. 

569. Bei den oben gegebenen Darlegungen ift es für die 
Zahlungspflicht des Beklagten gegen 3., nun gegen die Konfurs- 
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maffe, rechtlich unerheblid, ob DB. an fi) aud gegenüber 3. ver- 
pflichtet gewejen wäre, dem Beklagten Zuder al8 Erfüllung des 
Vertrags des Beklagten mit 3. zugehen zu laffen. Entjcheidend 
ift, daß er e8 gethan hat. Und nachdem er e8 gethan und diefe 
Handlung als Erfüllung der Vertragspflicht des 3. gegen den 
Bellagten gewirkt hat, Fonnte er nicht nachträglich den Charakter 
feiner Handlungsweife ändern. Er Fonnte dies weder gegenüber 
dem Bellagten, noch aud), eben weil er für Nednung de 3. 
durch die Uebergabe des Zuders in Waghäufel zur Abjendung an 
die Belflagte erfüllt hat, gegenüber dem 3. II, 244/94 vom 
30. Nov. 

570. Klägerin hatte von bem Beklagten eine Dampfmaldine 
gekauft. Beklagter it zur Nücdzahlung des im Voraus entrichteten 
Kaufpreifes und Erftattung der aufgewendeten Vertrags, Trans- 
port» und Unterfuhungsfoften verurtheilt. Auf verjpätete Mängel- 
anzeige (9. ©. B. 347) konnte er fi) nicht berufen. Die Sad): 
verftändigen haben ausgeiprodhen, daß die Mafchine überhaupt 
nicht betriebsfähig und äußerft veralteter Konftruftion jei. Eine 
derartige Mafchinne hatte die Klägerin nicht beftellt. Die von ihr 
gekaufte Mafchine follte in ihrem Gewerbebetriebe praftiiche Ver- 
wendung finden, und wenn diejelbe, um ald Vertragserfüllung 
gelten zu fünnen, aud) nicht nothiwendig von befter und neuefter 
KRonftruftion zu fein brauchte, fo verftand es fi doc von jelbft, 
daß ihre Konftruftion und Ausführung wenigftens infoweit den 
Anforderungen der mobernen Technik entjpredden mußte, daß fie 
im Allgemeinen als eine praftiich verwendbare, betriebsfähige 
Dampfmaschine anzufehen war. Die Vorentjheidung hat mit Recht 
angenommen, daß mit der lWeberfendung diefer Arbeit der Ber- 
trag nicht einmal in mangelhafter Weife, jondern überhaupt nicht 
erfüllt werden fonnte. III, 210/94 vom 7. Dee. 

571. Im Fall 22 forderte die Klägerin Erjag des Schadens, 
welchen fie durch Heruntergehen des Breijes der von ihr zur 
Effeftuirung des Auftrags angefauften Wolle und an Zinfen vom 
Werthe der Wolle erlitten habe, und den entgangenen Gewinn. 
Damit wurde fie abgewiejfen. Denn die Klägerin hätte einen 
Schadenserjaganfprud nad) H.&. B. 343 und 354 nur begründen 
fönnen, wenn fie, was nicht geichehen, einen Selbithülfeverfauf 
vorgenommen hätte. — VBIE.R.D.9.G.€., Bb. 17, ©. 423; 
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Bolze, Prarie, Bd. III, Nr. 696; Bd. VII, Nr. 596. — Ein Handelstauf. 
Tall wie R.®. €, Bd. 1, ©. 64 lag nit vor. Die im Der- 
trag vom 13. Aug. 1890 gejeßte Beorderungs- und Lieferungsfrift 
(eritere bis Ende December 1890, lettere bi8 Ende Januar 1891) 
ift nicht derartig maßgebend, daß eine Erfüllung nad) Ablauf der- 
felben ausgefchloffen wäre. Die Klägerin felbft hat died baburd) 
anerkannt, daß fie nach Inhalt ihrer Zufchrift vom 14. April 1891 
der Beklagten zur nadjträglichen Erfüllung bis zu jenem ZQage 
und jodann noch weitere 10 Tage Frift ertheilt hat. Ebenjo hat 
die Beklagte nirgends dargethan, daß die nod) rüdjtändigen Garne 
nad) dem SIanuar 1891 nicht mehr al8 PVertragserfüllung hätten 
gelten können. Die Möglichkeit des Selbjthülfeverfaufs lag aud) 
beit der vorbehaltenen Spezififation vor. — R.G.E., Bd. 10, 
©. 99; R.D.9.©. €, Bd. 15, ©. 146; Bd. 18, ©. 52; 3b. 22, 
©&.5. — II, 215/94 vom 18. Dec. 

572. In der Betonung des Rechts auf Erfüllung, in ber 
Mahnung des Eäumigen, ja fogar in der Klageandrohung Liegt 
noh nicht eine Ausübung des Wahlrehts in dem Sinne, baf 
nur auf Erfüllung beftanden und von der Ergreifung eines der 
beiden andern für die Rechtsverfolgung offen ftehenden Wege Ab- 
ftand genommen werde. Die an den Gegenfontrahenten gerichtete 
Aufforderung, der Bertragspflicht zu genügen, ift ale eine Wahl 
im Sinne des Art. 354 9. ©. DB. nur dann anzufehen, wenn 
unzweibdeutig erfichtlich wird, daß fie eine endgültige, die andern 
Alternativen ausfchließende Erklärung fein folle. I, 294/94 vom 
19. Dec. 

573. Wo der Käufer durd) Nadjfuchen von Stundung und 
verzögerliche Unterhandlungen deutlich) zu erkennen gegeben hatte, 
daß er nicht zahlungsbereit fei, da bedarf e8 aud) dem die Er- 
füllung weigernden Verkäufer gegenüber zur Befeitigung bes ein- 
getretenen DVerzuges eines thatjächlihen Zahlungsangebote. Cs 
ift dem Berfäufer nicht zuzumuthen, Anftalten zur Lieferung an 
einen Käufer zu treffen, der zur rechten Erfüllungszeit fich als 
nicht zahlungsbereit gezeigt Hat, bevor nicht die Hebung diejes 
Zuftandes dargethan if. Der Käufer, welcher früher nicht ab» 
genommen und dann mit dem Berläufer wegen eines Vergleichs 
verhandelt Hatte, der nicht zum Abjchluß gefommen war, hatte 
hier dem Verkäufer im November gejchrieben: ‚‚Sulls® Sie heute 
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nod gewillt fein follten, ung das Schmalz fofort zu liefern, be- 
lieben Sie dem Bringer bdiejes Ihre Antwort befannt geben zu 
wollen; erfolgt diefelbe nicht, fo nehmen wir an, daß Sie bie 
Tieferung des Schmalzes noch) weiter verweigern wollen, und 
würden wir daher uns gezwungen jehen, gerichtlich gegen Sie 
vorzugehen..... Wir bemerken nochmals, daß wir mit Geld bei 
der Schaale empfangen. Der Verkäufer hatte geantwortet, daß 
er, wenn — was damald nod) ftreitig war — ein Nüdfauf nicht 
zu Stande gelommen jein follte, wegen Annahmeverzugs des 
Käufers im März vom Vertrage abgegangen fei, diefe Mittheilung 
werde jett eventuell nachgeholt. Darauf hat Käufer gegen ben 
Berkäufer auf Schabenserfag wegen Nichterfüllung geklagt. Da- 
mit ift er abgewiejen. I, 294/94 vom 19. Dec. 

574. Im März 1891 Faufte der DBellagte in Nördlingen 
von der Klägerin 50 Ballen Lampong- Pfeffer — Februar März 
Dampfer-Abladung von Indien & 31'/,;, Marf per 50 Kilogramm 
Tara 1 Kilogramm frei ab Duai Hamburg — gegen Dreimonat- 
accept. Auf die Nachricht, daß der Pfeffer in Hamburg angelangt 
fei, erfuchte der Beflagte die Klägerin, die Waare mit Begleit- 
ichein I an ihn nad Nördlingen „abrichten” zu lafjen. Aus Ver: 
fehen des Comptoirs der Klägerin wurde die Waare zur Ab- 
fertigung mit Begleitichein II aufgegeben. Dbwohl der Bellagte 
das aus der Faltura entnommene Verfehen gerügt und die An- 
nahme der Waare verweigert hatte, gelangte diejelbe doch mit 
Begleitichein I nad Nördlingen. Die Spedition der Waare mit 
Begleitfchein II würde dem Bellagten geftattet haben, die Waare 
unverzollt in fein Zranfitlager aufzunehmen und den Zoll je nad 
Entnahme aus demfelben zu entrichten; mit Begleitichein IL treten 
die Waaren in den freien Verkehr und unterliegen daher ber 
fofortigen VBerzollung. Der Bellagte lehnte die Annahme der 
Waare fofort ab. Die hierauf unter den Parteien brieflich ge- 
pflogenen Verhandlungen führten zu feinem Ergebniffe. Nachdem 
Klägerin das im Briefe vom 8. Juni 1891 vorbehaltene Ans 
erbieten, andere 50 Säde mit Begleitichein I zu fenden, eventuell 
wiederholt Hatte, fordert fie den Beflagten mit Brief vom 6. Yuli 
1891 zur Erklärung auf, ob er auf Ablehnung jedes Entgegen- 
fommens beharren wolle, ‚‚weldyen Fall& vorbehalten fei, ihm ohne 
Verzug 50 andere Säde Pfeffer mit VBegleitichein I zugehen zu 
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faffen”. Der Beklagte erflärte aber erit mit Brief vom 28. Juli Handelstauf. 
1891, daß er, da er nad) Ablauf von mehr ald zwei Monaten 
noch nicht im DBefite der Waare fet, den Kauf für nichtig erkläre 
und die Waare nicht mehr annehme. Gemäß Entichließung der 
Königlichen Generaldirektion der Zölle und indirelten Steuern 
vom 25. Dec. 1891 wurde die Waarenjendung al8 ausländifche, 
unverzolfte Waare in die allgemeine Zollniederlage des Neben- 
zollamtes Nördlingen aufgenommen. Die Klägerin erhob unter 
Hinweis darauf, daß die Waare fi im Zranfitlager befinde und 
vom Beklagten jederzeit verzollt bezogen oder daß von ihm un- 
verzolit darüber verfügt werden fünne, Klage gegen letteren auf 
Bezahlung des Kaufpreifes mit 2335 Mark 64 Pf. mit 6 Proz. 
Zinfen feit 21. Aug. 1891, 192 Marf 40 Pf. Tradıtkoften, 
52 Marf AO Pf. Lager- und Fradtkloften des Spediteurs D., 
6 Mark 10 Pf. Affekuranzfoften, und der bei dem ZTranfitlager 
in Nördlingen für Lagerung der 50 Ballen Pfeffer entftandenen 
und noch entjtehenden Koften. Beflagter wurde verurtheilt. Das 
Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. ‘Die Sendung mit 
DBegleitichein II verftieß gegen eine ausdrüdliche Verabredung, 
welche in Ergänzung des Kaufvertrags eine Nebenbeftimmung 
deflelben bildet. Diefe Vertragsmwidrigfeit betrifft nicht die De- 
fchaffenheit der Waare, fondern die Sendung berfelben. 9. ©. 8. 
346 und 347 finden jomit feine Anwendung. Auch die Beitim- 
mungen der Art. 355, 356 fommen nit in Betradht, da fie 
unterlaffene Lieferung vorausfegen. Die Fragen, ob der Beflagte 
zum NRidtritt berechtigt gewefien, oder ob Annahmeverzug vorliege, 
und welde Folgen fi an bdenfelben fnüpfen, find fomit nad) 
Landesrecht, hier nad) dem in Hamburg und aud) in Nördlingen 
jubfidiär geltenden gemeinen Necht zu enticheiden. Die Beichwerung 
der Waare mit einer Öffentlich-vechtlichen Xaft begründet aber feinen 
(körperlichen) Mangel im Sinne der ädilicifchen Klagen. Ein 
Nüdtrittsrecht auf Grund des Wandelungsanfpruchs wegen Er- 
mangelns eines dietum et promissum läßt fid) fomit nicht be- 
gründen. Nah den Grundjäten des gemeinen Nechts über bie 
gegenfeitigen Verträge Fan die Erfüllung von der Gegenfeite nur 
von dem verlangt werden, der feinerfeits erfüllt hat, oder die Er- 
füllung anbietet. Der Bellagte durfte fomit zunäcjit die Empfang- 
nahme und Bezahlung der Waare verweigern, jolange fie ihm 
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niht unter der bedungenen Befreiung von ber Verpflichtung 
fofortiger Zollzahlung angeboten wurde, zumal da e8 fih um 
die fofortige Erlage einer im PVerhältniffe zum SKaufpreife fehr 
erheblichen Summe, alfo nicht um einen nur nebenjächlichen, un- 
erheblichen Erfüllungsmangel handelte. Ein NRüdtrittsrecht hätte 
dem Beflagten aber nur dann zugeftanden werden lünnen, wenn 
in Folge des Erfüllungsverzuges die Leiftung für den Bellagten 
das Intereffe verloren hätte. Dadurch, daß der Beklagte fich felbit 
zum Eintritt in Vergleich&verhandlungen bereit erklärte, wurde der 
Eintritt des Erfüllungsperzugs aufgefchoben. Nachdem er fchon 
in feinem Briefe vom 5. Suni 1891 felbft die Sendung von 
anderen 50 Ballen mit Begleitichein I al8 eine Art der Erfüllung 
in Borfchlag gebradt hatte, durfte er auf die beftimmte Auf- 
forderung der Klägerin vom 6. Yuli 1891 zur Erklärung über 
die Vergleichsvorfchläge der Klägerin und das damit für den Fall 
der Ablehnung verbundene Angebot, ihm ohne Verzug andere 
Süde Pfeffer mit Begleitichein I zugehen zu laffen, mit ber 
Rundgabe feiner Entjchließung nicht zögern und nad) Verlauf von 
mehreren Wochen die Verhandlung abbrechen und den NRücdtritt 
erklären. Durch diefe ungerechtfertigte Rücktrittserflärung hat er 
fi jelbjt in Annahmeverzug gefett. ‘Durch den Annahmeverzug 
hat aber der Bellagte nicht feine Rechte verwirkt. Sein Anfprud) 
auf Leiftung hat fich Hierdurch nicht verändert. Der Anipruch auf 
Lieferung der Waare, frei von der Belaftung mit der jofortigen 
Zollerlage, und die Verpflichtung der Klägerin, die Waare in 
diefer Weife zur liefern, befteht nach wie vor. Aud im alle des 
Annahmeverzugs des Gläubigers, insbefondere der Annahme: 
vermweigerung muß der Schuldner zu der ihm obliegenden Gr- 
fülfung bereit fein und bleiben. (R.D.9.©. €, Bd.4, ©. 147; 
Bd. 15, ©. 55. Römer, Abhandlungen aus dem Römischen Recht, 
Dd. 1, ©. 141.) Er darf die Erfüllungsbereitihaft nicht zurüd- 
ziehen. ft nunmehr auch die Belaftung der Waare mit der 
jofortigen Zollerhebung aufgehoben, fo laften auf derjelben dod) 
die in Solge ber vertragswidrigen Spedition erwachjenen Zrans- 
port-, Ragerfoften und Gefchäftsipejen. Was mit der vertrags- 
mäßigen Lieferung mit Begleitjchein II erzielt werden follte, fann 
nunmehr nur durd Ablöfung diefer Koften und Spejen erwirft 
werden. Die Geldleiftung tritt fomit an Stelle der vertrags- 
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mäßigen Erfüllung, foweit dieje nicht ohne Koftenerfat vollzogen Hanbelstauf. 
werden kann. Indem die Klägerin in der Klage neben dem Kauf- 
preife den Erfaß aller feit Ankunft der Sendung erwachjenen Koften 
verlangt und es dem Beklagten überlaffen will, wie er fid) in den 
Befit der Waare jeten will, zieht fie das Anerbieten der Erfüllung 
wiederum zurüd und erhebt Anfprüde, die in ihrem vollen Um- 
fange nur berechtigt wären, wenn eben die Sendung mit Begleit- 
Ichein I nicht bedungen worden wäre. ‘Demgemäß durfte der Be- 
Hagte auch nicht in dem Umfange, wie geichehen, und nicht in 
dem Sinne verurtheilt werden, daß ed nun ihm überlafjen bleibe, 
wie er die Waare „an fich ziehen” wolle. Die Klägerin hat viel- 
mehr von den Geldleiftungen, welche erforderlich waren und find, 
um vertragsmäßige Erfüllung zu bewirken, alle diejenigen zu über- 
nehmen, welche nicht durch Verjchulden des Bellagten verurfacht 
wurden. VI, 237/94 vom 3. Dec. 

575. Hamm. Die Beklagte zu Eafjel hatte von der Elagenden 
Gewerkichaft zu NRedlinghaufen Kohlen gelauft und in beftimmter 
Zeit abzunehmen. Das war nur zu einem geringen Theile ge- 
ihehen, Klägerin ift zum Selbfthülfeverfauf gefchritten, Beklagte 
zur Differenz verurtheilt. Zum Eintritt des Verzuges genüge es, 
wenn der Verkäufer zur Abnahme auffordere, während er zur 
Lieferung bereit und im Stande fei. Die Erfüllungsbereitichaft 
hänge nicht davon ab, daß die Kohlen bereits gefördert feien. 
Ausreichend fei die Möglichkeit reeller Lieferung und dieje fei für 
die Klägerin bei Kohlen der eigenen Zeche vorhanden gemefen. 
Der Selbfthülfeverlauf fei auch den gejetlichen Erforbernijfen 
ent|prechend vorgenommen worden. &$ jet biefelbe Waare ber- 
fauft worden, welche Gegenftand des Vertrages gewefen fei. Auch) 
fünne gegen die Wahl von Nedlinghaufen als Verfaufsort nichts 
eingewendet werden. Desgleichen feien die beim öffentlichen Ver- 
faufe geitellten Bedingungen nicht für unangemeffen oder unzuläffig 
und nicht al8 gegen das Intereffe der Beklagten verftoßend an- 
zufehen. Unzutreffend fei namentlich die Behauptung der Be- 
Hagten, daß fie in unzuläffiger Weife verhindert worden fei, mit- 
zubieten. Der Bellagten jei nicht das Mitbieten unterfagt, fondern 
e8 jei ihr nur eine Sicherheitsleiftung in Höhe der Hälfte des 
Geldes abverlangt worden. Hierzu fei die Verkäuferin nad) Lage 
der Sade und mit Rüdficht auf die geftellte Verfaufsbedingung, 
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wonach von dem Meiftbietenden Bürgichaft oder in anderer Weife 
annehmbare Sicherheit gefordert werden konnte, berechtigt gewefen. 
Revifion zurüdgewiefen. Der ftattgefundene Selbfthülfeverfauf 
fann weder aus dem Grunde, daß die verfauften Kohlen erjt noch 
von der Klägerin gefördert werden mußten, noch mit Rüdficht auf 
die beim Berlaufe geftellten Lieferungsfriften beanitandet werben. 
Il, 254/94 vom 11. Dec. 

576. Der beflagte Landwirth hat das ihm mit Garantie 
eines Minbeftgehaltes von 58 Proz. Fett und Protein durch 
Diftanzgefchäft verlaufte, am 9. Nov. gelieferte Baummwollenfaat- 
mehl erit am 22. Nov. unter Nüge eines geringeren Gehalts zur 
Verfügung geftellt. Die Revifion gegen feine wegen verjpäteter 
Rüge erfolgte DVerurtheilung ift zurücdgewiefen. Mag aud) bie 
Beranlaffung der hemifchen Unterfuhung im Allgemeinen bei den 
Tandwirthen der Provinz Pofen nicht üblich fein, fo wird dadurd 
doch die Eonkrete Feftitellung des Berufungsrichters nicht getroffen, 
nach welcher Parteien darüber einverftanden waren, daß die Nad)- 
prüfung eines nach Prozenten bedungenen Nährgehalts nur dburd) 
chemische Analyfe erfolgen konnte. Diefe Analyfe hätte aber der 
Beklagte am folgenden Tage nad) der Lieferung bei der landwirth- 
Ihaftliden Verfuchsitation veranlaffen fünnen, und er wäre dann 
zu einer früheren Rüge gelommen. Mindeftens hätte Beflagter 
fofort nad) den bei der Fütterung der Kühe gemachten ungünftigen 
Wahrnehmungen die Mängelanzeige machen müffen. V, 239/94 
vom 19. Dec. 

577. Boranzuftellen ift, daß die beiden Beklagten, eine Witwe 
und eine gejchiedene Ehefrau, ihrer Lebensftellung nach dem Ge: 
\häftsleben an der Börfe ferne ftanden und daR ihre Vermögene- 
lage mindeftens zur Zeit, während ihr Verkehr mit der Klägerin 
dauerte, eine zweifelhafte war und zu dem Umfang der abgejchloffe- 
nen Börfengefchäfte in feinem Verhältniffe ftand. Letteres ergibt 
ji) namentlich aus dem geringen ‘Depot, welches fie eingelegt 
hatten und meldhes troß der Aufforderung der Klägerin nicht er- 
böht werden fonnte. Daffelbe betrug nominell 15500 Marl, ent: 
hielt aber zum größten Theile ganz geringwerthige Papiere. Diejem 
Depot gegenüber ftanden auf gemeinfchaftliche Rechnung der beiden 
Dellagten die jegt in Trage kommenden, per Ultimo gehandelten 
Effekten, nämlidh 15000 Mark Harpener Bergmerksaftien und 
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5000 Rubel Ruffiihe Noten im anfänglichen Kurswerthe von 
33750 Mark, bezw. von 10826 Mark, außerdem aber noch) die 
von jeder Beklagten für fich befonders betriebenen Gefchäfte, welche 
am 3. April 1892 für die Beklagte X. ein Debetfaldo von 60473 
Mark, für die Beklagte Sch. ein joldhes von 62637 DMeark ergeben 
hatten. Unter foldhen Umftänden Liegt die Annahme nahe, daf 
beide Beklagte bei ihren auf die genannten Aktien und auf bie 
Ruffiihen Noten bezüglichen Spekulationen eine reale Erfüllung 
der eingegangenen Lieferungsgefchäfte nicht beabfichtigt Haben. Diefe 
Annahme wird wefentlich unterjtügt durch die Beichaffenheit des 
einen der gehandelten Werthpapiere, nämlich der Ruffifchen Noten, 
die in der Hand der Beklagten Feinen wirthichaftlihen Zwed, 
jondern nur bie Eigenihaft eines reinen Spielpapiers haben 
fonnten, vor Allem aber dadurd, daß fie die betreffenden Ge- 
ichäfte als Ultimogejchäfte begonnen und fo, wie gejchehen, fort- 
gejeßt haben; denn es ift nach ihren Verhältniffen nicht denkbar, 
daß die Beklagten bei ihren auf die Zeit vom Dftober 1890 bis 
December 1892 fich erftredenden, in ununterbrochener Neihen- 
folge zweiundzwanzigmal wiederholten Ultimoprolongationen etwas 
Anderes al das reine Differenzipiel mit den erwähnten Börjen- 
papieren bezwect haben könnten. Andererfeits ift aber auch nicht 
anzunehmen, daß die Klägerin, eine mit Börfengejchäften fi) be- 
faffende Handelsgejellichaft, diefe aus der Natur der ganz un- 
gewöhnlichen Transaktionen von felbft fi) aufdrängende Schluß- 
folgerung verfannt und nicht auch ihrerjeits, in Uebereinftimmung 
mit der erkennbaren Abficht der Beflagten, von einer realen Er- 
füllung des Gefchäfts abgefehen und ausfchlieflich nur eine DVer- 
gütung der Nursdifferenz gewollt hätte. Wäre e8 der Klägerin 
nit um ein bloßes Differenzgefhäft zu thun gewefen, fo würbe 
fie den Bellagten gegenüber nicht auf die höchft auffallende, 22 fache 
Prolongation eines Ultimogejchäfts fi eingelaffen haben. Daß 
fie died gethan und daß fie dabei den hauptfäcdhlich durch Differenz- 
aufrechnung entitandenen Debetfaldo bis zu dem eingeflagten Be- 
trage von 17024 Mark 95 Pf. hat anwadjien laffen, ohne auf 
reelle Abnahme der fraglichen Effekten zu dringen, aud daß fic 
in dem gegenwärtigen Rechtsftreit nicht verjucht hat, darzuthun, 
dag fie im Verlaufe des Gefchäftsverfehrs ich bereit gehalten 
hatte, die Effekten wirklich zu liefern, all dies beweift zur Genüge, 


Börfen- 
geichäfte. 


Börjen- 
geichäfte. 


316 Die einzelnen Verträge, NRechtsgefchäfte und Bertragsflaufeln. 


daß die Klägerin ebenjowenig deren Lieferung gewollt, al® die 
Beklagten beabfichtigt haben, ihre Abnahme zu verlangen, dag 
vielmehr nad) dem erkennbar gewordenen Willen beider Parteien 
bloße Differenzgejchäfte betrieben werden follten. An biefem 
Refultate kann der Inhalt der von der Klägerin an die Beklagte 
gerichteten Schreiben jchlechterding® nichts ändern, weil regelmäßig 
auch für die verbotenen Differenzgefchäfte die Formen der Kauf- 
und Lieferungsverträge gewählt werden. Das NReichsgericht Hat 
unter Aufhebung des Berufungsurtheild das Landgerichtliche Ur- 
theil wieder hergeftellt, welches die Klage des Banfiers auf bie 
Differenz abgewiefen hatte. IL, 107/94 vom 10./13. Iuli. 

578. ®2. hatte befannt, der Klägerin, einer Berliner Firma, 
(aut KRontoauszugs 5825 Markt 88 Pf. zu fchulden, welche er in 
Raten zu zahlen veripradh; der Beklagte hatte dafür die felbit- 
Ihuldnerifche Bürgichaft übernommen. Die Klage auf den Reit 
von 3026 Mark 68 Pf. ift abgewiefen, weil die ganze Forderung 
aus reinen Differenzgefchäften, Zeitgefchäften über Getreide und 
Spiritus, herrührte, bei denen nad vorausgegangener Abrede 
zwifchen B. und einem Mitinhaber der Flagenden Handlung dic 
effeftive Erfüllung ausgeichloffen war. Wevifion zurücgemiejen. 
Unerheblih, ob Klägerin die ihr aufgetragenen Spiritus und 
Getreidegejchäfte mit dritten PBerfonen an ber Börfe effektiv ab- 
geichloffen hat, weil die Klägerin aud) dann, wenn zwijchen ihr 
und P. die effektive Erfüllung ausgejchloffen war, zu ihrer Dedung 
Gefchäfte gleichen Inhalts an der Börfe abgejchloffen haben Fann. 
I, 152/94 vom 29. Sept. 

579. Aud wenn ein Saldoanerfenntniß vorliegt, und wenn 
in diefem eine Novation enthalten wäre, wird dadurch die Einrede 
des reinen Differenzgefchäfts nicht ausgejchlojfen. “Denn die Spiel- 
Ihuld ift nicht eine unvollfommene Verbindlichfeit — $. 86 Eint. 
z. AR —, welde Grundlage einer Novation fein könnte, 
vielmehr fchlehthin ungültig — Grudot, Beiträge, Bd. 12, 
©. 215 ff. — Nur im Fall thatfählidher Erfüllung darf fidh 
der Spieler auf die Ungültigfeit der bezahlten Schuld nicht be- 
rufen — 8.5TEUU.R. LI 11; €, 388.1, 59.129 —. 1, 152/94 
von 29. Sept. 

580. Im Briefe vom 8. Dec. 1889 hat der Beklagte aus- 
drüdtih um Zufendung der „Schlußfcheine für das Differenz- 


Die einzelnen Berträge, Rechtsgejchäfte und Bertragstlaufen. 317 


geihäft” erjucht und in dem Briefe vom 15. Dec. dies dahin 
erläutert, daß er in dem Differenzgefchäfte nur betonen wollte, 
daß er nicht zu liefern oder abzunehmen braude. Die Klägerin 
hat num zwar den Brief vom 8. Dec. dahin beantwortet, daß fie 
überhaupt und aljo auch mit dem Beklagten feine Differenz- 
gefchäfte mache, jondern nur Kauf- und Verlaufsgefchäfte, und im 
Briefe vom 16. Dec. hat fie erklärt, daß fie nicht darauf eingehe, 
daß DBellagter bei den mit ihr gemachten ZTermingefchäften nicht 
zu liefern oder abzunehmen brauche. Diejen VBerwahrungen hat 
fie jedoch dur den weiteren Inhalt ihres Briefes vom 16. Dec. 
jofort jede Bedeutung entzogen, denn fie fährt fort: „Sie haben 
allerdings freie Dispofition über die mit uns gemachten Gefchäfte, 
und fünnen zu jeder Zeit von uns gekaufte Waare an ung zurüde- 
verlaufen rejp. an uns verkaufte Waare von uns zurüdfaufen. 
Wir gehen nun wohl in jeder Beziehung konform.” Hiermit war 
alfo dem Beflagten genau dasjenige zugeitanden, was er nad) 
feinen Briefen wollte, nämlich der Abfchluß eines reinen ‘Differenz- 
geichäfte. Wenn der Bellagte in feinem Briefe vom 15. Dec. 
jeine Auffaffung von Differenzgeichäften dahin erläuterte, daß er 
von der Pflicht zur Abnahme befreit fein wollte, jo dachte er 
unzweifelhaft nicht daran, von der Klägerin Lieferung zu ver- 
fangen, biejelbe hierzu zu verpflichten. Mit der Erklärung, baf 
er Schlußicheine über das Differenzgefchäft verlange, daß er zur 
Abnahme der Waare nicht verpflichtet fein wolle, hat der Beklagte 
der Klägerin deutlich zu erfennen gegeben, daß er auch fie nicht 
zur Lieferung verpflichten wolle, daß er niemals gegen das An- 
erbieten eines Kaufpreijes von mehr als 100000 Marf die LKiefe- 
rung von 500 Zons Weizen fordern werde, fondern nur bie 
5000 Mark an das Geihäft wagen wolle, wofür er fein Accept 
eingejchiet und mit welchem die Klägerin fich begnügt hat. Wenn 
nun bei folder Sachlage die Klägerin nad der Zuficherung, daf 
der Deflagte jeder Zeit den Weizen an fie zurüdverfaufen könne, 
die Erwartung ausgejprocdhen hat: „wir gehen nun wohl in jeder 
Beziehung konform”, fo hat fie den Vertrag auf derjenigen Grund- 
lage abgeichloffen, auf der er ihr angeboten worden ijt, nämlich 
als Differenzgefchäft. Aus dem ganzen Briefwechjel in feinem 
Zufammenhang hätte aud) die Klägerin, wenn — was übrigens 
gar nicht anzunehmen ift — der Bellagte auf Lieferung geflagt 
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hätte, den Einwand herleiten können, daß aud er fich des Rechts, 
folche von ihr zu verlangen, von vornherein begeben habe. Die 
Klage auf die Differenz, worüber Wechfel gegeben war, ift vom 
Neichsgericht abgewiefen. I, 178/94 vom 3./27. DHt. 

581. Im Fall 425. Wenn die Klägerin als Kommiffionärin 
handelte, durfte jedenfalls eine, nöthigenfalis durch Ausübung des 
Fragerechts herbeizuführende, Ermittelung nach der Richtung Hin 
nicht unterlaffen werden, ob die Klägerin die ihr aufgetragenen 
Geichäfte unter Benennung der dritten Kontrahenten oder ale 
Selbftkontrahentin ausgeführt hat, da im erfteren Falle für die 
Trage, ob Recht und Pflicht zur Effeftivlieferung ausgejchloffen 
fein follte, der Wille der dritten Kontrahenten von Erheblichkeit 
gewefen wäre. Ferner mußte auch der vom Berufungsrichter jelbft 
hervorgehobene Unftand, daß diefelben Gattungen und Mengen 
von Bapieren fortgefegt den Gegenftand der Gefchäfte bilden, Ver- 
anlaffung zu der Erörterung bieten, ob nicht ein großer Theil der 
Anläufe in Prolongationen einzelner Dauptgejchäfte beitand, in 
welchem Falle die Frage, ob Recht und Pflicht zur Effektivlieferung 
ausgefchloffen fein follte, nur für die nicht allzugroße Zahl der 
Hauptgefchäfte in Betradht fam, und die „Regulirung” durcd, Feft- 
Stellung der Differenz wenigftens zum Theil fich in anderer Weife 
al8 durch die Annahme, daß reine Differenzgefchäfte vereinbart 
jeien, erklären laffen würde. II, 192/94 vom 19. Okt. 

582. Wenn Bellagter dem Kläger bei Eingehung der ge- 
Hagten Gejchäfte ausdrüdlich erklärt hat, e8 dürften bei diefen 
Geichäften nur Differenzen gefordert und bezahlt werden, und 
Kläger hiermit einverftanden gewejen ift, jo würde das Vertrags: 
verhältniß der Parteien dahin aufzufafjen fein, daß die dem Kläger 
al8 Kommiffionär aus den von ihm übernommenen Gejchäften 
gegen den Bellagten auf Grund von 9. ©. 3. 371 zuftehenden 
Aniprühe auf die nach den Ultimoregulirungen fi) ergebenden 
Differenzen befchränft fein follten, und umgefehrt Beflagter aud) 
nur bdiefe etwa zu feinen Gunften fich ftellenden Differenzen gegen 
den Kläger zu fordern berechtigt gewejen wäre (Art. 361). Danadı 
wäre aber zwifchen dem Kläger und dem Bellagten lediglid ein 
auf reine Differenzgefchäfte gerichteter, fomit nach $. 577, L, 11 
ALU. R. Haglofer Vertrag zu Stande gefommen, und ed würde 
dann nicht darauf anfommen, welche Gejichäfte der Kläger feiner- 
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feit8 an der Berliner Börfe gemacht hat; jelbft fofern diefes reelle 
Geichäfte gewejen fein follten, würde er in diefem Falle gegen den 
Beklagten einen Elagbaren Anfpruc) nicht erworben haben. II, 
226/94 vom 16. Nov. 

583. Das Berufungsgericht hat ferner ohne Recdtsirrthum 
angenommen: Selbft dadurd, daß der Beklagte am 24. Mai 1893 
Auftrag zum Verkauf von je 7500 Marf Diskonto-Rommandit- 
und Norddeutiche oypd-Aktien gegeben, würde, jelbjt wenn diefer 
nur in effeltiven Stüden hätte erledigt werden fünnen, die Mög- 
Cichleit des Differenzgeichäftes nicht ausgeichloffen fein, da jene 
in natura zu verfaufenden Stüde doc) jeder Zeit ad hoc beichafft 
werden Tonnten. II, 226/94 vom 16. Nov. 

584. Die Deutung, die der Aeußerung des D. gegeben ift: 
Bellagter brauche nicht effeftin zu liefern, er dürfe Differenz- 
ausgleihung verlangen, fan nur dahin aufgefaßt werden, daß 
auf der Seite des Beklagten keine Verpflichtung zur effektiven Er- 
füllung beftehen, vielmehr nur das Recht, Differenzausgleichung 
zu fordern, obwalten follte. Gin fo gejchloffenes Gefchäft ftelft 
fih aber als ein nicht Hagbares Differenzgeichäft dar. Denn der 
Thatbeitand eines folchen Gefchäfts ift nicht nur dann gegeben, 
wenn bei dem Gejchäftsabfchluffe der übereinftimmende Wille beider 
Kontrahenten dahin gegangen ift, Keine effektive Erfüllung, fondern 
Differenzausgleihung eintreten zu laffen, fondern aud) dann, wenn 
diefer Wille nur auf der einen Seite, allerdings für den anderen 
Theil erkennbar, vorhanden war, wobei e8 gleichgültig ift, ob die 
Verpflichtung zur effektiven Erfüllung für beide Theile oder nur 
für einen Theil ausgefchloffen fein folite. IV, 134/94 vom 5. Nov. 

585. Wie in dem früheren Urtheil des Neichsgerichte Bd. XVI, 
439, 440 bereit8 angeführt wurde, ift die Gefchäftsverbindung der 
Parteien nicht als ein einheitliches Kommiffionsgefchäft aufzufaffen, 
indem darauf bingewiejen wurde, wie das zur Fortjegung der 
Spekulation vorgenommene NReportgefchäft einzelne Verkäufe und 
Wiederankäufe der Effekten, letztere per Ultimo des nächften Monats, 
enthalten habe. Wurde nun Tettmals auf den 30. Sept. 1891 
prolongirt und der DBellagte deshalb mit dem Kaufpreije nad) 
dem Xiquidationsfurfe belaftet, fo hätte er an dem genannten 
° GStichtage die Aktien abzunehmen gehabt und würde fjich bei Ab- 
nahme derjelben ein um ihren Werth erhöhtes Saldoguthaben 
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ergeben haben. Der Beklagte hat jedoch der Klägerin mitgetheilt, 
daß er zur Zahlungsfeiftung nicht im Stande fei, und die Ab- 
nahme der in Rede ftchenden Werthpapiere verweigert, worauf. 
Klägerin den Stichtag nicht abgewartet, fondern |hon am 15. Sept. 
die Papiere per 30. Sept. verfauft haben will, mit welchem DBer- 
faufe die dem Bellagten im Kredit gutgebradhten Beträge, die 
zum Vortheil des Beklagten den ihm zur Laft gebuchten Anfaufs- 
preis bedeutend überfteigen, fi in Webereinftimmung befinden. 
Inwiefern hierdurd) das Intereife de8 beflagten Kommittenten 
nicht gewahrt worden, Klägerin vielmehr verpflichtet gewejen wäre, 
die auf das Steigen der Kurje gerichtete Spekulation bis zum 
30. Sept. fortzufeten, hat der Bellagte nicht dargelegt, vielmehr 
nur Rechnungslegung über den Verbleib der Papiere und voll- 
ftändige Erledigung des Auftrags verlangt, während e8 fich höchitens 
um eine weitere Gegenforderung hätte handeln fünnen. Nevifion 
des Beklagten gegen das anderweite Berufungsurtheil zurüd- 
gewiefen. II, 317/94 vom 27. Nov. 

586. Hat die Hlagende Kommijfionärin, ohne in das ihr 
aufgetragene Gejchäft als Selbftlontrahentin einzutreten, mit dem 
dritten Kontrahenten wahre Kaufgeichäfte abgejchloffen und ihre 
Verpflichtungen aus diefen Gefchäften erfüllt, jo fann fie hierauf 
eine Forderung gegen den Auftraggeber nicht gründen, wenn nad) 
ihrer Vereinbarung mit diefem nur ein Spiel ftattfinden follte, 
aus welchem eine Elagbare Yorberung gegen den lebteren nicht 
entftehen Konnte. Diefer war nicht gehalten, wahre Kaufgefchäfte, 
zu denen er einen Auftrag nicht ertheilt Hatte, für feine Rechnung 
gelten zu laffen, und folgeweife auch nicht verbunden, der Klägerin 
die in Ausführung folcher Gefchäfte gemachten Aufwendungen zu 
erjegen und ihr dafür Provifion zu zahlen. Hat dagegen die 
Klägerin mit dem Dritten im Sinne einer auf bloßes Spiel ge- 
richteten Vereinbarung mit dem Beklagten 3. fontrahirt, fo ftellen 
die fich ergebenden Differenzen eine Spielihuld dar. Wenn die 
Klägerin diefe für Rechnung des 3. Eontrahirte Spielfchuld be= 
zahlt hat, fo Stehen ihrem Erftattungsanfpruche die SS. 578, 581, 
I, 11 U. 8. R. entgegen, denn e8 fan nad) dem Zwede diejer 
Gefetesporichriften feinen Unterfchied begründen, ob dem Spieler 
jelbft Geld zum Spiel oder zur Bezahlung des Spielverluftes in 
die Hand gegeben wirb oder ob mit Wilfen und Willen des 
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Spielers zum Zwede eines für deffen Rechnung betriebenen Spiels 
Geld aufgewendet oder für Rechnung des Spielers der entftandene 
Spielverluft bezahlt wird. Es fteht ihr auch eine Provifione- 
forderung nicht zu. I, 213/94 vom 20. Oft./17. Nov. 

587. Das bereits feit März 1891 jchwebende Engagement 
ift von der Klägerin dadurch aufgelöft, daß fie den 3. unter der 
Erflärung, die Papiere feien abgenommen, mit dem Kurswerthe 
berjelben per Ultimo Juni belajtet, dann vom 26.—28. Aug. 1891 
behufs ihrer Befriedigung wegen ihres Guthabens nad und nad) 
15000 Mar Bhöniraktien hat verlaufen laffen und in Höhe des 
Berfaufspreifes das Konto des 3. wieder entlaftet hat. Aus diefer 
Art der Auflöfung des Engagements ergibt fich nichts gegen die 
Natur des Geihäfts als eines reinen Differenzgefchäfts, denn 
daffelbe hat fid) für 3. ebenfo wie in allen übrigen Sällen in 
die Kursdifferenz aufgelöft. I, 213/94 vom 20. Dft./17. Nov. 

588. Hamburg. Das Berufungsgericht unterftellt zumächft 
eine Behauptung des Beflagten, welche er fo nicht gemadjt hat. 
Das Urtheil führt aus: Wenn der Vertreter der Kläger den Be: 
Elagten darauf aufmerffam gemacht habe, daß er niemals in die 
Lage kommen könne, die Waare effektiv liefern oder abnehmen 
und bezahlen zu müflen, fondern es fich für ihn immer nur um 
Differenzen handeln werde, fo fei dies vollfonmen richtig. E3 
fei dies Feineswegs eine Eigenthümlichfeit des reinen Differenz- 
geihäfts, und laffe daher auch den Schluß nicht zu, daß ein jolches 
hier vorliege, fondern bei der Organijation des modernen Speku- 
lationshandels an den großen Börfen Fönne der Spefulant nies 
mals in die Lage kommen, das Gefaufte abzunehmen oder das 
Berfaufte liefern zu müffen, wenn er e8 nicht wünjche. &8 ftehe 
ihm immer die Möglichkeit offen, fich fo einzurichten, daß c& fich 
für ihn nur um die Differenz zwijchen dem Vertragspreife und 
dem Marktpreife eines fpäteren Tages handele. Dazu bedürfe es 
gar nicht der Zuftimmung des Gegenkontrahenten. Vorausgefekt 
werde dabei nur, daß er ordnungsmäßig operire, d. h. rechtzeitig 
ein Dedungsgefchäft vornehme, nicht etwa mit dem Gegenfontra- 
henten des erjten Gefchäfts, fondern am offenen Marfte mit einem 
beliebigen Dritten. Die Waare, welche er dann von dem Gegen 
fontrahenten des einen Gejchäfts erhält, benugt er, um fic feiner: 
jeit8 dem anderen zu liefern, und durd die Zahlung erhält er 
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das Mittel, um jeinerfeitd dem Erfteren Zahlung zu leiten. So- 
weit died Argument eine allgemeinere Bedeutung für fih in An- 
Ipruch nimmit, geht e8 fehl, indem es zwei dem Wefen nad) fehr 
verfchiedene Dinge, die nur äußerlich einander gleichen, nicht aus» 
einander hält. Der Kaufmann, der gewerbsmäßig fauft, um mit 
Gewinn zu verlaufen, will durch den Umfaß der Waare gewinnen. 
Diefer Handel ift wirthichaftlich und für die Allgemeinheit noth- 
wendig, im großen Durdichnitt volfswirthichaftlich produftiv. Und 
deshalb ift c& natürlich, daR das Necht eine Klage auf Erfüllung, 
eventuell auf das Intereffe für das Kaufgefchäft gegeben hat. 
Db im Einzelnen nußbringend für die Allgemeinheit und für den 
jpefulivenden Kaufmann von diefem gekauft und verkauft wird, 
darum fann fi) das Privatrecht nicht kümmern; e8 würde feinen 
Sharafter verleugnen, wenn es nicht dem fontrahirenden Privat- 
mann einen weiten Spielraum für die Freiheit feiner Erwägungen 
und feiner Entjchließungen einräumte. Ienen Boden, dem Ums 
fat der Waare zu dienen, verläßt aber im Allgemeinen der Kauf- 
mann nicht, wenn er, ftatt die Waare jelbft abzunehmen, feinen 
Verkäufer anweift, ftatt an ihn, an einen Dritten zu liefern, dem 
er feinerfeits, fet e8 vorher, fei e& nachher, fei es mit Vortheif, 
jei e8 mit Schaden weiter verkauft hat; und wenn er, jtatt fie 
mit eigenem Gelde zu bezahlen, fie von feinem Abfäufer mit 
deflen Gelde dem erjten Verkäufer bezahlen läßt. Ob nicht au) 
ein Kaufmann, welcher in der von dem Berufungsurtheil an- 
gerathenen Weife, aber gewerbsmäßig verfährt und dabei unmäßig 
und weit über feine Kräfte fpekulirt, fi) nicht bloß nach $. 210 
8. D. wegen Differenzhandels ftrafbar madjen, jondern auch in 
dem Sinne fpielen kann, daß feinen Gejchäften die Klagbartleit 
unter Umftänden zu verjfagen wäre, mag hier dahingejftellt bleiben. 
In entfchiedener Weife tritt die Abweichung von dem regelmäßigen 
und fkonfreten Waarenhandel bei dem Börfenfpieler hervor, dem 
von vornherein der Umfat in der Waare, über deren Preife und 
Kurfe er das Differenzgeichäft jchließt, völlig gleichgültig ift. Er 
will auch gewinnen, aber nicht dadurch, daß er die Waare in an- 
dere Hände bringt, fondern allein dadurch, daß er die ‘Differenz 
de8 Preifes, den nad feiner Hoffnung die Waare ar diejem 
Börjenplage zu dem gehandelten Termine often wird, im Ver: 
gleih zu dem Kurfe, zu welhem der Preis zur Zeit des Wb- 
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Tchluffes des Spielvertrags für jenen Termin an der Börfe ver- 
anfchlagt wird, einftreicht, ohne die Mühe und ohne die Gefahren 
des Umjages auf fi zu nehmen. Ihm ift es völlig gleichgültig, 
ob Waare diefer Gattung in der Menge, über welche die für 
jenen Termin gezeichneten Schlußfcheine lauten, zu diejein Termine 
am Plate fein wird. Ihm ift e& ebenjo gleichgültig, daß er gar 
nicht in der Zage ift, den Preis der „‚gefauften” Waare zu zahlen. 
8 kann ihm vorläufig genügen, daß er einen „Kommilfionär 
findet, welcher bereit ift, gegen einen Einfchuß, welcher nur einige 
Prozente beträgt, von ihm einen „Auftrag‘ entgegenzunehmen zu 
einem nominellen Abichluß über fehr bedeutende Mengen und über 
Summen, welche das Vermögen des Spielers um ein Vielfaches 
überfteigen. Denn nur auf diefe Weije kann er große Gewinne 
maden, und auf Gewinn hofft der Spieler immer. Sonft würde 
er nicht Ipefuliren. Seinen Intentionen entjpridt ein Vertrag 
welcher genau das ausfpricht, was er erreichen will, am Beften. 
Da das aber dem Deforum nicht entfpricht, wird die Verjchleie- 
rung eines Lieferungsvertrags oder eines Auftrags zum Abjchluß 
eines Kieferungsvertrags gewählt mit der ausdrüdlichen oder ftilf- 
fchweigenden Nebenabrede, daß nicht geliefert werben, fondern daß 
nur die Differenzen vegulirt werden follen. Das objektive Nedt 
hat gute Gründe, diefem Spielgefchäft, bei welchen von vornherein 
die effektive Erfüllung zwifchen den Kontrahenten vertragsmäßig 
ausgeichloffen ift, bei feiner volfswirthichaftlichen Nutlofigfeit und 
jozialen Gefährlichkeit die Klagbarkfeit zu verjagen. Der Hinweis 
darauf, daß die Römer felbjt aus effektiven Gefchäften nur auf 
da8 Geldintereffe verurtheilten, ift fein zutreffendes Argument, 
um die Unfchuldigfeit und Klagbarkeit der Spielgeichäfte zu ver- 
thetdigen.. Auch wenn unjer Redht aus Dörfentermingefchäften 
nur eine Klage auf die Differenz zuließe, müßte man das Spicl- 
geihäft von dem Waarenhandel jcheiden. Denn nidt um der 
Prozeffe willen werden die Nechtögeichäfte gefchloffen. Im vor- 
liegenden alle hat aber Beflagter etwas ganz Anderes, al8 was 
oben aus dem Berufungsurtheil wiedergegeben ift, behauptet. Nicht 
daß ein Weg zu finden jei, auf welchem der Bellagte die effektive 
Erfüllung, wenn er ridtig, und wie binzugejett werden darf, 
glüclich weiter operire, vermeiden könne, foll beiprochen fein. 
Vielmehr Hat der Bellagte behauptet, er jei durch die Erklärung 
21* 
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des Hägerifchen Vertreters zu dem eriten Auftrage bejtimmt, es 
folfe von effektiver Lieferung oder Abnahme ebenfowenig die Rede 
fein, da man lediglich mit der Differenz zu thun habe. Das 
Berufungsurtheil hat alfo mit feinem erften Argument einen That- 
beitand der Beurtheilung unterzogen, welcher nicht vorliegt; und 
dies Argument trifft ben Thatbeftand nicht, weldyer dem Berufungs- 
gericht vorgetragen if. Damit ift das Gefeß verlett; und das 
Urtheil unterliegt der Aufhebung, fofern e8 nicht durch feine 
übrigen Argumente getragen wird. I, 310/94 vom 29. Dec. 
589. Das Berufungsgericht nimmt an, die Spekulation im 
Wege eines reinen Differenzgefhäfts fei dergeftalt in fi ab- 
geichloffen, daß fich der Spekulant im Voraus unabänderli an 
den Börfenpreis eines einzigen Tages binde, und daß er einer 
in der Zwifchenzeit etwa befürchteten ungünftigen Entwidelung 
des BPreifes nicht würde begegnen fünnen. Das trifft in feiner 
Weife zu... Hatte die Klägerin die 1500 Sad Kaffee, melde 
ihr der Bellagte „‚verfauft” Hatte, ihrerfeits an der Hamburger 
Börfe verkauft und fic) dabei der Wanrenliquidationsfaffe bedient, 
und dedte fie fid) nun im Februar 1894 ein, jo war es für die 
Abrechnung, welde die Klägerin mit Hülfe der Liquidationsfaffe 
dornahm, völlig gleichgültig, ob diefe Gcejchäfte zwifchen der Klägerin 
und ihrem Gegentontrahenten Effeftivgefchäfte oder reine Differenz- 
geihäfte waren. Denn nad) den eigenen Ausführungen des DBe- 
rufungsgerichts Fam c8 in dem einen Falle jo wenig zur Lieferung 
wie in dem andern Falle. Vielmehr „erledigt fi) in der Praris 
die Kompenfation unter den verfchiedenen Kontrahenten am Sticdh- 
tage durd) die VBermittelung der Makler und der Waarenliquidationg- 
faffe, indem überall da, mo in einer Berfon (hier der Klägerin) 
Lieferungs- und Abnahmepflicht Hinfichtlid) einer gleiden Duan- 
tität gleichartiger Gegenftände, obgleid) verjchiedenen Gegenfontra- 
henten gegenüber, zufammentreffen, beides im Wege der fogen. 
Stontration ausgeglichen wird”. Wenn nur der Beflagte zu 
zahlen bereit war, fo lieferte für fein reines Differenzgejchäft diefe 
Eindedung ber Klägerin den Maßftab für die Differenz, welche 
er der Klägerin zu zahlen hatte. Das genügte ja. Und ebenfo 
einfach erledigen fid) die Vebenfen des Berufungsgerichts, wenn 
es nicht die Klägerin, fondern der Beklagte war, welcher zu einer 
Eindedung die Anregung gab. Allerdings hatte die Klägerin fich 
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in ihren Bedingungen die Zuftimmung für die Erledigung durch 
ein Gegengefchäft vorbehalten. ‘Daß indeffen die Klägerin, welche, 
wie fie behauptet, bei den eingellagten Gefchäften entiprechende 
Schlußnoten im eigenen Namen mit der Waarenliquidationskaffe 
gewechfelt hatte, jene Genehmigung für ein ihr während Laufenden 
Engagements angetragenes Gegengejchäft, bei dem fie ja wieder 
verdiente und welches das Nififo beendigte, weigern follte, wenn 
nur der Beklagte jonjt feinen Obliegenheiten nadhfam, dafür liegt 
gar kein Grund vor. Da in diefem Zalle nad) den Bedingungen 
die Klägerin fofort Abrechnung zu ertheilen und beiderfeits ein 
fi ergebender Saldo fofort fällig war, jo erhellt, daß der Spiel- 
vertrag für Manipulationen diejer Art den breiteften Naum lieh. 
Derartige Eindedungen und Gegengefchäfte jpielen denn auch in 
Brozefjen über Börfengefchäfte, in denen der Bellagte den Ein- 
wand des Differenzgefchäfts vorbringt, eine fehr große Rolle. 
Daraus fucht zwar zuweilen der auf ben Saldo DVerklagte eine 
Beltätigung feiner Behauptung abzuleiten, daß reine “Differen;- 
geichäfte vorliegen, weil niemals durch Lieferung und Abnahme 
erfüllt fei. Daß aber der börfenfundige Kläger daraus ein Moment 
für feine Dedultion ableitete, daß fein reines Differenzgeichäft 
vorliege, ift wohl noch nicht vorgefommen. Wenn alfo das Be- 
rufungsgeriht daraus, daß der Beklagte Auftrag zu Dedungs- 
geichäften gegeben habe, den Schluß zieht, es feien Feine reinen 
Differenzgeichäfte abgejchlofien, jo entbehrt diefer Schluß jeglicher 
Beweisfraft. I, 310/94 vom 29. Dec. 

590. Das Berufungsgericht ftellt weiter die Behauptung 
auf, e8 fei begrifflich unmöglich, daß fich der Kommiffionsvertrag 
zu einem reinen Differenzgefchäft geftalte. Niemals könne der 
Auftrag felbft ein reines Differenzgefchäft, ein Spielvertrag jein. 
Dies Argument hat ohngefähr diefelbe Bedeutung, wie wenn be- 
hauptet würde, es jet begrifflih unmöglid, daß fih der Kom- 
miffionsvertrag zu einem Kauf oder Verfauf geftalte. ‘Der Kom- 
mittent beauftrage den Kommilfionär, für ihn zu faufen oder zu 
verkaufen, aber er kaufe nicht von ihm und verkaufe ihm nid. 
Dder wenn behauptet wird, der Kauf jei begrifflich etwas Anderes 
als ein reines Differenzgefchäft. Wer kaufe, könne niemals ver- 
abreden, daß ihm die Waare nicht geliefert werde. Yuriftiich Haben 
folche Argumente wenig zu bedeuten. Denn nicht darauf kommt 
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e8 an, wie die Kontrahenten ihre Verträge benennen, oder wie 
ein Dritter die von den Kontrahenten gejchloffenen Verträge 
rubrizirt, fondern allein darauf, was fid) al8 Inhalt des Ber- 
trags ergibt. Sft e8 angängig, daß der Kommiffionär in einen 
ihm aufgetragenen Lieferungsfauf al® Selbitkontrahent eintreten 
fann, fo ift e& nicht verjtändlich, weshalb der Kommiffionär nicht 
in ein ihm aufgetragenes Differenzgeichäft als Selbitlontrahent 
eintreten fönnte. Sa diefe Hülfe ift nicht einmal nöthig. „Das 
Differenzgefhäft ift ein Vertrag, bei welchem eine Duantität 
Waaren, deren Preis, und eine Zeit feftgefett werden, und beide 
Kontrahenten verfprechen, daß je nachdem die Veränderung bes 
Preifes (Kurfes) zu diefer Zeit die eine oder die andere Richtung 
genommen haben follte, der Eine oder der Andere die Differenz 
der Preife von dem Mitkontrahenten ausgezahlt erhalten folle. 
Es wird oft in die Form eines Lieferungsfaufs gekleidet.” IHöL, 
Handelsredht, 8. 102. Das Täßt fi) aud fo ausdrüden: Der 
Käufer fauft zwar nicht, und der Verkäufer verkauft nicht. Aber 
beide verabreden, es follen zwifchen ihnen diefelben Wirkungen 
nad) Maßgabe der Börfenufanzen bezüglich der Differenzregufirung 
am Stichtage eintreten, al8 ob gekauft und verkauft, aber nicht 
abgenommen oder nicht geliefert wäre. Natürlich können Auftrag: 
geber und Beauftragter daffelbe verabreden. Der Beauftragte 
hat zwar einen Auftrag zum effektiven Ankauf nicht erhalten, 
Parteien verabreden aber, e8 follen zwifchen ihnen diefelben Wir- 
fungen eintreten, al8 wenn der Beauftragte einen foldhen Auftrag 
erhalten und zum WBörjenkurfe die betreffenden ZLermingefchäfte 
ausgeführt, am Stichtage aber für Rechnung des Auftraggebers 
durh ein Gegengefjhäft zum Börjenkurfe erledigt hätte. Wer- 
langte das objektive Recht nicht zur Klagbarkeit des Nechtsgeihäfts 
eine causa, wäre mit Thöl anzunehmen, daß das Differenzgefchäft, 
„der Windhandel”, obwohl er einer causa entbehrt, Hagbar fei, 
jo würde fein Grund vorliegen, diefem nad dem Bilde eines 
Auftragsverhältniffes gefchloffenen Differenzgefchäfte oder der in 
die Form eines Auftrags eingefleideten Sponfion die Klagbarfeit 
zu verjagen, um fie dem nad) dem Bilde eines Kaufvertrages ge-= 
ihloffenen Differenzgefchäfte oder der in die Form eines Kaufs 
eingefleideten Sponfion zuzufpredhen. Das eine Gefchäft ift genau 
jo zu behandeln wie das andere. Db, wie da8 Berufungsgericht 
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behauptet, der Kommiffionär al& folder niemals Spieler oder 
auch nur Spefulant fein fann, ift für die Enticheidung diefes 
Prozeffes ganz gleichgültig. Denn Niemand verhindert den Kom- 
miffionär oder feinen Vertreter, Berabredungen zu treffen, durch 
welche er aufhört, Kommiffionär als jolher im Sinne des Han- 
featiichen Oberlandesgerichts zu fein. Ebenjo gleichgültig ift es, 
ob der Kommiffionär, welder im VBerhältnig zu feinen Kom- 
mittenten al8 Spieler und Spefulant auftritt, zu feiner Dedung 
mit Dritten überhaupt entiprechende Gefchäfte abichließt, und ob 
diefe Gefchäfte wieder Differenzgefchäfte oder Effektivgefchäfte find. 
Auch wenn e8 richtig wäre, was das Berufungsurtheil behauptet, 
daß der Kommiffionär niemals auf eigene Hand fpefulirt, fondern 
fih immer dedt, fo wird ja da regelmäßig zu feinem anderen 
Nefultate führen, als daR aus diefem Gejchäfte des Kommilfionärs 
mit feinem Dintermann immer wieder Differenzen herausfpringen, 
welche dann ben ‘Differenzen entiprechen, die der Kommtffionär 
dem Kommittenten zu leiften oder von diefem zu fordern hat. 
Und wenn fi) das aud) in ber Wirklichkeit bisweilen anders ver- 
halten follte, werın e8 fich ereignen follte, daß der Kommilfionär 
dur Andienungen feines Hintermannes überrafcht würde, welche 
feinem Kommittenten nicht präjudiziren, und denen durch ange- 
mefjene Aufträge zu entiprechen der Kommittent feine Neigung 
zeigt, fo hat es der börfenfundige Kommiffionär doc immer in 
der Hand, „Bedingungen“ für feinen Gejchäftsverfehr über Ein- 
forderung von Nahihüffen und dergleichen zu formuliren, welche 
ihm aus derartigen Verlegenheiten helfen. ‘Dabei ift freilich 
immer vorausgefeht, daß ihm der Kommittent überhaupt die Hand 
zu reihen gewillt ift, daß er fi nicht auf den Einwand des 
Differenzipiel® und deffen Unflagbarkeit zurüdzieht. Solange 
der Kommittent died nicht thut, folange er freiwillig erfüllt und 
freiwillig neue Aufträge ertheilt, obgleich er rechtlich dazu nicht 
gezwungen werden Tann, fo lange fpielt fi) das in Form eines 
Kommiffionsgefhäfts gejchloffene reine ‘Differenzgefchäft genau fo 
ab wie eine wirkliche Kommijfion. Allein durch fteigende Verlufte 
fann diefer Wille des Kommittenten auf eine Probe geftellt werben, 
der er nicht mehr gewachjen if. Wenn er e& dann dem Kom: 
miffionär gegenüber ablehnt, dieje weiteren Verlufte zu tragen, 
und fih im Prozeß auf die Behauptung fteift, e8 fei zwilchen 
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ihnen von vornherein verabredet, daß die effektive Lieferung aus- 
geichloffen fein follte, fo ift e8 geboten, die Behauptung auf ihre 
Wahrheit zu unterjuchen, d. 5. Beweis aufzunehmen, wie ihn der 
Beklagte angetreten hat, und defjen Refultate zu würdigen. Der 
Richter darf folchen juriftiich erheblichen Behauptungen nicht durd) 
allgemeine, im WVorftehenden übrigens widerlegte Betrachtungen 
ausweichen. Ebenfowenig ift aber daraus allein, daß der Be- 
Flagte fich bei einem Gefchäfte jo verhalten hat, wie ein Kom- 
mittent, welcher den Auftrag zu einem Effektivgefchäfte gegeben 
hat, ein zuläffiger Schluß auf die Unwahrheit jener für das ge: 
fammte Verhältniß der Parteien erheblichen Behauptung zu ziehen. 
Das verurtheilende Berufungserfenntniß wurde aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. I, 310/94 vom 29. Dec. 

591. Den beiden Beklagten wurde das ausichließliche Recht 
auf Herftellung Hydraulifcher Sandjteine nad dem NeichEpatent 
20890 und auf gewerbsmäßige Veräußerung für die Provin; 
Hannover und das Herzogthum Braunfchweig verkauft. Kläger 
verpflichtete fi, nad) der Yertigitellung der von den Beflagten 
zu erbauenden Fabrif einen fachkundigen Techniker an Ort und 
Stelle zu fenden, welder die Käufer oder deren Yabrikleiter in 
die Fabrifationsweife und deren Geheimniffe vollftändig einführt 
und welcher fo lange zur Verfügung des Käufers bleibt, bis der- 
jelbe die Fabrikation erlernt hat und die Fabriferzeugniffe her- 
ftelit, die den Yabrifaten in Haftings und Eöln gleichwerthig find. 
Gegen die auf Zahlung bes letten Dritteld des Kaufpreijes ge: 
richtete Klage madjen die Beflagten geltend, daß es ihnen troß 
der Anleitung der Inftrufteure nicht gelungen fei, in ihrer Yabrit 
brauchbare, ins&bejondere nicht rifjige Steine herzuftellen. Sie 
jeen der Klage die Einrede des nicht erfüllten Vertrages ent- 
gegen, damit find fie abgemwiejen und zur Zahlung verurtheilt; 
Nevifion zurüdgewiefen. Die Beklagten beftreiten der Sade nad 
nicht die Erfindung felbft, fondern deren gewerbliche Verwerthbar- 
feit. Daraus können fie aber feine Einrede ableiten. — Bol. 
Bd. XV, 489. — In obiger Bertragsbeftimmung hat das DBe- 
rufungsgeriht nur die Webernahme der Verpflichtung gefunden, 
die Deflagten durch einen fadhkundigen Techniker in der Yabrifa- 
tionsweife zu unterrichten, ohne daß Kläger für den Erfolg 
garantirten, vielmehr fei diefer nur erwartet. Ein NRedhts- 


Die einzelnen Verträge, Nechtsgefchäfte und Bertragsflaufen. 329 


irrthum ift bei diefer Auslegung nicht erfichtlih. III, 68/94 Licenzvertrag 
vom 8. Iumt. En 

592. Kläger erwarb das alleinige Redt zur Ausbeutung Aufführungen. 
eines Patents auf TFlüffigfeitsautomaten. Das Berufungsgericht 
bat angenommen, eine Verpflidtung, für die Brauchbarkeit der 
Automaten und die Ausnußbarfeit der Erfindung einzutreten, 
hätten die Gegenfontrahentn ©. & 3. nicht übernommen, fie 
hätten aljo auch nicht für die feitens des Klägers gerügten Mängel 
und Yehler der Apparate einzufiehen. ‘Die im $. 7 des Vertrages 
von der Beklagten, welche die Apparate zu liefern hatte und die 
fpäter in die Verpflichtungen von ©. & B. eingetreten ift, über- 
nommene Verpflichtung, nur tadellos fungirende Apparate an den 
Kläger zu liefern, fage nichts weiter, ald daß die Beklagte nament- 
fih dafür einftehe, daß jeder einzelne Apparat fo gearbeitet fei, 
daß er gut und dem Mufter entiprechend funktionire, und zwar 
bei der Abnahme, d. H. vor dem Ausgange aus der Fabrik, wie 
fi dies aus dem PVertrage, der Natur des Geihäfts und den 
Beitimmungen des H. ©. B. 342 ergebe. Dagegen Haftete Be- 
agte nicht für Umftände, wodurch die Apparate auf dem Trans- 
port oder in der Behandlung durch die Wirthe oder das Publitum 
Störungen erlitten. Die Nefiliationsflage des Klägers ift ab- 
gewiejen, Revifion des Klägers unter Bezugnahme auf III, 181/93 
vom 19. Dec. (®d. XVII, 489) zurüdgewiefen. II, 136/94 vom 
3. Yuli. 

592b. Der beflagte Direktor eines Berliner Theaters er- 
hielt von dem Ueberjeger eines Ibhfen’ichen Stüdes die Erlaubniß 
zur Aufführung gegen Zufiherung von 6 Proz. der Brutto- 
einnahme. Die Aufführung unterblieb, weil der Elagende Ueber- 
feger Widerfpruh dagegen erhoben hatte, daß die Eritauf- 
führung an einem Sonntag Vormittag ftattfinde. Nun forderte 
Kläger Schadenserjag, welchen das Neichsgericht dem Grunde 
nad für berechtigt erachtete. Denn im Allgemeinen ift da8 Ge- 
braud, daß die Erftaufführung an einem Abend und nidt an 
einem Vormittag ftattfindet. Auch im Theater des Beklagten 
haben Sbjen»Vorftellungen an einem Vormittag nur mit Ge- 
nehmigung des Ueberjeßers ftattgefunden. Beim Mangel einer 
Abrede ift jenes als vereinbart anzufehen. IV, 93/94 vom 
11. Oft. 
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Feuer: 593. Mit Zujhrift vom 24. Sept. 1890 hatte der von dem 
berfiherung. Berficherungsnehmer B. beauftragte Rechtsanwalt unter Hinweis auf 
deffen Freifprechung von der Anfchuldigung des Betruges die Ver- 
fiherungsgefellichaft zu einer Erklärung über Anerkennung ihrer 
Zahlungspflicht aufgefordert. In ihrem Antwortfchreiben vom 
10. Oft. 1890 Tehnte die Subdireftion der beffagten Anftalt unter 
Bezugnahme auf die von der Anklagebehörde gegen die Frei- 
Iprehung des ®. eingelegte Berufung die Abgabe einer endgültigen 
Erflärung bi dahin ab, wo die Sade vollftändig erledigt und 
die DBellagte wieder im Befiß ihrer an die Staatsanwaltidaft 
in Rudolftadt abgegebenen Alten fein werde. Nach dem Antwort: 
Ihreiben in Verbindung mit den früheren Vergleichsverhandlungen 
des Infpektor 2. und mit den Erklärungen des Agenten 8. war 
DV. beredtigt, auch nad) der am 16. Dec. 1890 erfolgten Er: 
ledigung des Strafverfahrene weitere Schritte gegen die Beflagte 
noch eine Zeit lang, während welcher lettere ihre Alten zurüd- 
erlangen und über ihre Zahlungspflicht Beichluß faffen konnte, 
zu beanftanden. ‘Die Unthätigfeit des 3. erfcheint Hiernadh zu- 
nädhjft bi8 zum 23. Ian. 1891 entfhuldigt, wo ihm die endgültig 
ablehnende Erklärung der Belflagten zuging. Don diefem Zeit- 
punft ab war er allerdings verpflichtet, zur Klagerhebung zu 
Ihreiten, und zwar lief ihm hierzu nicht mehr die urfprüngliche, 
zu $. 11 der Allgemeinen Verficherungsbedingungen geftellte jeche- 
monatige, jondern nur noch eine Furze, zur Vorbereitung und 
Ausführung diefer Mafregel ausreichende Frift. Diefe war aber 
nad) Lage der Sade dur die am 4. März 1891 erfolgte Klage- 
erhebung nod) gewahrt, alfo aud infoweit dem DB. eine Säumniß 
nit zur Laft zu legen, zumal ja ohnehin jchon die gerichtliche 
Berhandlung und Feititellung des Entjchäbigungsanfpruches, durd) 
die gegen ihm eingeleiteten Unterjuchungen jowie durd die Er- 
Höärungen der Beflagten und ihrer Vertreter, weit über die regel- 
mäßige Frift hinausgezogen war und diefem langen Aufichub 
gegenüber ein Zeitraum von wenigen Wochen für das Intereffe 
der Beklagten nicht in Betradt fommen konnte. III, 154/94 

vom 23. Oft. 
Transport: 594. Im Kiften und Stroh verpadte Eier, welche für ben 
verfigerumg. Fyansport von ihrem ruffishen Probuftionsorte bis nad) London 
verfihert waren, jollen unterwegs in Yolge von Wegen, durch 
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welchen das Stroh dumpf geworden, gelitten haben, fodak fie im 
Innern Fleden hatten. Das Berufungsgericht hat den Anfprud 
wider die Verficherungsgejellichaft abgewiefen. Das Reichsgericht 
hat aufgehoben, zurücdverwielen. &8 ift nicht gerechtfertigt, unter 
gewöhnlichen, von vornherein zu erwartenden Creigniflen, für 
welche der Verficherer nicht haftet, Alles zu verftehen, was er- 
fahrungsmäßig von Zeit zu Zeit unter gewiffen Verhältniffen 
einzutreten pflegt und die Sicherheit des Transports zu gefährden 
geeignet if. Dies würde im Widerfpruche ftehen mit dem in 
9. ©. 3. 824 und 8.69 dr U.©.2.D2. aufgeftellten, aud) bei 
dem Land-Transport-Verficherungsvertrage (vgl. R.D.9. ©. €., 
Bd. 13, S. 140, und R. ©. E., Bd. 10, ©. 24) geltenden Grund: 
age, daß der Verficherer, foweit nicht durch Gefeß oder Vertrag 
ein Anderes bejtimmt ift, alle mit dem betreffenden Transporte 
verbundenen Gefahren zu tragen hat. Aus diefem Grunde ift 
e8 auch nicht zu billigen, wenn da8 Berufungsgericht in Ueber- 
einftimmung mit Voigt, Seeverfiherungsreht, S. 377, für die 
Begründung der Schadenserjatpflicht ded Verficherers irgend ein 
außerordentliher Weije eingetretenes äußere® Creigniß für er- 
forderlid erachtet. Vielmehr genügt dazu jedes äußere jchaden- 
bringende Ereigniß, wenn deffen Eintritt überhaupt oder doch ge- 
rade unter den zur Zeit in Betracht kommenden bejonderen Ver: 
hältniffen als etwas Zufälliges erfcheint. Der Eintritt von Regen 
gerade zur Zeit der Umladbung ift ein zufällige Creigniß, eine 
mit dem XZransporte verbundene Gefahr, die freilich von vorn» 
herein nahe gelegen haben mag, nichtsdeftoweniger aber an fidh 
vom Berfiherer zu tragen ift und dem Verficherten nur dann zur 
Laft fällt, wenn diefer Gefahr durch eine beflere Verpadung hätte 
vorgebeugt werden fönnen und follen, in diefer Beziehung aljo 
ein Deangel vorlag. Eine abjolute Verpflichtung, die Verpadung 
jo einzurichten, daß diejelbe allen vorauszufehenden äußeren Zu- 
fällen wibderftehen kann, läßt fich rechtlich nicht begründen. Eine 
jolhe Verpadung konnte gerade in anderer Beziehung den Ver: 
derb der Eier während eines längeren Transports herbeiführen. 
I, 33/94 vom 2. Mai. 

595. Bei der Bellagten waren laut zweier Gertififate je 
100 Ballen Baumwolle verfichert für den Zransport mit dem 
Dampfer „B.” von New-DOrleans nah Bremen. Der Dampfer 
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hat, wie er nad) der Police durfte, in Bremerhaven gelöfcht, weil 
er wegen feines ZTiefganges nicht bi8 Bremen gelangen Tonnte. 
150 Ballen Baumwolle find in der Nacht nad der Entlöfchung 
im Quaifchuppen verbrannt; die Klage aus ber Verfiherung ift 
abgewiejen. Denn nad der Police haftete Bellagte nicht für das 
Duairififo, fofern nicht die Verfiherung gegen eine weitere Prämie 
auf den Transport in das Innere ausgedehnt war; died war aber 
hier nicht gefchehen. E& ift unerheblich), ob bereits eine Weber- 
nahme der Baumwolle durd) Spediteure der Klägerin oder durd) 
die Eifenbahn ftattgefunden hatte, da auch in dem Falle, daß bie 
Baumwolle fid) noch unfortirt in dem Duaifchuppen befand und 
in diefem von der Quaiverwaltung für den Schiffer detinirt wurde, 
nach dem unzweideutigen Inhalte der Police, der die Befragung 
von Sacverftändigen als durchaus überflüffig erjcheinen läßt, die 
Haftung der Beflagten fchon vor der Einbringung der Baum- 
wolle in den Schuppen ihr Ende erreicht Hatte. I, 121/94 vom 
23. Juni. 

596. Wenn bei Abfchluß des WVerficherungsvertrages mit 
der Elagenden Hagelverficherungsgefellichaft fowoHl diefe bezw. der 
fie vertretende Generalagent al8 auch der beflagte Verficherungs- 
nehmer wußten, daß letterer denjelben Gegenftand bereits bei einer 
andern Gejellichaft verfichert habe und diefe Verficherung no in 
Kraft beftehe, fo hätten beide Theile dem Verbote des $. 2000 
ALR. II, 8 entgegengehandelt und fönnte Klägerin aus einem 
jolden Vertrage Feine Rechte herleiten. Weder ein Irrthum dc8 
Beklagten nod) ein Betrug des Vertreters der Klägerin find ent- 
Ichetdend, jondern es genügt zur Abweifung der Klage fchon die 
Thatjahhe der bewußten Webertretung des gejeklichen VBerbotes. 
I, 262/94 vom 24. Nov. 

597. Der Kläger R. hatte feinen Stallmeifter 2. bei der 
beflagten Gejellichaft gegen die Folgen förperlicher Unfälle ver- 
fihert. Nachdem 2. am 7. Sept. einen Schenkel gebrocdhen und 
R. dies der Gefellichaft angezeigt Hatte, erfuchte ihn die Gejell- 
haft am 21. Sept., fie über den Gefundheitszuftand des DVer- 
lettten aufzuklären, und wenn er völlig wieberhergeftellt jei, ihr 
jolches anzuzeigen. Am 21. März theilte R. dem Generalagenten 
mit, daß %. geheilt, aber gänzlich invalide geworden fei. “Der 
Seneralagent antwortete am 23. März: „Wir verweifen Sie auf 
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$. 9, Abf. 6 der allgemeinen Bedingungen zur Verficherung. Der- 
jelbe lautet: ft innerhalb drei Deonaten jeit Einjendung der erften 
Schadenanzeige weder ein Bericht über den Zuftand des DBer- 
unglüdten, nod) die Schadenrechnung der Gefellichaft zugeftelft 
worden, fo find alle Entihädigungsaniprücde gegen Lebtere er- 
(ojchen. Die Angelegenheit ist fomit für uns erledigt.‘ Am 14. April 
1892 eröffnete der Rechtsanwalt des NR. dem Generalagenten, er 
jei von R. mit der Klagerhebung beauftragt und bitte um die 
Zufendung des Gefellichaftsarztes zur Feltitellung der Invalidität 
des 2. „für den Ball, daß die Weigerung der Gejellichaft im 
Vebrigen al® unbegründet verworfen werben jollte”. Am 7. April 
1893 ift die Klage erhoben. Diejelbe ift abgewielen auf Grund 
8.13, Abi. 3 ver A.PV.D2D.: „Wenn bei vortommenden Streitig- 
feiten nicht innerhalb 90 Tagen nad Aufgabe des endgültigen 
Beicheides der Gejellichaft zur Poft von Seiten des Verficherungs- 
nehmers vor dem zuftändigen Richter Klage erhoben u. |. w. wurde, 
ift jeder Anfpruch an die Gefellichaft erlofchen.” Revifion zurüd- 
gewiefen. In dem Briefe des Rechtsanwalts findet das Kammer- 
gericht das Anerkenntniß, daß bie brieflihen Auslaffungen des 
Agenten vom 23. März 1892 ein endgültiger Beicheid waren, 
und folgert jodann, daß die jpäteren Verhandlungen der Betheilig- 
ten lediglich zu dem Jwede einer Feitfegung bes Grades der In- 
valibdität des Verunglüdten — vorbehältlid der Entiheidung über 
die Entihädigungspflicht der Beklagten — geführt worden jeten. 
Diefe Säte unterliegen keinem Bedenken. Demzufolge fann aud) 
in dem Verhalten der Bellagten feine argliftige Verleitung de 
Klägers zur Beanftandung der Klagerhebung liegen. VI, 177/94 
vom 18. Oft. 

598. Der Kläger ftand al8 Weber und Wächter im Dienft 
des Webeichulvereing zu Aadhen. Er ift nah Maßgabe des Un- 
fallverfiherungsgejees® bei der Aheinifch - Weftfälifchen Zertil- 
Berufsgenoffenjchaft verfichert geweien und hat von letterer wegen 
der bei einem Unfall vom 22. Aug. 1890 erlittenen Körperver- 
legung gemäß 8. 5, Abf. 6* diefes Gefetcs eine Schadensrente 
zugebilligt erhalten. Damals ftürzte das Dach der neu errichteten 
Mafchinenhalle, die nad) ihrer Aufführung von dem Webejchul- 
verein übernommen war, vermöge eines Konftruftiongfchlers ein. 
Das Berufungsgericht hat einen auf Grund Code 1336 gegen 
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den Verein erhobenen Schadenserjaganiprud für begründet er- 
adhtet. Das Neichsgericht hat aufgehoben. Liegt ein Betrichs- 
unfall vor, fo tft ein Schadenserjakaniprud) gegen den Arbeit: 
geber dur) $. 95 des Unfallverficherungsgejeges ausgefchloifen, 
wenn der Unfall nicht vorjäglich herbeigeführt war. Cs kann 
nicht zweifelhaft fein, daß dem Arbeitgeber gegenüber, welcher da= 
durch, daß er zugleich Eigenthümer des Betriebegebäudes ijt, nicht 
aufhört, Betriebsunternehmer zu fein, der Verlegte zur Begrün- 
dung von deffen Haftbarkeit fich nicht auf die in dem Kapitel „von 
Vergehen und Quafi-Vergehen” befindlichen Artifel des Code 
eivil, insbejondere nicht auf den Art. 1386 dafelbit, zu berufen 
beredtigt ift. Zurücdvermwiejen wurde, um feitzuftellen, ob ein 
Betriebsunfall vorlag. II, 301/94 vom 7. Dec. Ebenjo II, 
300/94 vom 7. Dec. 

599. 9. war in einer jähfiihen Zuderfabrift Wiegemeijter 
und von derjelben bei der Kölnischen Unfallverfiherungsgefellichaft 
„gegen die Folgen körperlicher Unfälle, von welchen er durd) äußere 
gewaltfame Veranlaffung unfreiwillig betroffen wird, injofern durch 
die Förperliche Beihädigung der Tod unmittelbar verurjacht worden 
ift“, mit 8000 Mark für den Todesfall verfihert. Im November 
1889 ift er von einer Reiter, deren Sproffe bradh, herabgejtürst 
und auf den Hinterkopf gefallen. Das hatte ein Gemüthsleiden 
zur Solge, und im Zuftande geiftiger Unfreiheit hat er fi am 
24. Sult 1890 den Tod durch, Herunterjtürzen von dem Filter: 
thurm der Zuderfabrif gegeben. Nad) den VBerficherungsbedingungen 
gilt zwar die Verficherung nicht für Unfälle, welche fi der Ver- 
fiherte in Folge von Geiftesftörung zuzieht. Gleichwohl wurde 
die Verficherungsgejellichaft auf die Klage der Erben des 9. zur 
Zahlung von 8000 Mark verurtheilt, weil der Tod als unmittel- 
bare Tolge des erften Sturzes angefehen wurde, wie nad den 
Bedingungen die Zahlungspflicht auch eintritt, wenn der Tod eine 
Volge der nad einem Unfall eingetretenen Blutvergiftung tft. 
Revifion zurüdgemwiefen. VI, 231/94 vom 26. Nov. 

600. Bgl. Bd. XII, 468/71. Nachdem die ‚„NRhenania‘“, 
welhe 3000 Ballen Baummolle zu 1012500 Mark verfichert 
hatte, rechtskräftig zur Zahlung des entjtandenen Bartialihadens 
verurtheilt war, hat fie fich über deifen Höhe mit dem PVerfiche- 
rungsnehmer verglichen und 562694 Mark 50 Pf. bezahlt, da- 
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von haben 25000 Mark ihre Hamburger Agenten erftattet. Sie 
rechnet ferner 289 Mark 95 Pf. zurüdempfangene Gerichtsfoften 
ab; der Oberrheinifchen Verficherungsgefellihaft fielen davon 
10 Proz. zu. Dann verblieben 483907 Dark 10 Pf. Sie fordert 
aus einem Nüdverfiherungsvertrage, den fie mit der Münchener 
Nückverficherungsgefelfichaft geichloffen hat, Eritattung von !/, des 
Beitrags. Die Bellagte ift zur Zahlung von 73183 Mark ver- 
urtheilt. Revifion zurüdgewiefen. Nad) dem Vertrage hat bie 
Klägerin die Beflagte an ihren fünmtlihen Zransportverfiche- 
rungen auf Flüffen, Kanälen und Binnengewäffern jowie zu Lande 
in der Art betheiligt, daß fie fich verpflichtete, der Beklagten 
25 Proz. ded ganzen Leberfchuffes der in der zu dem Dertrage 
gehörenden Marimaltabelle, welche bezüglich der ihr beigefügten 
Bemerkungen mit dem PVertrage gleiche Kraft haben foll, fpezifi- 
zirten Beträge und zwar bis zur einmaligen Höhe diefer Beträge 
zu übermweijen, wogegen Beklagte fich verpflichtete, die derart über- 
wiejenen Beträge in Rücdverfiherung unweigerlich zu acceptiren, 
vorausgejekt, daß die eigene Betheiligung der Klägerin an einem 
und demjelben Rifilo immer diefelbe Summe umfaßte, welche fie 
der Klägerin übertrug. Das Obligo der Bellagten beginnt und 
endigt mit dem der Klägerin und erjtredt fich ftetS über das Ge- 
jammtobligo der Klägerin, auch wenn das Marimum, nad) deifen 
Ueberjhreitung die Betheiligung der Beklagten eintritt, erjt burd) 
die einzunehmenden Waaren des Schiffes, Eijenbahnzuges oder 
Tuhrmwerfs erreicht rejp. überjchritten wird, oder auch wenn ber 
Klägerin erft nach etwaigem Schaden befannt werden follte, daß 
ihr Marimum überjchritten war (Art. 6). Nacd der dem Ver- 
trage beigefügten Marimaltabelle für Brandaflefuranzen betrug 
da8 Marimum der Klägerin auf einem Eifenbahnzuge für Baum- 
wolle 90000 Mark. Das Rififo der Beklagten durfte die Summe 
von 90000 Marf nicht überfteigen. Die Beflagte konnte nicht 
einwenden, daß nad) den PBolicebedingungen der Klägerin die Ge- 
fahr für den Berficherer erjt mit der rveglementsmäßigen Ein» 
lieferung der Güter auf der Abjendungsftation beginne; daß bie 
Klägerin aber in Abweichung von diefen Bedingungen eine DVer- 
fiherung „ab Bord” übernommen habe, welche die Verficherung 
eines Lagerrifilos, alfo eines andern felbjtändigen Rifilos al8 des 
rüdverficherten Zransportrifilos in fich jchließge. Denn im affe- 
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furanzrechtlichen Sinne kann in dem von der Klägerin über: 
nommenen BVBorrififo nicht die Verficherung einer andern Art des 
Landtransports, fondern nur eine Erweiterung desjenigen DVor- 
rififo8 gefunden werden, welches der DVerficherer audy nad) ben 
gewöhnlichen Bedingungen der Klägerin vor dem wirklichen 
Beginn des Transports auf der Eifenbahn trägt, um ein 
nebenfädjliches Acceffortum, wie folde aud im Seeverfiherung®- 
verfehr vielfach vorfommen, ohne daß fie dort als eine felbftändige 
Art der Verficherung angefehen werben. Diefes Vorrififo mußte 
auch die Beklagte der Klägerin gegenüber als in den Rahmen der 
Rücverfiherung fallend anerkennen, zumal fie in dem NRüdver- 
ficherungsvertrage alle Klaufeln und Bedingungen der Original- 
policen im Voraus genehmigt hatte. I, 435/93 vom 24. Febr.) 
21. März. 

601. Allerdings tritt eine Ueberfchreitung des Marimums 
der Klägerin und eine Betheiligung der Bellagten nit ein, wenn 
zwar die Verficherungsfumme der einzelnen Originalpolice das 
Marimum überfteigt, die den Gegenstand der Verficherung bildenden 
Güter aber durd mehrere Eifenbahnzüge in der Art befördert 
werden, daß auf feinem berfelben der verficherte Werth das Dtari- 
mum überjchreitet, und andererjeits findet fie ftatt, wenn der ein- 
zelne Eifenbahnzug Güter in einem von der Klägerin verficherten, 
ihr Marimum überfteigenden Gefammtwerthe befördert, mögen 
diefe Güter auch an verfchiedene Perjonen und durch verichiedene 
Policen verfichert fein und mag fi) aud) jede einzelne VBerfiche- 
rung im Rahmen des Hägeriihen Marimums halten. An einem 
foldhen Kriterium fehlte e8 nun aber, folange eine Verladung der 
verficherten Güter in die Eifenbahnwaggons und die Zujammen- 
ftellung der Waggons zu einzelnen Eifenbahnzügen nocd nicht 
ftattgefunden hat, es mithin ungewiß ift, ob durch das fidh für 
die Klägerin daraus ergebende NRifiko ihr Marimum überjchritten 
werde oder nicht. Daraus folgt aber nicht, daß die Niüdkverfiche- 
rung erjt Pla greift, wenn durd) die Verladung thatfächlich Telt- 
geftellt ift, daß ein Excedent und in welcher Höhe vorhanden it. 
Denn nah Art. 6 joll das Obligo des Nückverficherers zugleich 
mit dem der Klägerin beginnen. Wenn die Verladung einer das 
Marimum überfteigenden Waarenqualität in einem Eifenbahnzug 
die nothwendige Vorausfeung für das Vorhandenjein eines Exr- 
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cedenten wäre, jo würde die Gefahr des Unterganges des ver- 
fiherten Fradıtgutes (ein ZTotalverluft) bis dahin immer zu 
alleinigen Laften der Klägerin fein. Diefe Konfequenz würde 
aber mit dem Nüdverficherungsvertrage in grellem Wideriprud 
ftehen. Das Gegentheil folgt aud) daraus, daß es fi um eine 
einheitliche Verficherung des Verficherers und das Nifilo des that- 
fählichen Transports handelte, für welches aud) eine einheitliche 
Prämie beftimmt war, an welcher die Beklagte Theil zu nehmen 
hatte. Das Maß der Betheiligung war aud) nicht dahin einzu- 
Ihränfen, al® handelte e& fich, folange die Baumwolle lagerte, 
um eine Meaffe von 3000 Ballen, fodaß die Beklagte nur mit 
dem Marimum von 90000 Darf bei dem während der Lagerung 
eingetretenen Brandichaden betheiligt gewefen wäre. Vielmehr hat 
das Berufungsgericht mit Recht angenommen, daß nad) dem zwijchen 
beiden Parteien beftandenen focietätsähnlichen Verhältniffe der Dtap- 
ftab der Betheiligung nad Billigfeit und möglichfter Gleichheit 
feitzuftellen fei. Mit einem Eifenbahnzuge hätten die 3000 Ballen 
nicht transportirt werden Fünnen, auc nach den thatjächlichen Er- 
mittelungen nicht mit zwei Zügen; daß es fih um eine Mehrheit 
von Rififen handelte, war auch in ber Bemerkung der vorläufigen 
Anmeldung angegeben: „mehrere Eijenbahnzüge”. Mit Rüdficht 
infonderheit darauf, daß vorher eine gleihe Dienge Baumwolle 
aus der ‚„„Eglantine‘ mit vier Eifenbahnzügen transportirt war, 
nimmt da8 Berufungsgericht an, daß dies auch hier der Fall ge- 
weien fein würde, wenn die Baummolle nicht bei der LXagerung 
verbrannt wäre, und rechnet diefelbe Betheiligung, welche fich für 
die Beklagte bei dem ausgeführten Transport ergeben haben würde, 
auch für die Zeit der Lagerung, was bei einem Zotalfchaden für 
die Beklagte 137813 Mark ergeben haben würde, für den Partial- 
Ichaden die Summe ergab, zu welcher die Beklagte verurtheilt ift. Das 
ift nicht vechtsirrthHämlih. I, 435/93 vom 24. Yebr./21. März 94. 

602. Wenn au der in getrennten Gütern lebende Ehemann 
feiner Ehefrau, ber Klägerin, feine Nechte aus dem mit der Leipziger 
Lebensverficherungsgefellfchaft gefchloifenen Berficherungsvertrage 
nicht fchriftlich cedirt hatte, fo war doch der Berficherungsichein 
auf ihren Namen umgefchrieben. Der Ehemann hatte aber die 
Umfdreibung beantragt, und hatte die Klägerin Berichtigung ihres 
falfh geichriebenen Geburtsnamens in einem Schreiben an die 

Praris des Reichägerichts. XIX. 22 


Rild- 
verfiherung. 


Tebens- 
verfidherung. 


Febens- 
verficherung. 


Bürgihaft. 


338 Die einzelnen Berträge, Nechtsgeihäfte und Vertragsllaufeln. 


Verfiherungsgefellichaft beantragt. Bon dem Anwortichreiben der 
GSefeltfihaft Hat der Ehemann Kenntniß genommen unb damit 
jenes Schreiben der Klägerin, in welchem ein Beitritt der Ehe- 
frau zu der zu ihren. Gunften bewirkten Umfchreibung gefunden 
ift, genehmigt. Damit war aber nah 8.75 AÜ.L.R.L, 5 der 
Ehefrau ein unentziehbares Recht aus der Lebensverficherung er- 
worben, und biejes felbjt aus dem Vermögen des Ehemanns 
ausgejchieden. Danad) ift der Pfändungspfandgläubiger des Che- 
mannsd zur Freigabe verurtheilt. IV, 215/94 vom 1. Oft. Bol. 
440 und 20. 

603. Im Fall 496. Auch nad Preußiihem A.L.R. geht 
mit der Geffion des Anfpruchs gegen den Hauptichuldner, hier 
des Werfmeijters gegen den WBefteller, der Anfpruch gegen den 
Bürgen auf den Eeffionar über. - AU. R. 1], 11, $. 402, 403, 
Einl. 8.100. — Nur bei dem gefetlichen Ucbergang der Rechte 
auf ben Zahlenden — I, 16, 8. 48 — gilt das nit. IV, 446/93 
vom 4. Juni 94. 

604. Der Ehemann der Klägerin hat fein Haus an W. 
am 1. Sept. verfauft, und diejer hat in Anrechnung auf den 
Kaufpreis eine für D. eingetragene Darlehnshhypothef übernommen. 
In dem Vertrage hat die Beklagte Bürgichaft für die Erfüllung 
aller von dem W. übernommenen Verpflichtungen geleiftet. Am 
16. Sept. hat D. die Hypothek der Klägerin, feiner Tochter, cedirt; 
am 1. Dft. hat Verkäufer das Grumdftüd dem W. übergeben und 
aufgelaffen. Bei der Subhaftation hat Klägerin einen Ausfall 
erlitten; die Klage gegen die Bürgin ift abgewiefen. Revifion 
zurüdgewiejen. Denn OD. hatte aus der zum SKaufvertrage cr: 
Härten Bürgfchaft Feine Rechte erworben, da er zu dem Vertrage 
nicht zugezogen, nod, demjelben beigetreten if. Der Klägerin, 
welche die Hhpothek erit durch fpätere Ceffion erworben hat, ift 
im DVertrage nicht gedadht. Für die Annahme, daß die Bellagte 
die Abficht gehabt Habe, unmittelbar Nechte an die Hhypothef- 
gläubiger zu verleihen, und fie in den Stand zu feßen, die Bürg- 
Ihaftserflärung gegen fie geltend zu machen, fehlt jeder thatjäch- 
liche Anhalt. Durd) den Vertrag mit dem Ehemann der Klägerin 
entftand für den Käufer die Verbindlichkeit, den Verkäufer von 
feiner perfönlichen Haft zu befreien. Db die Bellagte aus ihrer 
Bürgihaft für diefe Verbindlichkeit vom Ehemann ber Klägerin 
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belangt werden fann, war bier nicht zu entjcheiden, da Rechte bes 
Verkäufers in diefem Prozeffe nicht verfolgt werden. Endlich 
fann der Hypothefgläubiger aus dem Gefete — 8.A41LE.E.G. — 
einen Anfprudy nur gegen den Käufer erheben, welcher die Hhpothef 
übernommen hat, nicht gegen den, welcher für die Verbindlichkeit 
des Käufers dem Verkäufer Bürgfchaft geleiftet hat. V, 19/94 
vom 6. Juni. 

605. GR Die Auffaffung des Berufungsgerichts, daf 
regelmäßig bei Zahlungen des Bürgen, wenn nicht bejondere Um- 
jtände entgegenftehen, der animus recipiendi gegenüber dem Haupt- 
Ichuldner zu unterftellen ei, ift nicht vechtsirrig. Hier, wo der 
Pfleger eines Verfchwenders aus der von diefem vor der Ent- 
mündigung geleifteten Bürgjichaft gezahlt hatte, lagen foldhe Um- 
ftände nicht vor. Die Thatfahe allein, baß der zahlende Bürge 
zugleih Schuldner des Hauptjchuldners ift, jchließt insbefondere 
jene Annahıne jo wenig aus, daß vielmehr folchenfalls ohne Weiteres 
zu unterftellen ift, daß der Bürge feinen Regreß mindejtens im 
Wege der Kompenfation zit nehmen beabfichtigt. Webrigens hatte 
fih der Kläger für feinen Kuranden die Forderung gegen den 
Hauptichuldner bei der Zahlung cediren laffen. VI, 98/94 vont 
28. Sunt. 

606. Die Verbindlichkeit des Bürgen ift auch dann eine 
accefforifche, wenn er fich als Selbftfhuldner verpflichtet hat, oder 
wenn ihm die Einrede der Vorausflage wegen 9. ©. 2. 281, 
Abf. 2 nicht zufteht. Im Ball 181 fam aljo der Ehefrau, welche 
fih für die Schuld ihres Ehemannsd verbürgt hatte, die gegen 
den Ehemann eingetretene Anfpruchsverjährung zu Statten, ob- 
wohl fie ohne Verfchulden in Konfurs gerathen war, ihr deshalb 
die Nechtswohlthat des Nothbedarfs zuftand. Das NReichsgericht 
wies deshalb auch die Klage gegen die vom Berufungsgericht ver- 
urtheilte Ehefrau auf deren Revifion ab. VI, 158/174/94 vom 
18. Oft. 

607. Im Fall 435 find die Angriffe nicht berechtigt, welche 
fi) gegen die Annahme des DBerufungsgerichts wenden, daß der 
Nevers vom 19. Juli 1886 eine rechtögültige Bürgfchaftserklärung 
der Frau DB. enthalte, obwohl darin eine Bezeichnung der Haupt: 
Schuld des B. nicht zu finden ift. Das Berufungsgericht gründet 
die Verpflichtung des DB. zur Zahlung der 390000 Mark auf die 
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Teftftelung, daß B. und Bo. diefe Zahlungspflicht al® Cheil des 
von ihnen gefchloffenen Kaufvertrags der Auflaffung zu Grunde 
gelegt haben. ft aber die Verpflichtung des 3. anderweitig feit- 
geftellt, fo fann die Wirfjamkeit der Bürgichaftsübernahme der 
Ehefrau DB. in dem NReverfe nicht davon abhängig gemacht werben, 
daß in der Ießteren die Zahlungspflicht des B. nicht ihrem NRedhts- 
grunde nach bezeichnet fei. VE.R.D.9.G. €, 2.6, ©. 278; 
D. T. E. vom 8. März 1864 in Gruchots Beiträge, Bb. 16, 
©. 621. V, 115/94 vom 5. Dec. Vgl. 339. 

608. Auf Verlangen des Klägers hat fich der VBellagte, be- 
vor jener die Nammarbeiten bei B. übernahm, dem P. gegenüber 
bereit erklärt, dem Kläger für die NRammarbeiten Zahlung zu 
leiften. B. hat dann mit der Ermächtigung bed Beklagten dem 
Kläger die Zuficherung ertheilt, daß der Beklagte ihm Zahlung 
für die vom Kläger übernommenen Arbeiten leiften werde. Der 
Bellagte hat danach durch die Vermittelung des BP. gegenüber dem 
Kläger die Garantie für die Zahlung übernommen. ‘Diefes genügt, 
um ben Anfprud des Klägers zu begründen. VI, 68/94 vom 
4. Juni. 

609. Beflagter Hat ein Grundftüd erftanden, nachdem ihm 
Kläger zur Sicherheitsleiftung und zur Raufgelderbelegung 15000 
Mark gegeben Hatte. Bellagter hat die 15000 Mearf auf das 
Grundftüd als ein mit 5 Proz. verzinsliches Darlehn eintragen 
laffen. Nady der mündlichen Verabredung follte Beflagter die 
abzumefjende Hälfte dem Kläger auflafien. Die Naturaltheilung 
ift ausgeführt, und jede Partei hat den betreffenden Tlächen- 
abichnitt in Befig genommen. Bellagter ift zur Auflaffung ver- 
urtheilt.. Der Berufungsrichter hat in der Vereinbarung der 
Parteien, ihre Geldmittel zu dem gemeinfamen Endzwed der Er- 
Itehung des Grundftüds zufammenzuthun und nad) Erreichung 
diejes Zwedes die Gemeinfchaft durdy Naturaltheilung aufzulöfen, 
einen Gefellihaftsvertrag gefunden — AU. R. IL, 17, 8. 169 —, 
welhem er, weil mündlich gefchloffen, die Wirkung des $. 171 
beilegt. Kläger würde aud ohne eine hierauf gerichtete Abrede 
das Recht auf Theilung und Herausgabe feines in der Hälfte be- 
jtehenden Antheil® haben. Zu demjelben Ergebniß gelangt der 
Berufungsrichter auf Grund des 8.53 I, 17 um EUER. 
I, 13, weil nad) dem offenbaren Parteiwillen Bellagter das Grund: 
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ftäd zur Hälfte für den Kläger erftehen follte, aljo zugleich als Gefellfpafts- 
deffen Beauftragter handelte. Diefe Ausführumgen find nicht zu erlras- 
beanftanden. V, 64/94 vom 23. Juni. gl. 349. 

610. Im Fall 391. Zu demjelden Nefultat gelangt man, 
wenn man mit dem Berufungsgeriht annimmt, daß zwijchen 
Parteien ein kündbares Gefellichaftsverhältniß befteht. Cs ift Feine 
Kündigung, wenn ber eine Theilhaber das Gejchäft, das für ge- 
meinfame Rechnung betrieben werden follte, fernerhin für eigene 
Rechnung fortführen, fih allein den Gewinn daraus aneignen 
will. Der Deflagte will aber die auf ihn übergegangenen Agenturen, 
insbefondere die von T.&R., fortan für fich allein verwerthen, 
obgleich nach $. A des Bertrages die Klägerin auch dann Antheil 
an der PBrovifion haben follte, wenn die Agenturen auf ihn über- 
tragen waren, er zieht aljo nicht die aus der Kündigung fih er- 
gebende Folgerung, daß er das von der Klägerin herrührende 
Bermögensobjelt diefer zur Verfügung ftellt, jondern er will folches 
fih ausfchlieplih aneignen. ine andere Beurtheilung Tönnte 
nur dann eintreten, wenn der Dritte, für den die Agentur beforgt 
wird, deren Fortführung für gemeinfame Rechnung der Klägerin 
und des DBellagten unterjagt und etwa aus gejchäftlichen Nüd- 
fichten die Agentur dem Beflagten nur unter der Bedingung über- 
laffen hätte, daß er fortan die Provifion ausfchließlich allein be- 
ziehe. Unter folder Vorausfegung wäre der DBeflagte nicht in 
der Lage, fortan den Gewinn mit der Klägerin zu theilen, durch 
den Willen des Dritten, hierzu Berechtigten, wäre die Agentur 
der Gemeinichaft entzogen worden. ine derartige Behauptung 
ift Hinfichtlih der Agentur von T. & R. aufgeftellt, vom Bes 
rufungsgericht jedoch nicht in Erwägung gezogen worden. I, 215/94 
vom 24. Oft. gl. 619, 620. | 

611. Die beklagte Bank zeichnete im 9. 1871 von einer Gelegenheits- 
damals gegründeten Aftiengefellfchaft 815000 Thaler und über- sTlihaft. 
nahm die Garantie dafür, daß 315000 Thaler bei der dffent- 
tihen Subjkription jämmtlich gezeichnet werden würden. Sie 
betheiligte bei dem Gejhäft Mitglieder ihres Verwaltungsraths, 
bon denen H. 20000 Thaler zeichnete. In dem Statut der Aftien- 
gejellichaft wurde für den Fall einer Vermehrung des Altienkapitals 
den erjten Zeichnern der Aktien oder deren Nechtönachfolgern das 
Dezugsreht der Hälfte der Aktien al pari vorbehalten. Zur Ab- 
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löjung die Vorzugsreht hat die Beflagte für die von ihr ge- 
zeichneten Aktien im I. 1893 von der Aftiengejellichaft vergleiche: 
weife 110000 Mark erhalten. Sie ift der Rechtenadhfolgerin 
de 9. zur Zahlung von 2699 Markt 39 Pf. ald dem auf 
20000 Thaler entfallenden Antheil an der Vergleihsfumme ver- 
urtheilt. Denn da der Vertrag über deifen Unterbetheiligung 
ohne jeden Vorbehalt gejchloffen war, fo folgt aus deren Begriff, 
daß der Unterbetheiligte an allen Rechten mitbetheiligt fein jolfte, 
welche der Erftbetheiligte durch feine Betheiligung der zu gründen- 
den Gejellfchaft gegenüber erwerben würde. Unerheblih, daß 9. 
einem Dritten von feiner Betheiligung 5000 Thaler abgetreten 
hatte. Denn diefer war zur Bellagten in kein Vertragsverhäftniß 
getreten. I, 44/94 vom 9. Mai. 

612. Bellagter 3. hat der Eagenden Firma mit Vertrag 
vom 17. Nov. 1891 eine Rapitaleinlage von 5000 Mark gewährt, 
wofür ihm Klägerin, ohne daß er am DVerluft betheiligt war, eine 
Gewinnbetheiligung zu einem Bmanzigftel zugefichert hat. “Die 
5000 Darf find zwei Jahre unfündbar; werden diefelben von %. 
nicht gekündigt, jo verbleiben fie biß zu deffen Tode im Gefchäft, 
und verpflichte ji) die Firma, das Kapital fünf Iahre zu behalten, 
falls die Witwe und die Kinder des %. die Erben find. Xektere 
find beredtigt, da8 Geld jährlich heranszuziehen. Die Klägerin 
hat das Kapital mit Schreiben vom 30. Iuni 1893 zum Januar 
1894 gekündigt. Die Klage, daß diefe Kündigung wirffam fei, 
ift abgewiefen. “Der Vertrag war auf zwei Iahre feit, darüber 
hinaus auf Lebenszeit des Beklagten abgejchloffen, fodaß nad) Ab- 
lauf der zwei Jahre H. ©. DB. Art. 261° anzumenden ift. Danad) 
fonnte Klägerin die Kündigung erft für das Ende des mit dem 
31. Dec. 1894 ablaufenden Gefchäftsjahre ausüben. Auch war 
nicht die Aufhebung des Vertrages für den 1. Ian. 1895 aus- 
zufprechen oder gemäß 8. 130 der E.P.O. auf eine Aenderung 
des Klagantrages Hinzumwirken. An jich ift eine Kündigung für 
da® Ende des Jahres 1894 etwas anderes als eine folche für den 
31. Dec. 1893. I, 240/94 vom 10. Nov. 

613. Nah dem Gefellichaftsvertrage war die Einlage des 
ftillen Gefellichafters in Raten zu leiften. „Die eingezahlte 
Summe von 10000 Mark wird dem ftillen Gefellichafter vom 
Seihäft aus bis zur Beendigung des Vertrages, alfo bis 
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zum 31. Dec. 1896 mit 5 Proz. per anno verzinft und erhalte 
ic) außerdem nad) Abzug fänmtlicher Geihäftsunfoften ein Drittel 
des fich ergebenden Neingewinne.” In den gejperrt gedrudten 
Worten findet das Berufungsgericht deutlich ausgejprocdhen, daß 
dem Kläger die Zinfen der gefammten von ihm eingezahlten Ein- 
lage ohne Rücdjicht auf etwaige Gejchäftsverlufte gewährt werden 
foliten, daß aljo auch das Einkflagelapital felbjt durch folche DVer- 
(ufte feine Verminderung erleiden jollte. NRevifton zurüdgewiefen. 
I, 268/94 vom 28. Nov. 

614. Einige Kommanbditiften haben unter der Behauptung, 
daß die ftatutenmäßige Bilanz der Kommanditgefellichaft einen 
Neingewinn von 7081 Mark 44 Pf. ergeben habe, den Kompfe- 
mentar auf Zahlung der hiernacdh berechneten ‘Dividende aus ben 
Mitteln der Gefellichaft, der Zinfen jeit der SKlagerhebung und 
der Koften aus feinen Mitteln verklagt. Damit find fie ab- 
gewiefen. Denn die Klage war gegen die Gefellichaft zu richten. 
Der Beklagte hat die Zahlung nicht. geleiftet, weil er die DVer- 
bindlichfeit Namens der Gefellichaft beftreitet und nur zur Zahlung 
von Dividenden auf Grund einer von ihm als richtig erkannten 
Bilanz mit 2804 Mart 54 Pf. bereit ift. Weldhe Bilanz richtig 
jei, fann nur gegen die Gefellichaft feftgeftellt werden. Dazu 
fommt, daß auch den Kommanbitiften gegenüber jene Trage nur 
einheitlich entjchieden werben kann, Kläger aber nicht die einzigen 
Kommanditiften find, und die Stellungnahme der übrigen un- 
befannt geblieben ift. IL, 98/94 vom 1. Suni. 

615. Die beflagte Kommanditgefellichaft Hatte fich gebildet, 
um auf dem Gut der Kläger die bdenfelben gehörigen von der 
Beklagten erpacdteten Braunfohlenwerfe auszunugen. Sie hat 
den Klägern einen Tonnenzinsg von mindeftend 400000 Hefto- 
liter garantirt, außerdem aber ein Sedjitel des unter die Gejell- 
Ichafter zu vertheilenden Reingewinns zu zahlen. Nach bem Ge- 
jellichaftsvertrage follen die 6 Proz. Zinfen des Gefellichaftstapitals 
unter die Baffiven eingeftellt werben. Diefe von den Art. 106, 
108, 161 9. ©. 3. abweichende Beftimmung hat die nothwendige 
Konfequenz, daß auch das Gejellichaftskapital als ein PBafftvum 
der Gefellichaft zu denken ift, welches unverändert bleibt. Daß 
die Gefellichafter die Beftimmung fo verftanden und praftiich fo 
geübt haben, ift unftreitig.. Daß die Gefellichafter eine folde 
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fonnten, ift nad) Art. 90, 157 9. ©. B. ganz unbedenflih. Art.165 
ändert nichts, denn er betrifft das Verhältniß des Gläubigers zu 
den Kommanbditiften. Hier handelt e& fi um eine Klage auf Ge- 
winnbetheiligung gegen die Gejellichaft und um die Frage, ob Gewinn 
vorhanden und wie er zu berechnen ift. I, 79/94 vom 2. Immi. 

616. Allerdings hatte die Beklagte im I. 1878 befchloffen, 
den Neingewinn jedes einzelnen SIahres für fih, für die Yeit- 
ftellung der Tantieme der Beamten und Arbeiter maßgebend fein 
zu laffen, folange der gegenwärtige Verluft der Gejellichaft nicht 


gebedt fei. Die Kläger können aber daraus nicht die Aufhebung 


der mit der Beklagten fpäter abgefchloffenen DVerträge über die 
Herabjegung des ZTonnenzinfes und Zahlung einer Quote bes 
Neingewinns ableiten, da fie aus der Mittheilung der Bilanzen 
vorher und nachher entnehmen konnten, wie Beflagte den Nein- 
gewinn berechnete. I, 79/94 vom 2. Immi. 

617. Kläger war alleiniger perfönlich haftender Gefellichafter, 
die DBeflagte alleinige Kommanbitiftin der Kommanditgejellichaft 
9.©. Die Aktien, deren Herausgabe Kläger im gegenwärtigen 
Prozeß von der in Liquidation getretenen Gefellichaft, bezw. ihrem 
Liquidator verlangt, hat, wie er behauptet, die Firma H. ©. in 
jeinem Auftrage dur die Preußiiche Hypothelen - Verfiherungs- 
Altiengefellichaft an der Berliner Börfe anlaufen Laffen und fie 
demnädjit in Depot genommen. Er ift mit dem Anipruh auf 
Herausgabe der Aktien abgemiefen. Denn der Firma 9. ©. ftand 
bei Auflöfung der Gefellfehaft und beim Eintritt in die Liquidation 
eine Forderung von 15980 Mart 60 Pf. an ihn zu. Gegen 
diefe Forderung will Kläger mit feiner Einlage aufrechnen. Das 
Derufungsgericht eradjtet mit Recht dies für unzuläffig, weil 
Kläger während der Dauer der Liquidation feine Einlage nicht 
aus dem Gejellichaftsvermögen entnehmen darf. Der Liquidator 
darf aljo das Zurüdbehaltungsrecht nad H. ©. B. 313 ausüben. 
Die Beklagte ift nicht zur Herausgabe der Aftien gegen Zahlung 
jener Forderung verurtheilt, weil Kläger nicht zahlen will. 1, 
304/94 vom 22. Dec. 

618. Das Urtheil des Kammergerichts, von welchem, nad)= 
dem e8 mit der Nevifion angegriffen ift, vollftredbare Ausfertigung 
verlangt wird, ift gegen die offene Handelsgejellihaft A. & M. er- 
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gangen. Schuldner aus dem Urtheil ift die Gejellichaft und voll- 
fteedbar ift es in das Gejellichaftsvermögen, nicht gegen bie Ge- 
jelfichafter, die fih aus dem Urtbeil nicht einmal ergeben, und 
gegen deren Privatvermögen. R.O.9H. ©. €., Bd. 6, ©. 419; 
R.G.€, Bd. 3, ©. 338. Der 8. 665 &.P.O. ift unanwend- 
bar, weil die Gejellichafter als Nechtsnachfolger der Gefellfchaft 
auch) dann nicht angejehen werden Fünnen, wenn die Gejellichaft, 
wie der Antrag behauptet und nadmweift, im Laufe des Nechts- 
fteeitS aufgeldft und in Liquidation gegangen ift. ‘Denn die Ge- 
jellihaft dauert, wie vom Neichögericht wiederholt ausgeiprocden 
ift, troß der Auflöfung während der Liquidation und für bie 
Zwede derielben fort. I, 191/94 vom 11. Yuli. 

619. Nad dem gemeinfchaftlihen Teftament beider Eheleute 
ift die Witwe Erbin ihres verftorbenen Ehemanns geworden. Das 
Tabrifgeihäft des Ehemanns follte unverändert unter Leitung von 
befien Neffen 3. fortgeführt werben, diejer aber für die Dauer 
feiner Thätigkeit 1500 Mark nebft 10 Proz. vom Nettonugen des 
Geihäftse als Gehalt bis zum vollendeten 25. Lebensjahre er- 
halten, von wo ab I. al® Theilnehmer ins Gefchäft eintritt und 
50 Proz. vom Nettogewinn erhalten fol. Nah dem Tode ber 
Witwe geht das Gefhäft mit Aktiven und Balfiven zu dem bei der 
legten Inventur benannten Preife auf ihn über. Ob die Witwe ihm 
das Gefchäft jchon bei ihren Xebzeiten für alleinige Rechnung über- 
laffen will, hat fie zu beitimmen. Nachdem I. das 25. Lebens- 
jahr vollendet hatte, ift die Witwe mit ihm eine 0. 9. ©. ein- 
gegangen, welche fie dann auf Grund H. ©. 3. 123° gefündigt 
hat. Die Kündigung und die fi) daran anfchliefende Auflöfung 
der 0.9. ©. war durch die legtwillige Verfügung des EChemanns 
nicht auszufchließen. Freilich ergibt fich daraus, daß die zwilchen 
den beiden Parteien beitandene vo. H. G. dur Kündigung der 
Klägerin erlojchen ift, noch nicht, daß damit der vermögensredht- 
tihe Vortheil, welcher dem DBellagten zufolge der Tegtwilligen 
Derfügung des Erblafjere aus den Revenien der Fabrik zufließen 
follte, mit Auflöfung der 0. 9. ©. in Wegfall kommt. Vielmehr 
tft nah 9. ©. 3. 133 nad) Auflöfung der 0. 9. ©. zu liquidiren 
und mitteljt der Liquidation die Auseinanderfegung unter den 
GSejeltichaftern herbeizuführen. Eine folhe Auseinanderjegung wird 
ober nicht bloß dann nothwendig, wenn und foweit die Gefell- 
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Ichafter mit Kapital bei der Gefellichaft betheiligt find, fondern 
aud) dann, wenn das Gefellichaftsvermögen zu Gunften eines der 
beiden Gefellfchafter dauernd mit einer Rente belaftet if. Wäre 
die legtwillige Verfügung des Erblaffers in diefem Sinne zu ver: 
ftehen, worüber bei ber prozeijualen Lage der Sadje eine Ent- 
Iheidung nicht zu geben ift, jo kann einerfeits die Auflöfung der 
0.9. ©. dem Bellagten von diefen Rechten nichts nehmen, anderer- 
feits wird aber durd foldhe Belaftung nicht die Auflöfung der 
Gefelfichaft eingefchränft. I, 151/94 vom 19. Sept. 

620. 8 ift deshalb völlig korrekt, daß das Berufungsgericht 
abgelehnt hat, dem Antrage des Bellagten ftattzugeben, daß die 
Verurtheilung des Beklagten zur Anerkennung der Auflöfung mit 
der Maßgabe ausgefprochen werde, daß dem Beklagten das Recht 
zuftehe, von der Klägerin 50 Proz. von dem Nettogewinn, welchen 
das Fabrifgefhäft alljährlich bringt, jährlich ausgezahlt zu ver- 
langen. PBielmehr war e8, wenn der Beflagte eine Entjcheidung 
über dieje von ihm in Anfprucd genommenen Rechte im gegen- 
wärtigen Prozeffe erzielen wollte, der richtige Weg, daß er diejen 
Aniprud, durd eine Widerklage verfolgte. Nachdem diefe Wider- 
Hage aber dur die Kammer für Handelsfachen abgewiejen ijt, 
hat der Widerfläger gegen diefe Abweifung ein Rechtsmittel nicht 
eingelegt. Ob das den materiellen Rechten des Bellagten Ein- 
trag thut, ift Hier nicht zu entfcheiden. Sedenfalls kann in diefem 
Prozeffe ein Ausiprudh über diefen Anfprud) nicht mehr erfolgen. 
I, 151/94 vom 19. Sept. Dgl. 610. 

621. Der beflagte Gefellfehafter hat in der für das Jahr 
1892 über da® gemeinfchaftlihe Weingefhäft aufgenommenen Bi: 
lanz jein Gejhäftsguthaben auf 168781 Mark 39 Pf., das der 
Klägerin auf 22855 M. berechnet. Er ift verurtheilt, da8 Gut: 
haben der Klägerin mit 70243 Mark 52 Pf. einzufegen, das 
jeinige entiprechend herabzufegen, Nevifion zurüdgewiefen. Der 
Bellagte hat fi ein erhöhtes Geihäftsfapital unter anderem da- 
durch berechnet, daß er Darlehen aufgenommen und die Gelder 
für das Gefchäft verwendet hat. Bei Einzahlung in das Sefchäft 
bucdhte er die Gelder auf fein Darlehnslonto, übertrug fie aber 
am Schluffe des Iahres nah Abzug der im Laufe des Jahres 
zurüdbezahlten Summen auf fein Rapitalfonto und ließ fie ale 
Erhöhung feiner Einlage am Gefchäftsgewinn des Jahres theil- 
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nehmen. &8 ijt nicht rechtsirrthümlich, wenn im Urtheil da8 Wefen 
der Einlage als ein Vermögenswerth aufgefaßt wird, der dauernd 
und unverfürzt für Erfüllung des Gefchäftszweds aus dem Ber- 
ntögen eines Gefellfchafters in die Gefellichaft eingebradjt wird. 
Die vom Beklagten der Gefellichaft zugeführten Kapitalien haben 
nicht deren Vermögen, jondern zeitweife deren Schulden vergrößert. 
Mit Recht verweilt das Berufungsurtheil auf die eigenen Er- 
flärungen des Bellagten, wonach die Geldzuführungen durch einen 
jeweil® auftretenden Mangel an baarem Gelde zur Tilgung fälliger 
Berbindlichkeiten nothwendig geworden feten und ‚er fich zu diefem 
Zwede das erforderliche Kapital von Freunden geliehen und auf 
fein Darlehnskonto eingetragen habe, wenn er glaubte, voraus: 
iehen zu können, daß er daffelbe im Furzer Frift werde zurüd- 
bezahlen, aljo dem Gefchäfte wieder entziehen müffen”. I, 255/94 
vom 13. Oft. 

622. Auch eine Genehmigung der Klägerin liegt nicht vor. 
ad) der Beitimmung zu $. 6 im Nadjtrage vom 14. Febr. 1885 
zum Gefellichaftsvertrage hatten die Gefellfehafter nur gegen die 
Einlage neuer Kapitalien innerhalb einer beftimmten Frift Wider- 
prudh zu erheben, ein folcdher war aljo, wie das Berufungsgericht 
zutreffend bemerkt, bezüglich der Darlehen nicht erforderlih. I, 
255/94 vom 13. Dkt. 

623. Was die Rüge der Verlegung des Art. 93 9.6.2. 
betrifft, weil dem Beklagten nur 6 Proz. Zinfen und nidt die 
von ihm angeblich bezahlten höheren Zinfen im Urtheil gutgerechnet 
find, fo hat Bellagter die Darlehen für fi) und nicht für die 
Sejellichaft aufgenommen, alfo die Zinfen für fi) und nicht für 
die Sefellfchaft entrichtet, welcher nur er al8 Darlehnegläubiger 
gegenüberjteht. Der höhere Zinsanfprud) wäre nur dann be- 
gründet, wenn der DBellagte vedlicher Weife gehandelt und die 
Darlehen für die Firma aufgenommen hätte. I, 255/94 vom 
13. Dkt. 

624. Aus einem unter dem 5. Febr. von dem Kläger an 
eigene Ordre auf die offene Handelsgefellichaft H. & Co. gezogenen, 
an demfelben Tage von dem Gefellichafter Sch. unter der Gefell- 
ihaftsfirma acceptirten Wechfel Elagt jener gegen den Gefellichafter 
9. und die Gefellichaft im Wechjelprogek unter Vorlegung eines 
Auszugs aus dem Handelsregifter, nad) welchem die Gefellichaft 
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am 26. Febr. in das Handelsregifter eingetragen und die Gefell- 
ihaft nad) diefem Eintrag am 4. Ian. begonnen und nur H. zur 
Vertretung beredhtigt jet. Das die Klage abweijende Berufungs- 
urtheil aufgehoben, zurüdverwielen. H. ©. 3. Art. 86 fordert 
behufs der Eintragung der Gejellfchaft die Anmeldung der That- 
fadhe des Zeitpunftes des Beginns der Gefellichaft und fchreibt 
die Eintragung diefer Thatjadhe in Art. 88, 89 vor. Das Er- 
forderniß der Eintragung kann nur für folhe Thatjachen gedacht 
werden, welche für das Rechtsverhältniß der Gefellfchaft zu Dritten 
von Erheblichkeit find. Dafür ift aber von rechtlicher Bedeutung 
nur der Beginn des Gefchäftsbetriebes. Der Art. 110 Mnüpft die 
rechtliche Wirkfamkeit der 0. 9. G. im PVerhältnig zu Dritten an 
die Eintragung der Gefellichaft in das Handelsregifter oder an 
den Beginn des Gejchäftsbetriebes. Das bedeutet, daß die Nechts- 
normen betreffend das Verhältnig der Gefellfchaft zu Dritten jeden 
falls mit dem Beginn des Gefchäftsbetriebes, jpäteftens mit der 
Eintragung Anwendung finden, daher mit dem eingetragenen Zeit- 
punkt des Beginns der Gefellihaft, wenn derfelbe vor der Ein- 
tragung liegt. Am 5. Febr. war aber die Ausschließung des Sch. 
von ber PVertretungsbefugnig weder eingetragen noc öffentlich 
befannt gemadt. Nah Art. 115, 46 ift die Gefellichaft durd 
das Accept verpflichtet, wenn fie nicht bemweift, daß die Aus- 
ichließung des Sc. von der Vertretungsbefugnig dem Kläger am 
5. Febr. 1894 befannt war. Art. 46, Abf. 1. I, 385/94 vom 
24. Nov. 

625. Hier hatten die Gejellfchafter außerdem durd ein Eirku- 
far bei Anzeige von ber Fabriferrihtung der Gefhäftswelt in der 
üblichen Form im Februar 1894 und unftreitig vor dem 26. Febr. 
1894 ihren Willen mitgetheilt, daß beide Gefellichafter die Firma 
zu zeichnen, d. h. die Sefellichaft zu vertreten berechtigt fein follen. 
Diefe Willenserklärung würde jelbft nach der Cintragung vom 
26. Febr. von Bedeutung fein. (Vgl. R. ©. €E., Bd. 5, ©. 16.) 
Darauf, ob dies Cirkular dem Kläger perfönlich zugegangen tft 
und wann, fommt e8 vedhtlih nicht an. ES erweift urkundlich) 
die Willenserflärung der Gefellichafter im Februar 1894, daß jeder 
Gejellichafter die Gejellichaft jolle vertreten dürfen. Auch diefem 
der Wechfelflage beigelegten Cirkular gegenüber haben die Bellag- 
ten zu beweilen, daß Sch. am 5. Febr. 1894 von der Vertretungs- 
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befugniß ausgejchloffen und dem Kläger dies befannt war. I, 
385/94 vom 24. Nov. 

626. Die Kaufleute Hermann Friedlaender, Siegmund 
Sommerfeld und Felie Sommerfeld find die Inhaber folgender 
bier Firmen: 1) der Berliner Wechfelbant Hermann Friedlaender 
& Sommerfeld, 2) der Gentralhotelbant Friedlaender & Sommer: 
feld, 3) der Wechjelftube Königftadt Friedlaender & Sommerfeld 
und 4) ber Wechjelftube der Stadtbahn Friedlaender & Sommerfeld, 
fämmtlich zu Berlin, geweien. Der Berufungsrichter hat feit- 
geftellt, daß jede der beiden Firmen 2 und 3 felbftändige Pro- 
furiften beftellt hatten, daß jede in formellem Kontofurrentverfehr 
mit der Birma 1 jtanden und ein eigenes Konto bei dem Ber- 
liner Kaffenverein hatten, daß Bilanzen und Gewinnberechnungen 
bei völlig getrennter Buchführung gefondert aufgeftellt find und 
daß die Betheiligung der einzelnen Mitglieder bei den in Nede 
jtehenden Gejellichaften nicht gleihmäßige, jondern durdhjaus ver- 
chiedene gewefen fein. Es nimmt danad an, daß nicht ver- 
Ichiedene Zweigniederlaffungen vorlagen, fondern mehrere von 
einander unabhängige offene Handelsgejellichaften. Daraus folgt 
aber, daß, nachdem über alle Gejellichaften der Konkurs eröffnet 
ift, der Beklagte nicht das, was er von der Gejellichaft 2 zu for- 
dern Hat, gegen das fompenfiren kann, was er der Gejellichaft 3 
ihuldet. So weit war die Revifion nicht begründet. IV, 144/94 
vom 15. Nov. DBgl. 290. 

627. Die Redtsauffaffung der Vorinftanz, daB im vor» 
liegenden Falle die Nübenlieferungspflicht der Aktionäre auf einem 
befonderen, neben dem Gejellfchaftsvertrage mit dem Aktionär als 
einer dritten Perfon abgejchloffenen Vertrage beruhe, ift nicht zu 
beanftanden. Das Vertragsverhältniß der Rübenbau- und Liefer- 
pflicht ift durch ein befonderes Reglement neben dem Statut firirt. 
In demjelben ift für die zu Liefernden Rüben ein beftinmter Preis 
ausgeworfen mit der Maßgabe, daß durch die Lieferung ein un- 
bedingter Anfprud nur in Höhe von 60 Proz. diejes Preijes er- 
worben, der Anjprucd) auf die übrigen 40 Proz. aber davon ab- 
hängen foll, daß die Betriebsverhältniffe des Tabrilunternehmere 
und der erzielte Iahresgewinn die Gewährung derfelben an den 
Tieferanten geftattet. Kläger bat auch die Verpflichtung zum Bau 
und zur Lieferung der Rüben auf der Grundlage des Reglements 
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durch Unterzeichnung eines bejonderen Verpflichtungsicheines über- 
nommen. Db das Vertragsverhältniß als ein Lieferungsfauf oder 
pactum de emendo fid) dharafterifirt, oder welche diefem Gefchäfte 
fremde Elemente dem hier vorliegenden Vertragsverhältniffe Hin- 
zugetreten find, fann ununterfucht bleiben. Wejentlich erjcheint, 
daß ein Vertragsverhältniß gleich dem ftreitigen, mit einem Nicht- 
aktionär abgefchloffen, rüdfichtlich feiner Nechtsbeftändigfeit feinem 
Bedenfen unterliegen würde. I, 86/94 vom 9. Juni. 

628. Gegen den Widerfpruh eines Aktionäre wurde den 
Liquidatoren, ohne daß diefelben über ihre zweijährige Verwaltung 
Nehenihaft und Sclußrechnung gelegt hatten, von der General» 
verfammlung Dedarge ertheilt. Die Eagenden Aktionäre haben 
gegen den Beichluß Widerjpruh zu Protokoll erflärt und An- 
fechtungsflage auf Grund H. G. B. 190* erhoben. ‘Der Beichluß 
ift, weil dem Gefellfchaftsjtatut und Art. 245, Abi. 4 de8 9.6.8. 
widerfpredhend, aufgehoben, NRevifion zurüdgewieien. I, 195/94 
dom 13. DE. 

628b. Kläger und W. find die einzigen Aktionäre der be- 
flagten, jet liquidirenden Aktiengefellichaft. Nachdem in einer 
Generalverfammlung, in welcher dieje beiden Aktionäre und drei 
Mitglieder des Auffichtsrath8 erfchienen waren, einftimmig die 
Auflöfung der Gejellichaft und die Beftellung des Klägers zum 
Liquidator beichloffen war, verzog der Kläger nad) Wien. Nun 
berief der PVorfißende bed Auffichtsraths durd einmalige An- 
fündigung im Reichsanzeiger eine andere außerordentliche General- 
verfjammlung behufs Adfekung des bisherigen und Wahl eines 
neuen Liquidatore. Im diefer Generalverjammlung erichien nur 
W. als Aktionär und die drei Mitglieder des Auffichtsraths. 
E8 murde von den fämmtlihen Erichienenen anertannt, daß W. 
in dem nicht vorliegenden Aktienbuche ale Aktionär mit 500000 
Mark eingetragen fei, daß ihm bisher weder Aktien nocd, Interims- 
iheine ausgehändigt feien und daß er mit 100 Stimmen ftimm- 
berechtigt fei. Auf Antrag eines Auffichtsrathsmitglieds beichlof 
die Generalverfammlung einftimmig, den Kläger, welcher feinen 
Wohnfig nah dem Auslande verlegt habe, als Liquidator zu ent- 
jegen und den Kaufmann X. al® alleinigen Liquibator zu be- 
jtellen. ‘Die wider die durch den Auffichtsrath vertretene Aftien- 
gejellichaft erhobene Klage, den Generalverfammfungsbeihluß für 
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ungültig zu erklären, ift abgewiejen, Revifion zurüdgewiejen. I, 
311/94 vom 29. Dec. 

628c. Nach den Statuten ift nur eine einmalige Veröffent- 
lihung der Belanntmadhungen der Gefellihaft im Neichdanzeiger 
vorgejchrieben; weitere Veröffentlichungen find dem Ermeflen des 
Vorjtandes überlaffen, ohne daß die Gültigfeit der Befanntmadhung 
davon abhängt. Wenn Kläger von der Belanntmahung nichts 
erfahren hat, jo kann er daraus die Ungültigfeit des Beichluffes 
der Generalverfammlung aud in dem Falle nicht ableiten, daß 
die Mitglieder des Auffichtsrath8 und W. von der ausgejprocdenen 
Erwartung ausgegangen find, daß Kläger von der Ankündigung 
im NReichsanzeiger feine Kenntniß nehmen werde. Zu einer be- 
fondern Benachrichtigung des Klägers war feine VBeranlaffung 
vorhanden, vielmehr lag ed dem Kläger in feiner Stellung ale 
Aktionär und als Liquidator, auch nachdem er feinen Wohnfik 
nad) Wien verlegt hatte, ob, von den gehörig publizirten Belannt- 
machungen der Gefellichaft Kenntniß zu nehmen. I, 311/94 vom 
29. Dec. 

628d. Nah dem Statut find Inhaberaftien auszugeben. 
Daß dies nicht gefchehen, macht den Beichluß der Generalver- 
fammlung nicht ungültig, auch Fonnte ohne folche W. feine Eigen- 
haft als Aktionär nachweilen. Die Vorichrift des Art. 209, 
Abf. 2, Nr. 49H. ©. 2B., daß der Gefellichaftsvertrag eine Be- 
ftimmung enthalten müffe über „die Art der Altien, ob fie auf 
Inhaber oder auf Namen lauten‘, hat nicht die Bedeutung, daß 
der Nechtsbeitand der Aktiengejellichaft von der Ausgabe der ftatuten- 
mäßig zugeficherten Altienurktunden abhängt. Die Aktiengejellichaft 
fann namentlich dann, wenn, wie im vorliegenden Falle, die Aftien- 
beträge nicht voll eingezahlt find, längere Zeit ohne jede urkund- 
fihe Berkörperung der Aftienrechte bejtehen. Aktien im eigent- 
lihen Sinne follen hier nad) Art. 215°, Abf. 3 nicht ausgegeben 
werden und die Ausgabe von Interimsfcheinen ift im Gefe nicht 
vorgejchrieben. It ein folhes Stadium and; nach der Entftehung 
ber Gefellihaft noch zuläffig, fo ift während deffelben weder eine 
Veräußerung der Aftienrechte ausgefchloffen, noch fann dem Altio- 
när die Ausübung des Stimmredhts in der Generalverfammlung 
deswegen verjagt werben, weil er feine Aftienurkunden befigt. “Die 
Beitimmung des Art. 190, Abi. 1: „Iede Altie gewährt das 
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herbeiführen kann. Daß die8 nur die Nealgemeinde als Ir Korporation. 
haberin des Hechts vermag, kann nicht zweifelhaft jein (vgl. aud) 
Seuffert, Archiv, Bd. 17, Nr. 45 Bd. 23, Nr. 107; Bd. 16, 
Nr. 97, R. ©. E., Bd. 2, ©. 164; neben oder ftatt der Real- 
gemeinde jedes einzelne Mitglied zur Vertretung zuzulaffen, würde 
jedes Nechtsgrumndes entbehren und zu unlöslichen Widerfprüchen 
führen. Nur kann die NRealgemeinde nicht innerhalb der Gemein 
Ichaft einen Genoffen gegenüber anderen zurüdjegen. Auch find 
die Kläger nicht berechtigt, den von der Nealgemeinde abgeichloffenen 
Vergleich anzufechten; dazu würde nur die Realgemeinde legitimirt 
fein. ILL, 57/94 vom 5. Suni. 

632. Der Hagende Bankier hat nad) feiner Angabe den 
Gründern einer Genoffenihaft in Mainz ein Darlehn von 5000 
Gulden gegeben, über welches diejelben einen Verpflichtungsjchein 
für einen Mitgründer ausgeftellt haben, welcher dem Kläger in- 
doffirt wurde. Der Kläger habe von dem einzigen zahlungs- 
fähigen Schulöner Rüdzahlung gefordert, diefer aber zunächft die 
Aechtheit feiner Unterfchrift prüfen lafjen wollen. Zu dem Behuf 
jei der Schein dem Staatsanwalt S. zu Mainz übergeben, bei 
diejem aber verloren gegangen. Kläger fordert deshalb von dem 
Darmftädter Fiskus Erfat. Damit ift er zur Zeit abgewiefen, 
weil dem Kläger nad) feiner eigenen Behauptung noch ein An- 
Ipruh aus dem Darlehnsgefchäfte gegen den von ihm felbit ale 
zahlungsfähig bezeichneten Mitunterzeichner des Verpflichtungs- 
Icheines W. zufteht und vor der Ausflagung diefed Soltdarjchuldnere 
von einem Scaden, der dem Kläger erwadjen jei, überhaupt 
nicht die Rede fein fann. Denn der Beichädigte hat keinen Er- 
jaganjpruch, wenn er den eingetretenen Schaden durdy Anwendung 
der nad den Umftänden des Falles gebotenen Sorgfalt hätte 
vermeiden fünnen. Cine Haftung des Staates für ein von deffen 
Beamten zugefügtes Unrecht befteht alfo nur, wenn und foweit 
der Beichädigte alle zuläffigen Nechtsbehelfe zur Abwendung des 
Schadens vergeblich aufgewendet hat. Db fodann W. in dem 
gegen ihn einzuleitenden Verfahren aus 9. ©. 3. 303, Abf. 3, 
die Einrede erheben fann, daß er nur gegen Aushändigung des 
quittirten Drdrepapierd zu zahlen verpflichtet fer, it im gegen- 
wärtigen Rechtsftreite nicht zum Austrage zu bringen und c& ift 
endlich aud auf die von dem Nevifiondfläger bejonders hervor- 
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Stimmredt”, ift für diefen Fall jachgemäß dahin auszulegen, daß 
unter der Altie das Altienrecht zu verftehen ift. I, 311/94 vom 
29. Dec. 

629. Die Hütungsgenofjenichaft Rindviehhaltender in Neu- 
jtadt- Wernigerode ift eine erlaubte Privatgejellihaft im Sime 
der 88.1, 2, 11 ff, U, 6 U. 8. R., welde audy ohne ftaatliche 
Genehmigung Parteifähigfeit hat, von ihrem DVorftand aber in 
Prozeflen nur vertreten werden kann, wenn berfelbe hierzu Boll 
madıt erhalten bat. In dem Gejellihaftsvertrage jelbit war ihm 
jolhe nicht ertheilt; denn die dort bezüglich des Vorftehers ge- 
troffenen Anordnungen bejchränten fi darauf, daß alljährlich in 
einer Generalverfammlung durd; Stimmenmehrheit „ein Mitglied 
des Bezirks” als Vorfteher und Kaffenführer gewählt werden foll, 
daß diefer Vorfteher alljährlich der Generalverfammlung über Ein- 
nahmen und Ausgaben Rechnung zu legen hat, und daß er befugt 
fein fol, auch Nichtmitgliedern des Bezirks die Erlaubniß zu er- 
theilen, ihre Kühe durch das Samenrind gegen Erlegung des feft- 
geftellten Rindergeldes rindern zu laffen. IV, 64/94 vom 17. Sept. 

630. Zu den außerordentlichen VBorfällen de 8.5EU.U.NR. 
II, 6 find insbefondere die in den SS. 64, 115, 136, 140, 168 
a.a.D. erwähnten Fälle zu rechnen (Rehbein und NReinde, Yand- 
recht, Anm. 69 zu 8. 53 eit. und die bort aufgeführten Entjchei- 
dungen), und e8 gehört nad) $. 136 a. a. D., welder nad) 8. 14 
a.0.D. auch auf erlaubte Privatgejellichaften Anwendung findet, 
die Austellung einer Vollmaht im Namen der Gejellichaft zu 
denjenigen Angelegenheiten, welche in außerordentlihen Verfamm- 
lungen nad vorhergegangener Einladung fänmtliher Mitglieder 
verhandelt und nad) der Mehrheit der Stimmen berichtigt werden 
müffen. IV, 64/94 vom 17. Sept. 

631. Die von den KHlägern geltend gemachte, bezüglid) des 
Umfangs und Inhalts nicht beftrittene Holzberechtigung fteht nicht 
ihnen al8® Einzelnen, fondern der NRealgemeinde Herzberg als 
jelbftändigem Mechtsfubjelt zu und fan nur von ihnen als Mit- 
gliedern diefer Gemeinde ausgeübt werden. Die Einzelberedh- 
tigungen der Kläger innerhalb der Realgemeinde find aber nicht 
ftreitig; e8 handelt fi nur darum, wer in dem eingeleiteten Ab=- 
(öfungsverfahren das Gefanmtrecdht zu vertreten hat, darüber fich 
vergleichen oder fonft verfügen, aud, rechtsfräftige Entiheidungen 
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herbeiführen fanı. Daß dies nur die Nealgemeinde als In= Korporation. 
haberin des Rechts vermag, kann nicht zweifelhaft fein (vgl. aud) 
Seuffert, Ardiv, Bd. 17, Nr. 4; Bd. 23, Nr. 107; Bd. 16, 
Nr. IT, R. ©. €, Bd. 2, ©. 164; neben oder ftatt der Real- 
gemeinde jedes einzelne Mitglied zur Vertretung zuzulaffen, würde 
jedes Nechtsgrundes entbehren und zu unlöslichen Widerfprücdjen 
führen. Nur kann die Nealgemeinde nicht innerhalb der Gemein- 
ihaft einen Genoffen gegenüber anderen zurüdjegen. Auch find 
die Kläger nicht berechtigt, den von der Nealgemeinde abgejchlofjenen 
Bergleich anzufechten; dazu würde nur die Realgemeinde legitimirt 
fein. III, 57/94 vom 5. Iuni. 

632. Der Hagende Bantfier hat nad feiner Angabe den 
Gründern einer Genoffenichaft in Mainz ein Darlehn von 5000 
Gulden gegeben, über welches diejelben einen Verpflichtungsichein 
für einen Mitgründer ausgeftellt haben, welcher dem Kläger ins 
doffirt wurde. Der Kläger habe von dem einzigen zahlung®- 
fähigen Schuldner Rüdzahlung gefordert, diefer aber zunächft die 
Ackhtheit jeiner Unterfchrift prüfen laffen wollen. Zu dem Behuf 
fei der Schein dem Staatsanwalt ©. zu Mainz übergeben, bei 
diejent aber verloren gegangen. Kläger fordert deshalb von dem 
Darmijtädter Fisfus Erjad. Damit tft er zur Zeit abgemwiefen, 
weil dem Kläger nach feiner eigenen Behauptung noch ein An- 
Ipruh aus dem Darlehnsgefchäfte gegen den von ihm felbft als 
zahlungsfähig bezeichneten Mitunterzeichner des BVerpflichtungs- 
Iheines W. zufteht und vor der Ausflagung diejes Solidarfchuldners 
von einem Schaden, ber dem Kläger erwadjien ei, überhaupt 
nicht die Rede fein kann. Denn der Beichädigte hat keinen Er- 
jaganfpruch, wenn er den eingetretenen Schaden durd Anwendung 
der nad) den Umiftänden des Falles gebotenen Sorgfalt hätte 
vermeiden künnen. Eine Haftung des Staates für ein von deffen 
Beamten zugefügtes Unrecht befteht aljo nur, wenn und foweit 
der Beichädigte alle zuläffigen Nechtsbehelfe zur Abwendung des 
Schadens vergeblih aufgewendet hat. Ob fodann W. in dem 
gegen ihn einzuleitenden Verfahren aus H. ©. 3. 303, Abj. 3, 
die Einrede erheben kann, daß er nur gegen Aushändigung dee 
quittirten DOrbrepapierd zu zahlen verpflichtet fer, ift im gegen- 
wärtigen Nechtsjtreite nicht zum Austrage zu bringen und e& ift 
endlih auch auf die von dem Nevifionsfläger befonders hervor- 
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fonnten, ift nad) Art. 90, 157 9. ©. 3. ganz unbebenflih. Art. 165 
ändert nichts, denn er betrifft das Verhältnif des Gläubigers zu 
den Kommanbitiften. Hier handelt es fi um eine Klage auf Ge- 
winnbetheiligung gegen die Gejellichaft und um die Frage, ob Gewinn 
vorhanden und wie er zu berechnen ift. I, 79/94 vom 2. Iuni. 

616. Allerdings hatte die Beklagte im I. 1878 befchloffen, 
den Neingewinn jedes einzelnen Iahres fir fih, für die elt- 
ftellung der Tantieme der Beamten und Arbeiter maßgebend fein 
zu laffen, folange der gegenwärtige Verluft der Gefellichaft nicht 
gededt fei. Die Kläger können aber daraus nicht die Aufhebung 
der mit der Beklagten fpäter abgejchloffenen Verträge über die 
Herabfegung des Zonnenzinfes und Zahlung einer Duote bes 
Neingewinns ableiten, da fie aus der Mittheilung der Bilanzen 
vorher und nachher entnehmen konnten, wie Beflagte den Nein- 
gewinn berechnete. I, 79/94 vom 2. Juni. 

617. Kläger war alleiniger perjönlich Haftender Gefellichafter, 
die Beklagte alleinige Kommanbitiftin der Kommanditgejellfchaft 
9.. Die Aktien, deren Herausgabe Kläger im gegenwärtigen 
Prozeß von der in Liquidation getretenen Gefellfchaft, bezw. ihrem 
Ziquidator verlangt, hat, wie er behauptet, die Firma 9. ©. in 
feinem Auftrage durch die Preußiihe Ohpotheten - Verficherungs- 
Altiengefellihaft an der Berliner Börfe anlaufen Laffen und fie 
demnädjft in Depot genommen. Cr ift mit dem Anfprucdh auf 
Herausgabe der Aftien abgewiejen. Denn der Firma H. ©. ftand 
bei Auflöfung der Gejellichaft und beim Eintritt in die Liquidation 
eine Forderung von 15980 Markt 60 Pf. an ihn zu. Gegen 
diefe Forderung will Kläger mit feiner Einlage aufrechnen. Das 
Berufungsgericht erachtet mit Recht dies für unzuläffig, weil 
Kläger während der Dauer der Liquidation feine Einlage nicht 
aus dem Gejellfchaftsvermögen entnehmen darf. Der Liquidator 
darf aljo da8 Zurücdbehaltungsreht nah H. ©. 3. 313 ausüben. 
Die Bellagte ift nicht zur Herausgabe ber Aktien gegen Zahlung 
jener Forderung verurtbeilt, weil Kläger nicht zahlen will. I, 
304/94 vom 22. Dec. 

618. Das Urtheil des Kammergerichts, von weldhem, nadh- 
dem ed mit der Revifion angegriffen ift, vollftredbare Ausfertigung 
verlangt wird, ift gegen bie offene Danbelsgefellichaft A. & M. er- 
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gangen. Schuldner aus dem Urtheil ift die Gejellichaft und voll- 
ftredlbar ift e8 in das Gejellichaftsvermögen, nicht gegen die Ge- 
fellichafter, die fi aus dem Urtheil nicht einmal ergeben, und 
gegen deren Privatvermögen. R.OD.9.G.E., Bb. 6, ©. 419; 
R.G. €, Bb.3, ©. 338. Der $. 665 E.P.O. ift unanwend- 
bar, weil die Gefellichafter als Nechtsnachfolger der Gejellichaft 
au dann nicht angefehen werden können, wenn die Gejellichaft, 
wie der Antrag behauptet umb nachweift, im Laufe des Rechts- 
jtreits aufgeldöft und in Liquidation gegangen ift. Denn bie Ge- 
jelfchaft dauert, wie vom Neichsgericht wiederholt ausgeiprochen 
ift, troß der Aufldfung während der Liquidation umd für Die 
Zwede berjelben fort. I, 191/94 vom 11. Yuli. 

619. Nach dem gemeinfchaftlichen Teftament beider Eheleute 
ift die Witwe Erbin ihres verftorbenen Ehemanns geworden. ‘Das 
Tabrifgefchäft des Chemanns follte unverändert unter Leitung von 
defien Neffen I. fortgeführt werden, diefer aber für die Dauer 
feiner Thätigfeit 1500 Marf nebit 10 Proz. vom Nettonuten des 
Geichäfts als Gehalt bis zum vollendeten 25. Lebensjahre er- 
halten, von wo ab 3. al& Xheilnehmer ins Gejchäft eintritt und 
50 Proz. vom Nettogewinn erhalten fol. Nah dem Xobe der 
Witwe geht das Geichäft mit Aktiven und PBaffiven zu dem bei der 
legten Inventur benannten Breife auf ihn über. Ob die Witwe ihm 
das Geihäft jchon bei ihren Lebzeiten für alleinige Rechnung über- 
taffen will, hat fie zu beftimmen. Nachdem I. das 25. LXebens- 
jahr vollendet Hatte, ift die Witwe mit ihm eine 0. 9. ©. ein- 
gegangen, welche fie dann auf Grund 9. ©. B. 123° gekündigt 
hat. Die Kündigung und die fi) daran anfchließende Auflöjung 
der 0.9. ©. war dburd bie lettwillige Verfügung des Chemanns 
nicht auszuschließen. Freilich ergibt fi) daraus, daß die zwifchen 
den beiden Parteien beftandene 0. 9. ©. durd) Kündigung ber 
Klägerin erlofchen ift, noch nicht, daß damit der vermögensredht- 
fihe Vortheil, welher dem Beklagten zufolge der Tebtwilligen 
Verfügung des Erblaffers aus den Nevenien der Fabrif zufließen 
folfte, mit Auflöfung der 0.9. ©. in Wegfall fommt. Vielmehr 
ift nah H. ©. B. 133 nad) Auflöfung der 0. 9. ©. zu liquibiren 
und mittelft der Liquidation die Auseinanderjegung unter den 
Gefellichaftern herbeizuführen. Eine folcdhe Auseinanderjegung wird 
aber nicht bloß dann nothwendig, wenn und foweit bie Gefell- 
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Ihafter mit Kapital bei der Gefellichaft betheiligt find, fondern 
aud dann, wenn das Gefellfhaftsvermögen zu Gunften eines der 
beiden Gejellichafter dauernd mit einer Rente belaftet if. Wäre 
die lettwillige Verfügung des Erblafjers in diefem Sinne zu ver- 
jtehen, worüber bei der prozeffualen Tage der Sade eine Ent- 
Iheidung nicht zu geben tft, fo kann einerjeits die Auflöfung der 
9. 9. ©. dem Beklagten von diejen Rechten nichts nehmen, anderer- 
jeits wird aber durch foldhe Belaftung nicht die Auflöfung der 
GSejellichaft eingefchräntt. I, 151/94 vom 19. Sept. 

620. &8 ift deshalb völlig Forreft, daß das Berufungsgericht 
abgelehnt Hat, dem Antrage des Beklagten ftattzugeben, bafß die 
Verurtheilung des Beklagten zur Anerkennung der Auflöfung mit 
der Maßgabe ausgeiprochen werbe, daß dem Beklagten das Recht 
zuftehe, von der Klägerin 50 Proz. von dem Nettogewinn, welchen 
das Fabrikgeihäft alljährlich bringt, jährlich ausgezahlt zu ver- 
langen. Vielmehr war es, wenn der Beklagte eine Entfcheidung 
über biefe von ihm in Anfpruch genommenen Rechte im gegen- 
wärtigen Prozelje erzielen wollte, der richtige Weg, daß er biejen 
Anfprucd durch eine Widerklage verfolgte. Nachdem diefe Wider- 
Hage aber durd die Kammer für Handelsfadhen abgewiejen tft, 
bat der Widerfläger gegen bdiefe Abweilung ein Nechtsmittel nicht 
eingelegt. Ob das den materiellen Rechten des Beklagten Ein- 
trag thut, ift Hier nicht zu entfcheiden. Iedenfalls Tann in diefem 
Prozeffe ein Ausfpruch über diefen Anspruch nicht mehr erfolgen. 
I, 151/94 vom 19. Sept. Dgl. 610. 

621. Der beflagte Gefellichafter hat in der für das Jahr 
1892 über da® gemeinfchaftlihe Weingejchäft aufgenommenen Bi: 
lanz jein Gefchäftsguthaben auf 168781 Markt 39 Pf., das der 
Klägerin auf 22855 M. berechnet. Er ift verurtheilt, das Gut- 
haben der Klägerin mit 70243 Mart 52 Pf. einzujegen, das 
jeinige entiprechend herabzufegen, Nevifion zurücdgewiefen. ‘Der 
DBellagte hat fi) ein erhöhtes Gefchäftsfapital unter anderem da- 
durch berechnet, daß er Darlehen aufgenommen und die Gelder 
für das Gefchäft verwendet hat. Bei Einzahlung in das Gefchäft 
buchte er die Gelder auf fein ‘Darlchnsfonto, übertrug fie aber 
am Schluffe des Jahres nah Abzug der im Laufe des Jahres 
zurüdbezahlten Summen auf fein Kapitalfonto und ließ fie ale 
Erhöhung feiner Einlage am Gefchäftsgewinn des Jahres theil- 
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nehmen. &8 ift nicht rechtsirrthümlich, wenn im Urtheil da8 Wefen 
der Einlage al8 ein Vermögenswerth aufgefaßt wird, der dauernd 
und unverfürzt für Erfüllung des Geichäftszweds aus dem DVer- 
mögen eines Gefellichafters in die Gefellichaft eingebradht wird. 
Die vom Beklagten der Gejellichaft zugeführten Rapitalien haben 
nicht deren Vermögen, jondern zeitweije deren Schulden vergrößert. 
Mit Recht verweift das Berufungsurtheil auf die eigenen Er- 
flärungen des Beflagten, wonad die Geldzuführungen durch einen 
jeweils auftretenden Mangel an baarem Gelbe zur Tilgung fälliger 
Berbindlichkeiten nothiwendig geworden feten und „er fich zu biefem 
Zwede das erforderliche Kapital von Freunden geliehen und auf 
fein Darlehnstonto eingetragen habe, wenn er glaubte, voraus- 
jehen zu können, daß er daffelbe in Furzer Srift werde zurüd- 
bezahlen, aljo dem Gefchäfte wieder entziehen müffen”. I, 255/94 
vom 13. Oft. 

622. Aud) eine Genehmigung der Klägerin liegt nicht vor. 
Nad) der Beitimmung zu 8. 6 im Nachtrage vom 14. Febr. 1885 
zum Gejellichaftsvertrage hatten die Gefellichafter nur gegen die 
Einlage neuer Kapitalien innerhalb einer bejtimmten Frift Wider- 
jprucdh zu erheben, ein folder war aljo, wie das Berufungsgericht 
zutreffend bemerkt, bezüglich der Darlehen nicht erforderlid. I, 
255/94 vom 13. Dit. 

623. Was die Rüge der Verlegung des Art. 93 9.©.8. 
betrifft, weil dem Beklagten nur 6 Proz. Zinjen und nicht die 
von ihm angeblicd, bezahlten höheren Zinfen im Urtheil gutgerechnet 
find, jo hat Bellagter die Darlehen für fih und nicht für die 
Sejellichaft aufgenommen, alfo die Zinjen für fich und nicht für 
die Gejellichaft entrichtet, welcher nur er als Darlehnsgläubiger 
gegenüberfteht. Der höhere Zinsanjpruh wäre nur dann be- 
gründet, wenn der Bellagte rvedlicher Weife gehandelt und die 
Darlehen für die Firma aufgenommen hätte. I, 255/94 vom 
13. Oft. 

624. Aus einem unter dem 5. Febr. von dem Kläger an 
eigene Drdre auf die offene Handelsgefellihaft H. & Eo. gezogenen, 
an demelben Tage von dem Gefellichafter Sch. unter der Gefell- 
Ihaftsfirma acceptirten Wechfel Hagt jener gegen den Gefellichafter 
9. und die Gejellihaft im Wechjelprozeß unter Vorlegung eines 
Auszugs aus dem Dandelöregifter, nad welchem die Sefellichaft 
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am 26. Febr. in das Handelöregifter eingetragen und die Gefell- 
haft nad) diefem Eintrag am 4. Ian. begonnen und nur 9. zur 
Vertretung beredtigt ei. Das die Klage abweifende Berufungs- 
urtheil aufgehoben, zurüdverwiefen. H. ©. B. Art. 86 fordert 
behufs der Eintragung der Gefellichaft die Anmeldung der ZThat- 
fadhe des Zeitpunftes des Beginns der Gejellihaft und fchreibt 
die Eintragung diefer Thatjadye in Art. 88, 89 vor. Das Er: 
forderniß der Eintragung kann nur für folhe Thatfadhen gedadht 
werben, weldhe für das Rechtsverhäftniß der Gejellfchaft zu Dritten 
von Erheblichkeit find. Dafür ift aber von rechtlicher Bedeutung 
nur der Beginn des Gejchäftsbetriebes. Der Art. 110 nüpft die 
rechtliche Wirkfamfeit der 0.9. ©. im Verhältnig zu Dritten an 
die Eintragung der Gefellihaft in das Handelsregifter oder an 
den Beginn bes Gejchäftsbetriebes. Das bedeutet, daß die Nechte- 
normen betreffend das Verhältnig der Gefellfchaft zu Dritten jeden- 
falls mit dem Beginn des Gefchäftsbetriebes, jpäteftens mit der 
Eintragung Anwendung finden, daher mit dem eingetragenen Zeit: 
punkt des DBeginns der Gefellihaft, wenn derfelbe vor der Ein- 
tragung liegt. Am 5. Febr. war aber die Ausjchliegung des Sc. 
von der PVertretungsbefugniß weder eingetragen noch öffentlich 
befannt gemadt. Nach) Art. 115, 46 ift die Gefellihaft durch 
da8 Accept verpflichtet, wenn fie nicht beweilt, daß die Aus- 
Ichließung des Sc. von der DVertretungsbefugniß dem Kläger am 
5. Febr. 1894 befannt war. Art. 46, Abi. 1. I, 385/94 von 
24. Nov. 

625. Bier hatten die Gejellfchafter außerdem durch ein Eirkfu- 
far bei Anzeige von ber Fabriferridhtung der Gejchäftswelt in der 
üblichen Form im Yebruar 1894 und unjtreitig vor dem 26. ebr. 
1894 ihren Willen mitgetheilt, daß beide Gejellichafter die Firma 
zu zeichnen, d. 5. die Gejellichaft zu vertreten berechtigt fein follen. 
Diefe Willenserflärung würde felbft nach der Eintragung vom 
26. Bebr. von Bedeutung fein. (Vgl. R. ©. E., Bd. 5, ©. 16.) 
Darauf, ob dies Cirkular dem Kläger perjönlich zugegangen ift 
und wann, kommt es rechtlich nicht an. Es erweilt urkundlich 
die Willenserklärung der Gefellfchafter im Februar 1894, daß jeder 
Gefellichafter die Gefellfchaft jolle vertreten dürfen. Aud diefem 
der Wechjelflage beigelegten Cirkular gegenüber haben die Bellag- 
ten zu beweifen, daß Sch. am 5. Febr. 1894 von ber Vertretungs- 
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befugnig ausgefchloffen und dem Kläger dies befannt war. I, 
385/94 vom 24. Nov. 

626. Die Kaufleute Hermann Frieblaender, Siegmund 
Sommerfeld und Telier Sommerfeld find die Inhaber folgender 
bier Firmen: 1) der Berliner Wechfelbank: Hermann Friedlaender 
& Sommerfeld, 2) der Eentralhotelbant Friedlaender & Sommer- 
feld, 3) der Wechfelftube Königftadt Friedlaender & Sommerfeld 
und 4) der Wechfelftube der Stadtbahn Friedlaender & Sommerfeld, 
fämmtlih zu Berlin, geweifen. Der Berufungsrichter hat feit- 
geitellt, daß jede der beiden Firmen 2 und 3 felbjtändige Pro- 
furiften beftellt hatten, daß jede in formellem Kontofurrentverfehr 
mit der Firma 1 jtanden und ein eigenes Konto bei dem DBer- 
liner Kaffenverein Hatten, daß Bilanzen und Gewinnberecdhnungen 
bei völlig getrennter Buchführung gefondert aufgejtellt find und 
daß die Betheiligung der einzelnen Mitglieder bei den in Rebe 
jtehenden Gefellichaften nicht gleichmäßige, jondern durchaus ver- 
jchiedene gewejen fein. Es nimmt danadh an, daß nicht ver- 
Ichiedene Zweigniederlaffungen vorlagen, jondern mehrere von- 
einander unabhängige offene Handelögefellihaften. ‘Daraus folgt 
aber, daß, nachdem über alle Gejellichaften der Konkurs eröffnet 
ift, der Beflagte nicht das, wa8 er von der Gejellichaft 2 zu for- 
dern bat, gegen das fompenfiren fan, was er der Gejellihaft 3 
fduldet. So weit war die Revifion nicht begründet. IV, 144/94 
vom 15. Nov. Vgl. 290. 

627. Die Rechtsauffaffung der Vorinftanz, daß im vor« 
liegenden Falle die Nübenlieferungspflicht der Aktionäre auf einem 
befonderen, neben dem Gejellichaftsvertrage mit dem Aktionär als 
einer dritten Perjon abgejchloffenen Vertrage beruhe, tft nicht zu 
beanftanden. Das Vertragsverhältnig der Rübenbau- und Liefer- 
pflicht ift durch ein befonderes Reglement neben dem Statut firirt. 
In demjelben ift für die zu liefernden Rüben ein beftimmter Preis 
ausgeworfen mit der Maßgabe, daß durch die Lieferung ein un- 
bedingter Anfprudh nur in Höhe von 60 Proz. diejes Preijes er- 
worben, der Anjpruch auf die übrigen 40 Proz. aber davon abs 
hängen foll, daß die Betriebsverhältniffe des Yabrikunternehmers 
und der erzielte Iahresgewinn die Gewährung derjelben an den 
Lieferanten gejtattet. Kläger hat auch) die Verpflichtung zum Bau 
und zur Lieferung der Rüben auf der Grundlage ded Reglemente 
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durd) Unterzeichnung eines bejonderen VBerpflichtungsfcheines über- 
nommen. Ob das Vertragsverhältniß al8 ein Lieferungsfauf oder 
pactum de emendo fi dharafterifirt, oder welche diefem Gefchäfte 
fremde Elemente dem hier vorliegenden Vertragsverhältniffe Hin- 
zugetreten find, fann ununterjudht bleiben. Wejentlich erjcheint, 
daß ein Vertragsverhältniß gleich dent jtreitigen, mit einem Nicht- 
aktionär abgeichloffen, rüdfichtlich feiner Nechtsbejtändigfeit feinem 
Bedenken unterliegen würde. I, 86/94 vom 9. Yunt. 

628. Gegen den Widerfprud, eines Aftionärs wurde den 
Liquidatoren, ohne daß diejelben über ihre zweijährige Verwaltung 
Nechenichaft und Sclußredhnung gelegt hatten, von der General- 
verfainmlung Decdarge ertheilt. Die Elagenden Aktionäre habeı 
gegen den Beichluß Widerjpruh zu Protokoll erklärt und An- 
fehtungsflage auf Grund H. G. B. 190* erhoben. Der Beichluß 
ift, weil dem Gefellfchaftsftatut und Art. 245, Abi. 4 de8 H.©.2. 
widerfprehend, aufgehoben, Revifion zurüdgewiefen. I, 195/94 
vom 13. Oft. 

628b. Kläger und W. find die einzigen Aktionäre der be- 
Hoagten, jett liquidirenden Alktiengejellichaft. Nachdem in einer 
Generalverfammlung, in welcher bdieje beiden Aktionäre und brei 
Mitglieder des Auffichtsrath8 erfchienen waren, einftimmig die 
Auflöfung der Gejellihaft und die Beftellung des Klägers zum 
Liquidator bejchloffen war, verzog der Kläger nad Wien. Nun 
berief der Vorfigende des Auffichterath8 durch einmalige An- 
fündigung tin NReichSanzeiger eine andere außerordentliche General- 
verfammlung behufs Abjetung des bisherigen und Wahl eines 
neuen Liquidators. Im diefer Generalverjammlung erjchien nur 
W. als Aktionär und bie drei Mitglieder des Auffichtsraths. 
E83 wurde von den fämmtlihen Erjchienenen anerfannt, daß W. 
in dem nicht vorliegenden Aftienbuche als Aktionär mit 500000 
Mark eingetragen Sei, daß ihm bisher weder Aktien noch Interims: 
Iheine ausgehändigt feien und daß er mit 100 Stimmen ftimm- 
berechtigt jei. Auf Antrag eines Auffichtsrathsmitglieds beichloß 
die Generalverfammlung einftimmig, den Kläger, welcher feinen 
Wohnfig nach dem Auslande verlegt habe, als Liquidator zu ent- 
jegen und den Kaufmann 2. als alleinigen Liquidator zu be- 
ftellen. Die wider die dur) den Auffichtsrath vertretene Altien- 
geiellichaft erhobene Klage, den Generalverfammlungsbefchluß für 
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ungültig zu erklären, ijt abgewiejen, NRevifion zurücgewiefen. I, 
311/94 vom 29. Dec. 

628c. Nach den Statuten ift nur eine einmalige Veröffent- 
lihung der Belanntmahungen der Gefellihaft im Neichsanzeiger 
vorgefchrieben; weitere Veröffentlichungen find dem Ermefjen des 
Boritandes überlaffen, ohne daf die Gültigkeit der Belanntmachung 
davon abhängt. Wenn Kläger von der Belanntmadhung nichts 
erfahren hat, jo kann er daraus die Ungültigfeit des Beichluffes 
der Generalverfammlung auch in dem Falle nicht ableiten, daß 
die Mitglieder des Auffichtsraths und W. von der ausgeiprocenen 
Erwartung ausgegangen find, daß Kläger von ber Ankündigung 
im Neichsanzeiger feine Kenntniß nehmen werde. Zu einer be- 
fondern Benadhrichtigung des Kläger war feine Veranlaflung 
vorhanden, vielmehr lag ed dem Kläger in feiner Stellung ale 
Aktionär und als Liquidator, auch nahdem er feinen Wohnfik 
nah Wien verlegt hatte, ob, von den gehörig publizirten Belannt- 
madhungen der Gefellihaft Kenntniß zu nehmen. I, 311/94 vom 
29. Dec. 

628d. Nah dem Statut find Inhaberaktien augzugeben. 
Daß dies nicht gefchehen, macht den Beichluß der Generalver- 
fammlung nicht ungültig, aud) konnte ohne foldye W. feine Eigen- 
Ihaft als Aktionär nacmweilen. Die Vorichrift des Art. 209, 
Abi. 2, Nr. 49H. ©. 2B., daß der Gejellichaftsvertrag eine Be- 
ftimmung enthalten müffe über ‚‚die Art der Altien, ob fie auf 
Inhaber oder auf Namen lauten‘, hat nicht die Bedeutung, daß 
der Rechtsbeftand der Aktiengejellichaft von der Ausgabe der ftatuten- 
mäßig zugeficherten Aktienurfunden abhängt. ‘Die Altiengejellichaft 
fann namentlich dann, wenn, wie im vorliegenden Falle, die Aftien- 
beträge nicht voll eingezahlt find, längere Zeit ohne jede urkund- 
liche Verförperung der Aktienvechte beftehen. Aktien im eigent- 
lihen Sinne follen hier nad) Art. 215°, Abf. 3 nicht ausgegeben 
werden und die Ausgabe von Interimsfcheinen ift im Gefeg nicht 
vorgejchrieben. It ein foldhes Stadium aud; nad der Entjtehung 
der Gejellihaft noch zuläffig, jo ift während beffelben weder eine 
Veräußerung der Aktienrechte ausgeichloffen, no kann dem Altio- 
när die Ausübung des Stimmredts in der Generalverfammlung 
deswegen verjagt werden, weil er feine Altienurkunden befitt. Die 
Beitimmung des Art. 190, Abf. 1: „Iede Altie gewährt das 
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Stimmredt”, ift für diefen Fall fachgemäß dahin auszulegen, daß 
unter der Aktie das Aktienrecht zu verftehen ift. I, 311/94 vom 
29. Dec. 

629. Die Hütungsgenofienfchaft Rindviehhaltender in Neu- 
tadt- Wernigerode ift eine erlaubte Privatgejellichaft im Sinne 
der 88.1, 2, 11 ff, U, 6 A. 8. R., weldde aucd, ohne ftaatliche 
Genehmigung Parteifähigfeit hat, von ihrem Vorftand aber in 
Prozeffen nur vertreten werben fann, wenn berjelbe hierzu Bolls 
macht erhalten hat. In dem Gejellichaftsvertrage felbjt war ihm 
jolhe nicht ertheilt; denn die dort bezüglich des Vorftchers ge- 
troffenen Anordnungen bejhränten fi) darauf, daß alljährlich in 
einer Generalverfammlung durch Stimmenmehrheit „ein Mitglied 
des Bezirks” als Vorfteher und Kaffenführer gewählt werden fol, 
daß diejer Vorfteher alljährlich der Generalverfammlung über Ein- 
nahmen und Ausgaben Redhnnung zu legen hat, und daß er befugt 
fein fol, aud, Nichtmitgliedern des Bezirks die Erlaubniß zu er- 
theilen, ihre Kühe durch da8 Samenrind gegen Erlegung des feft- 
geftellten Rindergeldes rindern zu laffen. IV, 64/94 vom 17. Sept. 

630. Zu den auferordentlichen Vorfällen des 8.SZAUL.R. 
Il, 6 find insbejondere die in den SS. 64, 115, 136, 140, 168 
a. a. D. erwähnten Fälle zu rechnen (Rehbein und Reinde, Land- 
recht, Anm. 69 zu $. 53 eit. und die dort aufgeführten Entichei- 
dungen), und es gehört nach $. 136 a. a. DO., weldher nad) 8. 14 
a.0.D. auch auf erlaubte Privatgejellichaften Anwendung findet, 
die Ausftellung einer Vollmadht im Namen der Gejellfchaft zu 
denjenigen Angelegenheiten, welche in auferorbentlichen Verfamm- 
(ungen nad) vorbergegangener Einladung jänmtliher Mitglieder 
verhandelt und nach der Mehrheit der Stimmen berichtigt werden 
müffen. IV, 64/94 vom 17. Sept. 

631. Die von den Klägern geltend gemachte, bezüglich bes 
Umfangs und Inhalts nicht beftrittene Holzberecdhtigung fteht nicht 
ihnen al8 Einzelnen, jondern der NRealgemeinde Herzberg als 
jelbftändigem Nechtsfubjelt zu und kann num von ihnen ale Mit- 
gliedern bdiefer Gemeinde ausgeübt werden. Die Einzelbered- 
tigungen der Kläger innerhalb der NRealgemeinde find aber nicht 
fteeitig; e8 handelt fid) nur darum, wer in dem eingeleiteten Ab- 
löfungsverfahren das Gefammtrecht zu vertreten hat, darüber fidh 
vergleichen oder fonft verfügen, auch vechtsfräftige Enticheibungen 
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herbeiführen fann. Daß die nur die Nealgemeinde als In- 
haberin des Rechts vermag, kann nicht zweifelhaft fein (vgl. aud) 
Seuffert, Ardiv, Bd. 17, Nr. 4; Bd. 23, Nr. 107; Bd. 16, 
Nr. IT,R. G. €, Bd. 2, ©. 164; neben ober ftatt der Real- 
gemeinde jedes einzelne Deitglied zur Vertretung zuzulaffen, würde 
jedes Nechtsgrundes entbehren und zu unlöslichen Widerfprücen 
führen. Nur kann die Nealgemeinde nicht innerhalb der Gemein- 
Ihaft einen Genoffen gegenüber anderen zurüdjegen. Auc, find 
die Kläger nicht berechtigt, den von der Realgemeinde abgefchloffenen 
Vergleich anzufechten, dazu würde nur die Realgemeinde legitimirt 
fein. II, 57/94 vom 5. Juni. 

632. Der Hagende Bankier hat nad) feiner Angabe den 
Gründern einer Genoffenihaft in Mainz ein Darlehn von 5000 
Gulden gegeben, über welches diefelben einen Verpflichtungsichein 
für einen Mitgründer ausgeftellt haben, welder bem Kläger in- 
doffirt wurde. Der Kläger habe von dem einzigen zahlungs- 
fähigen Schuldner Rüdzahlung gefordert, diefer aber zunächft bie 
Acchtheit feiner Unterfchrift prüfen laffen wollen. Zu dem Behuf 
jei der Schein dem Staatsanwalt ©. zu Mainz übergeben, bei 
diejem aber verloren gegangen. Kläger fordert deshalb von dem 
Darmftädter Fisfus Erfah. Damit ift er zur Zeit abgewicfen, 
weil dem Kläger nad feiner eigenen Behauptung nod ein An- 
Iprudy aus dem Darlehnsgefchäfte gegen den von ihm felbft als 
zahlungsfähig bezeichneten Mitunterzeichner des Verpflichtungs- 
icheines W. zufteht und vor der Ausflagung diejes Solidarfchuldners 
von einem Scaden, ber dem Kläger erwaclen jei, überhaupt 
nit die Rede fein fann. Denn der Beihädigte hat feinen Er- 
jaganjpruch, wenn er ben eingetretenen Schaden durch Anwendung 
der nad den Umftänden des Falles gebotenen Sorgfalt hätte 
vermeiden fünnen. Eine Haftung des Staates für ein von defien 
Deamten zugefügtes Unrecht befteht alfo nur, wenn und foweit 
der Beichädigte alle zuläffigen Nechtsbehelfe zur Abwendung des 
Schadens vergeblih aufgewendet hat. Ob fodann W. in dem 
gegen ihm einzuleitenden Verfahren aus H. ©. B. 303, Abf. 3, 
die Einrede erheben kann, daß er nur gegen Aushändigung des 
quittirten Drdrepapierd zu zahlen verpflichtet fei, ift im gegen- 
wärtigen Nechtöftreite nicht zum Austrage zu bringen und es ift 
endlich au auf die von dem Wevifionsfläger bejonders hervor- 
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gehobene Frage nicht einzugehen, ob fich Kläger mit Rüdficht auf 
die Vorichriften von Code 1131 und 1132 im Prozeffe gegen 
W. auf einen außerhalb der verlorenen Urkunde beitehenden Ver- 
pflichtungsgrund mit Erfolg zu berufen im Stande ift. III, 94/94 
vom 3. Juli. 

633. Im Fall 449 ift au eine Haftung des Staats aus 
der Unterjchlagung des A. jelbft dann nicht begründet, wenn der- 
jelbe zufolge der Anordnung des Landgerichtspräfidenten zur vor- 
fäufigen Entgegennahme der Gelder zujtändig war. ‘Denn nad 
gemeinem Recht kann eine allgemeine Haftung des Staats Dritten 
gegenüber für Delikte feiner Beamten nicht anerkannt werden. 
III, 123/94 vom 18./28. Sept. 

634. Auch aus der unterlaffenen Kontrolle des Depofital- 
wejens Täßt fich eine Haftung des Staates nicht ableiten. Aus 
dem Staatszwed und dem öffentlich-rechtlihen Verhältniffe des 
Staats zu feinen Angehörigen läßt fi feine allgemeine Haftung 
auf Schadenserfat nicht begründen. Bejondere NRechtspflichten in 
der hier in Betracht kommenden Richtung find für das Herzog- 
tum Braunfchweig nicht behauptet und, wie das Berufungsgericht 
ausdrüdlich erklärt, nicht vorhanden; e8 bleibt aljo nur übrig die 
auch vom Berufungsgerichte erörterte actio leg. Aquiliae (vgl. 240). 
III, 123/94 vom 18./28. Sept. 

635. Der Kläger war Mitglied des Märkischen Knappichafts- 
vereind, beffen Nechtenachfolger der beflagte Allgemeine Knapp» 
Ichaftsverein in Bochum geworden ift. Unter der Herrichaft des 
Knappichaftsitatuts vom 15. Sult 1873 in der Faffung vom 
25. April 1878 wurde Kläger zum Invaliden erklärt, und bezog 
vom 24. Dec. 1885 ab ein jährliches Invalidengeld von 270 Mark. 
Er verrichtete fpäter noch leichte Arbeiten auf einer Zeche und 
wurde, al® das Gejet über die Alterd- und Invalibitätsverjorgung 
vom 22. Sunt 1889 in Kraft trat, zur Verficherung herangezogen. 
Durh Beihluß des YBundesrath8 vom 22. Dec. 1891 wurde der 
verflagte Knappichaftsverein als eine den S$.5 und 7 des Ges 
jetses entfprechende bejondere Kaffeneinrichtung zugelaffen, und trat 
in Zolge deifen an die Stelle der Yandesverficherungsanitalt. Der 
Kläger hat feine Verficherungsbeiträge gezahlt, ijt aber im I. 1892 
völlig erwerbsunfähig geworden. Auf Grund jene® Gejetes ift 
ihm eine jährliche Invalidenrente von 117 Mark zugebilligt. ‘Der 
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Beklagte will diefe Nente auf das Invalidengeld von 270 Mark 
anrechnen. Er ift zur vollen Zahlung beffelben (neben der von 
dem Kläger bezogenen Imvalidenrente von 117 Marf) verurtheilt, 
Revifion zurücgemwiefen. Die bewilligte reichögejetlihe Nente 
ift nach dem geringen Iahresverdienft des Klägers bemeijen, das 
er al® Invalide bezog, und bildet gewillermaßen den Erjat für 
den Ueberihuß an Arbeitsfraft, der ihm nad feiner Invalidi- 
firung im $. 1885 nod) verblieben war, fodaß er nicht für die- 
felben Nachtheite zweimal Vergütung erhält. Webrigens konnten 
auch wohlerworbene Rechte des Arbeiters auf Nentenbezüge durd) 
die reichsgefetliche Verfiherung nicht berührt werden — $. 36 
des Gefeges vom 22. Yuni 1889 —. Die Kaffe des beflagten 
Vereins war aber bis zum Schluffe des Jahres 1891 Hüflfskaffe 
und unterlag der VBorfchrift des $. 36. Endlich konnten dem 
Kläger die Rechte, welche er aus dem älteren Statut erworben 
hatte, nicht durch das neue Statut vom 25. Dec. 1891 entzogen 
werden. V, 338/94 vom 3. Oft. 

636. Pgl. Bd. XIO, 514; Bd. XIV, 499. Die Sparfajje 
ift nad) dem Pr. Reglement vom 12. Dec. 1838 eine von der 
Gemeinde eingerichtete Anftalt, welcher die Einleger ihre Erjpar- 
niffe anvertrauen; fie ift ein Kommunalinftitut mit befonderer 
Kaffenführung, feine jwuriftiiche PBerfon. Wenn die Stadt von 
der Spartajle „ein Darlehn‘ aufgenommen hat, welches durd) 
Werthpapiere gewährt wurde, jo war das fein Anfchaffungs- 
geihäft, d. h. kein auf die Anfchaffung des Eigenthums an 
fremden Saden gegen Entgelt gerichtete Gejchäft. E8 durfte 
alfo auch fein Stempel nah) AA? des Tarife zum Neichsftempel- 
gejeke vom 29. Mai 1885 erhoben werden. IV, 81/94 vom 
1. Oft. 

637. Der Beklagte hatte ald Vorfigender des Vorftandes 
der Werfftättenkranfenfaffe für die Eifenbahnhauptwerkftätte zu 
Neumünfter und eine Nebenwerfftätte mit rechtlicher Verpflichtung 
für die Kranfenfaffe, aber, wie der Elagende Vorjtand geltend 
mad, ftatutenwidrig, einen Arzt Dr. H. al8 Kaffenarzt gegen ein 
Honorar von 5 Mark für den Kopf der Kaffenmitglieder in 
Dienft genommen. Die Kaffe hat nad dem Ausjcheiden des Be- 
Hagten aus dem Vorftande einen anderen Kaffenarzt gegen ein 
Honorar von 7 Mark pro Kopf der Kaffenmitglieder in Dienft 
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genommen, und auf Erftattung von 1881 Mark 25 Bf. nebit 
Zinfen und den durch den Brozeß wider Dr. H. erwacdjjenen Koften 
Klage erhoben. Das die Klage abweijende Urtheil ift bezüglich 
des Betrages von 1881 Mart 25 Pf. aufgehoben und zurüd- 
verwiejen. Denn lag, worüber nod zu befinden tjt, ein jtatuten= 
widriges Verfahren des Bellagten vor, jo bedarf die durch den 
Gefammtvorftand vertretene Kaffe nicht des Nachweijes eines be- 
jonderen redhtlichen Intereffes, um einer in Ueberjchreitung der 
zuftehenden Befugniffe vorgenommenen Handlung des Beklagten 
in ihrem Berhältniffe zu diefem die Anerkennung zu verjagen. 
Hat der Beklagte dur den Vertragsabihluß mit Dr. 9. jeine 
Befugniffe überfchritten, jo ift er zum Erjate deffen verpflichtet, 
was die Klägerin in Folge der Ueberichreitung ‘zu leiften hatte, 
hier alfo, da der Vertrag mit Dr. 9. für die Klägerin bindend 
war, das demfelben zugejicherte Honorar von 1881 Mark 25 Pf., 
welches die Klägerin bat zahlen müflfen. Die Klägerin braucht 
nicht den entjtandenen Schaden dadurd) wieder zu bejeitigen, daf 
fie die Dienftleiftungen des Dr. H. annimmt und den anderen Arzt 
nicht engagirte. Sm III, 424/85 vom 8. Sunt 86 (Bd. III, 329; 
R. ©. €, Bd. 16, ©. 133) ift zwar ausgeführt, auch der Auf: 
traggeber werde fich nicht rein pajfiv verhalten dürfen, wenn er 
ohne wejentliche Beläftigung im Stande jet, einen in Folge des 
Veriehens jeines Beauftragten ihm drohenden Scjaden durch eigene 
Thätigfeit von fi) abzuwenden. Eine allgemeine Verpflichtung, 
daß der Geichädigte felbit für die Bejeitigung des durd einen 
Anderen ihm zugefügten Schadens thätig zu werben und dem: 
gemäß jeine Entichlüffe und Handlungen einzurichten habe, tft 
aber weder in diefer Enticheidung anerkannt, noch vecdjtlicd) zu be 
gründen. VI, 244/94 vom 29. Nov. Bgl. 211. 

638. Die Flagende Genoffenfchaft hatte aus Gefälligfeit für 
eine Kreditgefellichaft Wechfel mit unterzeichnet, welche von dicjer 
zu GÖunften von %. ausgeftellt waren. 2%. hatte der Kreditgefell- 
Ihaft Darlehne gegeben; die Wedhjel waren dann in derjelben 
Weile durch Ausftellung neuer Wechfel prolongirt; zwei diejer 
neuen Wecjel bdatiren vom 22. Nov. 1877, ein Wedel vom 
28. Nov. 1877. Die Beklagten, weldhe früher Genoffenichafter 
der Eagenden Gefellihaft waren, find ausgeichieden und haben 
ihr Ausjcheiden gemäß 8. 63 des Genoffenfchaftsgefees von 4. Juli 
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1868 dem Handelsgeriht vor Außftellung jener neuen Wechjel 
angezeigt. Nachdem die Kreditgejellihaft in Konkurs verfallen 
war und 2. in diefem Konkurfe einen Ausfall erlitten hat, fordert 
die Klägerin von den Bellagten Befreiung von ihrer Verbindlich- 
feit gegen &. Damit ift fie abgewiefen, Nevifion zurüdgemiefen. 
Denn da die Beklagten nad $. 39 des Genofjenfchaftsgejeges nur 
für die bi® zu ihrem Ausfcheiden aus ber Genofjenfchaft einge- 
gangenen Verbindlichleiten bis zum Ablauf der Verjährung ($. 63) 
verhaftet bleiben und die Klägerin in eine Verbindlichkeit bezüg- 
fi des den Wechjfeln zu Grunde liegenden ‘Darlehnsverhältnifiee 
nicht eingetreten war, jo wurben die Beklagten von den nad) ihrem 
gehörig angezeigten Ausscheiden von der Klägerin eingegangenen 
Wechielverbindlichleiten nicht berührt, wenn jchon dieje zur DBe- 
endigung Ichiwebender Gejchäfte eingegangen waren. — R. &. €., 
Bd. 12, ©. 57 ff. — 1, 237/94 vom 20. uni, 

639. Eine Haftung der Bellagten war auch nicht daraus 
abzuleiten, daß etwa nod zu der Zeit, als die Beklagten Genoffen- 
Ihafter waren, zwifjchen der Klägerin, der Kreditgejellichaft und 
2. verabredet worden ei, baß X. die jucceffive Tilgung der Dar- 
(chnsichuld nad Möglichkeit der Schuldnerin fich gefallen Laffen 
und die zur Sicherheit ausgeftellten Wechjel dementiprechend pro- 
longiren follte. Denn das Abkfommen ift fo allgemein gehalten, 
daß es al8 die Grundlage für einen beftimmten Rechtsanipruch des 
2. oder der Kreditgefellichaft gegen bie Klägerin auf Mitunter: 
zeihnung der neuen Prolongationswechjel nicht dienen Founte. 
Die Klägerin unterjchrieb die Prolongationswechlel nad) wie vor 
aus Gefälligfeit, und that fie e8 nad) dem Ausicheiden der DBe- 
Hagten, fo ging fie dadurch eine neue Verbindlichkeit ein, die den 
Beklagten gegenüber nicht verpflichtend war. I, 237/94 vom 
20. Juni. 

640. Der Ehemann hat zu feiner Frau bei einem Aus- 
jöhnungsverjucdh gejagt, nicht die Magb — mit welcher er ein 
intimes, wenn auch nicht ehebrecherifches Verhältniß unterhielt —, 
fondern die Frau folle das Feld räumen (elle fichera le camp). 
Die Ehe ift geihieden. Denn mit jener Aeußerung hat er bie 
Klägerin dadurd, fchwer beleidigt, daß er, vor die Wahl geftellt, 
ob er das Hindernig des ehelichen Zujanmenlebens befeitigen 
wolle, welches die Frau in der Beibehaltung der Magd erblicdte, 


Eingetragen: 
Genoffenichaft. 


Eheichetdung. 


Fereatung. 


IR remilierrekt 


fd für die Peibehaltung der Dlagd entihied und jo die Urjache 
der tharlählihen Trennung zu einer dauernden madte. Revifion 
zurüdgemieien. II, 186 934 vom 9. Tfr. 

641. Tie in einem Urtheil dee IV. Civiltenats vom 28. Ian. 
1#81 in Uebereinftimmung mit Präjudiz des Tbertribunale 1090 
vom 10. Jan. 1842 und 1210 vom 24. Ct. 1842 auägeiprodene 
Redtsanfiht ift aufgegeben. Gs ift ein geießgeberiiher Grund 
nicht ertennbar, weshalb eine dem Gejeke entiprechend erflärte 
Terzeihung nit redtswirfjam jein jollte, weil die Ecdheidungs: 
urfade jhon gerichtlich gerügt tit und nur die Klage nicht formell 
zurüdgenommen wird. Die Zerzeihung im Einne des 8. 7% 
AR. II, 1 wirft als Entjagung des Rechts, die Scheidung 
wegen de6 betreffenden Nergehen® zu verlangen, und muß des= 
halb, auh wenn fie erft während des Echeidungsprozejled erfolgt 
ift, zur Klagabweijung führen. Tie Erklärung fann aud redts- 
wirffam einer dritten Perjon gegenüber erfolgen, wenn nur der 
Wille des DVerzeihenden darauf gerichtet geweien tft, daß die Er- 
Härung dem anderen ZTiheile übermittelt werde und die Ueber: 
mittelung ftattfindet. I, 83/94 vom 4. Oft. 

642. Die Ehe ift wegen Verlegung der ehelichen Treue durch 
den Chemann gefchieden; die Klage des Ehemanns wegen böslicher 
Verlaffung ift zurüdgewiefen und diefer für den allein jchuldigen 
Theil erklärt. Der Kläger hat der Bellagten vorgeworfen, mit 
mehreren Männern in der Empfängnißzeit geichlechtlich verkehrt 
und ihn betrüglich zur Chejchließung verleitet zu haben, alfo den 
Borwurf niedrigster Chrlofigfeit. Die Beflagte fei aber eine ge- 
bildete und zartfühlende Frau; fie fei nicht verpflichtet geweien, 
al&bald und ohne daf verjöhnende, entichuldigende oder aufflärende 
Worte feitens des Kläger gefprochen wären, zu ihm zu ziehen 
und mit ihm die Chegemeinjchaft zu theilen; daß der Kläger aber 
jolhe Worte gefunden habe, zu denen er nach dem Briefe der 
Dellagten vom 25. April 1892 allen Anlaß gehabt, jei von ihm 
nicht behauptet worden. Unerheblih, daß trog der wiederholten 
Demühungen des Klägers die Beklagte ftets erklärt habe, niemals 
mit ihm zufammen Icben zu wollen, da fie ihn nicht achte, daß 
fie Son von Beginn der Ehe an und fhon vor Schließung der- 
jelben den Willen gehabt habe, mit dem Kläger die Chegemein- 
haft nicht zu theilen —, daß der Kläger Ende März 1892, aljo 
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furze Zeit vor dem Briefe vom 25. April 1892, mit jeiner Mutter Eheicheibung. 
zu der Bellagten fi) begeben und fie gebeten habe, zu ihm zurüd- 

zufehren, er ihr auch erklärt habe, fo Fönne er nicht leben, daß 

die Beklagte aber das AZufammenleben verweigert habe, — daß 

der Kläger kurze Zeit darauf ihr einen eingejchriebenen Brief ge- 

ichictt Habe, in dem er fie nochmals gebeten, zu ihm zu kommen 

und mit ihm zufammen zu leben. Revifion des Chemannd zu- 
rüdgewiefen. IV, 116/94 vom 25. Oft. 

643. Gegen Striethorft, Bd. 63, ©. 285, und gegen Neihe- 
gericht IV, 101/79 vom 15. Dec. bei Groudjot, Bd. 24, ©. 1028. 
Wenn der unfchuldige Ehegatte, nachdem der andere Gatte ein 
grobes Verbrechen begangen hatte, wegen defien er demnädhft zu 
einer hmählichen Strafe verurtheilt ift, dieferhalb eine ausdrüd- 
liche BVerzeihfung, zwar vor der Verurtheilung und Beftrafung, 
aber in ber Erwartung des Eintritts diefer Folgen, ausgeiproden 
hat, jo kann diefe Erklärung nit für unwirkfam erachtet werben; 
vielmehr muß in folhem Falle das Klageredht verloren gehen. 
Zwar wird durd) die Begehung des Verbredjens allein der Che- 
Iheidungsgrund des $. 7OLA.L. RR. II, 1 no nicht gegeben, 
aber die demnächft eintretende Verurteilung und Beftrafung dee 
VBerbrehens erjcheinen nur al& die weiteren, von feinem Willen 
unabhängigen Folgen der Strafthat. ‘Diefe lektere bildet damit 
auch die Grundlage für das in $. 704 vorgejehene Chevergehen, 
und es fteht deshalb begrifflich der Annahme nichts entgegen, daß 
die aus der verbrecherifchen That und ihren weiteren Folgen fid) 
ergebende Beleidigung des unjchuldigen Theiles von diefem bereits 
vor erfolgter Aburtheilung des Verbrechens verziehen werden kann. 
Hier war die Verzeihung ausgefprodhen nad der Verurtheilung, 
aber bevor fi) der Ehemann im Zuchthaus befand. IV, 115/94 
vom 25. Oft. 

644. Die verklagte Ehefrau ift, nadjdem fie bereits in den 
Jahren 1867 und 1868 wegen Diebftahle mit Gefängniß von 
48 Stunden und von 7 Tagen vorbeftraft war, im 9. 1879 
wegen DBetrugs und Diebftahl8 zu 2 Monaten Gefängniß ver- 
urtheilt. Ste hat fi ferner, nachdem fie diefe Strafe bis zum 
12. Mai 1879 verbüßt, Ende 1891 wieder zweier Diebftähle 
fhuldig gemadt und die wegen bdiefer zuerfannte Gefammtftrafe 
von 4 Wochen Gefängnig bis zum 8. März 1892 verbüßt. Sie 
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Cheieidung. ift fobann durch) Urtheil vom 23. Jult 1892 wegen einfadhen 
Diebftahls im Nüdfalle zu 4 Monaten Gefängniß und fchlieklih 
durch das Urtheil vom 17. Sept. 1892 wegen zweier einfadher 
Diebftähle und einer Unterfchlagung fowie wegen des zulett er- 
wähnten Diebftahls, deflen Strafe no nicht verbüßt war, zu 
einer Gefammtftrafe von 2 Iahren verurtheilt. Es find zwar 
mildernde Umstände angenommen, allein der eingewurzelte Hang 
der Angeklagten zu ‘Diebereien ift al& fteaferfchwerend in Betradht 
gezogen. Damit ift zugleich die erfannte Strafe, weldhe die Be- 
Hlagte erlitten hat, al& eine vermöge deren ehrlofer Gefinnung 
harte und Schmähliche im Sinne $. 704 AL. R. IL, 1 dharalfteri- 
fir. Das innere Wejen der Ehe ift aber von dem Stande und 
der Lebensftellung der Parteien unabhängig; es ift aljo verfehlt, 
aus der Lebensftellung der bem Arbeiterftande angehörenden Par- 
teten herzuleiten, e8 würden in diefen Kreifen auch längere Gefäng- 
nißftrafen erfahrungsmäßig als nicht jo fchwerwiegend angefehen, 
daß deshalb dem Ehegatten des Beitraften das Zufammenleben mit 
demfelben nicht zugemuthet werden fünnte. Das Neichögericht hat 
die Ehe geichteden. IV, 114/94 vom 25. Oft. 

645. Das Oberlandesgeriht hat angenommen, daß die 
Klägerin zu den ihr zur Laft fallenden Beleidigungen bes WVellag- 
ten daburd) gereizt und veranlaßt worden fei, daß biejer fie in 
der gröblichiten und verlegendften Weife beleidigt und beihimpft, 
daß er ihr namentlich die denkbar fchwerfte Beleidigung, den Vor: 
wurf der ehelichen Untreue, ins Geficht gefchleudert habe. Wenn 
das Oberlandesgericht bei diefer Sachlage die zur Begründung 
der allein in Frage ftehenden Widerflage auf Ehefcheidung an- 
geführten und als nachgewiejen angenommenen Beleidigungen des 
Beklagten durch die Klägerin hierzu um deswillen nicht für ge- 
eignet erachtet hat, weil diejelben nach der erörterten Sadjlage 
al& verzeihlih anzufehen und durch den Beklagten felbjt verjchuldet 
feien, fo Fann hierin eine Verlegung von Code 231 nicht gefunden 
werben. Die Che ift wegen ber Beleidigungen der Ehefrau durd 
den Ehemann gefchieden. II, 281/94 vom 4. Dec. 

646. Nad, gemeinem proteftantifchen Eherechte wird für den 
unfchuldigen Theil ber Anipruch auf Scheidung begründet, wenn 
der andere Theil die eheliche Pflicht andauernd ohne Grund ver- 
weigert hat und pfychologifhe Zwangsmittel entweder erfolgloe 
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geblieben find oder nach den Verhältniffen angenommen werden Eheiheidung. 
muß, daß fie im Falle ber Anwendung erfolglos geblieben jein 

würden. Einer im Laufe des BProzeffed ausgejprochenen Bereit- 

wiltigfeit Fann die Wirkung der Aufhebung bed erhobenen An- 

Ipruches nicht beigemefjen werden, wenn eine fon vor der Klage: 

erhebung vorhandene hartnädige Verweigerung der ehelichen Pflicht 
angenommen wird. III, 207/94 vom 7. Dec. 

647. Bol. Bd. XVIIL, 554. Nad) der von dem Berufungs- 
geriht au8 den Ermittelungsalten rechtlich bedenkenfrei gewonnenen 
Auffaffung ift die Annahme nicht ungerechtfertigt, daß der Beflagte 
den Namen feiner Ehefrau gegen deren Willen auf einen Wechjel 
gejeßt bat, und die von ber Klägerin beitrittene Behauptung des 
Beklagten, daß die Klägerin ihn generell ermächtigt habe, ihre 
Unterfchrift auf Wechfel zu feßen, wird von dem Berufungsgericht 
nit bloß für unmwahrfcheinlih, fondern auch für unerheblid er- 
achtet. Die Klägerin babe, nachdem fie fih vom Bellagten ge- 
trennt und diefer erflärt hatte, fie nicht ernähren zu können, wohl 
der Anfiht fein Fönnen, daß jene angebliche Ermächtigung nicht 
mehr wirkffam war. Diefe unanfedhtbare thatfächliche Erwägung 
begründet aber die der Klägerin zur Seite ftehende Vermuthung, 
daß fie die Anzeige ihres Chemanns bei der Stantsanwaltichaft, 
welche zur Anklage nicht geführt hat, nicht allein nicht wider 
beiferes Wiffen, fondern, entipredhend ihrer Angabe, in gutem 
Glauben an deren Wahrheit, fowie ferner zur Wahrnehmung 
eine® berechtigten Intereffe® gemadt hat. Dem Beklagten lag 
der Nachweis ob, baß jene Vermuthung nicht begründet jei und 
die Klägerin den Schuß des 8.193 St. ©. 3. nicht zu beanfpruden 
habe. Da er diefen Nachweis nicht geführt hat, jo erfcheint aud) 
eine unerlaubte Handlung ber Klägerin im Sinne bes $. 186 
St. ©. 3. und 8.706 A.“ R. II, 1 nicht als erwiefen. IV, 
337/94 vom 22. Nov. 

648. Wenn der Kläger feine Ehefrau zu dem wegen ihrer 
damaligen Schwangerfchaft gefährlichen Sprunge vom Baume 
vorfäglih, durch Zwang oder durd) Mißbraud ihres geiltes- 
ihwaden Zuftandes zu dem Zwede oder auch nur mit dem DBe- 
wußtjein nah Hinwegnahme der Leiter veranlaßt hat, daß bdiefelbe 
dadurh Gefahr laufe an ihrer Gefundheit Schaden zu erleiden 
oder gar da® Leben zu verlieren, fo würde in einer foldhen Hanbd- 
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Stimmredt”, ift für diefen Tall fahgemäß dahin auszulegen, daß 
unter der Aktie das Altienvecht zu verftehen if. I, 311/94 vom 
29. Dec. 

629. Die Hütungsgenoffenfchaft Rindviehhaltender in Neu- 
ftadt- Wernigerode ift eine erlaubte Privatgefellihaft im Sinne 
der 88.1, 2, 11 ff, U, 6 A. R., welde audy ohne ftaatliche 
Genehmigung Parteifähigfeit hat, von ihrem VBorftand aber in 
Prozeffen nur vertreten werden kann, wenn derfelbe bierzu Voll- 
madjt erhalten hat. In dem Gefellichaftsvertrage felbjt war ihm 
jolhe nicht ertheilt; denn die dort bezüglich des Vorftehers ge- 
troffenen Anordnungen befchränten fid) darauf, daß alljährlich in 
einer Generalverfammlung dur Stimmenmehrheit „ein Deitglied 
des Bezirks” als Vorfteher und Kaffenführer gewählt werben folt, 
daß diefer Vorfteher alljährlich der Generalverfammlung über Ein- 
nahmen und Ausgaben Rechnung zu legen hat, und daß er befugt 
fein fol, aud Nichtmitgliedern des Bezirks die Erlaubniß zu er- 
theilen, ihre Kühe durch da8 Samenrind gegen Erlegung bes feft- 
geftelften Nindergeldes rindern zu laffen. IV, 64/94 vom 17. Sept. 

630. Zu den auferordentlihen Vorfällen bes 8.53 AU. R. 
II, 6 find insbefondere die in den SS. 64, 115, 136, 140, 168 
a. a. D. erwähnten Fälle zu rechnen (Rehbein und Neinde, Land- 
vet, Anm. 69 zu 8. 53 eit. und die dort aufgeführten Entichei- 
dungen), und e8 gehört nach $. 136 a. a. D., welder nad) 8. 14 
0. a. D. auch auf erlaubte Privatgefellfhaften Anwendung findet, 
die Ausftellung einer Vollmadht im Namen der Gefellichaft zu 
denjenigen Angelegenheiten, welche in außerordentlichen Verfamm- 
(ungen nad vorhergegangener Einladung fänmtlicher Mitglieder 
verhandelt und nach der Miehrheit der Stimmen berichtigt werben 
müffen. IV, 64/94 vom 17. Sept. 

631. Die von den Klägern geltend gemachte, bezüglich des 
Umfangs und Inhalts nicht beftrittene Holzberechtigung fteht nicht 
ihnen al8 Einzelnen, fondern der Nealgemeinde Herzberg ale 
jelbftändigem Nechtsfubjeft zu und Tann nur von ihnen als Mit- 
gliedern diefer Gemeinde ausgeübt werden. Die Einzelbered)- 
tigungen der Kläger innerhalb der Nealgemeinde find aber nicht 
ftreitig; e8 handelt fi nur darum, wer in dem eingeleiteten Ab- 
(löfungsverfahren da8 Gefammtrecht zu vertreten hat, darüber fidh 
vergleichen oder jonft verfügen, auc, rechtsträftige Entihetdungen 
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herbeiführen kann. Daß bie nur bie Nealgemeinde ald In- 
haberin des Rechts vermag, kann nicht zweifelhaft fein (vgl. aud) 
Seuffert, Ardiv, Bd. 17, Nr. 4; Bd. 23, Nr. 107; Bd. 16, 
Nr. 97,8. ©. €, Bd. 2, ©. 164; neben oder ftatt der Real- 
gemeinde jedes einzelne Mitglied zur Vertretung zuzulaffen, würde 
jedes Nechtögrundes entbehren und zu unlöslichen Widerfprücden 
führen. Nur fann die Realgemeinde nicht innerhalb der Gemein 
Ichaft einen Genofjen gegenüber anderen zurüdfjegen. Auch find 
die Kläger nicht berechtigt, den von der Nealgemeinde abgefchloffenen 
Bergleic, anzufehten; dazu würde nur die Nealgemeinde legitimirt 
fein. III, 57/94 vom 5. Yuni. 

632. Der Hagende Bankier hat nad) feiner Angabe den 
Gründern einer Genoffenfchaft in Mainz ein Darlehn von 5000 
Gulden gegeben, über welches diejelben einen Verpflichtungsichein 
für einen Mitgründer ausgeftellt haben, welcher dem Kläger in- 
doffirt wurde. Der Kläger babe von dem einzigen zahlungs- 
fähigen Schuldner Rüdzahlung gefordert, diefer aber zunädjit die 
AechtHeit feiner Unterfchrift prüfen lafjen wollen. Zu dem Behuf 
fei der Schein dem Staatsanwalt S. zu Mainz übergeben, bei 
diejen: aber verloren gegangen. Kläger fordert deshalb von dem 
Darmftädter Fisfus Erjad. Damit ift er zur Zeit abgewiefen, 
weil dem Kläger nad) feiner eigenen Behauptung nod ein An- 
jprudh aus dem Darlchnsgefchäfte gegen den von ihm felbft als 
zahlungsfähig bezeichneten Mitunterzeichner des DVerpflichtungs- 
iheines W. zufteht und vor der Ausflagung diefes Solidarfchuldners 
von einem Schaden, ber dem Kläger erwaclen fei, überhaupt 
nicht die Rede fein fan. Denn der Beichädigte hat keinen Er- 
jaganjprudy, wenn er den eingetretenen Schaden durd) Anwendung 
der nad) den Umftänden des alles gebotenen Sorgfalt Hätte 
vermeiden können. Cine Haftung des Staates für ein von bdefien 
Beamten zugefügtes Unrecht beiteht alfo nur, wenn und foweit 
der Beichädigte alle zuläffigen Nechtsbehelfe zur Abwendung des 
Schadens vergebli aufgewendet hat. Ob fodann W. in dem 
gegen ihm einzuleitenden Berfahren aus 9. ©. 3. 303, Abf. 3, 
die Einrede erheben kann, daß er nur gegen Aushändigung des 
quittirten Drdrepapiers zu zahlen verpflichtet fei, ift im gegen- 
wärtigen Nechtöftreite nicht zum Austrage zu bringen und es tft 
endlich auch auf die von dem Revifionskläger bejonders hervor- 
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gehobene Frage nicht einzugehen, ob fich Kläger mit Rüdficht auf 
die Vorjchriften von Code 1131 und 1132 im Prozeffe gegen 
DW. auf einen außerhalb der verlorenen Urkunde beftchenden DBer- 
pflidhtungsgrund mit Erfolg zu berufen im Stande ift. III, 94/94 
vom 3. Juli. 

633. Im Fall 449 ift auch eine Haftung des Staats aus 
der Unterfchlagung des A. felbit dann nicht begründet, wenn ber- 
jelbe zufolge der Anordnung des Landgerichtspräfidenten zur vor- 
läufigen Entgegennahme der Gelder zuftändig war. Denn nad 
gemeinem Recht kann eine allgemeine Haftung des Staats Dritten 
gegenüber für Delikte feiner Beamten nicht anerfannt werden. 
III, 123/94 vom 18./28. Sept. 

634. Auch) aus der unterlaffenen Kontrolle des Depofital- 
wejens läßt fich eine Haftung des Staates nicht ableiten. Aus 
dem Staatszwed und dem öffentlich-rechtlichen Verhältniffe des 
Staats zu feinen Angehörigen läßt fich feine allgemeine Haftung 
auf Schadenserfat nicht begründen. Belondere Rechtspflichten in 
der bier in Betracht kommenden Richtung find für das Herzog- 
thum Braunfchweig nicht behauptet und, wie das Berufungsgericht 
ausdrüdlicd erklärt, nicht vorhanden; es bleibt alfo nur übrig die 
aud) vom Berufungsgerichte erörterte actio leg. Aquiliae (vgl. 240). 
III, 123/94 vom 18./28. Sept. 

635. Der Kläger war Mitglied des Märkifchen Knappfchafts- 
vereins, deffen Nechtsnachfolger der beflagte Allgemeine Rnapp- 
Ihaftsverein in Bochum geworden ift. Unter der Herrichaft des 
Knappichaftsftatuts vom 15. Iuli 1873 in der Faffung vom 
25. April 1878 wurde Kläger zum Imvaliden erklärt, und bezog 
vom 24. Dec. 1885 ab ein jährliches Invalidengeld von 270 Mark. 
Er verrichtete fpäter nod) leichte Arbeiten auf einer Zeche und 
wurde, al® da8 Gefeß über die Alters- und Invaliditätsverjorgung 
vom 22. Juni 1889 in Sraft trat, zur Verficherung herangezogen. 
Durd Beichluß des YBundesraths vom 22. Dec. 1891 wurde der 
verflagte Knappfchaftsverein als eine den 88.5 und 7 des Ge 
jege8 entfprechende bejondere Kaffeneinrichtung zugelaflen, und trat 
in Folge deifen an die Stelle der Landesverfiherungsanitalt. ‘Der 
Kläger bat feine Verficherungsbeiträge gezahlt, ift aber im I. 1892 
völlig erwerbsunfähig geworden. Auf Grund jenes Gefeges ift 
ihm eine jährliche Invalidenrente von 117 Mark zugebilligt. Der 
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Beklagte will diefe Rente auf da8 Invalidengeld von 270 Mark Korporation. 
anrechnen. Er ift zur vollen Zahlung defjelben (neben der von 
dem Kläger bezogenen Invalidenrente von 117 Darf) verurtheilt, 
Nevifion zurücdgewieien. Die bewilligte reichögejegliche Rente 
ift nach) dem geringen Iahresverdienit des Klägers bemeffen, das 
er als Invalide bezog, und bildet gewifjermaßen den Erjag für 
den Ueberihuß an Arbeitskraft, der ihm nad feiner Invalidi- 
firung im 3. 1885 noch verblieben war, fodaß er nicht für die- 
jelben Nachtheife zweimal Vergütung erhält. Webrigens konnten 
auch wohlerworbene Rechte des Arbeiters auf Nentenbezüge durd) 
die reichögejegliche Verficherung nicht berührt werden — $. 36 
bes Gejeßes vom 22. Iuni 1889 —. Die Kaffe des beflagten 
Vereins war aber bis zum Schluffe des Iahres 1891 Hülfskaffe 
und unterlag der Vorfchrift des 8. 36. KEndlid) konnten dem 
Kläger die Rechte, welche er aus dem älteren Statut erworben 
hatte, nicht durch) das neue Statut vom 25. Dec. 1891 entzogen 
werden. V, 338/94 vom 3. Oft. 

636. Qgl. Bd. XI, 514; Bd. XIV, 499. Die Sparlaife 
ift nad) dem Pr. Reglement vom 12. Dec. 1838 eine von der 
Gemeinde eingerichtete Anftalt, welcher die Einleger ihre Eripar- 
niffe anvertrauen; fie ift ein Kommunalinftitut mit befonderer 
Kaffenführung, feine juriftiihe Perfon. Wenn die Stadt von 
der Sparlafje „ein Darlehn” aufgenommen hat, weldjes durd) 
Werthpapiere gewährt wurde, jo war das fein Anfchaffungs- 
geihäft, d. h. kein auf die Anfchaffung des KEigenthHums an 
fremden Saden gegen Entgelt gerichtetes Gefchäft. E8 durfte 
alfo auch fein Stempel nad) 4A? des Tarifs zum Neichsftenpel- 
gejege vom 29. Mai 1885 erhoben werden. IV, 81/94 vom 
1. Ott. 

637. Der Bellagte hatte al8 Borfitender des Borftandes 
der Werkftättentrantenkaffe für die Eifenbahnhauptwerkftätte zu 
Neumünfter und eine Nebenwerkftätte mit rechtlicher Verpflichtung 
für die Kranfenfaffe, aber, wie der Eagende Voritand geltend 
madt, ftatutenwidrig, einen Arzt Dr. H. als Kafjenarzt gegen ein 
Honorar von 5 Mark für den Kopf der Kafjenmitglieder in 
Dienft genommen. Die Kaffe hat nad) dem Ausicheiden des Be- 
Hagten aus dem PVorftande einen anderen Kafjenarzt gegen ein 
Honorar von 7 Mark pro Kopf der Kaffenmitglieder in Dienft 
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genommen, und auf Erftattung von 1881 Mark 25 Pf. nebit 
Zinfen und den durch den Prozeß wider Dr. H. erwacjjenen Koften 
Klage erhoben. Das die Klage abweifende Urtheil ift bezüglich 
ded Betrages von 1881 Mark 25 Pf. aufgehoben und zurüd- 
verwiefen. Denn lag, worüber noch zu befinden ift, ein ftatuten= 
widrige® Verfahren des Beklagten vor, fo bedarf die durdh den 
Gefammtvoritand vertretene Kaffe nicht des Nachweijes eines be= 
jonderen rechtlichen Intereffes, um einer in Weberjchreitung der 
zuftehenden Befugniffe vorgenommenen Handlung‘ des Beklagten 
in ihrem Berhältniffe zu diefem die Anerlennung zu verjagen. 
Hat der Beklagte dur den Vertragsabihluß mit Dr. 9. jeine 
Befugniffe überschritten, jo ift er zum Erjage deffen verpflichtet, 
was die Klägerin in Folge der Weberfchreitung ‚zu leisten hatte, 
hier alfo, da der Vertrag mit Dr. 9. für die Klägerin bindend 
war, bas demfjelben zugejicherte Honorar von 1881 Mark 25 Bf., 
welches die Klägerin hat zahlen müflen. ‘Die Klägerin braudt 
nicht den entitandenen Schaden dadurch wieder zur befeitigen, dat 
fie die Dienftleiftungen des Dr. 9. annimmt und den anderen Arzt 
nicht engagirte. In III, 424/85 vom 8. Juni 86 (Bd. III, 329; 
R.©. €, Bd. 16, ©. 133) ift zwar ausgeführt, auch der Auf: 
traggeber werde fich nicht rein paffiv verhalten dürfen, wenn er 
ohne wejentliche Beläftigung im Stande jei, einen in Yolge des 
DBerjehens jeines Beauftragten ihm drohenden Schaden durd) eigene 
xThätigfeit von fi) abzuwenden. Eine allgemeine Verpflichtung, 
daß der Gejchädigte felbft für die DBejeitigung des dur einen 
Anderen ihm zugefügten Schadens thätig zu werden und bem- 
gemäß feine Entjchlüffe und Handlungen einzurichten babe, ijt 
aber weder in diejer Entjcheidung anerlannt, noch rechtlich zu be- 
gründen. VI, 244/94 vom 29. Nov. Bgl. 211. 

638. Die Eagende Genoffenichaft hatte aus Gefälligfeit für 
eine Kreditgefellichaft Wechfel mit unterzeichnet, welche von dieter 
zu Öunften von 2. ausgeftellt waren. *%. hatte der Kreditgefell- 
Ihaft Darlehne gegeben; die Wecdjjel waren dann in derjelben 
Weife durch Ausjtellung neuer Wedel prolongirt; zwei bdiejer 
neuen Wecjel datiren vom 22. Nov. 1877, ein Wecjjel vom 
28. Nov. 1877. Die Beklagten, welche früher Genofjenichafter 
der Elagenden Gefellichaft waren, find ausgefchieden und haben 
ihr Ausjcheiden gemäß $. 63 des Genoffenichaftsgefetes von: 4. Iuli 
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1868 dem Handelsgeriht vor Ausftellung jener neuen Wechfel Eingetragene 


angezeigt. Nachdem die Kreditgejellihaft in Konkurs verfallen 
war und 2. in diefem Konkurfe einen Ausfall erlitten hat, forbert 
die Klägerin von den Beklagten Befreiung von ihrer Verbindlid)- 
feit gegen %. Damit ift fie abgewiefen, Revifion zurücgerwiefen. 
Denn da bie Beklagten nad $. 39 des Genoffenfchaftsgejeges nur 
für die bis zu ihrem Ausscheiden aus der Genoflenjchaft einge- 
gangenen Verbindlichfeiten bi® zum Ablauf der Verjährung ($. 63) 
verhaftet bleiben und die Klägerin in eine Verbindlichkeit bezüg- 
lich des den Wechfeln zu Grunde liegenden Darlehnsverhäftniffes 
nicht eingetreten war, jo wurden die Beflagten von den nad) ihrem 
gehörig angezeigten Ausjcheiden von der Klägerin eingegangenen 
MWechfelverbindlichkeiten nicht berührt, wenn fchon diefe zur Ve- 
endigung fchwebender Gejchäfte eingegangen waren. — R. ©. E., 
Bd. 12, ©. 57 ff. — I, 237/94 vom 20. Iunt, 

639. Eine Haftung der Bellagten war aud) nicht daraus 
abzuleiten, daß etwa nod zu der Zeit, als die Beklagten Genoffen- 
Tchafter waren, zwifchen der Klägerin, der Kreditgefellfchaft und 
2. verabredet worden fei, daB 2. die fucceifive Tilgung der Dar- 
Ichnsihufd nad) Möglichkeit der Schuldnerin fih gefallen Laffen 
und die zur Sicherheit ausgeftellten Wechfel dementiprechend pro- 
(longiren follte. Denn das Abfommen ift jo allgemein gehalten, 
daß e8 als die Grundlage für einen beftimmten Rechtsanfpruch des 
2. oder der Kreditgefellichaft gegen die Klägerin auf Mitunter: 
zeichnung der neuen Prolongationswecdjjel nicht dienen konnte. 
Die Klägerin unterfchrieb die Prolongationswechjel nad) wie vor 
aus Gefälligfeit, und that fie e8 nad dem Ausfcheiden der DBe- 
Hagten, jo ging fie dadurch eine neue Verbindlichkeit ein, die den 
Bellagten gegenüber nicht verpflichtend war. I, 237/94 vom 
20. Sunt. 

640. Der Ehemann hat zu feiner Frau bei einem Aus- 
\öhnungsverfud gejagt, nicht die Magd — mit welder er ein 
intimes, wenn aud) nicht ehebrecheriiches Verhältnig unterhielt —, 
fondern die Frau folle das Feld räumen (elle fichera le camp). 
Die Ehe ift geihieden. Denn mit jener Aeußerung hat er die 
Klägerin dadurd) fchwer beleidigt, daß er, vor die Wahl geitelft, 
ob er das Hinderniß des ehelichen Zufanmenlebens bejeitigen 
wolle, welches die Irau in der Beibehaltung der Diagd erblidte, 
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fih für die Beibehaltung der Magd entichied und fo die Urfade 
der thatjächlihen Trennung zu einer dauernden inadte. Revifion 
zurüdgewiejen. II, 186/94 vom 9. Oft. 

641. Die in einem Urtheil des IV. Eivilfenats vom 28. Ian. 
1881 in Uebereinftimmung mit Präjudiz des Obertribunals 1090 
vom 10. Ian. 1842 und 1210 vom 24. Dft. 1842 ausgeiprochene 
Rechtsanfiht ift aufgegeben. Es ift ein gejegeberifcher Grund 
nit erkennbar, weshalb eine dem Gefeke entiprechend erflärte 
Berzeihung nicht rehtswirkfam fein follte, weil die Scheidungs- 
urfadhe fchon gerichtlich gerügt ift und nur die Klage nicht formel 
zurüdgenommen wird. Die Verzeihung im Sinne des $. 720 
AR. OU, 1 wirkt als Entjagung des Rechts, die Scheidung 
wegen des betreffenden Vergehens zu verlangen, und muß beö- 
halb, aucd wenn fie erft während des Sceidungsprozefies erfolgt 
it, zur Rlagabweifung führen. Die Erflärung kann auch redhts- 
wirffam einer dritten Perjon gegenüber erfolgen, wenn nur der 
Wille des Verzeihenden darauf gerichtet gewefen tft, daß die Er- 
flärung dem anderen Xcheile übermittelt werde und die Ueber- 
mittelung ftattfindet. I, 83/94 vom 4. Oft. 

642. Die Ehe ift wegen Verlegung der ehelichen Treue durch 
den Ehemann gejhieden; die Klage des Ehemanns wegen böslicher 
Berlafjung ift zurüdgewiefen und diefer für den allein jchuldigen 
Theil erklärt. Der Kläger hat der Bellagten vorgeworfen, mit 
mehreren Männern in ber Empfängnißzeit gefchlechtlich verkehrt 
und ihn betrüglid) zur Ehejchließung verleitet zu haben, aljo den 
Borwurf niedrigfter Ehrlofigfeit. Die Beklagte jei aber eine ge- 
bildete und zartfühlende Frau; fie fei nicht verpflichtet gewefen, 
al8bald und ohne dak verjöhnende, entichuldigende oder aufflärende 
Worte feitens de8 Kläger geiprocdhen wären, zu ihm zu ziehen 
und mit ihm die Chegemeinichaft zu theilen; daß der Kläger aber 
jolde Worte gefunden habe, zu denen er nad dem Briefe ber 
Beflagten vom 25. April 1892 allen Anlaß gehabt, fei von ihm 
nicht behauptet worden. Unerheblih, daß troß der wiederholten 
Bemühungen des Klägers die Beklagte ftetS erflärt habe, niemale 
mit ihm zufammen leben zu wollen, da fie ihn nicht achte, daR 
fie [hon von Beginn der Ehe an und jcdhon vor Schliekung der- 
jelben den Willen gehabt habe, mit dem Kläger die Chegemein- 
haft nicht zu theilen —, daß ber Kläger Ende März 1892, alfo 
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Turze Zeit vor dem Briefe vom 25. April 1892, mit feiner Meutter Eheiheidung. 
zu der Beklagten fid) begeben und fie gebeten habe, zu ihm zurüd- 
zufehren, er ihr auch erklärt habe, jo fünne er nicht leben, daß 
die Beklagte aber da8 Zufammenleben verweigert habe, — daß 
der Kläger furze Zeit darauf ihr einen eingefchriebenen Brief ge- 
Ichieft Habe, in dem er fie nochmals gebeten, zu ihm zu kommen 
und mit ihm zufammen zu leben. NRevifion des Chemanns zu- 
rüdgewiefen. IV, 116/94 vom 25. Oft. 

643. Gegen Striethorft, Bd. 63, ©. 285, und gegen Reihe 
gericht IV, 101/79 vom 15. Dec. bei Groudjot, Bd. 24, ©. 1028. 
Wenn der unfchuldige Ehegatte, nachdem der andere Gatte ein 
grobes Verbrechen begangen hatte, wegen bejien er demnächit zu 
einer jchmählichen Strafe verurtheilt ift, diejerhalb eine ausdrüd- 
liche Verzeifung, zwar vor der Verurtheilung und Beftrafung, 
aber in der Erwartung des Eintritts diefer Folgen, ausgeiprocden 
hat, jo kann diefe Erklärung nicht für unwirkfam eradjtet werden; 
vielmehr muß in folhem alle das Klageredht verloren gehen. 
Zwar wird burd die Begehung des Verbredjens allein der Ehe- 
Icheidungsgrund des $. TOLA.L. NR. IL, 1 noch nicht gegeben, 
aber die demmächft eintretende Verurtheilung und Beitrafung des 
VBerbrehens erjcheinen nur als die weiteren, von feinem Willen 
unabhängigen Folgen der Strafthat. ‘Diefe lettere bildet damit 
auch die Grundlage für das in $. 704 vorgejehene Ehevergehen, 
und e8 fteht deshalb begrifflich der Annahme nichts entgegen, daß 
die aus der verbrecherifchen That und ihren weiteren Folgen fich 
ergebende Beleidigung des unfchuldigen Theiles von diefem bereits 
vor erfolgter Aburtheilung des Verbrechens verziehen werden kann. 
Hier war die Verzeihung ausgefprocdhen nad der Verurtheilung, 
aber bevor fid) der Ehemann im Zuchthaus befand. IV, 115/94 
vom 25. Oft. 

644. Die verflagte Ehefrau ift, nachdem fie bereits in den 
Jahren 1867 und 1868 wegen ‘Diebftahls mit Gefängniß von 
48 Stunden und von 7 Tagen vorbeitraft war, im 9. 1879 
wegen Betrugs und Diebftahls zu 2 Monaten Gefängniß ver- 
urtheilt. Sie hat fi ferner, nachdem fie diefe Strafe bis zum 
12. Mai 1879 verbüßt, Ende 1891 wieder zweier Diebftähle 
fhuldig gemadt und die wegen diefer zuerfannte Gefammtitrafe 
von 4 Wochen Gefängniß bis zum 8. März 1892 verbüßt. Sie 
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ift fodann dur Urtheil vom 23. Iuli 1892 wegen einfachen 
Diebftahls im NRüdfalle zu 4 Monaten Gefängniß und fchließlich 
durch das Urtheil vom 17. Sept. 1892 wegen zweier einfader 
Diebftähle und einer Unterjchlagung jowie wegen des zulegt er- 
wähnten ‘Diebftahls, deffen Strafe noch nicht verbüßt war, zu 
einer Gefammtftrafe von 2 Jahren verurtheilt. Es find zwar 
mildernbe Umftände angenommen, allein der eingewurzelte Hang 
der Angeklagten zu ‘Diebereien tft al& ftraferfchwerend in Betradht 
gezogen. Damit ift zugleich die erkannte Strafe, weldhe die Be: 
Hagte erlitten hat, al® eine vermöge deren ehrlofer Gefinnung 
harte und jchmähliche im Sinne $. 704 A. R. IL, 1 daralteri- 
firtt. Das innere Wefen der Ehe ift aber von dem Stande und 
der Lebensftellung der Parteien unabhängig; es ift alfo verfehlt, 
aus der Lebensftellung der dem Arbeiterftande angehörenden Par- 
teien herzuleiten, e8 würden in diejen Kreifen auch längere Gefäng- 
nißftrafen erfahrungsmäßig als nicht jo fchwerwiegend angejehen, 
daß deshalb dem Ehegatten des Beitraften das Zufammenleben mit 
demfelben nicht zugemuthet werden fünnte. Das Reichsgericht hat 
die Ehe geichieden. IV, 114/94 vom 25. Oft. 

645. Das Oberlandesgeriht hat angenommen, daß die 
Klägerin zu den ihr zur Laft fallenden Beleidigungen bes Bellag- 
ten dadurd) gereizt und veranlaßt worden fei, daß biejer fie in 
der gröblichiten und verlegendften Weife beleidigt und beichimpft, 
daß er ihr namentlich die denkbar jchwerjte Beleidigung, den Vor- 
wurf der ehelichen Untreue, ins Geficht gefchleudert habe. Wenn 
das Dberlandesgericht bei diefer Sadjlage die zur Begründung 
der allein in Frage ftehenden Widerflage auf Cheicheidung an- 
geführten und al8 nachgewiefen angenommenen Beleidigungen des 
Beklagten durd) die Klägerin Hierzu um deswillen nicht für ge- 
eignet erachtet bat, weil diejelben nach der erörterten Sadjlage 
al8 verzeihlih anzufehen und dur den Bellagten jelbft verfchuldet 
feien, fo fann hierin eine Verlegung von Code 231 nicht gefunden 
werden. Die Ehe ift wegen der Beleidigungen ber Ehefrau durd 
den Ehemann gefchieden. II, 281/94 vom 4. Dec. 

646. Nad) gemeinem proteftantifchen Eherechte wird für den 
unfchuldigen Theil ber Anjprud auf Scheidung begründet, wenn 
der andere Theil die eheliche Pflicht andauernd ohne Grund ver- 
weigert hat und piychologiihe Zwangsmittel entweder erfolglos 
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geblieben find oder nad ben Berhältniffen angenommen werden Eheicheidung. 
muß, daß fie im Falle der Anwendung erfolglos geblieben fein 

würden. Einer im Laufe des Prozeffes ausgefprochenen Bereit: 

wilfigfeit kann die Wirkung der Aufhebung des erhobenen An- 

Ipruches nicht beigemeffen werden, wenn eine fchon vor der Klage: 

erhebung vorhandene hartnädige Verweigerung der ehelichen Pflicht 
angenommen wird. III, 207/94 vom 7. Der. 

647. Qgl. Bd. XVII, 554. Nach der von dem Berufungs- 
gericht aus den Ermittelungsakten rechtlich bedenfenfrei gewonnenen 
Auffaffung ift die Annahme nicht ungerechtfertigt, daß der Bellagte 
den Namen feiner Ehefrau gegen deren Willen auf einen Wechfel 
gejett hat, und die von ber Klägerin bejtrittene Behauptung des 
Beklagten, daß die Klägerin ihn generell ermächtigt habe, ihre 
Unterschrift auf Wechjel zu feen, wird von dem Berufungsgericht 
nicht bloß für unmwahrfcheinlih, fondern auch für unerheblid er- 
achtet. Die Klägerin habe, nachdem fie fi) vom Bellagten ge- 
trennt und diefer erklärt hatte, fie nicht ernähren zu können, wohl 
ber Anficht fein können, daß jene angebliche Ermächtigung nicht 
mehr wirffam war. Dieje unanfechtbare thatjächliche Erwägung 
begründet aber die der Klägerin zur Seite ftehende Vermuthung, 
daß fie die Anzeige ihres Ehemanns bei der Staatsanwalticdhaft, 
welde zur Anklage nicht geführt hat, nicht allein nicht wider 
beiferes Wiffen, fonbdern, entiprechend ihrer Angabe, in gutem 
Glauben an deren Wahrheit, fowie ferner zur Wahrnehmung 
eines berechtigten Interefjes gemacht hat. ‘Dem Bellagten lag 
der Nachweis ob, daß jene Vermuthung nicht begründet ei und 
die Klägerin den Schuß des 8.193 St. G.3. nicht zu beanfprudjen 
habe. Da er diefen Nachweis nicht geführt hat, fo erfcheint aud 
eine ımerlaubte Handlung der Klägerin im Sinne bed $. 186 
St. ©. 3. und 8.706 AU.UR. II, 1 nicht als erwiefen. IV, 
337/94 vom 22. Nov. 

648. Wenn der Kläger feine Ehefrau zu dem wegen ihrer 
damaligen Schwangerihaft gefährlichen Sprunge vom Baume 
vorfäglih, durch) Zwang oder durd) Mißbrauch ihres geiltes- 
Ihwaden Zuftandes zu dem Amede oder auch nur mit dem Be- 
wußtjein nad Hinwegnahme der Leiter veranlaßt hat, daß diefelbe 
dadurd) Gefahr laufe an ihrer Gefundheit Schaden zu erleiden 
oder gar das Neben zu verlieren, fo würde in einer jolhen Hanb- 
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(ung des Klägers der Thatbeftand des 8.699 IL, 1 HE A... R. 
zu finden fein. IV, 317/94 vom 22. Nov. 

649. Gaffel. Betreffend die auf Grund von Nov. 117, 
cap. 9, 8. 5 in Anjprucdh genommene Erhöhung der Eheiheidungs- 
itrafe, jo hat da8 Berufungsgericht feitgeftellt, daß der DBeflagte 
zur Zeit, da feine Samilie, Frau und Kinder, auf dem Gute 
M.s mit ihm zufammenlebten, ein fortgejettes Beiichlafsverhält- 
nig mit einer in feinen Dienften ftehenden und gleichfall® auf 
dem Gute in einem dazu gehörigen Seitengebäube wohnhaften 
Dienftmagd unterhalten hat. Das Reichögericht trägt fein DBe- 
denfen, in bdiejfem feftgeftellten Sadjverhältniß in Verbindung mit 
dem durd) den auferlegten Eid zu Eonftatirenden weiteren Faktum, 
dag Abmahungen ftattgefunden haben, den vollftändigen für die 
Anwendung der vorgenannten Gejetesftelle erforderlichen That- 
beftand zu erbliden. III, 69/94 vom 1. Juni. Dgl. 376. 

650. Iena. Der Ehemann hat feine zu ihm zurückehrende 
Ehefrau am 16. März 1891 in jchrofffter Weije zurücdgewiefen, 
fi nicht weiter um fie befümmert und ift, ohne ihr Nachricht zu 
geben, nad) Amerika abgegangen. Dies Verhalten berechtigte die 
Klägerin bis auf Weitere® zur Weigerung, ihrem EChemanne nad) 
Amerifa zu folgen, und zum Anfprud auf Alimente. Selbft 
wenn fie nach dem 16. März no vier Wochen im Haufe bes 
Beklagten geblieben wäre, wiirde das die Bedeutung jener fchroffen 
Zurüdmweifung und der dadurd gegebenen unverjöhnlichen Stim- 
mung des Beklagten nicht entfräften und die Verwerthung diefer 
Thatjadhe in Verbindung mit dem fpäteren eigenmächtigen Weg- 
gange des Beflagten nicht ausschließen. Weberdies Hatte das Ber 
rufungsgericht angenommen, daB die fpätere angebliche Bereit- 
willigfeit des Beklagten, die Klägerin mit dem Kinde in Amerika 
aufzunehmen, beim Mangel einer perjönlichen Annäherung des 
Beklagten nicht ernftlic) gemeint gewefen fei. — Bgl. Bolze, Bd. XII, 
521. — III, 168/94 vom 2. Nov. 

651. Berlin. Klägerin ift am 3. Oft. 1892 von ihrem Ehe- 
manne fortgegangen; fie hat weder in der im Juni 1893 erhobenen 
Klage nod) im Laufe des Prozeffes behauptet, daß der Beklagte 
fih geweigert habe, fie in die Wohnung aufzunehmen; fie hat 
ebenjo wenig behauptet, baß fie bereit gewefen fei, in die Ehe- 
wohnung zurüdzufehren, oder daß fie den Beklagten aufgefordert 
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habe, fie wieder aufzunehmen. Sie hat vielmehr ausdrüdlich er- 


Weigerung, fowie das Redt, vom Manne getrennt leben zu dürfen, 
auf die ihr angeblich zugefügten Mißhandlungen und ben vom 
Beklagten angeblich begangenen Chebrud) geftügt. Unter biefen 
Umftänden ift die von dem Ehemanne in der Berufungsverhand- 
(ung vom 31. März 1894 abgegebene Erklärung, er werde bie 
Klägerin nicht in feine Wohnung aufnehmen, nicht geeignet, den 
Anipruh der Klägerin auf Alimente zu rechtfertigen. Für die 
Zeit vom 1. Suli 1893 bi8 31. März 1894 nicht, weil jener Er- 
flärung des Ehemanns feine rüchwirkende Kraft beizulegen  ift. 
Tür die fpätere Zeit nicht, weil der Bellagte feinerjeits, nachdem 
die Klägerin ihn verlaffen hatte, und zwar im Suni 1893, den 
Erlaß eines Rücktehrbefehls an die Klägerin beantragt und her- 
beigeführt und demnädjft gegen die Klägerin wegen böslicher Ver- 
laffung die Ehefcheidungsflage angeftellt hat, worauf ZTermin zur 
mündlichen Verhandlung im Ianuar 1894 angeftanden hat. Durd) 
den beantragten und erlaffenen Nücdtehrbefehl hatte Bellagter aber, 
vorausgefett die Nichtigkeit der thatfächlihen Grundlagen, gewiffe 
Rechte erworben, und er hat weiter durch Erhebung der Che- 
icheidungsflage zu erkennen gegeben, daß er von diefen Rechten 
Sebrauh machen wolle. Bei einer fo geftalteten Sadjlage kann 
aber der einfadhen Erklärung des DBeflagten, er wolle die Frau 
nicht bei fi) aufnehmen, nicht die Bedeutung beigelegt werden, 
daß er ohne gejegmäßigen Grund die Aufnahme verweigere, und 
nod) weniger ift die Annahme gerechtfertigt, daB er die Ehefrau 
zum ©ectrenntleben zwinge, zumal die lettere felbft ausdrüdtich 
erHfärt hat, zum Manne nicht zurüdehren zu wollen. ‘Die von 
der Ehefrau geltend gemadten Klagegründe waren bisher nicht 
erörtert; zu dem Behuf zurüdverwiejen. IV, 150/94 vom 29. Oft. 

652. Der von einem perfönlichen Gläubiger beflagte Che- 
mann hat mit einer "orderung feiner Ehefrau fompenfirt und 
hierzu deren Einwilligung beigebradit. Die Widerflage aus der- 
jelben Forderung hat das Kammergericht wegen mangelnder Legiti- 
mation abgewicfen, weil fi) die Genehmigung der Ehefrau hierauf 
nicht erftredte. Das Neichsgericht Hat diefe Enticheidung über die 
Widerflage aufgehoben, zurüdverwiefen. Der Beklagte wohnt in 
Berlin. Dort ift da® Ehedomizil. Grundfählid) entjcheidet das 
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Ehelihes dort geltende Recht über die Trage, ob der Ehemann Yorderungen 
vage: feiner Ehefrau einziehen darf. Denn es Liegt bisher nichtd dafür 
vor, daß für die vermögensrechtlichen Verhältniffe des Beklagten 
° und feiner Ehefrau etwa ein anderes, durch ein früheres Ehe- 
domizil oder durch Vertrag begründetes Necht wirkfam if. Nad 
den in der Mark nicht juspendirten Vorfchriften des A.L.R. IL, 
1, 88. 205, 212, 231, 233 ift aber der Ehemann befugt, die zum 
Eingebradhten der Ehefrau gehörigen Forderungen, die nicht auf 
ihren Namen gejchrieben find, und um eine joldhe Forderung 
handelt es fich hier, ohne ihre Einwilligung einzuziehen, aljo aud) 
einzuflagen. Nur um die Forderung zur Tilgung eigener Schuld 
durch Aufrechnung zu verwenden, bedurfte e& nad den 88. 336, 
339, 1 16 A. 2. R. der beigebrachten Einwilligung der Ehefrau. 
Dafür, daß die Forderung zum vorbehaltenen Vermögen der Ehe- 

frau gehört, Tiegt nichts vor. I, 84/94 vom 6. unit. 

653. Der Ehefrau ann die fachliche Legitimation zur An- 
fehtung von Verfügungen des Ehemanns über das KEingebracdhte 
der Ehefrau, die an fi innerhalb der Grenzen feines Berwal- 
tungsrechts liegen, ohne und gegen den Willen bes Ehemanns 
nicht zugeftanden werden. Zur Abtretung der eingebrachten or: 
derungen war der Ehemann befugt (8. 205 A.U. R. IL 1); die 
Ausnahme des 8. 233 Liegt nicht vor. Auch dann, wenn der 
Klägerin fchon zur Zeit der Abtretung das Recht, ihr Eingebracdhtes 
zurüdzufordern, zugeftanden hätte, würde damit da8 Verwaltungs: 
recht des Ehemanns von felbjt aufgehört haben. Von einer An- 
fechtung der Ceffionen auf Grund des Anfechtungsgejeke® Tann 
Ihon deshalb nicht die Dede fein, weil die Klägerin diefe Eeffionen 
nicht als Släubigerin ihres Chemanns im Sinne der SS. 1, 3, 
Ziffer 1 des Anfechtungsgefeßes anfiht und anzufedhten in der 
tage tft. VI, 100/94 vom 25. Iuni/12. Yufi. 

654. Im Fall 214. Hinfichtlich der weitergehenden, in bie 
Zeit der jeßigen Ehe der Klägerin fallenden Zinfen ift dem Be- 
rufungsrichter dahin zuzuftimmen, daß ber gänzliche Mangel der 
Klageberedhtigung durch den in der Berufungsinftanz erflärten 
Beitritt des Ehemannes nicht geheilt werden konnte, da Klägerin 
nicht al& Vertreterin ihres Mannes, fondern aus eigenem NRedt 
geklagt hat. Der’Berufungsrichter erwägt aber weiter zutreffend, 
daß, wenn die Beitrittserflärung des Mannes in der Abficht ge- 
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ichehen fein follte, den Nechtsftreit als feinen eigenen fortzuführen, 
in diefem Eintritt einer neuen Prozeßpartei an Stelle der früheren 
eine nad $. 489 E&. PB. OD. in der Berufungeinftanz unzuläffige 
Klageänderung liegen würde. V, 244/94 vom 3./10. Nov. 

655. Dem Manne fteht die Verwaltung und der Nießbraud 
des Eingebrachten der Yrau jo lange zu, al8 er der Frau den noth- 
wendigen Unterhalt gewährt — 8.2 AU.U.RHU, 1 —. Wen 
er dazu nicht im Stande ift, kann die Frau von biefem Zeitpuntte 
an ihr Eingebranhtes zurüdfordern — 8. 258 —, gleichgültig, 
wann jene Thatfache eingetreten ift, ob diejelbe fich erjt im Laufe 
der Ehe oder fchon von vornherein gleich nad der Ehefchließung 
ereignet hat. E83 war auch unerhebli, daß die Klägerin nicht 
bei ihrem Chemanne lebt, da da® Berufungsgericht feitgeftellt hat, 
daß der Zinsgenuß bes Eingebrachten und der Arbeitsverdienit 
des Ehemanns zujammen zum Unterhalt der beiden Eheleute aud) 
dann nicht außreiche, wern Beide zufammenlebten. Demgemäß 
ift gegen eine Gläubigerin des Ehemanns, welche die Zinfen eines 
Sparkafienfapital® der Ehefrau gepfändet hatte, die Freigabe er- 
fannt; Revifion zurüdgewiefen. IV, 129/94 vom 5. Nov. 

656. Wenn die Ehefrau im Beiltande ihres Chemannes eine 
zu ihrem Eingebracdhten gehörige Forderung im NRechtögebiet des 
Pr. AR. einklagt, fo ift der Ehemann jowenig für diejen 
Prozeß, wie wenn er zufammen mit der Ehefrau lontrahirt, ein 
Dritter. In Bezug auf die Frage, ob das Recht des Ehemanncs 
am cheweiblichen Grundftüd zu feiner Wirkfamkeit gegen Andere 
des Eintrags im Grundbuch bedürfe, hat das Neichögericht die 
Stellung des Chemanns zutreffend dahin charakterifirt: Der Ehe- 
mann ift nicht ein “Dritter, fondern zufammen mit der Ehefrau 
der Erite. V, 190/93 vom 18. Nov., bei Bolze, Prarie, Bd. XVIL, 
Nr. 38. Aus diejer Einheit von Mann und Weib in der che- 
lichen Gemeinschaft, deren Haupt der Ehemann ift — ÜUR. 
Il, 1, 8.184 —, erllärt e8 ji, daß der Ehemann dann fein 
jelbftändiges Recht am Chegut gegen Dritte geltend machen Tann, 
wenn die Rechtswirkungen von Handlungen der Ehefrau in Frage 
jtchen, bei denen eine Genehmigung des Ehemanns nidht in Trage 
fommt. Wenn die Ehefrau aus Delikten in Anfprud genommen 
und verurtheilt wird, kann der Ehemann nicht gegen die Zwangs- 
vollftredung in das Eingebradjte der Ehefrau wegen jeincö ehe- 
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männlichen Niegbraucdys- und Verwaltungsrechts Widerjpruh er- 
heben. D.X. E, Bd. 47, ©. 238; Striethorft, Bd. 46, ©. 133; 
Förfter-Eceius, Bd. 4, 8.208, Anm. 70%. Cbenjo wenn eine 
Verbindlichkeit der Ehefrau durch Gejek während der Ehe begründet 
wird. Förfter-Ecrius a. a. D., Anm. 70. Aus jener Einheit von 
Mann und Weib erklärt es fich aber andererfeits, daß die Ehe- 
frau das Ehegut nur zufammen mit dem Chemanne veräußern 
und daß fie durch vechtögefchäftliche Handlungen ohne Zuziehung 
des Chemanns fich nicht mit der Wirkung gegen Dritte verpflichten 
fann, daß der dritte Gläubiger feine Befriedigung aus dem Ein- 
gebradhten juchen darf. In Anfehung des eingebrachten Ber- 
mögens find alle von der Frau während der Ehe ohne Bewilligung 
des Ehemanns gemahten Schulden nidtig. -AU.U.R. LU, 1, 
8. 320. — Kontrahirt aber die Ehefrau im Beiftande ihres Ehe- 
manns, fo find beide zufammen Kontrahenten. Der Chemann 
fann fi) zwar gegen die perjünliche Haftung aus foldem PVer- 
trage verwahren — $. 330 —, aber er muß e8 gejchehen laffen, 
daß der Gläubiger feine Befriedigung gegen die Ehefrau, alfo 
auch aus dem Eingebracdhten, fucht. — $. 331. — Dem entiprecdhend 
ift auch der Ehemann zufammen mit der Ehefrau in dem durd) 
die ehelihe Gemeinfchaft bejtinnmten Verhältniß die Partei, wenn 
die Ehefrau über eine zu ihrem Eingebradhten gehörige Forderung 
im Beiftande des Ehemanns den Prozeß führt. I, 278/94 vom 
5. Der. 

657. Im Tall 426, 427, 433 fteht der Klägerin überdies 
entgegen, daß mit Genehmigung ihres Ehemanns das Konto der 
Klägerin von feiner Eröffnung vom 29. Juli 1879 ab bi® zum 
Schluß des Jahres 1885 mit regelmäßiger Saldirung fortgeführt, 
und am 31. Dec. 1885 durch Uebertrag des fi) für die Klägerin 
ergebenden Saldos auf das Konto ihres Ehemannsd formell ab- 
geichloffen ift. Die Forderung an die 0. H. ©. gehörte zum Ein- 
gebrachten der Klägerin. Der Ehemann der Klägerin war aljo 
al8 Verwalter ihres Vermögens legitimirt, über dieje Forderung 
zu verfügen, fie einzuziehen, auf ein anderes Konto zu übertragen. 
Um einen fchenfungsweifen Erlaß handelte e8 fih dabei nicht. 
Auch handelte es fi nicht um ein auf den Namen der Ehefrau 
gefchriebenes Kapital — ÜUR. IL, 1, 8.233 —, wenn fchon 
von der Sculdnerin die früheren Abjchlüffe der Kontofurrente 
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an bie Klägerin mitgetheilt und ihr gegenüber anerlannt waren. 
L, 301/94 vom 22. Dec. 

658. Die Bellagte Hat fih mit ihrem Ehemann am 14. März 
1892 in Tilfit verheirathet, ohne daß eine Ausjchließung der ches 
fihen Gütergemeinfchaft ftattgefunden hat. Am 16. März ift dem 
Ehemann ein Grundftüd aufgelaffen, welches er vor Cingehung 
der Ehe von einem Dritten gelauft hatte. ‘Der Ehemann ift als 
Eigenthümer eingetragen, und dabei vermerkt, daß er mit der Be- 
fagten in Gütergemeinfchaft lebe. Soweit der Kaufpreis zu zahlen 
war, ift derjelbe aus Vermögen bezahlt, welches die Ehefrau in 
die Che eingebradht hatte, fonft find Hhpothefen übernommen. 
Der Ehemann hatte mehr Schulden ale Altivvermögen. Am 
21. Sept. 1892 ift, nachdem die Chefrau auf Abjonderung des 
Bermögens gegen den Ehemann angetragen hatte, zwifchen den 
Eheleuten die Gütergemeinjchaft in gerichtliher Verhandlung auf: 
gehoben, „alles in dem VBerzeichniffe I aufgeführte Aftivvermögen 
Soll gegenüber ben Gläubigern (de8 Ehemanne), beren Forderungen 
dor der Heirath entftanden find, als das ausschließliche und vor- 
behaltene Vermögen der Ehefrau gelten”. Darin war das Grund- 
ftüd, nicht aber das von der Ehefrau zur Bezahlung des Kauf: 
preifes Aufgewendete aufgeführt. Das Grundftüd ift der Ehefrau 
aufgelaffen, und fie ift mit dem Zufaß eingetragen, daß fie in 
getrennten Gütern lebe, und daß ihr das Grundftüd vorbehalten 
fei._ Die Vermögensabjonderung und Ausfchliegung der Güter- 
gemeinschaft ift öffentlich bekannt gemadjt. Kläger Hatten im Juni 
und Yuli 1892 Klage wegen 2400 Mark und 400 Marf wiber 
den Ehemann erhoben. Der Ehemann ift rechtskräftig verurtheilt, 
die Erelutton für einen Kläger fruchtlos vollftredt. Die im Mai 
und Yuli 1893 wider die Ehefrau erhobenen Klagen find ab» 
gewiefen. Allerdings würde nah $. 432 A. R. II, 1 das 
Srundftüd, welches der Ehemann während der Ehe auf feinen 
Namen erworben gehabt, jo zu behandeln geweflen fein, als 
wäre bdaffelbe Kigenthum des Chemannd geworden, wogegen 
der Beklagten wegen der aus ihrem vorehelichen Vermögen her- 
gegebenen Beträge nur ein Forberungsrecht gegen ihren Ehemann 
zugeitanden haben würde. Das Grundftüd ift aber der Ehefrau 
als Alleineigentfum überwiejen worden, um derfelben badurd 
wegen der aus ihrem eingebrachten Vermögen verwendeten Be- 
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träge Dedung zu gewähren. Die Berfolgung diejes Zmedes 
rechtfertigt nicht ohne weiteres die Annahme einer auf Benad;- 
theiligung der vorehelihen Gläubiger des Ehemannd gerichteten 
Abfiht, und zwar felbft dann nicht, wenn fid) die Eheleute be- 
wußt waren, daß da® Sondervermögen, welches in Folge jener 
VBermögensauseinanderfekung dem jchon vor Eingehung der Ehe 
überfchuldet gewejenen Ehemann zufiel, nicht ausreichend fein 
würde, um jeinen vorehelicden Gläubigern volle Befriedigung 
zu gewähren. Danadh) war eine Anfechtung aus 8. 3, Nr. 1 
und 2 bes Anfechtungsgefeges nicht begründet. IV, 102/94 vom 
15. Oft. 

659. Die Ehefrau war rechtskräftig von ihrem Ehemann 
wegen deflen Ehebruchs geichieden und diejer für den jchuldigen 
Theil erklärt. Auf ihren Antrag hatte da& Amtsgericht behufs 
Veitftellung der der Ehefrau gebührenden Abfindung dem Beklagten 
die Einreichung eines Verzeichniffes jeined VBermögend aufgegeben. 
Das eingereichte Verzeichnig entipradh der Vorfchrift des $. 53 
9.6.0.1, 5 nidt. ES wurde von der gejdhiedenen Ehefrau 
bemängelt, jehließlich einigten fich die gefchiedenen Eheleute über 
den Werth der in dem Inventar aufgeführten Grundftüde, Dtobi- 
lien und Moventien. Dagegen verlangte die gejchiedene Ehefrau 
die eidliche Beftärkung bdefjelben. “Dieje ift bis zum XZode der 
gejchiedenen Ehefrau nicht erfolgt. Auf die Klage ihrer Erben 
ift der Ehemann dem eventuellen Antrage entiprechend verurtheilt, 
jenes Inventar gemäß $. 711 E. BP. OD. eiblich zu erhärten. Die 
Revifion des Beklagten ift zurüdgewiefen. Der Anjprucd der 
Ehefrau auf die Abfindung war mit der Rechtskraft des Scheidungs- 
urtheil8 als ein vererblicher ermadjjen. (Bd. XIV, 520; €., 88.29, 
©. 167.) Die Möglichkeit, daß die gefchiedene Ehefrau ftandes- 
mäßige Verpflegungsgelder gefordert haben würde, kann nicht mehr 
unterjtellt werden, da fie bi8 zu ihrem QTode von der Befugniß 
de8 8.7IEA.UNR. U, 1 nicht Gebrauch gemacht hat. Allerdings 
ift der Berechtigte befugt, Ausstellungen und Erinnerungen gegen 
das gelegte Inventar vorzubringen, und in diefem Falle kann nad) 
8.32 4. ©. D.1, 22 die Ableiftung des Manifeftationseides erit 
nad Abjchluß diefer Erörterung verlangt werden. Die Kläger 
und ihre Erblafferin haben aud die Volljtändigleit des Inventars 
beftritten; aber der Beklagte hatte in beiden Inftanzen Gelegen- 
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beit, die Vollftändigfeit darzutfun. Dem Erforderniß des Ge- 
fees ift alfo genügt. IV, 27/94 vom 18. Iuni. 

660. Die Ehe war gejchieden und der Ehemann für den 
Ichuldigen Theil erklärt, der Ehefrau find bedingt jährliche Ali- 
mente von 293 Mark 33 Pf. zugefprohen. Das entipracdh aller 
dings den Vermögensverhältniffen, wenn der Ehemann kraft einer 
rechtlichen Verpflichtung das feiner Verfügung unterftehende Ver- 
mögen vor der Nechtsfraft des Eheiheidungsurtheils zum Nadj- 
Tafje feines Vater zurüdtgegeben Hatte und fein Antheil an dbiefem 
Nachlap dem Niekbraudh feiner Mutter unterworfen war, da ber 
Ehemann hiervon feine Einkünfte hat. — 8. IA.UR. IL, 1.— 
Dennod wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, weil der Arbeits- 
verdienjt bes Chemanns nicht berüdfichtigt war. Im vorliegenden 
Talle, wo da8 zahlenmäßige Ergebniß ber von dem Berufungs- 
gerichte ermittelten Einkünfte des Chemanns und der Verpflegungss 
gelder der Ehefrau ber Lebensftellung dev Parteien zur Zeit der 
rechtsfräftigen Cheicheibung wenig entjpricht, hatte ba8 Berufungs- 
gericht allen Anlaß, erforderlichen Falls unter Ausübung des 
Stagerechts, die Verhandlung und Prüfung mit darauf zu richten, 
welchen Werth die Arbeitskraft des Beklagten babe, und dabei zu 
berüdfichtigen, daß der Beflagte fein eigenes Gut bis zu deffen 
Verkauf bewirthichaftet und nach der Ehefcheidung eine Domänen- 
pachtung übernommen hatte, daß er alfo feinem Berufe nad) Yand- 
wirth war, und baß die Sicherheit und Einträglichkeit feiner in 
diefem Berufe einzunehmenden Stellung erheblich verftärkt wurde 
durch den Antheil, der ihn an feinem väterlichen Nachlaffe zuftand. 
IV, 45/94 vom 5. Yult. 

661. ft das uneheliche Kind von einem Dritten arrogirt, 
wobei Zuftimmung der unehelichen Mutter nicht erforderlich ift, 
und wird demnäcft das Kind durch nachfolgende Ehe des Er- 
zeugerd mit der Mutter des Kindes legitimirt, fo kann nad) ge- 
meinem Recht, deffen Duellen freilich einen direlten Ausfprud 
hierüber nicht enthalten, dem Adoptivvater das durd) die Arroga- 
tion erlangte Recht der väterlichen Gewalt durch diefe Legitimation 
nicht wieder entzogen werden. Die Klage de8 Hamburger natür- 
lichen Vaters gegen den Lübeder Adoptivvater auf Herausgabe 
des legitimirten Kindes war abgewiejen, feine WRevifion wurde 
jurücgewiefen. VI, 108/94 vom 5. Suli. Bgl. 17. 

Bragis des Reihögerihts. XIX. 24 
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ift fobann durch Urtheil vom 23. Juli 1892 wegen einfachen 
Diebftagls im Rüdfalle zu 4 Monaten Gefängnik und fchließlich 
durch das Urtheil vom 17. Sept. 1892 wegen zweier einfacher 
Diebftähle und einer Unterfchlagung jowie wegen des zulegt er- 
wähnten Diebftahls, beflen Strafe no nicht verbüßt war, zu 
einer Gejammtitrafe von 2 Iahren verurtheilt. Cs find zwar 
mildernde Umjtänbe angenommen, allein der eingewurzelte Hang 
der Angellagten zu ‘Diebereien tft als ftraferjchwerend in Betracht 
gezogen. Damit ift zugleich die erfannte Strafe, welche die DBe- 
Hagte erlitten hat, al8 eine vermöge deren ehrlofer Gefinnung 
harte und fchmähliche im Sinne 8. 704 A. LE. R. IL, 1 daralteri- 
fir. Das innere Wejen der Ehe ift aber von dem Stande und 
der Lebensftellung der Parteien unabhängig; es ift aljo verfehlt, 
aus der Lebensftellung der dem Arbeiterftande angehörenden Par- 
teien herzuleiten, e8 würden im diefen Streifen auch längere Gefäng- 
nißjtrafen erfahrungsmäßig al& nicht jo fchwerwiegend angejehen, 
daß deshalb dem Ehegatten des Beitraften das Zujammenleben mit 
demfelben nicht zugemuthet werden fünnte. Das Neichögericht hat 
die Ehe gefchieden. IV, 114/94 vom 25. Oft. 

645. Das Oberlandeögeriht hat angenommen, daß bie 
Klägerin zu den ihr zur Laft fallenden Beleidigungen des Bellag- 
ten dadurch gereizt und veranlaßt worden fei, daß biejer fie in 
der gröblichiten und verlegendften Weije beleidigt und beichimpft, 
daß er ihr namentlich die denkbar jchwerfte Beleidigung, den Vor- 
wurf ber ehelichen Untreue, ins Geficht geichleubert habe. Wenn 
da8 Oberlandesgericht bei diefer Sadlage die zur Begründung 
der allein in Trage ftehenden Widerklage auf Eheicheidung an 
geführten und al8 nachgewiejen angenommenen Beleidigungen des 
Bellagten dur die Klägerin hierzu um beswilfen nicht für ge- 
eignet erachtet hat, weil diejelben nach der erörterten Sachlage 
al® verzeihlih anzufehen und burd) den Beklagten jfelbft verfchuldet 
feien, jo Tann hierin eine Verlegung von Code 231 nicht gefunden 
werden. Die Ehe ift wegen der Beleidigungen der Ehefrau durd 
den Ehemann gejchieden. II, 281/94 vom 4. Dec. 

646. Nah gemeinem proteftantifchen Eherechte wird für den 
unjchuldigen Theil ber Aniprucd auf Scheidung begründet, wenn 
der andere Theil die eheliche Pflicht andauernd ohne Grund ver- 
weigert Hat und piychologifhe Zwangsmittel entweber erfolglos 
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geblicben find ober nad den Verhältniffen angenommen werden Eheiceidung. 
muß, daß fie im alle der Anwendung erfolglos geblieben fein 

würden. Einer im Laufe bes Brozeffes ausgeiprochenen Bereit- 

wilfigfeit kann die Wirkung der Aufhebung des erhobenen An- 

Ipruches nicht beigemefjen werden, wenn eine jchon vor der Klage- 

erhebung vorhandene hartnädige Verweigerung der ehelichen Pflicht 
angenommen wird. III, 207/94 vom 7. Dec. 

647. Bol. Bd. XVIIL 554. Nad) der von dem Berufungs- 
gericht aus den Ermittelungsakten rechtlich bedentenfrei gewonnenen 
Auffaflung ift die Annahme nicht ungerechtfertigt, daß der Beklagte 
den Namen feiner Ehefrau gegen deren Willen auf einen Wechjel 
gefeßt Hat, und die von der Klägerin beftrittene Behauptung des 
Dellagten, daß die Klägerin ihn generell ermächtigt habe, ihre 
Unterfchrift auf Wechfel zu jegen, wird von dem Berufungsgericht 
nicht bloß für unwahrfcheinlih, fondern auch für unerheblich er- 
achtet. Die Klägerin habe, nachdem fie fih vom Bellagten ge- 
trennt und biejer erklärt hatte, fie nicht ernähren zu körmen, wohl 
der Anficht fein können, daß jene angebliche Ermächtigung nicht 
mehr wirkfam war. Diefe unanfechtbare thatjächliche Erwägung 
begründet aber die der Klägerin zur Seite ftehende Vermuthung, 
daß fie die Anzeige ihres Ehemanns bei der Staatsanwaltichaft, 
welche zur Anklage nicht geführt Hat, nicht allein nicht wider 
bejleres Willen, fondern, entiprechend ihrer Angabe, in gutem 
Glauben an deren Wahrheit, fowie ferner zur Wahrnehmung 
eine® berechtigten Intereffes gemadt hat. Dem Beklagten lag 
der Nachweis ob, daß jene Vermuthung nicht begründet fei und 
die Klägerin den Schuß des 8.193 St. ©. DB. nicht zu beanpruchen 
habe. Da er biefen Nachweis nicht geführt hat, jo erjcheint aud 
eine unerlaubte Handlung der Klägerin im Sinne des $. 186 
&. ©. 3. und 8.706 A. R. II, 1 nicht als erwiefen. IV, 
337/94 vom 22. Nov. 

648. Wenn der Kläger feine Ehefrau zu dem wegen ihrer 
damaligen Schwangerfhaft gefährlichen Sprunge vom Baume 
vorfäglih, dur Zwang oder durch Mißbrauch ihres geiftes- 
Ihwaden Zuftandes zu dem Zwede oder auch nur mit dem Be- 
wußtjein nad Hinwegnahme der Leiter veranlaßt hat, daß biefelbe 
dadurch Gefahr laufe an ihrer Gefundheit Schaden zu erleiden 
oder gar das Xeben zu verlieren, jo würbe in einer folhen Hanbd- 
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fung des Klägers der Thatbeitand des 8.699 I, 1 DEAN. 
zu finden fein. IV, 317/94 vom 22. Nov. 

649. Kaffel. Betreffend die auf Grund von Nov. 117, 
cap. 9, 8.5 in Anjprud genommene Erhöhung der Ehefcheidungs- 
ftrafe, jo hat da® Berufungsgericht feitgeftellt, daß der Beklagte 
zur Zeit, da feine Yamilie, Frau und Kinder, auf dem Gute 
M.’S mit ihm zufanmenlebten, ein fortgefetstes Beifchlafsverhält- 
niß mit einer in feinen Dienften ftehenden und gleichfall® auf 
dem Gute in einem dazu gehörigen Seitengebäube wohnhaften 
Dienftmagd unterhalten hat. Das Neichsgericht trägt fein DBe- 
denfen, in diefem feftgeftellten Sadverhältniß in Verbindung mit 
dem dur) den auferlegten Eid zu Fonftatirenden weiteren Faktum, 
daß Abmachungen ftattgefunden haben, den vollftändigen für die 
Anwendung der vorgenannten Gejetesftelle erforderlichen That- 
beitand zu erbliden. III, 69/94 vom 1. Suni. gl. 376. 

650. Iena. Der Ehemann hat feine zu ihm zurüdfehrende 
Ehefrau am 16. März 1891 in fchrofffter Weile zurüctgewiefen, 
fi) nicht weiter um fie befümmert und ift, ohne ihr Nachricht zu 
geben, nad) Amerika abgegangen. Dies Verhalten berechtigte bie 
Klägerin bis auf Weiteres zur Weigerung, ihrem Chemanne nad) 
Amerifa zu folgen, und zum Anfprud) auf Alimente. Selbft 
wenn fie nad) dem 16. März noch vier Wochen im Haufe des 
Deklagten geblieben wäre, würde da8 bie Bedeutung jener fchroffen 
Zurüdweifung und der dadurch gegebenen unverföhnlichen Stim- 
mung des Beklagten nicht entkräften und bie Verwerthung diefer 
Thatfahe in Verbindung mit dem fpäteren eigenmächtigen Weg- 
gange bes Beklagten nicht ausfchließen. Weberdies hatte das Be 
rufungsgericht angenommen, daß die fpätere angebliche Bereit- 
willigfeit des DBellagten, bie Klägerin mit dem Kinde in Amerika 
aufzunehmen, beim Mangel einer perfönlichen Annäherung des 
Beklagten nicht ernftlich gemeint gewefen fei. — Vgl. Bolze, Bd. XII, 
521. — II, 168/94 vom 2. Nov. 

651. Berlin. Klägerin ift am 3. Oft. 1892 von ihrem Ehe- 
manne fortgegangen; fie hat weder in der im uni 1893 erhobenen 
Klage no im Laufe des Prozeffes behauptet, daß der Beklagte 
jid) geweigert habe, fie in die Wohnung aufzunehmen; fie hat 
ebenfo wenig behauptet, daß fie bereit gewefen fei, in die Ehe- 
wohnung zurüdzufehren, oder daß fie den Bellagten aufgefordert 
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habe, fie wieder aufzunehmen. Sie hat vielmehr ausdrüdlich er- 


Berfönliche 


Flärt, zum Beklagten nicht zurüdehren zu wollen, und dieje ihre al 


Weigerung, fowie das Recht, vom Manne getrennt leben zu dürfen, 
auf die ihr angeblich zugefügten Mißhandlungen und ben vom 
Beklagten angeblid) begangenen CEhebrudy geftütt. Unter diefen 
Umftänden tft die von dem Ehemanne in der Berufungsverhand- 
lung vom 31. März 1894 abgegebene Erklärung, er werde die 
Klägerin nicht in feine Wohnung aufnehmen, nicht geeignet, den 
Anspruch der Klägerin auf Alimente zu rechtfertigen. Für die 
Zeit vom 1. Yuli 1893 bis 31. März 1894 nicht, weil jener Er- 
flärung des Ehemanns Feine rüdwirfende Kraft beizulegen ift. 
Für die Spätere Zeit nicht, weil der DBellagte feinerjeits, nachdem 
die Klägerin ihn verlaffen hatte, und zwar im Juni 1893, den 
Erlaß eines Nücklehrbefehls an die Klägerin beantragt und her- 
beigeführt und demnädjft gegen bie Klägerin wegen böslicher Ver- 
laffung die Ehefcheidungsflage angeftellt hat, worauf Termin zur 
mündlichen Verhandlung im Ianuar 1894 angeftanden hat. Durd) 
den beantragten und erlaffenen NRüdkehrbefehl hatte Beflagter aber, 
vorausgefeßt die Nichtigkeit der thatfächlichen Grundlagen, gewiffe 
Rehte erworben, und er bat weiter durch Erhebung der Ehe- 
Icheidungsflage zu erkennen gegeben, daß er von diefen Rechten 
SGebrauh machen wolle. Bei einer jo gejtalteten Sadjlage Fann 
aber der einfachen Erklärung des Beklagten, er wolle die Frau 
nicht bei fi) aufnehmen, nicht die Bedeutung beigelegt werden, 
daß er ohne gefegmäßigen Grund die Aufnahme verweigere, und 
noch weniger ift die Annahme gerechtfertigt, daß er die Ehefrau 
zum Getrenntleben zwinge, zumal die letstere jelbft ausdrüclic 
erflärt hat, zum Manne nicht zurüdlehren zu wollen. “Die von 
der Ehefrau geltend gemachten Klagegründe waren bisher nicht 
erörtert; zu dem Behuf zurüdverwiefen. IV, 150/94 vom 29. Dt. 

652. Der von einem perjönlichen Gläubiger beflagte Che- 
mann hat mit einer Forderung feiner Ehefrau fompenfirt und 
hierzu deren Einwilligung beigebradht. Die Widerflage aus bder- 
jelben Forderung hat da8 Rammergericht wegen mangelnder Yegiti- 
mation abgewiefen, weil fid) die Genehmigung der Ehefrau hierauf 
nicht erftredte. Das Neichsgericht hat dieje Entjcheidung über Die 
MWiderklage aufgehoben, zurücdverwiejen. Der Beklagte wohnt in 
Perlin. Dort ift das Ehedomizil. Grundfäglich enticheidet das 
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Ehelihes Hort geltende Recht über die Frage, ob der Ehemann Forderungen 
SREEON feiner Ehefrau einziehen darf. Denn e8 liegt bisher nichts dafür 
vor, baß für die vermögensrechtlichen Verhältniffe des Beklagten 
° und feiner Ehefrau etwa ein anderes, durch ein früheres Ehe- 
domizil oder durd Vertrag begründetes Net wirkiam tft. Nach 
den in der Mark nicht fuspendirten Vorfchriften des A. d. R. II, 
1, 8$. 205, 212, 231, 233 ift aber der Ehemann befugt, die zum 
Eingebradhten der Ehefrau gehörigen Forderungen, die nicht auf 
ihren Namen gejchrieben find, und um eine foldhe Forderung 
handelt es fich hier, ohne ihre Einwilligung einzuziehen, aljo auch 
einzuflagen. Nur um bie Forderung zur Tilgung eigener Schuld 
durch Aufrehnung zu verwenden, bedurfte e8 nad) den SS. 336, 
339, I, 16 A.X.R. der beigebradhten Einwilligung der Ehefrau. 
Dafür, daß die Forderung zum vorbehaltenen Vermögen der Ehe- 

frau gehört, Tiegt nichts vor. I, 84/94 vom 6. Juni. 

653. Der Ehefrau Tann die fachliche Legitimation zur An- 
fehtung von Verfügungen des Ehemanns über das Eingebradite 
der Ehefrau, die an fi innerhalb der Grenzen feines VBerwal- 
tungsrecht8 liegen, ohne und gegen den Willen des Ehemanns 
nicht zugeftanden werden. Zur Abtretung der eingebrachten For: 
derungen war der Ehemann befugt (8. 205 A. R. II, 1); die 
Ausnahme des $. 233 liegt nit vor. Auch dann, wenn der 
Klägerin fchon zur Zeit der Abtretung das Recht, ihr Eingebrachtes 
zurüdzufordern, zugejtanden hätte, würde damit ba8 Verwaltungs- 
recht bes Chemanns von felbjt aufgehört haben. Von einer An- 
fehtung der Geffionen auf Grund des Anfechtungsgefeges Tann 
Ihon deshalb nicht die Rede fein, weil die Klägerin diefe Ceffionen 
nicht al8 Släubigerin ihres Ehemanns im Sinne der $$. 1, 3, 
Ziffer 1 des Anfechtungsgefeges anfiht und anzufechten in ber 
tage ift. VI, 100/94 vom 25. Juni/12. Yali. 

654. Im Fall 214. Hinfichtlich der weitergehenden, in die 
Zeit der jegigen Che der Klägerin fallenden Zinfen ift dem Be- 
rufungsrichter dahin zuzuftimmen, daß der gänzlihe Dtangel ber 
Klageberehtigung dur den in ber Berufungsinftanz erflärten 
Beitritt des Ehemannes nicht geheilt werden Fonnte, da Klägerin 
nicht al® Vertreterin ihres Mannes, fondern aus eigenem Recht 
gellagt hat. Der’Berufungsrichter erwägt aber weiter zutreffend, 
daß, wenn die Beitrittserflärung des Mannes in der Abficht ge- 
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ichehen fein follte, den Nechtsftreit al& feinen eigenen fortzuführen, 
in diefem Eintritt einer neuen Prozeßpartei an Stelle ber früheren 
eine nad) $. 489 &. B. OD. in der Berufungsinftanz unzuläffige 
Klageänderung liegen würde. V, 244/94 vom 3./10. Nov. 

655. Dem Manne fteht die Verwaltung und der Nießbraud) 
des Eingebracdhten der Frau jo lange zu, al8 er der Frau den noth- 
wendigen Unterhalt gewährt — 8. 256 ULU.R.U, 1 —. Wenn 
er dazu nicht im Stande ift, fan die Frau von biejfem Zeitpunfte 
an ihr KEingebracdtes zurüdfordern — 8. 258 —, gleichgültig, 
wann jene Thatfadje eingetreten ift, ob diefelbe fich erft im Laufe 
der Che oder fchon von vornherein gleich nach der Cheichließung 
ereignet hat. E83 war auch unerheblih, daß die Klägerin nicht 
bei ihrem Chemanne lebt, da da8 Berufungsgericht feitgeftellt hat, 
daß der Zinsgenuß bes Cingebradhten und der Arbeitsverdienit 
des Ehemann zufammen zum Unterhalt der beiden Eheleute aud) 
dann nicht ausreiche, wenn Beide zufammenlebten. ‘Demgemäß 
ijt gegen eine Gläubigerin bes Ehemanne, welche die Zinjen eines 
Sparlaffenfapital® der Ehefrau gepfändet hatte, die Freigabe er- 
fannt; Revifion zurüdgewiefen. IV, 129/94 vom 5. Nov. 

656. Wenn die Ehefrau im Beiftande ihres Ehemannes eine 
zu ihrem Eingebradhten gehörige Forderung im Nechtögebiet des 
Pr A. NR. einklagt, jo ift der Ehemann jowenig für diejen 
Prozeß, wie wenn er zufammen mit der Ehefrau Eontrahirt, ein 
Dritter. In Bezug auf die Frage, ob das Nedt des Ehemannce 
am eheweiblichen Grundftüc zu feiner Wirkfamfeit gegen Andere 
des Eintrags im Grundbud; bedürfe, hat das Neichsgericht die 
Stellung des Ehemanns zutreffend dahin charakterifirt: Der Ehe- 
mann ift nicht ein Dritter, fondern zufammen mit der Ehefrau 
der Erjte. V, 190/93 vom 18. Nov., bei Bolze, Praris, Bd. XVIL, 
Nr. 38. Aus diefer Einheit von Mann und Weib in der ehe: 
lihen Gemeinschaft, deren Haupt der Ehemann ift — UN. 
Il, 1, 8.184 —, erklärt e8 fi, daß der Ehemann dann fein 
jelbjtändiges Recht am Ehegut gegen Dritte geltend maden Tann, 
wenn die NRechtswirkungen von Handlungen der Ehefrau in Frage 
jtchen, bei denen eine Genehmigung des Ehemanns nidht in Frage 
fommt. Wenn die Ehefrau aus Delikten in Anfprud genommen 
und verurtheilt wird, fan der Ehemann nicht gegen die Zwangs- 
vollitredung in das Eingebradte der Ehefrau wegen jeincs ehe- 
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EhHelihes männlichen Nießbrauche- und Verwaltungsrechts Widerfprud) er- 

Sorerreht. genen. O.T. E., Bd. 47, ©. 238; Striethorft, Bd. 46, ©. 133; 
Förfter-Eccius, Bd. 4, 8.208, Anm. 70°. Cbenfo wenn eine 
Verbindlichkeit der Ehefrau durd; Gejeg während der Ehe begründet 
wird. Hörfter-Eceius a. a. D., Anm. 70. Aus jener Einheit von 
Mann und Weib erklärt es fich aber andererjeit3, daß die Che- 
frau das Ehegut nur zufammen mit dem Chemanne veräußern 
und daß fie durd rechtögeichäftliche Handlungen ohne Zuziehung 
des Ehemanns fi) nicht mit der Wirkung gegen Dritte verpflichten 
fanıı, daß ber dritte Gläubiger feine Befriedigung aus dem Ein- 
gebraditen juchen darf. In Anjehung des eingebrachten Ver- 
mögens find alle von der Frau während der Ehe ohne Bewilligung 
des Ehemanns gemadhten Schulden nidtig.e — A. RL, 1, 
8. 320. — Kontrahirt aber die Ehefrau im Beiftande ihres Che- 
manns, fo find beide zufammen Kontrahenten. Der Ehemann 
fann fi) zwar gegen die perjönliche Haftung aus jolhem Ver- 
trage verwahren — $. 330 —, aber er muß e8 gejchehen lafjen, 
daß der Gläubiger feine Befriedigung gegen die Ehefrau, alfo 
auch aus dem Eingebraditen, fudht. — $. 331. — Dem entipredyend 
ift au) der Ehemann zufammen mit der Ehefrau in dem durd) 
die eheliche Gemeinjchaft beftimmten Verhältniß die Partei, wern 
die Ehefrau über eine zu ihrem Eingebradjten gehörige Forderung 
im Beiftande des Chemanns ben Prozeß führt. I, 278/94 vom 
5. Dec. 

657. Im Fall 426, 427, 433 fteht der Klägerin überdies 
entgegen, daß mit Genehmigung ihres Chemanns das Konto der 
Klägerin von feiner Eröffnung vom 29. Iuli 1879 ab bis zum 
Schluß des Iahres 1885 mit regelmäßiger Saldirung fortgeführt, 
und am 31. Dec. 1885 durd) Uebertrag des fi für die Klägerin 
ergebenden Saldo auf das Konto ihres Chemanns formell ab- 
gefchloffen ift. Die Forderung an die 0.9. ©. gehörte zum Ein- 
gebrachten der Klägerin. Der Ehemann der Klägerin war alfo 
al® Verwalter ihres Vermögens Tegitimirt, über diejfe Forderung 
zu verfügen, fie einzuziehen, auf ein anderes Konto zu übertragen. 
Um einen fchenfungsweifen Erlaß handelte e8 fi dabei nicht. 
Auch handelte e8 fi niht um ein auf den Namen der Ehefrau 
geichriebenes Kapital — A. R. IL, 1, 8.233 —, wenn fon 
von der Schuldnerin die früheren Abichlüffe der Kontolurrente 
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an bie Klägerin mitgetheilt und ihr gegenüber anerkannt waren. 
I, 301/94 vom 22. Dec. 

658. Die Beklagte Hat fi mit ihrem Ehemann am 14. März 
1892 in Zilfit verheirathet, ohne daß eine Ausfchließung der ches 
lichen Gütergemeinfchaft ftattgefunden hat. Am 16. März ift dem 
Ehemann ein Grundftüd aufgelaffen, welches er vor Eingehung 
der Ehe von einem ‘Dritten gefauft Hatte. Der Ehemann ift als 
Eigenthümer eingetragen, und dabei vermerkt, daß er mit der Be- 
Hagten in Gütergemeinfchaft lebe. Soweit ber Kaufpreis zu zahlen 
war, ift derjelbe aus Vermögen bezahlt, welches die Ehefrau in 
die Ehe eingebracht Hatte, fonft find Hhpothefen übernommen. 
Der Ehemann hatte mehr Schulden als Aftivvermögen. Am 
21. Sept. 1892 ift, nachdem bie Ehefrau auf Abfonderung des 
Vermögens gegen ben Ehemann angetragen hatte, zwijchen den 
Eheleuten die Gütergemeinfchaft in gerichtlicher Verhandlung auf: 
gehoben, ‚‚alles in dem Verzeichniffe I aufgeführte Aktiovermögen 
joll gegenüber den Gläubigern (des Chemanns), deren Forderungen 
vor der Heirath entftanden find, ald das ausfchließliche und vor- 
behaltene Vermögen der Ehefrau gelten”. Darin war das Grund- 
ftüd, nicht aber das von der Ehefrau zur Bezahlung bes Kauf: 
preifes Aufgewenbdete aufgeführt. Das Grundftüd ift der Ehefrau 
aufgelaffen, und fie ift mit dem Zujfag eingetragen, daß fie in 
getrennten Gütern lebe, und daß ihr das Grunbftüd vorbehalten 
fei.. Die Vermögensabjonderung und Ausfchliegung der Güter- 
gemeinschaft ift öffentlich belannt gemadjt. Kläger hatten im Juni 
und Juli 1892 Klage wegen 2400 Mark und 400 Mark wider 
den Ehemann erhoben. Der Ehemann ijt rechtskräftig verurtheilt, 
die Erefution für einen Kläger fruchtlos volljtredt. Die im Mai 
und YSult 1893 wider die Chefrau erhobenen Klagen find ab» 
gewiefen. Allerdings würde nad $. A322 AU.U.NR. II, 1 das 
Grundjtüd, welches der Ehemann während der Ehe auf feinen 
Namen erworben gehabt, fo zu behandeln gewejen fein, als 
wäre daffelbe Eigentum des Chemannd geworden, wogegen 
der Bellagten wegen der aus ihrem vorehelichen Vermögen her- 
gegebenen Beträge nur ein Forderungsrecht gegen ihren Ehemann 
zugeftanden haben würde. Das Grundftüd ift aber der Ehefrau 
al8 Alleineigenthum überwiefen worden, um berjelben dadurch 
wegen der aus ihrem eingebrachten Vermögen verwendeten Be- 
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träge Dedung zu gewähren Die PVerfolgung diejes Zmedes 
rechtfertigt nicht ohne weiteres die Annahme einer auf Benad- 
theiligung der vorehelicdhen Gläubiger des Chemanns gerichteten 
Abfiht, und zwar felbft dann nicht, wenn fid) die Eheleute be- 
wußt waren, daß da® Sondervermögen, welches in Yolge jener 
Bermögensauseinanderjegung dem jchon vor Eingehung der Che 
überjchuldet gewejenen Ehemann zufiel, nicht ausreichend fein 
würde, um feinen vorehelichen Gläubigern volle Befriedigung 
zu gewähren. Danad) war eine Anfechtung aus $. 3, Nr. 1 
und 2 des Anfechtungsgefeßes nicht begründet. IV, 102/94 vom 
15. Oft. 

659. Die Ehefrau war rechtskräftig von ihrem Ehemann 
wegen deffen Ehebrucdhs gejchieden und diefer für den jchuldigen 
Theil erflärt. Auf ihren Antrag hatte das Amtsgericht behufs 
Veititellung der der Ehefrau gebührenden Abfindung dem Beklagten 
die Einreihung eined Verzeichniffes feines Vermögens aufgegeben. 
Das eingereichte Verzeichniß entjpracdh der Vorjchrift des $. 53 
A.G.D. I, 5 nidte. ES wurde von ber gejchiedenen Ehefrau 
bemängelt, fchließlich einigten fich die gefchiedenen Eheleute über 
den Werth der in dem Inventar aufgeführten Grundftüde, Dlobi- 
lien und Moventien. Dagegen verlangte die gefchiedene Ehefrau 
die eidliche Beftärkung defjelben. “Dieje ift bis zum Zode der 
gejchiedenen Chefrau nicht erfolgt. Auf die Klage ihrer Erben 
ift der Ehemann dem eventuellen Antrage entiprechend verurtheilt, 
jenes Inventar gemäß $. 711 CE. P. OD. eidlich zu erhärten. Die 
Nevifion des Beklagten ift zurüdgewiefen. Der Anjprud der 
Ehefrau auf die Abfindung war mit der Rechtskraft des Scheidungs- 
urtheil® al8 ein vererblicher ermachfen. (Bd. XIV, 520; €., 80.29, 
©. 167.) Die Möglichkeit, daß die gefchiedene Ehefrau ftandes- 
mäßige Verpflegungsgelder gefordert haben würde, kann nicht mehr 
unterftellt werden, ba fie bis zu ihrem Tode von der Befugniß 
de8 8. TIEA.L.R. II, 1 nicht Gebrauch, gemacht hat. Allerdings 
ift der Berechtigte befugt, Ausftellungen und Grinnerungen gegen 
das gelegte Inventar vorzubringen, und in diefem Falle kann nad) 
8.32 4. ©. D.1, 22 die Ableiftung des Manifeftationseides erit 
nad) Abjichluß diefer Erörterung verlangt werden. Die Kläger 
und ihre Erblafferin haben auch die Vollftändigkeit des Inventars 
beftritten; aber der Beklagte hatte in beiden Injtanzen Gelegen- 
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heit, die VBollftändigfeit darzuthun. Dem Erforderniß des Ges Auseinander- 
fees ift alfo genügt. IV, 27/94 vom 18. Juni. N 

660. Die Ehe war gefchieden und der Ehemann für den 

huldigen Theil erklärt, der Ehefrau find bedingt jährliche Ali- 
mente von 293 Marf 33 Pf. zugefproden. Das entiprad aller- 
dings den Vermögensverhältniffen, wenn ber Ehemann fraft einer 
rechtlichen Verpflichtung das feiner Verfügung unterftehende Ver- 
mögen vor der Nectsfraft des Chefcheidungsurtheils zum Nad- 
laffe feines Vaters zurücgegeben hatte und fein Antheil an diejem 
Nachlaß dem Niegbraud feiner Mutter unterworfen war, da der 
Ehemann hiervon Feine Einkünfte hat. — 8. 7IIA.U.R. IL, 1.— 
Dennod) wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, weil der Arbeits- 
verdient des Ehemanns nicht berüdfichtigt war. Im vorliegenden 
Talle, wo da zahlenmäßige Ergebniß der von dem Berufungs- 
gerichte ermittelten Einkünfte des Chemanns und der Verpflegungss- 
gelder der Ehefrau der Lebengftellung der Parteien zur Zeit der 
vechtsfräftigen Chefcheidung wenig entipricht, hatte da8 Berufungs- 
gericht allen Anlaß, erforderlichen Falls unter Ausübung des 
Sragerechts, die Verhandlung und Prüfung mit darauf zu richten, 
welchen Werth die Arbeitsfraft des Beklagten habe, und dabei zu 
berüdfichtigen, daß der Bellagte fein eigenes Gut bis zu deffen 
Verfauf bewirthichaftet und nad) der Ehejcheidung eine Domänen- 
pacdhtung übernommen hatte, daß er aljo feinem Berufe nad) Kand- 
wirth war, und daß die Sicherheit und Kinträglichleit feiner in 
diefem Berufe einzunehmenden Stellung erheblich verftärkt wurde 
durch den Antheil, der ihn an feinem väterlichen Nachlafje zuitand. 
IV, 45/94 vom 5. Juli. 

661. Sit das unehelihe Kind von einem Dritten arrogirt, gäterlice 
wobei Zuftimmung der unehelichen Deutter nicht erforderlich ift, Gewalt. 
und wird demnädhft das Kind durd nachfolgende Ehe ded Cr- 
zjeugers mit der Mutter des Kindes legitimirt, jo fan nach ge- 
meinem Nedt, deffen Quellen freilich einen direkten Ausjprud) 
hierüber nicht enthalten, dem Adoptivvater das durd die Arroga> 
tion erlangte Recht der väterlichen Gewalt durd dieje Legitimation 
nicht wieder entzogen werden. Die Klage ded Hamburger natür- 
lihen Vaters gegen den Lübeder Adoptivvater auf Derausgabe 
des legitimirten Kindes war abgewiejen, feine Wevifion wurde 
zurüdgewiejen. VI, 108/94 vom 5. Juli. gl. 17. 

Praris des Reichägerihtd. XIX. 24 
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662. Hamburg. Das Oberlandesgeriht hat angenommen, 
daß dem durch den Einfindichaftsvertrag angejetten Vater ein fich 
auh auf das Voraus des verjtorbenen Stieffindes erjtredendes 
Erbredht zujtehe, und danadh die Höhe der Erbichaftsitener fet- 
gejtelt. Die Nevifion des Stiefvaters ift zurüdgewiefen, da 
Art. 33 der Hamburgifhen Bormundichaftsordnung nicht revifibel 
und bei Auslegung des Einkindichaftsvertrags nicht gegen revifible 
Nechtenormen verjtoßen if. Wie dur die Annahme, daß das 
Inteftaterbrecht des angejetten Vaters fi auf das Voraus er- 
jtrede, die dem legteren nad) gemeinem deutjchen Rechte zuzufchrei- 
bende rechtliche Natur verfannt fein könnte, ijt nicht abzufehen. 
Davon kann um jo weniger die Rede fein, ald das Erbrecht des 
angefetten Parens, falls e8 nad) gemeinem echte überhaupt an: 
zuerfennen fein follte, fhon nad den allgemeinen Grundfäßen des 
gemeinen Erbredhtes ein univerjales, auf das ganze Vermögen 
des Kindes fich erftreddendes jein muß; wenn an manden Orten 
in diefer Beziehung etwas anderes rechtens tft, fo ift das eben 
fein gemeines Recht. Diefer Erwägung gegenüber könnte der 
Betrachtung, daß, da der Einktindichaftsvertrag zugleich ein Erb: 
einfegungsvertrag jei, bei Eritredung des Erbredhtes des Stief- 
parens auf das Voraus das Kind über das lebtere nicht lett- 
willig würde verfügen Fünnen, diejes Ergebniß aber der Natur 
des Nechtsverhältniffes wiberjtreite, Icon an fich feine Bedeutung 
beizulegen fein. Außerdem aber bezieht fich die Anficht, daß durch 
die Einfindihaft im Zweifel ein vertragsmäßiges Erbrecht be= 
gründet werde, die allerdings für das gemeine Nedt in E., Bd. 6, 
©. 164 ff. einmal gebilligt worden ift, zunäcdft nur auf das bem 
Kinde dadurch zugewandte Erbredht und paßt gar nicht ohne 
weiteres auf die efiva auch für den Stiefparens begründete even- 
tuelle Erbberedtigung. Auch find fonft die Hamburgiichen Ein- 
Kindfchaften ftets überhaupt nicht als Erbeinfegungsverträge auf- 
gefaßt worden; vgl. Baumeifter, Hamburger Privatrecht, Bb. 2, 
8.88, ©. 155; fo für das praftiiche Ergebniß im Grunde aud 
no Mittelftein, Die Einkindfchaft im Hamburgishen Redt, S.71 ff. 
Ohnehin ift endlih im vorliegenden Einfindfchaftsvertrage durd 
$.5 wohl genau bejtimmt, wie weit der verftorbene NR. auch in 
Anjehung legtwilliger Verfügungen über das Voraus befchränft 
fein follte. VI, 3/94 vom 12. Iuli. 
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663. It aud nit die Gültigkeit jeder Anerkennung als 
folder nad der Pr. DB. DO. von der Genehmigung bed Gegen- 
vormundes oder des Vormundichaftsgerichts abhängig gemacht, fo 
liegt doch in der Anerkennung eine Verfügung über ben Gegen- 
ftand derfelben; fie bedarf daher der Genehmigung, wenn diele 
wie hier für die Veräußerung des Gegenftandes vorgefchrieben ift. 
Aus gleihem Grunde ift audy ein Vergleich ungültig, wenn man 
diefen mit dem Berufungsgerichte in den zur Eidesleiftung führen- 
den Vorgängen finden will. Sein Inhalt bejtand dann barin, 
daß im Fall der Eidesleiftung die ftreitige Schenfung als erfolgt, 
im entgegengefetten al8 widerlegt angenommen werden jollte. Daß 
ein folder Vertrag die Natur des Vergleich Hat, zeigt fich gerade 
darin, daß nicht unbedingt anerkannt oder verzichtet, jondern das 
Refultat von der Leiftung oder Nichtleiftung des Eides abhängig 
gemacht wird. IIL, 130,94 vom 13. Sul. 

664. Der Belflagte war der mitklagenden Ehefrau zum 
Pfleger für ihr großmütterliches, der Verwaltung des Vaters 
entzogenes. Vermögen beitellt. Er Hat deren Vater den aus dem 
Derfauf von deren Papieren gewonnenen Erlös zur Beichaffung 
einer Ausftattung eingehändigt, und der Vater hat einen Theil 
de8 Geldes zur Bezahlung eigener Schulden verwendet. Wenn 
er fih auch der Beihülfe des Vaters, fofern gegen deffen Zu- 
verläffigfeit fein Bedenten obwaltete, bedienen fonnte, jo blieb er 
doch für die zwedentiprechende Verwendung verantwortlich und 
hatte diefe zu überwachen. Letteres hat er nicht gethan. ‘Da er 
nad Pr. VBormundichaftsordnung $$. 91 und 67 Rechnung zu legen 
hatte, und nad) dem Zugeftändniß der Klägerin 1277 Deart 47 Bf. 
für fie verwendet find, der Beklagte aber einen Beweis, daß weitere 
Verwendungen ftattgefunden haben, nicht erbradht hat, fo ift er 
auf die Differenz verurtheilt. Nevifion zurüdgewielen; denn mit 
der Behauptung, die angefchafften Sadjıen hätten einen Werth von 
2000 Mark, war Bellagter nicht zu hören, da daraus nicht zu 
folgern, wie viel der Vater dafür gezahlt hat. IV, 213/94 von 
11. Ott. 

665. Der Vormund und der Gegenvormund haben eine an 
erfter Stelle für 3840 Mark eingetragene pupillariich fichere Hypo- 
thek ihrer Mündel löfchen, und fie auf anderen drei Grundftüden 
eintragen laffen. Sie follten dort Hinter 60000 Mark ftehen, 

24* 


Bormund- 
{haft und 
Pilegichaft. 


Bormund- 
Ihaft, und 
Pflegidaft. 


372 Kamilienredt. 

find aber hinter 72000 Mark eingetragen. Die drei Grumditüde 
find für 38000 Mark jubhajtirt. Die Vormünder find zur Er- 
ftattung des Ausfall verurtHeilt, Revifion zurüdgemwiefen. Für 
die Beklagten lag fein Grund vor, dieje Sicherheit aufzugeben; 
ein VBortheil war mit dem Aufgeben der alten Hnpothef und dem 
Erwerb der neuen für die Mündel nicht verbunden. Wäre das 
Rapital, wenn Beflagte auf den PVorichlag der Witwe K. nicht 
eingehen wollten, zur Rüdzahlung gefündigt, jo waren die Mündel- 
gelder anderweitig auf eine der in $. 39 der Pr. 3. DO. vor: 
gejchriebenen Weifen ficher anzulegen. Sie hätten aber aud) die 
Hppothek auf dem eriten Grundftüd nicht Löfchen laffen dürfen, 
bevor die Eintragung hinter nur 60000 Mark erfolgt war. Hätten 
fie darauf beitanden, jo wäre nad) der Feititellung dad Abfommen 
nicht zur Ausführung gelangt. Unerheblih, daß die 3840 Marl 
nad) den maßgebenden Grundtaren innerhalb der erjten zwei Dritt- 
theile des Werths ftanden. Daß danad nur ein Meiftgebot von 
38000 Dark abgegeben ift, befreit die Beklagten von der Haftung 
für die unterlaffene Sorgfalt eines ordentlihen Hausvaterd nicht. 
IV, 145/94 vom 19. Nov. 

666. Im Fall 30 hätte der läftige Vertrag zu feiner Gültig- 
feit allerdings, auch wenn dadurch nur ein Nugungsredht von un- 
überjehbarer Dauer beftellt war, der Genehmigung des Bormund- 
Ihaftsgerihts nah AL. R. II, 18, SS. 550 ff. bedurft. Allein 
das Recht der Pflegbefohlenen geht dur eine nad) Beendigung 
der Bormundichaft auch nur ftillichweigend gefchehene Genehmigung 
verloren — $. 593 ff. —. Nun hatte aber der Kläger ald General: 
bevollmächtigter feiner volljährig gewordenen Ehefrau bei dem zu- 
jtändigen Landrath als der Auffichtsbehörde beantragt, die Be- 
Kagte auf Grund des mit ihr abgefchloffenen Bertrages zum 
bejjeren Ausbau des in Nede ftehenden Kommunilationsweges, 
aljo zur Erfüllung des Vertrags vom 30. Sept. 1867, anzuhalten, 
indem er im Eingange die wejentlichen Beftimmungen diejes Ver- 
trages mittheilt. Damit ift der Vertrag genehmigt und gültig 
geworden. V, 188/94 vom 28. Nov. 

667. Dem von dem Beklagten bevormundeten Dündel ftand 
ein Kapital von 2350 Mark zu, welches der von jeder vormund- 
Ihaftlihen und gerichtlichen Einmifhung befreite, dennädft in 
Konkurs verfallene Teftamentsvollftreder St. veruntreut hat. Der 
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Beklagte ift zum Schadenserfak verurtheilt. Nach dem Beflagten Bormund- 
gemachten Mittheilungen hat St. eine zum Nachlaffe gehörige Beihan. 
Hypothelenforderung von über 13000 Mark auf feinen Namen 
umfchreiben laffen und dann dem Dorfchußvereine verpfändet. 

Der Bellagte durfte fi) nach folher Mittheilung nicht der An- 

fiht Hingeben, daß ein Vorgehen gegen den Zeftamentspollitreder 

nad den ihm beigelegten Befugniffen fchlechterdings, felbft bei 

dem DVerdacdhte der Untreue, unzuläffig jei; er mußte jeßt, wenn 

er fich nicht fofort an einen Rechtsanwalt wenden wollte, wenigitens 

das VBormundichaftsgericht unter Angabe aller Thatfachen um Rath 

und Beiftand bitten, zumal er gegen die Vorjchrift des $. 35 der 

Pr. B.D. dem Gerichte über den Anfall des Erbtheild nod nicht 

berichtet hatte. Auch würden damals ausgebradte einftweilige 
Verfügungen ober Arrefte Erfolg gehabt haben, weil bei St. troß 

der Weberihuldung noch Vermögensobjette für den Zugriff vor- 

handen gewejen feien. ‘Darin, daß Bellagter in völliger Unthätig- 

feit geblieben ift und die Dinge ihren Lauf hat gehen laffen, fteht 

das DBerufungsgeriht ein grobes Verfchulden. Revifion zurüd- 

gewiejen. III, 226/94 vom 21. Dec. 

668. In einer dem Fall Bd. XI, 521, 522 gleichliegenden Famitienfidei- 
Sadje wurde die Bank dem jekigen Fideifommißbefier auf Löfhung !emmib. 
der eingetragenen Revenüenhypothef von einer Million Mark und 
einer der Banf mit 175000 Marf cedirten Hypothek, welche für 
Alma v. DB. in Höhe von 500000 Mark eingetragen war, ver- 
urtheilt. Die Widerklage der Ban, den Befiger bei Vermeidung 
der Zwangsverwaltung während feiner Befitzeit zur Zahlung von 
1168000 Mark und weiter dazu zu verurtheilen, bei der Fidei- 
fommißbehörde zu beantragen, daß diefelbe das Vorhandenfein 
der materiellen Erforberniffe, welhe das A... R. für eine Fidei- 
fommißfchuld aufftellt, zur Zeit der Eintragungen der Öhpothefen 
anerfenne, wurde abgewiejen; Nevifion zurüdgewiefen. Ungültig- 
feit der Fideifommißfchuld wegen mangelnder Mitwirfung des 
Dberlandesgerichte wie früher. Daß das Oberlandesgeridt 
allein der zuftändige Richter der SS. 101, 12 A.U.R. IL, 4 ift, 
ergibt fih mit Deutlichkeit aus dem Gefeß vom 5. März 1855 
in Verbindung mit 8.49 des Br. Ausführungsgefeges zum G.B. ©. 

Aus HET AU. R. II, 4 kann aber nicht gefolgert werben, daß 
der Kläger, weil er bei Aufnahme der Darlehnsfchuld durch) feinen 
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ru Vorbefiger die Nothwendigfeit der Darlehnsaufnahme anerkannt 


oder bezeugt hat, perjönlich für die von dem Yideifommißbefiker 
fontrahirte Schuld hafte, und daß in diefem Verhalten eine von 
8. 225 geforderte ausdrüdliche, ihn felbit verpflichtende Einwilligung 
zu finden fei. Daß der Anwärter in eine andere al® eigentliche 
Fideifommißihuld Habe willigen und fid perjönlidh verpflichten 
wollen, läßt fih aus jeiner Erklärung nicht ableiten. 8. 19 des 
Gefeges vom 15. Sebr. 1840 fteht nicht entgegen, da die angeord- 
nete jchiedsrichterliche Entjcheidung nur die Anwärter bindet und 
nicht die richterfid;e Prüfung bejeitigt. Auch der angebliche dolus 
des Klägers führt nicht weiter. Die Berufung auf die Ungültig- 
feit der von feinem Vorgänger Tontrahirten Fideilommißichuld 
enthält feinen dolus. Mitfontrahent ift Kläger bei der Aufnahme 
des Darlehns nicht gewefen. Hätte er aber mit einer unwahren 
Behauptung, daß mit Hülfe des ‘Darlehns von einer Million Mark 
Gebäude reparirt werden follen, in dem Negulirungsverfahren die 
Tideifommißbehörde täufchen wollen, fo Tann, da die Zuftimmung 
der Behörde nicht erfolgt ift, aus jener Täufchungsabficht nicht 
die Wirkung abgeleitet werden, daß ihm gegenüber das Dar- 
lehnsgeichäft ale wirffam anzufehen jei. V, 21/94 vom 6. Iuni; 
26. Sept. 

669. Mit Recht verwirft der Berufungsrichter den zweiten 
Widerklageantrag, weil die Hypotheken für den Kläger nicht recdht®- 
gültig find, und er nicht verpflichtet ift, die Gültigfeit eines von 
feinem VBorbefiger aufgenommenen Darlehns nachträglich feititellen 
zu lafjen, falls eine nachträgliche Feftftellung überhaupt zuläffig 
jein jollte. Daß die Negulirung, wie Beklagte ausführt, noch 
Ichwebe, täßt fich nicht annehmen. Der Antrag des Otto v. 2. 
fand mit deffen Zode feine Erledigung. Ch der Kläger al® Erbe 
feines Bruders zur Aufnahme des Antrages verpflichtet ift, Fonnte 
in diefem Brozefje nicht entjchieden werden, weil fi die Bant 
darauf erjt in der Berufung bezogen hat. V, 21/94 vom 6. Yuni/ 
26. Sept. 

670. Im Fall Bd. XVII, 256 war zwijchen den Parteien 
no ftreitig, wie die von dem TFideifommißbefiger jährlih in 
Duartalsraten zu zahlenden 4000 Thaler auf die Revenüen zu 
verrechnen feien. Der Hagende Kurator behauptet, e8 fei die 
ganze Zeit, in welcher der Beklagte fid) im DBefie des Fidei- 
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fommiffes befinde, alfo die Zeit feit dem 23. März 1889 in Be- Blue, 
vüdfihtigung zu ziehen, fodaß die am 1. April 1892 fällig ge, Temmiß. 
wejene Rate nur dann nicht zu zahlen fei, wenn nachgewiefen werde, 
daß die jeit dem 23. März 1889 gezogenen Nevenien geringer 
jeien, als die zum Fideilommißfonds gezahlten Duartalsraten, 
Damit wurde er abgewiejen. Denn eine foldhe Auffaffung würde 
dazu führen, daß der jedesmalige Fideilommißbefiger während 
feiner ganzen Befitzeit niemals Über dasjenige, was er über 
4000 Thaler Hinaus an den Revenüen vereinnahmt hat, frei für 
fih verfügen könnte, jondern ftet® gewärtig fein müßte, unter 
Umftänden nad) Ablauf vieler Iahre jenen Weberfhuß wieder 
herauszuzahlen. Dafür gewähren aber die Beitinmungen der 
Stiftungsurfunde feine Grundlage. Andererfeits ift auch das 
Berlangen des Beflagten, daß das jedesmalige Quartal beziehungs- 
weile Semefter zu Grunde zu legen fei, unberecdtigt; denn es 
find bei einem Landgute die Einnahmen und Ausgaben der einzelnen 
Duartale zu verjchiedenartige, fie vertheilen fi) ungleihmäßig 
auf die durh den Wechjel der Jahreszeiten von felbjt gegebene 
Nubungsperiode von einem Jahre, und e8 ift deshalb wirthichaft- 
ih die Nubung eines Landgutes als ein für die Wirthichafts- 
periode bemefjenes, aus Nutungen, Laften und Aufwendungen 
gemifchtes Ganzes anzufehen. Vgl. Plenarbeichl. vom 25. Mai 
1887 — RR. ©. E., Bd. 18, ©. 316. — Hiernad) ift die auf 
einer nicht anfechtbaren Auslegung der Stiftungsurfunde beruhende 
Annahme des Berufungsrichters, daR das laufende Wirthichafts- 
jahr vom 1. Suli 1891 bis dahin 1892 das mafgebende fei, der 
Entfheidung zu Grunde zu legen. Die auf Grund der ftatt- 
gehabten Beweisaufnahme getroffene weitere Feftftellung, daß das 
gedachte Wirthfchaftsjahr nur einen Reinertrag von ca. 7828 Mark 
gebracdht habe, und daß Bellagter, weldyer die auf die erften drei 
Duartale fallenden 9000 Marf bereits bezahlt hat, nicht verpflichtet 
jei, die eingeflagte lettte Rate vom 1. April 1892 zu zahlen, gibt 
zu rechtlichen Bedenken feine Veranlaffung. IV, 89/94 vom 
8. Ott. 

671. Eine gräflihe Stiftsdame hat die Söhne ihrer Neffen 
unter der Vorausfjegung in das von ihr geftiftete Kamilienfidei- 
fommiß berufen, daß fie in „ftandesgemäßer Ehe‘ erzeugt feien. 
Das ift nun zwar nicht „im Zweifel” dahin zu verftehen, daf 
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Be die Stifterin die an fich einer Ehe mit einer Bürgerlichen zu- 
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fommenden NRectswirktungen hat einfhränfen und nur die De- 
jeendenten aus einer ftandeögleihen, d. h. aus einer Ehe mit einer 
Üdeligen zur Nachfolge hat berufen wollen. Das Berufungsgericht 
hat aber weiter erwogen, daß in demjenigen Kreife des holfteinifchen 
Adels, dem die Stifterin durch ihre Geburt angehört hat, zur 
Zeit der Abfaffung des Teftaments (1862) ftrengere Anfchauungen 
über den Begriff einer ftandesmäßigen Ehe der Standeögenoffen 
geherricht haben und nad) diefen ftrengeren Anjchauungen „Itandes- 
mäßig” als ftandesgleich aufgefaßt worden ift, daß ferner nadı 
dem ganzen Lebensgange der Stifterin anzunehmen ift, daß fie 
die Anichauumgen der fie beftändig umgebenden Standesgenoffen 
getheilt hat. Dieraus ift weiter der Schluß gezogen, daß die 
Stifterin aud) in ihrem ZTeftamente den Ausdrud ftandesmäßig in 
dem Sinne von ftandesgleih gebraucht hat. Die fo begründete 
Veitftellung des Willens der Stifterin trägt das Urtheil. III, 
178/94 vom 9. Nov. 

672. Die in einem Gutsüberlaffungsvertrage eines Afcen- 
denten zu Gunften der übrigen Kinder getroffenen Beftimmungen 
find Teine Tettwillige Verfügung, namentlich feine Verordnung 
über die Zheilung des Nachlaffes unter den Kindern, Tekteres 
Ihon deswegen nicht, weil der Gutsüberlaffungsvertrag feine ein- 
feitige Verfügung ift. Nah A.L.R.I, 12, 8. 656 find fie als 
Verträge unter Lebenden anzufehen. Die dem Friedrich K. über- 
wiefenen Kaufgelder von 9000 Dear follen vorläufig jtehen bleiben, 
find aber im Falle eines Grundftüdsanfaufes fofort auszuzahlen. 
Stirbt er ohne eheliche Defcendenz, jo follen die 9000 Darf an 
feine drei Gefchwifter Clifabeth, Henriette und Auguft fallen, 
während der Bruder Gottfried, weldhem überhaupt von den ganzen 
Kaufgeldern nichts überwiejen ift, da er feinen vollen Erbtheil 
ihon früher befommen habe, auch von diefen 9000 Marf nichts 
erhalten fol. Diefe Beftimmungen find al® ein integrirender 
Beitandtheil des Vertrages und als ein untrennbares Ganze zu 
beurtheilen. 8 handelt fih alfo um einen Vertrag unter Xeben- 
den, aus welchem die drei Gejchwifter ein bedingtes Necht auf die 
9000 Mark des Friedrich 8. erlangt haben, nämlich für den Fall, 
daß diefer ohne eheliche Defcendenz verftirht. Gottfried RK. und feine 
Erben fünnen Ansprüche nicht erheben. IV, 158/94 vom 26. Nov. 
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673. Die Erblafferin hat am 10. Ian. 1891 vor dem Groß- 
herzoglichen Amtsgericht Bad Nauheim ein verfiegeltes Padet mit 
der Aufichrift übergeben: „Diefer Umichlag enthält einen lebten 
Willen, welchen ich jeinem ganzen Inhalte nad) aufredht zu er- 
halten bitte. Ich habe denfelben eigenhändig unterfchrieben, in 
diefen Umschlag eingelegt und denjelben alddann verfiegelt. Bad 
Nauheim, am 7. Ian. 1891. Karoline Reiß.” Hierauf hat fie 
erflärt: „Das von mir dem Gerichte übergebene Schriftftüd ent- 
hält meinen lebten Willen, welchen id) durch einen Nechtsverftän- 
digen habe zu Papier bringen laffen u. f.w.’ Das nad dem 
Tode der Erblafferin eröffnete Teftament beginnt mit den Worten: 
„Durch gegenwärtiges Teftament verfüge ich, die endesunterzeich- 
nete Raroline Reif, derzeit in Bad Nauheim, lettwillig wa® 
folgt.” Die nad diefem Eingange zu erwartende Unterfchrift fehlt. 
Das macht dies Öffentliche Teftament nicht ungültig, da e8 im 
gemeinen Recht an einer Vorichrift der Unterjchrift des im Pro- 
tofoll in Bezug genommenen verfiegelt übergebenen Zeftaments 
fehlt. Auch wird ein Beweis oder auch nur ein Verdacht der 
Verwechjelung des nicht unterfchriebenen Schriftftücdes mit einem 
unterjchriebenen vielleicht anders lautenden Schriftftüde durd die 
erfennbare Irrung der Teftatrir, fie habe das ZTejtament unter: 
fchrieben, nicht erbradht. III, 181/94 vom 16. Nov. 

674. Das Kammergeriht nimmt übereinftimmend mit dem 
D.T. €, Bd. 36, ©. 62; Bd. 63, ©. 222 an, daß $$. 492, 493 
A.L.R. II, 1 in der Mark Brandenburg juspendirt find. So- 
dann ftellt es auf Grund des Märkifchen Provinzialrechts, nament- 
fi des Erbichaftsedifts vom 30. April 1765 den NRecdhtsfag auf, 
daß dem überlebenden Märkifchen Ehegatten, auch für den Fall, 
dag ein von ihm und dem erftverftorbenen Gatten errichtetes 
wechjelfeitiges Teftament vorliegt, ein Wahlrecht darüber, ob er 
aus dem Tejtament erben oder das ftatutarifche Recht — entweder 
mit den Miterben Theilung unter Einwerfung feines Vermögens 
zu halten oder an diefelben den Nachlaß des Critverftorbenen 
herauszugeben, — geltend maden wolle, gegeben und vermöge 
der Rechtöwohlthat des Inventar fo lange gewahrt werde, bi er 
fi) über die Ausübung des Wahlrechts in einer den SS. 398— 400, 
1, IA. R. entfprechenden Form erklärt habe, und daß eine 
Ausnahme hiervon nur infofern eintritt, als er in dem Zeftament 
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Erben eingefegt it. Das Berufungsgeriht nimmt dbanı an, daß 
mit Bezug auf das wechfelfeitige Teftament der St.’jhen Ehe- 
leute diefe Ausnahme nicht vorliege, fomit dem Witwer St. jenes 
Wahlrecht zugeftanden habe, und er defjelben, da er eine form- 
gerechte Erklärung über defien Ausübung nicht abgegeben habe, 
niemals verluftig gegangen fei. Danad) gelangt das Berufungs- 
gericht zıf dem Ergebniffe, der überlebende Ehemann St. fei an 
das wechjelfeitige Zeitament, joweit e8 feinen eigenen legten Willen 
enthalte, nicht gebunden, und fomit an der Errichtung feines 
ZTeftamentes nicht behindert gewejen. Nevifion zurücgewiejen. 
IV, 133/94 vom 11. Iunt. 

675 RR. ©. Die Trage, ob dur das gemeinfchaftliche 
Teftament der Eheleute, in welchem der Längftlebende zum Erben 
des Vorverfterbenden eingejett und fodann über den Nachlaß des 
Weberlebenden zu Gunften der beiderjeitigen Intejtaterben verfügt 
ift, die Überlebende Witwe verhindert war, ihre Verwandten mit 
dem bon dem Kläger eingeforderten VBermädhtniffe zu belaften, 
haben die Vorinftanzen verneint. Die NRevifion ift zurücigewiejen; 
mit Net und in Webereinftimmung mit Rechtiprehung und 
Wiffenichaft hat da8 Berufungsgeriht geprüft, inwieweit aus 
dem Inhalte des Zeftamentes der beiderjeitige Wille der DBe- 
Schränfung herzuleiten jei. III, 158/94 vom 23. Oft. 

676. „Sollte mein Ehemann ohne Kinder verfterben, jo 
inbftituwire id ihm fideilommifjarifch in das, was übrig bleibt, 
meine Gejchwifter refp. Gejchwifterfinder, wie jolche bei meinem 
Tode vorhanden fein werden.” Die Erblafjerin hinterließ ihren 
Ehemann und ein Kind, welde Erben auf Grund des Teftaments 
geworden find. Dann ift das Kind verjtorben und von feinem 
Bater ab intestato beerbt. Das Berufungsgericht hat der Klägerin, 
einer Schweitertochter der Erblafferin, nur ein Erbredt in das 
Erbtheil zugeiprochen, welches der Ehemann felbit aus dem Tefta- 
ment feiner Ehefrau erworben hatte. Dagegen habe fich die fidei- 
fommifjariiche Subftitution nicht erftredt auf das, was er dur 
Beerbung feines Sohnes aus dem Nachlaß feiner Ehefrau erlangt 
hatte. Revifion zurücgewiejen. IV, 452/93 vom 7. Juni 94. 

677. Durch SS. 445, 446 AL. R. 1, 11 wird der Verlauf 
einer noch nicht angefallenen und einer nicht freien Crbfchaft, 
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d. b. einer folhen unterjagt, welche dem gemeinen Erbrecht ent  $idei- 
zogen ift, ein ex pacto et providentia majorum fid) ableitendes an 
Succeffionsredt. Das Verbot erftredt fih nicht auf das dem 
fiveifommiffarifchen Erben nad) dem Tode des Erblafjers, aber 
vor dem Tode des Fiduziars zuftehende Necht auf die Erbichaft, 
auch wenn ein fideicommissum in id quod supererit vorliegt; 
der Verkauf des fideiflommiffariihen Subjtituten zu jener Zeit 
wurde für wirfjam eradjtet, jodaß der Käufer mit Eintritt des 
Subftitutiongfalles das Erbrecht gegen die übrigen Fideilommiß- 
erben geltend machen konnte. — Vgl. Bd. 1, 1313; Bd. III, 899; 
Striethorit, Bd. 96, ©. 368. — Nur fteht diefen ein gejegliches 
Borlaufsreht nad) 8.65 AL. NR. I, 17 zu. IV, 92/94 vom 
25. Juni. 

678. Der Erblaffer M. Hatte feine Adoptivtochter E. M. 
neben anderen Perjonen als Erbin eingejegt und ihr ein Prälegat 
hinterlaffen. Für den Tall, daß fie ohne Nachkommen und ohne 
letstwillige Verfügung verfterben follte, hat er ihr die übrigen 
Erben jubftitwirt, aber auch zu Gunften der E. M. fideilom- 
miffarifche Subititution angeordnet. Weil nah der Erklärung 
des Vormundes die Wahl des Pflichttheils für die Adoptivtocdhter 
vortheilhafter jet ald der Antritt der Erbichaft aus dem Xefta- 
mente, erklärten die übrigen Erben fih zur Auszahlung des 
PflichttHeils, der auf eine bejtimmte Summe bevechnet wurde, 
bereit. Zum gerichtlichen Protofoll und in dem notariellen Erb- 
auseinanderjeßungsvertrage erflärten die jämmtlichen Erbinter- 
effenten, fie feien darin einig, daß troß des Ausfcheidens der 
EM. aus den Tejtamentserben jowohl diefer in Betreff der ihr 
im väterliden Zeftamente eventuell eingeräumten Erbredte an 
den Nadläffen der M.’ichen ZTeitamentserben fowie den M.’ichen 
ZTeftamentserben die eventuellen Erbredite an dem Nadjlaß der 
E M. gegenfeitig in ihrem ganzen Umfange gewahrt bleiben 
jollen, und zwar foll fi das Erbrecht der M.’ichen Zeftamente- 
erben an dem E. M’fchen Nadjlag dann auf das ganze ihr aus 
dem Nachlaß ihres Vaters zugefallene Vermögen, nicht bloß auf 
das im ZTeftament Hinterlaffene erftreden. Die leiblihe Mutter 
der E. M. ift diefen Verhandlungen als eventuelle Erbin der 
EM. beigetreten. Die EM. ift ohne Nachkommen und ohne 
letstwillige Verfügung verftorben. ‘Die Mutter hat ihren gejamm- 
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Fidel: tem Nachlaß in Anfprud) genommen. Sie ift verurtheilt, darein 

ne zu willigen, daß das der E. M. aus dem Nacdlafi ihres Adoptiv- 
vaters zugefallene Vermögen, foweit ihr jolches durd) das Tefta- 
ment des Erblaffers zugewendet ift, vom Nacdlafpfleger an die 
im Tejtament berufenen Nacjerben ausgeantwortet werde. ‘Der 
Berufungsrichter hat aus den Nachlaßverhandlungen entnommen, 
daß troß der gebrauchten Worte der Widerfprud der E. M. gegen 
das Zeftament fi) nur auf die zu geringe Bemeflung der Erbportion 
bezogen und lediglich eine Erhöhung ihres Erbtheil® bezwect habe, 
die ihr auch im Wege freiwilliger Vereinbarungen zugeftanden 
worden ei, daß aber im MUebrigen der Inhalt des Zeftaments, 
foweit er fich auf die Erbeinjegung und die angeordnete fidei- 
tommiffarifhe Subftitution beziehe, nad) dem übereinftimmenden 
Willen der E&. M. und der übrigen Miterben aufrecht erhalten 
worden fei. Nach der Auffaffung des Berufungsrichters Tann 
diejer Feltftellung gegenüber mit Erfolg nicht eingewendet werden, 
daß die fraglihde Abmahung wegen Nichtbeobadhtung der für die 
Aufnahme von Erbverträgen vorgefchriebenen Yorm ungültig fei, 
da e8 fich nicht um eine Neubegründung von Erbrediten, fondern 
um die Aufrechterhaltung beftehender, duch das Teftament feit- 
gefeßter Erbrechte gehandelt habe. Das Reichsgericht hat in diejer 
Annahıne jo weit einen NRecdtsirrthum nicht gefunden, als nicht 
die Erbportion der &. M. vertragsmäßig erhöht tft, und nur in 
Bezug auf bdiefen erhöhten Betrag die Klage abgewiefen. ‘Der 
Entfcheidung liegt die zutreffende Annahme zu Grunde, daß, wenn 
eine Plichttheilsverlegung nad) mehreren Richtungen ftattgefunden 
hat, e8 in der freien Entichließung des Pflichttheilsberechtigten 
fteht, die Befeitigung jänmtlidher Verlegungen oder nur die der 
einen oder der andern zu fordern; denn die Pflichttheilsverlegung 
begründet nad) Preußijchem Rechte der Regel nad) nicht die Nichtig- 
feit, fondern nur die Anfechtbarfeit des Teftamentse. IV, 46/94 
vom 2. Juli. 

679. ÜLU.R. Der Erblaffer Hatte feine Ehefrau zur Uni- 
verjalerbin eingefegt, feinen Adoptivfohn fideifommiffarifch fub- 
ftituirt. Die Witwe hat den H.’jchen Eheleuten eine Schuld von 
900 Mark geihenkt. Auf Antrag des Nacherben ift die gegen 
die Witwe ergangene einftweilige Verfügung dahin aufrecht er- 
halten, daß die Witwe fich jeder Verfügung über den Naclaf, 
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weldhe deffen Subftanz zum Nachtheil des Nacherben verringert, gibdei- 
ohne deffen Zuftimmung zu enthalten babe; NRevifion zurüd- 
gewiejen. Denn der Erblafjer hatte den H.’fchen Eheleuten das 
Darlehn gegeben. Hatte aud) da8 Geld aus dem dur das Ein- 
gebrachte der Ehefrau vermehrten Gelbe des Erblaffers hergerührt, 

jo war dod der Erblaffer durd Vermiihung Eigenthümer des 

ganzen Geldes und Darlehnsgläubiger geworden, felbft wenn der 
Schuldfchein auf den Namen der Ehefrau ausgejtellt war. Die 

Witwe fonnte auch jenen Erlaß nicht damit rechtfertigen, daß fie 
Herausgabe ihres Eingebradhten oder Befriedigung wegen deffelben 

aus dem Nadjlaffe Habe beanspruchen können. ‘Denn vor ftatt- 
gehabter Auseinanderjegung oder Yeftftellung ihres Eingebradhten 

konnte fie über Gegenftände, welche zur Gefammtmafje des Nad)- 

lajjes gehörten, nicht einfeitig verfügen. Solde Verfügungen find 
geeignet, Verdunfelungen herbeizuführen, welche die Geltendmachung 

der im Subftitutionsfalle eintretenden Rechte des Klägers erichweren 

fönnen. IV, 219/94 vom 1. Nov. 

680. Bel. 90. Bei dem Fideilfommiß auf den Weberreit 
fann zwar der eingejeßte Erbe über die mit ber Subjtitution be- 
legte Subftanz unter Lebendigen verfügen; das Gejek unterfagt 
ihm aber ausdrüdlih, duch Schenkungen, die auf einer bloßen 
Sreigebigfeit beruhen, das Net der Subftituten zu vereiteln 
(88. 468, 469 UL. R. 1, 12). Mit diefer gefeglichen Vorfchrift, 
die im Streitfalle dur eine abweichende tejtamentarifche DBe- 
ftimmung nicht außer Wirkjamfeit gefegt wird, ift es unverein- 
bar, die in dem Zeftamente für die Verwaltung des Nachlafjcs 
angeordnete Befreiung von ber Pflicht zur Sicherheitsbeftellung 
aud auf Schenkungen auszubehnen. Denn die Befreiung fan 
fih nicht auf Fälle beziehen, in denen der Vorerbe über feine 
teftamentarijchen Verwaltungsbefugniffe Hinausgreift. IV, 163/94 
vom 13. Der. 

681. Die Witwe war, jo lange fie im Witwenftande ver- 
bliebe, zur Vorerbin mit dem Recht freier Verfügung über die 
Subjtanz und zur Vormünderin der Kinder berufen; für den Fall 
ihrer Wiederverheirathung follten jene Befugniffe wegfallen, die 
gejeglihe Erbfolge eintreten und die Witwe mit den Kindern 
Theilung Halten. Die Witwe hat einem fpäter zahlungsunfähig 
gewordenen Schwiegerfohn E. in Ausübung ihrer Befugniß, über 
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die Subftanz zu verfügen, aus dem Naclaf ein bypothefariiches 
Darlehn gegeben, das bei der Subhaftation ausgefallen ift. Nad)- 
dem fie fi) wieder verheirathet hat, hat fie eine Theilungsbered)- 
nung aufgeftellt und nad) derjelben der Klägerin, einer andern 
Tochter, die Forderung an E. auf ihr Erbtheil antheilig ange- 
rechnet. Das ift für gerechtfertigt erachtet. Ohne Gefegesverlegung 
hat der Berufungsrichter angenommen, daß mit der Wiederver- 
heirathung jene Befugniß der Witwe nicht rücdwärts hinfällig ge- 
worden fei, die Theilung nad) Art der gejetlichen Erbfolge jollte 
erft von Zeit der Wiederverheirathfung ab eintreten. Daß fie 
die bet Hingabe des Darlehns verfolgte Abficht, mittelbar der 
Frau E. im Sime einer teftamentarifchen Beftimmung des Erb- 
laffers Nachlafgelder zu gewähren, welche Frau E. fih auf ihr 
Batererbe anrechnen laffen müffe, zum überwiegenden ‘Theile 
nicht erreicht habe, ftehe ihr nicht entgegen. 8 Tiege nicht der 
mindefte Anhalt dafür vor, daß fie nicht nad beften Ermefjen 
gehandelt habe. Wevifion zurücgewiefen. IV, 164/94 vom 
19. Dec. 

682. Die Ehefrau des Beklagten hatte fid) mit diefem ohne 
vorherigen Abichluß eines Chevertrag® verehelicht. Da fie ohne 
Kinder verftarb, würde dem Ehemann nad B. X. R. 738° der 
Niekbraud) an ihrem Vermögen zuftehen. Sie hat aber in ihrem 
Öffentlichen Teftament verfügt, daß ihr gefammter Nachlaß ihren 
gefeßlichen Erben eigenthümlich zufallen folle. Das ift von dem 
Berufungsgericht dahin ausgelegt, daß damit der Nachlaß der 
Erblafferin ihren gefetlihen Erben, den Klägern, nicht etwa unter 
Vorbehalt der dem überlebenden Ehegatten zujtehenden Tebeneläng- 
fihen Nutnießung, fondern mit allen im vollen Eigenthum ent- 
baltenen Rechten zugewendet worden jei. Diefe Auslegung fteht 
im Einklang mit dem Wortlaute der Verfügung nad) der im 
BER. 544 gegebenen Begriffsbeftimmung des Eigenthums, und 
das Oberlandesgericht hat feftgeftelft, daß fie aud) dem muthmaß- 
fihen Willen der Erblafferin entjprecdhe, möge dieje von dem ge- 
jeglichen Nutnießungsredhte ihres Ehemannes aus B.L.R. 738° 
Kenntniß gehabt haben oder nicht. Biernad) fonnte der Beklagte 
gegenüber den lettwillig bedachten gejetlichen Erben feiner Ehe- 
frau mehr nicht ale den Anfprucd) auf die nad) der mit Gefeßes- 
fraft befleideten Tandesherrlichen Verordnung vom 16. Jan. 1818 
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nicht entziehbare Nutnießung an der Hälfte des Nachlaffes zur 
Anerfennung bringen. II, 129/94 vom 26. Iuni. 

683. Nach) den Ehepaften vom 3. 1825 follte dem damaligen 
Hoczeiter Grafen Dietrihd von B. die libera dispositio über 
da8 ex proprio eriparte und erworbene Vermögen verbleiben. 
Seit undenklihen Zeiten beftand in der von B.’fchen Familie die 
Einrichtung, daß des Stamımherrn ältejter Sohn allein in bie 
fämmtlichen Güter und in das gejammte Vermögen des Stamm- 
herren fuccedirte. In dem DVertrage vom I. 1818 war dem Grafen 
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Dietrih von B. die alleinige Nachfolge unter dem Verbande eines . 


ewigen Fideifommiffes in der Art zugefichert, daß die Nachfolge 
in die Güter lediglich nach den Beitimmungen diejes Vertrages 
zu erfolgen habe. ‘Der damalige Befiger Graf Th. W. von 2. 
habe jodann fein gefammtes gegenwärtige und zufünftiges 
Vermögen dem Vater des Erblaffers Übertragen und zugleich be- 
ftimmt, daß biefes Vermögen ausnahmslos den Gegenftand 
eines beftändigen Samilienfideilommiffes ausmachen, bei der %a- 
milie unabänderlich erhalten, nicht voneinander gefondert, fondern 
von einem Fideilommißerben auf den andern übergehen folle Für 
den (eingetretenen) Tall, daß das Familienfideifonmig mangels 
fandesherrlicher Beftätigung nicht zu Stande fommen follte, follte 
jener Vertrag al8 ein unmwiderruflicher Erbvertrag gelten. ‘Die 
Ehepatten erfannten diefe Beitimmungen des Vertrags von 1818 
an. Da aud zur Zeit des Vertrages die Güter mit einer großen 
Schuldenlaft bejchwert waren, welde das Beitreben vechtfertigten, 
alle verfügbaren Mittel zur Abftopung diefer Schulden und zur 
Ergänzung und Vermehrung des Familienvermögens auch in der 
jpäteren Nachfolge vermehren zu laffen: jo bedeutet nad) der Aus- 
legung des Berufungsrichters da8 ‚ex proprio” in den Ehepaften 
die Quelle oder die Mittel, aus welchen die Erwerbungen und 
Eriparniffe herrühren, in dem Sinne, daß diejenigen Erwerbungen 
und Erfparniffe, welche nicht aus dem Tamilienvermögen ber: 
rührten, alfo was dem Hochzeiter etwa durch Erbichaft, Deirath, 
Staatsdienfte oder Glüdefälle eigenthHämlich anfallen möchte. Da- 
gegen follten die Früchte und Nutungen des Fantilienvermögeng, 
wenn diefelben aud fonft mangels entgegenftehender Beftimmung 
gejetlich der freien Verfügung des jedesmaligen Fideilommiß- 
‚befigers unterftehen follten, joweit davon Etwas nad) Beftreitung 
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feines und feiner Familie Lebensunterhalts übrig blieb, und der 
Hochzeiter, welhem ja Befik und Verwaltung des Familienver- 
mögen® zuftand, darüber nicht unter Lebenden verfügte, nach diefer 
VBertragsbeftimmung mit dem, was aus folhem aus den 
Brüdten Eriparten angefchafft wurde, nicht der freien Verfügung 
des Hochzeiters von Todes wegen unterfallen, fondern mit dem 
Stammpermögen auf den Vertragserben übergehen. Graf Dietrid 
von B. hat in einem Teftamente vom I. 1853 den Kläger zum 
Erben feines ganzen Nadjlaffes eingefegt. Damit fei der Kläger 
in da8 Verhältniß eines VBermächtnißnehmers zu dem vertrags- 
mäßigen Univerfalerben Grafen H. von B. getreten und fünne 
nur fordern, was ber Erblaffer in dem entwidelten Sinne ex 
proprio erworben habe. Dieje Auslegung und Auffaffung, welche 
aud mit einem im VBorprozeß ergangenen Urtheil des Pr. Ober: 
tribunal® vom 8. Mat 1865 übereinftimmt, ift nicht rechts- 
irrtümlich, NRevifion zurückgewiefen. IV, 159/94 vom 29. Nov.; 
13. Dec. 

684. Der Ehemann ift Erbe feiner Ehefrau aus deren Zefta- 
ment geworben, in welchem die Klägerin und andere Berjonen als 
Nacerben berufen waren. Der Ehemann hat ein Zeftament hinter- 
laffen, in weldem er die Stadt Habelihwerdt als Erbin eingejekt 
und im Eingange feines Tejtaments bemerkt hat, daR ihm feine 
Ehefrau 7800 Mark eingebracht habe, wovon fie 3180 Mark au 
Bermächtniffen ausgefett habe, 4400 Mark feien an Ausftattungen 
für Verwandte verwendet, 300 Mark Koften habe da8 Begräbniß 
verurfacht, jodak ihr Nadlaf erichöpft und er in der Verfügung 
über feinen Nachlaß nicht befchräntt fei. Die Stadt ift bedingt 
verurtheilt, 3520 Mark, welche für den Fall der Eidesleiftung 
der Klägerin al8 vom Vermögen der Ehefrau nody vorhanden an-= 
genommen find, an die Nadlaßmafje der Frau I. zu zahlen. 
Revifion der Beklagten zurüdgewiejen. Die übrigen Nacerbinnen 
der Klägerin haben durdy) Annahme der ihnen von dem Ehemann 
ausgefegten Vermächtniffe die Nichtigkeit jener Angabe feines ZTefta- 
ments, daR der Nadlaß feiner Ehefrau erichöpft fei, Teineswegs 
anerkannt. Bei dem Anerfenntniß und deffen Wirkung nad 
SS. 611— 613 A. 8. R. I, 12 kommt immer nur der legtwillig 
dispofitive, nicht auch der fonjtige Inhalt einer Verordnung von 
Todes wegen in Betradt. IV, 163/94 vom 8. Nov. 
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685. Berlin. Kläger ift von feiner Mutter im Zeftament 
nicht al8 Erbe eingejekt, wohl aber deffen Bruder, der Beklagte, 
und ein dritter Sohn. Kläger fordert von dem Beklagten Rüd- 
gabe eines Darlehns von 3000 Mark, weldes er von feiner 
Mutter erhalten hatte, zur Nacdlapmaffe. Dazu ift im Hinblid 
auf die Nichtigkeit des Teftaments Bellagter verurtheilt. Deffen 
Revifion zurücgewiejen. “Die Unterftellung der Revifion, e8 fomme 
bei diefer Frage nicht das Notherbenredht, fondern das Verhältniß 
mehrerer Miterben zum gemeinichaftlichen Nahlaf in Betradt, 
nah A. 2. R. hätte aber jene Frage nicht zwilchen dem Kläger 
und dem DBeflagten ohne AZuziehung des dritten Bruders ent- 
ichieden werden fönnen, ift nicht richtig. E8 foll hier erft durch 
richterlichen Ausfpruch feftgeftellt werden, daß der Kläger Miterbe 
des Nacjlaffes feiner Mutter ift, und zwar deshalb, weil er durd) 
deren Teftament in feinem Notherbenrecht verlegt ift und in Folge 
deffen die gefetliche Erbfolge Plat greift. E8 Handelt fich aljo 
um eine rechtliche Folge der Verlegung des Flägerifchen Notherben- 
rechte. Damit fommt die Anwendbarkeit der hierüber in den 
88. 432 ff, I, 2 des A... R. enthaltenen Regeln in Frage. 
Diefe Regeln weichen völlig von dem Syftem der Römijchen In- 
officiofitätsquerel ab. Mit Recht ift daher gemäß Art. VII des 
Publifationd- Patents vom 5. Febr. 1794 den landredhtlichen Bor- 
Ichriften die Anwendung zu Gunften des Römischen Rechts ver- 
fagt. Die Frage aber, ob die Anwendung des letteren Rechts 
eine richtige ift, entzieht fich der Nepifion nad $. 5 der Kaifer- 
lichen Verordnung vom 28. Sept. 1879. IV, 139/94 vom 12. Nov. 

686. N. H. aus Berlin hatte auf Grund des von feinem 
Bater errichteten ZTeftaments die Wahl, entweder den mit dem 
lebenslänglichen Nießbraucdhsrechte der Mutter befchwerten vollen 
Erbtheil nach deren Tode oder den gejeglichen Pflichttheil jofort 
zu fordern. Er hatte fi) bis zu jeinem ZTodestage, welcher in 
Wien, wohin er fi) zu vorübergehendem Aufenthalt begeben hatte, 
eintrat, nicht erflärt. Hier hat er an jenem Tage in einem an 
„seine Verwandten” gerichteten Schriftftüc beftimmt, ‚daß aus 
meinem mir zuftehenden Pflichttheil 10000 Gulden an Fräulein 
E. Sch. in Wien ausgezahlt werden”. Darin wurde die nad) 
dem rücdfichtlich der Form maßgebenden Defterreihiihen Rechte 
rehtsgültige Anordnung eines QVermächtnifjes gefunden, aud) an- 
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genommen, daR N. H. damit redhtsgültig fich für die Wahl des 
PflichttHeil® vom väterlichen Nachlaß erklärt habe, aus welchem 
jene 10000 Gulden gezahlt werden follten. Und da der Pflicht: 
theil ausreichte, nad) Abzug der Schulden des N. H. das Ber- 
mädhtniß zu gewähren, jo find die Erben des N. H. zur Zahlung 
der Steuer von dem VBermädtniß an den Preußiihen Fiskus ver- 
urtheilt. NRevifion zurüdgewiejen. Eine beftimmte Form für die 
Erklärung, daß der Pflichttheil gewählt werde, ift weder im A.L.R. 
noh im Märkifchen Provinzialreht vorgefchrieben worden. Die 
behauptete Verlegung des 8. 398, I, IA.L.R. Liegt nicht vor; 
denn N. H. hat nicht der Erbichaft entjagt, jondern von dem tefta- 
mentarifhen Wahlrehte Gebraud, gemadit, und für die Ausübung 
dieje® Wahlrechts ift eine über die Negel des $. 133, I, 5 hinaus: 
gehende Form nicht erforderfih. Ebenfo wenig ift $. 440, IL, 2 
verlegt; diefe Vorjchrift beftimmt nur, daß das Zeitament inner- 
halb zweier Iahre gerichtlich anzufechten fei, und hieraus folgt 
nicht, daß, wenn der Erbe fchon vor Ablauf der zweijährigen 
Srift den Pflichttheil fordert, dies nur in gerichtlicher Yorm ge: 
ihehen könne. IV, 32/94 vom 21. Juni. 

687. Weiter ift nicht abzujehen, weshalb die Erklärung, 
den Pflichttheil fordern zu wollen, nicht aud) in einer lettwilligen 
Berfügung abgegeben werden fann. N. H. hat die Erklärung 
fur; vor jeinem Zode, am Zodestage felbft, verlautbart, es ift 
möglich, daß, wenn er am Leben geblieben wäre, er diefelbe wieder 
zurüdgenonmen hätte. Diefer Fall ift jedoch nicht eingetreten, 
und die abgegebene Erklärung behält jomit ihre volle Wirkfam- 
feit; fie ift offenbar aucd) gerade mit NRüdficht darauf abgegeben, 
dag N. H. fein baldiges Ableben vorausfah. IV, 32/94 vom 
21. Juni, 

688. Endlich ift die Erklärung den teftamentarifhen Erben 
des Erblaffers von N. DH. gegenüber abgegeben „feinen Ber: 
wandten‘, welche zugleich; Erben des N. H. geworden find. IV, 
32/94 vom 21. Iumi. 

689. Der Erblaffer hatte mit feiner Ehefrau einen Erb- 
vertrag gejchloffen, in welchem er jene und feine Tochter zu Erben 
ernannt hatte. Die Ehefrau follte Verwaltung, Nießbraudh und 
freie Verfügung unter Lebenden haben, die Tochter nur das, was 
dann bet dem Zode der Ehefrau noch übrig fe. Wenn fie jene 
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Verfügung anfecdhtet, follte fie den BVflichttheil erhalten, welcher 
auf Grund eined außergerichtlichen Inventars baar ausgezahlt 
werden follte. Die Zochter hat Ausfehrung des Pflichttheils ver- 
langt, dann aber mit dem jetigen Kläger einen jchriftlichen Ceffions- 
vertrag gejchloffen, in welhem fie ihre Anjprüche auf unverfürzte 
Seftftellung, Berechnung und Auszahlung ihres Pflichttheils dem 
Kläger abgetreten und der Kläger fi zur Zahlung einer Ceifions- 
valuta von *, des endgültig feitgeftellten Betrages des Pflicht: 
theil8 verpflichtet Hat. Auf die Klage des Geffionars war die 
Unverbindlichfeit der Beftimmungen, joweit der Pflichttheil da= 
durch beeinträchtigt werde, namentlid) die Beftimmung über die 
Berechnung des Pflichttheils, gegen die Witwe ausgefprodjen, in- 
dem die Ceffion die Legitimation des Klägers erbringe, weil feine 
Gedentin nicht al8 Erbin berufen, fondern nur forderungsberechtigt 
fei. Revifion zurüdgewiefen. Der Kläger würde felbft, wenn 
die Cedentin als Erbin ihres Vaters berufen wäre, für aftiv 
legitimirt gelten müffen, da der Vertrag, obicdon al8 Ceifions- 
vertrag bezeichnet, im Grunde einen Erbichaftsfauf darftellt, in- 
dem darin eine Veräußerung des der Tochter angefallenen Erb- 
rechts auf den Nachlaß ihres Vaters an den Kläger gegen einen 
in Beziehung auf ein Fünftiges Creigniß beftimmten Preis be- 
urkundet ift AL. R. I, 11, 8$. 445, 447, 47). IV, 223/94 
vom 15. Nov. 

690. E83 gibt Feine gejeglihe Borichrift, melde es dem 
DBenefizialerben verwehrt, dem das VBermädtniß fordernden Legatar 
Ihon im Prozefje den Einwand entgegen zu jegen, daß der Nad)- 
laß zur Entrichtung des Legats nicht ausreiche, und welche ihn 
nöthigt, mit diefem Einwand erft bei der SZmwangsvollftredung 
hervorzutreten. 8. 334, 1, 12 A. 8. R. rechtfertigt ebenjowenig 
wie die Bezugnahme auf $. 715 und 749 E. B. DO. die Annahme, 
der Einwand gehöre in das Zwangsvolljtredungsverfahren. IV, 
170/94 vom 6. Dec. 

691. Mit Recht Hat aber der erfte Richter im Anfchluffe 
an die in E, Bd.5, ©. 188; Bd. 8, ©. 268 und 275; Bd. 16, 
©. 222 ausgefprocdhenen Grundfäge angenommen, daß der Bene- 
fizialerbe durch das Inventar und die Tare in demfelben allein 
den Nachweis feiner Befreiung von ber Haftung nicht führen 
fann, hierzu vielmehr ferner erforderlich ift, daß er nad) ftatt- 
25* 


— [m ln — in no 


Bftichttheit. 


Benefiztal: 
erben. 


Emmi:al- 
erben. 


Sterben 
(Rollatıon,. 


Frbfchafts- 
theilung. 


DER Ibredt 





gehabter Teräukerung des Nachlaiies über den lerıeren, deiien 
Lerwaltung und Nugungen Rehenihaft ablegte. Tieie Rorans- 
jekung ift von den Beklagten nidt erfüllt. Ter Einwand der 
Injurficienz des Nadlaifes ift daher mit Recht verworfen. IV, 
179 9% vom 6. Tec. 

632. Im Hall 167. Injofern der Erlaß unentgeltlich ge- 
Ihah, ift derjelbe zwar nah 8.393 A.X.R. I, 16 einer Echen- 
fung gleih zu adıten; da aber die Ucbertragung eines Redt? auf 
den beichenften Sohn nicht jtattfand, jondern ber Lektere durch 
da8 Aufgeben ber perjönlihen Forderung der Mutter lediglich 
von einer Zahlungsverpflidgtung entbunden ift, jo liegt die Schen- 
fung eines ausftchenden Kapitals, welche nad 8. 323 A.!.R. U, 2 
follationspflichtig jein würde, nicht vor. IV, 7,94 vom 11. Juni. 

693. Die Mutter hatte die 2000 Thaler, welde ihr ihr 
Sohn, der Beklagte, jhuldete, ihren Töchtern, den Klägerinnen, 
zur Abfindung wegen ihres künftigen Weuttererbes abgetreten. 
Nah dem Tode der Mutter diejerhalb verklagt, wollte er Yorde- 
rungen, welde er an die Diutter hatte, fompenjiren. Unter Zurüd- 
weifung feiner Einrede ift er verurtheilt, Nevifion zurücgewiefen. 
Da die Forderung der Klägerinnen durd) die Ceifion bereits bei 
Yebzeiten der Srau M. aus deren Vermögen ausgefchieden ift, ge: 
hört fie nicht zum Nadjlaß der Frau M. Bon einer BVerpflid: 
tung der Klägerinnen, diejelbe al Nachlaßobjeft behandeln zu 
laffen, fan demnad) nicht die Rede fein. Auch eine Kollations- 
prlidt der Klägerinnen fteht nicht in Frage. Die Annahme des 
Berufungsgerihts, daß der Beklagte von den Klägerinnen als 
Miterben ohne Vorbehalt der Frau M. antheilige Befriedigung 
wegen feiner zur Kompenjation geftellten Nadjlapforderungen nicht 
verlangen fünne, weil die Erblafferin nichts hinterlaffen habe und 
weil der DBellagte ebenfalls deren Erbe ohne Vorbehalt geworden 
jet: fteht im Einflange mit der langjährigen Yudilatur des vor- 
maligen preußifchen Obertribunals (vgl. Rehbein, D.T. &., Bd. 1, 
©. 903 ff., und Kos Kommentar zu 8.418, R,IU.LUR,, 
Anm. 73). V, 45/94 vom 30. Juni. 

694. Der Erblaffer war vor Bollendung der Fabrik mit 
Yinterlaffung feiner Witwe und dreier minderjähriger Kinder ale 
jeiner Erben verftorben. Die Witwe hat fi mit den Kindern 
dahin auseinandergejekt, daß fie auch) das liegenfchaftliche Anwefen 
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Abfonımen aud mit feiner Lediglich obligatoriichen Wirkung ent- 
gegenftehen. Indem diejelbe danad) verpflichtet ift, durch redts- 
wirffame Uebertragung ihres Eigenthumsantheil® an dem Haufe 
auf die PB. das Ablfommen zu erfüllen, kann fie diefen Antheil 
nicht mehr für fih in Anfpruch nehmen und folgeweife aud) nicht 
mehr auf anderweite Theilung des Haufes antragen. II, 208/94 
vom 2. Nov. 

696. Der Berufungsridhter führt an, daß ein Privatinventar 
auch) bei Nichtbeachtung der in $. 52, U, 5 4. ©. D. vorgefchrie= 
benen Borm alsdann Gültigkeit Habe, wenn die Erforderniffe der 
88.434, 435, , IU.U.NR. erfüllt feien, wenn nämlid) das In= 
ventar alle zum Nachlafje gehörigen Vermögensjtüde und die daran 
gemachten Anjprüce enthalte und der Werth der Vermögensftüde 
angegeben fei; er nimmt ferner an, daß diefe Erforderniffe in 
dem von dem Beklagten der Klägerin übergebenen Verzeichniffe, 
welches der Beklagte fich zu beeidigen bereit erflärt hat, nicht zu 
vermiffen feien, wenn aud) das Verzeichniß nicht nad) einzelnen 
Titeln geordnet ift, fowie daß die Nichtunterzeichnung deffelben 
durch) den Beklagten ohne Bedeutung erjcheine, weil eine eigen- 
händige Unterjchrift de8 das Inventar legenden Erben nidht vor- 
gefchrieben fei, Bellagter aud), nadhdem er die Anfertiger bes 
Inventare mit deffen Herftellung beauftragt gehabt und diefe 
daffelbe unterichrieben hätten, durd) Weberjendung des Werzeidj: 
niffes an die Klägerin die Angaben defjelben zu feinen eigenen 
gemacht habe. So weit ift die Revifion unbegründet. IV, 222/93 
vom 11. Suni 94. 

697. Auch daf Beklagter nicht die Ausftattungen und Zu- 
wendungen im Sinne 88. 304, 305, 327, 2EU.UR U, 2 
aufgenommen hat, gereicht der Klägerin nicht zur Beichwerde. Das 
nad) 8.303 a. a.D. zur Ausgleihung aus der Erbicdaftsmaffe Ge- 
leiftete ift ein Theil des Nadjlafjes, dagegen gehörte die unter 
Lebenden dem Miterben gegebene Ausstattung nicht zum Nadjlaffe 
und fommt bei der Zheilung nur deshalb in Betracht, weil fie 
den Grund und das Maß der Ausgleihung bildet. Die Kon- 
ferenda ftellen fomit weder „zum Nachlaffe gehörige Vermögens- 
ftüde“ noh aud „an den Nachlaß gemadte Anfprüche” dar 
($. 434, I, 9). Diejer Auffaffung fteht $. 352, I, 9 nicht ent- 
gegen, da der dort gebrauchte Ausdrud Zumads der Erbidhaft 
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auf einer nicht genauen Baffung beruht, und es ift ferner zu be- 
rüdfichtigen, daß nad) $. 312, II, 2 die von dem Erblaffer bei 
feiner Lebenszeit ausgeftatteten Kinder von dem Erhaltenen an 
ihre Gefchwifter niemals etwas herauszugeben brauchen. IV, 
222/93 vom 11. Juni 94. 

698. Der Vertrag, durch welchen der Sohn und Miterbe 
der Beklagten feinen Erbtheil an den Kläger verkaufte, ift im 
Wohnorte des Legteren, Berlin, abgefchloffen. Nah U. R. I, 
11, 88. 447 ff. bildet die Exrbichaft felbft den Gegenftand des Erb- 
ichaftsfaufes, und tritt der Erbichaftsfäufer wie ein Univerfal- 
iucceffor in die Nechte des Erben ein. Indeffen aud) nad) dem 
gemeinen Recht, welches ben Erbfall beherricht, ift e8 zuläffig, 
daß dem Erbichaftsfäufer vom Erben deffen Anfprud) auf Bor- 
legung eines eidlich zu beftärfenden Inventars gegen den befigenden 
Miterben mitübertragen wird. Daß dies die Abficht der Koutra- 
henten im obigen DVertrage war, muß umjomehr angenommen 
werden, als nad) dem Rechte des Vertragsortes der Verkauf der 
Erbichaft die gedachten weitergehenden Wirkungen hat. Der Kläger 
ift daher vom Neichdgericht für befugt erachtet, den Anjprud auf 
Vorlegung eines zu bejchwörenden Inventars gegen die Beklagte 
geltend zu machen. IIL, 224/94 vom 21. Dec. 

699. Gegen diejen liquiden und begründeten Anfpruch fann 
aud) feine wirkfjame Ginrede daraus entnommen werden, daß 
der Berfäufer fi) bei dem WVorausenpfang von 3000 Mark der 
Beklagten gegenüber verpflidtet hat, vor dem 16. Suni 1895 
weder Theilung des Nachlafies nocd) Zahlungen aus demjelben zu 
fordern. Denn der Aniprud) auf Legung des Inventars fann 
unabhängig von dem Erbanfpruch jelbit erhoben werden, und ein 
Sntereffe des Klägers an der Ermittelung des Beftandes der Erb- 
Ichaft ift nicht zır bezweifeln. Daffelbe ergibt fi Schon aus feinen 
vertragsmäßigen Beziehungen zum Verkäufer und daraus, daß er 
nur bei Kenntniß des Inhalts der Erbichaft nad) Ablauf der 
jtipulirten Frift eine beftimmt begrenzte Forderung erheben fann. 
III, 224/94 vom 21. Dec. 
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700. Der zum Nachlaßpfleger beftellte Kläger hat das Auf- Klagen, welche 


gebot de3 Nacdjlafjes beantragt; in Folge deffen Hat fid) unter 
Anderm der Beklagte als angeblich zum Nachlaß berechtigter gejeß- 
Iiher Erbe gemeldet. Der Nacjlaßpfleger war gemäß Pr. B. 0. 
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dem Beklagten ein Erbredit nicht zuftehe, weil er mit der Erb- 
lafferin nicht verwandt fei, wohl legitimirt. IV, 185/94 vom 
17. Dec. 

701. Die Chefrau Hat in einer mit ihrem Ehemann gemein- 
Ichaftlich errichteten Teßtwilligen Verfügung ein von ihr ererbtes 
Kapital, welches nicht näher bezeichnet ift, ihrem Sohne vermadt. 
Der Sohn ift von feiner Witwe beerbt; auf deren Klage ift der 
Ehemann ber Erblafferin verurtheilt, der Klägerin Auskunft über 
die Höhe, Anlage und Verzinfung des Kapitald® zu ertheilen. 
Revifion zurücgewiejen, denn die Verbindlichkeit zur Auskunfte- 
ertheilung ergibt fi) aus $. 29°, 8.32 A. ©. ©. I, 22, da fid) 
der Ehemann im Befige des Kapitals befindet. IV, 224/94 vom 
11. Oft. 

702. Wenn bei einem orberungsvermädtniß der Erblaffer 
das bei der Zahlung der Forderung empfangene Geld nicht fo- 
gleich, auch nicht allein, fondern zufammen mit anderem Gelde in 
einer höheren Summe ausgeglichen hat, jo ift da® Xegat zwar 
nicht ohne weiteres für fortbeftehend zu erachten, aber diefe An- 
nahme greift dann Plab, wenn ermittelt wird, daß der Erblaffer 
bei der anderweitigen Ausleihung den Willen diejes Fortbeftandes 
gehabt Hat. — AL. R. I, 12, SS. 412, 413; D.T. €, Bd. 63, 
©. 121. — W, 120/94 vom 29. Dft. 

703. Nad) dem Tode der Erblafferin hat der Nachlaßpfleger 
das Kapital von 18000 Mark zur Nadjlaßmaffe eingezogen, und 
die Nadjlaßmafje, abgeicehen von einem geringen Geldbetrage, in 
31/, prozentigen PBommerfchen Pfandbriefen bei der Königlichen 
Regierung zu Stettin hinterlegt. Die Bellagten halten fich des- 
halb eventuell nur für verpflichtet zur Zahlung von 18000 Mart 
in 34, prozentigen Bommerihen Pfandbriefen zum Nominal: 
betrage mit laufenden Zinsicheinen und Zalons nebit 3Y, Proz. 
Sahreszinfen feit dem 15. Dec. 1889. Allein die Legatare braudten 
durc) die von dem Nachlaßpfleger veranlapte Anlegung keinen Nadı- 
theil zu erleiden, ihre Kapitalforderung war mit dem Ablauf der 
Ueberlegungsfrift fällig und von diefem Zeitpunfte ab müffen dic 
Erben den Legataren das Vermädtnißg verzinfen, welches don 
vom Zode der Erblafferin an ale Sculdforderung mit allen 
Zinfen den Legataren zugeftanden Hatte. Deshalb ift die Ver- 


Berührung mit dem öffentlichen Recht. 393 


pflidtung der Erben zur Zahlung der 18000 Mark nebft 5 Proz. Bermähmif. 
Zinfen feit dem 15. Dec. 1889 ausgeiprochen. IV, 120/94 vom 
29. DH. 

704. Dem Kläger find Theilflächen feines Gutes zum Bau Enteignung. 
einer Eijenbahn enteignet. Er hat unter Anderm den Antrag ge- 
ftellt, den Eifenbahnfisfus zu verurtheilen, eine näher bezeichnete 
Mauer zu ziehen und zu unterhalten, eventuell ihm die im be- 
jonderen Prozeß zu ermittelnden Koften der Erridtung und Unter- 
haltung einer foldhen von ihm felbft Herzuftellenden Mauer zu 
zahlen. Damit ift er abgewiejen. $. 14 des Enteignungsgejekes 
ift richtig angewendet. Durch denfelben wird nicht, wie Kläger 
unterftellt, die Verpflichtung des Unternehmers zur Herftellung 
der zur Sicherung gegen Gefahren nothwendigen Anlagen ver- 
neint, fondern nur die Zuläffigfeit des Nechtsweges zu deren Er- 
zwingung ausgejchloffen. Dem Berufungsrichter ift aber aud 
darın beizutreten, daß die Klage auf Zahlung des Geldwerthes 
für Herftellung der Mauer nur eine Umgehung der den Redts- 
weg ausichließenden Vorjchrift des S. 14, Abj. 2 und deshalb eben 
jowenig zuzulafien ift, wie die Klage auf Herftellung der Mauer. 
V, 43/94 vom 20./23. Juni. 

705. Durd Allerhöchite Kabinetsordre ift genehmigt, daß das 
Grundftüd — ein Theil des jogen. Heinen Thiergartens — unter 
Vorbehalt des fisfalifchen Eigenthums für die Kirdye St. Iohannis 
zu Moabit, jowie zur Dotation der Pfarre und Schule dafelbft auf 
die Dauer des Beltehens der Kirche, Pfarre und Schule abgetreten 
werde; feitdem find dann auf dem Grundftüd die St. Iohannis- 
firdje, die Pfarrgebäude und eine Schule erbaut, jowie ein Be- 
gräbnißgplag und Gartenanlagen hergerichtet. Won der zwifchen 
den Gebäuden und der Straße liegenden Fläche ift ein Theil zur 
Verbreiterung der Straße enteignet. Das Grundftüd ift an fid) 
Bauland, und würde demgemäß als folhes an fich abzufchäten 
geweien fein. Der Umftand, daß dem Fisfus das nadte Cigen- 
thum zufteht, und daß daffelbe mit einem Nukßungsredt für eine 
fremde Korporation dauernd belaftet ift, jchließt den Anfprud auf 
volle Entfhädigung nidht aus. — Vgl. V, 100/92 vom 17. Sept. 
(Bd. XV, 507; E., Bd. 30, ©. 176) und V, 173/92 vom 19. Nov. 
(Bd. XV, 523). Nur fann der Eigenthümer eine Entichädigung 
nicht für Bauland fordern, wenn der Streifen thatjächlich nicht 
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bebaut werden kann, denn dann liegt Fein Bauland vor. Das ift 
für die Fläche vor dem Kirchengebäude, welche ald Vorhof für die 
Kirche nothwendig war, nad) der Feititellung der Fall; fo weit ift 
die Revifion des Fiskus nicht begründet. Bei den Streifen vor 
Schule und Pfarrgrundftüden Liegt folche Feftftellung nicht vor; 
deshalb aufgehoben, zurüdverwielen. V, 82/94 vom 11. Yuli. 
706. Nah 8.15°?&G®. 7. CB. OD. find die landesgefek- 
lihen Vorjchriften über da® Verfahren bei Streitigfeiten, welche 
die Zwangsenteignung und die Entihädigung wegen berfelben be- 
treffen, unberührt geblieben. Danad) ift gegen $. 87 8. BP. O0. 
$. 30 des Pr. Enteignungsgejeßes nod) jet anzuwenden: Wird 
von dem Unternehmer auf richterliche Entfcheidung angetragen, fo 
fallen ihm jedenfalls (alfo aud) wenn der Eigenthümer unterliegt) 
die Koften der erften Inftanz zur Laft. Die Beftimmimg findet 
aber nad) ihrem Zwed feine Anwendung auf die vom Eigenthümer 
auf Erhöhung der Enteignungsfumme erhobene Widerflage. Unter: 
liegt der Widerfläger, fo find die Koften des erftinftanzlichen Ber: 
fahrens entiprechend zu theilen. IL, 165/94 vom 19. Dft. Vgl. 38. 
707. Der Kläger fuchte am 27. März unter Vorlegung der 
Pläne die polizeiliche Erlaubniß nad für die Bebauung des 
Grundftüds 27, welches ihm, und des Grundftüds 28, welches 
jeiner Ehefrau gehörte, mit einem einheitlichen zum Gafthofsbetriebe 
beftimmten Gebäude. Nachdem die Stadtbaubeputation am 9. April 
begutachtet hatte, daß bautechnifche Bedenken nicht beftänden, hat 
der Polizeis-Präfident auf Erfuchen des Magijtrats im Sntereffe 
der Stadt den Banfonjens am 15. Mai verjagt, weil durch den 
projeftirten Neubau die Yluchtlinie überjchritten werde. Damals 
war aber die Flucdtlinie noch nicht feitgefeßt, die erjte Offen: 
legung des Tlucdtlinienplans ($. 7 des Br. Gejetes vom 2. Juli 
1875) hat erft am 20. Mai, bie zweite Offenlegung ($. 8) im 
December ftattgefunden; noch jpäter ift der Plan feitgeftellt. Kläger 
fordert eine Entihädigung von 63143 Mark; das Berufungs- 
gericht Hat den Entihädigungsanfpruch dem Grunde nach für ge= 
rechtfertigt erklärt, Revifion ‘zurüdgewiefen. Unerheblih, daß 
weder Kläger nodh deffen Ehefrau, welche ihm ihren Entihädigungs- 
anfprudy cedirt hat, Eigenthümer beider Grundftüde war, als 
der Baufonjens verfagt wurde. Der durch die PVerfagung dc& 
Baufonjenfes entjtehende Nachtheil trifft nicht nothiwendig dem 
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Eigenthümer ded Bauplages, jondern den, der das Grundftük  _ Bau- 
für fi) zu bebauen in der Lage war. Dies trifft bei dem Kläger PlGräntung. 
zu, da er, wie da8 Berufungsgeriht aus thatjächlidhen Er- 
wägungen feftjtellt, jchon zu der entjcheidenden Zeit im Stande 
war, zu feinem Grundftüde 27 das feiner Frau (28) Hinzu- 
zuerwerben. V, 30/94 vom 13. Juni. 

108. Die Entichädigungspflidt der Stadt ergibt fih aus 
den Gründen von V, 98/91 vom 8. Juli (Bd. ALL, 597; €., 
Bd. 28, ©. 275). Ein Fall, daß der Ausführung des Baues 
andere gejegliche Gründe entgegengeftanden hätten (Bd. XIL, 591), 
lag nicht vor. Allerdings fehlte die für Bauten auf zwei benad)- 
barten, nicht auf einem Grundbuchblatt vereinigten Grundftüden 
nah den Bolizeivorihriften erforderliche Trennung dur) eine 
undurcdhbrodjyene Brandmaner. Der Bolizei-Präfident fonnte diefes 
Hinderniß aus feinen Alten erkennen; der Kläger konnte, wen 
darauf die Verfagung der Genehmigung des BauprojeftS gegründet 
wurde, nad) dem gewöhnlichen Yaufe der Dinge Erwerbung des 
Grundftüde 28 und die Zufammenjhreibung mit 27 fo bald er- 
reihen, daß er ohne die Dazwifchenfunft des Magiftrats Tängft 
vor der erften Offenlegung des Fluchtlinienplans (20. Mai) die 
Bauerlaubniß erlangt hätte, und er würde auch vor biefem Tage 
mit dem Bau begonnen haben. V, 30/94 vom 13. Suni. 

709. Durd) den Berliner Bebauungsplan von 1862 wurde 
der ganze vordere Theil des Grundftüds zum Zerrain des pro- 
jektirten Plates E bejtimmt. Der Bebauungsplan ift zwar nicht 
allgemein publizirt, doc) wurde dem damaligen Eigenthümer D., 
al® er in den Jahren 1864, 1871 und 1877 auf dem zu Straßen- 
fand bejtimmten Theil feines Grundftüäds verichiedene Baulic)- 
feiten errichten wollte, die baupolizeiliche Genehmigung nur unter 
der Bedingung ertheilt, daß er die Bauficjfeiten jederzeit unent- 
geltlich bejeitige, wenn dies von dem BPolizei-Präfidium bezw. von 
der Stadtgemeinde behufs Freilegung des Straßenlandes gefordert 
werde. DB. unterwarf fic) diefer Bedingung, indem er die bezüg- 
lihe Beihränfung in das Grundbuch eintragen ließ. Ein fpäterer 
Erwerber des Grundftüds hat für eine Parzelle deffelben Bau- 
erlaubnißjchein vom 20. April 1888 für ein Edhaus mit Fronten 
nad) der Hafenhaide, dem Pla E und der Straße 11 unb mit 
Vorgärten an der Hafenhaide und an dieier Straße unter ber 
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Beichränfung erhalten, daß Ausgänge nur an ber Straße an der 
Hafenhaide angelegt werden dürfen. Inzwifchen, nadhdem die ört- 
lihe Straßenbaupolizei-Verwaltung ihre Genehmigung zu dem 
Bauprojekte erklärt hatte, hatte der Eigenthümer jene Parzelle 
dem Kläger verkauft, und er Hat fie ihm demmnächft aufgelaffen. 
Am 17. Mai 1888 erfolgte die vorläufige Offenlegung eines neuen 
Bebauungsplans, nad) weldhem der Pla E verkleinert war, fo« 
daß die Fluchtlinien gegen den Plan von 1862 erheblich zurüd- 
traten. Kläger Hatte jchon damtald® mit der Bauausführung be- 
gonnen; er erflärte auf die ihm befonders gemachte Eröffnung, 
daß er nur in der urfprünglich feitgejegten Fluchtlinie bauen 
wolle, den Bau auch nicht bis an die neue Fluchtlinie ausdehnen 
fönne, weil das vorliegende Terrain nicht fein Eigenthum fei. Der 
neue Bebauungsplan wurde troß de8 vom Kläger erhobenen Fin- 
Ipruch® fchlieglih durch Kabinetsordre vom 4. Dft. 1888 ge 
nehmigt, am 10. d. M. definitiv feftgeftellt und offengelegt. Dem 
Kläger, der nun den Bau begonnen hatte, wurde durch Verfügung 
des BPolizei- Präjidiums vom 23. April 1889 die am 20. April 
1888 ertheilte Bauerlaubniß entzogen. Kläger hat dann das vor 
feinem Grundftüd belegene Masfenterrain gekauft, und nad) einem 
genehmigten anderen Bauprojelt anders gebaut. Seine gegen bie 
Stadt Berlin erhobene Entichädigungsflage ift abgewielen, Re- 
vifion zurüdgewiejen. Der Erlaß und die Veröffentlihung eines 
Bebauungsplans legt den betreffenden Grundeigenthümern Be- 
Ihränfungen auf, verpflichtet aber die Gemeinde nicht zur Aus- 
führung, Tann vielmehr unter Beobachtung der Vorjchriften des 
Gefeßes vom 2. Suli 1875 abgeändert werden. Die polizeiliche 
Bauerlaubnif gibt and dem Bauenden fein neues Redht. (Bol. 
Bd. XV, 527.) Das Recht des Eigenthümers, feinen Grund und 
Boden mit Gebäuden zu bejegen, verjteht fich aber nad) SS. 65 ff., 
l, SUR. nur unter der gefeglichen Einfchränfung, daß e& zu 
Neubauten der obrigfeitlichen Crlaubniß bedarf. Solange der 
Pla E nod nicht regulirt und zum Anbau fertigt geftellt war, 
ftand er an der hier in Betracht fommenden Front weder rvedht- 
(ich nod) thatjächlich mit einem öffentlichen Plate in Verbindung, 
vielmehr Hatte Kläger durch den Vertrag vom 13. März 1888 
und die auf Grund bdeffelben erfolgte Auflaffung von T. nur eine 
Parzelle erworben, die in der Nihtung nad dem projektirten 


Berührung mit dem öffentlichen Recht. 397 


Pla E lediglich mit dem Neftgrunditüd von F. grenztee Wenn Bau: 
endlich auch ein Entichädigungsaniprud aus 8. 13 des Pr. Ge- Pelhräntung. 
jeße8 vom 2. Iuli 1875 nicht abgeleitet werden ann, fo wird 
doch derfelbe audy, wenn er anderweit zu begründen tft, durch jene 
Beitimmung nicht ausgeichloffen. V, 33/94 vom 13. Juni. 

710. Die Stadt Breslau war aus 8. 75, Einleitung zum 
AL NR. rechtsfräftig verurtheilt, dem Kläger den Schaden zu er- 
jegen, welcher ihm dur die am 15. Mai 1890 ausgefprochene 
Derweigerung des Baufonjenfes für die bauliche Verbindung feines 
Grundftüds an der Katharinenftraße mit dem Grundftüd am 
Neumarkt zu einem einheitlichen Waarenhaufe entitanden ift. Nun 
hat der Kläger den Schaden mit 120000 Mark liquidirt, weil 
einerfeit8 die Grundftüde durch Ausführung des Baues eine fo 
hohe Werthiteigerung erhalten hätten, andererjeits ihm durch Ver- 
eitelung des Bauprojefts in feinem Gefchäft ein foldher Mehr: 
aufwand erwacjjen wäre. Ohne Redtsirrtfum — vgl. Bd. XV, 
527 — nimmt dad Berufungsgeriht an, daß die Eigenthums- 
beihränfung des S. 11 des Gefetes vom 2. Yult 1875 aud) gegen 
über einem (mit polizeilicher Erlaubniß) fon in Angriff ge- 
nommenen Bau wirffam wird, gleichviel in weldem Stadium 
der während feiner Ausführung von einer ludhtlinienfeitjegung 
betroffene Bau fich befindet; e8 muß dem Berufungsrichter aud) 
darin beigeftimmt werden, daß aud) der innere Ausbau eines jchon 
unter Dad gebradten Gebäudes unter die VBorjchrift des $. 11 
fällt, jofern dadurd) die Ausführung des inzwilchen feitgejegten 
Bebauungspland verzögert, oder erjchwert werden würde. Nun 
war aber am 20. Mai 1890 der Bebauungsplan offengelegt, jo- 
daß damit die Beihränfung des Grunbdeigenthümers vorläufig in 
Wirkfamkeit trat — $. 7 des Gefeges —. Thatjählid haben 
aber die Inftanzrichter angenommen, daß bis dahin der projeltirte 
Bau nicht hätte fertig gejtellt fein können, aud wenn der unter 
dem 6. März 1890 nachgefudhte Baufonfens ertheilt worden wäre, 
was beim gewöhnlichen Geihäftsgange biß 15. April hätte ge- 
Ihehen fönnen. Im diefem Falle würde, wie ferner feftgeftelit 
it, die Volizeibehörde die Fortführung und Vollendung des Baues 
dur Zurücdnahme der Bauerlaubniß verhindert haben. Damit 
ift der dom Kläger aufgeftellten Schadensberehnung der Boden 
entzogen. V, 101/94 vom 22. Sept. 
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711. ©fleichwoHl wurde das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sadıe zur anderweiten Verhandlung und Entfcheidung 
an das Berufungsgericht zurüdverwiejen. Denn es ift nicht aus- 
geichloffen, daß dem Kläger durd die Verjagung der nachgejuchten 
Bauerlaubniß dennoch ein Schade entitanden ift; der Berufung: 
richter durfte nicht unerwogen laffen, ob nicht der Kläger, bevor 
er die Bauerlaubniß nachjudte und demnädft von der bevor- 
ftehenden Fluchtlinienfeftfegung Kenntniß erhielt, Aufwendungen 
(3.3. für die Beichaffung der erforderlichen Bauzeichnungen) mad)en 
mußte und gemacht hat, die in Tolge der Bereitelung des Bau- 
projefts ihren Zwed verfehlt haben und fo einen pofitiven Schaden 
des Klägers darftellen, der mit der zu Gunften der Bellagten er- 
folgten Berfagung des geplanten Umbaues im urjächlichen Zu- 
lammenhang fteht. Diefer Zufammenhang wird durd die nad)- 
träglich erfolgte Feitftellung und Offenlegung des Fludtlinienplans 
feineswegs aufgehoben, da e8 fi) dabei um einen vor diefem Zeit- 
punft eingetretenen Schaden handelt, deffen Ausgleihung ganz 
außerhalb der nad) S. 13 des Gefehes in den dort aufgeführten 
Fällen zu leiftenden Entihädigung liegt, und nad) dem allgemeinen 
Grundfat des 8. 75, Einl. z.A.L.R. zu bewirken ift. V, 101/94 
vom 22. Sept. 

712. Dem Borbefiger des Klägers wurde im 9. 1825 auf 
fein Baufonjensgefud eröffnet: ‚Im Situationsplan ift an- 
genommen, daß die Gebäude zwei Authen von der Tennftraße 
entfernt bleiben, wie e8 auch fein muß. Nacd der Bauprüfung 
Icheint dies nicht der Fall zur fein.” Dem neuen die Tluchtlinie 
enthaltenden Projekte ift damals ber Baufonjens ertheilt. Im 
jener Eröffnung hat der Berufungsrichter die Anordnung der zu- 
ftändigen Behörde gefunden, durd) welche die einzuhaltende Sludht- 
linie dem Eigenthümer des Grundftüds vorgefchrieben if. Das 
genügte, um dem zum Straßenlande gezogenen Terrain bdiefee 
Grundftüds die öffentlich»rechtliche Servitut der Unbebaubarfeit 
aufzulegen, da die damals dem Vorbefiter des Klägerd gegenüber 
jo feftgejette Fluchtlinie identisch ift mit der gegenwärtigen Baus 
fluchtlinie der Wennftraße an dem Grundftüd des Klägers, und 
nicht erhellt, daß in der Zwijchenzeit eine Aenderung der Ylucdt- 
linie eingetreten war. Umnerheblich ift e8, daß die Anordnung 
nicht in der Yorm eines Verbotd ergangen ift; daß die Kund- 
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madhung nur für diefen Einzelfall erfolgt ift, und daß fonjt der 
Bebauungsplan nicht veröffentlicht war. Demgemäß ift das jegt 
zur Straßenanlage abgetretene Terrain im Enteignungsverfahren 
nur al8 Lagerplag, und nicht al8 Bauplan gejchätt; die eine 
höhere Entihädigung fordernde Klage abgewiejen, Nevifion zurid- 
gewiefen. V, 135/94 vom 20. Oft. 

113. Der Kläger fordert eine im Enteignungsverfahren feit- 
zufegende Entjhädigung. Damit ift er abgewiejfen. Auf $. 13, 
Abdf. 1, Nr. 3 des Baufluchtliniengejeges vom 2. Sult 1875 Tann 
der Anipruch nicht gegründet werden, weil die von der beflagten 
Stadtgemeinde durch den Bebauungsplan von Köln-Ehrenfeld 
feftgefeßte, hier in Frage ftehende Straßenfludhtlinie nicht diejenige 
einer neu anzulegenden Straße, fondern diejenige der zu erbreitern- 
den Dechenitraße ift. Im letterer Hinficht ftellt da8 Berufungs- 
gericht feit, daß diefe Straße vor der Feltiegung der neuen Flucht- 
linie nicht nur für den öffentlihen Verkehr und den Anbau 
fertig gejtellt, fondern auch zum großen Theile auf der dent Fläge- 
riihen Garten gegenüber liegenden Seite jchon angebaut gewejen 
jet. Eine Ausdehnung der Ausnahmebeitimmung des $. 13, 
abi. 1, Nr. 3 eit. über den an fi) Haren Wortlaut hinaus aud) 
auf die Fälle der Erbreiterung von bejtehenden Straßen ericheint 
aber aud) dann nicht zulälfig, wenn, wie vorliegend, die Erbreite- 
rung eine fehr erhebliche (17,52 Meter) ift, und danad) injoweit 
der Grund, weshalb der Gejetgeber in den Fällen der Nr. 3 dem 
Grundeigenthümer einen fofortigen Entihädigungsanjprud) gegen- 
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über der Gemeinde gewähren zu müfjen geglaubt hat, gegeben 


fein mag. II, 248/94 von 16./30. Nov. 

714. Auf $. 13, Abf. 1, Nr. 2 konnte der Anfprud nicht 
gegründet werden, weil das von dem Kläger niedergelegte Gebäude 
feitwärts von dem zum Erjaß dienenden an ber neuen Flucht: 
linie errichteten Gebäude ftand, fodaß das abgeriffene Gebäude 
auch nicht zum Theil auf der Fläche geftanden hat, fir welche 
der Entihädigungsanjprud, erhoben wird. Aus der Entjtehungs- 
geihichte des Gejekes, insbefondere den Motiven und dem Kom- 
miffionsberichte ergibt fid) aber, daß fich die Entichädigungsverbind- 
lichkeit im Fall der Nr. 2 im Wefentlihen auf den bebaut ge- 
wejenen Zheil des Grundftüds, auf deffen Wiederbebauung oder 
Neubebauung nad der Freilegung verzichtet werden muß, fowie 
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etwaige® Zubehör zu den Gebäuden befchränft. II, 248/94 vom 
16./30. Nov. 

115. Die Verjagung einer Bauerlaubniß hier für ein Grund- 
jtüd an einer hiftorifchen Straße, auf Grund eines nicht publizirten 
Bebauungsplanes, wie fie hier erfolgt ift, belaftet das davon be- 
troffene Grundjtüd mit der öffentlich-vrechtlihen Servitut der Un- 
bebaubarfeit und begründet dadurdh einen Anipruh auf Ent- 
\hädigung für die Werthverminderung, die das Grundftüd durch 
die ihm auferlegte Beichränfung erleidet, Hier gegen die Stadt- 
gemeinde Berlin. E8 Tann aud) bei Anwendung diefes Grund» 
jatzes feinen Unterjchied machen, wenn die VBerfagung ber Bau: 
erlaubniß wegen Weberichreitung der Baufluditlinie erfolgt, ohne 
daß diefe zugleich die Straßenfludhtlinie bildet, fodaß die von der 
Bebauung ausgefchloffene Fläche als unbebaubares Borland (Vor- 
gartenland) im DBefit des Cigenthiümers verbleibt. E8 erhellt 
aud) nicht, daß der projektirte Bau zum Schaden oder zur Un- 
ficherheit de8 gemeinen Wejens, insbefondere zur Berunjtaltung 
der Straße in ihrem gegenwärtigen Zujtande (auf den es im 
Sinne de8 8.66 A. R. I, 8 anfommen fünnte) gereichen würde, 
und daß hierauf da8 Bauverbot beruht, wiewohl der 8. 66 in dem 
polizeilichen Verbot neben der Motivirung, daß der Bau auf 
Terrain des auf eine bejtimmte Tiefe feftgejetten Vorgartens er- 
folgen jolle, mit herangezogen ift. V, 236/94 vom 22. Dec. 

116. Die Bolizeibehörde hat aus dem ihr vom Magiftrat 
überjandten Verzeichniß der für die Aufftellung von Anjchlagläulen 
in Ausficht genommenen Pläße 100 Stellen ausgewählt, gegen 
deren Benubung polizeiliche Bedenken nicht obgewaltet hätten. Zu 
den nicht beanjtandeten, im verfehre- und ficherheitspolizeilichen 
Intereffe zuläffigen Stellen gehöre, wie das Berufungsgericht aus- 
führt, au) der Standort der hier in Rede ftehenden Anjchlag- 
jäule. In diefem indirekten Zuftimmen der Bolizeibehörde findet 
der Berufungsrichter die nad) der Polizeiverordnung erforderliche 
Genehmigung. Schließlich führt er, unter Hinmweifung auf bie 
Enticheidung des NReichsgerichts, Bd. XVIL, 633*, aus, daß e8 einer 
direften Anordnung nicht beburft habe, daß vielmehr das von der 
Polizeibehörde vorgenommene Handeln genügt habe, zumal fich 
daraus ergebe, daß die Aufftellung von Anfchlagfäulen aus dem 
Gefihtspunfte des von ihr zu wahrenden öffentlichen Intereffes 
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wünfchenswerth erfchienen jet, und daß deshalb darin eine das 
Hägerifche Nutungsreht am Bürgerfteige enthaltende polizeiliche 
Anordnung liege, gegen die der Nechtsweg nach $. 1 des Gefetes 
vom 11. Mai 1842 nicht ftattfinde. Alle diefe Ausführungen 
jtehen im Einklang mit den Grundfägen, welche in den Urtheilen 
bes NReichögericht8 vom 11. April 1888, V, 27/88 vom 12. Iult 
1889; V, 86/89 vom 13. Juli 1889 (Bolze, Praxis, 3b. VII, 
684); III, 132/93 vom 10. Dft.; D.T. €, Bd. 51, ©. 104; 
Erfenntniß des Kompetenzgerichtshofs vom 18. März 1865 (Iuftiz- 
minift.-Blatt, ©. 109); vom 12. Ian. 1867 (dafelbft, ©. 93); €. 
des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 2, ©. 395 ausgefproden find, 
und find dur) RechtsirrthHum nirgend beeinflußt. Die Klage der 
Grunbdftückseigenthümerin auf Wiederherftellung des früheren Zus 
itandes wider die Stadt Breslau und die Firma L., Expedition 
der Breslauer Anfchlagstafeln, welche lettere mit ber Stadt Fon- 
trahirt hat, ift abgewiejen. Revifion zurücgewiejen. V, 187/94 
‚vom 28. Nov. 

717. Der Stadt Mofchin fteht das Recht zu, für die Bes 
nugung der dortigen Obra-Ranalbrüde nah Maßgabe des nod) 
jet unverändert in Geltung befindlichen Zarifs vom 19. Febr. 
1831 eine Abgabe zu erheben, von deren Entrichtung jedocd) ver- 
ihiedene Perfonen und Zransportarten befreit find. Insbejondere 
darf das Damm- und Brüdengeld nad) dem Zarif nicht erhoben 
werden „von den Einwohnern der Dörfer Budzyn und Pozegomwo”. 
Das Recht der Abgabenfreiheit ijt an die Grenzen besjenigen 
Territoriums gebunden, weldes zur Zeit der Sanftionirung der 
fraglichen Eremtion, alfo im I. 1831, die Gemarkung von YBudzyn 
daritellte, und erftredt fich nicht auf das damals zu einem anderen 
Gemeindebezirke gehörig gewejene Grundftüd des Klägers, weldes 
nachher der Gemarkung von Budzyn einverleibt ift, auf weldhem 
er fi) ein Wohnhaus erbaut hat. Auch der auf foldhem Grund- 
jtüdle wohnende Kläger für feine Perfon muß von der Theilnahme 
an der Eremtion ausgejchloffen bleiben, da er nicht zu den Ein- 
wohnern desjenigen Gebiets gehört, für welches die Abgaben- 
freiheit verliehen worden ift. Linerheblidh, daß der Kläger bereits 
vor der Infommunalifirung des von ihm bewohnten, früher zu 
Lubwigsberg gehörig gewefenen Orunditüds, al8 Befiter des 
daneben, aber innerhalb des älteren Gemeinbebezirfs von Yudzyn 
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belegenen Ziegeleigrundjtüds, an dem Privilegium Theil genommen 
bat; denn nad dem ftreng auszulegenden Wortlaute des Tarife 
ift die Eremtion nur den Einwohnern, aljo nidht aud) den Forenjen 
verliehen worden. Kläger ift mit feinem Anjprudh auf Freiheit 
von Brüdenzolf vom Reichsgeriht im vollen Umfang abgemiefen. 
IV, 44/94 vom 2. Yuli. 

718. Die Aktiengefellfchaft Deutjche Solvay-Werfe in Bern- 
burg betreibt im Herzogthum Anhalt da8 Salzbergwerf Plömnig, 
fomwie die Saline bei Bernburg und gewinnt dafelbft Steinjal; 
nebjt fogen. Abraumfalzen, insbefondere Karnallit und Goole. 
Die Anhaltifche Regierung hat jeit dem 15. Juli 1886 auf Grund 
des Anhaltifchen Berggejetes vom 30. April 1875 von dem dort 
gewonnenen Steinjalz, welches zur Sodafabrifation fowie zu 
lonftigen gewerblichen Zweden, dem Salz aus der Saline, welches 
zu landwirthichaftlichen Zweden, und dem Karnallit, welches für 
chemische Fabriken fowie für landwirthichaftlihe und gemerbliche 
Zwede verwendet wird, eine Bergwerfsabgabe von 2 Proz. des 
Bruttoertrages erhoben. Dazu hat fie gegenüber dem Zollvereins- 
ablommen vom 8. Mat 1867, Art. 2, Abi. 2 und der Reichs: 
verfaffung, Art. 35, welches dem Reich ausschließlich die Befteue- 
rung des im Bundesgebiet gewonnenen Salzes vindizirt, fein 
Net. Unter Salz werden hier au die jogen. Abraumfalze ver: 
Itanden. Und die Anhaltiiche Bergwerfsabgabe tft, obwohl fic 
nad) den Worten des Gefetes für die dem Staate obliegende 
Handhabung der Bergpolizei erhoben wird, nicht al8 eine Gebühr 
für ftaatliche Leiftungen anzufehen, hat vielmehr den Charafter 
einer Auffichtsjteuer. Der Anhaltifche Fiskus ift zur Rüdzahlung der 
erhobenen Abgabe verurtheilt. III, 140/94 vom 30. Nov./18. Dec. 

719. Die Briefe enthalten Abmadungen der Betheiligten, 
durch welche die Erfüllung der vorgängigen Anfchaffungsgeichäfte 
auf Seiten des Käufers gegen Entgelt auf einen fpäteren Termin 
verjchoben wird, indem die Zahlung des Kaufpreijes dem Käufer 
gegen Zwilchenzinjen zu einem fpäteren, al® dem gejeglichen Ter- 
mine nachgelaflen it. ‘Danad) betreffen die Briefe Verabrebungen, 
die gemäß $. 7, Abi. 2 de Reichsjtempelgejetes felbjt wieder ale 
abgabepflichtige Prolongationsgejchäfte gelten; fie find aljo gemäß 
$. 17 einer Xandesftenpelabgabe nicht unterworfen. IV, 54/94 
vom 9. Juli. 
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1720. Die Adminijtration der Sollinger Steinbrüde hat für 
einen beitimmten Bau Steine aus dem Bruch verkauft, weldje 
nad) den befonderen für diefen Bau in Betracht fommenden Maßen 
beitellt waren. Da Quantität des Baumaterial® und der Preis 
nah Rubifmetern normirt war und die Baufteine mindeftens in 
einzelnen Gruppen unter fi) gleichwerthig und vertretbar waren, 
hat da8 Berufungsgericht angenommen, daß über eine Menge von 
Sadıen im Sinne des Reichsftempelgefeßes vom 29. Mai 1885, 
Anmerkung zu pos. II, 4B fontrahirt war. Revifion des Steuer- 
fisfus zurüdgewiejen. III, 186/94 vom 20. Nov. 

721. Der Kläger ließ laut notarieller Urkunde d. d. Straß- 
burg 27. Febr. 1893 mehrere franzöfiiche Werthpapiere (Aktien, 
Eifenbahnobligationen und franzöfiiche Rente) verfteigern. Weber 
das Kaufgefhäft wurde Schlußnote ausgejtellt und die Reichs: 
itempelabgabe entrichtet. Die Steuerbehörde Tieß aber noch eine 
Kegiftrivgebühr von 1 Proz. mit 119 Mark 20 Pf. erheben. Die 
Direktion der Zölle und indirekten Steuern wurde unter Abzug 
der dom Kläger bewilligten Jormalitätsgebühr von 1 Mark 60 Pf. 
gemäß Art. 3 des Gejeked vom 22. Frim. VII zur Rüdzahlung 
von 117 Mark 60 Pf. verurtheilt; Revifion zurücgewiefen. Das 
Berufungsgericht fpricht irrenifibel aus, die im Art. 69, $. II, 
Kr. 6; 8. TU, Nr. 3; $.V, Nr. 2 des Gefeges vom 22. Frim. VII 
bejtimmten, von der Bellagten beanspruchten verhältnigmäßigen 
Gebühren würden, wie fih aus Art. 4 ergebe, für die in dem 
Gejege bezeichneten Gefchäfte geichuldet, zu denen aud) die Ueber- 
tragung des Eigenthums gehöre. ft das richtig, jo durfte aller- 
dings die landesgejckliche Abgabe nad) $. 17 des Neidsgefees 
vom 29. Deai 1885 nicht erhoben werden, da folder nur die in 
den Yandesgefegen für gerichtliche oder notarielle Aufnahme als 
joldhe und Beglaubigungen etwa vorgeschriebenen Stempel zu- 
läßt. I, 264/94 vom 11. Dec. 

722. Der Kläger hat ein allodiales Bergwerk und Super: 
indentar dem Fideilommiß einverleibt. ‘Dafür ift durch Samilien- 
Ihluß die Belaftung des Fideilommiffes mit einer gleichwerthigen 
Schuld von 60000 Thalern genehmigt, weldye aus den Erträg- 
niffen des Fideifommiffes zu amortifiven find. Auf dem Fidei- 
fommiß hatte jchon früher eine Pfandbriefichuld gehaftet, von der 
zur Zeit der Erridtung des Familienjchluffes der Betrag von 

26* 


Stenipel. 


Stenpel. 


404 Berührung mit dem öffentlichen Redit. 


60000 Thalern amortifirt gewefen und in Betreff deren bejtimmt 
war, daß eine theilweife Löjchung bi8 zur vollitändigen Amorti- 
fatton nicht erfolgen, vielmehr der volle Zinsbetrag des ein- 
getragenen Kapital$, foweit er nicht zur Zinfenzahlung erforder- 
lich, zur Amortifation verwendet werden follte. Von diefer Ber: 
bindlichfeit wurde der Kläger dur den Familienfhluß entbunden 
und die Lölchung des amortifirten Theil der alten Pfandbrief- 
Ihuld in Höhe von 60000 Thalern bewilligt. Das Berufungs- 
gericht nimmt danah an: An Stelle der zur Köihung gebradten 
60000 Thaler fei das neue ‘Darlehn eingetragen, ber Amorti- 
fationsfonds habe keine WBeiträge auf die früheren 60000 Thaler 
erhalten; die Familie habe fich aljo des Anfpruces auf Zahlung 
jener Beiträge begeben und die Vermehrung des Fideilommiß- 
vermögens al8 Entgelt dafür aufgegeben, daß das Superinventar 
und das Bergwerk dem Fideilommiffe einverleibt worden fei. Die 
Zahlung der Amortifationsbeiträge bilde nicht eine Gegenleiftung 
für den Empfang der in das Allodialvermögen des Fideilommiß- 
befikers übergegangenen Pfandbriefe oder eine Rückzahlung eines 
ihm von ber Familie gegebenen Darlehns; diefer habe vielmehr 
als Fideifommißbefiger die Amortifationsbeiträge gezahlt, da er 
al8 folder die auf dem Fideilommiffe haftenden Laften zu ver- 
zinfen gehabt habe. Sein Allodialerbe erbe zwar die Pfandbriefe, 
e8 habe aber nicht der Allodialerbe, fondern der Fideifommiß- 
nadhjfolger die Amortifationsbeiträge weiter zu leiften. Somit 
habe Lediglich ein Austausch zwiichen Allodial- und Fidcilommiß- 
vermögen ftattgefunden und zwar zwifchen Vermögen von gleihem 
Werthe; die Erhebung des Stempels fer daher zu Unrecht erfolgt. 
Hiernady) habe eine Vergrößerung des Fideilommiffes nicht jtatt- 
gefunden und ein Fideilommißftenpel fei zu LUnredt erhoben. 
Revifion zurücgewiefen. IV, 5/94 vom 7. Yuni. 

123. „K8. verkauft fein ... Grundftüd für den Kaufpreis 
von 365000 Mark an Fr., und R. übernimmt in Anrechnung 
auf den Kaufpreis das dem SFr. gehörende Grundftüd ..., wie 
e8 jteht und liegt, für den berechneten Werth von 355000 Mtarf.” 
Hiernad) tft Hinfichtlic) des einen Grundftüds ein Kauf und hin- 
fihtlid) des anderen Grundjtüds eine in ihren Wirkungen dem 
Kauf gemäß 8. 242, I, 16 U. %. R. gleichjtehende und nad) der 
Allerhödjiten Kabinetsordre vom 13. Nov. 1828 wie ein Kauf- 
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vertrag zu verftenernde Hingabe an Zahlungsitatt beurfundet; 
die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Urkunde zwei Kauf: 
verträge und nicht einen Zaufchvertrag enthalte und danad) der 
Stempel von zwei Kaufverträgen zu erheben fei, verjtößt nicht 
gegen Nechtögrundjäge. IV, 43/94 vom 2. Yuli. 

724. Der Kaufmann ©. ließ feinen Antheil an einem Grund- 
jtüdte, als defjfen Eigenthümer er und der Kläger im Grundbud) 
eingetragen war, biefem auf. Beide gaben den Werth auf 110000 
Mark an. Da das Grundftüd nicht von einer unter einer Firma 
beftehenden 0. H. ©. erworben war, fondern im ideellen Miteigen- 
thum des Klägers und des ©. ftand, fo Fonnte der von den Kon- 
trahenten im Auflaffungstermin vorgelegte Vertrag nicht al8 Aus- 
einanderjegungsvertrag gelten. Der Kläger Hatte aber vor der 
Auflaffung mit Wiffen des G. die Gebäude für eigene Rechnung 
aufgeführt. Er hatte danad) auf Grund des 8.332 AU.L. RL 
9, welcher aud für Miiteigenthum gilt, Eigenthum an der bebauten 
Tläche erworben. — Vgl. V, 193/88 vom 3. Nov. (Bb. VI, 58; 
Groudhot, Bd. 33, ©. 875). — War aber der Kläger durch die 
Bebauung Eigenthümer fowohl der Gebäude wie aud) der bebauten 
Tläche geworden, fo war aud) bei der Ermittelung des Werthes 
des Gegenftandes der von G. bewirkten Auflaffung das dem Kläger 
bereits zuftehende Cigenthum nicht mitzufchäßen. Deshalb eine 
anderweite Werthsermittelung nöthig, zu weldhem Zmwede zurüd- 
verwiefen. IV, 58/94 vom 12. Yult. 

725. Die Mutter hat die zu ihrem Sondergut gehörenden 
Srundftüde und ihre Antheile an der zur Gütergemeinjchaft mit 
ihrem verftorbenen Ehemann gehörenden Grundjtüde fchenkungs- 
weife unter Vorbehalt des Nießbraucdhs an einzelnen Grundftüden 
und gegen eine Rente von 150 Mark jährlich ihren Kindern über- 
tragen und die Kinder haben die Grundftüce unter fich vertheilt; 
eine Tochter hat 1650 Mark nad) dem Zode der Mutter heraus- 
zuzahlen verjprochen. Wegen diefer Herauszahlung hat der Fiskus 
16 Mart 50 Pf. Kaufjtenpel eingezogen. Er tft zu deren Er- 
ftattung verurtheilt, da 1 Mark 50 Pf. adhibirter Stempel ge- 
nügte. Die Kabinetsordre vom 21. Yunt 1844 ift auch auf ein 
derartiges Gejchäft wie bei einer eigentlichen Crbtheilung anzu- 
wenden, die fo gejchenkften Güter find im Geltungsbereich dre& 
Tranzöfischen Rechts fchon bei Lebzeiten des Erblaffers als Erb» 
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güter zu betrachten; die Zendenz der preußiichen Stempelgefeß- 
gebung geht auf möglichfte Befreiung des Uebergangs des Ver- 
mögens von den Ajcendenten auf die Dejcendenten vom Mutations- 
ftempel. IL, 193/94 vom 23. Dft. 

126. Im einer Urkunde erklärte Dr. 8., er Habe feiner 
Scmwejter bisher eine jährliche Rente von 1800 Mark zu ihrem 
Unterhalt gezahlt und aus Anlaß ihrer VBerehelidiung mit dem 
Kläger fi) bereit erflärt, dieje Nente auch weiterhin zu gewähren. 
Zur Ablöfung diefer Rente Habe er feiner Schwefter auf An- 
regung feiner Ehefrau aus deren Privatvermögen die Summe vor 
30000 Marf mit der Maßgabe übereignet, daß fie und ihr zu- 
fünftiger Ehemann feinerlei Anfprüche auf weitere Unterftügungen 
von jeiner (de Dr. 8.) Seite erheben dürften. Anna R. erklärte 
jih im Beiftande des Klägers mit den Erklärungen ihres Bruders 
einverjtanden und verzichtete auf alle weiteren Unterftüßungen von 
Seite beffelben. Die Koften des Vertrages übernahm der Kläger. 
Nah Annahme de8 NReichsgeridhts lag in dem Anerfenntniß der 
Rentenpflicht, welche vorher ungeachtet der Zahlung der Rente 
nicht bejtanden hatte, nicht ein läftiger Vertrag im Sinne $. 1048 
AUNR. I, 11, fondern eine Schenkung im Sinne $. 1049, 
da e8 fi nad dem Inhalt der Urkunde nur um eine bei Ge- 
legenheit der Eheverbindung veriprocdhene freigebige Zuwendung 
handelte, aus der Urkunde aber nicht hervorging, daß die Ehe- 
Ichließung durch ihre Verfnüpfung mit dem Zuwendungsverfpreden 
zu einem Elemente der vechtsgefchäftlichen Abficht des Veriprechen- 
den gemacht ift, daß die Zuwendung nur erfolgen oder Beltand 
haben foll, wenn oder damit die Ehe gejchloffen wird, und daß 
jomit Zuwendung und Ehefchließung in das Verhältniß von Leiftung 
und Gegenleiftung zu einander gejett find. IV, 220/94 vom 
5. Nov. 

727. GR ES handelt fih in dem DVertrage um die 
Vebertragung des bisher von dem Ingenieur H. betriebenen Waffer- 
werfs auf die Stadt. Zu diefem Zwede find aber an die Lektere, ab- 
gejehen von den hier nicht mehr intereffirenden Mobilien, feine 
Saden veräußert, welcde Gegenftand eines Kaufgefchäftes fein 
fonnten, vielmehr hat H. nur gegen Entgelt auf ihm zuftehende 
Nugungs und Gebrauchsrechte verzichtet und Kontraftliche Rechte 
cedirt. Die von ihm zum Betriebe des Wafferwerfes hergeftellten 
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Bauten und Röhrenleitungen befanden fi) auf dem ftädtiichen Gebiet 
und ftanden mit demfelben im Eigenthum der Stadt, welche, ähn- 
(ih wie bei der NRücgabe einer Pactung, durd die Aufgabe des 
weiteren Betriebes feitens des H. ohne Weiteres zu deffen Fort- 
führung in den Stand gejegßt werden jollte und wurde. Injoweit 
verzichtete H. der Stadt gegenüber lediglich auf die ihm gegen 
dieje zuftehenden Fontraftlichen Nedte, und im Uebrigen hat er 
nur feine Kontraftsvechte gegen Dritte cedirt, damit die Stadt 
aud) diejen gegenüber den Betrieb in der bisherigen Weife und 
im vollen lnmfange weiter zu führen im Stande fei. Soweit 
war ein Kaufftenpel nicht zu erheben. IIL, 176/94 vom 6./27. Nov. 

728. Die in ber notariellen Verhandlung übernonmene 
Verpflichtung des Klägers, feinen beiden Nichten am Lage ihrer 
jtandesamtlichen Zrauıng je 12500 Marf zu zahlen, begründet 
ein Forderungsredht der Nichten an den Kläger und bereichert jo 
ihr Vermögen, dieje Bereicherung war, wie aus den Eingangs: 
worten ber Urkunde gefolgert wird, vom Kläger beabficdhtigt. Die 
Sheihliefung war nicht als vertragliche Gegenleiftung im inne 
der SS. 1046— 1048, I, 11 des AU. X. R. anzufehen, vielmehr Grund 
und Zwec der übernommenen Yeiftung, für eine möglichft jorgen- 
freie Zufunft der beiden Nichten beizutragen. Deshalb Schenfungs- 
jtempel, wenn aud die Bedadhten die Schenkung nicht fchriftlid) 
angenommen haben. Bol. Bd. IX, 594. IV, 148/94 vom 
19. Nov. 

729. 9. hat an die Klägerin die Licenz ihres Batents für 
die in dem Bertrage angegebenen Provinzen und Länder um 
50000 Dearf verkauft. Klägerin jollte fi) „drei Monate nad) 
Inbetrichjegung des Werkes enticheiden, ob fie für die nod) für 
Deutichland rejtirenden Länder ebenfalls die Licenz übernchmen 
wolle, und hat dann im bejahenden Kalle dafür nod) einen ferneren 
Staufpreis von 50000 Mark... zu zahlen”. Bon der Klägerin 
ijt mit Recht der Mobiliarfaufftempel ('/, Proz.) von 100000 Darf 
erhoben. Die Anfiht der Klägerin, daß die Beitimmung ohne 
rechtliche Wirkung fei, weil die leßtere Erfüllung der Bedingung 
von einer ganz unbeftimmten Willfür der Klägerin abhänge 
(8.108 FULL. R. I 4, hält das Berufungsgericht für verfehlt, 
weil die Kontrahenten offenbar davon ausgingen, daß die Klägerin 
thunlidhit bald mit der Fabrifation beginnen werde, die gejette 
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dreimonatliche Frift fei von ihnen für ausreihend erachtet, um 
die Klägerin über die Rentabilität des Geichäfts zu informiren, 
fodaß fie nad) Prüfung des Patents und der praftiichen Durd)- 
führbarfeit, alfo nicht nad) Willfür, fondern nad) objektiven 
Gründen, fi fchlüffig machen konnte, da8 Patentrecht aud für 
die übrigen Länder und Provinzen zu erwerben. Revifion zurücd- 
gewiejen. IV, 179/94 vom 29. Nov. 

730. Auf dem Nachlaß haftete ein Nießbrauch der Witwe, 
welcher nicht fteuerpflichtig ift, deffen Werth aber, wenn die Ber- 
jteuerung des Nadjlaffes bei dem Anfall bewirkt wird — $. 251 
des Pr. Erbichaftsiteuergefeges vom 30. Mat 1873 —, von dem an- 
gefallenen Vermögen in Abzug zu bringen ift. Daraus, daß bie 
Berechnung der fteuerpflichtigen DMaffe nad) 8. 39 verzögert ift, 
ift nicht abzuleiten, daß eine andere Zeit als die des Anfalld der 
Berehnung zu Grunde zu legen ift. ‘Der Werth des jährlichen 
Niepbrauchs der Witwe des Erblaffers war auf das 121/, face, 
nicht weil die Witwe inzwilchen um vier Jahre älter geworden 
ift, auf das 1Ofache der einjährigen Nutung zu jchäten; ein durd 
den Verzug des Klägers etwa begründeter Schadensanfprud) des 
Fiskus war nicht erhoben. IV, 17/94 vom 11. Iuni. 

131. Fiskus will den Werth des Nießbraudhs berechnen, 
indem er die Paffivzinfen durdgängig zu 4 Proz. der Paifiv- 
fapitalien anfett, au) der Kapitalien, welche zur Zeit des Xodcs 
des Erblaffers bereits nur mit 3"/, Proz. zu verzinfen wären, 
fodaß der Werth des fteuerfreien Nießbraude der Witwe des 
Erblafjerse um den SKapitalbetrag ber Zinfendifferenz fich ver- 
ringert, der zu verfteuernde Werth des Anfall an den Kläger 
um den entiprechenden Kapitalbetrag fich erhöht. Diejes DBer- 
langen des Beklagten ift unberedhtigt. Der 8. 17 des Erbichafte- 
jteuergejeße8, welcher von der VBeranfchlagung der Nubkungen eines 
Kapitals handelt, fommt hierbei nicht in Frage. IV, 17/94 vom 
11. Sunt. 

132. Der Diutter der Klägerin, der Klägerin und beren 
Bruder war die freie Wohnung im Haufe der Erblafferin auf 
15 Iahre al8 Vermädtniß Hinterlaffen. Wenn das Haus ver- 
fauft würde, follten fte eine jährliche Rente von 300 Thalern auf 
jene Zeit erhalten. Die Vermädtnißnehmer haben die Erbichafts- 
jteuer bezahlt. Nach dem Zode ber Mutter haben deren beide 
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Kinder die Steuer für den Anfall von deren Antheil am Wohnungs 
recht bezahlt. Später haben fie auf das Wohnungsredht verzichtet 
gegen 5500 Mark Entihädigung. Dann ift das Haus verkauft, 
einige Iahre fpäter ift der Bruder verftorben. Die Stenerbehörde 
hat von der Klägerin weitere 154 Mark Erbichaftsiteuer ein- 
gezogen. Zu deren NRüdzahlung ift fie verurtheilt. Die Erb- 
Ichaftsftener wird nah $.5, Abf. 1 des Gefetes vom 30. Mai 
1873 von dem Betrage entrichtet, um welchen diejenigen, denen 
der Anfall zufommt, durch denjelben reicher werden. Eine Be- 
reiherung war aber durch den früheren Verzicht ausgejchlofjen. 
IV, 138/94 vom 12. Nov. 

1733. In feinem Zejtamente hatte der Erxblaffer einen Be- 
trag von 15000 Mark zu wohlthätigen Zmweden, fei e8 durd 
Zuwendung an Stiftungen oder an einzelne PBerjonen, bejtimmt; 
in einem Nachzettel hat er den Betrag auf 45000 Mark erhöht. 
Ueber die Verwendung follte fein Bruder Robert Beitimmungen 
nad) feinem Ermefjen treffen, und zwar für wohlthätige Zwede 
in Breslau und Mangihüt. Robert 2., welcher im Xeftamente 
zugleich zum Vormund der minderjährigen Erben ernannt war, 
hat 30000 Darf an den Armenverband zu Breslau zur DVer- 
wendung für Hülfsbedürftige gezahlt. Nach) $. 8 des Erbichafts- 
fteuergefeße8 war die Erhebung einer Erbichaftsftener von 4 Proz. 
von den 30000 Mark gerechtfertigt. Robert %. war als der im 
Sinne des $. 8 Belaftete anzufehen. Die Annahme des DBe- 
rufungsrichters, der legtwilligen Verfügung Fünne Rechtskraft nicht 
beigemeffen werden, weil diefelbe bem Ermefjen eines Dritten 
einen zu weiten Spielraum gewähre, verlegt 8.AIA.LU.R. IL, 12. 
Die Steuerpflicht, welche auf dem Zwedvermögen haftet, tritt 
aud) dann ein, wenn auf Grund der Zwecbeitimmung der Ver: 
mögensvortheil an eine fubjektiv befreite Perfon, 3: B. einen Drts- 
armenverband, zur Verwendung für Hülfsbedürftige — Pofition 
des Tarif Befreiungen 2f — gelangt ift. Ygl. Bd. IV, 1015. 
IV, 222/94 vom 8. Nov. 

734. Behufs Berechnung der Erbichaftsftener Hatten die 
Erben dem Erbicaftsfteneramte den Werth des Naclaßgrund- 
ftücts auf 36000 Mark angegeben; das Amt theilte den Erben 
eine mit 109750 Mark abichließende Tare unter dem Bemerken 
mit, daß fie der Steuerfeftfeßung zu Grunde gelegt werden müßte, 
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wenn die Erben nicht einen Meinderwerth durch die Zare eines 
gerichtlichen Sahpverftändigen nachwiefen. Darauf legten die Erben 
eine von foldhem Sadverftändigen aufgenommene Tare vor, worin 
der Werth des Grundftüds auf 68648 Mark ermittelt war. Das 
Srbichaftsfteueramt theilte den Erben mit, daß e8 das Grundftüd 
nach diefenn Werth zur Beltenerung zichen werde, ftellte danad) 
die Berechnung der Steuer auf und erhob diejelbe. Vier Jahre 
ipäter ließ das Erbichaftsjteueramt den Erben eine andere Bered)- 
nung zugehen, in welcher der Werth des Grundftüds auf 152560 
Mark berechnet war, und erhob dementiprechend eine Nachftener. 
Fiskus ift zur Rüdzahlung verurtheilt, NRevifion zurüdgewieien. 
Das Berufungsgericht hat ohne Gejegesverlegung angenommen, 
daß zwiichen dem Amt und den Klägern bei der eriten Zeititellung 
eine Einigung über den Werth des Nadjlafgrundftüds im Sinne 
8. 19 des Erbichaftsfterergejces zu Stande gefommen ift, welche 
den Fiskus rechtlih bindet, da foldhe Einigung unter die Er- 
mittelung der zu verjteuernden Maffe und damit unter die Feft- 
ftellung der Erbichaftsftener fällt, und abgejchen von $. 38 bie 
Erbichaftsjteuerämter beziigli) ihrer Befugniffe zur Teltitellung 
nicht eingefchränft find. IV, 180/94 vom 10./20. Dec. 

735. Der Kläger war Bahnmeifter bei der Magdeburg: 
Halberftädter Gifenbahngejellichaft und Mitglied der Penfions- 
und Unterftüßungsfaffe der Beamten diejer Gefellihaft, al8 die 
Gifenbahngefellihaft verftaatliht wurde. Im dem betreffenden 
Pertrage ift der Staat die Verpflichtung eingegangen, das Be- 
amtenperfonal der Gefellihaft in die Königliche Verwaltung zu 
übernehmen und die von der Gefellihaft mit ihren Beamten ge- 
ichloffenen Verträge zu erfüllen; die Penfionskaffe mit ihrem Statut 
follte beftchen bleiben und der Staat in alle rüdjichtlid) der Kaffe 
von der Bahn "übernommenen Verbindlichkeiten eintreten. Nach 
den den Beamten von der Königlichen Eijenbahndireftion im 
%. 1881 geftellten Uebernahmebedingungen ift den zu etatSmäßiger 
Anftellung gelangenden Beamten, die eine nad) dem Gejeße vom 
27. März 1872 zur Benfion beredhtigende Staatsdienitzeit zurüd- 
gelegt haben, nur Eine Penfion zu gewähren, die, je nachdem 
da8 eine oder das andere ein den Beamten günftigeres Refultat 
ergibt, nad) den Beitimmungen des Penfionskaffenjtatuts oder 
nad) den Vorfchriften des Gefetes vom 27. März 1872 zu be- 
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rechnen ift. Der Kläger Hatte ji) diejen Bedingungen durd 
Nevers unterworfen. Dementjprechend ift bei feiner Penfionirung 
im $. 1891 feine Penfion feitgeftelt. Seine Klage, daß ihm 
neben der Staatspenfion von 771 Marf, außer welcher ihm ein 
Betrag don 182 Mark jährlich zugebilligt ift, die volle Penfion 
nad) dem Statut der Penfionsfaffe gewährt werde, ift abgewiejen. 
Revifion zurüdgewiejen. Der PVerjtaatlihungsvertrag behinderte 
den Staat nicht, mit den einzelnen Beamten abändernde Verein- 
barungen zu treffen. IV, 77/94 vom 27. Scpt. Vogl. 296, 346. 

736. Im Fall Bd. XVII,’ 657 hat das Berufungsgericht 
nun angenommen, daß der Beklagte Beamter der Stadt war; 
Revifion zurüdgewiefen. Auch wenn der Beamte zugleich als 
Rendant der Kreis-Spar- und Hülfsfaffe für den Kreis St.-Goar 
und als Hospital» und Armenrendant fungirt hat, fo wird da- 
durch jene Annahme nicht ausgejchloffen. Die Charafterifirung 
dc8 Berufungsgerichts, daR die Dienftpflicht des Beklagten gegen- 
über der Stadt eine unbejtimmte, ungemeflene, feine ganze Per: 
jönlichfeit umfaffende war, Tann zutreffend fein, aud) wenn der 
Beamte Nebenbeihäftigungen hat, die zu dem Amte in feiner 
Bezichung itehen. Es fann fogar ein Amt Lediglich eine Neben: 
befhäftigung de8 Beamten bilden (vgl. Yaband, Staatsredt, I, 
©.411). U, 247/94 vom 16. Nov. 

1737. Nah den von ihm unterjchriebenen Anftellungs- 
bedingungen hatte der Elagende penfionirte Schukmann nad) Be 
endigung jeines Dienftverhältniffes die Dienftkleidung mit Aus- 
nahme der Stiefeln zurüdzuliefern. Weil er das nid)t gethan, 
hat die beklagte Hamburger Polizeibehörde die fällige Penfions- 
rate zurücbehalten. Dazu war fie wegen diejes fonneren Gegen 
aniprudy® nad) gemeinem Recht ohne Weiteres berechtigt. Die 
vom Stläger vertretene Nechtsanficht, daß in entjpredyender Atı- 
wendung von 8. 749, Abi. 1, Nr. 8, bezw. Abf. 2 E.8P.O0. die 
1500 Marf jährlich nicht überfteigenden Beamtenpenfionen nicht 
wegen eines Gegenanfprudjes retinirt werden dürften, tt gänzlid) 
grundlos. Die Klage wurde abgewiejen. VI, 349/94 von 13. Dec. 

1738. Ermwerbsunfähigfeit im Sinne der SS. 66 ff. de8 Ge: 
\eße8 betreffend die Penfionirung und Verforgung der Militär- 
perjonen bedeutet nicht die Unfähigkeit, einen Erwerb durd) Fort- 
jegung des bisherigen Berufs zu erzielen; entfcheidend ift vielmehr, 
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ob und inwieweit der Invalide überhaupt nit im Stande ift, 
durd eine feinen förperlichen und geijtigen Kräften, feiner Vor: 
bildung und feiner jozialen Stellung entipredjende Beichäftigung 
einen Erwerb zu erlangen. IV, 162/94 vom 19. Dec. 

739. Kläger war auf Grund des 8. 13 des Pr. Gefetes 
über die Verwaltung erledigter fatholifcher Bisthümer vom 20. Mai 
1874 durch die Präfentationsurfunde vom 26. Sept. 1877 orb- 
nungsmäßig zum Pfarrer von Keltih berufen worden und ift 
rehtmäßig bis zum 1. Oft. 1888 in diefem Amte verblieben. Die 
vom Fürftbiichof zu Breslau verfügte Amtsentfegung des Klägers 
aus dem I. 1882 war unwirkjam, weil einer folden nad $. 2, 
Abf. 2 des Gefekes über die Firchlihe Disciplinargewalt und die 
Erridtung des Königlihen Gerichtshofes für Firchliche Angelegen- 
heiten vom 12. Mai 1873 ein geordnetes prozeffualiiches Ver- 
fahren hätte vorangehen müffen. Die Anordnung des Fürftbifchofs 
vom 27. Nov. 1885, durd) welche die gefammte Seeljorge an den 
Beklagten übertragen wurde, war ein gejegwidriger und den Vor- 
Ihriften des $. 23 des Gejetes über die Vorbildung und Ans 
Stellung der Geiftlihen vom 11. Mai 1873 und des Art. 1, Nr. 2 
des Gefetes, betreffend Abänderungen der Eirchenpolitifchen Gefeße, 
vom 11. Yuli 1883 zumwiderlaufender Alt. Der Kläger war bis 
zu jeiner freiwilligen Abdankung der rechtmäßige Inhaber des 
Pfarramtes und zum Bezuge aller Emolumente beffelben berechtigt. 
Die mit dem Staatsfirdyengefege im Widerjpruche ftehende Be- 
rufung des Beklagten verlich dem Tekteren nicht das Recht, geilt- 
fihe Amtshandlungen in der Parochie Keltich vorzunehmen umd 
dafür Gebühren oder irgend welche Bezüge in Empfang zu nehmen. 
Nevifion des Beklagten zurüdgewiejen. IV, 50/94 vom 9. Iuli. 
Bol. 195. 

740. Der Breußifhe Staat hat die Unterhaltung bes jtäbti- 
Ihen Progymnafiums zu Preußifch- Friedland übernommen, die 
Stadt hat unter Ueberlaffung des Progpmnafialgrundftüde jähr- 
ih 8000 Mark an den Fiskus zu zahlen verfprochen. Auf die 
per 1. April 1892 zu zahlen gewejene Rate hat Fiskus geklagt, 
die Stadt ift zur Zahlung verurtheilt. Das Berufungsgericht 
nimmt an, daß vertragsgemäß die Zufchußpflicht der DBeflagten 
durch die weitere Interhaltung des Progymnafiums jeitend des 
Staates bedingt werde; der Staat habe aber der Unterhaltungs 
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pflicht troß der mit dem 1. April 1892 erfolgten Einziehung der 
Dberjefunda genügt. Denn jeine Verpflichtung fei nur fo gewollt, 
daß das Progymmafium als foldhes in dem für derartige höhere 
Schulen jeweilig durd) Gejet oder Reglement vorgeichriebenen 
Zuftande, aljfo auch mit der Möglichkeit gewiffer, das Welen der 
Schule nicht berührender Aenderungen in der Organifation, er- 
halten bleibe. Die Einziehung der Oberjefunda beruhte aber auf 
einer in Folge veränderter Verwaltungsgrundfäte vom Stante 
für alle Progymnaften getroffenen Anordnung, tajtete übrigens 
das Weien des Progymnafiums nicht an, da die von dem DBe- 
juche dejjelben abhängigen Berechtigungen aud) jeit der Verminde- 
rung der Klaffen noch dur Erlangung des NReifezeugniffes er- 
worben würden. Revifion zurüdgemwiefen. IV, 78/94 vom 1. Okt. 

741. Nah $. 50, Nr. 4 des Pr. Gejeßes über bie Der: 
mögensverwaltung in den Fatholifhen Kirchengemeinden vom 
20. Suni 1875 bedurfte der Beichluß des Kirchenvorjtandes und 
der Gemeindevertretung über den Bau eines Organijtenhaujes, 
eines Familtenhaufes und eines Stalles auf dem zur Pfarrei ge- 
hörenden Grund und Boden zu feiner Gültigkeit der Genehmigung 
ded Negierungspräfidenten. QBon dem Regierungspräfidenten tft 
die Genehmigung ertheilt, foweit der Beichluß die Nothwendig- 
feit ded Baues betrifft. Da damit der Beihluß nicht dem Ge- 
fege gemäß in vollem Umfange genehmigt ift, wie® das Berufungs- 
gericht die Klage der Kirchengemeinde gegen den Patron, welcher 


obfervanzmäßig die Koften des Drganiftenhaufes allein und die. 


Koften der übrigen Gebäude unter Lieferung des Bauholzes zu 
/; zu tragen habe, auf Zahlung nad) dem Koftenanjchlage ab; 
Revifion zurücgewiefen. IV, 84/94 vom 4. Oft. 

742. Abgewielen wurde aud) die Feititellungsflage, daß ber 
Beklagte die Baufojten der zu errichtenden Gebäude nad) jenem 
Verhältniffe zu tragen habe, weil Bellagter gegen die Verfügung 
des Regierungspräfidenten Befchwerde erhoben hatte, und hiernad) 
die Möglichkeit vorliegt, daß die ftaatliche Genehmigung |chließlich 
verjagt wird. IV, 84/94 vom 4. Oft. 

1743. Auf Antrag „der Pfarre zu Cervin, vertreten durd) 
den PBaftor ©.’ war gegen den Pächter der Pfarrländereien eine 
einftweilige Verfügung erlafjen, aber durc, landgerichtliches Urtheil 
aus fachlichen Gründen aufgehoben. Die Berufung der ebenfo 
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vertretenen Pfarre ift durch Verfäumnißurtheil zurücgewieien, der 
dagegen eingelegte Cinipruch als unzuläjjig verworfen. Nepifion 
zurüdgewiefen. Denn die Pfarre ift feine bejondere juriftijche 
Perjon; da8 Pfarrvermögen ift zwar feiner Smwecdbeitimmung 
nad) von dem Kirchenvermögen zu unterfheiden — AU. R. IL, 
11, 8. 772 —, hat aber eben die äußeren Rechte wie diejes (8. 774) 
und bildet fonach einen Theil de8 Kirchenvermögens im weiteren 
Sinne (vgl. $. 22 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung). 
Trägerin diefes Vermögens ift die Kirchengemeinde — Ai. N. 
II, $S$. 160, 170, 179, 183, 193, 228, 618 —. Die Verwaltung 
der Nußung des Pfarrvermögens fteht dem Gemeindefirchenrath 
zu (8. 22 cit.). Eine bas PBfarrvermögen betreffende Klage konnte 
jomit nur von der Kirdjengemeinde erhoben werden; für diefe 
hat aud; der Baftor S. geflagt und Flagen wollen, wie fi) aus 
der Klage ergibt. Durd die von ©. in der Berufung abgegebene 
Erklärung, er habe als Nießbräucher für feine Perjon Flagen 
wollen, wäre eine unzuläjfige Klageänderung gegeben. Baltor ©. 
war „für die Pfarre” Prozeßhandlungen vorzunehmen nicht legitt- 
mirt; in der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht 
wurde feitgeftellt, daß die gejeklichen Verwalter ded Pfarrver- 
mögend die Prozepführung nicht genehmigen wollten. In foldyen 
Valle konnte die Auffichtsbehörde einen befonderen Prozeßvertreter 
beftelen — AU. R. IL, 11, 8. 659; Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung $. 47 —, aber dem Pfarrer zur Beibringung foldher Be: 


- Stellung eine Frift zu geben, würde da® Berufungsgeridt nur 


dann Anlaß gehabt Haben, wenn von ihm behauptet wäre, daß 
von der Auffichtsbehörde die Prozepführung durd) den Pfarrer 
gegen den Willen des Gemeindefircdhenrath® angeordnet oder gut- 
geheißen fei. Daß nur der Einfprucd für unzuläjfig erklärt und 
nicht das ganze Prozekverfahren aufgehoben ift, hat nur eine 
formale Bedeutung, welche feinem Theile zur Bejchwerde gereidt. 
Unerheblich, daß in der Revifionsinftanz die Prozekführung durd) 
einen vom Konjijtorium beftellten Vertreter genehmigt ift. Denu 
das Berufungsurtheil kann nicht deshalb auf Gejetesverlegung 
beruhen, weil e8 eine zur Zeit feines Erlaffes nicht vorliegende 
Thatjache außer Betracht gelaffen hat. V, 216/94 vom 13. Ott. 

144. Der Erwerb des Patronats fan nad) 8. 574, II, 11 
A. R. durd-Verjährung erfolgen; hierzu ift nach $. 575 da» 
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felbft in Verbindung mit $. 35, U, 14 und $. 629, I, 9 ein 
44Ajähriger Befit erforderlih, und zwar ein Befig der Art, daß 
fowohl die Kirchengemeinde ihrerfeit8 dem Erwerbenden die Rechte 
eines Batrond zugejtanden, wie auch der Ermwerbende jeinerjeitd 
die dem Patronat anhängenden Pflichten erfüllt hat. Vgl. R. ©. E., 
Bd.4, ©.289. IV, 124/94 vom 29. Dft. 

1745. Die vom Oberpräfidenten der Provinz Bojen auf 
Grund des Pr. Gefeßes vom 7. Juni 1876 und der Verordnung 
vom 30. Ian. 1893, Art. 1, Nr. 4 ausgeftellte Beicheinigung er- 
gibt die Legitimation der al Vertreter des beflagten Metropolitan» 
Eapitel8 aufgetretenen Berfonen. Da nad) jenen Gejeten dem ale 
Auffichtsbehörde fungirenden Oberpräfidenten allein die Ausjtellung 
der Attejte über die Legitimation der betreffenden Organe zur Be- 
jorgung kirchlicher Rechtsangelegenheiten zufteht, erjcheint die Ein 
rede nicht begründet, da8 Kapitel der erzbiihäffichen Kirche zu 
Gnejen habe eines Iegitimirten gejeßlicdhen Vertreters entbehrt, 
weil zur Zeit der AZuftellung der Klage die probfteilihe Würde 
nicht bejett, in der Berufungsinitang nur fünf KRanonifate befeßt 
gewejen jeien, während die Vertretung nach der durd, Kabinets- 
ordre vom 23. Aug. 1821 fanktionirten Yulle de salute animarum 
aus der geiftlihen Würde und fehs Kanonilaten beftehen miülle. 
IV, 141/94 vom 12. Nov. 

746. Das Domkapitel ließ fein Gut durh BP. verwalten 
und hatte denjelben durch den von ihm hierzu bevollmächtigten 
Domherrn 8. ermädjtigt, die zur Bewirthichaftung erforderlichen 
Darlehen aufzunehmen. P. hat foldhe Darlehen von dem Kläger 
aufgenommen. Das Domkapitel ift zur NRüdzahlung verurtheilt. 
Daß die Darlehen al8 Anleihen zu betrachten feien, welche nad) 
5.2, Nr. 4 des Pr. Gejeged vom 7. Juni 1876 die Genehmigung 
der ftaatlichen Auffichtöbehörde bedurft hätten, weil fie nicht blof 
zu vorübergehender Aushülfe dienten und aus den Ueberjchüffen 
der laufenden Einnahmen über die Ausgaben bderfelben Bor: 
anjchlagsperiode nicht Hätten zurüderftattet werden können, war 
von dem beklagten Domlapitel in den Vorinftanzen nicht - geltend 
gemadt. Deshalb ijt der Nevifionsangriff, welcher eine Prüfung 
diefer Trage vermißt, unbegründet. IV, 141/94 vom 12. Nov. 
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147. Der Antrag der Klage geht dahin, 1) bie auf Be- 
treiben der Stadt YBurtfcheid gegen den Kläger im Berwaltungss- 
verfahren erfolgte Pfändung aufzuheben; 2) die genannte Beklagte 
für nid)t berechtigt zu erklären, auf Grund der Polizeiverfügung 
vom 9. Iuli 1890 die Koften der Ausführung jener Anlage ein- 
zuforbern bezw. im Iwangswege beizutreiben, — und zur Bes 
gründung diejes Antrages ift geltend gemacht, daß das Ortsftatut 
vom 18. Iuli 1887, auf welches die genannte Polizeiverfügung 
fih ftüge, nicht gefegmäßig erlaffen fei, daher aud die auf Grund 
derjelben ergangene polizeiliche Aufforderung und Zwangsandrohung 
nit zu Recht beitehen fünne. Eine Klage, mit welcher ein Ans 
griff gegen die Gefeßmäßigfeit polizeilicher Verfügungen und der 
zu deren Durchführung angeordneten Jwangsmittel verfolgt wird, 
ift aber nad) SS. 127, 128, 133, Ab. 1 und 2 des Gefeges über 
die Yandesverwaltung vom 30. Suli 1883 und $. 13 de8 Geridts- 
verfaffungsgejetes der richterlichen Zuftändigfeit entzogen. E8 ijt 
nur Klage im Verwaltungsverfahren und DBefchwerde zuläffig. 
II, 124/94 vom 19. Iuni. 

748. Aus 8$. 12 und 13 de8 G.3.©. folgt, dak Streitig- 
feiten über die Rechte aus ertheilten Patenten vor die ordent- 
lihen Gerichte gehören, auch) die Streitigkeiten über das Verhält- 
niß der miteinander kollidirenden Rechte aus verfchiedenen Patenten. 
Denn das Patentgefeg vom 7. April 1891 hat unterlaffen, eine 
Beitimmung darüber zu treffen, daß foldhe Streitigkeiten vom 
Patentamt zu entjcheiden feien. Und ed hat nicht minder unter- 
laffen, eine Beitimmung darüber zu treffen, daß das Patentamt 
im Ertheilungsverfahren endgültig eine Beftftellung über das Ver- 
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hältniß verfchiedener Patente zueinander zu treffen habe, Das 
Kaiferlihe Patentamt hatte rechtskräftig die Nichtigfeitsflage nab- 
gewiefen und auf den eventuellen Antrag des Nichtigfeitsflägers 
die Abhängigkeit des Anjpruchs 3 des Patents 62224 von dem 
Patent 43111 ausgefprodhen. Einen folhen Ausspruch zu machen, 
ftand dem Kaiferlihen Patentamt auf Grund des Gefeges nicht 
zu. Das Neichögeriht hob auf Berufung des Beklagten Ddieje 
Entfcheidung auf und wies die Klage injoweit ab. I, 119/94 
vom 7. Suli. 

149. Im Fall 34. Zum Schue des Staates gegen Störungen 
im Befit der Anlandung ift der Rechtsweg unzuläffig, — Vol. 
Bd. II, 1393b. — Wegen des Werthserjages für das Weiden- 
gefträuch, welches fich der beffagte Eigenthümer des anliegenden 
Grundftücs angeeignet hatte, ift der Rechtsweg zuläffige. Zur 
Geltendmachung feiner vermögensrechtlichen Anfprücde fteht dem 
Fiskus die Anrufung ber Polizeigewalt nicht zu; der Werthserfat 
für entzogene Nußungen fällt au, weil dem Grunde und dem 
Betrage nah nicht auf der Enticheidung oder Anordnung einer 
Berwaltungsbehörde beruhend, nicht unter diejenigen Geldbeträge, 
welde im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen werden fünnen 
(Sefeg vom 7. Sept. 1879, 8. 1). V, 77/94 vom 14. Suli. 
Vol. 28. 

750. Sage eines preußifchen Gutsbefiterd gegen den durd) 
die Intendantur des I. Armeelorps vertretenen Neichsmilitärfisfus, 
fih fortan jeder Störung feines Befiges durd) Bewerfen feiner 
Rändereien mit Gejchoffen bei Vermeidung einer Strafe zu ent- 
halten. Im Anfchluß an das Erfenntniß des Gerichtshofes zur 
Entfcheidung der Kompetenzfonflifte vom 13. Aug. 1870: ‘Der 
Rechtsweg ift zuläffig. Handelt e8 ji, wie die Klage mit dem 
Beklagten verftanden werden muß, um ein unbeabfichtigtes Her- 
überfliegen von Gefchoffen bei den Schiefübungen vom Militär- 
ichießftande, fo treffen die Gründe jenes Erfenntniffes zu. Ob 
das unbeabfichtigte, aber der Militärbehörde bekannt gewordene 
und gleichwohl nicht verhinderte Leberfliegen der Gefchoffe den 
Thatbeftand der Befisftörung erfüllt, berührt nur die Frage der 
materiellen Klagbegründung. In jenem Falle finden die Be- 
ftimmungen der $$. 11 ff. ded Neichsgejekes vom 13. Tebr. 1875 
feine Anwendung, und ebenjo wenig fteht dann die Ausübung 
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147. Der Antrag der Klage geht dahin, 1) die auf Be 
treiben der Stadt Burtfcheid gegen ben Kläger im Verwaltungs- 
verfahren erfolgte Pfändung aufzuheben; 2) die genannte Beklagte 
für nicht berechtigt zu erklären, auf Grund der Polizeiverfügung 
vom 9. Sult 1890 die Koften der Ausführung jener Anlage ein- 
zufordern bezw. im Swangswege beizutreiben, — und zur Be 
gründung diejes Antrages ift geltend gemadjt, dab das Ortsitatut 
vom 18. Suli 1887, auf welches die genannte Polizeiverfügung 
fich ftüße, nicht gefegmäßig erlafjen fei, daher auch die auf Grund 
derfelben ergangene polizeiliche Aufforderung und Zwangsandrohung 
nicht zu Recht beftehen Fünne. Kine Klage, mit welcher ein An 
griff gegen die Gejegmäßigfeit polizeilicher Verfügungen und der 
zu deren Durchführung angeordneten Zwangsmittel verfolgt wird, 
ift aber nach $$. 127, 128, 133, Ab. 1 und 2 des Gefeßes über 
die Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und $. 13 des Geridts- 
verfaffungsgejeßes der richterlihen Zuftändigfeit entzogen. E8 tjt 
nur Klage im DVerwaltungsverfahren und Beichwerbe zuläffig. 
II, 124/94 vom 19. Iuni. 

748. Aus 8$. 12 und 13 de G. 3. ©. folgt, daß Streitig- 
feiten über die Rechte aus ertheilten Patenten vor die orbent- 
lihen Gerichte gehören, aud die Streitigkeiten über das Verhält- 
niß der miteinander follidirenden Rechte aus verfchiedenen Patenten. 
Denn das Patentgefeg vom 7. April 1891 hat unterlaffen, eine 
Beftimmung darüber zu treffen, daß folche Streitigkeiten vom 
Patentamt zu entjcheiden feien. Und es hat nicht minder unter: 
laffen, eine Beftimmung darüber zu treffen, daß da8 Patentamt 
im Ertheilungsverfahren endgültig eine Feftftellung über das Ver: 
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hältniß verfchiedener Patente zueinander zu treffen habe. Das 
Kaiferliche Patentamt hatte rechtskräftig die Nichtigfeitsflage ab- 
gewiefen und auf den eventuellen Antrag des Nichtigfeitsflägers 
die Abhängigkeit des Anfpruche 3 des Patents 62224 von dem 
Patent 43111 ausgeiprodhen. Einen folhen NAusipruch zu machen, 
itand dem Kaiferlihen Patentamt auf Grund des Gejekes nicht 
zu. Das NReichögeriht hob auf Berufung des Bellagten Ddieje 
Entfcheidung auf und wies die Klage injomweit ab. I, 119/94 
vom 7. Yuli. 

149. Im Fall 34. Zum Schute des Staates gegen Störungen 
im Befit der Anlandung tit der Necdhtsweg unzuläffig, — Pol. 
Bd. Il, 1393b. — Wegen des Werthserfates für das Weiden- 
gefträuch, welches fich der beklagte Eigenthümer des anliegenden 
Grundftüds angeeignet hatte, ift der Rechtsweg zuläffig. Zur 
Geltendmachung feiner vermögensrechtlichen Anfprüde fteht dem 
Fiskus die Anrufung der Polizeigewalt nicht zu; der Werthserjag 
für entzogene Nußungen fällt aud), weil dem Grunde und dem 
Detrage nah nicht auf der Enticheidung oder Anordnung einer 
Verwaltungsbehörde beruhend, nicht unter diejenigen Geldbeträge, 
weldje im Berwaltungszwangsverfahren eingezogen werden Ffönnen 
(Sefeß vom 7. Sept. 1879, 8. 1). V, 77/94 vom 14. Iuli. 
Vol. 28. 

750. Slage eines preußischen Gutsbefigers gegen den durd) 
die Intendantur des I. Armeelorps vertretenen Reich&militärfisfus, 
jih fortan jeder Störung feines Befiges durch Bewerfen feiner 
Zändereien mit Gefchoffen bei Vermeidung einer Strafe zu ent- 
halten. Im Anjchluß an das Erfenntniß des Gerichtshofes zur 
Entjcheidung der Kompetenzfonflifte vom 13. Aug. 1870: Der 
Rechtsweg ift zuläffig. Handelt es ji, wie die Klage mit dem 
Beklagten verftanden werden muß, um ein unbeabfidhtigtes Her- 
überfliegen von Gefchoffen bei den Scießübungen vom Militär- 
Ihiepftande, jo treffen die Gründe jenes Erfenntniffes zu. Ob 
da& unbeabjichtigte, aber ber Militärbehörde befannt gewordene 
und gleihwohl nicht verhinderte Weberfliegen der Gefchoffe den 
Zhatbeftand der Befigftörung erfüllt, berührt nur die Frage der 
materiellen SKlagbegründung. In jenem Walle finden die Be- 
ftimmungen der 88. 11 ff. des Neichegejehes vom 13. Febr. 1875 
feine Anwendung, und ebenjo wenig fteht dann die Ausübung 

Braris des Neichögerihts. ZIX. 97 


Rechtsweg. 


Rechtsweg. 


Dritte Abtheilung. 
Givilprozeß. 


147. Der Antrag der Klage geht dahin, 1) die auf Be 
treiben der Stadt Burticheid gegen den Kläger im Verwaltungss 
verfahren erfolgte Pfändung aufzuheben; 2) die genannte Beflagte 
für nicht beredhtigt zu erklären, auf Grund der Polizeiverfügung 
vom 9. Iuli 1890 die Koften der Ausführung jener Anlage ein- 
zufordern bezw. im Zmwangswege beizutreiben, — und zur Be: 
gründung biefes Antrages ift geltend gemadjt, daß das Ortsftatut 
vom 18. Suli 1887, auf weldes die genannte Bolizeiverfügung 
fich ftüge, nicht gefegmäßig erlaffen fei, daher aud, die auf Grund 
derjelben ergangene polizeiliche Aufforderung und Zwangsandrohung 
nicht zu Recht beftchen fünne. Eine Klage, mit welcher ein An- 
griff gegen die Gefeßmäßigfeit polizeilicher Verfügungen und der 
zu deren Durchführung angeordneten Zwangsmittel verfolgt wird, 
ift aber nad) SS. 127, 128, 133, Abf. 1 und 2 des Gejetes über 
die Landesverwaltung vom 30. Suli 1883 und 8. 13 des Geridts- 
verfaffungsgefees der richterlichen Zuftändigfeit entzogen. E8 ift 
nur Klage im Verwaltungsverfahren und Befchwerde zulälfig. 
Il, 124/94 vom 19. Sunt. 

748. Aus $$. 12 und 13 de8 G.2. ©. folgt, daf Streitig- 
feiten über die Rechte aus ertheilten Patenten vor die ordent- 
lihen Gerichte gehören, auch die Streitigkeiten über das Berhält- 
niß der miteinander follidirenden Rechte aus verjchiedenen Patenten. 
Denn das Patentgefeg vom 7. April 1891 Hat unterlaffen, eine 
Beitimmung darüber zu treffen, daß folche Streitigkeiten vom 
Patentamt zu entjcheiden feier. Und e8 hat nicht minder unter: 
laffen, eine Beftimmung darüber zu treffen, daß das Patentamt 
im Ertheilungsverfahren endgültig eine Feitftellung über da8 Ber: 
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hältniß verschiedener Patente zueinander zu treffen habe. Das 
Kaiferliche Patentamt hatte rechtskräftig die Nichtigkeitsflage ab- 
gewiejen und auf den eventuellen Antrag des Nichtigfeitsflägers 
die Abhängigkeit des Anfprucdhs 3 des Patents 62224 von dem 
Patent 43111 ausgefproden. Einen folhen Ausfpruch zu machen, 
ftand dem Kaiferlihen Patentamt auf Grund des Gefetes nicht 
zu. Das Neichögeriht hob auf Berufung des Beklagten Ddiefe 
Entfcheidung auf und wies die Klage infoweit ab. I, 119/94 
vom 7. Iult. 

149. Im Fall 34. Zum Schuge des Staates gegen Störungen 
im Befiß der Anlandung ift der Rechtsweg unzuläffig. — Vol. 
Bd. I, 1393b. — Wegen des Werthserjates für das Weiden- 
gefträuch, welches fi) der beklagte Eigenthümer des anliegenden 
Grundftüds angeeignet hatte, ift der Rechtsweg zuläffig. Zur 
Geltendmadjung feiner vermögensrechtlichen Anfprüche fteht dem 
Fisfus die Anrufung der Polizeigewalt nicht zu; der Werthserjat 
für entzogene Nußungen fällt aud), weil dem Grunde und dem 
Betrage nad nicht auf der Enticheidung oder Anordnung einer 
Verwaltungsbehörbe beruhend, nicht unter diejenigen Geldbeträge, 
weldhe im Berwaltungszwangsverfahren eingezogen werden Fünnen 
(Gefeß vom 7. Sept. 1879, $. 1). V, 77/94 vom 14. Iuli. 
Vol. 28. 

750. Klage eines preufßifchen Gutsbefigers gegen den durd) 
die Intendantur des I. Armeeforps vertretenen NReichsmilitärfisfus, 
fih fortan jeder Störung feines Befiges durch Bewerfen feiner 
Ländereien mit Gefchoffen bei Vermeidung einer Strafe zu ent- 
halten. Im Anflug an das Erfenntniß des Gerichtshofes zur 
Entiheidung der Kompetenzfonflifte vom 13. Aug. 1870: Der 
Rechtsweg ift zuläffig. Handelt e8 fi), wie die Klage mit dem 
Beklagten verftanden werden muß, um ein unbeabfichtigtes Her- 
überfliegen von Gefchoffen bei den Sciegübungen vom Militär- 
ichießftande, jo treffen die Gründe jenes Erfenntniffes zu. Ob 
das unbeabfichtigte, aber der Militärbehörde befannt gewordene 
und gleichwohl nicht verhinderte Leberfliegen der Gejchoffe den 
Zhatbeftand der Befititörung erfüllt, berührt nur die Trage der 
materiellen Klagbegründung. In jenem Balle finden die DBe- 
ftimmungen der 88. 11 ff. des Neichögejeges vom 13. Febr. 1875 
feine Anwendung, und ebenjo wenig fteht dann die Ausübung 
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147. Der Antrag der Klage geht dahin, 1) die auf Bes 
treiben der Stadt Burticheid gegen den Kläger im VBerwaltungss 
verfahren erfolgte Pfändung aufzuheben; 2) die genannte Beklagte 
für nicht berechtigt zu erklären, auf Grund der Polizeiverfügung 
vom 9. Iufli 1890 die Koften der Ausführung jener Anlage ein- 
zufordern bezw. im Zwangswege beizutreiben, — und zur Bes 
gründung diejes Antrages ift geltend gemacht, daß das Ortsftatut 
vom 18. Juli 1887, auf welches die genannte Polizeiverfügung 
fih ftüße, nicht gefegmäßig erlaffen fei, daher auch die auf Grund 
derjelben ergangene polizeiliche Aufforderung und Zwangsandrohung 
nicht zu Recht beftehen Fünne. ine Klage, mit welcher ein Anz 
griff gegen die Gejegmäßigfeit polizeilicher Verfügungen und der 
zu deren Durchführung angeordneten Zwangsmittel verfolgt wird, 
ift aber nad) $$. 127, 128, 133, Abf. 1 und 2 des Gefeges über 
die Yandesverwaltung vom 30. Suli 1883 und $. 13 des Gerichts- 
verfaffungsgejeges der richterlichen Zuftändigfeit entzogen. &8 tjt 
nur Klage im DVerwaltungsverfahren und Befchwerbe zuläjfig. 
Il, 124/94 vom 19. Suni. 

748. Aus 88. 12 und 13 de8 ©. 2. ©. folgt, daß Streitig- 
feiten über die Rechte aus ertheilten Patenten vor die ordent- 
lihen Gerichte gehören, aud) die Streitigkeiten über das Verhält: 
niß der miteinander Follidivenden Rechte aus verfchiedenen Patenten. 
Denn das Batentgejeg vom 7. April 1891 hat unterlaffen, eine 
Beitimmung darüber zu treffen, daß folche Streitigkeiten vom 
Patentamt zu enticheiden feien. Und es hat nicht minder unter: 
lafien, eine Beftimmung darüber zu treffen, daß das Patentamt 
im Ertheilungsverfahren endgültig eine Feftftellung über das Ver: 
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hältniß verfchiedener Patente zueinander zu treffen habe, Das 
Kaiferlihe Patentamt hatte rechtskräftig die Nichtigfeitsffage ab- 
gewiefen und auf den eventuellen Antrag des Nichtigfeitsflägers 
die Abhängigkeit des Anfpruchs 3 des Patente 62224 von dem 
Patent 43111 ausgefprocdhen. Einen folden Ausipruch zu machen, 
ftand dem Kaiferlihen Patentamt auf Grund des Gefetes nicht 
zu. Das Neichegeriht hob auf Berufung des Beklagten diefe 
Entfcheidung auf und wies die Klage injoweit ab. I, 119/94 
vom 7. Iuli. 

149. Im Fall 34. Zum Schute des Staates gegen Störungen 
im Befit der Anlandung ift der NRechtöweg unzuläffig., — Vgl. 
Bd. II, 1393b. — Wegen des Werthserfages für das Weiden- 
gefträuch, welches fi) der beffagte Eigenthümer des anliegenden 
Grundftüds angeeignet Hatte, ift der Rechtsweg zuläffig. Zur 
Geltendmachung feiner vermögensredhtlichen Anfprüce fteht dem 
Fisfus die Anrufung ber Polizeigewalt nicht zu; dev Werthserjak 
für entzogene Nutungen fällt au), weil dem Grunde und dem 
Betrage nad) nicht auf der Entjcheidung oder Anordnung einer 
Berwaltungsbehörde beruhend, nicht unter diejenigen Geldbeträge, 
weldhe im Berwaltungszwangsverfahren eingezogen werden Fünnen 
(Gefeß vom 7. Sept. 1879, $. 1). V, 77/94 vom 14. Iuli. 
Bol. 28. 

750. lage eines preußiichen Gutsbefikers gegen den durd) 
die Intendantur des I. Armeeforps vertretenen Reichsmilitärfisfus, 
ih fortan jeder Störung feines Befiges duch Bewerfen feiner 
Ländereien mit Gefchoffen bei Vermeidung einer Strafe zu ent- 
halten. Im Anichluß an das Erfenntniß des Gerichtshofes zur 
Entiheidung der Kompetenzfonflifte vom 13. Aug. 1870: Der 
Rechtsweg ift zuläffig. Damdelt es fi, wie die Klage mit dem 
Beklagten verftanden werden muß, um ein unbeabfichtigtes Her- 
überfliegen von Gefchoffen bei den Schiegübungen vom Militär- 
ichießftande, jo treffen die Gründe jenes Erfenntniffes zu. Ob 
da® unbeabjichtigte, aber der Militärbehörbe befannt gewordene 
und gleichwohl nicht verhinderte Weberfliegen der Gefcyoffe den 
Zhatbeftand der Befititörung erfüllt, berührt nur die Yrage der 
materiellen Klagbegründung. In jenem Valle finden die DBe- 
ftimmungen der SS. 11 ff. de8 Neichögejeges vom 13. Febr. 1875 
feine Anwendung, und ebenjo wenig fteht dann die Ausübung 
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eines Militärhoheitsrechts in Frage, fodaß $. 36 der Verordnung 
vom 26. Dec. 1808 nicht Plat greift und eine Kollifion mit ILL, 
225/89 vom 24. Sept. 1889 (R. ©. &., Bd. 24, ©. 6; Praris, 
3b. VIO, 685 nicht vorliegt). V, 178/94 vom 26. Sept. 

751. Allerdings war der Beichluß des Kreisausfchuffes, die 
auf der Landftraße ftehenden Eichbäume nicht niederzulegen, Feine 
polizeiliche Verfügung, wie fie dbem Kreisausfhuß gar nicht zu- 
Stand. Sie ift aud) badurdh, daß fie vom Landrath al8 Bor- 
figendem des Kreisausfchuffes dem Gemeindevorftand mitgetheilt 
und daß die Beichwerde vom NRegierungspräfidenten zurückgemwiefen 
wurde, nicht polizeiliche Verfügung geworden. ‘Dennod ift für 
die Klage der anliegenden Grundbefiger auf Befeitigung rejp. Ge- 
itattung der Befeititgung der Baummwurzeln der Rechtsweg unzu- 
läffie. Denn den Borinftanzen ift darin beigetreten, daß mit 
dem Abhauen der übergewacenen Baummwurzeln ein Theil der 
nad $. 3 des Hannoverfchen Wegegejetßes als Zubehör des öffent: 
lihen Weges anzufehenden Eichen felbft befeitigt, namentlich ihr 
ferneres Gedeihen in hohem Grade beeinträchtigt werden würde, 
und daß das Vorhandenfein ber Bäume auf dem durd fie leicht 
erkennbar abgegrenzten Wege für deffen fichere Benutung von 
Werth if. Durch eine gerichtliche Verurtheilung, die Wurzeln 
zu bejeitigen, würde in die allein den Verwaltungsbehörden zu- 
jtehende Verwaltung der öffentlichen Wege eingegriffen, fogar die 
Teftigfeit dev Bäume und damit die Sicherheit des Weges ge- 
fährdet. Wie das Gericht nicht zur Wegnahme der Bäume felbit 
oder anderer das öffentliche Intereffe berührender Vorrichtungen 
auf den öffentlichen Wegen verurtheilen Fan, ift e® auch nicht 
zuftändig für andere Maßregeln, welche in jene Verwaltung ein- 
greifen würden. Dagegen it der Rechtsweg infoweit zuläffig, 
al8 die Kläger die Anerkennung begehren, daß dem Kreisausfchuß 
ein Privatreht darauf, die Wurzeln der Eichen im Grund und 
Boden der Kläger zu unterhalten, nicht zuftehe, und Schaden®- 
erjat fordern. III, 136/94 vom 5./12. Oft. 

752. Bol. Bd. XI, 616. Der Eagenden Genoffenicaft, 
weldye in Effen ein Grundftücd hat, auf welchem fie nach der eit- 
ftellung der Wegepolizeibehörde zwei fi) freuzende Straßen an- 
gelegt hat, war von der beflagten Stadtgemeinde Eifen die Ge- 
nehmigung ertheilt worden, die beiden Straßen auf eigene Koften 
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auszubauen. Dies ift gefchehen und die Straßen find dem öffent- Rechtsweg. 
lichen Verkehr übergeben worden. Cs hat aber die Stadtgemeinde 
die von der Klägerin verlangte Uebernahme der Straßen auf den 
Kommunaletat von der unentgeltlihen Hergabe des Grund und 
Bodens abhängig gemacht. Die Klägerin fordert von der Stadt 
aus der nüßlichen Gefchäftsführung Erftattung der Wegebaufoften 
zu dem Theile, welcher auf eine an ben Straßen liegenden evan- 
geliichen Schule als Adjacentin entfallen würde. Damit ift fie 
abgewiefen wegen Unzuläffigfeit des Nechtsweges. Nach dem DBe- 
rufungsurtheil ift Gegenftand des Streites bie Trage, ob die Be- 
Hogte als Adjacentin nad) dem Ortsftatut die öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung habe, zu den Straßenbaufoften die Hälfte beizu- 
tragen. &8 ift der Revifion darin nicht beizutreten, daß die 
Klägerin hiermit „einen bejtimmten privatrechtlichen Titel‘ geltend 
gemacht habe; ein folder kann nicht darin gefunden werden, daß 
einer von mehreren öffentlich-rechtlich Verpflichteten auf Erftattung 
des Geleifteten Klage erhebt. Dies aber bezwedt die vorliegende 
Klage. Die Verpflichtung der Beklagten als ,Adjacentin‘‘, dies 
verfennt die Revifion, ift die dem NRechtöwege verjchloffene öffent- 
lich-rechtliche Verpflichtung. IV, 207/79 vom 22. Nov. 

753. Nachdem im Berwaltungsftreitverfahren auf Grund 
des Zuftändigfeitsgejeges vom 1. Aug. 1883, $. 66 — vgl. Bd. VI, 
833 — redtsfräftig ausgeiprochen war, daß der Nittergutsbefiger 
verpflichtet fei, den unterhalb der Mühle des Klägers liegenden, 
auf beiden Seiten von NRittergutsgrundftüden begrenzten Bad), 
foweit e8 zur Beihaffung der VBorfluth nothwendig ift, zu räumen, 
ift diejes Urtheil für den Civilrichter für Enticheidung über den 
wegen Nichterfüllung jener öffentlich - rechtlichen Verpflichtung er- 
hobenen Schabenserjaganfprud maßgeblich, wie fi) aus den Wor- 
ten und der erfennbaren Abficht des SS. 66 ergibt. Da aber jene 
Verpflichtung unbejchadet aller privatrechtlichen Verhältniffe feft- 
geitellt ift — vgl. $. 66 eit. und $. 7, Abf. 1 des Gefeges über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Suli 1883 — fo fonnte 
dem Bellagten in dem Prozeffe über Schadenserjag der Einwand 
nicht verfagt werden, daß der Kläger ihm gegenüber aus Gründen 
des Brivatrecdhts, alfo auf Grund eines fpeziellen Nechtstitels — 
vgl. 8S. 1 und 7 des Gefeßes vom 28. Febr. 1843 — zur Räumung 
de8 Baches verpflichtet fei. VI, 254/94 vom 10. Dec. Vgl. 108. 

27* 
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754. Ob dem Kläger, welcher zu einer militärifchen Uebung 
als Gemeiner eingezogen war und hier beim Ererziren eine körper- 
(iche Verlegung davongetragen hatte, wegen deren ihm Invaliden- 
anfprüche zugebilligt find, ein Anfpruh auf Erjag der Kojten 
einer Reife zufteht, welde er auf Anweifung der Militärbehörde 
von feinem Wohnort nad) dem Militärlazareth unternommen hat, 
ift der Rechtsweg zuläffig.. IV, 162/94 vom 3./19. Dec. 

755, Abweichend von B.VI, 19/88 vom 20. Febr. und 

B. VI, 81/90 vom 2, uni. &P.OD. 8.8 findet aud) auf Räu: 
mungsflagen Anwendung, jofern der Klageanfprucd, darauf beruht, 
daß ein dem Pacht: oder Miethbefige zu Grunde Tiegender Padıt- 
oder Miethvertrag von einer über den geltend gemachten Näu- 
mungszeitpunft hinausgehender Dauer nicht in rechtöverbindficher 
Weife zu Stande gelommen oder vor Ablauf jener Dauer hin- 
fällig geworden ift. BL. B.V, 171/92 vom 4. Iuni 94. 
756. Das Landgericht Berlin I war zuftändig. Denn der 
Dellagte war während feines Aufenthalts in Berlin geladen, wo 
er zulegt feinen Wohnort hatte, und er hatte damals keinen Wohn- 
fig. Allerdings Hatte der Beklagte im Mai 1891 feinen Aufent- 
halt in Eharkomw mit der Abficht dauernder Niederlaffung dafelbft 
genommen und died der dortigen Polizeibehörde unter Vorlegung 
feines vifirten Neifepaffes angemeldet, er hatte aud) bei feiner 
Abreije nad) Berlin im 3. 1892 die Beibehaltung des Wohnfigce 
in Eharfomw beabjichtigt, dieje Abficht jedoc, nicht ausgeführt, war 
vielmehr demnädjjt von Berlin aus nad) Holland verzogen. Auf 
der anderen Seite aber ift in unanfechtbarer Weife feftgeftellt, 
daß nach den Gelegen, die am 19. April 1892 in Rußland galten, 
ausländiichen Juden nicht geftattet war, im Bezirke Charkfow ihren 
jtändigen Aufenthalt zu nehmen und einen dauernden Wohnfig zu 
haben. Selbjt wenn aljo der Beflagte bei feiner Niederlaffung 
in Charfow die zum Erwerbe des Wohnfiges erforderliche Abficht 
gehabt hätte, würde folhem Erwerbe ein gefetliches Hinderniß 
entgegengejtanden haben, VI, 240/94 vom 25. Dft./19. Nov. 

1757. Im einer Urkunde hat der Hamburger Kläger an den 
Kieler Beklagten ein in einem Hamburger Vorort belegenes Grund- 
ftüd und Bellagter dem Kläger ein nicht unter Hamburger Juris= 
diftion belegenes8 Grundftücd verkauft. Die Mitwirkung des Be- 
Klagten zur. Zufchreibung de8 Hamburger Grundftüds konnte nur 
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durd Willenserflärung vor dem Hamburger Hhpothefenamte an Gerigtsjtand. 
Amtsftelle geleiftet werden. Diefe Mitwirkung hat der Beflagte 

verfagt. Für den hieraus dem Kläger erwachlenen Schadens- 

anfpruh war das Hamburger Gericht zuftändig, nicht aber für 

den Erjat des Schadend, welcher dem Kläger daraus erwachien 

ift, daß ihm das andere Grundjtüd nicht zugefchrieben ift. VI, 

214/94 vom 8. Nov. 

1758. DBellagter hat mehrere landwirthichaftlihe Mafchinen, 
melde ihm nah Haynau in Schlefien vom Kläger nach beifen 
Behauptung zum fkommijfionsweifen Verkauf zugefandt waren, 
nad dem Wohnort des Klägers zurüdgefandt. Sit dies anfcheinend 
auch nicht oder zunäcdjft nicht zum Zwede der Uebergabe an den 
Kläger geichehen, fo entfpricht e8 doc) der für die Beitimmung 
des Erfüllungsortes mafgebenden Natur der Sade (Art. 324 
9.8.8.), daß, fofern der Anfpruch des Klägers auf Rückgabe 
überhaupt begründet ift, Kläger die Rücdgabe da verlangen Tann, 
wo die Mafchinen fich gegenwärtig befinden. Die entgegengefette 
Ansicht der Inftanzrichter führt zu dem nicht fachgemäßen Ergeb- 
niß, daß die Mafchinen zum Zmwede ber Rückgabe an den in 
Berfchau wohnenden Kläger erft wieder nad) Haynau gejchafft 
werden müßten. Hieran wird auc, dann nichts geändert, wenn, 
wie Beflagter behauptet, ausdrüdlicd) vereinbart fein follte, daR 
die Nüdgabe der Mafchinen in Haynau ftattzufinden habe, da 
diefe Vereinbarung fih nur al8 eine Beftätigung der in Art. 324 
enthaltenen gejeglichen Regel darftellen würde. Danad) ergibt fic) 
die Zuftändigfeit des angerufenen Gerichts für den Antrag auf 
Seftftellung, daß Kläger berechtigt fei, über die Mafchinen als 
über fein Eigenthbum zu verfügen. Aber auch für den weiteren 
auf VBerneinung des vom Beflagten geltend gemachten Retentions- 
rechts gerichteten Klageantrag ift die Zuftändigfeit vorhanden. 
Denn die Geltendmachung des Netentionsrechts fällt zufammen 
mit der Weigerung des Beklagten, die Mafchinen an den Kläger 
herauszugeben. I, 283/94 vom 5. Dec. 

759. Auf Zahlung einer Maflergebühr von %., dem Eefjio- Theitnapme 
nar des I., verklagt, verkündete der Beklagte dem B. den Streit, ?ritter. 
weil diefer die Yorderung für fi beanipruche, hinterlegte den in 
der Klage geforderten Betrag und beantragte, ihn aus dem Pro- 
zeife zu entlaffen. DB. erklärte feinen Eintritt in den Prozeß und 
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beantragte, den 2. abzumeifen und ihn zur Einwilligung zu ver- 
urtheilen, daß der deponirte Betrag an den Kläger gezahlt werde, 
jowie zu den Roften. Das Landgericht wies durch Zwifchenurtheit 
die „Nebenintervention‘ des DB. als unzuläffig zurüd, weil 
eine Nechtsbeziehung zwijchen ihm und dem Beklagten nicht be» 
itehe, aud) fein Anfprud nicht glaubhaft gemacht fei, und ver- 
urtheilte duch Endurtheil den Beklagten zur Zahlung. Auf die 
jofortige Beichwerde des 3. hat das Rammergeridht das Zwilchen- 
urtheil aufgehoben, das Neichsgericht hat die dagegen eingelegte 
jofortige Beichwerde zurüdgewiefen. Im Fall des $. 720.820. 
liegt leine Nebenintervention, fondern eine Hauptintervention nach 
Analogie des $. 61 vor. Der Dritte, welcher in den Prozeß ein- 
tritt, weil er die vom Kläger geltend gemachte Forderung für fi) 
in Anfprud nimmt, hat Fein vechtliches Intereffe daran, die eine 
oder andere Partei zu unterftügen, um ihr zum Siege zu ver- 
helfen, fondern er will die Stellung al® Hauptpartei für fih in 
Anspruch nehmen. Der angefochtene Beichluß hat daher mit Necht 
angenommen, daß die Vorjchriften der $S. 63 und 68 hier nicht 
anwendbar find und daß die Glaubhaftmahung eines rechtlichen 
Intereffes feitens des B. nicht verlangt werden fann. Ob der 
Dritte mit Recht die eingeflagte Forderung für fih in Anfprud) 
nehme, ift in dem gegen ihn weiter zu führenden Hauptprozefie 
zu enticheiden, ähnlich wie bei der laudatio auctoris ($. 73, letter 
Abfat). Der 8. 72 fordert auch nicht, daf die Identität des vorn 
Kläger und des vom Dritten erhobenen Anfpruches fubjtantiirt 
werde. E8 wird nur vorausgefegt, daß der Dritte die geltend 
gemachte Forderung für fi in Anspruch nehme “Die geltend 
gemachte Forberung ift aber hier die Provifionsforderung des ). 
und eben diefe Forderung beaniprudt B. als Geffionar. Gerade 
für die Fälle der Ceffion, Pfandbeftellung, Beichlagnahme u. |. w. 
bat $. 72 feine Bedeutung (vgl. unter anderen Gaupp zu $. 72, 
IIIP). Durd) den Eintritt des B. in den Prozeß ftehen fich zwei 
Sejfionare des 3. (Kläger und B.) gegenüber, und da entipricht 
e8 recht eigentlich dem Zwed des $. 72, daß nicht der Beklagte, 
der an den Berechtigten zahlen will, zum Austrage bringe, welcher 
von den beiden Ceffionaren berechtigt fei, jondern daß die let- 
teren über diefe Trage allein weiter ftreiten. B.I, 81/94 vom 
15. Dec. 
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1760. DI. hatte aus einem Vertrage von einer Aftiengefell- 
ihaft 15000 Darf zu fordern; E. übernahm dafür am 11. März 
1892 in einem fpäteren Vertrage die Haftung, wogegen BT. eine 
Trift gewährte und die Aftiengejellichaft aus der Haftung entließ, 
falls €. die Bürgichaft von Ba. binnen adht Tagen beibringe. 
DL. hat wider. &. Klage auf 1875 Mark Zinfen und Provifion 
erhoben, &. hat fid) damit vertheidigt, BI. fei vom zweiten Ver- 
trage zurückgetreten, weil eine forrefte Bürgichaft des Ba. nicht 
binnen adjt Tagen, fondern erft fpäter beigebracht fei. Nun ver- 
fündete BI. der Aktiengefellichaft den Streit; diefe trat ihm bei 
und stellte den Antrag, für Recht zu erkennen, der Beklagte ift ver- 
pflichtet, nad) Maßgabe der Notariatsverhandlung vom 11. März 
1892 die dort zur Xiberirung ber Aftiengejellihaft über- 
nommenen Zahlungsveriprechen zu erfüllen und die NRechtsgültig- 
feit der Liquidation anzuerkennen. Das Berufungsgericht ver- 
urtheilte zur Zahlung von 1875 Mark und dem Antrag der Neben- 
intervenientin entiprechend. Das Keichsgericht hob bezüglich diejes 
Antrags auf, wies denfelben ab umd verurtheilte die Nebeninter- 
venientin zu 1°/,, der Koften. DI. hat nad) der Auslegung des 
Berufungsrichters jedenfall8 zwei Schuldner, entweder Bl. und 
Ba. oder DI. und die Aktiengefellichaft; der jetige Ausfpruch zu 
Gunften der Aktiengefellihaft würde dem Ba., welcher an diefem 
Prozeffe nicht theilgenommen hat, nicht präjudiziren. E8 wider: 
Ipricht alfo dem Flägerifchen Intereffe, wenn in diefem Prozelie 
ein bem Antrage ber Nebenintervententin ent|prechender Ausipruch 
in den Urtheilen der Vorinftanzen erfolgt ift. Das war prozefjual 
ebenjo unzuläffig wie der Antrag felbft. Wenn die Altiengejell- 
Ihaft einen Ausjpruh dahin erlangen will, daß fie dem Kläger 
nit hafte, fo Fan fie das nur im einem Prozeffe erreichen, 
welchen fie gegen DL. anftrengt, nicht in einem Brozeffe, welchen 
DI. gegen E. angeftrengt hat, al8 Nebenintervenientin des DI. 
Davon, daß diefer Verftoß gegen die Fundamentalprinzipien bes 
bürgerlichen Prozeffes dadurch geheilt fei, daß er in der erjten 
Inftanz weder von dem Kläger nod) von dem Beklagten gerügt 
jet, Tann nicht die Rebe fein. I, 291/94 vom 19. Der. 

761. ede Partei ift berechtigt, bei der Beweisaufnahme zu 
erjcheinen oder fi) durd) einen Anwalt vertreten zu laffen, ohne 
daß e8 dabei auf die Umjtände anftommt, welche in dem anges 
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darauf, daß das Geje zwar von einer Erhöhung, nicht aber auch nn 
von einer Herabjegung des Koftenvorjchuffes jpricht (8. 81), muß geieh 
angenommen werden, daß der Gerichtsfoftenvorfhuß, der zur 

Sicherung der Staatsfaffe wegen der in ber betreffenden Inftanz 
entftehenden Koften beftimmt ift, vor Beendigung der Inftanz nicht, 

aud nicht zum Theil, zurücktverlangt werben darf, e8 möchte denn 

jein, daß er von Anfang an zu Unrecht eingefordert oder falich 

berechnet wäre. V, 361/94 vom 15. Der. 

764. Die Gebühr nah $. 37, Abl. 1 der E.D. FR. er- Redte- 
hält der Rechtsanwalt nicht bloß dann, wenn er im Sühnetermin been. 
(8. 571) mitgewirkt hat, fondern auch dann, wenn er, ohne daß 
e8 zu einem Nechtsftreit gefommen ift, oder ohne baß der bei 
dem Sühneverfahren mitwirfende Rechtsanwalt al8 Prozekbevoll- 
mädtigter erfchienen ift, irgend eine ZThätigfeit in Anjehung des 
Sühneverfahrens entwidelt, injonderheit eine Terminsbeftimmung 
erwirft und die Ladung bejorgt hat. Sie barf aud, wenn es fid) 
um Brozeife vor dem Landgericht handelt, dem als Prozekbevoll- 
mächtigten beftellten Rechtsanwalt nicht verfagt werden. ‘Denn 
nad) $. 37, Abf. 2 ift fie nur dann auf die Prozeßgebühr ars 
zurechnen, wenn die Verhandlung vor dem Amtsgericht ftattfindet. 

B. II, 141/94 vom 27. Nov. 

765. Im Fall 777 wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, Bertagung. 
weil einem VBertagungsantrage der Klägerin nicht ftattgegeben war, 
zumal jid) Klägerin in der Revifionsinitanz bereit erflärt hat, eine 
Ausionderung vorzunehmen. Der Vertreter der Klägerin handelte 
forreft, indem er den Antrag stellte, ihm tundzugeben, daß es 
nad; Anficht des Gerichts darauf anlomme, über die Anzahl der 
angeblid) fremden Käften eine bejtimmte Erklärung abzugeben, 
und aladann durd; VBertagung der Verhandlung der Partei bie 
Möglichkeit zu geben, die zu jadhgemäßer Beantwortung der ge- 

Hellten Frage erforderliche Nusjonderung der Käften vorzunehmen. 
Das war ein durchaus billiges Verlangen, da e8 der Klägerin 
a zuzumuthen war, ohne Noth; jene zeitraubende Arbeit aus- 

Führen, e8 aljo aud) nicht auf ungebührfiche Verfchleppung des 

ee abzielte, wenn fie bis dahin, dem von ihr eingenommenen 
Kanbpunfte gemäß, die Ausjonderung unterlaffen Hatte. 
den Wideriprud des Bellagten allein war das Gericht 
, den Antrage ftattzugeben; fonftige Gründe für 
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fochtenen Beichluß für die mehr oder minder große Wichtigkeit 
der einzelnen Bemweisverhandlungen angeführt find. Die Erheb- 
lichkeit der Beweisaufnahme fteht durd) den Beweisbeichluß felbjt 
feft und unterliegt nicht der Nachprüfung im Koftenfeftjegungs:- 
verfahren. Bier hatte fich der Anwalt der Berufungsinftanz durch 
einen auswärtigen Anwalt bei der dortigen Beweisaufnahme ver- 
treten laffen. Die von diefem berechnete halbe Prozekgebühr und 
Beweisgebühr — 8.45 G.D.F.R. A. —, mweldje abgefeßt waren, 
find vom NReichdgericht wieder zugefett. B.V, 124/94 vom 24. Juni. 

1762. Bür jedes die Koftenfeftitellung betreffende Verfahren, 
welches durch eine gefonderte Entjcheidung abgeichloffen wird, hat 
da8 Gericht die in $. 34, Nr. 1 (jett 8. 38, Nr. 1) normirte 
Gebühr, der Rechtsanwalt bezw. in Vertretung feiner Partei die 
Gebühr des 8.23 CD. |. R., infoweit ihn für die Wiederholung 
eines biefelbe Sache betreffenden Koftenfeitftellungsantrags fein 
Berchulden trifft, zu berechnen. Hier hatte der Kläger auf Grund 
der Berurtheilung de8 Beflagten zu den Kojten diejfe zur Yeft- 
jtellung liquidirt; nad) der richterlichen Feftfegung waren die Ge- 
richtsloften ftatt von dem Beklagten von dem Kläger erhoben. 
Da der Kläger unterlaffen hatte, fowohl gegen diefe Erhebung zu 
remonftriren, als den Beklagten zunädjft zur Eritattung der von 
ihm bezahlten Gerichtöfoften aufzufordern, wurbe in dem fofortigen 
Antrage auf Feftjtellung diefer Gerichtskoften, welcher neue Koften 
veranlaßte, fein zu zwedentjprechender Nechtöverfolgung noth- 
wendiger Aft gefunden, und deshalb die Koften für den erneuten 
Koftenfeftftellungsantrag abgefekt, die daburd) ermadhjfenen Gerichts- 
foften und weiteren Koften der Befchwerden dem Kläger auferlegt. 
B. I, 78/94 vom 28. Wov. 

763. Aus dem Umftande, daß die NRevijion ohne Einjchrän- 
fung eingelegt wurde, folgt auch, daß der einzuzahlende Gerichts: 
fojtenvorfchuß nach der Summe von 176705 Mark richtig berechnet 
worden ill. Die Einichränfung des Nevifionsantrages in ber 
Nevifionsbegründung, jelbft vorausgefeßt, daß fie eine theilweije 
Zurücdnahme des Nechtsmitteld enthalte, gibt der Partei fein Recht 
auf antheilige Zurücdzahlung des Gerichtsfoftenvorjchuffes. Nach 
der Struftur des Gerichtsfoftengefeßes, insbefondere mit Rücdjicht 
auf die Vorfcrift, daß die Gebühren und Auslagen der Regel 
nad) erjt mit Beendigung der Inftanz fällig werden ($. 93) fowie 
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darauf, daß das Geje zwar von einer Erhöhung, nicht aber auch 
von einer Herabjegung des Koftenvorichuffes Tpricht ($. 81), muß ER 
angenommen werben, daß der Gerichtsfoftenvorfchuß, der zur 

Sicherung der Staatöfafje wegen der in ber betreffenden Inftanz 
entjtehenden Kojten beftimmt ift, vor Beendigung der Inftanz nicht, 

aud nicht zum Theil, zurüdverlangt werden darf, e8 möchte denn 

fein, daß er von Anfang an zu Unrecht eingefordert oder falich 

berechnet wäre. V, 361/94 vom 15. Der. 

764. Die Gebühr nad S. 37, Abi. 1 der G.DO. f. R. er- NRedts- 
hält der Rechtsanwalt nicht bloß dann, wenn er im Sühneternin onen 
(8. 571) mitgewirkt hat, fondern au dann, wenn er, ohne daß 
e8 zu einem Rechtsftreit gefommen ift, oder ohne daß der bei 
dem Sühneverfahren mitwirfende Rechtsanwalt al8 Prozekbevoll- 
mädtigter erjchienen ift, irgend eine Thätigfeit in Anfehung des 
Sühneverfahrens entwidelt, infonderheit eine Zerminsbeftimmung 
erwirft und die Ladung beforgt hat. Sie darf aud, wenn e8 fid) 
um Prozefje vor dem Landgericht handelt, dem al Prozepbevoli- 
mädhtigten beftellten Rechtsanwalt nicht verfagt werden. ‘Denn 
nad) $. 37, Abf. 2 ift fie nur dann auf die Prozeßgebühr ans 
zurechen, wenn die Verhandlung vor dem Amtsgericht ftattfindet. 

B. II, 141/94 vom 27. Nov. 

165. Im Fall 777 wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, Bertagung. 
weil einem Bertagungsantrage der Klägerin nicht ftattgegeben war, 
zumal fich Klägerin in der Revifionsinftanz bereit erflärt hat, eitte 
Ausfonderung vorzunehmen. Der Vertreter der Klägerin handelte 
forreft, indem er den Antrag ftellte, ihm Tundzugeben, daß es 
nad) Anficht des Gerichts darauf anfomme, über die Anzahl der 
angebli fremden Käften eine beftimmte Erklärung abzugeben, 
und alsdann durch PVertagung der Verhandlung der Partei die 
Möglichkeit zu geben, die zu fachgemäßer Beantwortung der ge- 
ftellten Frage erforderliche Ausfonderung der Käften vorzunehmen. 

Das war ein durdaus billiges Verlangen, dba e8 ber Klägerin 
nit zuzumuthen war, ohne Noth jene zeitraubende Arbeit aus- 
zuführen, e8 alfo auch nicht auf ungebührliche Verjchleppung des 
Prozeffes abzielte, wenn fie biß dahin, dem von ihr eingenommenen 
Nechtsftandpunfte gemäß, die Ausfonderung unterlafjen hatte. 
Dur den Widerfpruch des Beklagten allein war das Geridt 
nicht behindert, dem Antrage ftattzugeben; fonjtige Gründe für 
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147. Der Antrag der Klage geht dahin, 1) die auf Be- 
treiben der Stadt YBurtfcheid gegen den Kläger im Verwaltungs 
verfahren erfolgte Pfändung aufzuheben; 2) die genannte Beklagte 
für nicht berechtigt zu erflären, auf Grund der Polizeiverfügung 
vom 9. Iuli 1890 die Koften der Ausführung jener Anlage ein- 
zufordern bezw. im Zmangswege beizutreiben, — und zur Be- 
gründung diejes Antrages tft geltend gemacht, daß das Ortsjtatut 
vom 18. Suli 1887, auf welches die genannte Bolizeiverfügung 
fich ftüge, nicht gejegmäßig erlaffen fei, daher aud) die auf Grund 
derjelben ergangene polizeiliche Aufforderung und Zwangsandrohung 
nicht zu Recht beftehen Fünne. ine Klage, mit welcher ein Ans 
griff gegen die Gefekmäßigfeit polizeilicher Verfügungen und der 
zu deren Durchführung angeordneten Zwangsmittel verfolgt wird, 
ift aber nad) 88. 127, 128, 133, Abf. 1 und 2 des Gefetes über 
die Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und $. 13 bes Gerichts: 
verfaffungsgejeßes der richterlichen Zuftändigfeit entzogen. E8 tft 
nur Klage im Verwaltungsverfahren und Befchwerbe zulälfig. 
II, 124/94 vom 19. Juni. 

148. Aus 88. 12 und 13 de8 ©. 2. ©. folgt, dak Streitig- 
feiten über die Rechte aus ertheilten Patenten vor die ordent- 
Iihen Gerichte gehören, aud) die Streitigkeiten über das Verhält- 
niß der miteinander kollidirenden Nechte aus verichiedenen Patenten. 
Denn das Patentgefe vom 7. April 1891 Hat unterlaffen, eine 
Beitimmung darüber zu treffen, daß folche Streitigkeiten vom 
Patentamt zu entjheiden feien. Und es hat nicht minder unter- 
laffen, eine Bejtimmung darüber zu treffen, daß das Patentamt 
im Ertheilungsverfahren endgültig eine Feftftellung über da® Ver- 
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hältniß verfchiedener Patente zueinander zu treffen habe. Das 
Raiferliche Patentamt hatte rechtskräftig die Nichtigfeitsflage ab- 
gewiefen und auf den eventuellen Antrag des Nichtigfeitsflägers 
die Abhängigkeit des Anfpruche 3 des Patents 62224 von dem 
Patent A3111 ausgefprocdhen. Einen jolhen Ausipruch zu machen, 
ftand dem Kaiferlichen Patentamt auf Grund des Gefeges nicht 
zu. Das Neichögeriht Hob auf Berufung des Beklagten diefe 
Entiheidung auf und wies die Klage infoweit ab. I, 119/94 
vom 7. Iuli. 

749. Im Fall 34. Zum Schuße des Staates gegen Störungen 
im Befig der Anlandung ift der Nechtöweg unzuläffig. — Val. 
Bd. II, 1393b. — Wegen des Werthserfages für das Weiden- 
gefträuch, welches fi) der beklagte Eigenthümer bes anliegenden 
Grundftüds angeeignet hatte, ift der Nechtsmweg zuläffig.e. Zur 
Geltendmahung feiner vermögensrechtlichen Anfprüche fteht dem 
Fiskus die Anrufung der Polizeigewalt nicht zu; der Werthserjag 
für entzogene Nußungen fällt aud), weil dem Grunde und dem 
Betrage nad) nicht auf der Entfcheidung oder Anordnung einer 
Verwaltungsbehörbe beruhend, nicht unter diejenigen Geldbeträge, 
welche im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen werden fünnen 
(Sefeß vom 7. Sept. 1879, $. 1). V, 77/94 vom 14. Iuli. 
Bol. 28. 

750. Klage eines preußischen Gutsbefiters gegen den durd) 
die Intendantur des I. Armeeforps vertretenen Reichsmilitärfisfus, 
fih fortan jeder Störung feines DBefiges durch Bewerfen feiner 
Rändereien mit Gejchoffen bei Vermeidung einer Strafe zu ent- 
halten. Im Anflug an das Erfenntnig des Gerichtshofes zur 
Entiheidung der Kompetenzfonflifte vom 13. Aug. 1870: Der 
Nechtsweg tft zulälfig. Handelt es fi), wie die Klage mit dem 
Beklagten verftanden werden muß, um ein unbeabfichtigtes Her- 
überfliegen von Gefchoffen bei den Schießübungen vom Militär- 
Ichießftande, jo treffen die Gründe jenes Erlenntniffes zu. Ob 
das unbeabfichtigte, aber der Militärbehörde befannt gewordene 
und gleichwohl nicht verhinderte Ueberfliegen der Gejchoffe den 
ZThatbeftand der Befitftörung erfüllt, berührt nur die Srage der 
materiellen Klagbegründung. In jenem Valle finden die DBe- 
ftimmungen der SS. 11 ff. des Reichsgefees vom 13. Yebr. 1875 
feine Anwendung, und ebenfo wenig fteht dann die Ausübung 

Braris des Neichägerihts. XIX. 97 
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eines Militärhoheitsrechts in Frage, jodaß $. 36 der Verordnung 
vom 26. Dec. 1808 nicht Pla greift und eine Kollifion mit LII, 
225/89 vom 24. Sept. 1889 (R. ©. €, Bd. 24, ©. 6; Praris, 
3b. VII, 685 nidt vorliegt). V, 178/94 vom 26. Sept. 

751. Allerdings war der Beichluß des Kreisausichuffes, die 
auf der Landftraße ftehenden Eichbäume nicht niederzulegen, feine 
polizeiliche Verfügung, wie fie dem Kreisausichuß gar nicht zu- 
Stand. Sie ift aud dadurh, dak fie vom Landrath ald BVor- 
figendem des Kreisausichuffes dem Gemeindevorftand mitgetheilt 
und daß die VBeichwerde vom Negierungspräfidenten zurücgerwiefen 
wurde, nicht polizeiliche Verfügung geworden. Dennod ift für 
die Klage der anliegenden Grundbefiter auf Befeitigung reip. Ge- 
ftattung der Bejeitigung der Baummwurzeln der Rechtsweg unzu- 
läffig. Denn den Vorinftanzen ift darin beigetreten, daß mit 
dem Abhauen der übergewachjenen YBaummurzeln ein Theil der 
nad) 8.3 des Hannoverfchen Wegegejetes als Zubehör des öffent- 
lichen Weges anzufehenden Eichen felbjt befeitigt, namentlich ihr 
ferneres Gebeihen in hohem Grade beeinträchtigt werden würbe, 
und daß das Vorhandenjein der Bäume auf dem durd) fie leicht 
erkennbar abgegrenzten Wege für deffen fichere Benukung von 
Werth if. Dur eine gerichtliche Verurtheilung, die Wurzeln 
zu bejeitigen, würde in die allein den Verwaltungsbehörben zu: 
itehende Verwaltung der öffentlichen Wege eingegriffen, fogar die 
Teitigfeit der Bäume und damit die Sicherheit des Weges ge- 
fährdet. Wie das Gericht nicht zur Wegnahme der Bäume jelbit 
oder anderer das öffentliche Intereffe berührender Vorrichtungen 
auf den öffentlichen Wegen verurtheilen fann, ift e8 auch nicht 
zuftändig für andere Maßregeln, welde in jene Verwaltung ein- 
greifen würden. Dagegen ift der Rechtsweg infoweit zuläffig, 
al8 die Kläger die Anerkennung begehren, daß dem Kreisausfchuf 
ein Privatreht darauf, die Wurzeln der Eichen im Grund und 
Boden der Kläger zu unterhalten, nicht zuftehe, und Schabens- 
erjag fordern. III, 136/94 vom 5./12. Oft. 

752. Bgl. Bb. XI, 616. Der Elagenden Genofjenichaft, 
welche in Efjen ein Grundftüd hat, auf welchem fie nach der Feit- 
ftellung der Wegepolizetbehörbe zwei fich Treuzende Straßen an- 
gelegt Hat, war von der beflagten Stadtgemeinde Effen die Ge- 
nehmigung ertheilt worden, die beiden Straßen auf eigene Koften 
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auszubauen. Dies ift geichehen und die Straßen find dem öffent- Rechtemweg. 
lichen Verkehr übergeben worden. E8 hat aber die Stadtgemeinde 
die von der Klägerin verlangte Uebernahme der Straßen auf den 
Kommunaletat von der unentgeltlichen Hergabe des Grund und 
Bodens abhängig gemacht. Die Klägerin fordert von der Stadt 
aus der nüslichen Gefhäftsführung Erftattung der Wegebaufoften 
zu dem Xheile, welcher auf eine an ben Straßen liegenden evan- 
geliihen Schule als Adjacentin entfallen würde. Damit ift fie 
abgewiejen wegen Unzuläffigkeit des Nechtöweges. Nach dem Be- 
rufungsurtheil ift Gegenitand des Streites die Trage, ob die Be- 
fagte als Adjacentin nah dem Ortsftatut die Öffentlich= rechtliche 
Verpflichtung habe, zu den Straßenbaufoften die Hälfte beizu- 
tragen. Es ift der Repifion darin nicht beizutreten, daß die 
Klägerin hiermit „einen beftimmten privatrehtlichen Titel” geltend 
gemacht habe; ein folher Fan nicht darin gefunden werden, daß 
einer don mehreren öffentlich-rechtlich Verpflichteten auf Erftattung 
des Geleifteten Klage erhebt. ‘Dies aber bezweckt die vorliegende 
Klage. Die Verpflichtung der Beklagten als ‚‚Adjacentin‘, dies 
verfennt bie Revifion, ift die dem Nechtswege verfchloffene öffent: 
lichrechtliche Verpflichtung. IV, 207/79 vom 22. Nov. 

753. Naddem im Verwaltungsftreitverfahren auf Grund 
des Zuftändigfeitsgefeßes vom 1. Aug. 1883, $. 66 — vgl. Bd. VI, 
833 — rechtskräftig ausgeiprocdhen war, daß der NRittergutsbefiger 
verpflichtet fei, den unterhalb der Mühle des Klägers liegenden, 
auf beiden Seiten von Rittergutsgrundjtüden begrenzten Bad), 
foweit e8 zur Beihaffung der Vorfluth nothwendig ift, zu räumen, 
ift diefes Urtheil für den Civilrichter für Enticheidung über den 
wegen Nichterfüllung jener öffentlih-rechtlichen Verpflichtung er- 
hobenen Schabenserfaganfprud maßgeblich, wie fi) aus den Wor- 
ten und ber erkennbaren Abficht des SS. 66 ergibt. Da aber jene 
Berpflichtung unbejhadet aller privatrechtlihen Verhältniffe feit- 
geitellt ift — vgl. 8. 66 eit. und 8. 7, Abf. 1 des Gefetes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Suli 1883 — fo konnte 
dem Belflagten in dem Prozeife über Schadenserjag der Einwand 
nicht verjagt werben, daß der Kläger ihm gegenüber aus Gründen 
ded Privatrechts, alfo auf Grund eines fpeziellen Nechtstitelg — 
vgl. SS. 1 und 7 des Gejetes vom 28. Tebr. 1843 — zur Räumung 
de Baches verpflichtet fei. VI, 254/94 vom 10. Dec. Vgl. 108. 

27* 
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754. Ob dem Kläger, welder zu einer militärifchen Uebung 
als Gemeiner eingezogen war und hier beim Ererziren eine förper- 
liche Verlegung davongetragen hatte, wegen deren ihm Invaliden- 
anfprühe zugebilligt find, ein Anfprud) auf Erjag ber Kojten 
einer Reife zufteht, welche er auf Anmeifung der Militärbehörde 
pon feinem Wohnort nah dem Militärlazareth unternommen hat, 
ift der Rechtsweg zuläffig. IV, 162/94 vom 3./19. Dec. 

155. Abweichend von B. VI, 19/88 vom 20. Febr. und 
B. VI, 81/90 vom 2, uni. E.P.OD. 8.8 findet auch auf Räu- 
mungsflagen Anwendung, fofern der Klageanipruch darauf beruht, 
daß ein dem Pacht: oder Miethbefige zu Grunde liegender Padht- 
oder Miiethvertrag von einer über den geltend gemachten Räu- 
mungszeitpunft hintausgehender Dauer nicht in rechtsverbindlicher 
Weije zu Stande gefommen oder vor Ablauf jener ‘Dauer Hin- 
fällig geworden tft. BL. B.V, 171/92 vom 4. Iuni 94. 

756. Das Landgeriht Berlin I war zuftändig. Denn der 
Deklagte war während feines Aufenthalts in Berlin geladen, wo 
er zulegt feinen Wohnort hatte, und er hatte damals feinen Wohn- 
jig. Allerdings hatte der Beklagte im Mai 1891 feinen Aufent- 
halt in Charkow mit der Abficht dauernder Niederlaffung dajelbit 
genommen und dies der dortigen Polizeibehörde unter Vorlegung 
jeines vifirten Neifepaffes angemeldet, er Hatte auch bei feiner 
Abreije nad) Berlin im 3. 1892 die Beibehaltung des Wohnfitcs 
in Charfow beabfichtigt, diefe Abficht jedoch nicht ausgeführt, war 
vielmehr demnädjlt von Berlin aus nad) Holland verzogen. Auf 
der anderen Seite aber ijt in unanfechtbarer Weife fejtgejtellt, 
daß nad) den Gejegen, die am 19. April 1892 in ARufland galten, 
ausländischen Iuden nicht geftattet war, im Bezirke Charfom ihren 
jtändigen Aufenthalt zu nehmen und einen dauernden Wohnfit zu 
haben. Selbjt wenn aljo der Beklagte bei feiner Niederlaflung 
in Charfow die zum Erwerbe des Wohnfiges erforderliche Abficht 
gehabt hätte, würde foldem Ermerbe ein gejetliches Hinderniß 
entgegengejtanden haben, VI, 240/94 vom 25. Dft./19. Nov. 

757. Im einer Urkunde hat der Hamburger Kläger an den 
Kieler Beklagten ein in einem Hamburger Vorort belegenes Grund- 
ftüd und Bellagter dem Kläger ein nicht unter Hamburger Yurid- 
diktion belegenes Grundftüd verkauft. ‘Die Mitwirkung des Be- 
Flagten zur. Zufchreibung des Hamburger Grundftüds konnte nur 
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durch Willenserklärung vor dem Hamburger Hypothefenamte an Geritejtand. 
Amtsstelle geleiftet werden. Diefe Mitwirkung hat der Beflagte 

verjagt. Für den hieraus dem Kläger erwacfenen Scabens- 

anjpruh war das Hamburger Gericht zuftändig, nicht aber für 

den Erfat des Schadens, welcher dem Kläger daraus erwacjen 

ift, daß ihm das andere Grundjtüd nicht zugefchrieben ift. VI, 

214/94 vom 8. Nov. 

758. Bellagter hat mehrere landwirtdichaftliche Meafchinen, 
welche ihm nah Haynau in Sclefin vom Kläger nad) deflen 
Behauptung zum fommiffionsweifen Verkauf zugefandt waren, 
nah dem Wohnort des Klägers zurüdgefandt. Sit dies anfcheinend 
au) nit oder zumäcjjt nicht zum Zmwede der Uebergabe an den 
Kläger gefchehen, fo entjpricht e8 doch der für die Beltimmung 
des Erfüllungsorted mafgebenden Natur der Sache (Art. 324 
9. ©.83.), daß, fofern der Aniprud) des Klägers auf Rückgabe 
überhaupt begründet ift, Kläger die Rüdgabe da verlangen fann, 
wo die Majchinen fich gegenwärtig befinden. Die entgegengefette 
Anficht der Inftanzriter führt zu dem nicht fachgemäßen Ergeb- 
niß, daß die Mafchinen zum Smede der Rüdgabe an den in 
Derfchau wohnenden Kläger erft wieder nah) Haynau gejchafft 
werden müßten. Hieran wird aud dann nichts geändert, wenn, 
wie Beflagter behauptet, ausdrüdlich vereinbart fein follte, daß 
die Nüdgabe der Majchinen in Haynau ftattzufinden habe, da 
diefe Vereinbarung fih nur al® eine Beftätigung der in Art. 324 
enthaltenen gejetlichen Regel darftellen würde. Danad) ergibt fi 
die Zuftändigfeit des angerufenen Gerichts für den Antrag auf 
Seftftellung, daß Kläger berechtigt fei, über die Majchinen als 
über fein Eigenthum zu verfügen. Aber aud für den weiteren 
auf Verneinung des vom Bellagten geltend gemachten Retentionss 
rechts gerichteten Klageantrag it die Zuftändigfeit vorhanden, 
Denn die Geltendmachung ded Netentionsredhts fällt zufammen 
mit der Weigerung des Beklagten, die Mafdhinen an den Kläger 
herauszugeben. I, 283/94 vom 5. Dec. 

159. Auf Zahlung einer Maflergebühr von %., dem Eeffio- ThHeimapme 
nar des 9., verflagt, verkündete der Beklagte dem B. den Streit, ritter. 
weil diefer die Forderung für fi) beanjpruche, hinterlegte den in 
der Klage geforderten Betrag und beantragte, ihn aus dem Pro- 
zeife zu entlaffen. B. erklärte feinen Eintritt in den Prozeß und 
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beantragte, den 2. abzuweifen und ihn zur Einwilligung zu ver- 
urtheilen, daß der deponirte Betrag an den Kläger gezahlt werde, 
jowie zu den Koften. Das Landgericht wies durd) Zwifchenurtheil 
die „Nebenintervention” des DB. ald unzuläffig zurüd, weil 
eine Nechtsbeziehung zwiichen ihm und dem Bellagten nicht be» 
itehe, auch fein Anfprucd nicht glaubhaft gemacht fei, und ver- 
urtheilte dur) Endurtheil den Beflagten zur Zahlung. Auf die 
fofortige Beichwerde des 3. hat das Kammergericht das Zwifchen- 
urtheil aufgehoben, da® Neichsgericht hat die dagegen eingelegte 
lofortige Beichwerde zurüdgewielen. Im Fall des 8. 72.8.0. 
(tegt Feine Nebenintervention, jondern eine Hauptintervention nad 
Analogie de8 8. 61 vor. Der Dritte, weldder in den Prozeß ein- 
tritt, weil er die vom Kläger geltend gemachte Forderung für fich 
in Anfpruh nimmt, hat fein vechtliches Interefje daran, die eine 
oder andere Partei zu unterftügen, um ihr zum Siege zu ver- 
helfen, fondern er will die Stellung al® Hauptpartei für fi in 
Aniprud; nehmen. Der angefochtene Beihluß hat daher mit Recht 
angenommen, baß die Vorjchriften der $$. 63 und 68 hier nicht 
anwendbar find und daß die Glaubhaftmadhung eines rechtlichen 
Intereffes jeitens des DB. nicht verlangt werden Tann. Ob ber 
Dritte mit Necht die eingeflagte Forderung für jih in Anfprud) 
nehme, ift in dem gegen ihn weiter zu führenden Hauptprozeiffe 
zu entjcheiden, ähnlich wie bei der laudatio auctoris ($. 73, letter 
Abjak). Der 8. 72 fordert aud) nit, daR die Identität des vom 
Kläger und de8 vom Dritten erhobenen Anfpruches fubftantiirt 
werde. 8 wird nur vorausgejekt, daß der Dritte die geltend 
gemachte Forderung für fih in Anfprud nehme “Die geltend 
gemachte Forderung ift aber hier die Provifionsforderung des 3. 
und eben dieje Forderung beanfprudht B. als Ceffionar. Gerade 
für die Fälle der Ceffion, Pfandbeitellung, Beichlagnahme u. f. w. 
bat 8. 72 feine Bedeutung (vgl. unter anderen Gaupp zu 8. 72, 
11I®), Durch den Eintritt des B. in den Prozeß ftehen fich zwei 
Geffionare des 3. (Kläger und B.) gegenüber, und da entfpridht 
e8 recht eigentlich dem SJmed des $. 72, daß nicht der Beklagte, 
der an den Beredtigten zahlen will, zum Austrage bringe, welder 
von den beiden Geffionaren berechtigt fei, jondern daß die let- 
teren über dieje Frage allein weiter ftreiten. B.I, 81/94 vom 
15. Dec. 
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760. BI. Hatte aus einem Vertrage von einer Akttengejell- 
ihaft 15000 Darf zu fordern; E. übernahm dafür am 11. März 
1892 in einem jpäteren Vertrage die Haftung, wogegen BI. eine 
Frift gewährte und die Aktiengejellichaft aus der Haftung entlieh, 
falls €. die Bürgichaft von Ba. binnen adıt Tagen beibringe. 
DL. hat wider. CE. Klage auf 1875 Mark Zinfen und BProvifion 
erhoben, &. hat fih damit vertheidigt, BL. jet vom zweiten Ver- 
trage zurüdgetreten, weil eine Torrefte Bürgichaft bes Ba. nicht 
binnen act Tagen, jondern erft Später beigebracht fei. Nun ver- 
fündete DL. der Aktiengefellichaft den Streit; dieje trat ihm bei 
und stellte den Antrag, für Necht zu erkennen, der Bellagte ift ver- 
pflichtet, nad) Maßgabe der Notariatsverhandlung vom 11. März 
1892 die dort zur Liberirung ber Aftiengejellfchaft über- 
nommenen Zahlungsverfprechen zu erfüllen und die Nechtegültig- 
feit der Liquidation anzuerkennen. Das Berufungsgericht ver- 
urtheilte zur Zahlung von 1875 Mark und dem Antrag der Neben- 
intervenientin entiprechend. ‘Das Reichsgericht hob bezüglich diejes 
Antrags auf, wies benfelben ab umd verurtheilte die Nebeninter- 
venientin zu 1°/,, der Koften. BL. hat nad) der Auslegung des 
Berufungsrichters jedenfalls zwei Schuldner, entweder BI. und 
Da. oder BL. und die Aktiengefellichaft; der jetige Ausfpruch zu 
Gunjten der Aftiengefellihaft würde dem Ba., welder an diejem 
Prozefje nicht theilgenommen hat, nit präjudiziren. 8 wider- 
priht alfo dem Klägerifchen Intereffe, wenn in diefem Prozeffe 
ein dem Antrage der Nebenintervenientin entiprechender Ausiprud) 
in den Urtheilen der Borinftanzen erfolgt ift. Das war prozeffual 
ebenjo unzuläffig wie der Antrag jelbit. Wenn die Aktiengejell- 
haft einen Ausfprudh dahin erlangen will, daß fie dem Kläger 
nicht hafte, fo Fan fie das nur in einem Prozeffe erreichen, 
welchen fie gegen DI. anftrengt, nicht in einem Prozeffe, welchen 
DI. gegen €. angeftrengt hat, al8 Nebenintervenientin des DI. 
Davon, baf bdiefer Verftoß gegen die Fundamentalprinzipien des 
bürgerlichen Brozefjes dadurch geheilt fei, daß er in der eriten 
Inftanz weder von dem Kläger nod von dem Beklagten gerügt 
jet, fannn nicht die Nede fein. I, 291/94 vom 19. Dec. 

761. ede Partei ift berechtigt, bei der Beweisaufnahme zu 
erjcheinen oder fi durch einen Anwalt vertreten zu laffen, ohne 
daß e8 dabei auf die Umjtände antommt, welche in dem ange: 
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Kofıen. 
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Serichtstoften- 
gejeß. 
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fochtenen Beichluß für die mehr oder minder große Wichtigkeit 
der einzelnen Beweisverhandlungen angeführt find. Die Erheb- 
lichkeit der Beweisaufnahme fteht durd den Beweisbeichluß jelbjt 
feft und unterliegt nicht der Nachprüfung im Softenfeftiegungs- 
verfahren. Hier hatte fich der Anwalt der Berufungsinftanz durch 
einen auswärtigen Anmalt bei der dortigen Beweisaufnahme ver- 
treten laffen. Die von diefem beredjnete halbe Prozehgebühr und 
Beweisgebühr — 8.45 G.D.F-R. A. —, welche abgejeßt waren, 
find vom Neich8gericht wieder zugejegt. B.V, 124/94 vom 24. Iuni. 

762. Für jedes die Koftenfeititellung betreffende Verfahren, 
welches durch eine gefonderte Entjcheidung abgeichloffen wird, hat 
das Gericht die in 8. 34, Nr. 1 (jett $. 38, Nr. 1) normirte 
Gebühr, der Rechtsanwalt bezw. in Vertretung feiner Partei die 
Gebühr de 8.23 ©.0D.F|.R., injoweit ihn für die Wiederholung 
eines bdiefelbe Sache betreffenden Koftenfeititellungsantrags fein 
Berfchulden trifft, zu berechnen. Hier Hatte der Kläger auf Grund 
der Verurtheilung de8 Beklagten zu den Koiten diefe zur Feft- 
jtellung liquidirt; nach der richterlichen Feitjegung waren die Ge- 
richtskoften ftatt von dem Beklagten von dem Kläger erhoben. 
Da der Kläger unterlaffen hatte, fomohl gegen diefe Erhebung zu 
remonftriren, als den Beklagten zunächjft zur Erftattung der von 
ihm bezahlten Gerichtsfoften aufzufordern, wurde in bem fofortigen 
Antrage auf Feitftellung diejfer Gerichtsfoften, welcher neue Roften 
veranlaßte, fein zu zwedentiprecdhender Rechtsverfolgung noth- 
wendiger Akt gefunden, und deshalb die Kojten für den erneuten 
Koftenfeititellungsantrag abgefet, die dadurd) erwachjenen Geridhts- 
foften umd weiteren Koften der Beichwerben dem Kläger auferlegt. 
B. I, 78/94 vom 28. Nov. 

763. Aus dem Umftande, daß die Revifion ohne Einfchrän- 
fung eingelegt wurde, folgt aud), daß der einzuzahlende Gericdhts- 
fojtenvorihuß nad) der Summe von 176705 Marf richtig berechnet 
worden if. Die Einfchränfung des Nevifionsantrages in der 
Nevifionsbegründung, jelbjt vorausgefett, daß fie eine theilweije 
Zurüdnahme des Nechtsmittel® enthalte, gibt der Partei fein NRedht 
auf antheilige Zurücdzahlung des Gerichtsfoftenvorfchuffes. Nach 
der Struftur des Gerichtsfoftengejetes, insbejondere mit Nüdjicht 
auf die Vorichrift, daß die Gebühren und Auslagen ber Regel 
nad erjt mit Beendigung der Initanz fällig werden (8. 93) fowie 
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darauf, daß das Gejek zwar von einer Erhöhung, nicht aber aud an 
von einer Herabjegung des Koftenvorichuffes fpricht (8. 81), muß 
angenommen werden, daß der Gerichtsfoftenvorfchuß, der zur 

Sicherung der Staatöfaffe wegen der in ber betreffenden Injtanz 
entftehenden Koften beftimmt ift, vor Beendigung ber Inftanz nicht, 

aud nicht zum Theil, zurüdverlangt werben darf, e8 möchte denn 

fein, daß er von Anfang an zu Unrecht eingefordert oder falich 

berechnet wäre. V, 361/94 vom 15. Dec. 

764. Die Gebühr nah 8. 37, Abi. 1 der G.D. FR. er- NRedts- 
hält der Rechtsanwalt nicht bloß dann, wenn er im Siühneternin ke 
(8. 571) mitgewirkt hat, fondern aud) dann, wenn er, ohne daß 
e8 zu einem Nechtsftreit gefommen ijt, oder ohne daß der bei 
dem Sühneverfahren mitwirfende Rechtsanwalt ald Prozeßbevoll- 
mächtigter erjchienen ift, irgend eine Thätigfeit in Anfehung des 
Sühneverfahrens entwidelt, infonderheit eine Terminsbeitimmung 
erwirkt und die Yadung beforgt hat. Sie darf auch, wenn es fid) 
um Prozeife vor dem Landgericht handelt, den ald Prozeßbevoll- 
mächtigten beftellten Rechtsanwalt nicht verjagt werden. Denn 
nad $. 37, Abi. 2 ift fie nur dann auf die Prozeßgebühr an- 
zurechnen, wenn die Verhandlung vor dem Amtsgericht ftattfindet. 

B. II, 141/94 vom 27. Nov. 

765. Im Fall 777 wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, Bertagung. 
weil einem Vertagungsantrage der Klägerin nicht jtattgegeben war, 
zumal fi Klägerin in der Revifionsinftanz bereit erklärt hat, eine 
Ausfonderung vorzunehmen. Der Vertreter ber Klägerin handelte 
forreft, indem er den Antrag ftellte, ihm Tundzugeben, daß es 
nad) Anficht des Gerichts darauf anlfomme, über die Anzahl der 
angeblich fremden Käften eine beitimmte Erflärung abzugeben, 
und alsdann durd) Vertagung der Verhandlung der Partei die 
Möglichkeit zu geben, die zu fachgemäßer Beantwortung der ge- 
ftellten Frage erforderliche Ausfonderung der Käften vorzunehmen. 

Das war ein durdhaus billiges Verlangen, da e8 der Klägerin 
nicht zuzumuthen war, ohne Noth jene zeitraubende Arbeit aus- 
zuführen, e8 alfo auch nicht auf ungebührliche Verfchleppung des 
Prozefies abzielte, wenn fie bi dahin, dem von ihr eingenommtenen 
Nechtsitandpunkte gemäß, die Ausionderung unterlafjen hatte. 
Durch den Widerfprud des Bellagten allein war das Gericht 
nicht behindert, dem Antrage ftattzugeben; fonftige Gründe für 


426 Allgemeine Beftimmungen. 


Vertagung. die Ablehnung find nicht angegeben und nicht erfichtlih. V, 166/94 
vom 17. Nov. 

Auafegung des 166. Einer der wegen einer Schuld der Erblaffer verklagten 

Verfahrens. miterben ift der mitverflagte Th. N., bezüglich deffen die Erb- 
(affer verfügt hatten, feine Eltern feien von der Dispofition über 
feinen Erbtheil auszufchließen, die Verwaltung einem durch das 
Gericht zu beftellenden Pfleger zu übertragen, er folle die freie 
Verfügung über das Erbe erjt mit dem vollendeten 25. Rebens- 
jahre erhalten. Nachdem während des Prozefjes TH. N. volljährig 
geworden, ift in der Vormundichaftsfache die Pflegichaft aufgehoben. 
Das Berufungsgericht hat das Verfahren für unterbrochen erflärt, 
weil für Th. N., welcher das 25. Lebensjahr noch nicht zurüd- 
gelegt hat und in der Berufungsinftanz mit einem Prozeßbevoll- 
mäcdhtigten nicht verjehen ift, die gefetliche Vertretung weggefallen 
fei._ Das Neichsgericht hat den Beichluß aufgehoben. Es kann 
unentfchieben bleiben, ob die von den Erblaffern getroffene Bes 
ftimmung nad) der Richtung rechtliche Wirkjamkeit hat, daß durch 
diefelbe die N.’iche Defcendenz umd alfo aud der in Betradt 
fommende Bellagte TH. N. in der Verfügungsbefugnig über das 
Sroßelternerbe bi8 zum vollendeten 25. Lebensjahre beichräntt 
worden ijt. Die Trage nad) der Verfügungsbefugniß über den 
Streitgegenftand betrifft die Sadlegitimation der Partei und ijt 
dur den Prozekrichter nad) den Grundfäten des materiellen 
Nechts zu beurtheilen. CS fann aber auch unerörtert bleiben, 
ob durch jene Beitimmung die Verfügungsfähigkeit des Beklagten 
und damit feine Prozekfähigfeit, foweit e8 fih um einen Nedht$- 
ftreit über das Großelternerbe handelt, beeinträchtigt worden ift. 
Der Bellagte TH.N. ift, nachdem er die Grofjährigfeit erlangt 
hat, im Allgemeinen verfügungsfähig und aljo aud) prozekfähig. 
Die Vormundicaftsbehörde hat dahin entichieden, daR unter den 
beftehenden Verhältniffen die gefetlichen Vorausjegungen für die 
Beitellung eines gejetlidhen Vertreters des Beflagten und folglid) 
auch für die Einfegung oder Fortführung einer Pflegihaft nicht 
gegeben fein. Die Vormundicaftsbehörde ift für eine folche 
Entiheidung die zuftändige Behörde und die von ihr in diejem 
Falle getroffene Entjheidbung ift endgültig ergangen. Bei folder 
Sadjlage gewähren aber die Vorjchriften der $$. 219, 233 E.P.O. 
bem Prozeßrichter feine Grundlage für die Anordnung, daß das 
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Berfahren wegen des Wegfall® der gejeglichen Vertretung des Ausfegung des 
Beklagten auszufegen fei. B. IV, 106/94 vom 9. Iuli. Verfahrens. 

167. Der Beihluß des Oberlanbesgerichts, durch welchen 
da8 Verfahren über die behauptete Patentverlegung bis zur rechts- 
fräftigen Erledigung fowohl der von der Klägerin gegen das der 
Deklagten auf deren Anmeldung vom 3. Nov. 1892 durd) das 
Katjerliche Patentamt am 27. Tebr. 1894 ertheilte Patent, als 
der von der DBeflagten gegen das der Klägerin auf deren An- 
meldung vom 7. Febr. 1881 ertheilte Patent Nr. 19026 erhobenen 
Nichtigfeitsflage ausgejett ift, ift aufgehoben. Denn die Ent- 
Iheidung über die Nichtigfeitsflage wider das fpäter ertheilte 
Patent ift ohne jeden Einfluß auf die Entfcheidung des Eivil- 
ridhter8 über die Patentverlegung. Aud wern anzunehmen wäre, 
daß das zweite Patent mit Rüdficht auf das früher ertheilte Patent 
und deffen Veröffentlihung nichtig fei, braucht der ältere Patent- 
inhaber den Weg der Nichtigfeitsflage nicht zu befchreiten. Er 
darf troß der fpäteren Patentirung den Schuß feines zu Recht 
bejtehenden älteren Patents bei dem Civilrichter fuchen, und wenn 
er ihn bereits gefucht Hat, diefen Weg weiter verfolgen. Er darf 
auch beide Wege nebeneinander verfolgen. Was aber die Nichtig- 
feitSflage des DBeflagten anlangt, jo fam in Betradht, daß das 
Patent Nr. 19026 bereit8 Gegenftand eines NichtigkeitSprozeffes 
gewefen ift, und daß die damaligen Nicdhtigfeitsfläger durd) über- 
einftimmende ntjcheidungen des Kaijerliden Patentamte® vom 
10. Sept. 1891 und des Neichsgerihts vom 9. Mai 1892 zurüd- 
gewiefen find. Berner, daß Bellagter, obwohl die Klage wegen 
Patentverlegung bereits im November 1892 erhoben war, erft 
am 28. April 1894 Nichtigfeitsffage erhoben hat. Endlih, dag 
da8 Patent der Klägerin im Februar 1896 abläuft. Bei diefer 
Sadjlage ericheinen die Nadıtheile, welche der Klägerin aus der 
Ausjfegung erwachlen können, größer als die Nachtheile, welche fich 
für die Beklagte aus einer von dem Gange des NichtigfeitSprozeffes 
unabhängigen Yortfegung des vorliegenden Prozefjes ergeben fünnen. 
B. 1, 59/94 vom 22. Sept. 

168. Im Fall 756 Hat fi Beflagter ein Vierteljahr bei Zuftellung. 
feiner Mutter in Berlin aufgehalten und hat dort gewohnt. Die 
Klage ift zu einer Zeit, wo er dort wohnt, während er in der 
Wohnung nicht angetroffen wurde, dem Dienjtmädchen ber Mutter 
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Zuftellung. für den Beklagten zugeftellt. Die Vorinftanz verneint, daß die 
Minna T. „in der Zamilie’’ des Beklagten gedient habe, und zwar 
deshalb, weil bei dem Begriffe der Familie im Sinne des $. 166 
E. BP. DO. nidt fo das Verwandtichaftsverhältnig für fich, als die 
Zugehörigkeit zu demjelben Bamilienhausftande das Entjcheidende, 
der Beklagte aber mindeftens feit dem 25. Mai 1891 aus dem 
Hausftande feiner Mutter ausgefchieden fei. “Der hieraus gezogene 
Schluß, daß der Beklagte am 19. April 1892 zur Yamilie feiner 
Mutter im Sinne des $. 166 nicht gehört habe, fanır indeffen 
für gerechtfertigt nicht erachtet werden. Denn das Berufungs- 
gericht läßt unbeadhtet, dag der Beklagte bei dem bejuchsweilen 
Aufenthalte in der Wohnung feiner Mutter in deren Hausjtand 
wiederum eingetreten war und fi während der ‘Dauer feines 
Dejucdhes in der Gemeinihaft derjenigen Yamilie befunden hat, 
in weldier die I. al8 erwachlene Perfon diente und angeftellt 
war. (Vgl. Saupp, Kommentar zu $. 166, Bd. 1, ©. 344.) Die 
Borausfegungen einer nad $. 166 ©. B. D. gültigen Crfak- 
zuftellung find aljo als gegeben anzufehen. VI, 240/94 vom 
25. Oft./19. Nov. 

Unterbredung 769. Durd die Auflöfung der 0. 9. ©. fan allerdings 

N unter Umftänden eine Aenderung Hinfihtlid) der Vertretung der- 
jelben eintreten. Soweit dies nicht der Fall ift, wird aber dadurd), 
wie das Neichsgericht bereits in einem Urtheile vom 18. März 
1890 (Bolze, Bd. IX, 477) ausgeiprocdhen hat, das Verfahren 
überhaupt nicht unterbrochen. SIedenfalls Tann die Gejammtheit 
der Gefellichafter den Gefellichaftsprozeß fortjegen. (Vgl. aud) 
die Urtheile des Reichsgerichts vom 2. Ian. und 10. April 1890. 
Bolze, Bd. IX, 470; 3b. X, 536.) Selbjt ein Wechjel in der 
Vertretung, der übrigens im vorliegenden alle nit eingetreten 
ift, Hat in derartigen Fällen nad) $. 223 E. P. DO. eine Unter- 
brediung des Verfahrens nicht zur Folge, fofern die Gefellichaft 
dur einen Prozeßbevollmächtigten vertreten war. Wäre das 
Konkursverfahren über das Vermögen der beflagten Gejellichaft 
eröffnet worden, fo würde die erwähnte Vorjchrift, welche fich nur 
auf die in den SS. 217, 219 vorgejehenen Fälle bezicht, aller- 
dings nicht zur Anwendung kommen, fondern wäre $. 218 maß- 
gebend. Aber diefer Fall liegt nicht vor, da ber in diejer DBe- 
ziehung erlaffene Cröffnungsbeihlug wieder aufgehoben worden 
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if. Das über das Privatvermögen des Gejellfchafters B. er- Unterbrehung 
öffnete Konkursverfahren fann aber eine Unterbredung ded Der- ai 
fahrens in Anfehung des Gefellichaftsprozeffes nicht zur Yolge 

haben, da diejes Verfahren das Gefellfchaftsvermögen, auf das 

fih die Gefeltfchaftsprogefie allein beziehen, nicht ergreift und der 

darin beftellte Konfursverwalter gar nicht in der Lage wäre, den 
GSefellfchaftsprozeß aufzunehmen und weiterzuführen. I, 185/94 

vom 12. Oft. 

770. Im Fall 632. Wenn e8 aud richtig ift, daß die Nlage. 

bloße allgemeine Behauptung, es fei dem Kläger durch ein Der: 
Ichulden des Beamten ein Schaden entitanden, die erforderliche 
Subjtantiirung derjenigen Handlung oder Unterlaffung, in welder 
ein Verfchulden gefunden wird, nicht zu erfeten vermag, jo fann 
doc Stläger im vorliegenden Yalle vor Erhebung der angebotenen 
Beweife unmöglid wiffen, auf welche Weile der fraglicdhe Ver- 
pflihtungsichein, wenn er dem Staatsanwalt ©. zur Prüfung 
der Echtheit der Unterfchrift des W. behändigt wurde, in DVerluft 
gerathen ift, und e8 muß daher zunächft das Berufen des Klägers 
darauf für ausreichend eradjtet werben, daß ihm der Beamte den 
Scein vorenthalten habe oder der Schein bei dem Beamten ab- 
handen gefommen fei oder diefer die Urkunde an W. ausgehändigt 
habe. IL, 94/94 vom 3. Yuli. 

771. Roftod. Klägerin, die Witwe eines in der Wirthichaft Klagen- 
beftellten Statthalters, hat nad) dem Tode ihres Ehemanns von PET. 
der Gutsherrfchaft Wohnung und andere Naturalemolumente einige 
Sahre erhalten. Diefe find ihr entzogen, al® Streit über ihre 
Berpflitung zur Arbeitsleiftung entftanden war; fie ift aud) aus 
der von ihr innegehabten Wohnung entjett. Sie hat geklagt aus 
einem angeblichen Vertrage, dur) welchen ihr für die Dauer des 
Witwenitandes die Wohnung und jene Emolumente zugejagt jeien, 
daneben aus einem Spolium, weil fie gewaltfam aus der Woh- 
nung entjegt fei. Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiefen, 
weil ein Vertrag nicht gejchloffen fei, und weil die Spolienflage 
neben der Vertragsflage prozeflualifcd unzuläffig jet. In leßterer 
Beziehung aufgehoben, zurüdverwiejen. $. 232, Abi. 2 E&.P.D. 
bezieht fih nicht auf die Verbindung der Befitflage mit der Klage 
aus einem obligatorifchen Anfprud), auch nicht in dem Falle, in 
welhem 3. B. der Bächter gewaltfam entfjeßt ift. Die Enticheidung 
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über die Vertragsflage abjorbirt auch nicht die Entfcheidung über 
die Spolienflage. Sit diefe begründet, jo muß Klägerin in die 
Detention wieder eingejegt und ihr accefforiich verfolgter Anfpruch 
auf Schadenserfat zugefprochen werden. III, 85/94 vom 5./12. Iumt. 

772. An die Reihenfolge, in welder die Einreden vorgebradjt 
werden, tft da8 Gericht bei deren Beurtheilung nicht gebunden; 
vielmehr hat es zunächit über diejenige Prozeßvoransfegung zu 
erfennen, welche al8 bedingend für jede weitere Enticheidung an- 
zufehen ift: über die Einrede der mangelnden Slagerhebung, weil 
nicht ordnungsmäßig zugeftellt fei, vor der Beurtheilung ber 
Gerichtszuftändigfeit, wenngleich hierüber von Amts wegen zu er- 
fennen ift, dort nicht, wenn ber Beflagte ericheint. VI, 240/94 
vom 25. DFt./19. Nov. 

773. Die Klage war vor der mündlichen Verhandlung 
zurüdgenommen; in der mündlichen Verhandlung erjchien ber 
Kläger nidt. Der Bellagte trug die vor der Zurücdhnahme der 
Klage angekündigte Incidentfeitftellungswiderflage vor, und das 
Landgericht verurtheilte dementfprechend durd,) Verfäummißurtheit, 
hob aber auf Einfpruch des Widerbeflagten auf, Berufung und 
Revifion zurüdgewiejen. ‘Denn da die Klage bis zur mündlichen 
Berhandlung auch gegen den Widerjprud des Beklagten zurüd- 
genommen werden darf, in weldyem Fall nur noch über die Kojten 
zu erkennen ift, fo ijt ein Gerichtöftand, in weldhem die Wider- 
Hage nad $. 33 E&. P. OD. erhoben werden Fünnte, nicht mehr be- 
gründet. II, 187/94 vom 16. Oft. 

7714. Im Fall 351. Aus 88. 408, LO AÜ.LE.R. 1, 5 geht 
deutlid) hervor, daß dem vom DBertrage Abgehenden, wenn er 
Scadenserfag (oder Zurüdzahlung) verlangt, der Beweis feines 
VBorgebens, daß der Andere die Erfüllung bisher nicht Fontraft- 
mäßig geleiftet habe oder folchergejtalt nicht leiften fünne, obliegt. 
Denn das Abgehen vom Vertrage erfolgt auf feine Gefahr, und ein 
Schadensaniprud) de8 Abgehenden findet nur ftatt, „wenn das 
Borgeben gegründet befunden wird”. Daß die Klage aud, wenn 
von den $$. 408 ff. abgejehen wird, unter dem Gefidhtspunfte einer 
Kondiktion den Nachweis der Unmöglichkeit der versprochenen 
Heilung erfordert haben würde, ergibt fid) aus $. 199, I, 16; 
88. 360 ff., I, 5; SS. 51 ff. dafelbft. VI, 105/94 vom 2. Yuli. 

775. Der Beiteller durfte nad) Code 1794 zurüdtreten, da 


Ordentliches Berfahren. 431 


die beftellten Apparate noch nicht vollendet waren. ‘Der Art. 1794 
beftimmt über die Beweislaft nichts; er enthält nur die materielle 
Beitimmung darüber, was der Unternehmer verlangen fann, im 
Valle der Beiteller von dem Bertrage abgeht. Daß der lettere 
den im Borans gezahlten Preis zurüdverlangen Tann, folgt jchon 
ans der Auflöfung des Vertrages. Nach allgemeinen NRechtsgrund- 
läben hat Ieder das zu beweilen, was er glaubt fordern zu können. 
Kläger bat, um feinen Anfprud) auf Rüdforderung zu begründen, 
nicht weiter zu beweilen, da feftftiteht, daß er vorher jchon den 
ganzen Preis bezahlt hat. Bellagte hat dagegen ihrerfeitS nad)- 
zuweiien, was fie an Auslagen u. |. w. zu beanjpruden bat. Als 
Nefultat wird fih dann die Summe ergeben, weldje eventuell 
nod) an Kläger herauszuzahlen if. II, 136/94 vom 3. Juli. 

776. Im Fall 539 nahm das Neichsgeriht abweidyend vom 
Dberlandesgericht an: Wenn troß diefer Klaujel der Käufer, welcher 
nad) derjelben verpflichtet ift, Waare felbjt von der geringften 
Dualität zu empfangen, gegen die Beichaffenheit der Waare Mtoni- 
turen erhebt, fo ift e8 vielmehr feine Sache, den Beweis zu führen, 
daß ein Tall vorliegt, welcher durch die Klaufel nicht gedeckt wird, 
3. BD. daß die angediente Waare überhaupt fein Handelsgut mehr 
if. Um etwas Anderes handelt e8 fi) aber aud, hier nid. 
Denn durd den Zujab „ausgenommen ZTriage und Brennwaare” 
jo offenbar nur jpeziell feftgeftellt werden, daß auch ZTriage und 
Drennwaare nicht mehr al8 Handeldgut gelten jolle.. &8 erjcheint 
dies nicht al® eine vom Verkäufer zu erweifende negative Dualitäte- 
beftimmung, jondern als eine Ausnahmebeftimmung, deren fon- 
freten Thatbeitand der Käufer ebenjogut zu beweifen hat, wie er 
in Ermangelung derfelben den generellen Beweis führen müßte, 
daß die Waare nicht einmal Handelsgut fchlechtefter Qualität ei. 
I, 192/94 vom 4./7. Iuli. 

777. Berkäuferin bat 13167 von ben gelieferten Gewehr: 
fälten, welche ihr als mangelhaft zur Verfügung geftellt waren, 
dur) einen Spediteur zurüdnehmen und fi zujenden laffen. 
Sie behauptet, daß ein Theil davon gar nicht von ihr, jondern 
von anderen Yabrifen an die Käuferin geliefert feien. Wollte 
man annehmen, daß Verkäuferin auch dann in diejer Beziehung be- 
weispflichtig wäre, wenn fie die Rüdnahme verweigert hätte, fo 
würde die Klägerin ihrer Beweispflicht genügt haben, wenn fte 
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durch ausreihende Stichproben hätte zeigen fünnen, daß der ihr 
zur NRüdnahme angebotene DVorrath (in erheblichem Mae) mit 
fremden (nicht von ihr gelieferten) Käften untermifcht fei. Gegen- 
wärtig fragt e& fich nur, ob das Verhalten der Klägerin die Folge 
hat, daß fie jet zur Subftantiirung ihres Zahlungsanfprucdhes 
beweifen muß, wieviel und welche von den ihr zurüdgegebenen 
Käften nicht zu denen gehören, die fie ohne Anfpruch auf Be- 
zahlung zurüdzunehmen verpflichtet war. Diefe Frage aber ijt 
mit dem Berufungsgerichte zu bejahen. Wollte man dazu bie 
bloße Thatjache der widerjpruchslofen Annahme der Käften durch 
den Beauftragten der Klägerin nicht für ausreichend erachten, fo 
ift doch entjcheidend, daß die Klägerin feit der Uebernahme ber 
Käften in der Gewehrfabrif einen erheblichen Zeitraum, bei dem 
eriten, im Februar 1891 zurüdgenommenen Boften von 3900 Stüd 
faft anderthalb Iahre, ohne Rüge hat verftreichen Laffen, und daß 
durch die von ihr angeordnete vorläufige Anfammlung der Käften 
auf dem Lager des Spandauer Spediteurs und die Rücdbeförderung 
der 13167 Stüd zur Fabrif der Klägerin in einer Sendung 
eine weitere Verdunfelung der Sachlage eingetreten tft, jodaß jekt 
dem Belflagten aud) nicht einmal ein Nachweis darüber möglich 
geblieben ijt, ob nicht wenigftens der eine oder ber andere der 
vier zur Verfügung geftellten Poften zur Rüdgabe an die Klägerin 
geeignet war. V, 166/94 vom 17. Nov. Vgl. 765. | 
178. Die Berliner Ehefrau hat von den Beklagten, gegen 
welche fie einen Entichädigungsaniprady wegen Betrugs verfolgt, 
ein Haus gefauft. Sie hat zunädjt allein geklagt, in der Be- 
rufungsinftanz ift der Ehemann beigetreten und hat die PBrozep- 
führung der Ehefrau genehmigt. Gehörte der Anfpruch der Ehe- 
frau zu ihrem Eingebraditen, jo würde, wenn fie mit ihrem 
Ehemanne geklagt hätte, zwijchen beiden eine nothwendige Streit: 
genofjenfchaft beftanden haben, da der Ehemann nicht als bloßer 
Beiltand der Ehefrau handelt, fondern fein eigenes Nedht ver- 
folgt. — Vgl. Bd. I, 1554 (E., Bd. 13, ©. 290). Ebenfo IV, 
198/92 vom 3. Nov. 92; V, 200/93 vom 29. Nov. 93/13. Ian. 94 
(Bd. XVII, 567); V, 51/94 vom 23. Juni, fodaß die abweichende 
Enticheidung IV, 11/89 vom 4. Aprit (Bd. VII, 875) nicht mehr 


in Betradt kommt. — Man darf aud) nicht etwa annehmen, 


daß der Ehemann dbadurd, da er die Ehefrau zur Prozehführung 
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ermächtigt, für diefen Prozeß auf jein Verwaltungsrecht verzichte. 
Denn ein Verziht zum Nacdhtheil eines Dritten ift wirkungslos, 
und ein Nachtheil eines Dritten würde e& fein, wenn der Ehe- 
mann dadurdh, daß er im Prozefje die Ehefrau al® Partei vor- 
Ichtebt, fi) die ihm al Partei fehlende Befähigung zur Zeugniß- 
leiftung verfchaffen fünntee Damit aber, daß der Ehemann die 
Prozekführung der Ehefrau genehmigte, was nod in der Be- 
rufungeinftanz zuläffig war — I, 173/94 vom 20, Suni; IV 
98/93 vom 10. Juli (Bd. XVIL, 565) —, wird der Prozeß mit 
rüdwirfender Kraft zu einem von Mann und Frau zugleich ges 
führten, und auch das von dem Manne vor feinem fürmlichen 
Eintritt in den Prozeß abgegebene Zeugniß ift Somit das Zeugniß 
einer Prozeßpartei, das gejeglich nicht berüdichtigt werden darf. 
Der Ehemann, der al8 Partei am Prozeffe Theil nehmen muß, 
fann nicht für diefen- Prozeß die Fähigkeit, al8 Zeuge vernommen 
zu werden, dadurch fih erhalten, daß er zunädjit die Frau allein 
Magen läßt und feinen Beitritt bis nach feiner zeugeneidlichen 
Dernehmung verjchiebt. Da da8 Berufungsurtheil auf diefem 
Zeugniß beruhte, aufgehoben, zurüdtverwiefen. V, 109/94 vom 
29. Sept. 

779. Abweichend von B.II, 48/87. Die Entiheidung über 
nachträgliche Beeidigung eines Zeugen fteht nad) 8. 358 E.B.O. 
zum Ermefjen des Gerichts, und ift daffelbe, wie auh in B.II, 
407/86 ausgeiprocden ift, an die geftellten Parteianträge in diefer 
Richtung nicht gebunden; die zu treffende Enticheidung ift aber 
für das Endurtheil in der Sade von grundleglicher Bedeutung, 
da je nach ihrem Ausfall die Beweiswürdigung fi) auf beeidigte 
oder unbeeidigte Zeugenausfagen zu ftügen hat. Yerner folgt aus 
der Prozeflage für die Entjcheidung über Parteianträge auf nad)- 
trägliche Beeidigung von Zeugen ohne weiteres, daß die Beichluß- 
faffung des Prozeßgerichtes eine voraufgehende mündliche DVer- 
handlung nothwendig vorausfegt, denn nur auf Grund folder 
fann erwogen und entjchieden werden, ob die Ausjage eines Zeugen, 
deffen nachträgliche Beeidigung gefordert oder abgelehnt ift, für 
die Endentiheidung relevant tft, und ob und welde fonftigen 
Momente für oder gegen feine Beeidigung fpreden. Hiernad) 
ift die VBefchwerde gegen die Anordnung der Vereidigung durch 
da8 Landgericht mit Recht als unzuläffig verworfen, und mußte 
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die weitere Beichwerde al8 unbegründet zurücigewieien werden. — 
Bol. Gaupp zu S. 530, Nr. 11; 8.538, Nr. IL; Seuffert, 8. 358, 
Nr. 1. — B.1II, 95/94 vom 2. Oft. 

1780. Im Fall 658 und 785. 8 ift feineswegs richtig, daß 
die Frage, ob eine an dem zur Rechtsverfolgung gejtellten Ned)ts- 
verhäftniffe betheiligte Perfon in diefem Prozeß eine Parteiftellung 
einnehme, um destwillen jedesmal zu verneinen ijt, weil fie die 
Parteieide nicht zu leiften hat. Und es tft daraus, daß fie den Partet- 
eid nicht Schwört, nicht abzuleiten, daß fie Zeuge fein könne. ‘Der 
Kommanditift Shwört den Barteieid nicht, obwohl er im Prozeffe 
die KRommanditgejellichaft in feiner Verbindung mit dem Komple- 
mentar die Partei und deshalb in diefem BProzefje unzuläjjiger 
Zeuge if. B.IlI, 144/93 vom 15. ‘Dec. bei Bolze, BPraris, 
Bd. XVII, Nr. 766b. Db jene Redhtsftellung ded Chemannes, 
in deffen Beiftande die Ehefrau eine zu ihrem Eingebradhten ge- 
hörige Forderung einklagt, mit V, 109/94 vom 29. Sept. 1894 
dahin zu präzifiren fei, daß der Ehemann nothiwendiger Streit- 
genofje der Ehefrau fei, Fann dahingeftellt bleiben. Im Rejultat 
ift jenem Urtheil dahin beizutreten, daß ber Ehemann in diefem 
Prozeffe wegen feiner Parteiftellung unzuläffiger Zeuge ift. ‘Durfte 
aber der Ehemann nicht ald Zeuge vernommen und beeidigt 
werden, jo durfte auch das Berufungsurtheil nidht auf diejes 
Zeugniß als foldyes gegründet werben. Wäre auch anzunehmen, 
daß der von dem Ehemann in der beigebradhten gerichtlichen Ver- 
handlung ausgefprochene Verzicht auf das ehemännlidhe Nich- 
braudhsreht auf die geklagte Darlehnsforderung zu beziehen jet, 
jo hat jedenfall® der Ehemann, in deffen Beiftand die Ehefrau 
Hagt, jener Verhandlung für den vorliegenden Prozeß feine Folge 
gegeben. Daß er an demjelben fortgefegt Theil nehmen will, 
hat er in dem fpäteren Briefe vom 1. Mai 1894 zu erfennen 
gegeben. Das Kammergeriht hat der gleichen Auffaffung der 
Sadlage dadurd) Ausdrud gegeben, daß e8 fein Urtheil rubrizirt 
hat als ‚gegen die Frau Alberta N. zu Berlin im Beiftande ihres 
Ehemannes Georg N.” ergangen. Der Bellagte hat feine Re- 
vifion ebenjo eingelegt, und obwohl in der mündlichen Verband: 
[ung vor dem Neidhyegericht hierauf aufmerffam gemadjt ift, hat 
der Prozeßvertreter der Revifionsklägerin nicht dagegen proteftirt, 
daß angenommen werbe, er trete für die Ehefrau im Beiftande 
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ihres Chemannes auf. Georg N. ift alfo thatfählicd) aus dem 
Prozeffe nicht ausgeichieden. ‘Daß aber da8 Berufungsgericht 
auch dann fein Urtheil aufredht erhalten haben würde, wenn e8 
angenommen hätte, baß bie eiblihe Ausjage des Georg N. zwar 
nicht al8 Zeugniß in Betradt kommen dürfe, daß bie Ausfage 
aber, nahdem fie einmal thatfächlicd) ergangen und beeidigt worben, 
als Indizium zu verwerthen fei, erhellt nit. Aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. I, 278/94 vom 5. Dec. 

781. Der in der Nichtbeeidigung liegende DVerftoß ift ziwar 
nad $. 267 EP. OD. dadurd geheilt, daR die Parteien fich ftill- 
Ichweigend dabei beruhigt haben; aber eben deshalb muß er jett 
einem Zeugen gleichgeftellt werden, deflen Beeidigung nur deshalb 
unterblieben tft, weil die Parteien auf diejelbe verzichtet haben, 
und es ift aljo redhtsirrig, ihn um feiner Nichtbeeidigung willen 
als weniger glaubwürdig anzufehen. VI, 225/94 vom 29. Nov. 

782. ©. hat die Beeidigung feines Zeugniffes nad dem 
Protofoll des erfuchten Richters abgelehnt, weil die Verhand- 
lungen, über die er befundet hat, fchon vor langen Jahren er- 
folgt feien. Die Kläger haben al8 wirklichen Grund der Eides- 
weigerung augenblidliche Körperfchwäde des Zeugen und Ein- 
Ihüchterung durdy den Richter und durch den Prozefgegner unter 
Deweis geftellt und beantragt, den Zeugen zur Eidesleiftung, zu 
der er jett bereit fei, nochmals zu laden. Dafür aber, daß diefer 
Antrag nothwendig von dem Zeugen felbit gejtellt werden müßte, 
und nidht aud) von der zunädjt intereffirten Partei geftellt werden 
fünnte, ift mangeld® ausdrüdlicher Gefeßesvorfchrift ein Grund 
nicht erfindlicdh; der Zeugnißweigerung würde die Cidesweigerung 
uur dann gleichjtehen, wenn fie mit der gefetlichen Befugniß zur 
Zeugnißmweigerung (E. PB. D. 8. 348) begründet worden wäre, und 
auch dann wäre ein Widerruf nicht unbedingt ausgefchloffen. Daß 
das Protokoll über den damaligen, vom Richter möglichermeife 
nicht erfannten Körperzuftand des Zeugen fchweigt, fchließt ben 
anderweitigen Beweis weder hierüber, noch über die behauptete 
Einfhücdterung des Zeugen aus, jodaß nicht im Voraus die „‚vor 
und bei feiner früheren Vernehmung angeblid) ftattgehabten 
Vorgänge”, aljo die von den Klägern behaupteten Umftände, die 
ihn damals von der Eidesleiftung abgehalten haben, als zureichen- 
den Grund, ihm, auch wenn er den Eid nachträglich erft leiften 
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Zeugen. follte, den Glauben volljtändig zu verfagen, anerlannt werben 
fünnen, zumal fid) aus dem Beweisbeichluß des Berufungsgerichte 
etwas Anderes ergibt. V, 195/94 vom 1. Dec. 

S adj: 183. Im Tall 539 erfolgte die Aufhebung des Berufungs- 

verftändige. netneils auch, weil das Berufungsgericht nicht, wie e8 beim Sad)- 
verftändigenbeweije gejchehen muß, zwiicdhen den von einander ab- 
weichenden Gutachten entichieden hatte, welchen derjelben es nad 
ihrer inneren Begründung, der perjönlichen Autorität oder ber 
Zahl der mit einander Üübereinftimmenden Sacdperftänden folgen 
wollte. I, 192/94 vom 4./7. Iuli. 

Eid. 784. Wie fchon in VI, 318/91 vom 14. März 1892 er- 
fannt, ift e8 nicht richtig, daß die Eidesleiftung über ein jelb- 
ftändiges Angriffs- und Vertheidigungsmittel nur dann durd) 
Beweisbefhluß angeordnet werden fünnte, wenn über daffelbe eine 
abgesonderte Entiheidung ergehen fol. Dagegen hätte die 
Eidesauflage durdy Beweisbefchluß nicht ergehen follen, weil in 
erjter Rinie Zeugenbeweis angetreten war. ‘Der fonadh vorliegende 
prozefjuale Verftoß Tonnte indeflen nicht zur Aufhebung des Ur- 
theil® führen; denn bdiefe würde bei der unanfechtbaren Annahme 
de8 DBerufungsrichters von der Erfolglofigfeit des Zeugenbeweifes 
do nur eine erneute Auflage und Abnahme des bereits gefchwo- 
renen Eides zur Yolge haben, was der Heiligkeit des Eides wider: 
ftreiten würde. III, 191/94 vom 23. Nov. 

1785. Im Fall 658. Die Berfönlichkeit der Ehefrau tritt 
auch dann, wenn fie wegen einer zu ihrem Eingebradten gehörigen 
Vorderung im Beiftande ihres Ehemanns Hagt, bei joldyen pro- 
zejlualen Handlungen, bei denen, wie bei der Eidesleiftung, von 
einer Genehmigung oder einem Beitritt des Chemanns nicht die 
Rede ift, mit ihrer Handlung aus der Gemeinfchaft heraus. 

, Die Eidesleiftung ift eine höcdhft perfönliche Handlung ber Che- 
frau. Sie bedarf Hierbei einer ergänzenden Handlung bes Che: 
mannd, etwa eines zweiten Eides des Chemanns nicht, vielmehr 
ift der Parteieid von der Ehefrau allein zu leiften. — Bgl. 
Bolze, Praxis, Bd. VU, Nr. 875. —*I, 278/94 vom 5. Dec. 
Bol. 780. 

Eides- 786. Im einem Brozeffe der Ehefrau wider ihren Ehemann 

lag auf Zahlung von Alimenten kann fie fi zur Rechtfertigung dafür, 
daß fie fih von ihm wegen eines zeitlich nicht zu weit zuräd- 
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tiegenden Chebrudhs von ihm getrennt hält, der Eideszufchiebung 
über folchen Chebruc bedienen. E. PB. OD. $. 577, Abf. 2 ift auf 
folhen Ball nicht auszudehnen. VI, 162/94 vom 18. Dft. 
7187. Klägerin bat ihrer Verpflichtung, Auskunft zu ertheilen 
über die von ihr abgefchloffenen Miethverträge, wovon abhing, 
wie viel Beklagte ihr von dem garantirten, aber nicht erreichten 
Miethertrage nachhzuzahlen babe, genügt. Behaupteten Beklagte, 
daß der Klägerin höhere Miethforderungen erwacdfen feien, fo 
hatten fie das zu beweifen. Die Beklagten haben aud) einen ganz 
Speziellen Beweis darüber angetreten, welche einzelnen Wohnungen 
von der Klägerin für welde Zeiträume vermiethet feien, indem 
fie hervorgehoben haben, daß nur nod) über die von ihnen jpeziclt 
bezeichneten Punkte Streit beftehe. Die Zeugen find vernommen, 
und haben das nur theilweis bekundet. ‘Die Beklagten fordern 
aber nod von der Klägerin einen Eid, daß bis zum 1. März 
1892 ober do bi8 zum 1. Yuli des Iahres der Betrag von 
13500 Mark oder wieviel weniger nicht erreicht fei. Dies ift 
vom Berufungsridter mit Recht für unzuläffig eraditet. Denn 
das Läuft darauf hinaus, daß der Rechnungs: oder Auskunfts- 
pflihtige die Nichtigkeit feiner Nechnung oder Auskunft generell 
zu beeidigen habe. Cinen foldhen Nedtsjag gibt es nicht. Das 
Gegentheil ergibt fih aus $. 410 in Verbindung mit $. 416 
E. PB. DO., wonad) die Eideszufchiebung nur über Thatjachen zu: 
Läffig tft, weldhe Thatjachen beitimmt zu behaupten find. gl. 
das Urtheil des Neichsgerichts III, 268/93 vom 16. Febr. 1894 
bei Bolze, Praxis, Bd. XVII, Nr. 710. I, 174/94 vom 
3. Oft. 

188. Im Fall 707, 708. Der Kläger fordert ben Werth- 
unterfchied der beiden Grunditüde Nr. 27 und 28 im jeßigen Zu- 
ftande gegen den Werth nad der Bebauung mit dem als fertig 
gedadhten Gafthof, abzüglich der Neubaufoften. Bei diefer Art 
der Schadensberechnung geht der Kläger von der durch die DVer- 
fagung des Baufonjenjes geichaffenen Sadjlage aus, und da diefe 
Verjagung, nicht aber die jpäter, durch die Offenlegung des Fluct- 
finienplanes, in Kraft getretene Baubeichränfung den Schabens- 
grund bildet, jo ergibt fi, daß die Trage, weldhe Einwirkung auf 
den dem Kläger entitandenen Schaden diefem fpäteren Ereigniije 
beizumeffen, insbejondere ob diefer Schaden nur bderjelbe ift, wie 


Eides- 
zufchtebung 
zuläflig. 


Gides- 
zuichiebung 
unzuläilig. 


Ee.P.°d. 
$. 260. 


Rechtskraft. 


wenn er erft nach Offenlegung des Fluchtlintenplanes entftanden 
und deshalb nur in den durd 8. 13 des Gefekes vom 2. Yuli 
1875 gezogenen Grenzen zu vergüten fein würde, lediglich auf die 
Bemeffung des Schadensbetrages von Einfluß bleiben kann, daher 
in bem Zwifchenurtheil über den Grund des Schadens nicht Raum 
fand. V, 30/94 vom 13. Juni. 

79. A.E.R Wenn auch der Theilnehmer an einem ge- 
meinschaftlihen NRedte das ganze Recht zum Schuge feiner Indi- 
vibualrechte geltend machen, insbejondere der Miteigenthümer eines 
gemeinfchaftlichen Grundftüds zu diefem Behuf Tonfeffortih und 
negatoriich Hagen Tann, fo wird dod) dadurd) nicht den Rechten 
der MiteigenthHümer präjudizirt. Die rechtsfräftige Abweifung 
einer folhen Klage wirft nur gegen den Kläger, nicht gegen die 
übrigen ZT’heilnehmer, welche nicht geflagt haben. Die Witwe des 
A B., welhe zur Hälfte an deifen Nachlaß betheiligt ift, war 
den Bellagten gegenüber mit dem Antrage, anzuerkennen, daß das 
Miteigentum an den den neuen Separationsintereflenten gemein- 
Ichaftlich gehörigen Gemeindefleden den Befitern des YBauerguts 
Nr. 10 (ihren Töchtern antheilig) zuftehe, abgewiefen. Der Bor- 
mund der Töchter hatte nicht mitgeflagt. ALS dieje, welche ihrem 
Bater, dem früheren Eigenthümer des Guts Nr. 10, zur andern 
Hälfte juccedirt waren, jett da8 Miteigenthum an jenen Gemeinde- 
fledden und dem dafür angewiefenen Plane zu ihrem Antheile in 
Anfprudh nahmen, wurde mit Recht ausgefprochen, daß ihnen die 
rechtsfräftige Abweifung nicht entgegenftehe. Das Gegentheil folgt 
nicht daraus, daß ihnen ein obfiegendes Urtheil nütlich gewefen 
fein würde — Seuffert, Ardiv, Bd. 31, Nr. 74; 35.36, Nr. 263 —. 
V, 36/94 vom 16. Juni. 

7%. Im Fall Bd. XII, 592/96 hat das Berufungsgericht 
nun den im Vorprozeß rehtsfräftig dem Grunde nad) zugeiproche- 
nen Anspruch abgewiejen. Das Neichsgericht hat wegen Verlegung 
der Rechtskraft aufgehoben, zurücdverwiefen. Zwar ift nicht zu 
bezweifeln, daß bie vechtsfräftige Verurtheilung einer Partei in 
dem auf den Grund des Schadensansprudhs beichränkt gebliebenen 
Rechtsftreit nicht unbedingt zu einer Verurtheilung in dem über 
die Höhe des Anfpruch8 angeftellten Nachprozeß führen muß. Denn 
jene Verurtheilung befreit die obfiegende Partei nicht von der Ver- 
pflihtung, in dem Nadjprozeß die Elemente ihrer Schadensliqui= 


dation dbarzuthun. Gelingt e8 in einem folchen Falle dem Kläger 
nicht, die Höhe des erlittenen Schadens fdhlüffig nachzuweifen, und 
bieten die ermittelten Umftände feinen Anhalt zur Schäßung des 
Schadens burd) den Richter oder Auferlegung eines Schätungs- 
eides (8.260 E. P.O.), jo wird troß des obfieglichen Urtheils 
im Vorprozeß die Abweifung des Klägers die Folge fein. Im 
vorliegenden Fall aber beruht die Abmweilung des Klägers nicht 
auf einem Mangel der Schlüffigkeit der Liquidation, fondern aus- 
drüdlih auf dem erjt im gegenwärtigen NRedtsitreit vorgefchügten, 
mithin durch die Rechtskraft der Vorentiheidung ausgefchloffenen 
Einwand, daß „ben Kläger mangels der Bebaubarfeit — gemeint 
ift der ohnehin vorhandene Mangel der Bebaubarkeit, weil dem 
Kläger aud) ohne NRüdficht auf den Bebauungsplan der für das 
Tabrifgebäude nachgejuchte Baufonfens wegen Mangels einer aus- 
reichenden Zufahrt hätte verweigert werden miüffen — feines Grund- 
jtüd8 durch die Bauverfagungen im 9. 1885 und 1886 fein Schade 
entftanden fei. V, 208/94 vom 8. Dec. Bol. 23. 

791. DBerflagt war eine offene Handelsgejellihaft und 8., 
der eine der beiden Gelellichafter, wegen einer Schuld. Der Ver- 
treter der beiden Beklagten hat die urjprünglid) von B. Fontrahirte, 
angeblich von ber Gejellichaft übernommene Schuld anerfannt; der 
andere Gefellihafter EL. ift al Nebenintervenient aufgetreten. 
Sein Vertreter hat die Schuld beitritten. Das Landgericht hat 
wegen der widerftreitenden Erklärung der beiden Vertreter an- 
genommen, baß eine genügende Einlafjung auf die Klage fehle, 
und deshalb die Verfäumnißfolgen nad) SS. 129, 298 &. BP. O0. 
auszusprechen feien. E8 hat deshalb gegen bie Gefellichaft Ver: 
jäumnißurtheil erlaffen, weldhes am 4. Iuli dem Vertreter des B., 
am 20. Yuli dem des CI. zugeftellt ift, welcher feinerjeitS dem 
Kläger am 11. Yuli hat zuftellen laffen. Der Vertreter von CI. 
hat Einjpruch eingelegt durdy) einen am 19. Juli dem von Kläger, 
am 21. Yuli dem von DB. beftellten Prozekbevollmädhtigten. Das 
Landgericht hat den Einfprud) al8 unzuläffig, da8 Berufungsgericht 
die Berufung als unbegründet zurücgewielen. Das Neichsgericht 
Hat aufgehoben, den Einiprud für zuläffig erklärt und die Sadıe 
zur weiteren Verhandlung und Entiheidung an das Landgericht 
zurüdverwiejen. CI. war nothwendiger Streitgenofje. Die Frift 
lief nicht vor Zuftellung an Alle. II, 185/94 vom 12. Oft. 
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192. Im Fall 336/37. Indem das Oberlandesgericht feine 
Enticheidung auf Code 1110 gründete, hätte e8 daher auch die 
aus diefem Artikel fi) ergebende rechtliche Folge ziehen und auf 
die Anfchlußberufung des Klägers den Kaufvertrag korrekter Weife 
anftatt für aufgelöft für nichtig erklären follen. Da es fich jedoch 
nur um eine Ungenauigfeit de Ausdruds handelt, durd, welch: 
der Nevifionskläger nicht befchwert ift, und der Revifionsbeflagke 
Anfchlußrevifion nicht erhoben hat, fo tft das NRepifionsgeridt 
nicht veranlaßt, eine entipredhende Aenderung der Urtheilsforwel 
vorzunehmen. II, 152/94 vom 21. Sept. 

793. Nachdem auf die von dem Nebenintervenienten des 
Bellagten eingelegte Berufung die erjtinftanzliche Verurtheilung 
aufgehoben und die Klage abgewiejen war, legte der Kläger 
Revifion ein, welche er allein dem Nebenintervenienten, nicht dem 
Beklagten zuftellen ließ. Solde Revifion ift unzuläffig. VI, 
247/94 vom 6. Dec. 

794. Im Fall 772 hatte fid) zwar das Landgericht auf bie 
Beurtheilung der Zuftändigfeit bejchräntt, gleichwohl war das 
Berufungsgericht befugt, über die im erftinftanzlichen Verfahren 
vorgefhütte Einrede der mangelnden SKlagerhebung zu erfennen. 
Denn $. 500? will, wie fih aus dem Zujammenhang mit dem 
zweiten Abjag und mit SS. 247, 248 EP. DO. fowie aus den 
Motiven zum Entwurf ergibt, nur verhindern, daß das Berufungs- 
gericht über die Hauptjacdhe entjcheibet, wenn das Gericht eriter 
Inftanz fi) nod) nicht mit der Sache felbit, fondern nur mit 
prozeßhindernden Einreben befaßt hat. VI, 240/94 vom 25. Oft.; 
19. Nov. 

79. Cinem Kläger kann nicht geftattet werden, den nad) 
jeiner eigenen Aufftellung fid) ergebenden Forderungsbetrag behufs 
Grreihung der Revifionsfumme zu erhöhen, wenn er zugeben muß, 
diefe Erhöhung nicht begründen zu Fönnen,: denn dies würde Ledig- 
lich zur Umgehung des Gefetes führen. Bei Abweifung der Klage 
farnn daher ein auf diefe Weije in das Begehren eingeftellter 
weiterer Betrag nicht als Theil des Beichwerdegegenftandes ans» 
gefehen werben, muß vielmehr außer Berechnung bleiben. Nicht 
anders ift aber auch der vorliegende Fall zu beurtheilen, da 
Klägerin die erjte Begründung mit einem öffentlichen Selbithülfe- 
verfaufe, welder 1517 Mark 50 Pf. ergeben haben follte, auf- 
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gegeben, neben der neuen Begründung mit freihändigen Verkäufen, Revifion. 
welche nur zu einer Differenzforderung von 1240 Mark 88 Bf. 
führten, aber den urjprünglichen Klageantrag aufrecht erhalten 
und trog der Hinweifung auf diejes Nechnungsergebniß durch die 
Bellagte und ungeachtet Klägerin zugeben mußte, den weiteren 
Betrag von 276 Mark 42 Pf. nicht begründen zu können, mit 
der Berufung weiter verfolgt hat. ‘Die Repifion wurde als un- 
zuläffig zurüdgewiefen. II, 205/94 vom 30. Oft. 

7%. Im Fall 759 erfcheint e& auch gerechtfertigt, daß der Beichwerde. 
angefochtene Befchluß die fofortige Beichwerde des DB. gegen dns 
vom Zandgericht verfündete Zmwifchenurtheil zugelaffen hat und die 
erbetene NRemedur hat eintreten laffen. Denn da das Landgericht 
den Eintritt des 9., wenngleid rechtsirrthümlich, al Nebeninter- 
vention behandelt und auf Grund diefer Nechtsanffaffung das 
obige Zwifchenurtheil in Gemäßheit des $. 68, Abi. 1 dafelbft 
erlaffen hat, jo jtand dem zurücdgewiejenen Intervenienten das 
im Abi. 2 dajelbjt vorbehaltene Rechtsmittel der fofortigen Be- 
fchwerde offen. Demgemäß war auch die frift- und formgerect 
erhobene jofortige weitere Befchwerde des Klägers für zuläffig zu 
eradhten. B. I, 81/94 vom 15. Dec. 

79T. DBgl. Bd. XL, 884, 885. 8 kann fi nur fragen, Eheicheidungs- 
ob das materielle Eherecht und das Wefen der Ehe die Möglich: Par- 
feit zulaffen, daß für die Eheicheidung jelbjt der Cheicheidungs- 
grund als vorhanden, für die Enticheidung über die Schuldfrage 
als nicht vorhanden im demjelben Prozefje angenommen wird. 
Auch für das gemeine Recht ift dies ebenfo wie für das Preußifche 
Landrecht zu verneinen. Im gemeinen Nedte ift der Ausjprud 
über die Schuld eine nothwendige Folge der auf den Antrag einer 
Partei erfolgten Eheicheidung; ift die Ehe getrennt, weil die Be- 
Elagte ihren Ehemann böslih verlaffen hat, jo ift fie aud) der 
Ichuldige Theil; die Revifion ift daher, wenngleich formell zuläffig, 
fachlich unbegründet. Der IV. Civiljenat jcheint zwar für das 
Preußische Recht angenommen zu haben, daß auch ohne Erhebung 
einer Widerflage die Enticheidung über die Schuldfrage allein 
dann mit Erfolg angegriffen werden Fünne, wenn ein anderer, 
die erfolgte Chefcheidung ebenfall® rvechtfertigender, aber eine ab- 
weichende Beurtheilung der Schuldfrage zulaffender Ehejcheidungs- 
grund nachgerwiefen werde, und für das Preußiche Necht mag diee 
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Eee durch deffen bejondere Beitimmungen über das Abwägen der Schuld 
per Parteien geboten fein. Yür das Gemeine Recht kann dagegen 
diefer Sat nicht al® richtig anerkannt werden; e8 fteht auch dann 
feit, daß die Ehe nur wegen einer der Beklagten zur LXaft fallenden 
böslichen Verlaffung getrennt ift, und daraus folgt ihre Schuld; 
eine Unterfuhung, ob aud auf Grumd einer Verfehuldung des 
Klägers die Ehe hätte getrennt werden fönnen, fann daran nichts 
ändern. Aud) aus ber zwingenden Natur des Cheprozeffes er- 
geben fich erhebliche Bedenken. So Fönnte die zur Aufrechthaltung 
der Che in 8. 581 E. P. D. getroffene Beitimmung auf biefem 
Wege völlig umgangen werden, wie fchon der vorliegende Yall 
zeigt, wo nachträglich gegen die Zuläffigfeit der nicht angegriffenen 
Ehetrennung Einwendungen erhoben werden. Würde ferner gegen- 
über der mit Necht angeftellten Ehetrennungsflage in erfter Ine 
tanz, um eine günjtigere Entfcheidung über die Schuldfrage zu 
erreichen, eine ebenfalls begründete Widerflage wegen gleicher Ver» 
Ihuldung erhoben, jo fünnte der Richter diefen Umftand im Wege 
der Kompenfation zur Abweifung beider Klagen verwenden. Diefe 
Möglichkeit wird abgejchnitten, wenn erft in der Berufungsinftan;z 
diefer Grund, einerlei ob im Wege der Widerflage oder nicht, 
vorgebradjt und nur die Entfcheidung über die Schuldfrage an- 
gegriffen wird. III, 4/94 vom 10. Iuli. 

1798. Die Eibeszufchiebung ift zuläffig, wenn bdiejelbe dazu 
dienen foll, einen Klagegrund zu befeitigen. ‘Die Partei fann 
deshalb des ihr danadı zuftehenden Nechtes nicht dadurd verluftig 
gehen, daß fie fich darüber hinaus der Eideszujichiebung auch für 
ihre Klage oder Wibderflage zu bedienen verfucdht. Soweit bie 
Ehefrau den Eid über eine Mißhandlung zur Begründung ihrer 
Ehefcheibungsflage zugejchoben hatte, war das unzuläffig; die 
Eideszufhiebung blieb aber zulälfig, joweit fie gegenüber der 
MWiderflage des Chemanns wegen böslicher Verlaffung zugejchoben 
war, um ba8 Fernbleiben der Ehefrau zu rechtfertigen und die 
MWiderklage zu Fall zu bringen. IV, 60/94 vom 17. Sept. 

1799. Dagegen fann die Thatjache der Eideöverweigerung 
infofern von Erheblichfeit werden, ald daraus vom Richter für 
die Bildung feiner freien Ueberzeugung ein Anhalt bezüglich der 
Richtigkeit der in Rede ftehenden Behauptung zu gewinnen ift. 
Wenn der Berufungsrichter der fünftigen Eidesverweigerung ein 
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feine Ueberzeugung beeinfluffendes Gewicht beilegte, jo mußte N 
dies bei dem Erlaß des Urtheils berüdtfichtigen und fic) alfo aud PMB- 
bezüglich der Klage vermöge des Grundfages der freien Beweis- 
wiürbdigung, unbejchadet der Unzuläffigfeit der Eideszufchiebung 

al Beweismitteld über behauptete Eheicheidungsgründe, darüber 

ihlüffig machen, ob und wie weit die Klagebehauptung im Falle 

der Eidesvermweigerung al8 wahr anzunehmen fei. Der vom Bes 
rufungsrichter eingenommene entgegengejette Standpunft findet 

auch in dem dafür in Bezug genommenen Urtheil III, 202/86 

vom 14. Dec. 1886 (E., Bd.17, ©.386; Praris, Bd. IV, 1495) 

feine ausreichende Stüte, da der dort entjchiedene Tall anders 

geartet war. IV, 60/94 vom 17. Sept. 

800. Nachdem die Klägerin von dem Amtsgericht wegen Ent: 
Geiftesfranfheit entmündigt war, hat fie den Bejchluß durch einen "yrnalenn 
von ihr felbft bevollmächtigten Rechtsanwalt angefochten. Vom 
Vorfitenden it ihr ein Nechtsanwalt nicht beigeordnet. Das ift 
zuläffig und durch $. 609 ©. BP. DO. nicht ausgeicdhloffen. IV, 

100/94 vom 25. Oft. 

801. Im Fall 51 kann der Kläger nicht von der Beflagten ee 
Herausgabe des deren Vorbefiter ausgewiefenen Planftüds for, !rlahren. 
dern. Möchte nämlich aud) feiner der früheren Eigenthiimer des 
Mühlengrundftüds in Folge der öffentlichen Bekanntmachung prä- 

Hudirt und deshalb der Kläger berechtigt fein, die Auseinander- 
jegung, fo wie fie nad) Inhalt des Separationsrezefles gejchehen 
ift, anzufechten, jo folgt daraus doch nicht, dak er das Streitftüd 
bon demjenigen, dem e8 bei der Separation al® Abfindung zu- 
getheilt worden ift, vindiziren Tann. Denn es bleibt beftehen, 
daß das Streitftüd einen Theil der zur Separation gezogenen 
Veldmarf bildete und daß die Zuläffigfeit diefer Separation, wie 
der Einbeziehung des Streitftüds in diefelbe, nicht beftritten ift. 
Zum Zwede der „Gemeinheitötheilung‘ wird aus den fänmtlichen 
dem Berfahren unterliegenden Grundftüden eine Z’heilungsmaffe 
gebildet, aus welcher, wie aus einem gemeinfchaftlichen Cigen- 
thum, jeder Betheiligte eine feinen Xheilnehmungsredhten ent- 
Iprechende Abfindung zu erhalten hat. Dit für das Streitjtüd 
dem Cigenthümer des Mühlengrundftüds, welcher die Abfindung 
dafür zu fordern hatte, eine folche nicht zugetheilt worden, und 
braucht er au) auf die einem Andern für diefes Stüct zugetheilte 
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Separations- Abfindung mangels eingetretener Präffufton fi nicht verweilen 
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zu lafjen, fo ift ihm gegenüber die Separation nicht zum Abichluß 
gelangt, fein Anfpruh auf Abfindung für das Streitftüd, aber 
aud, nur diefer, bejteht aljo fort. Diejer Anjprud) aber richtet 
fi) nicht gegen die Beklagte, welche das Streitftüd als Abfindung 
für ihre Theilnchmungsredhte erhalten hat, und nicht auf Deraus- 
gabe des Streitjtüds felbjt. Der Kläger als jekiger Eigenthümer 
des abfindungsberechtigten Mühlengrundftüds würde vielmehr als 
bisher nicht zugezogener Intereffent feinen Abfindungsanfpruch 
gemäß 8. 22 ber Verordnung vom 20. Sumi 1817 bei der Aus- 
einanderjeßungsbehörbe geltend zu madjen haben, und deren Auf: 
gabe würde es fein, unter Zuziehung der Vertretung der Gejfammt- 
interefjenten, jowie derjenigen einzelnen Betheiligten, deren Ab- 
findung behufs Befriedigung des Klägers eine Aenderung zu erleiden 
hätte, die Abfindung für den Kläger feitzuftellen und auszumweifen. 
Erjt Hierbei fünnte fich ergeben, ob und wie weit aud) die Abfindung 
der Bellagten eine Aenderung zu erleiden hätte; ein unmittelbarer 
Anspruch gegen die Bellagte, welche aus der Separationsmaffe 
nur empfangen hat, was fie zu fordern hatte, fteht dem Kläger 
nit zu. Ob nad der Sadjlage der nachträglichen NRegulirung 
durch die Auseinanderjegungsbehörde eine Klage vor dem ordent- 
lichen Gerichte auf Nichtigerflärung des Nezeffes von 1860 vor- 
auszugehen hätte (Glatel-Sterneberg, Verfahren in Auseinander- 
jegungsangelegenheiten, $. 26, Anm. 2 und dort angezogened Ur- 
theil des Kompetenzgerichtshofes), ift hier nicht zu unterjuchen, 
ebenfo wenig, welchen Einfluß es auf den Abfindungsaniprud) 
des Klägers Hat, daß feit der Beftätigung diejes Nezeffes mehr 
al8 30 Iahre verftrichen find. Zur Abweifung der Klage genügt 
e8, daB das Kigenthum des Streitftüces jelbft dburd) die Separa- 
tion für den Eigenthümer des Mühlengrundftüds verloren ift. V, 
28/94 vom 9. Juni. 

802. Ein Oberlandesgericht hat ein zu einem andern Ober: 
lfandesgerichtsbezirk gehöriges Amtsgericht erfucht, einem Sad): 
verftändigen die Prozeßaften vorzulegen und ihm aufzugeben, 
Proben in Gemeinschaft mit einem andern Sacperftändigen vor- 
zunehmen, fodann aber ein Gutachten einzureihen. “Die dem- 
nächftige Beeidigung war vorbehalten. Die Requifition wurde 
von dem Amtsgericht abgelehnt, die Beichwerde von dem vor- 
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gejegten Oberlandesgericht zurüdgewielen. Das NReichsgericht hob 
nad ©. 3. ©. 8. 157 ff. auf. Es blieb dahingeftellt, ob nicht 
gemäß 8. 367 €. PB. D. die Vorfchrift des 8. 356 analog auf den 
Tall des 8. 375 anzuwenden fei. — Dgl. den Bericht der Yuftiz- 
fommilfion an das Plenum des Reichstags, ©. 1161, bei Hahn. — 
Auch wenn man anzunehmen hätte, daß Sacverftändige ausnahns- 
[08 vor ihrer Vernehmung zu beeidigen feien, fo ift das feine 
zwingende Sormvorfchrift in dem Sinne, daß eine Nachbeeidigung 
in affertorifher Formel ald ein Formverftoß anzufehen wäre, 
welcher die Ungültigfeit der Sachverftändigenvernehmung zur Folge 
hätte. — Bol. Reinde, E&.P.D. zu 8. 375 und R. ©. €. in St., 
Dd. 8, ©. 102. — Audh wenn 8. 267 &. P. DO. nicht in Frage 
jteht, würde die Nevifion gegen das auf folher Vernehmung be- 
ruhende Urtheil zurüdzuweifen fein. Sedenfalls fteht der Umjtand, 
daß der Verftoß Heilbar ift, der Annahme entgegen, daß die Ver- 
nehmung vor der DVereidigung al8 verbotene Handlung im Sinne 
$. 159 ©. OB. ©. anzufehen fei. Wollte man aber auch annehmen, 
daß der erjuchte Richter, wenn fchon er verpflichtet jei, die Pro- 
zeßhandlung vorzunchmen, um welche er erjucht ift, doch über die 
Torm der Handlung nad) Maßgabe des für ihn gejchriebenen 
Gejeges zu befinden habe: fo haben doc den Sinn einer foldhen 
jaframentalen Formvorfchrift für cine aus dem Zufammenhang mit 
dem vor dem erjuchenden Richter Schwebenden Eivilprozeß abgelöjte 
Einzelhandlung, eben die Einvernehmung ded Sacdverjtändigen, 
die 88. 375, 376 gar nit. Um für das von dem Prozeprichter 
zu findende Urtheil im Intereffe der Parteien eine mwahrheits- 
gemäße Ausjage der Zeugen und Sacperftändigen zu fichern, hat 
die E. PB. DO. die Beeidigung der Zeugen und Sadperjtändigen 
überhaupt vorgejchrieben und in Zufammenhang damit die Bor» 
Ichrift über vorgängige Beeidigung der Zeugen und Sadver- 
jtändigen gegeben. Wenn alfo der Prozeprichter glaubte, aus 
Zwedmäßigfeitsrücdfichten von der ftriften Innehaltung der Regel 
dc8 $. 375 abjehen zu dürfen, jo führt der Sinn der VBorjchriften 
der 88. 157 ff. de ©. VB. ©. dahin, daß er nicht wegen bdiefer 
die VBernehmung des Sadverftändigen vorbereitenden richterlichen 
Handlungen unter die Kontrolle des erjuchten Nichters zu ftellen 
it. Auch fachlich ift das Verfahren des requirivenden Richters 
in diefem Balle nicht zu beanftanden. Vgl. Strudnann und Kod 
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zu $. 375, Anm. 2 und den dafelbft citirten Hellmann und Pland. 
B.I, 70/94 vom 3. Oft. 

803. Kläger hat aus dem gegen die Erblafferin des DBe- 
Elagten ergangenen Urtheile gegen den Bellagten ald Erben Klage 
auf Ertheilung der Vollftredungsflaufel erhoben. Beklagter hat 
eingewendet, die Schuld fei nad) dem Urtheil bezahlt. Daß er, 
wie zur Abwendung der Zwangsvollitredung — $. 686 E.B.O. —, 
au in diefem Falle des S. 667 Widerfpruchsflage erheben müßte, 
ift nicht richtig, vielmehr ift die Einrede gegen die Klage auf Er- 
theilung der Vollftrefungsfklaufel zuläffig. IL, 201/94 vom 6. Yuli. 

803b. Nad E. BP. OD. 8. 655, Abi. 2 ift, foweit ein für vor- 
läufig vollftredbar erflärtes Urtheil aufgehoben oder abgeändert 
wird, der Kläger auf Antrag bes Beklagten zur Erjtattung des von 
diefem auf Grund des Urtheil® Gezahlten oder Geleifteten zu ver- 
urtheilen. Mit der Aufhebung oder Abänderung der verurtbeilen- 
den Entjcheidung fällt der vollitredbare Titel fort, auf Grund 
deffen die Zahlung oder Leiftung ftattgefunden hat, und daraus 
folgert da8 Gefeß die unbedingte Verpflichtung des Klägers, das 
Gezahlte oder Geleiftete dem Beklagten auf deffen Antrag zu er- 
ftatten. Die Verurtheilung zu folder Erjtattung kann jomit der 
Kläger, wie fid) aus der Fajfung und dem erfennbaren Zwede 
des 5. 655, Abi. 2 deutlich ergibt, weder mit Kompenjations- 
einreden nocd) mit jonftigen Einwendungen abwenden. VI, 131/94 
vom 24. Sept. 

804. Ein Gläubiger St., welcher Früchte auf dem Halme 
hat pfänden laffen, darf ebenfo wie der Schuldner jelbjt mittelft 
Einwendung auf Grund $. 685 ©. P. DO. die Unzuläffigfeit der 
auf Antrag anderer Gläubiger erfolgten früheren Pfändung gel- 
tend machen, weil diefelbe früher al8 einen Monat vor der ge: 
wöhnlichen Zeit der Reife erfolgt war. — 8. 714 C&.8B.0. — 
Gegen den feine Einrede zuridweifenden Beichluß hat er mit 
Redt die jofortige Beichwerde an das Landgericht erhoben und, 
da inzwijchen die Früchte verkauft waren, die Auszahlung des 
Erlöfes an ihn beantragt. Das Landgericht hat der Beichwerde 
jtattgegeben. Das Oberlandesgericht hat mit Unrecht die Anträge 
des St. al unzuläffig ab- und ihn auf den Weg ber Klage ver: 
wiefen. Das Neichsgericht hat die Entjcheidung des Landgerichts 
wieder hergeftelt. B.IV, 166/94 vom 29. Oft. 
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805. Der Grund des $. 655 E. P. DO. beiteht darin, das 
Verfahren zu vereinfachen und fofort mit der eine für vorläufig 
vollftredbar erklärte Verurtheilung bejeitigenden Entjcheidung aud) 
den früheren Zuftand wieder herzuftellen. Nach diefem Swede 
des Gefebes Tann es nicht für unftatthaft erachtet werden, wenn 
der Beflagte den Antrag, den er Ichon in der Berufungsinitanz 
hätte ftellen Können, bis zur legten endgültigen Enticheidung auf- 
hob. Da die Echtheit der vorgelegten Duittungen nicht bejtritten 
ift, konnte au nad) dem Antrage erkannt werden. Danad) ijt 
die NRevifion des Kläger gegen das verurtheilende Berufungs- 
erfenntniß zurüdgewiejen und Kläger vom Neichögericht zur Zus 
rüdzahlung des auf Grund der erftinftanzlichen Verurtheilung 
vor dem Berufungsurtheil von ihm eingezogenen Betrages ver- 
urtheilt. I, 264/94 vom 24. Nov. 

806. Im Fall 89 war die durch die Beichlüffe vom 23. März 
und 20. April 1893 bewirkte Pfändung der Miethzinfen nad) 
88.729 FF. &. PB. OD. ebenfo gerechtfertigt wie die übrigen in diefen 
Beichlüffen getroffenen Maßregeln und die feiten® der Meiether 
geleifteten Zahlungen. Der Kläger beftreitet dies inbefondere be- 
züglich der an den Kläger felbft aus dem Miteigenthum oder dem 
Sorietätsrecht des ©. zu erhebenden Anjprüche, auf welche ficdh 
die gedadhten Beichlüffe ebenfall® beziehen, indem er geltend macht, 
daß dem G. gegen ihn zur Zeit der Zuftellung der Bejchlüffe 
vom 23. März und 20. April 1893 ein Anspruch) auf Heraus- 
zahlung von Miethzinfen nicht zugeftanden habe. Diejer aud) von 
der Revifion erhobene Angriff geht aber fehl, weil dem Berufungs- 
gerichte darin beizutreten ift, daß dem Kläger, als Drittfchuldner, 
ein Recht zum Widerfprudh gegen die fi) gegen ©. ricdhtende 
Zwangsvollftredung nicht zufteht. Denn die Pfändung der An- 
iprüde de8 ©. an den Kläger läßt die Trage, ob joldhe Anfprüd)e 
beitehen, offen und der Kläger wird durd die Pfändung nicht ge- 
hindert, die Nichteriftenz der überwielenen Anfprücde und damit 
die Gegenitandslofigkeit der Beichlüffe in der fraglichen Richtung 
darzuthun. IV, 187/94 vom 17. Dec. 

807. Das Oberlandeögericht hat bei Vergleihung des Bren- 
ner8 de3 Klägers mit dem der Beklagten patentirten Brenner e8 
für glaubhaft erachtet, daß diejer das Patent der Beklagten nicht 
verlege. Darin hat das Reichögericht eine Gejetesverlegung nicht 
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gefunden. Daß aber dem Kläger wejentliche Nachteile drohen, 
wenn die Beklagte weiter wie bisher Warnungen durch Inferate, 
Cirfulare und Briefe erläßt, in denen fie denjenigen, welche dieje 
Warnungen nicht berücfichtigen, ftrafrechtlihe und civilvechtliche 
Berfolgungen in Ausficht ftellt, wenn fie von dem Kläger Brenner, 
wie er fie verkauft, erwerben und gewerblidh weiter vertreiben 
oder benugen, liegt auf der Hand, und da aus jener Annahme 
des DBerufungsrichters folgt, daß es für glaubhaft gemadjt anzu» 
jehen ift, daß jene Warnungen unberedtigt find, fo war der Er- 
faß der einftweiligen Verfügung nad 8. 819 €. B. D. bezüglich 
der Brenner in vollem Umfang gerechtfertigt: auch infoweit der 
Beflagten die Verbreitung von Cirkularen und Driefen ent- 
iprechenden Inhalts verboten wurde. Die von dem Berufungs- 
gericht angerufene Analogie des $. 193 St. ©. 2. trifft hier in 
feiner Wetfe zu. Der Bellagten darf e& nicht verwehrt werden, 
derartige Warnungen zu verbreiten, wenn fie eine PBatentverlegung 
glaubhaft mahen kann. Umgefehrt muß aber Kläger in feinem 
Gewerbebetrieb bis zur endgültigen Entfcheibung de8 Dauptpro- 
zeifes einftweilig gefchüßt werden, wenn er, wie hier vorliegt, 
glaubhaft gemacht hat, daß eine Patentverlekung nicht vorliege. 
I, 293/94 vom 15./19. Der. 

808. Daß die von dem Kläger vertriebenen Glühlörper 
nicht unter die Patente der Beklagten fallen, ift gar nicht be- 
hauptet. Da Beklagte aber dem Kläger nicht die Erlaubniß er- 
theilt hat, derartige Glühlörper gewerbsmäßig herzuftellen, in 
Verkehr zu bringen oder feilzuhalten, da Beklagte namentlich aud) 
derartige Glühförper dem Kläger nicht verfauft und ihn damit 
legitimirt bat, diejelben weiter zu veräußern, fo tft prima facie 
eine Patentverlekung des Klägers dann anzunehmen, wenn er 
nicht glaubhaft macht, daß er die von ihm vertriebenen Slühlörper, 
welde unter die Patente des Beklagten fallen, auf legitime Weife 
jo erworben hat, daß er fie ohne befonders ertheilte Genehmigung 
dev Bellagten toeiter veräußern darf. Die Beklagte hat überdies 
mehrfache, von dem Berufungsgericht nicht gewürbigte Mittheilungen 
beigebracht, durdy welche fie die Berechtigung ihrer Annahme glaub- 
haft zu maden fudht, daß der Kläger die Glühlörper keineswegs 
und jedenfalls nicht fämmtlich auf legitime Weife erworben habe, 
daß er au Veränderungen an den Glühkörpern dur) VBerwifchung 
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von Zahlen vorgenommen habe. Die Annahme liegt nahe, daß 
die Beklagte damit glaubhaft machen will, daß der Kläger eine 
Kontrolle darüber vereiteln will, von welhem Kunden ber Beflag- 
ten Kläger etwa die Glühlörper bezogen habe, fodann aud; bie 
Entdedung, daß fie von einem Unberecdhtigten hergeftellt oder in 
das Deutfche Reich eingeführt feien. Einem foldhen Gebahren 
durd, öffentliche Warnungen, Cirfulare und Briefe entgegenzu- 
treten, wiirde aber der Beklagten nicht verboten werden dürfen. 
I, 293/94 vom 15./19. Dec. 

809. Der Gemeinfchuldner hatte eine Lofomobile für einen 
feften Preis mit der Verabredung gemiethet, daß fie nach Be» 
zahlung des Preifes in fein Eigenthum übergehen, im Falle der 
Nichterfüllung de8 Vertrags aber vom Miether zurückgegeben 
werden follte Der Miether hatte die NXofomobile in feinem 
Grundftüd ale Motor für eine Badeanftalt aufgeftellt und war 
nad einer geringen Anzahlung in Konkurs gefallen. Der Kon» 
fursverwalter erklärte dem VBermiether auf deifen Aufforderung, 
er habe das Grundftük dem Gemeinfchuldner und beffen Hypo- 
thefgläubigern wegen Ueberlaftung freigegeben. Später hat er fid) 
zur Nüdgabe unter Vorbehalt der Rechte der Hhypothefgläubiger 
bereit erflärt. Zu einer Rüdgabe ift es nicht gefommen, die Ma- 
ihine vielmehr mit dem Grundftüd fubhaftirt und dem Erfteher 
zugeichlagen. Die jchon vorher gegen den Konfursverwalter auf 
Herausgabe der Mafchine, eventuell Eritattung des Werths er- 
hobene Klage ijt abgemwiefen. Die Naturalherausgabe war durch) 
die Subhaftation erledigt, auf den Werth haftet die Konkursmaffe 
nicht, weil weder eine Bereiherung — R.D. 8. 52, Rr.3 — 
nod eine Verfchuldung des Konfursverwalters — 8. 52, Nr. 1 — 
vorlag. War die Mafchine Subftanztheil, jo haftete fie den Hhypo- 
thefgläubigern. Ob fie aber Subjtanztheil oder nur Pertinenz 
des Grundjtüds geworden war, dieje fchwierige Nechtöfrage Hatte 
der Konfursverwalter nicht zu enticheiden und fonnte daher mit 
Tug die Klägerin auf ihr Ausfonderungsbegehren an die Hhypo- 
thefgläubiger und fchließlich an den für das Grundftüd beftellten 
Zwangsverwalter verweifen. Als der Monteur zur Abholung 
der Majchine erichien, war die Zmangsverwaltung bereitd ein- 
geleitet, ftand alfo die Mafchine nicht mehr in der Gewahrfam 
des Konfursvermwaltere. Darin aber, daß nicht Ichon vor Ein- 
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leitung ber Zwangsverwaltung die Trennung dev Mafchine von 
dem Grunditücd bewirkt und biejelbe der Klägerin übergeben oder 
zur Verfügung geftellt worden, fann ein die Konfursmaffe zur 
Schadloshaltung nad $. 52, Nr. 1 verpflichtendes Verfchulden des 
Konfursverwalters nicht gefunden werden. Damit fällt aber aud) 
der Anjpruch, joweit er, nachdem die gejchuldete Naturalleiftung 
unmöglid) geworden, al8 Intereffenanfpruch auf vertragsmäßiger 
Srundlage erhoben ift (8. 52, Nr. 2). Denn angenommen, daß 
in Folge der Fortdauer des Miethsverhältniffes über die Eröffnung 
des Konfurjes hinaus ($. 17 8. DO.) die Konfursmaffe aud) die 
Verpflichtung zur Zurüdgabe ber Mafchine nad) beendigtem Mieths- 
verhältniß als Vertragspflicht überfam, fo ftellte fich doch der Er- 
füllung aud) diefer Verpflichtung der auf die Verbindung der 
Mafchine mit dem zur abgefonderten Befriedigung bejtimmten 
Grundftüd geftügte Anfpruh der Hypothefgläubiger entgegen. 
Die Befeitigung diefes von dem Gemeinjchuldner, nicht aber von 
der Konfursmaffe zu vertretenden Hinderniffes fonnte der Ver- 
walter der Klägerin überlaffen. V, 191/94 vom 28. Nov. 
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rung beruht 184; feit der An: 
erfennung länit neue furze 
Verjährung 177; dur Aus: 
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ftelung von Ecduldicheinen 

über Binfen feine Unter: 
ı bredyung der Berjährung 178; 
; feine turge Verjährung, wenn 
' Binfen im Einverftäudniß mit 
: dem Schuldner dem Gläubiger 
ezahlt find 179; un Ber: 





jährung nit ausgejchloljen 
| urh Berechnung, Unter 
brehung durch WUnerkennung 
180; Teine neue VBeredhnung 
| der Berjährungsfrift nad) Uns 
|terbrehung 182; Kauf der 
neuen Verjährung nicht nady 
| 8.5 des Gejehes von 31. März 
:1838 182; Weijchaffenheit der 
Wnerfennung, twelde die Ber: 
Jahrunn unterbridyt 183, Un- 
terbredhung der Werjährung 
der Bertragszinjen durch ein 
die Gejamnttiorderung be= 
treffendes Unertenntniß, wenn 
auch die räditändigen Binfen 
nidyt bejonders erwähnt wur: 
den 185; A scnung des 
' ganzen An pruche durd) Klage 
"auf einen XIheil? 187; 9. der 
: Berlegung über die Hälfte be- 
| feitigt audy die Einrede 176; 
Verjährung des ganzen Necdts 
'aucdy bezüglich des ıpäter jid 
erneuernden Schadens 184; 
| tändlicheds oder jäptifces 
| Grundfiüd im yalU.Uu.W.L, 
5,8.343 175, feine U. nad) 
8.9, Abf. 2 de3 Haftpflidıt: 
gejeyesd, wenn die Werlegung 
nicht beim Betriebe der Eijen: 
bahn erfolgt ift 186; eine 








sh der actio doli, 
weil der VBellagte zum Sca: 


den bes Klägers bereichert ıft, 
ı obwohl beide nicht miteinander 
tontrabirten 234, A. nicht nad) 
u.x.%. 1,6, 8.54, wein der 
' Arbeitgeber die nörhige Corg: 
| falt für das Leben und die 
' Sefunpbeit tes Arbeiters uns 
terlajien bat, bezüglidy Des 
Echadenserjaganiprudhhs 4. 
Anweifung. Lieferung des 
! Käufers an den Anscipielenen 
nad dem verrinbarten Xer: 
mine und ber dei alfreditir: 
ten Wetrag hinaus, feine Eine 
rede des Angewieienen 453; 
U. des Bertäufers an einen 
Dritten, die Waare dem Käus 
fer zu liefern, von dem Dritten 
dem Känier gegenüber auge: 
nommen4s4; Ban: der 
14tägigen Frift in U.X.8.IL, 
16, 8. 277 411, 

Arbitratoren fein Schicds- 
pene 414; maßgebliche Srund= 
jäbe der Schäpung tönen in 
dem Bertrage feitgeitellt wer« 
den 415, Abzug ber Werbungse 
toften bei einer Schäyung der 
Ernte 415. 

Mirglift. Der Bellagte, wel: 
her von einer für ihn zu 
emittivenden PBrioritätdan- 
leide 40000 Marl an den Klä= 

er ohne Eutgelt abzugeben 
atte, hat die Emilfion das 








Durch) vereitelt, Daß er e3 bei 
der ihm zuitehenden Hypothek 
belafien und diefe auf den Be= 
trag der unterblicbenen Emij- 
fion hat erhöhen lafleır; vers 
urtheilt zum Erfag 321; 9. 
des Konfurdverwalters durch 
Berheimlihung von Umftän= 
den, welde auf den Preis 
eines fubhajtirten, zur Dtühle 
gehörigen Brundftüds Einfluß 
haben; Haftung DEQERRDEE 
einem ausgefallenen Släubi= 
er 233; A. wegen Zuwider: 
 andeins gegen einen wegen 
mangelnder yorm ungültige 
Vertrag ?314 ; der Beauftragte 
erlangt aus dem ibm im ter: 
eile des Auftraggebers eınges 
nalen edyiel ein Vers 
äumnigurtheil gegen Bien: 
a. duli Des ausenoe erg 
nah Ablauf der Einipruds: 
frıit 235; ilien des Konts 
mittenten bon einer nicht ası= 
ezeigten_ Beichädigung Der 
aare für den Käufer aud 
dann unerheblich, wenn der 
PVrozeh vom Rommiffionär für 
Nedhnung des Kommittenten 
geführt wird 540; argliftiges 
Berichiveigender lnbenugbars 
feit eines Hängebodeng über 
den Nlofetts ald Mäddenz 
fhhlafgelaß dur KWerläufer 
5265; teine ziveijährige Bers 
jährung, weil Bellagter zum 
Echyaden des Klägers bereihert 
ift, obwohl beide nicht wire 
einander fontrahirten 234. 

Arreft. veititellungstlage 
des Öläubigers, welcher gegen 
feinen Schuldner ein Arreit- 

fändungspiandredht an defien 
orderung erlangt hat, gegen 
den et Cejfionar, die 
Eeifton jei fimulirt 334. 
rrogation eines uncbez 
lichen Kindes dDurd) einen Drit« 
ten nicht bejeitigt durch Ipä- 
tere Xegitimation mittelit 
nachfolgender Ehe 661. 

Arzt veriprady Heilung von 
Küdenmarlelciden, Xüdtor: 
derung eines Iheils DS Honv« 
rard durch den Nichtgeheiltcn 
351; Beweislaft 774; wegen 
angeblic falicher Auskunft in 
Anypruch genonmen, fein Berz 
nr h 226, 

ufführung von Theater- 
ftüden. Vertrag über foldhe; 
Chyadenserjag, weil der Thra> 
terdireftor nicht aufgeiührt 
at; teinellufrihrung an einem 
tormittag wider den Willen 
des Autors 592b. 

Auftrag. släner erhielt 
eine beftimmte Summe, um 
damit alle Släubiger zu be= 
friedigen; er hat mehr auf: 
gewrutet, weil die Echulden 
größer waren; lein Aniprud 
auf Erftattung des Webers 
ichufies 451; WBerurtheilung 

c3 Belfagten zurRüdgahlung 


einer Aufiwendung, welde er 
nicht nemacdıt hatte 452. 
Anshrädiich 307. 
Auseinanderfegung der 
CheTeute; die twenen Ehebruchs 
des Mannes neichiedene (Che: 
frau ftirbt, die Erben fordern 
die Beeidigung ded von dem- 
felben gelegten Inpentarg 659; 
bei der Bemeflung der der ges 
jchiedenen Ehefrau zu zahlen 
den Alimente die Arbeirsfraft 
des Ehemannd, welcher cine 
Pachtung betreibt, zu berüd: 
fihtigen 660. 
Austunftäbureau. Saf: 
tuna für faliche Ausfunft 488. 
Auslegung. Ausleyungs: 
tenel des bürgerlihen Hechts 
bei Handelsgeihäften? 331; 
Verlauf an Eh. „oder eine 
andere Firma’‘ 327; Bahlung 
der Provilion „nach Anzah: 
lung‘‘ 327: der Kevers lautet 
auf Bürgidaft, aufredht er: 


alten als Soun 328; 
erfprechen, dafür zu Jorgen, 


day ein Betrag gezahlt werde 
329; das in einem befondern 
Cage abgegebene Binsper: 
fpredhen fällt nicht unter die 
für das Kapital bewilligte 
Etundung, nad beiten Kräften 
u zahlın 330; Berjprechen des 
Bürgen, zu zahlen, wenn es 
ihm beliebt 331, 324; Bereit: 
willigfeit, Sachen herauzzı 
geben , feine Ucbernahme der 
Berbindlichfeit 332. A. Teht- 
williner Berfügungen. 
Den gejeglichen Erben ift das 
neiammte Berniögen eigen: 
thimlich bhinterlaffen, Tein 
Vorbehalt de3 Nichbraucdhs 
d. Ehemann 682; der Stamm 
utsbefiger hatte freie Ber: 
üinumg bestinlich des ex pro- 
priis Erworbenen 6833. 

Ansfesung bes Berfah- 
rend. Keine U., weil ber 
Nfleger als geieglicher Ber: 
treter hinwennefallen, wenn 
das Rormmimndichaftögericht be 
ichlojien hat, Daß die Pileg: 
ichaft erlojchen fei 766; teine 
N. des PRateıtverlegunaspro: 
azeiied Bid zur Enticheidung 
uber Die a 
wider das Patent des Stlägers 
und wider das Patent des Bes 
Hagten 767. 


Baubelhräntung vor Treft- 
Heilung des Fluchtlinienplans 
n deflien Snterefle; der ein= 
beitfihe Bau jollte auf zwei 
Grumdftüden ausgeführt wer- 
den, deren eines der (Ehefrau 
des Klägers gehörte 707, 708; 

urücdnahme der baupolizei- 
lichen Genehmigung begründet 
Teinen@ntichädigungsanipruc 
709 ; der Bautonfeng wird Ive= 


nen der gorläun durd) Offen: 
legung de3 Bebauungspland 
in irffantleit getretenen 
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Sluchtlinie wieder entzogen, 
nachdem inziwiichen der Bau 
bis unter das Dach gebradıt 
ift; fein Gntichädigungsan- 
fpruch 710; die Stadt ift redhts= 
träftig zum Scadenserjag 
verurtheilt, weil der Baufon: 
Km vermeinert ift; Abweis 
ung des liguidirten Schadens 
erfages, weil inzwilchen ber 
Bebauungsplan offen gelegt 
ift und es num feititeht, das 
der Bau nicht vollendet jein 
mürde, wenn der Stonfeng er: 
theilt wäre 710; c8 ift au er: 
örtern, ob nicht dem Kläger 
ein anderer Echaden entitan- 
den tft 711; mahnebende Er: 
öffmung der tejtaeftellten Bau= 
fluchtlinie an einen einzelnen | 
Grundeiaenthümer 712; feine 

Entichädigung nad 8.13, Abj.1, | 
Nr. 3 des Naufluchtlinienges 

jeged, wenn die Sırake fchon 
bebaut war 713, feine nad 

8.13, Ab}. 1, Nr. 2, wein das 

nene Gebände ach nicht theils 

weis an der Stelle fteht, an 
welcher das nicdergelente ftand 

714: 8. auf Grund eines nicht 

publizirten Bebanung&plang, 

weil das für einen Vorgarten 

fejtgeitellte Terrain mit bebaut 

werden Soll 715; Beurtheilung 

der Höhe de3 Schadens, wel: 

her einem Grundftüd durch 

Auferlegung der Inbebaubar: 

feit erwadyien ilt, nach einer 

jpäteren Baupolizeiordnnung ı 
23. 


Beamter, Preußiicher, Be: | 
triebsunfall, bedingte Yuldje | 
finteit de3 Rechtsiweag für ben | 
Anfpruh aus dem Benfions: 

eieg anzııwenden auf den Anz | 
no aus dem Fiirjorgencieg 
747:8. einer Gifenbahngeiell: 
fhaft, bon dem Staat über: 
nommen, deren Penjion nadı 
Maßgabe eines bei der llebere | 
nahme ausgeftellten Reverfes 
735; ®., der Xeiter einer 
ftädtiihen Sasanftalt, nicht 
auegeichloiien Durd) Nebenftels 
[ungen dejjelben 736; Zurüd: | 
bebaltung der fälligen Beıt- 
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nehmers im Brozek mit der 
Einrede der Nniufficienz des 
Nachlajied vertheidigen 690; 
Benründung der Einrede nicht 
durh bloße Bezugnahme auf 
das Inventar 691. 
Berehnung, tein jelbitän:- 
diner Klagarımd 180. 
Bereicherung. Sit bei der 
Beurtheilung, ob B. vorliene, 
die Sicherheit der abactrete: 
nen ‚sorderung anaujchlagen? 
188; Zinfenanzurechnen‘? 189; 
feine de3 Verpäcters, wenn 
der abacehende Räcter Nr- 
beiten vornimmt, welche der 
aufziehende hätte verrichten 
tönnen, ohne bejondere KKoiten 
1m. 
Bergredht. Stein Entichä: 
dinungsaniprıch de Merg: 
wertäeigenthiimers wegen des 
durch einen Öffentlichen Wen 
behinderten „AUbbaued von 
tohle, wenn ber Weg zufolg: 
Bertrand mit jeinem Autor 
eingerichtet 30; Beidhädigung 
de3 Grumdeigenthums gibt 
feinen QAnipruch, twennt dem 
früheren Grundeigenthümer 
ein Berichulden trifft 115; Ve: 
ihädigung von Gebäuden 
durh PVodenbewegung; nur 
der Figenthümer ded VBerg- 
werts, nicht der abbauende 
Zächter verantivortlih; Tein 
Verichulden des Bauenden, 
wein ern:ct die Wahrjchein: 
lichfeit dvorherfah 109; Fein 
VBerichuldeun, dDuß die Gar: 
anitalt im verliehenen Felde 
in der Nähe des Schachtes ae: 
baut wurde 111: auch nicht, 
wenn der Grundeigenthiimer 
Warnungen des Bergwerk: 
einenthümers feine ‚golge gibt, 
welche nicht jpeztell begründet 
find 112—114: Anipruch des 
Grundeinenthiiner® auf Nau: 
tion 5 17 AB. G., jeweilig 
von dem jeweiligen Grumd- 
einenthümer zu erheben 110. 
Bergwerlsabgabe, nicht 
von einem Zalzbergwert zu 
erbeben 718. 
Bernfung. Der Berufungs: 


fion, weil der B. die Dienft: ! richter hat über die erftinitang: 
Heidung nicht zurüdliefert 737. Lich vorgejchügte Einrede der 

Bedingung. Argliitige Ber: ! mangelnden Ktlanerhebung zu 
eitelung des Eintritts einer erfennen, wenn Icdyon der Vor: 
3. 321: B. des Kauis, daß | derrichter nur über die Cin- 


auh die übrigen Parzellen 
verfauft werden; defizirt die- | 
jelbe jchon dann, wenn Der 
Käufer einer andern Barzelle | 
an dem zur EEE Bau 
beitimmten Tage zurüdtritt 
322; feine Abänderung ber 
Defizienz durch Bermeinerung | 
der Konzeijtionirung zu er 
mwarten 323; bedingter Kauf 
bon einer (Frprobung des 
Käufers abhängig, nit von 
reiner Rillführ 729. 
‚Benefiziarerbe dari jich auf 
die Klage ded Bermächtniße 


rede der Gerichtsguftändigkeit 
ertannt hat 79. . 
Befhwerde. Seine DB. 
wegen beichloflener Wereidi- 
gung eines Beugen 779; jo: 
fortige B. gegen ein Bmwiflchen: 
urtheil, Durch welches im all 
des 8. 72 die „Nebenintervens 
tion’‘ zurüdgemieien 795. 
Berk. B. an Yorderungs: 
rechten 36; Erwerb des B. des 
Staated an Anlandungen in 
Strömen 34; MWebertranung 
bes juriftiihen 8. an einer 
eingemauerten Majichine bei 
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nleichzeitiger Uebergabe bes 
Miethbeiiped an dem Grund: 
ftüd 35; Erwerb des ®B. an 
Reiftungen, welche auf Grund 
öffentlichen VBerhältnifjed ge- 
nıacıt, nah deiien Wegfall 
weiter gewährt jind 37. 
Betrug nicht kauial für 
den eingetretenen Schapen in 
Tsolge weitererßerhandlungen 
der Parteien 227; der Agent 
des Werläufers haftet dem 
Käufer aus feinem B. bei Er- 
tüllung des Bertrags 228— 232; 
Eubfidiarität ausaeichlofien; 
wenn die Vertranstlage gegen 
den ausländüden Käufer 
Schwierigkeiten verurlacht231; 
feiner durh Berbeimlidig 
der Anficht über die Werth: 
Iofinfeit einer abzutretenden 
Inpothel 340; 8. durdy Mit: 
theilungen angebliher Xhat- 
fadten, deren Wahrheit der 
Mittheilende nicht fennt 341: 
Verurtbeilung zur Nüdzab- 
Iung des Kauftpreifes betriige- 
riich angepriejener Altien, ob: 
wohl der Käufer dadurch be- 
wahrt ift, andere werthloie 
Altien zu laufen 341; bie 
Miethzinien, über welde Ber 
täufer den Käufer, geräuicht 
hat, haben fpäter die von ihm 
angegebene Höhe erreicht 342; 
Schweigen der mitlontra= 
hirenden Ehefrau zu einer 
pofitiven Täuichung ded Ehe: 
nıanns imvolvirt einen Die 
Ehefrau verpflictenden 8. 
derjelben 343 ; TZäuichnung durd 
einen Monate vor Abichluß 
de8 Bertrags geichriebenen 
Brief 343; 8. durd Ber: 
Äußerung einer werthloien 
Snpothef, der Echadenerriaß: 
anipruch ift Dadurch nicht ver: 
foren, daß der Getänichte die 
Snpothet weiter begeben hat 


344. 

Beweislaft beim Echaden®- 
eriab, ob die Höhe der 'hepas 
raturfoften im angemeijenen 
Berhältniffe zum Werthe der 
Cacde ftehe 201; 8. bezüglich 
der Bewährung einer geavilien 
Hröße des vermictbeten Xa= 
dens 4693; fein lcbergang der 
B. wegen der Frobemärtgleit 
auf den Käufer, wenn Die 
Rrobe mit feiner Bewilligung 
einem Dritten ausgeantivortet 
und fie bei diejem verloren 
nenangen ift 536; W. defien, 
welcher das voranegezabfte 
Honorar wrgen Unmöglichkeit 
der zugelagten Gegenleiftung 
fordert 774; ®. über die dem 
Wertmeifter erwachfenen Aus: 
lagen, wenn der Befteller vor 
der PBollendung zurüdtritt 
775; 3. über geringere Nb- 
ladung, wenn das Konnofic- 
ntent über größere Dnantität 
lautet unter der Stlaufel 
weight unknown 509; 
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über die Brobemäßigteit der 
MRaaıe, Wenn Käufer nad 
Mängelanzeige auf Grund 
9.6.8. 348 die Waare ver- 
tauft hat und Erradenderiag 
wegen Nichterfüllung fordert 
557, 558: ob Kaffee Brems 
waare fei, weldhe Käufer nicht 
au nehmen kraucte 776: ®. 
der Nichtidentität der der Ber= 
täuferin von dem Näufer au= 
rüdgenebenen mit der gelice 
ferten Waare 777. 
Börfengefhäfte. Unter: 
fchicd des Differenzaeichäft? 
von dem Lieferungegeicäit 
588,589; Tifterenzac'chäft vont 
Reichenericht abweidhend vom 
Nerufunpögeriht engenom: 
men 577; Tifferenzgeichäft 
troß der Erflärung des Niä- 
ers, er mache nur Nauis und 
Xerfaufgefhäite 550; Riffe- 
renzaeihäft wegen der Ertlä- 
rung des Käufers, au8 welcher 
entuonmen, daß er nicht bloß 
feine Erfüllung feiften, fons 
dern auch Teine fordern wolle 
580; Tifferenzgeichäit, wenn 
nur auf der einen Ceite in 
einer der Genenjeite erfenn: 
baren Meije die efleftive Er» 
fülluına auzgeichlolien tar 
584; Differenzgeichäite, wenn 
Klägerin Kommistfionärin Ivar, 
Grörterung, ob fie ihre Gegens 
tontrahenten mitgetheilt hat 
581; Differenzgejchäft mit dem 
Kemmiifionar, auch weil dies 
fer mit dem Tritten reelle 
Breichäfte aeichlofien hat 582; 
Differenzgefchätt, obgleich die 
Nommiiftonärin, ohne felbft 
einzutreten, mit Dritten ab: 
neichloffen hat 586; Tifferenz: 
nicht daturd ausge: 
chlofien, dak die Kommisfıos 
närin den ommittenten mit 
dein Nurawertb belaitet, und 
nah Wicderverlauf den Be: 
trag gautaeichrieben bat 587; 
Tifferenzpefhäit ded Kos 
miljionärs mit dem Nonmit- 
tenten 590; Einrede des Tiffe- 
rensgeichäits von dem Bürgen 
des anerfannten Ealdos vor» 
neihübt 578; Tifferenzgeichäft 
nicht ausgeichlofien Dadurd, 
dan rin einzelnes Nerlaufee 
geihäft reell geichloffen ift 
583; die Einrere ift nicht 
ausaefdhlofien durch Anerlen: 
nung noh durd Novation 
579; Erörterung bezüglich der 
Prolongationen 581; der Nom- 
milfienär hat vor dem Etidh: 
tane verlanft, weil Kommit= 
tent fih an zahlen außer 
Stande ertlärte 585. 
Branmeifter. Haftung für 
Bier, welches er bat heimlich 
weglaufen laften, wie fürgutes 
484; Fein Erjag dadurdy, daß 
er anderes Vier diinner ein: 
gebraut bat 208. 
Brüdenzoll, Freiheit von 


demjelben territorial begrenzt 
und nicht durch fpätere Nııss 
dehnung des befreiten Terris 
toriumg erweitert 717; die 
reiheit erftredt fih nur auf 
die Einwohner, nidyt auf die 
Horenien 717. 

Bürgfchaft füreinen Saldo, 
Einrede des reinen Differenz» 
neihäfts 578; DB. in einem 
Jieverie ohne cauxa debendi 
607; der Bürge veripricht zu 
zahlen, wenn es ihm belicht 
331, 3245 der Bürge, twelder 
jih ale Selbftihuldner vers 
pflibtet hat, und im Sal 
9.8.8. 281 darf fih auf die 
genen den Hauptichuldner ein: 
getretene Verjährung berufen 
606; animus recipiendi de8 
zahlenden Yürgen regelmäßig 
605; Uebergang der Nedte 
aus der 3. mit der Geifion 
der Wyorderung an den Sulipt= 
Ihuldner 603: 8. für Die von 
dem Käufer einca Grundftüdg 
gegen den Berfäufer über: 
nommene Verbindlichkeit gibt 
dent Snpotbelgläubiger feine 
HAedhte 6,4. 


Causa. Lngültigleit eincs 
Nertrags, durch welchen auf 
fittlihem gyundament bes 
ruhende Y$olgen der Ehe aus: 
la werden 876: Ber: 
predhen, eine Unterichlagung 
nicht anzuzeigen, wenn ein 
Tritter bürgichaftäweig einen 
Wechiel acceptirt 377, 3785 
ebenjo eine Källchung nicht 
anzuzeigen gegen das Werz 
redben eines Xerwandten, 
für den Betrag aufzufommen 
381; Beriprecen, einen Gläu« 
biger voll zu befriedigen, bei 
einemanberacrichtlichenAfforb 
379; Ungültigleit eines Ber- 
traas, nach weichen: das Ge=- 
jhäit für Rıchnung des an- 
neblichen Rüffetiers gebt, wäh: 
rend der Bermiether die ou: 
zeilion hat 380. 

Ceffion der Kechte aus 
negewieitigem Xertrage gibt 
dem Gegenlontrabenten teine 
Nlane acgen Gellicnar 364; 
G. des IRerfmeiltere 446, 603; 
E. des zuerit fällig werdenden 
Betrags, nicht Der auerft fällig 
werdeuden Kate 396; GE. der 
Aniprüce aus einer Verfiches 
rung gegen den Urheber des 
Unfalls im Rorans bedingt 
beredet 403; E. Dritten nenens 
über, namentlid, einen fpäte= 
ren Fiändungeplandgläubiger 
mir wirtiam bei genauer Bes 
zeichnung der «sorderung 404; 
G. eines Rondiltioneanfprucds 
zwifchen Gejellichaftern 405; 
Garantie de& Gedenten für 
den Eingang nur als Garantıe 


für die YZablungstähigtrit 
zur Beit der 8. ausgelcat 
406; ceventucle Küdcefiion 


einer ordering 410; der Ge- 
dent hat fi mit Korwiffen 
des Geffionar? aus dem Ver- 
mögen des Schuldners bezahlt 
gemadt 305; Belanntmadjung 
der GE. vor deren Annahme 


durch den Gejfionar fließt 


die Ronıpeniation des Schyuld- 
ner3 niit Gegenforderungen, 
weldie nud) 
madhung der E., aber vor deren 
Annahme entitanden find, aus 
393; Bahlungen nad) der Ve: 
fanntmadung der E., wenn 
fie zur Fortführung des Bares 
nothivendig waren 397, Yreft: 


ftelungstlage des Släubigers, | 


weldher an einer gorderumg 
feines Echuldners ein Arreit- 
pfändungspfandrecdt Au 
at, gegen den friiheren Gei- 
ae die ©. jei jimulirt 334 5 
der Gedent nimmt die An: 
zeige des Gefjionars von der 
erfolgten &. als Wevollmädh= 
tigter des Schuldners zur 
Sienntniß, obwohl die? dem 
Willen des Schuldners nicht 
entipricht, und Eefltonar folches 
weiß, Einrede d. Zahlung ? 303, 
304; arglüitige Berbeimlichung 
folder Anzeine 304; Legitt- 
mation des Keflionar® durch 
die Zeugenausfage de8 Teden: 
ten 399; nicht durch eine Ab- 
fhrift der G., 
braucht der Schuldner nur zu 
zahlen, wenn ihm die G., na= 
mentlich bei mehreren Geljio: 
nen u. Beidylagnahmen, deren 
Nnsitelungsdatun überzeus: 
En nadgewirien wird 491; 
S. einer Forderung an einen 
Ktonlursverwalter zablungss 
halber ; welche Berpflichtungen 
liegen dem Gejlionar ob? 411; 
Verjäumung der I4trägigen 
Srift in WU. 1, 16, $. 277 
411; Aniprucd auf Herausgabe 
des Medjfels gegen den qut: 
aläubigen Selfioner. beiten 
Cedent den Wediel ohne 
Nectögrund inne hatte und 
argliitig veräußert hat 407; 
nur die Anerkennung des Eef- 
fionars als feined Gläubigers 
Ichließt die Kinreden De& 
Ecyuldners gegen den Ceijio: 
nar aus 408; Kompenfation 
niit einer mad) der E. durd 
Zahlung an einen ritten er: 
wadyienen Gegenforderung, 
wenn der Anfprud auf Be: 
freiung Der gezahlten Yor- 
derung bereit3 von der G. 
gegen den Gedenten begründet 
war 409; Gegenforderungen, 
welche fid) der Echuldner vor: 
behalten hatte, mußte Eeilio: 
nar, welder den Rorbehalt 
bei 6. tannte, gegen fi gelten 
laffen, aud) wenn fie nadı Ve- 
tanntmadjung der ©. entitan- 
den Waren 402; feine Kin: 
rede des Echuldners, daß KIä- 
ger die gellagte Forderung 


der Befamitts i 


überhaupt | 


Alphabetifches Regifter. 


cedirt babe, wenn von einer 
mehrere Aniprücde umfafien: 
den Eumme ein Theil obne 
Motijilation an den Geilionar 
cedirt ift 400. 

ChHed. Slage des lieber: 
bringers des Ch., weldhem der= 
felbe von der Bank abgenonı= 
men, aber nicht bezahlt ift 164. 
_Courtier, Makler, nicht 
Kommiffionär 291. 


Darlehn mit Kontrolbejug: 
nilien und einem Antheil am 
Gewinn, feine ftille Gefcl- 
fchaft 447; Mütdzablung nicht 
a fordern, weil Beflagte nicht 
Säulen aufgeftellt babe, welche 
Klägerin zu Rellamezweden 
bemigen wollte 493; “Ber: 
urtheilung zur Rüdzahlung 
eines Theil, weil diefer fällig 
geworden 444; Darlehnsllage 
nicht unter dem Gefichtspuntt 
aufrecht zu halten, dal das 
Geld zwar als Einlage einer 
ftillen Gefellichaft gegeben, 
folche aber nicht zuitande ge= 
tommen 445; der Chemann 
Darlehnsgläubiger, wenn er 
aus den durd das Eingebrachte 
vermehrten Geldern das D. 
nezablt bat, wenn jchon der 
Shuldichein auf die Ehefrau 
neftellt ift 679; Zahlung der 
Tarlebnsjumme Durch Antvei- 
img 446; D. abzuarbeiten, 
der Echuldne: wird von dent 
Gläubiger nicht weiter be= 
jhäftint, Nüdzahlung in 
Gelde? 163. 

Deich und Borland, Eigen: 
thunermwerb an einer Xnijel 50. 

Delikt. Verpachtung einer 
Halteftelle madıt nicht verant= 
wortlid für die gewaltiame 
Entfernung der dort liegenden 
Boote durd ben Pächter 225. 

Dictum et promissum 518, 
519; fein d. et p., wenn Bars 
teien nicht mit einander ton= 
trahirten 288. 

Tienftmiethe, AUniveifung 
des Meilter8 oder eines von 
demjelben auzdrüdlid, beauf:- 
tragten Lehrlings zu dejien 
Arbeit; Saftung für den ohne 
folche eingetretenenlinfall 486; 
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Mictritterecdht des Miethers 


sah U.X.%.L,5, 88.4 8 ımd 
410 442; lebenslängliche® En= 
nagement verbindlich ir Die 
Verpflichtungen des BDienit: 
berrn 487; MAuslunstokureait, 
defien Haftung für falıche Auf- 
funft 483; Schadenseriah des 
Nraumieifters, weldier Bier 
heimlich hat wenlaufen laflen, 
nad dem Maßfftab gut eittge- 
brauten Biers 489; feine Ber: 


jährung des Anfprud;s_ des | neiekes angefochten 
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anaumennen 4% ; Anfpruch des 
Scdifferd auf 1, des von dem 
geborgenen Edhiffe der Rhe- 
derei gezahlten Berge=- und 
Hilislohns 491. 

Dritte. Vertrag zu Gunften 
Dritter bei Umfchreibung der 
Xebensverfiherung aufd. Ehe» 
frau, deren vom Ehemann ges 
nehmignter Beitritt 602. 

rohung. Anfechtung einer 
Anerkennung wegen D. nicht 
fubftantiirt 345; NWBedronung 
eines Angeitelten mit der Be- 
Yanntmadung, daß  deflen 
Schuld aud Börlengeihäften 
herrühre 347; feine D., weil 
der Beamte, welcher bei llebers 
nahme in den staatlichen Eifene 
bahndienft die Aufforderung, 
weihe ihn zur Ausitellung 
eines NWeverles veranlaste, 
falich verftanden hat 316. 


Fhefran. Alimente, wenn 
der Ehemann nach Bırrüdıveis 
jung der E. ohne Benadrid: 
tigung nach YAmerifa abgeht 
650; fein Anspruch der E. auf 
Alintente, wenn fie eigenmtäch» 
tig fortgenangen und der Ches 
manı im Defertionsprozeß er: 
färt, fie nicht wieder auf: 
nehnen zu wollen 651; Tann 
die den Ehemann als Nieß: 
bräucher zuftehenden Binjen 
nicht einflanen, wenn jchon 
der Ehemann fpäter beitritt 
654; wohl aber Hinien, welde 
fie bei kiidzahlung des Kapis 
tald mit Genchmigung bes 
Ehemanns vorbehalten hat 
214; E. ohne den Chemann 
anf cine Snpotbel vertlagt, 
obwohl die E. felbft die Dar: 
lehnsjunme nicht erhoben hat, 
Handelsjadhe 318; Stelluug 
der E., welche Alla nnIen nis 
dem Ehemann llaat 6565; Die 
E. schwört in Proz.fien, welche 
fie iın Beiftande Des Ehentannsg 
führt, die Parteicide allein 
185; der Ehemann läht das 
Guthaben der E., weldies zu 
ihrem Gingebracdten gachört, 
auf fein eineneo Konto bei dem 
Wanfier überichreiben 657; 
day anerlanıte Zaldo der E. 
feine anf deren Namen ge: 
Idhriebene Korderung 657. 

_ Ehelicges Gterrecht. Der 
Ehemann tagt ohne Genehmi: 
gung der Ebefrau eine fyorde: 
rung derielben ein 652; wenn 
der Ehemann gorderungen der 
Ehefrau cedirt, nachdem fie 
ihr Eingebradhtes zurüdgefor: 
dert hat, fo ijt Das weder un: 
anltia, noch fann die Erflion 
auf Brumd Des Anfechtungs- 
werden 


Irbeiters nadı WE. MR. I, 6, 653; die Ehefrau, welde Fi° 
8.54, wenn der Arbeitgeber | Duziarerbin ihres Chemanns 


unterließ, Di 
Eorafalt zur Cicherumg deöllr- 
beiters gegen Qeichädigungen 


die erforderliche gemordeit, dari 


ji nichts vor 
der Auseinanderjegung wegen 
ihree Cingetradten aus dem 
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Nacla herauenehmen, indem 
fte über eine orderung ver- 
fügt 679; auf sreigabe gegen 
einen Gläubiger des En 
manıd, welcher die Binjen 
eine len 8 ge 
pfändet hatte, erfannt, weil 
der Ehemann die Ehefrau nicht 
ernähren fan 655; YUnfprud | 
der Ehefrau auf Herausgabe 
ihres Eingebradhten, wenn der 
Ehemann von vornherein fid) 
in diefer Lage befindet 655. 


Mehreinnahnen nad frucdhts 
lofem Zeunenbeweis 787; zu= 
läjtig über Ehebrucdh im Alis 
mentenprogceh 786; Niber eine 
ui beichaffene Anerkennung ? 
183. 
anal eines Grund» 
ftüdtz, Daß ein beftimmter Theil 
in die Jluchtlinie fällt 394. 
Eigentum des Müllerd 
am Mühlgraben nach der Ber: 
muthung ded Code 546 105; 
Ehemann nothwendiger | Ueberbau über cine öffent: 
Streitgenoffe der Ehefrau, ' Tide Straße, Charalter des 
wenn er aufammen mit ihr | Hecht3 und Schägung 38. 
über Cingebradhtes Mant 778; Eigenthumserwerb einer 
fann die Ehefrau nicht zu | DurdhDampficdiffe verjendeten 
alleiniger Prozekführung er: | Waare nicht Durd) Uebergabe 
mächtigen, um als Zeuge auf: | de Wecepifie, weldes fein 
zutreten 778 ; Stellung des E83 ' Yadeichein 40, 41; E. an In: 
in Rrozeflen über eine zum | haberaftien durch eine Haus» 
Eingebradten nehörige Forde- | tochter 59; E. an den neuen 
rung der Ehefrau, in deren GStüden Stalieniicher Rente, 
Beiflande er Hagt 779; der E. | welche der Stommiljionär er: 
dann unzuläljiger Zeuge 780. | hebt 46; €. des Kommittenten 
Shefeidung. Hartnädige | an den von dem Kommiffionär 
Verweigerung der ehelichen |; gefauiten Stüden 48; Vorbe: 
Pilicht, Bereitwilligkeitser: | halt des Eigenthums und falla= 
Härung im Srozeh ohne Wir: | toriihe Stlaujel aufgegeben 
fung 646: Teine bösltche Ver: | mit der unbeftimmten Stun: 
lafjung, weil d. Ehefrau ichiver | dung des Reitpreiies md Ver: 
beleidigt 642; Mifhandlung | Taufaerlaubuiß 39: Aufgabe 
der fhhwangeren Ehefrau durd) , d. vorbehaltenen Eigenthuns 
Swang, von einem Waume | durdy Annahme der Keitforde:- 
herabaujpringen 648; Verur= | rung, welde der Ktäuferin 
theilung zı zwei Rahren Be: ! gegen ihren Abfäufer zuiteht, 
füngniß wegen wiederholten | an Bahlungsitatt 43; der 
Tiebftahls 644; Anzeige des | Eigenthimer hat zubehörende 
Ehemanns wegen eines nicht | Maichinen verkauft und Durd) 
ermwielenen Verbrechens ent: | constitutum übergeben, dem- 
Ichuldiat 647; Beleidigung 640; | näct ift das Grundftüd fub- 
wechfelieitige 645; Berzeihung | haltirt,, Fein Uebergang der 
ohne Juridnahme der Klage tafhinen auf den Eriteber 
641; Serzeibung dritten Ber | 42, 47: E. an einer in dad 
fonen gegenüber zur Mittheiz | jubhaftirte Grundftüd einges 
lung an die Ehefrau erllärt | mauerten, zur Zeit unbrand: 
641, Verzeihung vor Untritt | baren, dem WVerfäufer derjel: 
der Etrafe durd den aum | beugehörigendeizanlagedurdh 
Budthans verurtheilten Ehe: | den Erjteher 44; E. am An» 
mann 643, ventar eines Hotels ala Ju 
| Eheiheipungsprozeh. behör des fubhaftirten Srund= 
Kein Kechtsmittel nur wegen | ftüds 45; ©. zur Eidherung 
der Schuld audy wegen eineg | einer Forderung 49; E. au der 
andern Grundes nach gemei: | im Fluß entitandenen Sniel; 
nem Recht, wenn die Eheichei: | Berhältnig von Teid) und Vor: 
dung jelbft nicht angegriffen | land 50; der Miteigenthimer 
wird 797, Gideszuichtebung baut für eigene Rechnung auf 














r 





iiber biefelbe Thatjache in | dem gemeinidaftlichen Arund» 
KR E. durd Jnädififation 
r® 


Eintindichaftövertrag fein 
Erbeinfegungsvertrag 662; 
Erbrecht des angelegten Bas 
terd auch in das Voraus des 
Stieflindes 662. 

Einrebe. Ueber die Eins 
reden ift nicht nach der Reihens 
folge zu entfcheiden, in me'cher 
fie vorgebradjt find, fondern 
zunächit über diejenigen Pro> 
zchvorausieyungen, welche be= 
Dingend für das Verfahren 
anzuichen find 772; über die 
&E. der mangelnden Stlagcerhe> 
bung vor Prüfung der Ge: 


Stlagne u. Widerflage 793, 799, 

Eheideibungsttrafe nad 
Nov. 117, cap. 9 649. 

Eid. Eidesauflage durch Be- 
tweisbeichluß, aud twenn ein | 
abgejondertes Ywilchenurtheil 
über das Bertheidigungsmittel 
nicht ergeben fol 784; diurd) 
Veweishbeihluß, obwohl an 
eriter Stelle Beugenbeweig 
angetreten; feine tviederholte 
Eidedauilage im Urtheil 784; 
die Eheiran fhwört in PBro> 
zellen, welche fie im VBeiftande 
Des Ehemanns führt, Die Eide 
allein 785. 

Eideszufhiebung unzu- 


| 
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läffig, genereler Eib über | rihtszuftänbigteit 772; &. der 


Arglift niht, wenn fie nur 
einem der beiden Käufer ent- 
genenfteht bei untheilbarer 
wrorderung 522. 

Einftweilige Verfügung. 
Erhöhung der Unterhaltsrente 
ber Ehefrau während des Ehr- 
Iheidungsprozefle3 nach deren 
rechtefräftigerzzeftitellung 216; 
Verbot an den kyidusiarerben, 

um Nadıtheil des Nacerben 

eräußerungen aus dem Nach: 
laß vorzunehmen 679; Nor: 
ausjegung der c.®. wegen Jn- 
jerate, Girkulare und Briefe, 
in denen twegen angeblicher 
ART CRENErTEDUNG gewarntwird 

DR. 

Eifensahngefek , Preußi: 
fhes. War Fıslua Betriebs: 
führer 275b; tein Anfprud 
de3 NAbfenders wegen durch 
Erplojion verlorenen Bulverz 
275 


Emiffiow von Aftien einer 
neu gegründeten Aftienaefell: 
ichait, feine Haftung für die 
Prosperität wegen fahrlälfiger 
Empieblung 534. 

Enteignung. Kein Rechts: 
weg über die zur Sidyerung 
erforderlichen Anlagen oder 
deren Stoften «04; E. des nad» 
ten Eigenthum2, Einfhägung 
als Bauland? 705; Koften des 
Prozeßverfahrens, wenn ber 
Unternehmer auf Herabjegung 
Magt,der Eigenthiiner Wider: 
tage auf Erhöhung erhebt 706; 
Ueberbau über eine Straße, 
bejjen Schägung in einem Ent: 
einnungsverfahren 38. 

Entmünpdigungsverfah- 
ren. Der die Entmündigung 
wegen Geiftesfrantheit Ans 
fecbtende bevollmädhtigt felbft 
den Reditsanmwalt Bw. ax 

Erbihaftstlage. Lesiti- 
mation des Erbicdaftspilegers 
zur Stlage, Daß dem Bellagten 
ein Erbredt nicht äuftebe 700. 

Erbichaftsftener. Berech- 
nung Des Werths Des fteuer: 
freien Nießbraudg , welder 
vom Nadlag abzujegen ilt 
730.315 don einer durch die 
Beftätigung des Inteftaterben 
gültig gewordenen, an fich 
nichtigen Scheufimg von Todes 
wegen 439 ; feine von d. Accree- 
cenz eines vermaditen XW8oh: 
nungeredtsantheils, auf wel» 
den vorber gegen Kntichädi« 

ung verzichtet war 732; Aus: 
ebung eines Kapitals für 
nohltpätige wede an einem 
beitinımten Urte, nach dent 
Ermefien eines Dritten 733; 
definitive syeftftellung der E. 
durch Einigung mit dem Erb» 
fhyaftöfteneramt über d. Werth 
von Naclakiaden 7%. 

- Erfüllung, f. Bahlung. Der 
Käufer von Sadjenihwellen 
braucht nicht Breußenfhiwellen 


ald Erfüllung anzunehmen 
164. 


Zahlıng 
Ortsjitte 


Erfälfungsdortiür 
der Yracht nadı der 
357 ; vertragemäßig feitgeitellt, 
durch Beftimmung ‚‚via lübed 
an...’ nidt geändert 358; 
Beripredhen der Ktonlurrenzs 
entbaltung und Strafceding 
359; &. für eine Entjchädi: 
gung ra herum aus einem 

ertvertrane 360: Berbind: 
Iichteit aus einem Zeichitungs: 
fchein für eine zu grimbdende 
Berfiherungsaeielichaft auf 
@eaenfeitigfeit 361. 

Erlaß. Keiner durch Nö- 
fhungebemilligung mit binzus 
tretender,, eine andere Aus- 
Tegung zulaflender teitamen: 
tariiher Berfünung 169; ©. 
einer Schuld zu Bunften eines 
ausgeichiedenen Geiellichaf- 
ters, kein E. zu Gunijten des 
Andern, mwelder die Schuld 
übernommen hatte 170. 

Erlaubte Brivatgefell- 
fdaft, |. Belellichaft. 

Ernte eines Gut3 ift ver: 
lauit; kein Abzug defien, was 
zur Ausjaat und ‚yortiübrung 
der Wirthichaft erforderlich, 
wenn Berfäufer dies ander: 
weitan Dritte verlauft hat 520. 

Erfigung gegen eine Stadt 
in 30 Jahren 66; €. obliga= 
torischer Rechte 36, 37: E. auf 
Grund eines unrechtiertigen 
Titele 66; E. auägeichlofien 
durch cine die mala fides be: 
ründende NAnerlennung Des 
taßpadıiverhältnifies 428; €. 
einer (drunddienftbarteit, das 
um Nühlenbetrieb nicht erz 
Porderliche Maffer auf die Wie: 
fen abzuleiten 69: E. Des 
Mechts3, von dem Müller die 
Kaumung des Müblbachs m 
fordern, Erfordernilie 67; E. 
des Kechtsd. Kirchengemeinde, 
von der Stadt Zulchüfie au 
fordern 66: feine E. von 
Dienftbarfeiten durch eine ıım« 
beitimmmte Mehrheit von Vers 
fonen 63; feine E. des WRajler: 
bezugeredts des Rechtänad- 
folger3, da Icdhon in der Dand 
des nur prefa: 
riftifche Ausiibung vorlag 64; 
feine &. der Benupung bon 
Suellwaffer, wenn die Doblen 
von den N 
zu ihrem Bortbeil angelegt 
wurden umd wenn der Müller 
ufolge danach ansunehmender 

ergunftigung Dohlen ange: 
legt hat 6». 


Familienfipeifommiß. 
Berrehnung der von dem 
deilommikbefiger jührlich 
ar Eduldentilgung zu Zah» 
enden Summe auf die Neve- 
nuen welchen Zeitraums? 670; 
Berufung von Söhnen „aus 
ftandesmäßiger Ehe’ 671; Un: 
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Baneiateit einer Yiderfommiße ! 
Auld, weil feine Mitwirkung 
des Lhberlandesgericht3 F6R; 
DOberlandesgericht die Fyidei- 
fonımigbehörde beiRenulirung 
der TFideilommißichuld 668; 
feine Saftung des Yideifom- 
mißiolgerd, weil er bei der 
Aufnahme die Nothiwendigkeit 
bezeugt hat 668; feine Haftung 
aus einem dolus bezüglid der 
Verwendung 668; fein Anz 
fpruch des Släubigers auf Er: 
werbung einer nadtränlichen 
Erffärung der ideilommiß: 
behörde 669, 

Tauftpfand, f. Biändungs: 
plandredt. Kein Aniprud des 
Cigenthbimers auf Abtretung 
der Forderung d. Bläubiners, 
wenn er nur den Werth des 
Piandes und nicht die dei 
jelben überfteigende Forderung 
zahlt 93; Sorbebalt,, welcher 
geeignet tit, das neleßliche und 
vertraggmäßige Piandrecht des 
Kommiijionärg auszuichliehen 
94; Ablchnuug des Borbebalts 
und ftillichveigende AYuftim= 
mung des Konmmittenten in 
die Ablebmung 94; Umiftände, 
welche jür die Beurtheiltng 
der Redlichfeit des Kommiilio- 
närs bei Empfang von Ita: 
lieniicher Rente zum Umtauich 
neuer Etüde aus der Hand 
eines Provinzialbanlierd er= 
heblich find v5. 

Feftftelung8flage d. Gläu- 
bigerd, welder auf eine Wyors 
derung feines Schuldners ein 
Arreitpfandungspiandredt er: 
lanat hat, gegen den früheren 
Gejfionar, die Gejjion jei jimu: 
lirt 334, 

Finetlommiflarifhe Sub» . 
ftitution nicht in das, was | 
der Borerbe der Anteitaterb- 
folge von dem Miterben er» 
langt bat 676; der Zubititut 
dart nach dem Tode dei Erb» 
laljers, aber vor dem Tode des 
Triduziard verlaufen, Soda 
der Käufer nad) dem Zubftitus 
tionsiall eintritt 677; Vor: 
taufsrecht der Miterben bei 
dem Verlauf an einen rem: 
den 677 ; Hufrechthaltung ders 
jelben nenenüber einem flicht- 
theilserben in einem Bertrage, 
in welchem ihn das am Kflicht- 
theil chlende gewährt wird 
678; dem Fiduziarerben wer: 
den Beräugerimgen zum Wac- 
tbeil des Nacderben anlählich 
eines Frlaned verboten 679, 
die zu Schenfungen nicht be= 
fugte iduziarerbin cedirt eine 

ur Mafle gehörige Hnpotbet 
(hentungsweis, der Schent« 
nehmer quittirt der (inenz= 
thünterin des Grunditide; 
Berurtheilung der Erben des 
Schentuehmers zuriudcefjion 
an die Mafie 90; die Befreinng 
des Yyiduziard von der Sicher: 
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heitsleiftung greift nicht Pla, 
wenn derfelbe verichenft 680; 
die Witive al® Vorerbin gibt 
unfichered Darlehn aus Der 
Zubftanz, und verheirathet 
fihh vemnächft, womit ihre Be- 
fugnip auibört, feine Berant- 
wortlidıleit 681. 

Fifchereiredht ala Grund» 
dienftbarteit 76. 

Form. Unterzeichnungeines 
vonder mindliden?tbmachnng 
abweichenden Schriftitiicht 
durd die Unalphabetin 3u8; 
feine Heilung des nur tbeil: 
wetje erjüllten mündlichen Ab 
fommens Durch Die Ktinge anf 
einen Theil der Gegenteiitung 
309; der Mandatar, welcher 
den Auftrag uberichritten bat, 
darf Sich nicht darauf berufen, 
derielbe jei mündlich eriheilt 
310; kein fchriftlicher Vertrag, 
weil über einen mit Dem 
Begenftande zufammenhän- 

enden anderen Weneuftand 
eine Urkunde errichtet war 
311: mimDiicheBeredumg neben 
der ichriftlichen Bürgichaft 300; 
fehriitlicher Vertrag eines Yır: 
alphabeten; Heilung durch Die 
Unflanung, wenn der mind: 
lihe Bertragn anderweit er: 
wieien 312; 5. Deauglih Des 
in einem Kaufvertrag entbal- 
tenen dietum 313; Nrglift 
wegen Yuwiderhandelnd gegen 
einen wegen mangelnder ı. 
unaüftigen Vertrag? 314: 
Be des Mangels einer 
ir. bei Verträgen awiicen 
Eheleuten durch die Muilatiung 
315; die Erflärung des Mir: 
tbers, welche er vor dem Be: 
ginn des Miethsverhältniitey 
dem Conderredtönadiolger 
de3 Bermiethers gegenüber 
abgibt, dal er an den Ver: 
trag gebunden fein will, be- 
darf der Scjriftform nicht 316. 

radjtvertrag. Beiladıng 
aeltattet ohne Fraitbeftimmmmmg 
503; Auffahren foll als höhere 
Sewalt unter allen Umständen 
Haftung des Trracdtfüihrers 
ausschließen 504; 5. und Ver: 
wahrungevertran mit Dem 
Schiffer geichlojien 505; Yu: 
rüdbehaltungsreht des Chir: 
fer an der qunzen Xadung, 
weil ihm die Fracht nicht ne: 
zahlt ift 450; der Schiffer 
traneportirt die Baumwolle, 
welche aus einem geitrandeten 
Schiffe geborgen it, genen den 
Wideriprud eines Autereflen: 
ten, nacı dem Beitimmmmmngs- 
haien. Anipruch auf die Mehr: 
fraht? 506; tein Widers 
fpruchsrecht eines einzelien 
Nitinterefienten bei Unumters 
fcheidbarfeit und Untheilbar« 
feit Der Bitter 507 ; feine Liene: 
nelder, wenn der Schiffer mricht 
an ordimmasmäriger Nirslade: 
ftelle angelegt hat und je 
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Cedhiff eingefroren ift 908; mwe- 
niger gelöiht als nadı dem 
Konnoftement unter der Klaus: 
fel weight unknown abge= 
laden, der Empiänger zahlt 
die Fradt nur für dad ge- 
löichte Zuantıum 59; Trans: 
port eines Möbelmagens auf 
offenem Eilenbahniwagreı 510; 
fein Anipruch anf Lienenelder 
und Eritattung von Verjiche- 
tungeprämien bis zur Zeit, 
wo die Yöihung beendigt fein 
tönnte 511—513; die Waare 
ift auf ein anderes Cdhiff ab- 
geladen als das in Konnofies 
ment bezeichnete. Steht dem 
Ronnojementeinhaber ein Ylıt= 
fpruch zu, wenn das andere 
Schiff mit der Maare unter: 
nenangen tft? 518, 515. 
Brageplidt wegen Sub: 
frantiirung des Anipruche aus 
nüglicher Verwendung 199. 


SERFOHIIEBEL IDEE ER eine 
Tritten vor llebernahnte der 
Yeritungen 608, 
Gebrauhämnfter. Annebot 
zum Nerkauf als offenfundige 
Eben EIN 143: fein Schuß 
durdy Eintrag in Das Yieniiter 
fir Seichmadämuifter; Nlane 
auf Unterlaiiung der Bezeicd: 
nung „„Aeleglich geichuikt‘”‘ 117. 
BGegenfeitiger Bertrag. 
Eeffion der Bicdhte aus B. 8. 
gibt dem Gegenlontrabenten 
feine Nlage argen den Geifio« 
nar 364; Verlänier haben Den 
Känfer vor der Fälligkeit der 
weiteren Bahlung aus dem 
Vefip gejest, nun griff auch 
die lex commissoria nidt 
ap 365: Einrede des nicht 
erfüllten Vertrags gegenüber 
dem Anipruch aus einen Tif- 
fortationsvertrag 366, 367; 
feine Surüidbhaltung des gan: 
zen KHaufpreiieg, wenn Der 
KRauivertrag in der Hauptiadıe 
erfütit ıit, und nur sch eine 
SEIEN U bewirfen 370; 
oder wenn Gemwährleiftungss 
anfprüce beftehen, Verurthei: 
lung zu den Yinjen, wenn 
Käuier durch den, wenn icon 
epfündeten, KRatfgelderrüde 
tand gnededt ift 371; oder 
wenn ein Miethvertraa dom 
Nermietber, weldter bag Mieth: 
geld noch für andere Leiitun: 
nen zu fordern batte, nur 
theiliweis erfültt fer 372; feine 
Surüdbehaltung der Genen: 
leitung, wenn der Bellagte 
jelbit die Qerjpätung der Lei- 
ftung verichuldet hat 373; keine 
Einrede des nicht erfüllten 
Nertrags, wenn der Käufer 
eines Brundjtüds Hupotbefen: 
äinfen zahlt, die er nicht über: 
nommen hatte 374. 
Selegenteitögefeltfhaft. 
Unterbetbeiligung bei einer 
Siltienzeihnung, Aniprud) des 
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Unterbetheiligten an der Ab- 
findung für ein Bezugsredht 
611. 


Genehmigung, ftillichmwei- 
gende, eines nidhtigen Ber: 
trans 666. 

Genoflenfhaft, eingetra- 
gene. Keine Berbindlichfeit 
ausgefchiedener Genoflen für 
nah ihrem Ausscheiden von 
der ©. zur Einlöfung frühe: 
rer Gefälligfeitsiwwecbiel aus: 
geftellte neue Gejälligleitd- 
wecijel 638, 639, 

EL EIERBEIE: Keine 
Herabjegung des Ktoftenvor: 
ichufieg wegen @infchränfung 
des Kevilionsantrags 763. 

Geridhtöftand tes Auf: 
enthbaltsorts begründet, 
wenn im Nuslande ein Wohn: 
fig genommen werden Tonıte 
756; 8. des Erfüllungs: 
orts für die Antereflenklage 
757, eititellungstlane, daf die 
von dem tommiljionär zuriide 
neiandten Mafhinen Einen 
thum des Kommittenten feien 
und dai dem Kemmilfionär 
ein Zurüdbehaltungstcht nicht 
zuftche 758. 

GBelchäftsgewinn, Steine 
Abredhnung einer zur Nbfin: 
Dung eineg Gejelichafters ge- 
zahlten Bergleichsiumme nod 
der auigeiwwendeten !rozeß- 
often 33. 

Befelifaft. Kläger hatte 
dem VBellagten Geld zur Er: 
ftehung eines Srundftüdg ge: 
zahlt mit der Abrede, dak er 
dem Kläger nad) der Eritchung 
die Dälite nach einer Natural: 
thetlung abtrete 609; Teine 
Nimdinung obne Wiederher: 
ftelung des jrüheren Yuftan- 
des, wenn der eine Geiel: 
fhafter das ganze Geichäjt 
bebält, um dem Audern feinen 
Antbeil an dem Ertrage zu 
entzieben 610; lein Yılnipruch 
der ©. gegen den Gegenfon: 
trabenten, wenn ein Gefelle 
fdiatter demnädft mit dielem 
für fi) lYontrahirt 459. Er» 
laubte Rrivatgefell- 
ihaft. Prozesfähinfeit Der» 
jelben 629; Wertretung im 
Erozefie durdy einen Wevoll- 
mädtigten 629; Legitimation 
defieiben 630. 

Befeg. Hm Anhalt dei- 
felben gehören nidt die in der 
Begründung Des Gelebent: 
wurig oder in einem Bericht 
der Keichetagsfommilfion auo: 
geiprocdhenen MWbficdhten mud 
aus dem Zert defielben ge- 
zonenen Yolgerungen 1, 2; 
richreriihe Trüfung der Ker: 
fafungsmäßigteit eines Ge: 
jeße8 3. 

Gefehlicder Bertreter bes 
Tiarrvermögens nidt der 
$iarrer 743. 

Gewährleiftung für Diän- 


er. E. Miethe. Keine Radı- 
efferung bei Hausihwamm 
sur Ausihließung der Refis 
iation 389; Nachbeflerung bei 
unmeientlien und leicht zu 
bejeitigenden Mängeln 542; 
Kauf eined Grunditüde nd 
Geifion der nn Ge: 
mährleiftungsanipruch bezüg= 
lit einer abgetretenen Rar= 
zcle wegen mangelhaften Baus 
nrundes ded Grunditüds im 
Ganzen? 392; argliftiges Nerz 
ichweigen früherer Ausichad- 
tung, wenn inzwiichen die 
Etraße tiefer gelegt var? 393; 
au&drüdlid) voruuegeichte 
Eigenjchait eines Srundftüds, 
dag et Theil in die frluchte 
linie fällt 394: Berechnung 
des Minderunnsanipruchs aus 
der ©. einzelner Verkäufer, 
menn die jümmtliden Vers 
fäufer das Grundiiüd une 
getbeilt belaften 345. 
Gewäfler. Eigenthun deg 
Müllers an dem von ihm 
angelegten Müblaraben 105; 
feine Klane des Witliere gegen 
die Kigentbiimer einer Kanal: 
anlage, melde das Wafier be: 
Ichräntt, wein diele in der 
Beit des Xorbefigere gemadıt 
und diejtent Entihadinungs= 
aniprüde erwachich find 106: 
feine Berpflichtimg aus unter: 
lafieuer Wiederberftellung 
eincd durd Xtoltenbruch be= 


fchädinten Wehre gnegenüber 
dem Müller auf Ecdadense 
eriaß 107; privatrechtlicher 


Zitel, welder ben Kitterguiss 
beitber von der öffentlidk:recht= 
lien SEE, der Käu- 
mung des Wiiihigrabens befreit 
108. 
Gewerbebetrieb. Beein- 
trädtigumng defjelben dadurdh, 
daß cın Britter gleichartige 
Gegenftände mit der unbered- 
tinten Bezeichnung „neleplidh 
ebügt‘ verfieht. Klage auf 
Interlaffung 117; Real:Ger 
werbeprivilegium einer Apo- 
thefe, Einihräntung der freien 
Beräußerlichfeit bei Erneues 
rung des Privilegiumg, Wer: 
urtheilung des Kiste 3; Ber 
weigerumg d. ortspolizeiliden 
Genchmigung aun Betrieb 
einer Cprengftofifabrit 118; 
eleltrifche Anlagen nicht Durch 
8.26 8.0D.geidüpt 119; feine 
Qedenlen acgen die Zulälfın- 
feit des Weirieba der Guilt: 
mwirtbichaft, nachdent die frühe: 
rei behoben jind 120. 
Gewerbeordnung 8. 120 
und entiprechende Werpflic- 
tung des Pienftberrn. Kin 
Arbeiter der Hteihemarine ijt 
in olge Einathmens giftiger 
Dämpfe neftorben 276. 
Gewohnheitörecht und Ob- 
jervans: Keines, daß mit 
‚Iebergabe des Kecepilie das 


Eigenthum einer mitd. Donau» 
Zampifchiffahrts » Gefellichaft 
verfendeten Raare übergeht 5; 
tein &. aus einem bei 8.9.8. 
279 in Betradt Tommenden 
Handelsgebraucd 5; feine De- 
rognation des Art. 345 9.9.8. 
betrefiä des Lebernangs der 
Gefahr einervertaniten Raare 
durch einDandelsgewohnheitg: 
teht 4; Qinglichleit der Kir: 
henlaften 6; ©. keine Duelle 
jubieltiver Rechte 7; aber ©. 
bezüglich der Reparaturtoften 
eined von einer Heinen Ans 
tereiientenzahl zu benußenden 
Weges 8; tantum pracscrip- 
tum quantum possessum bei 
D.7 9; feine D., nach welder 
die Mennoniten von ihren 
Srundjtüden zu den Deichbant: 
laften der PBiarrgrunpditüde 
beizutragen hätten 10: OD. be: 
züglih Auibringung der Kir: 


dienbanlaft unter den Eine: 
gepiarrten 11. 
Gräberei einer Mergel: 


rube, auch wenn aus Ders 
elben nicht verfauft wird 277. 

Grundbudh. Was gebört 
zum Wlauben an Die Richtig: 
feit des ©. 56; begründete 
‚Sweilel? 56; der Eintrag in 
das ©. erfolgt für Anträge 
aller Art, Bormerkungen tie 
Auflaflung nad) der Reihen: 
folge von deren Präientation 
bei dem für das Orundftüd 
zuftändigen Amtzrichter oder 
Brundbucführer 52, 53; auch 
wenn der Antrag Zu den 
Orundbucalten nicht aelom: 
men ift, weil er mehrere rund: 
jtidle betrai 54; tit der Ans 
tran wegen fechleuder WBolls 
macht nicht zurüdgeiieien, io 
bedarf eg feiner erneuten ‘Brä: 
jentation, wenn Die Bollmadıt 
demnächit einacht 55: der Ylıı= 
trag auf Normertung ceitter 
Dopothet, welder genen den 
Zerläuier früber eingegangen 
war, als die Auilaftung an 
den Käufer eriolgte, wurde 
vor deren Eigenthumsiber: 
gang eingeichrieben, lage des 
Näuters auf Yöichung abges 
wielen 52—55; dalielbe $rund- 
ftud unter vericiedener Bes 
zeichnung im &. für verichie: 
gets Kigenthümer eingerragen 


1. 

Grundbienftbarteit. Kein 
Anjpruch auf einen Nothiveg, 
wenn der Gigenthümer fein 
Brunditid anders nuten will 
68; Ständige ©. der Kiefens 
befiger, welche das zum Müh- 
lenbetrieb nicht errorderliche 
Waller auf ihre Wicjen ab- 
leiten 69; das Keichsgnericht 
Icgt den Zertrag abweidsend 
vom Werufungsaericht dahin 
aus, day feine Einichränlung 
eined Weneredt3 auf land: 
wirthichaftliie Bedürfniije 
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des herrfchenden Grundftüds | 


vorliegt 70; in dem Urtheil, 
daß der Eigenthümer des be: 
lafteten Waldes allein beiugt 
fei, die Streunugungsflächen 
zu beftimmen, bedurite cö fei- 
ne® Vorbehalts, Dak er andere 
Flächen anzumeijen habe, wenn 
er angemwiejene vlähen in 
Dege lent 71; wenn da3 für 
die Erhaltung de8 dienenden 
Waldes notbwendig ift, darf 
von dem feitacitellten Plane 
| der Etreunugung wieder ab: 
newichen werden 72; e8 jollen 
auf einem Blage nur Wohn: 
nebäande errichtet werden 74; 
fein Srunddienitbarleiteredt 
der Barzelleneigenthümer, in 
deren Auterefle eine Belaftung 
den Sjämmtliden Parzellen 
auferlegt war, weil die Ver: 
Täufer fich das Genehmigungs: 
recht vorbehalten haben 75; 
Fiichereiredht als ©. 76; Feine 
Baitung des Grumdeigentbü: 
niers, welcher eine Waflerlei- 


tungs=©. zufolge übernome 


mener Verpflihtung beitellt, | 


für den fortdauernden Abfluh 
des Mafiers vom pflichtigen 
Grundftüd nah dem rund: 
ftüd eines Britten 77; feine 
Nlage Des Wegeberedtigten 
engen den Britten, welder 
jeiterfeitd den Weg benupt 73. 
Grundftüd, ländlichea oder 
frädtiiches im ZaLA.U. 9.1, 
5, 8.343 175. 
Sütergemeinfhaft. An: 
erteunung einer vorchelichen 
Schuld der Ehefrau von dem 
Ehemenn au ertlären 306; 
Auibebung der Sütergemeinz 
{haft unter Aurlaltung eines 
don dem (Khbemann während 
der Fhbe erworbenen, und der 
 Eheirau bezahlten Grund: 
| ftids an dieie, Stellung zu 
: den vdorchelien Gläubigern 
658; Tein ideeller Antheil der 
bei der ©. Betheilinten au 
dem augftehenden Jtapital; 
Folge für die Erjfagpflicht des 
Bormundes 210, 
Büterüberlaffungsver- 
trag, feine leptwillige Ver: 
fünung 6725 wie tjt eine für 
den Todesfall eines Kindes 
getroffene Beltimmung auj: 
recht zu halten? 672. 


Haftpflicdhtgefeß. Aus fpä- 
ter eingetretenen Umftänden, 
weldhe eine Erhöhung Der 
jrüber zugeiprocdenen Rente 
rechtfertigen, laın Die (Er: 
böbung erjt für die Beit feit 
Erhebung der neuen Klage 
gefordert werden 266; feine 
DEREN ON folder Um: 
ftände, denen bereits im friis 
heren Urtbeil hätte Hedhnung 
netragen tverden fünnen 267; 
iekus Kilenbahnbetricbe: 
unternehmer auf einem Mn: 
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Ichlußgeleife 268 ; der@tationgs 
vorfteher hat den Zug fofort, 
nachdem abgerufen, abfahren 
lalien, der Stläger bat ver» 
fucht aufaufpringen, und da= 
bei einen Unfall erlitten; 
Daitpflicht der Eifenbahn 269; 
QAusiteigen aus einen fich be= 
weaenden Gijenbahnzuge auf 
Aufforderung de8 Schaffnere 
270; mutbmahliche XLebens: 
dauer des Werunglüdten 271; 
ein Banriicher Giienbahn= 
beamter it in Würtiemberg 
verunglüdt während er einen 
Vayriihen Wagen begleitete, 
fein Ansjchlur der Haftpflicht 
aus dem Württembergiichen 
BUELL 272: ein Mei: 
ender ıft beim Giniteigen über 
einen Koffer gefallen 273; 
Mergelgrube, auch wenn Mer: 
nel nicht verfauft wird, Grä- 
berei 274. 

Handelögebraud nicht zu- 
läilig, daß Werläufer die Ge- 
fahr des verlauften Rılvers 
auch nody nach Uebergnabe an 
den vyrachtführer trage 4: 
BD. beim Getreidehandel, day 
wegen Qualitärmängel nur 
Treisminderung zuläflia fei 
541; der Beutiche RBertäufer 
wird mit Berujung auf einen 
überferiihen ©. über Beweis 
der Frobemäßigfeit der in 
New: Mork abneladenen Waare 
nicht nchört 559, 

Handelsgefhäft. Engage: 
ment eines Wertiührers für 
eitten demmächit au eröffnen: 
den Gerverbebetrieb 317; das 
von dem (bemann für die 
Ghefrau unter Hnpothetbeitels 
lung  fontrabirte Parlchn, 
während er die Tarlebttss 
junıme an einen Dritten hat 
gelangen fafjen 318, Würg- 
Ichaft der Handelsfrau für die 
Klänerin aus Anlauf eince 
Breidhäftd anderer Art 319; 
eine Schenfung an den Kauf: 
mann 9. 320, 

Handlungen, Bertrag über. 
Einrichtung einer eleltriihen 


Beleuchtung mit der Ber» 
pflichtung. fortlaufend Die 
ielirizität zu liejferu mit 


eventuellen Eigentbumdübers 
gung ift Sahnietbe, Vienit- 
mietbe und eventurller Kauf, 
wobei Tienftntietbe die Daupt: 
fahe 492; Nüdtrittsrecht des 
Mietbers nadı den Beftim: 
mungen CE WUNR.L 8.5, 
408 und 410, 492; Bellagte 
bat ein Darichn erhalten, und 
fette Säulen zu Nellames 
zweden erridten, tein Vers 
trag über 9. 403. 
Handlungdfähigteit. Keine 
Verpflichtung Des großjährt: 
pen Kausiohns cus einem 
ohne Nonjens Dis Raters ab= 
BEE Een jhriitiiden Wer: 
preden 28; aud) nicht bezüg: 
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Cdiff einneiroren ift 998; me 
niger gneldicht als nad) dem 
Nonnofjement unter der Klau:> 
fel weight unknown abge: 
laden, der Empiänger zahlt 
die Fradıt nur für das ge 
löichte Cuantıım 59: Trana- 
port eines Möbelmagens auf 
offenem Eiienbahnwagen 510; 
teın UAnipruch auf Kienegelder 
und Erftattung von Berlidhe: 
tungsprämien bis zur Beit, 
wo die Löjchung beendigt fein 
Tönnte 511—513; die Waare 
it aui ein anderes Sciif ab: 
geladen als das im Konnojies 
ment bezeichnete. Steht dem 
KRonnojlementsinhaber ein An: 
fprud zu, wenn das andere 
Schiff mit der Waare unter: 
nenangen ift? 514, 515. 
Srageplidt wegen Cub- 
ftantiirung des Anfpruch® aus 
nüglier Verwendung 199. 


SAANEIEDEEIEL Een eines 
Fritten vor llebernahme der 
Yeiitungen 608, 
Gebrauhsmnfter. Angebot 
zum Rerkauf als offenfundige 
Rorbenugung 143: fein Schuß 
durd Eintrag in das dientiter 
für GSeichmadämufter; Nlage 
auf Interlailung der Bezeid- 
mıng „„Ieleglich geihügt‘ 117. 
Gegenfeitiger Vertrag. 
Keifion der Htehte aus 8.8. 
nibt Dem Gegenlontrabenten 
feine Klage qegen den Geilio: 
tar 364; Bertänfer haben den 
Käufer dor der ;rüllinleit der 
weiteren Bahlung aus dem 
Vefip gejeßt, nun griff auc 
die lex commissorin nidt 
Mag 365: Einrede des nicht 
erfüllten Vertrags gegenüber 
dem Anipruch aus einen: Di: 
fociationspertrag 366, 367; 
feine Yurüdbaltung des gan- 
zen Kuauipreifes, wenn der 
Nanivertrag in der Hauptiache 
erfüllt ift, und nur ncch eine 
Mebenleiftung an bewirken 370; 
oder wenn Gemwährleiitungds 
anfprüce beitehen, Xerurtbei- 
lung zu den HYinfen, went 
Käuier durd Den, wenn jchon 
epfändeten, KRanfnelderrüd: 
tand gededt ift 371; oder 
wenn ein Mietbvertrag vom 
Nermietber, weldyerdasMieth- 
geld nod) für andere Keiitun: 
nen zu fordern hatte, nur 
theilieis erfüllt fei 372; feine 
Yurüdbehaltung der Gegen: 
leijtung,, wenn der Bcllagte 
felbft Die Neripätung der Lei: 
ftung verichuldet hat 373 ; Leine 
Einrede des nicht erfüllten 
Nertrand, wenn der Käufer 
eines Brundftüds Hnpotheten: 
äinien zahlt, die er nicht über= 
nommen batte 374. 
Gelegenheitögejellfehaft. 
Unterberbeiligung bei einer 
Sittienzeidinung, Anjpruch des 


Unterbetbeiligten an ber Ab 
findung für ein Bezugsredt 
611. 


Bencehmigung, ftillichwei: 
gende, eincd nidhtigen Ber: 
trans 666. 

Genoflenfihaft, einnetra- 
nene. Keine Berbindlichkeit 
ausgeihiedener Genofien für 
nah ihrem Musicheiden von 
der &. zur Einlöjung frühe: 
ter Gefälligkeitsmeclel aus: 
geitelte neue Gejälligkeits- 
weciel 638, 639, 

asropengele . Steine 
Herabfegung des SKtoftenvor- 
Ichufieg wegen Einfhränkung 
des Mevilionsantrags 763. 

Geridhtöftand des Auf: 
enthaltsorts begründet, 
wenn im Auelande fein Wohn: 
fig genommen werden Tonnte 
756; 8. des Erfüllung3- 
orts für die Antereffenklage 
757, geftitelungsflaae, daß die 
von dem tommijlionär zurüd- 
nciandten Mafhinen Gigens 
thum des Kommmittenten feien 
und daß dem Kommilfionär 
einZurüdbehaltungsrcedyt nicht 
äuftche 758. 

Gefcdäftsgewinn. Keine 
Abrechnung einer zur Abiin- 
dung eines Geielichafters g?: 
zablten Bergleihsiumne nod 
der auigewendeten WYrozep: 
toften 33. 

Befelifhaft. Kläger Hatte 
dem Vellanten Geld jur Er- 
ftehung eines Grundftüds ge- 
zahlt mit der Abrede, dah er 
den Kläger nad) der Erftehung 
die Hälfte nach einer Natural: 
theilung abtrete 609; feine 
Kündigung cobne Wiederher: 
ftelung des jrüheren Yuftanz 
des, wenn der eine ®eiell: 
ihafter dad ganze Geichäit 
bebält, um den: Andern jeinen 
Antheil an dem Ertrage zu 
entzichen 610; fein Antpruc 
der ©. gegen den Gegentons 
trahenten, wenn ein Geicl- 
Idhiaster demmächft mit diefem 
für fich fontrabirt 459. Er= 
laubte Trivatgefells: 
fhaft. Prozerfähinfeit ders 
felben 629; Wertretung im 
PBrozeffe durch einen BBevoll- 
mäcdtinten 629; Legitimation 
defieiben 630. 

Beiek. HYum Duhalt dei- 
felben gehören nicht die in der 
Begründung Dded Gefepent: 
wurfs oder in einem Nericht 
der Keidistagsfommiffion aus: 
Geiprodhenen Mbfichten und 
aus dem ZTert Ddeijelben ge: 
zogenen Wolgerungen 1, 2; 
richterliche Prüfung der Ver: 
faliungsmäßigteit eines Ge: 
febes 3. 

Befelidder Vertreter be3 


Piarrvermöyens nidkt Der 
Ssiarrer 743. 
Gewährleiftung für Dian- 


get. E. Miethe. Keine Nad- 
efferung bei Hausihmwamnı 
zur Ausichliehung der Wefi« 
liation 389: Nachbeilerung bei 
unmeientlidhen und leicht zu 
bejeitigenden en 542; 
Kauf eine® Grunditüd® und 
Geifion der Anfprüde, G@e= 
mährleiftungganipruch beaüg= 
lid} einer abgetretenen Rar= 
zelle wegen mangelbaften Bau= 
rundes ded Grunditüds im 

anzen? 392; argliftiges Ver- 
jhweigen früherer Yusichadh- 
tung, menn inzwiichen Die 
Etraße tiefer gelegt war? 393; 
au&drüdlid) doraneneiehte 
Eigenfchait eines Srundituds, 
dag ein Theil in die Trlucht- 
linie fällt 3945 Beredinuug 
des Minderungsanipruchs aus 
der ©. einzelner Berfäufer, 
wenn die fämmtliden Mers 
fäufer das Grunditüd une 
getbeilt belaften 3*5. 

Gewäfler. Eigenthum des 
Müllers an dem von ihm 
angelenten Müblaraben 105; 
feine Klage des Müllers gegen 
die Figenthiimer einer Kanal: 
anlane, weldhe das Rafier be: 
Ichrantt, wenn Ddieje in der 
Beit Des Torbefiterg gemadıt 
und diejem Entidhüdigungs: 
aniprüce erwadien find 106: 
feine Rerpflichtung aus unter: 
lafiener Wiederherftelung 
eincd durch Woltenbruch bes 
fhädinten Wehrs gegenüber 
dem Weiler auf Ecdadend: 
eriak 107: privatredhtlicher 
Titel, welder ben Riüttergutse 
beiiger von der öffentlid:redit: 
lien Verpflichtung der Käu- 
mung des Vühlgraben® befreit 
108, 

Gewerbebetrieb. Weein: 
träcdtinung defielben dadurd, 
dag ein ®ritter gleichartige 
Gegenstände mit der unbered: 
tinten Bezeihnung „nelehlich 
arichügt‘‘ dverficht. Nlage auf 
Unterlaflung 117; Beal:Gr- 
werbeprivilegium einer Mpo- 
thefe, Einichräntung der freien 
Reräußerlichteit bei Erneue 
rung des Privilegiume, Ver 
urtbeilung des ists 3; Werts 
iwreigerung d. ortspolizeilichen 
Genchmigung aum Betrieb 
einer Eprengftofffabril 118; 
eleftriihe Anlagen nicht durdy 
Be 8.0. geidügt 119; teine 

edenlen gegen die Buldflia- 
teit des Wetrichs der Galt: 
wirtbichait, nachdem die frühe: 
ren behoben find 120. 

Gewerbeordnung 8. 120 
und entiprehende Werpflidh: 
tung des Dienftberrn. Gin 
Mrbeiter der Bteichemarine ift 
in Folge Einathmens giftiger 
Dämpfe neitorben 276. 

Gewohnheitäreht und OB 
feesans: feines, dab mit 
lebergabe de& Recepilie das 
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Eigenthum einer mitd. Donau» 
Zampiichiffahrts » Belellichaft 
verfendeten Raare iibergeht 5; 
tein ©. aus einem bei 9.9.8. 
279 in Betracht kommenden 
Handelsgebraud 5; feine De- 
ronation des Art. 315 9.9.8. 
betreif2 des leberganne der 
Gefahr einer dverfauiten Waare 
durd) eindandeldgewohnhettß:= 
recht 4; Dinglichleit der Kir: 
henlaften 6; ©. feine Duelle 
fubjeftiver Hechte 7; aber ©. 
bezüglich der Neparaturtoften 
eines von einer Meinen re 
tereiientenzahl zu benugenden 
Weges 8; tantum pracscrip- 
tum quantum possessum bei 
D.7 9; feine ©., nach welder 
die Mennoniten von ihren 
Grundftüden au den Deichban: 
laften Der farrgrunditüde 
beizutragen hätten 10; D©. be: 
züglih Auibringung der Kir- 


henbaulaft unter den Ein: 
gepfarrten 11. 
Gsräberei einer Mergel: 


rube, auch wenn aus Ders 
Feiben nicht verlauft wird 277. 
Grundbau. Was gehört 
zum Glauben an die Richtig: 
feit des ©. 56; begründete 
3weifel? 56; der Eintrag in 
das $. erfolgt für Anträge 
aller Art, Bormerlungnen wie 
YHuflafiuıg nach der Reihen: 
folge von deren Präientation 
bei dem für das Grundftücd 
zuftändigen Amtsridhter oder 
Srundbuchführer 52, 53; aud 
wenn der Mntrag Zu Den 
Grimdbuchatten nicht gelom: 
men ift, weiler mehrere Grund» 
jtüde betraj 54; it der Uns 
tran wegen fehlender Zoll» 
macht nicht zurüdgetvielen, jo 
bedarf eg feiner erneuten Erä: 
jentation, weun die Bolmadıt 
demnächft eingeht 55: der Aln- 
trag auf Wormertung EINer 
npothet, mwelder gegen den 
Käufer früher eingegangen 
war, als bie en an 
täufer eriolgie, W 

Se a Ginenthumsiiber: 
gang eingeichrieben, Nlage des 
Näuters au Söichung abge 
wieien 52—55; dafjelbe Brunb- 
ftücd unter verjhicdener Ve: 
zeichnung im_&. für verichie: 
dene Eigenthümer eingetragen 


5 yrundbienftbarkeit. Kein 
niprucd auf einen Nothweg, 
wenn Der Eigenthümer fein 
(Hrundftüd anders nugen will 
68; ftändine 8. der :iciens 
Defiger, welche das zum Müb- 
[enbetrieb nidyt eriorderliche 
Jaffer auf ihre Wirfen ab- 
leiten 69; das Keichenericht 
legt den Xertrag abweicund 
vom Berufungsgericht dahin 
aus, dap feine Einfhränfung 
eines Wenerehtd auf, land: 
wirthichaftlihde Wedürfnifje 


wurde | 


des herrihenden Grundftüd® | 


vorliegt 70; in dem Urtbeil, 
da der Eigenthümer bes be: 
lafteten Waldes allein beiunt 
fei, die Streunugungsfläden 
zu beftimmen, bedurite es fei- 
nes Rorbehalts, daR er andere 
Flächen anzumweijen habe, wenn 
er angeiwiejene Yläcen im 
Hege legt 71; wenn das für 
die Erhaltung des dienenden 
Waldes notbwendig ift, darf 
ven dem feitaeftellten Plane 
der Streunugung wieder ab- 
newichen werten 72; e8 follen 
auf einem Plage nur Wohn: 
nebäude errichtet werden 74; 
fein Grunpdienftbarkeitsrecht 
der Barzelleneigentbünter, in 
deren Zuterefie eine Belaftung 
den fämmtlihen Rarzelien 
auferlegt war, weil die Ver: 
täufer jich das Gentehmigungd: 
recht vorbehalten baben 75; 
Fiichereivecht ale ©. 76; feine 
Daltung des Grundeigenthi» 
mers, welder eine Majlerleis 
tungs3=©. aufolge übernoms 
menter Berpfliditung beftellt, 
für den fortdauernden Abjluf 
des Waflerd vom pflichtigen 
Grunditüd nach dem Grund: 
ftüd eined Tritten 77; Teine 
Nlane des Tegeberedtigten 
gegen den Zritten, twelder 
jeinerjeits den Weg benußt 73. 

Grundftüd, ländliches oder 
frädtiiches im JaU AU... 1, 
5, 8.393 175. 

Gütergemeinfhaft. An 
erfennung einer borehelidhen 
Ecdmuld der Ehejrau von dem 
Ehbemenn an ertlären 06; 
Auibebung der Gütergemein- 
ihaft unter Auflaffunga eines 
von dem Ehemann während 
der Ehe erworbenen, und der 
Cheirau bezahlten Grund: 
ftüds an Diele, Stelung zu 
den vorchelicen Gläubigern 
658; fein ideeller Antheil der 
bei der 8. Betheilinten an 
dem außitchenden Stapital; 
vun für die Erjagpflicdit des 
Bormundes 210. 

Büterüberlafftungsver- 
trag, feine leptwillige Ber- 
füqung 672: wie ift eine für 
den Zodesfall eines Kindes 
getrofiene Veftimmung auf: 
recht zu halten? 672. 


Haftpflichtgefen. Aus pa: 
ter eingetretenen Umftänden, 
welhe eine Grhöhung der 
früher zugejprohenen Rente 
rechtfertigen, Tann Die Er: 
böhung erft für die Zeit feit 
Erhebung der neuen Klage 
gefordert werden 266; feine 
LO annn folder lm- 
ftände, denen bereite im frit« 
heren Urtbeil hätte Nechmung 
getragen werden tönen 267; 
Tisfus Kilenbahnbetriche: 
unternehmer auf einem Un: 
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ichlußgeleife 268 ; der@tationd« 
vorfteher hat den Zug fofort, 
nachdem abgerufen, abiahren 
lalien, der Stläger hat vers 
fuhrt aufzufpringen, und das 
bei einen lniall erlitten; 
Haftpflicht der Eifenbahn 269; 
Ausiteigen aus einem fich be= 
weneuden Fijenbahnzuge auf 
Aufforderung de8 Echaffners 
270; mutrbmaßlihe Lebens: 
dauer des Nerunglüdten 271; 
ein Bapriider Giienbahn: 
beamter ift in Mürtiemberg 
verunglüdt während er cinen 
Vapriihen Wagen begleitete, 
lcın Ausichlur der Haftpflicht 
aus dem Württeinbergiichen 
yürlorgeneieg 272: ein Mei: 
fender ift beim Einiteigen über 
einen Koffer gefallen 273; 
Mergelgrube, auch wenn Mer: 
nel nicht verkauft wird, Grä- 
berei 274. 

Handelsgebrand; nicht zıı= 
läftig, das erfäuier die Ge= 
fahr des verfauften PBıulvders 
auch tody nach Lebergabe an 
den Gyracdtführer trane 4: 
H. beim Getreidehandel, daß 
wegen Qualitärsmängel nur 
Preisminderung zuläflig fei 
5915 der Deutiche Berfäufer 
wird mit Berufung auf einen 
überjerijhen ©. liber Beweis 
der Wrobemäßigfeit der in 
Nemw:Porkfabgneladenen Waare 
nidıt nehört 559. 

Handelsgeihäft. Engage: 
ment eines Wertiührers fir 
einen demmächit au eröffnens 
den Gerverbebetrieb 317; das 
von dem Ghbemann für die 
Ehefrau unter Sppotbefbeftel- 
lung fontrabirte Barlehn, 
während er bie Tarlehnse 
jumme an einen Dritten hat 
gelangen lafien 318; VBürg- 
Yhaft der Handelsirau für die 
Klägerin aus Ynlauf eines 
Geihäftd anderer Art 319; 
eine Shenfung an den Kauf: 
mann 9. 320. 

Handlungen, Vertrag über. 
Einrichtung einer elettrifchen 


Beleuditung mit der Wers 
pflihtung fortlaufend Die 
Elektrizität au liefern nit 


eventuchem Eigenhbumeübere 
gang tft Sadmiethe,, Dienft- 
mietbe und eventueller Kauf, 
wobei Tienitmietbe die Haupt: 
jadte 492, Aüdtritterecht des 
Micthers nadı den Neftine 
mungen CE WL.NR.TL 85, 
408 und 410, 492; Bellagte 
hat ein Darlchn erhalten, und 
folte Säulen zu Nellames 
zweden errichten, fein Vers 
trag über 9. 413. 
Handlungsfähigfeit. feine 
Verpflichtung des großjähri- 
nen Dausjohug aus einem 
ohne Konjens did Vaters ab» 
egebenen fchriftlichen Ber: 
green 245 cud) nicht Bezüg: 
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lih bde8 freien Nermögnen3, 
wenn mit demfelben Teine 
Eicherheit beitelt ift 24: der 
volljährige Hauslohn ichließt 
unter Noniens des biödfinni: 
nen Baters einen Vertrag ab 
25 


Hinterlegung im Laufe 
des Brozefiea, weil fich Eei- 
fionar als folder nit aus= 
reichend Tegitimirt hatte 171. 

Hinterlegungövertrag mit 
dem Depolitalrichter abaıe 
fließen, deshalb feine Haf: 
tung de® Staates, wenn der 
®erichtsichreiber Gelder an- 
nimmt, objhon mit Autori: 
fation des Landgerichtsprälis 
deuten 449. 

„„putleleihung in Beenoth 

7 


Hütungsgenoffenfeaft, B 
Geiellichaft. 

Smyoten: Yonvaleszirt in 
der WBerfon de3 Geiftonarg, 
welder dem Eigenthbümer vor 
der Einleitiina der Zubbafte: 
tion die Balııta gezahlt hatte, 
durch Abtretung de3 Hnpotbet: 
plänbiners nach Zahlung an 
einen dritten Erfteher 83; die 
ohne Zaluta beitellte ©. follte 
eittom beftimmten Zived die: 
ten; ihr Aıhaber Tanıı fie 
nicht ala Kantionshnpother 
für Anfprüche aus VBermwen: 
dungen im Nonfurie Des We 
ftellevs gehend nacden 85; 
Kreditbnpoibet nad Rheini: 
Kirn Recht mur gültig, wenn 
ich der Gläubiger verpflichtet 
bat, den Kredit au guvähren 
86: Die durch Eintragung im 
Wege der ywangspolitredung 
erworbene ©. an der tdeellen 
Hälfte des Grunditüids er: 
ftredt fi auch aufdie Miethen 
aus Berträgen, wmwelde der 
andere Miteinenthimer nad 
eitent dem Snpothelgläubiger 
befannt aeiveienen Diijocta- 
tivırsvertrage abgeichloiten bat 
89; Einrede genen den Eeifio- 
tar zulälitg, wenn derjelbe 
nır aus Unacdtianteit und 
Kedtziirtbium die Ungültig: 
feit der Schuld wicht erfanmt 
bat 82: namentlich bei un» 
nültiger (rideifommißichufld 82; 
der umredliche Erwerber einer 
H. quittirt der Eigenthünes 
rin, feiner Ehefrau, über die 
H., ohne daß diejelbe nelöicht 
oderumngefchrieben wird. Ber: 
urtbeilung feiner Erben zur 
Hüderilion an die Deaffe, aus 
welcher fie cedirt sit 90; dap 
der Erwerber dee Grundftüds 
die Unrichtigteit des Griumds 
budh3 beim Erwerb fannte, 
nenügt nicht, un ihn zur 
vöichung Der ven ihm über: 
nommenen, vorher von ihm 
erworbenen 9. zu verurtbeilen 
92; it eine Gewerbebanf im 
lofen Giauben bei Erwerb 


einer ©., weil „ihr Vertreter 
und Taufimänntiher Xeiter‘‘ 
da38 mahre Gadwverhältnig 
fannte? 91; der Käufer hat 
eine 9. auf den Staufpreis 
übernommen; war biefielbe 
fündbar, fo präjudizirt ed dem 
Bertäufer für feine Mechte 
aus 3.41 E.€E. G. nicht, da 
der SHnpotbefgläubiger mit 
dem Käufer von der Belannt- 
gabe der Schuldübernahine 
einen die Kündbarteit aus: 
Ichliekenden Vertrag abge= 
ichlofien hat 87; ob der Hypo= 
tbetgläubiger zu jeinem Wad)= 
theil die Kündinung unter: 
lafien hat, darüber enticheidet 
allein das zwiihen ihm und 
| dem Bertäufer beziglid) des 
Ausichluffes der Kindbarkeit 
| beitehende Berbältnih 88; feine 
'stlane auf Hinterlegung des 
| Nominalbetrags der zulöfchen- 
den $. vor der Bernitheilung 
zur Löjhung 84: Berpflid: 
tung des Gläubigers, Die 
Snpothelenurfunde beranszu: 
neben, wenn die Erflärung der 
Yöjhungsbewilligung über- 
nommen ilt 419; der Räufer 
zahlı Hppothetenzinfeit, welche 
er nicht übernommen Hatte; 
Nenrehanipruh gegen Den 
Berfäufer 374. 


Anhalt der Ebligation. 
Kaution im beftimmter Höhe 
für Straßenbautoiten firirt 
nicht Die Noiten 356; Wer: 
pflihfung, eine patentirte 
Mafchine nad Aufldjung der 
Befellichaft nicht zu bannen, 
erjtredt fih nicht auf die Yeit 
ne Erlöfhen de3 Batents 
| ee en 

Intervention. $. 72. Ber- 
fahren ohne Slaubhaftmahrung 
und obne fjahlihe Prüf 
ded Anjpruhs des Dritten 
759; Zuläfligleit der foforti: 
nen Bejchrwerde des Dritten, 
defien ,,Nebenintervention 
zurücdgemieien 796. 

Inveutar, nicht unterichrie= 
ben 6965; innere Anordnung 
696: Teine Aufnahme der Rote 
ferenden 697; Weeidigung des 
'%. von den Erben der geichie: 
denen unfchuldigen Chefrau 
beaniprucht 659; Anfprucdh Dea 
Erbichaftsfäufers auf das %. 
6985; Nluge, auch wenn der 
Erbanipruch nicht geltend ge- 
macht werden darf 649, 

Irrthum des stäufers üıber 
bie angebliche Ylrchtheit einer 
VBronzeitatue als einer römi- 
fhen, madt den Kauf te 
gültig 336: Repartition Des 
zurüdanzahlenden Kauipreis: 
antheils, wenn bie Statue 
jujammen mit anderen Sadıen 
um einen Selammtpreid ge: 
fauit ilt 337; 3%. über die Yu: 
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nehörigfeit einer Wiefe zu 
einem einnetauihten Gut, 
feine Nichtigkeit, fondern 
PBreisminderung 338; $. dea 
volljährigen Hauzfohnes unter 
Koniens Des blödfinnigen Bas 
ters über defien Handlung? 
fähigleit 25; der von der Be: 
Magten ohne Kenntnißnabme 
von dem Anhalt unterichrie: 
bene Schein jei nur ein Wiich, 
a er nicht geftempelt jei 


Kagd. Ein zu einer J. 
eingeladener Baft tödtet einen 
frei umherlaufenden Hund 116, 
243. 


Kanf eined Srundftüda mit 
einer unrichtigen Größenan: 
debr: Konjens, au wenn 
Käufer die Unridhtigfeit der 
Srößenangabe fannte 517; 
KR. eines Grundftiidd mit einer 
unmöglicen Beltimmung, 
Nichtigkeit des ganzen K. I6l: 
| der eventuelle Kauf wird hin- 

fällia, wenn Der Mietbvertrag 

erliiht 492; Xheilbarfeit des 
 K&., wenn mehrere Gegenftände 

um einen Gelanımtpreis ge- 

kauft find, theilweife Unaul: 

tigkeit 337; Ernte einca Guts 

ift verkauft, der Xerkäuier 

darf das, was er zur Ausjaat 
| und Fortführung der Wirth: 
ihaft braudır, nicht abziehen, 
wenn er dalielbe anderweit 
an PBritte verlauft bat 520; 
Verzug des Käufers, welcer 
im Auflafjungstermin nicht er: 
jdien, während Bertäufer 
ı bereit war, die auihaftenden 
Grundichulden berunterzu: 
ihaffen Sl6; Bertäufer bat 
feine Klage aus dem Kauf: 
vertcage gegen den GCefjionar 
364; lex commissoria greift 
nicht Play, wenn der Ber: 
fäufer den Käufer vor der 
Fälligkeit dev Reftzahlung aus 
dem Befit jent 365 ; die Erben 
ı des Käufers threilen, der Ber- 
| fäufer liefert an den Erben, 
weldyer in den Bertrag einge- 
treten tft 694; Nüdtritt des 
Vertäufers u. Schadensderjag, 
weil der Käufer fih unberedh- 
| tigt weigert, den Bertrag 

notariel mit einem Dritten 
| abzujichliegen 207, fein Rüd- 
| tritt des Werläuferd tmegen 

Bahlungsunfähigkeit des Käu- 

ters, wenn er jelbft zu er: 

füllen nicht in der Kage war 

523; Rüdtritt des Berläufere 
| wegen Reigerung Des $käuferzs, 
‚ den Vertrag zu vollziehen 27; 

fein Wüdtritt des Käufers 
| wenen Nichterfüllung des Xer- 
 fäufers 355; Haftung durdı 
ı Berichweigen, wenn Bertäufer 
‚und Säufer durch Mittbei- 
| lungen dritter Berjonen etwas 
: über die Beichaffenheit des 
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Grundftüds3 gehört hatten? 
521; Berläufer ivegen arg: 
liftiger Bericdyweigung eines 
polizeilichen Verbot3, daf die 
Hängeböden über den Klojett3 
als Mäpdenichlaigelag nicht 
benupt werden Dürfen, ver: 
urtheilt 526 ; einer der Käufer | 
bat den Verkäufer beftimmt, 
dad Grundftüd einem Dritten 
aufzulaiien, keine Einrede der 
Arglift wegen Untheilbarteit 
des Anfpruch® auf Auflaljung 
522; der Kauf fann nidjt der» 
lautbart werden, weil auf dem 
GBrunditüld eine Kautiong- 
bypothel haitet; Einfluß auf 
die verabredete Kompenfatioit 
ber SKaufpreisforderung 162; 
feine BZurücdbehaltung Des 
anzen Kaufpreijes, wenn der 
Jaufersüllt ift und nur Neben: 
leiftungen nod nicht gewährt 
find 370; oder Gewährsmängel 
zu präftiren find; Käufer hat 
der BZinsllage gegenüber zu 
fubftantiiren, wie viel er zu 
retiniren haben würde; Teite 
Retention, wenn duch das 
jhon gepfäudete Kapital ge: 
fibert 371; Einrede der Ber: 
fäuier fei nicht in der Lage, 
dury Uebergabe zu erfüllen 
524; dietum et promiesum, 
Abweienheit namhafter Män« 
gel 519; Einrede, der Ver: 
legung über Die Hälfte 524, 
525; fein Betrug und Tein 
Anjprudy aug dietum et pro- 
missum 518; Näufer zahlt 
Hypothefenzinjen, welde_ er 
nicht übernommen hatte, Mes 
greh gegen Berfäufer unab- 
hatgig von ben Beitimmungen 


534; feine Genehmigung der 
Qualität der Waare Durch die 
Nichtmonirung der Ausialle: 
probe und (Entgegennahme 
eines Schlußicheins, in wel- 
chem die verabredete if not 
rotten nicht aufgenomımnen war 
527; Ausicheidung der Waare, 
weldye an zivei Käuferin einem 
Transport gejandt wurde 529; 
Nacbeilern einer gelieferten 
Maichine nad) Badiltien Kedt 
542; Buziehung von Sadhıver- 
gen beid, Unterjudyung ? 
544; Verzicht auf vorgängigen 
Nadywweis der Breflung von 
Säulen, nadıdem fie abgenom- 
men und verbaut find 543; 
feinSchadenserfag, bak andere 
Preilung vorgenommen als 
vereinbart, wenn der Stäufer, 
nadhodem er verbaut hat, kein 
U an der gewünichten 

teflung hat545; Unterfuhung 
einer in Hamburg jeemäßig 
berpadt zu liefernden Waare 
am Beitimmungsort 547; e8 
wird vereinbart, daß d. Waare 
für den Käufer an einen an 
einem andern Ort wohnenden 
Dritten geliefert werden fol, 
Berehnung der Anzeigefrift 
335; Ort für die Unterfudhung 
der Waare, welde cif Ant: 
werpen verfauft worden 556; 
verjpätete üge eines Land: 
wirth3 wegen nicht fofort vers 
anlaster dyemiicher Unter- 
fuhung 576; feine Bflicht zur 
Mängelanzeige, wenn nicht 
abgeliefert, obichon in Yolge 
unberedytigter Weigerung Des 
Käufers 535; die gelieferten 
Kartoffeln find aufdem Trans: 


des Kaufvertrags , daher feine | port nad Norbamerita ver: 


Eintere des nicht erfüllten : Tault 554; der Vichhäntler hat 
Vertrags oder des VBetruga374. | eine an Maul - und Klauen 
Dandelolauf. Staijeraus: | feuche erkrankte Kuh gelieiert; 


zug nicht Waare anderer Gats 
tung als Weizennichl 00 531; 
Befined fein reincs Speijefett 
533; Waare aus einen be= 
ftimmten Schiff gelauft, die: 
telbe ift nidyt vertragsmäßig, 
Käuser lehnt die Annahme anz 
derer Waare ab und fordert 
Schadengerjag 561; Bertrag 
mit Dir KRlaufel „int. Des 
hädigung zu empijangen‘ 
zwar nicht beredet, die Klaufel 
tteht aber in der Echlußnote 
und ift int Handel mit Do: 
mingotlaffee üblich 285, 538, 
539; Kauf ciner Waare_ tel 
quel mit Kenntniß deg Bers 
tänfers von Beicdyädigung ohne 
Anzeige 540, Kenntniß des 
KRommittenten nicht entfchei= 
dend 540; eine Mafchine ver- 
alteter Konitrultion eine ans 
dere Waare 570; Verjendung 
mit falichem Begleitfchein, kein 
Lualttätsmangel 574; ers: 
tauf von Aftien neu gegründe- 
ter Altiengejellihajten, feine 
Haftung für die PBrosperität 


Haftung für den Schaden, 
wenn er gegen ein “%olizeis 
ejeg nicht ausreichende Ur: 
prumngsattefte beigebradht hat; 
ausgeidylofien, wenn die Räu: 
En fontravenirte 153; fiber: 
eeiiher Handelsgebraud über 
Beweis Der te 
einer in Wew:York abgelude: 
nen Waare für die deutichen 
Barteien nicht maßgebend 559; 
Bemweislaft bezüglich Probe: 
mäßigleit der Wuare, wenn 
Känier die Waare nah H.8.B. 
348 hat verkaufen laffen und 
Schhadenserfag wegen Nicht: 
errullung fordert 557,8; auf 
eine der beiden Broben fontra> 
hirt, dieje bat Käufer weg: 
geworfen; Berurtheilung, weil 
er die ara nicht 
ermiefen 563; fein Uebergang 
der Beweislaft bezüglich der 
PBrobemäßigfeit auf den Käus 
fer, wenn Diejer darein ges 
willigt bat, daß die ‘Brobe 
einem Dritten ausgeantivortet 


foren ging 536; Bemeislaft 
bes Berläufers, daß die an» 
nediente, aber nit abgenom= 
mene Waare probemäßig war 
egenüber der Schadenseriah: 
orperung wegen Nidjtlieics 
rung 537; der Käufer verliert 
jeinen Minderungsaniprud, 
weil er die Probe der Arbi- 
tragefommilfion nidyt vorge= 
legt hat 541; verichiedene 
Käuje hintereinander mit Ans 
weiung, dem legten Käufer 
Direft zuzufenden. Keine Ber- 
bindlichleit eines früheren Vers 
fäuiers, dem legten Nacyricht 
von der Berjendung zu geben 
531; Diltanzlauf, der Käufer 
hat nah Empfang zu zahlen 
546; feine Verpflidytung des 
Berfäufers, die ab Bliffingen 
verfaujte Waare ınit Begleit- 
Idhyein II zu verjenden 560; 
die verluufite Waare wird ftatt 
mit Begleitichein I mit Be= 
gleitichein IL iberjandt, Ned)te 
des Berfäuferd und des Käus: 
fers 574; die verfauite Waare 
ift auf WUumweifung des Ver: 
täufers von einem Dritten für 
Rechnung des Bertänjerd an 
den ttäufer abgelandt ; Rontres 
ordre de3 Dritten, nachdem 
der Verfäujer geitorben_ ift. 
Der Käufer hat feinem Ber: 
täufer zu zahlen 560,69; Lies 
ferungsverzug nicht durd) fal« 
jhhe Auslegung des Bertrags 
ausgeidjloiien 546; Werurs 
ne nung des fäumigen VBer= 
täuiers zum Cchadenserjag 
unter Zugrumdrelegung Des 
Diarttpreiies des Erfüllungs: 
ort? 537; relativ bejtimmte 
LRieferungstermine, Wintritt 
des VBerzugs des Berläufcrs 
vor dem fejtbeitimmten End 
termin 325; Räuferin joll beim 
Berzuge des Berfäuferd bes 
redtigt fein, die Waare fid) 
anderiweit zu jedem ‘Breife zu 
verichaffen 564; die Beltz 
mungen de3 Handelsgeieg- 
bus über die Kedte Des 
Käufers beim Xerzuge Des 
Sertäufers hier nicht maßgeb- 
lih 574; ungültiger Selbits 
hülfeverfanf, weil unter Mus» 
ihluß von Bewährleiitung 523; 
feine Nachfrift, wenn nıcht Der 
Vorbehalt des Nüdtritts au 
die Bedingung piünttlider 
Zahlung gelnüpft it 548, der 
Bertäufer hat nad dem Ans 
nahmeverzug des Näufers Iich 
verpflichtet, Dietartoffeln aus» 
zuleien. Nun ift er in Liefes 
rungsverzug gelommen, weil 
er diejelben nicht alsbald nach 
der Auslefung angeboten bat 
549; Bejtellung unter der Be= 
Dingung, daß der Berläufer 
Wredjelaccepte in Zahlung 
nimmt, Ablehnung, der Vers 
täujer behält aber die Wechfel 


wird, und fie bei diejem ver= ı und nimmt Selbithälfevertauf 
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vor 553; fein Schadenserjaß: 
unfprich dediranzöfiichen Ber» 
fäuters ohne <elbithülfever: 
tauf bein Berlauf mit vor: 
behaltener Speszifitation 571; 
der fäuntige Käufer muß, wern 
er Später Erfüllung fordert, 
feine Eifillungebereitichaft 
nachmweilen oder realiter offe= 
tiven, wenn er den Berläuier 
in Berzug legen will 573, Ber: 
pijlihtung des Verkäufers zur 
Lieferung beim Ylınahmever: 
zug des Käufers 574; Verzug 
ın der Abnahme noch nicht ge= 
förderter Kohlen 575; Modali: 
täten de3 Selbjthültevertaufg 
5:5, feine Verpflichtung. des 
Käuferd, nah NRedhibition 
einer Waare cine Erjaßliefes 
rung zu bezahlen 55051; Web» 
hibition, erhoben für den all, 
day Käufer gegen feinen Abs 
nehmer den Prozeh verliert 
552, feine Berpflictung des 
erfäuferg, für den Schaden, 
welcher aud Dem Zujanmens 
bruch einer Yeiter üblicher Art 
entitanden tft, auch nicht aus 
der Ziticherung 562; Känferin 
hatte unterlajien, die von ihr 
übernommeneBerpflichtung zu 
errullen, ihren Bedarf für den 
näachtten Monat am 2U. des 
vorangehenden Monats dem 
Zertänfer mitzntheilen 569; 
bei 9. nur Art. 3559.09. 8., 
nicht Code 1184 auzındenden 
530; Forderung der Erfüllung 
it nicht immer Musitbug des 
Wahlvehts 572; Uebergang 
der Herahr auf den Käufer in 
: 532, 

Kaufalität. Regreh des 
Bermietbers au3 einem Un: 
fall des Mietherg auf der ftei- 
let Treppe gegen den Werl: 
meifter?? 152; Auibebung der 
K. in der Vermutbung aus I, 
KAUM. 3.25, 26, wenn 
dev andere Theil jelbft gegen 
da3 Polizeigeieg gehandelt hat 
153; ein fremder Bund iit wäh: 
rend der Yeit dev Abrweienheit 
des Schäfers in den Birch 
eingebrochen 154; 8. der Ber 
Idadigung von Schiff und Ya= 
dung in yolge des Auitreibend 
eines fchuldbaiter Weife nicht 
genugend vertant geiejenen 
Schiffes unterbroden, wenn 
der Sdiffer Des durch den 





) 


| 


} 


| 
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ihres Erbredht3 erhalten ba« 
ben 693; Leine follationgpjlidh: 
tige Schentung rined aud= 
ftehenden Kapitals durch Er: 
lak 692. 
Nommanpditgefellichaft. 
Keine Klage einzelner Kom: 
manbditiiten gegen den Komple: 
mentar über die Richtigkeit Der 
Bilanz auf Zahlung der Didi: 
dende 614; eine vom Bejet ab: 
weichende Art der Beredhnung 
des Weingewinnd gegenüber 
dem am Gewinn betheiligten 
Berpäditer 615 16: folange die 
Liquidation dauert, fann der 
Komplementar nicht gegen eine 
Horb lun) der Gejellichaft mit 
jeiner@inlage fompenfiren 617. 
Kommiffion. Norbehalt des 
Kommittenten, welcher das ge: 
jegliche PBiandrecht des Kom: 
mifjionärd am Kommijliond: 
gut auszuichließen gesinnet ist 
94; Ablehnung des Borbebalts 
durch den Kommmillionär und 
Einwilligung ded Kommitten: 
ten in Die Ablehnung 9%; Um: 
ftände, welche gecignet find, 
den redlichen Erwerb d. Fauit: 
pfand3 an Italieniicher Keute, 
weidhe ein PBrovinzialbanlier 
zum lmtaufch einiendet, aus: 
äufchließen 95; Eigeuthums: 
erwerb de3 Koınmittenten an 
den durdy den Kommijftonär 
angefauften Papieren 48; 
Willen de3 Konımittenten von 
einer nicht AUgeBEDIEE De: 
Ihädigung der Waare für den 
Käufer auch dann unerheblich, 
wenn der Brosch jür Zenes 
Rechnung geiührt wurde 540. 
Kompeniation durc lieber: 
weijung der dem Schuldner 


diefem dag Amt nidt 739; 
feine Berpflidhtung de3 Bas 
tron®, die objervanzmäßigen 
Koiten zu den Bauten zu gah- 
len vor einer dem Bejege ent: 
fprechenden Genehmigung des 
Kegierungspräiidenten 741; 
feine WBerpflichtung vor Ent: 
fcheidung über die gegen die 
Verfügung des Wegierungss 
rälidenten erhobene “Be: 
dwerde 742; der Biarrer fan 
nicht „Für die Biarre‘‘ Magen 
743; Stellung des Bfarrver: 
mögens zum Kirchenvermögen 
und Ddeiien Bertretung 743; 
feine Ratihabition Durch einen 
in der Revifionsinftanz; vom 
Konfistoriuum beitellten Ner=- 
treter 743; Aufnahme von Dar: 
lehnen durch das Domfapitel 
ur Bewirthichaftung eines 
ut3,Senebmigung d.Staat$: 
auffichtsbehörde ? 746; geiep- 
lite Bertretung des Tom: 
fapitels, richterliche Brüfung ? 
45 


Rlagänderung, unzu« 
Täijige, die Wufrehterhal- 
tung der von dem Bajtor für 
die PBiarre erbobenen Klage 
durdy den Raitor ald Niehe 
bräucher des Biarrvermögeng 
743; die GChefrau Tlagt auf 
Binfen, der Ehemann tritt bei 
654. Keiner. die Einfchrän: 
fung der gegen den Betllagten 
ala Anjtiiter oder Miturheber 
erhobenen neaatorishen Klage 
auf die Behauptung einer Ge: 
hülfenfchaft bei Werlegung 
eines WWuaarenzeichend 146. 

Klage, deren Zubftantiis 
rung, wenn zyisfus wegen 


Verichulden eined Beamten 


verflagt wird 770; R. auf gab: | zuitchenden Gegenforderung 
lung obne Erbietung, Sant: | zur Einziehung 172; 8. ftatt 
tung zu leiten 1375 8. auf! Baarzablung beredet, 8. un: 


Nücsahlung eine Tarfchnd | ausführbar, weil der Kauf: 
vor der ‚zälligfeit, weil der | vertrag, auf deren Preis auf« 
Darlehnsgeber zurüdtritt, bei | gerechnet werden fol, wegen 
erwerfung des MRüdtritte: | eines vom Berfäufer Zu der- 
rechts aufrecht erhalten wegen | tretenden Umitandes nicht ver: 
der im Yauije des Verfahrens | lautbart werden fann 162: 
jällig gewordenen Rate 444; | feine KR. mit der yorderung 
x. erhoben für den all, daß , de3 Wellagten an eine 0.9.08. 
stläger jeinen Brozeh gegen | und feiner Schuld an eine an= 
einen Dritten verliert 552. |! dere, aus denielben Berfonen 
Aftivlenitimation.Einer | beitehende 0.5.@. 626; Kom: 
der mehreren »iegeleibejiger penjationsvertrrag zmilchen 
verfanft Baditeine im eigenen dem einen bei beiden Sejell 
Namen, die jänmtlihen Ber jchaften betbeiligten @efel- 


Sturm beihädigten Schiffes | figer flagen 292; Prüfung der | ıchafter und Dem WVellagten 


nicht mit der erjorderlidgen ; Altivlegitimation von Amte: 


©orgfalt verfährt 155. 


Kaution in beitimmter Höhe | fonders nerügt 232. 


für Straßenbaufoiten frirt 
nu die zu fordernden Koiteu 
36 


Kirche. Dinglichkeit der Kir: 
henlaiten durch Briwohnbeits: 
tet begründer 6; ungelegliche 
Berufung eines andern Bfar- 
ters, ungelegliche Amtsent: 
fegung des bisherigen Pfar- 
ters durch den Biichof entzieht 


nicht zu Stande gefommen 2:0: 
die Keplif der wegen Berzichts 
der Aufrechnung unyuläffigen 

Klageuhäufung. Berbin: | K. verworien, weil die Wider: 
dung Der Epolienflage mit Mage fprucdhreif 173. 
der Bertragstlage 771. Konfefioria gegen den Ber: 

Klaffenrechte durch Gr: | Täufer Des dienenden Grund: 
fisung für die Gemeinde er- ftüds 78; feine Klage gegen 
worben 62. den Servirutbelafteten, wenn 

Kollationspflidht, Leine, | deren Ausübung ale 
wenn jchon die Wliterben bei | verboten wird 79; Klage auf 
Xebzeiten der Erblaflerin eine | Hinwegnahme eines für eine 
Forderung zur Abfindung | gewerbsmäßige Räuderei er» 


wegen, wenn fchon nicht be= 


Alphabetiiches Negiiter. 


bauten Schorniteina ohne Be: - 
rüdjichtigung, daß Dervielbe 
auh für Wohnzivede benupt | 
werden Fonnte 81; feine Klage | 
de3 Megeberenhtiaten gegen 
den Dritten, welcher feiner: | 
feits den Weg benupt 73. 
Konfufon, Leite, tvenn 
dem Solidarichuldner cedirt 
wird 17%. 
Ronkturrenzenthaltung, 
Keine Erziwingung neben der 
als Wandelpön zu betraditene 
den Rondentionalitrafe 4495. 
Konkurs. Ausjonderungss | 
anipruch vergedlid) gegen deu. 
Konfursperwalter ftatt gegen | lagen md eimieitigen Rüde 
den Gemeinichuldner und die, tritts 4235 8. zuerfannt, weil 
Hnpotbefgläubiger verfolgt . Künier unter Zurüdmweiiung 
809; Gepton einer gJorderung , von angebotenen Preußen: 
mit, ANbjonderungsrecht nad) | Schwellen die verfauften Sad: 
Ausbrucd, des Ronturjes über | fenjchwellen nicht gelierert er- 
den Schuldner 255. halten hat 424. 
Konutursverwalter. Saj- _NRörperverlegung unb 
tung gegenüber einem ausges | Tödtung. K. Dur brutale 
faltenen AD DOIDEIAIONLIGE Bollzichung d. Beiichlafs 238; 
wenn er bei der Subhajtation | Haftung Des fahrläjligen Ur: 
eines Brundftüds tbatiähhliche , hebers Des Todes für Ali: 


einzutreten 320; der Beflagte 
fou bei R. die dem Kläger 
atentirte Maichine nicht nad) 
uflöfung der Gejellfchaft 
bauen; er baut fie, nachdem 
das Ratent erloichen tit 421; 
der Bellagte hatte beim Ber: 
fauf jeines Beichäfts fich ver- 
prlichtet, bei ihm eingehende 
Wejtellungen wicht zu effel- 
tuirent, Jondern dem Kläger | 

uzumenden. Kunden haben 
im Xaden grlauit und baar 
bezahlt 4223; tt. wegen arg: 
fültiger Aniegung höherer Aus: 














Berbältnifie arglıtig ver» | mente, mwelde ber etödtete 
ihivieg 233. jun: nicht zur Heit jenes 
Konnoffement. Haftung des | Todes zu leiiten hatte, aber 


Kheders aus dem vom Schirfer , ipäter zu leijteu gehabt hätte 
auögeftellten rdrelonnoifes ; 239, 241; Daftung, weil der 
ment, wenn jchen die Wanre Berunglüdte nicht der einzige 
nicht abgeladen 12. Ernäbrer, und Deshalb feine 

Koutofurrentvertrag.Ein: Nente nach dem Uniallverjiche: 
tede des reinen Differenzge: | rungsgeieg 241; Oaftung des 
jhäfts gegenüber der Klage | Bauherrn für die Veriegung 
aus anertanıtenm Suldo 425; 
Sinertennung eittes Saldo zu 
Bunften d. Bantierg für einen 
jpäteren Zeitpunkt Schließt Die 
Korderung eines im einem 
früheren Seitpuntt gezogenen 
Saldos aus, wenn der Runde 
nicht ein bejonderes Abkommen 
nadmweift, nad weldhem ohne | einem Nierde geichlagen 216; 
Ucbertrag des lesteren ein. fein Katjchädigungsaniprud 
BEN NEID ANAELGE N FEN 27. | eines Mitetbers, welder auf; 

Kontrahenten. Der Konvz einer moriden Treppe, Die er 
tier hat nur vermittelt 291; | jelbft zu repariren datte, ges 
einer der mehreren Ziegelei: | falten it 297; auch nicht aus 


durh ein Geländer nicht ge: 
ihügten Treppe herunterae- 
fallen, feine Haftung d. Eigen: 
thimers 244, 245: Derint einem 
Bierdeitall untergebracte be- 
trumlene Kläger it Dort von 





| 
| 


| 


‚eines Baffanten 242: ein wind 
it beim Spielen von einer 
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gleichviel unter welch:r Jirma ı einer Straßenanlage u. Kaıts 


tionsletjtung in Höhe des Ans 
Ihlags entbindet den Bilich: 
tigen nicht von der Berbind: 
lichfeit, die höheren, wirflich 
entjtandenen Koften zu zahlen 
356. 

Areditvertrag. Bürgichait 
und Wiandgebung für einen 
zu gewährenden Kredit nicht 
vzogen auf WWechfel, welche 
die Bank von dritten Berfonen 
erworben bat 448; Darlehns- 
vertrag mit stontrolbefugnig, 
en EN 447. 

ündigung. SNündbarkeit 
ss geitaiteten Anichlußgelci« 
jed an eine Eijenbahn ? 466; 
Kt. bedarf nicht der Schriftlic 
teit 3265 8. Tiegt in der Ber: 
einbarung, daB der jonit ftill: 
jchweigend prolongirte Ber: 
trag nicht fortgeiegt iverden 
jou 336. 


Läftiger ııd wohlthätiger 
Bertrag 362. 

Legitimation durch 1acı- 
folgende be bejeitigt nicht 
die frühere Arrogation 661. 

Lestwillige Berfügung, 
nicht die im einem Qutsübder: 
lajjungsdertrage zu G@unften 
der andern Minder getroffeien 
Verfügungen 672. 

Lex Aquilia, S. Körpervers 
legung. Unfall auf einer Erien- 
bay Durch leberfabren viy 
Sulvertransports 236, 2537; 
feine SDaftınn des Staats 
wegen unterlaiener Ntontrole 
bei vom Weridtsichreiber 
unterichhlagenen Geldern 240; 
ein zu einer Ragd eingelade: 
ner Saft tödtet einen frei um: 
herlaufenden Yund 243, 116; 
ein fremder Bund ijt während 
der Abipeienheit des Schäfers 
in den Brerdy eingebroden, 
Tod von Zihairn 15h; Be: 
jhädigung von Schiff und Ya: 
dung bei Sturm, weilin ‚yolge 


bejiger verfaujt Maueriteine | dem Gejichtspunkt, daß Die | Auftreibens eitteg nicht ges 


im eigenen Namen, die Jammts Treppe ohne polizeiliche Gr: 
ltihen Bejiter Hagen auf Mufs | nebmigung an ihren Urt aus» 
hebung des Bertrags u. Schas rüdgebiadht war; „Bauherr 
dengerjag 292; der Bellagte | im Sinne des St. WB. 247. 
hat für eine yabrıf beitellt umDd Korporation. Die jtädtiiche 
biejer_ find die Waaren bei! Spartarfe Leine jurültiiche Ber- 
Ucderjfendung fakturivt 293; | jon 636; WAuipruch auf Ers 
aftung des „Fishis aus einen | ftattung des Honorarsd eines 
ertrage über einen Schulbau | Arztes, welder vom Bor: 
294, Beltätigung von Auf: figenden der wranfenfaiie jtas 
fihtsiwegen als Senchmigung | tutemwidrig engagirt iit, ohne 
des Yauvertrags 244. Zinjen und Brozeploiten 637, 
Konventionalftrafe für | Z1l. 
ben Fall d. Bertragsverlegung Koften iür Beiivohnung bei 
trifft auch den Ja, dak Die : der angeordneten Berveisauf- 
Etelle gar nicht angetreten nahıne feitziitellen ohne ‘Brü: 








nügend virtanten auderen 
Schifers die Anter nicht ne: 
worien werden fonuten. Wer 
haftet? 151, 155. 

Lex commissoria zu Gun: 
jten des Verkäufers greift nich! 
Blayg, wenn Näufer die Reit: 
zablung nicht leiitet, nachdem 
er aus dem Beris gefegı ut 


365. 

Licenzvertrag. Dah dir 
berauitellenden  Zanditeine 
feine Rille haben, weder ga- 


rantırt noch aus der Yicenz 
zu folgern 591 ; feine Garantie 
ir die Brauchbarteit Dev Er» 


wird 420; aber eine Berprlic- : fung der Nothmendinfeit 761; findung trog Beriprechens 
tung, die Stelle in einer ‚gas | wiederholter Ktoitenieititels ‚ tadelloie Apparate zu lieiern 
brit anzutreten, bei welder lungsantrag; find Dafür be: 592. 

der Kläger als jtiller Sejell: | yondere Werichtslojten und 

fchafter betbeiligt ift, nicht ab: ı Nechtsanmwaltsgebiühren zu bes Mallervertrag. Ter von 
uleiten aus dem Xertrage, dem Käufer angenommene 


in ? 702. 


n eine Fabrik des Klägers oftenanfichlag 


bezüglid , Maler dient beim Bertrags: 
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fhluß dem Berkäufer und 
fordert von diejem Die Pro: 
vifion 455 ; Kaufalität der zum 
Nbihluß mitwirkfenden Hadı 
weilung de3 Meallers 456; 
Provilionsveripreden dur 
eine dem Bertrag voranf: 
gehende Thätigleit des Dal: 
lerg erfüllt 457; Bermittelung 
durd) Auelunit über die Mies 
then 457; Bedingung, dap ein 
beitimmter Preis erzielt werde, 
eingetreten, weil ourdy abfidht= 
liche Herunterfegung Des Kauf: 
preileg im Bertrage vereitelt 
458; der zweite Ynftrag wird 
anrinen Wafler erteilt, deffen 
fid) der eritbeaunitragte Maller, 
wie der Auftraggeber muhte, 
als Gehülfe bediente, und von 
jenem realifirt. Kein Brovis 
fionsanfpruc) des eriten 459; 
feine Provifion, wenn, ohne 
daf deriluftraggeber es wußte, 
der Makler bereits Wuftrag 
vom Segenfontrahenten hatte 
4650; Frovijion bei VBermitte- 
lung eines unter auflöjender 
Bedingung abgeichlojlenen 
Dertrags? 461. 

Martenfhug. Ken Schuß 
gegen unlauteren Wettbeiverb 
194; fein Schuß der Marte 
negen eine KRompofition, in 
welcher fie verichwindet 144; 
negatoriiche Ktlage, wenn ein 
Dritter Das aarenzeichen 
unter Mitwirkung des Bellag: 
ten benugt bat 145, 146. 

Mehrere Slänbiger. Klage 
der Ehefrau auf Yablung an 
fie und den Ehemann 147. 

Diehrere Berläufer be: 
figen das Grundftüid unges 
theilt , einzelne Derjelben lei= 
ften Gewähr für die Größen, 
Qerchnung des Minderungsd: 
anipruchs 395. 

Mehrheit, unbeitimmte, von 
Berionen erwirbt feine Servi- 
tut 68. MM. von Inter: 
efienten. Den Einzelnen 
fteht nenen die von der M. 

ebilligte ange des Sdif: 
Pre über den Xraueport von 
Gittern aus einen geftrandeten 
Schiff nad) dem Beitinmnmugg: 
hasen fein Widerjprudsredht 
zu 507. 

Miethe undBadt. Künd- 
barteit eines Bertransverhält= 
nilles, Durd) weldyes Anjchluß: 
geleife von einer Eijenbahn 
gewährt ift? 466; Echadeng» 
erfag und Gewährleiitungs- 
anipruch des “ächters eines 
Balllotals 467; Gewährung 
einer beftinmten Größe des 
veriietheten Yadens, Beweis: 
lait des Hanenden Miethers 
468; Gewährleiftun für 
Edvamm ausgeichloffen, 
weldye Bedeutung? 469; Zur» 
ftimmung Des Werpächterg, 


welcher den Bächter über das | 


in dem Bachtvertrag für die 


Alphabetifches Regifter. 


' Aderbeitellung gezogene Maß 
| hinaus tultiviren läßt, und 
t Verpflichtung zum Eriag des 
; geldinventard 284; Nepartis 
‚ ton der vom Pächter auf zwei 
:äujammen erpadtete Güter 
übernommenen Ausjaat, Düns 
gung und Bilugarten auf das 
eine Gut bei der Rüdgabe 470; 
| feine Anwendung von A... 
I, 21, $. 619 bei Deteriora« 
tion des Badhıtguts 471; fein 
ı Ausichluß der Entichädigun 
' bezüglidy der Düngung, wei 
Pächter alle Yrudytarten habe 
| bauen dürfen 472; Ent: dhädie 
nungsanipruch des Pächters 
eines Örundftuds zum Echanf: 
betrieb, weil Berpächter ihm 
nicht mittheilte, Daß ihm die 
Konzejiion veriagt fei, aud) be- 
züglihh der Verwendungen, 
welhe Bächter nad) Keuntniß 
der Zhatjahe gemacht hat 
473; Sadhmiethe nemifcht mit 
Tienitmieibe, NRüdtrittsrecdht 
des Vliethbers may U... L, 
5, 83.408 1.410 — 493; fein 
Rüidtritt von einem Mieth- 
vertrage 474, teine Haftung 
des Vermiethers, welcher eine 
Vorrichtung Dur ein zuver= 
lajjiges Gejcäitehaus in üb» 
liher Weile herftellen läßt 
475; feine Yurüdhaltung des 
Miethyeldes wegen theilweifer 
Wichterfüllung der Werpflich- 
tungen des Bermiethers 372; 
fein Anfpruch des Miethers, 
wenn er jelbjt die veripätete 


Erjüllung des Bermietherg | 


veriduldet hat 373; Anipruch 
des PBächters wird augefichert 
wegen gepflanzter Objtbäume; 
fein YUnipruch tmegen twilder 
Bäume 476; die Ehefran Mit: 
päcdterin; anf Räumung aud 
egen fie erfannt, ohne be= 
Iitere ‚Feitftellung, daß fie 
ic) im Bactbefig befindet 477; 
Borfaufsrect in einen Mieth- 
dertrage eingeräumt, prolon= 
girt mit der Wrolongation des 
Miethsvertragd 101: Haftung 
des yisfud als Werpädterd 
‚ einerMihle fürBerfandungen, 
weldhe bei Bauarbeiten herbei- 
geführt find 2655 Minderungs: 
Mi aus der Gewähr: 
feittung nicht bedingt Durch 
Borlegung einer Udminiftras 
tionsrechnung 480; Schadens: 
erjaganjprud) des Geifionars 
des Päcters wegen vom Bere 
päcdhter verichuldeter Mängel 
nicht ansgejdloiien dadurd, 
dag bei feinem Eintritt in den 
Badıtvertrag die Mängel vor 
lagen und ihn befannt waren 
473,19; Lein Aniprud des Er- 
ftehers 13 die Miethgelder 





feit deren Yuichlan gegenüber 
einem PBfändungspiandgläus 
| Diger 481; kein Hedt des Er: 
teherd auf den Wiethzins 
| gegen ben Aftermiether 489; 





von dritten Berfonen, deren 
Berträge noch laufen, beftellten 
Kautionen dem WBerpächter 
urüdzugeben 483; Abzug der 

erbungstoften bei Shägung 
der von dem Pächter zurüd: 
a En Erute 415; fein 

ntihädigungsanfprud Des 
abzichenden Bäcdters für Ar: 
beiten, welche der aufziehende 
mit feinen Arbeitöftäften und 
Geipannen verrichten Tonnte 
191; Augeinanderredhnung mit 
dem entjegten Bädhter, welcher 
in dem laufenden Badıtjabre 
eine Ernte gemadt bat 484; 
Enrihädigungsiorderung an 
den entiegten Pächter, weil 
der aufzichende im erften Jahre 
feine volle Jahrespadht zahlt 
485; Umnmiderruflichfeit der 
Erllärung desMietbers,weldhe 
er vor Beginn des Miethvers 
hältnifies Dem Käufer gegen= 
über abgibt, dak er an den 
Miethvertrag gebunden jein 
will 316. 

Militär. Begriff der Er: 
werbsunfähigfeit eines Mili« 
tärinvaliden 738. 

" Miterben. Kollation feine 
bei Erlaß einer ur zu 
Bunften eines Erben 692; Sor« 
taufsredt bei Berlaufan einen 
gremden — fideilommijlariiche 
Subftitution 693, der Miterbe 
ohne Sorbehalt kann den an- 
dern Miterben ohne Norbebalt 
gegenüber nicht Jorderungen 
an die Erblajierin, welde 
ı nichts hinterlafien hat, geltend 
| macıen 693. 

Müller, |. Sewäffer. 


Nahbarredt. Keine Klage 
wegen Zärınd, weil bie Stläges 
rin an der Ruhe bedürftige 
Etudenten vermiethe 57. 

Waturalerfüllung aus Ber 
| Taufsrecht nit mehr zu bes 
‚ gebhren, wenn der Berpflichtete 
, Das Wrundftüd andermeit ver= 
fauft und Gigenthum über- 
tragen hat 102; Anjpruch auf 
N. nicht ausgeihloffen durch 
Serzug 157, 159. 

Nebenintervenient. Die 
Kevifion allein dem Neben 
intervenienten gegenüber ein= 

elegt, unzulällig 793; die We 

enintervenientin ftelt einen 
dem Antrage der Hauptpartet 
wideripredyenden Antrag. 
Nicht geheilt, daß ohne Rüge 
darauf erkannt ift 760. 
egatoria. Klage Wegen 
vermehrter Buführung von 
Wajjer nicht zu elidiren durch 
die Einrede, daß durh Er 
figung NE anne dad Recht 
erworben fei, Waller zuzu> 
führen 80; N. gegenüber den 
einzelnen 5 fhern , wenn bie 
i @emeinde dur ihre Hand 
: [ungen einftedt erjeflen Hat 62. 


Berpflichtung des Bächters, die 





Nothbedarf. Meditsmohl: 
that des N. ftcht dem Gemein- 
fhuldner nicht au, welder 
dur note in 
Konkurs verfiel 160... 

Rotherbrecdht. Enticheidung 
über vie Ridhtipnfeiteineg Teita- 
ments, weil Kläger nicht ein= 

ejegt, in einem ‘Brozefle dei- 
Peiben wider einen der zwei 
eingefegten Erben, auf Kid: 

ablung einer Schuld an den 
ja) 63. 

Nothweg, nicht behufs Ere 
ridhtung eines Hausbaucs auf 
einem bisher landmwirthichaft: 
lih benugten Grundftüd_ 68. 

Nüslihe Gefchäftstäh- 
rung durdı Vornahme redit3= 
widriger Handlungen, injon- 
derheit dDe3 wider Die Staatö» 
geiege berufenen YPiarrerd 

egenüber dem rechtmäßigen 
‚ihaber des Amts 195; Sub- 
tantiirung des Anfprichs des 
Heihäftsheren bezüglich dem 
Bellagten hingegebener Gel: 
der 190. 

Nütliche DELIDERBRNS: . 
Der durch die WAuflaflung legi: 
timirte Eejlionar des Käuierd 
erhebt den Vimortijationg: 
fonds eines WBfandbriefvar- 
lehns, weldyer nad) dem Kauf 
vertrage auf den Käufer nicht 
übergehen follte 193: Subftans 
tiirung des Anfprudys durd) 
fprzielle Yingaben 199, 


Obfervanz, 1. Scwohnheits- 
te 


dt. 

DffeneHanbeldgefellichatt. 
Difiociationgvertrag, Kinrede 
des nicht erfüllten Vertrags 
366; Nefiliationdllage gegen: 
überdem Diljociationsvertrage 
357, Teine vollftredbare Mus: 
fertigung gegen die Berjonen 
der Gefelicdhaiter aus einer 
Berurtheilung der 0. 9. ©,, 
auch wein dieje liquidirt 618; 
der Grblafier hat beitimmt, 
daß das yabrifgeihäit fort: 
gelegt werden, und fein Neffe 
als Theilnehmer mit Su Pros. 
WAutheil am Reingewinn ein: 
treten fol. Die Witwe gebt 
niit ihm eine 0. 9. G. ein 
und Lündigt Dicjelbe. Kein 
Ausflug dergündigungdurd 
das TZeftament 619; yallt Damit 
das Recht auf Die Rente fort? 
619; wie tft dDatielbe en 
zu machen, auch die Kinrede 
auf die Klage, daß die 0.9.0. 
aufgelöit jei? 620; Kinlage nicht 
Dariehne, welche der eine Be: 
feufchaiter für ti) aufgenom: 
men, feinem Darichnstonto 
gutgeichrieben, und vorüber: 
are) als Einlage bei der 

ewinnberehhnun angeieht 
bat 621; Teine &enehmtgung 
Diefes Verfahrens dur den 
andern Befcllidyaiter 632: Yin: 
jen zu 6 Bros. ftatt der höheren 
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Bi melde d. Gefellichafter 
einem Gläubiger gezahlt hat 
623; früherer Beginn der Ge: 
fhäfte der 0. 9. &. nadge: 
wieien durch die Angabe des 
Handelsregifters über den Be: 
ginn der Sejellichaft, danadı 
Daftungdero.9. ©. aus einem 
vor dem Eintrag durd Accept 
des nach dem Eintrag von der 
Geidhäftsfüihrung ausgefchlof: 
fenen Gejellichyafters 624; Hafs 
tung der 0. 9. ©. nad) der 
Ertlärung im Eirfular, wel: 
des vor dem Eintrag ergangen 
625; diejelben Berfonen nd 
LE verichiedener 0.9.0. 
eineompenjationder Schuld 
an einem 0.9. ®. mit ber 
Yorderung der andern 626. 

Deffentlihe Sachen. Stra: 
Ben und Pläge entitehen nicht 
durd Eriigiing des Bublitums 
236; fein Cntjchädigungss 
anfpruh für den Anbauer, 
wenn der in Ausficht genom: 
mene Öffentlide PBlag nicht 
ausgeführt und deshalb die in 
der Borausfegung feiner Aıld» 
führung ertheilte baupolizei= 
liche SED EAN gun aurüd» 
nezogen ift 27, öffentlicher 
Weg über ein fohlenhaltiges 
Grundftüd eingerichtet anf 
Grumd eined mit dem Gigen: 
thümer des Grunditids ges 
ichlofienen Bertrags ; fein Ent: 
Ihädigungsanfpruch des Leg: 
teren wegen des durch den Weg 
bebinderten Abbanes 30; Er: 
jaganipruch des Fiskus gegen 
den Kigenthümer, welcher Tich 
Weidengejträuch von einer Ant» 
landıng an Strombauten an: 
mußt 28; Recht des Yldjacene 
ten, mit dem Schiffe bei jeinem 
Grundftüd anzulegen, un aus: 
auladen‘ 29. 

Dertlihed Recht. Yür den 
Eigeuthumsiibergang einer 
Waare durch Uebergabe des 
Recrepiile nicht das Kredit Dee 
Erfüllungsortd, jondern das 
Recht des Orts mahgebend, 
ıvo Jich Die Waare befindet 15; 
uud) auj Entgelt jür ge: 
leitete Dienfte aus 9.©.%8. 
2% — 14; Anipruch an den Ab: 
ender wegen eines durd) Ber= 
hulden ded Fractiührerg 
berbeigeführten Unfalls? 13; 
ob das von dem Schiffer eines 
nah einem Deutihen Daten 
beftimmten engliihen Schiffes 
in eittem engliihen Hafen für 
einen Engländer ausgeitellte 
und an einen Engländer in 
blanco begebene GOrdretons 
nofjenent den ÜÜiheder vers 
pilichtet, wenn die Waare 
nit abgeladen, nah Deut» 
fhem Recht 12; Unverbind« 
lichleit einer Ufjance des Ab» 
ladungsorts dezuglich der Haf: 
tung aus dem Konnojjement 
gegenüber dem Empfänger am 
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Beltimmungsort 515: muß fich 
Käufer Die Nachbeijerung der 
elieferten Maichine gefallen 
allen? 18; oh des Ber: 
Täufers auf Zahlung des Brei- 
fe8 gegen Angebot anderer 
Waare, nadhdem die erjtgelies 
ferte redhibirt ift 19; Aniprudy 
des Berläufers auf Schadens: 
eriag gegen den fäumigen 
Käufer 23, Uebertragung einer 
Bolice db. Ltebensverjiherungg: 
geielihaft zu Leipzig ducd) 
einen WBreußiichen (Ebenann 
auf feine Ehefrau 20; NWer- 
bindlichfeit des Bürgen 21; 
Saftung des Staat3 aus Ver- 
eben feines Beamten 16; Ars 
rogation, Genehmigung der 
Staatsbehörde 17. 


Batentreht. Nichtigkeit 
und Mbhängigkeit 122; das 
Batentamt tjt nicht zuftändig 
auf gain at erfennen; 
Unterjdied von Abhängigkeit 
und theilweiler Wichtigkeit 
127,128; die Wichtigkeitsllage 
ijt begründet, wenn der'Batent- 
anfpruc weiter gejaßt ift als 
die nad) der Beichreibung an= 
gemeldete Erfindung, oder 
wenn der Anipruch auf etwas 
ganz Underes lautet 139; erfte 

nwendung der befaunten 
wadenfonitruftion zur Schlei: 
du ng eines Baraboloıdge patent: 
fähig 135; Michtigleit eines 
unter der Serrichatt des Wer 
feged von 1377 ertheilten Ba: 
tents, weil diejelbe Erfindung 
früher von einem YIndern an: 

emeldet ift, welchem demnädhit 

as Batent ertheilt wurde 141; 
feine Bernichtigung d. Batents 
35211 des Dr. Jahlberg auf 
ein ae zur Daritelung 
von Sacdarin 123; Wichtig: 
feitstlage wider das Patent 
43111 von George Weiting: 
houje abgewiejen 131; Bu: 
rüdnahnıllage cbenfo 132; 
Wichtigfeitsfluge wider Die 
Batente 59915 und 67 776 von 
der Altiengefellichaft sr. Sir- 
mens auf Flaichenvericlüile 
abgewirjen 130; Wichtigleits- 
Hage wider das Patent 69243 
auf ein Berfahren zur Befeiti- 
gung von Kugeliranien abge: 
wien 129; Wbieiiung ber 
Wichtigfeitsflage wider Das 
Patent Gapitatıte 24235 143; 
Patent WYriher 31794 eine 
neue Wusiihrungsiorm bei 
einem Rühlapparut 125; Bar 
tent 63121 anf Scleifung 
eines PBaraboloidd vernichtet 
135, Batent 61437 von Seifert 
auf einen mit dem oberen und 
unteren Dampitefiel verbun« 
denen Duerteffel vernichtet 
134; Anipruch 1 des Batents 
654, Klaihen durh ins 
Iprssung eines Sand mit jich 

hrenden Wafleritrahls zu 
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reinigen, vernicditet 137; Ber: 
nidhtung des Batents Schnei- 
der »3641 auf ein Verfahren 
pur Vorbereitung des Malzes 
ür die Herftelung von yarb- 
malz 135; Ginihränlung des 
Batents Grofielin 55784 auf 
eine Kauhmaichine 140; Leine 
Berlegung des Patents 50008 
auf et Serfahren zur Her: 
ftelung von Xohllugeln aus 
Eeltuloid 124 ; fein dulus even- 
tuulis troß Des Proteftes des 
ante u. feine grobe 

ahrläfjigleit, weil die Batent= 
verleger ein Gutadten Des 
Batentamts für fi hatten 
126; wecjelftändige Anord« 
nung der Killen eines Tropfen: 
ri ltatt patentirter gegen= 
tändiger verlegt das Katent 
133; $atent 49792 auf ge= 
ftügten Stift einer Woten- 
plaite, aus weldger Stiit und 
Stuge geichnitten find, nicht 
verlegt Durch einen aus der 
Blutte gejchnittenen eingebo= 
genen Etitt 136. 

Batronat, |. Kirhe. Er: 
bung des %. 744. 

Bianduugspfaudredt. 
Das B. erltint nicht Dadurd), 
daß ie angelegten fand: 
zeichen veridhmwinoen v6; aber 
es tann auch gegen den fhledht« 

läubigen Wrwerber nad 

X... nicht verjolgt werden, 
wenn der Ecdyulduer nad der 
PBrändung veräußert, unbes 
Ihader cines Aufedjytungsredts 
der benadptheiligten Biän- 
dDungspjandgläubiger 97, 98; 
dagıgen Tlönnen Durch eine 
Anıwlußpiandung nad der 
Beraußerung teine $. ermwor- 
ben werden 99. 

Bleger. Berantwortlichkeit 
des %. rür die dem Water, 
weidhem die NWerantivortung 
entzogen war, eingehändigtei, 
bon dirim aber jur Die Todjter 
nicht verwendeten Gelder 604; 
Nadylanpfleger legirimirt zur 
Kluge, day Dem Brellagten cin 
Ervredt nicht auftche 7UO, 

Bflicgttheil. Erklärung, das 
B. fordern zu wollen, in einer 
formiojen Hlegtiwilligen Wer« 
rügung des Sflihtrheilobercch= 
tigien 666—83; Ungültigteit 
der den 3. beichräntenden Wes 
ftinmungen eines Erbvertrags 
von dem Crjjionar des Koth 
erben geltend gemadıt 689. 

Bolizeigefek. Die Wer: 
mutrhung tüc Die Kaufalität 
bei Uevertretung eines %. wird 
ausgefchhloffen, weun der Bes 
fdyädigıe gegen dajfjelbe %. 
veritogen bat 159. 

olizeillige Verfügung 
berbirtet Die Husübung einer 
Gervitut; Teine Klage gegen 
den Serbitutbelafteten 19, @e= 
nehmtgung der Aufftellung von 
Anfdhlagsjäulen auf dem Wür- 
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gerfteige ; 
Brundiiüdseigenthümers 716. 


Breis. Trop Preisberedung i gegen ben 


tft Betlagter twegen feines 
prozeliualen Berhaltens zur 


feine Klage bde3 ı durch Mittheilung eines Mus: 


zugs 223; Anjpruc des Erben 

eftamentspoll= 

itreder auf genaue R. 224. 
Nehtdauwaltsgebühren. 


ns des angemeflenen Gebühr für das Sühnever- 


reijes verurtbeilt 499. 
Brivilegium. Sreiheit der 


fahren 764. 
Retöpälfe.Eriuden,cinen 


Einwohner eined Erts vom | Eachverfiändigen zur Abgabe 


Brüdenzoll nicht auszudehnen 
auf den, welder auf einem 
fpäter zu diejem Erte zuge: 
fhlagenen Grunpdftüd wohnt 
717; neuer Yulag bei Erneue: 
rung eines Kealgewerbeprivi- 
legiums, dur tweldyes die 
freie Beräußerlichleit einge- 
ihräntt wird, Werurtheilung 
des Yisfus 3. 
Brozchbevolimädtigter 
einer erlaubten Brivatgejell- 
idyaft 629, 630, 2 
Brozehfähigteit einer Hü- 
tungsgenofjenichart 629. 


Dnittung, als Entfagung 
aufrecht erpalten, weil Yab> 
lung nıdyt vorlag und das zu 
runde liegende Geihäit nicht 
ermittelt ift 167; weder Zab- 
Iungsbelenntniß noch Erlaß, 
jondern nur Belenntnig, daß 
der Ausfteller für feine Berfon 
nicht jorderungsberedtigt fei 
168. 


Mealgemeinde. Zur Ber: 
tretung im Ablöjungsverfahs 
ten, und zum Ubichluß eines 
Bergleihs berechtigt, nicht die 
einzeluen Ditglieder 631. 

Henunugstegung. Kein 
Eriöjen der Werpflichtung 
N yünf Jahren bei dem 
bloßen Bevollmächtigten 218; 
Supftantiirung Der Einrede, 
dag niechnung gelegt und daß 
Wiederholung unmöglich fei 
218; Yllıcht zur 8. feitens 
des wider die GStaatsgejeße 
beiujenen Biarrerd gegenüber 
dem recdhimäßigen “Wfarrer 
über die im Anıte gezogenen 
Ginnahmen 219; Kläger for: 
dert don dem VBellagten einen 
Attivfaldo, indem er aus der 
Redinung Balfivpoften als 
nicht berechtigt ftreihen will. 
Subftautiirung der Klage 220; 
tein genereller Kid über die 
Richtigkeit der Rechnung 787; 
Subjtantitrung bes Anjprucdhs 
des Sejchäftsherrn bei WBcean= 
ftandung einzelner Poften der 
Rechnung 221; der Nechnungs= 
pflicytige hat die vom Kon: 
tursverwalter in Beidhlag ge= 
nommenen Bücher einzuiehen, 
wo fie jidy befinden, 222; ®. 
aus einer unter einer Yirma 
betriebenen G@ejellihaft über 
eine Ziegelei nit nah 9. 
&. B. 105, fondern na 
%. ©. 223; Teine Befreiung 
von der Pflicht zur R. dur 
mündlides Ablommen, ee 


eines Qutadtens Zu verans 
lafien, vor der Xceidigung 
802 


Nectätraft. Keine der Ab- 
meilung des Vitberechtigten 
gegen die anderen Mitberedh: 
tigten, welde nit mit ge: 
flagt haben 89; redhtsträftig 
auf Schadenseriag erlanıt, 
wegen ber inzwiicdhen einge: 
tretenen Eadylage fteht der 
liquidirte Schaden nidyt zu 
Ti; MwWbmweijung dee dem 
Grunde nad zugeiprodhenen 
Amprichs im Alıquidatione- 
veriahren 7%. 

Rechtsmittel, Das Beru: 
fungsgerigt hat ftatt auf 
Nigytigteit des Rauis auf Auf: 
löjtıng Defielben geiproden, 
Zurüidweifung der Xevifion 
des Bertäuiers 792; &. nur 
dem Xebeninteridenienten ge: 
genüber eingelegt 793. 

Nedtöweg nicht gegen po= 
fizeilihe Berjügung, zu Yyolge 
welcher die KAoıten für unters 
lafiene Unlegung eines Zrots 
toits vom Hausbejiger eiltges 
zogen werden 747; tein#t.üper 
die zur Sicherung erforder: 
lihen Anlagen oder deren 
Noiten 704; das Patentamt 
ift nicht zuftändig, auf Mb- 
hängigteit eince Watents zu 
ertennen; über das Berhältz 
niß zweier Batente zu einanz 
der und die Kollifion der dar= 
aus erwadjendr u echte haben 
die Gerichte zu enticheiden 
748; wegen au un bei 
Strombauten, Beligitdrung 
und Echadenserjag 749, Herz 
überfliegen von Beichoflen bei 
Militärighiepübungen auf das 
Grunditüd des Klägers Tv; 
Rt. wegen der in die anliegen» 
den Weder bhineinreihenden 
Wurzeln von Eichen, mitdenen 
die Affentlicye Straße bepflanzt 
ift 751; Gritattung von 
Straßenbauloften von einer 
nach dem Ortoftatut verpfliche 
teten Adjacentin 752; Die Ber- 
waltungsgerichte enticheiden 
endgültig über die Öffentlidy- 
regtliihe BRäumungspflicht 
eines @rabens 753; maßgebe 
lid) für die Entideidung der 
Berichte über den Schadend« 
erfaganiprud, wenn nicht Be- 
freiung auf Grund eines pri= 
datrehtlicdyen Titels nad)ge= 
wiefen wırd 753; Beifelonen 
eines Militärinvaliden 754. 

Negrek dee Käufers, wel- 
der nid;r übernommene Hs 


potbefenzinfen, für die Ber: 
fäufer periönlich haftete, be- 
zahlt bat 374; des Borftands 
einer Kranlentalie genen den 
Borfigenden, welcher Statuten: 
widrig einen Arzt angenom: 
men hat, auf Eriat de3 Dielen 
peaoh Donorars, ohne Ers 
ag don Werzugszinjen und 
Prozeßtoiten 211, 637. 

Reingewinn. Betheiligung 
eines Drittenam Gewinn einer 
Grjelfhaft: die Abfindung 
eined Sozius ift demjelben 
nicht anzurechnen 33. 

Nefiliationstlage bei einem 
Tarlehn 363; R. bei einem 
eichlofienen, aber nicht reali: 
irten Altorde 368; bei einem 
Wertverdingungsperirag nad) 
theilmweiler Ausführung 375; 
bei einem Naufvertrage, nadı= 
dem Käufer das Gebäude ver: 
ändert bat 369; gegenüber 
dem Diffoctationsvertrage bei 
einer offenen SHandelegeiell: 
fhaft 367; Mt. auf Betreiung 
von einer Würgichaft und 
Nüdzahlung eines Darlehus, 
wegen unterlaffener Juventur, 
und weil Bcllagter mehr als 
ibm geitattet aus ber Ges 
Ichäftslafle entnommen hat 
333; R., weil Berläuier die 
angelagte WSehlerfreiheit des 
verlauften Yaufes nicht ges 
währt haben 369; worauf er" 
ftredt fidh der Schadenserjag ? 
369, feine Nadıbeflerung nad: 
zulaffen 389. 

Never8 ohne causa de- 
bendi al® Beweismittel für 
ein unbedingtes Bahlungs: 
veriprecden 435. 

Nevifion. Revifionsfumme 
nur formell nicht maßgebend 
7, R. nur dem Nebeninter: 
venienten gegenüber eingelegt, 
unzulällig 793. 

Nüdforderung des gezahl: 
ten Honorarsd, weil der Wrszt 
niıht, wie er en das 
Rüdenmarfeleiden geheilt bat, 
Küdtritt 351; wegen grunds 
lofen Habene, Bereicde: 
rung durh Abtretung von 
orderungen, Beurtheilung 
von Deren Sicherheit 188; Bit: 
rechnung von mitabgetretenen 
Binfen 189; der Käufer fauın 
vom Berfäufer nit die den 
Unterhändier gezahlte Bro: 
vilion zurüdfiordern, wenn der 
Kauf nicht zu Stande gelom: 
men ift 190; leine Kyorderung 
für Tandwirthichaftlicdhe Wer: 
wendungen Mangels einer 
Bereicherung 191;gezahlter 
Nihtihuld, Irrtbum im 
Beiweggrund 192; Entichuld- 
barkeit Ded Jrrthumsd 193; 
einer Aufmwendung, welche be: 
tlagter Beauftragter nicht ge= 
madht hatte 452; aus um: 
erlaubter Dandlung, 
Einwenbdbung, der eingezogene 
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Betrag fei in den Nuben der 
Kläger verwendet 194. 
Nüdtritt. Kein R. von Ge 
feuichaftsvertrage dDurdh Nün= 
dinung des zum Gejellichafts: 
zwed bergenebenen Geldes, 
weiches als Parlehn einge: 
tragen war, und Einflagun 
der Zinien 349; R. vom hd 
tritt 350; &. weil der Mrzt 


"nicht, wie verijproden, das 


a mise. nn er nn nn 


Hidenmartsleiden geheilt hat, 
Rüdforderung des Donorard 
351; Beweislaft 774: 8. auf: 
gegeben durch Duldung der 
weiteren Ausiibung der Ber: 
traagrechte 353; fein R. eines 
Miteigenthüners von dem mit 
der Stadt geichlojienen Ber: 
trage über dem Ausbau einer 
Barzelle zur Strafe, da Die 
anderen Nitrigentbiünter nicht 
aurüdtreten 357; mit dem be= 
rechtigten RK. erliicht der Ver= 
trag: fein R. vom R. 354; 
fein R. des Berfänierd twegen 
Bahlungsunfäbigleit deg Raus: 
fers, mennm jener jelbit nicht 
in der Lage ift zu erfüllen 
523; 3. wegen Veigerumg des 
Segentheils 207: fein R. des 
Käufers wegen Nichterfüllung 
des Verkäufers 355. 


Sadhverftändigenbewei?, 
zit vorgängige Beeidigung des 
Ss. Ichledrbin un» bei er: 
meidung der Ungültigteit der 
Rernehmung geboten? 802; 
der Kidıter hat zwischen den 
von einander abweichenden 
Gutachten zu entichriden 783. 

Echadenderfag. steine Ber- 
pflibtung Der Bauptpartei, 
ein Rechtömittel einzumenden, 
weldies Der ihadenserlag: 
pilichtige Nebenintervenient 
eimmvenden fonmte 260; Jr 
tereffe an Lölhhung der Snpo- 
thet eventucl verbunden nt 
dem Nittrage auf ann: 
Begründung des Sutereile 
204; de3 VBerpädters 
eines Brundftüdg zum Schanl: 
betriebe, weil er dem Bädhter 
nicht mittheilte, daß ihm Die 
Konzeilion veriagt fei, für 
Berwendungen de3 Wächter! 
nad) der Zeit der Ktenntniß 
473; Tein Sch. weil Bellagte 
no eigenmäcdtig in den Bes 
ig einer Barzelie gefest hatte, 
weiche Kläger ihr unentgelt: 
lid abazutreten veriproden 
hatte 205; Sch. weil Beflante 
nicht rechtzeitig die Barzelle 
als Straße ausgebaut, und 
Kläger nach dieier Richtung 
Aufwendungen gemadt batte 
205; Daftung des Berläufers 
auf Schadenderjag ohne Ber=- 
une aus der Garantie für 

einheit der Waare 206; Cd. 
bei der Refiliationellage 369; 


Rüdtritt und Anfprud auf | 


Scd., weil Käufer fih weigert, 
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den Bertran notaricll 3u voll» 
zichen 207 ; Haftung des Braun 
meifters, welcher heimlich bat 
Bier wenlauien lallen, nad 
dent Maßitabe ant eingebrau: 
ten Biers 489; fein Eriag 
durch die Eriparnik, daß er 
andere Biere dünner einge: 
braut hat 208; Maß des 
Schadenserjaged, menn Die 
Antervenientin die ihr ent: 
3ogene Sadhe von dem Er 
fteber aurüdermwirbt 209; der 
Grnenvormund Hat Durd 
Nichteinziebung eines der Bil- 
tergemeinfcaft unterfallenden 
Kapitals Seine Bilicht verlest. 
Daftung für dad Ganze 210; 
ein Anfpruch auf Erftattung 
von Nerzunszinjen und Bro=- 
zehloften, wenn Klägerin die 
Summe, deren Erftattung lie 
von dem NBellanten fordern 
darf, hätte ohne nverzug: 
fegung und ohne Brosch aah: 
len follen ?ıı; fein Aniprucd 
des Rerfäuferd gegen einen 
Dritten aus dem Uniall eines 
Transports, wenn die Gefahr 
auf den Käufer übernenangen 
war, obfchon der Verfäufer 
den Käufer entichädigt hatte 
2375; Unterichied in der Be: 
rehnung des Minderwerths 
aus dem Befichtapunft des 
Anterefie und der Wewähr. 
leiftung 3RR; bei Berechnung 
der Hurmwendungen des Erfaß: 
berechtigten ift der Werth 
feiner Dienite nad dem Web: 
ı fihen und Angemeitenen an: 
äniegen 200; Mapitabdes <ch., 
wenn in ‚Folge des Berabuues 
eineDüngergrube undicht ivird, 
underhältniiimäßiger Betrag”? 
201; jtattReparatur Eriay der 
| Ktoften, ohne Erörterung, ob 
die zu un Kapitaliunme 
zu Dielem Ymwede verwendet 
wird 202; Sch. itatt Friüllung 
fann nicht fotort wegen maıt: 
elnder (GErzwingbarleit ver 
teiituung gellant twerden 20%; 
wohl aber tanın RAläger, wenn 
er bei Berzug des Geaenlon: 
trabenten fein Intereiice an 
der Erfüllung bat, das In- 
tereiie jftatt der ang 
fordern 203; Sinterehie eine 
Kompomiiten, welcher auf Ber: 
langen de3 Theaterdireftord 
jeineRompojttion umgearbritet 
bat, ohne Daß fie zur Auf: 
führung gelangt ıft 203: Sch. 
des Wittergutsbeiigers, wel- 
her, der Wuflane dee Wınte: 
vorftehers den Mühlbah Au 
reinigen nidt nachlommt, 
wennichon im Glauben an 
ı fein echt 150; Betrug durch 
Hingabe einer ecibioten NIE 
othet, Sc. nicht ausgeicloi: 
en durch deren Weiterbige- 
bung 344; nicht die biofe 
Möglichkeit de Schadens gibt 
den Anfprud 213. 


30* 
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€ hadendwürbignng.Bau- 
beihräntung, Scheidung zwi: 
fchen nun des <cda: 
dens und Defien Höhe mit Kid 
fiht auf die fpätere Flucht: 
linienfeftiebung 788; aud 
wenn der liquidirte Ecyaden 
nit zuzufprecdhen, ift nad 
8. 260 zu würdigen, ob nicht 
ein anderer Schaden erwadjen 
tft, nachdem auf Echadens: 
erftattung rehtsfräftig erfannt 
ift zı1. 
Echenflung. Bemilcdte ©. 
tur au billige Ueberlaflung 
verihietener®cnenftände ohne 
Seftftellung, welcher derjelben 
als geichentt zu gelten habe 
436, Korm der ©. 437; feine 
©., fondern Erfüllung der in 
einer formell ungültigen lebt: 
willigen Berfünung auiferleg: 
ten Nerpflihtung 438; feine 
@. durdy Vebertragung einer 
xebeneverficherungepolice des 
Ehenianne auf jeıne Ehefrau 
440; Betätigung einer ums= 
ültigen Tlegtwilligen Ber- 
hügung duch den Anteftat: 
rben 439; feine ©. gegen den 
durch den Eohn Verlepten das 
Beripreden, diejem eine Rente 
zu zahlen 441; Lein Widerruf 
der ©. von dem Theilerben 
442; €. bei übernommener 
a ? 443. 
Aiffstolifion. Berichul: 
den des Kapitäns des Echlcepp= 
dampfers, weil er nicht redjt 
zeitin gelappt hat 279; ©. 
äjwifhen einem Xootfenichoo: 
ner uud einen Tampfer, wel: 
cher einen Xootjen begehrte 
278; SKSaftung Des NReichs: 
ıı er Berjcdulden 
der Bejabung eines Xootfen= 
fhooners nad) den Sandels: 
oelegbuh 277; Werichulden 
des Kührersd des angerannten 
Schiffes wegen ınıterlaflenen 
Eignale mit der Tanıpfpfeife 
280; Haltung des LEigenthü: 
mers cinca Flukichiffes, auch 
wenn dailelbe nicht zum Er= 
werbdurd die Schiffahrt dient, 
für den Schaden aus Zufan- 
menftoß in Bremen 281. 
Ehuldfchein Neweis des 
Tatums 434: ©. ohne causa 
debendi bei jonft feititchender 
causa 435, 
Edhulbäbernahme nicht in 
dem Eintritt in den Prozeß 
412; Uebernahme einer Dar: 
lehnsichuld bein Kauf einer 
Habrit, danı Begründung 
einer Kommanditgelellichaft; 
un Haftung für die Schuld 
13. 


Edule, Die Stadt tritt an 
den Staat ein Brogpmnafium 
ab, der Staat zieht die Über: 
fefunda ein, die Stadt weigert 
den verfprochenen Jufcduß 740. 

Edweigen keine Buftim: 
mung 283; Buftimmung 284; 
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Zuftimmung zu einer münbs 
lich nicht beredeten Arbitrage: 
Haujel 286; ©. Des güter: 
gemeinidhaftliden Ehbemanns 
zu einer Anerkennung der vor: 
ehelihen E chuld durd die Ehe: 
frau gilt als Anertennung des 
Ehemanns 306; ©. auf An- 
zeige, dak die Waare mit an- 
derem Ediff veriandt fei als 
dem im Konnoffement bezeicdh: 
neten 515. 

Eeefhhiff mit einer gewifien 
Kcnelmäßigfeit zum Erwerb 
durd Eeelahrt verwendet 31. 

Separationöverfahren. 
Ein Grundfiüd wird als Blan 
für einen Tritten au hie, 
fen, ohne dak der Eigentbümer 
eine Abfindung erbält 801. 

Eimwulation. eitftellunge- 
flage des Släubigers, welder 
eine Forderung feines Schuld: 
ners im Nrrefiverfahren ges 
piändet hat, gegen den Eeilto: 
nar aus einer vorhergenanges 
nen Eeifion, diese fei fimulirt 
334; liegt folhe in dem be= 
baupteten anangs 335. 

Golidarobligation. Be: 
freiung eine8® Solidarfchuld: 
nere dDurdy einen mit den Ueb: 
rigen gefchloffenen Vergleich 
148; S. Berpflitung für den: 
felben Edaden, wenn fehon 
veruriadht durch verjchiedene 
Handlungen 263. 

Sparlaffe, die ftädtiiche, 
feine juriftifhe Perjon 636. 

Eyedition,. Die Güter ver- 
brennen im Lagerichuppen des 
EC pediteurg, weldher generelle 
Verficherung gegen Feuers: 
geiaht genommen bat; feine 
LSaftung auf Eriag 463/64; 
der Epediteur hat, obwohl 
ihm Berfiberung aufgetranen, 
folhe „‚geuen Bruch’ einer 
Statue nicht genommen 465. 

Epolienllage.Häuiung mit 
d. Bertragstlane geftattet 771. 

Staat. Kein Aniprud gegen 
ben ©. aus Berfchen ded Fe 
amten, wenn der Kläger nod) 
einen Anipruch genen einen 
Tritten hat, ncacen deijlen Rcas 
lifirung juriftiihe Bedenten 
erhoben find 632; feine Haf- 
tung des Braunichmweiger ©., 
wenn ein Gerichtsichreiber zur 
Sicherheit zu hinterlegende 
Gelder vorläufig annimmt und 
unterichlägt, auch nicht wegen 
unterlafjener Auificht 240, 449, 
633/34. 

Standeögemähe Che im 
Sinne einer legtwilligen Ber» 
fünung 671. 

Etellvertretung, Teine, bei 
folidirendem Snterefie 295; 
S. der Benfionsfaffe einer 
Eijenbahn dur Die König: 
liche Gifenbahndireftion Bene . 
über den übernommenen ®e- 
amten 296; Einichränfung ber 
ZLolmadt cincs Butsperwal- 


ter, feine Waaren auf Kredit 
zu übernehmen 297; NBemweis 
der Bollmadıt 298; der Ehe 
mann befteüt auf Grund einer 
Generalvolmadıt für die Ehe: 
frau Hypothet 299; ©. bei den 
Zerhandlungen über Unter: 
pe LUNG eines Nertragß; Er- 
lärımgen iiber den Sinn einer 
Bertragsbritimming 300; Ans 
fauf einer altdeutichen Him- 
mertäfelung für ein Hotel um 
hohen Breis durch einen Bes 
vollmäcdtinten der Witienge- 
jenihaft 301; Genehmigung 
dur) den Vorftand, mweıl er 
nicht mwiderjprah 301; feine 
aftung des Majchinenfabris 
anten, welder einen DMonz 
teur Au Aufftelung eines 
Tampitellels fendet, für weis 
tere Handlungen Ddefielben, 
welche ihm von dem Befteller 
aufgetragen werden, zumal 
wenn joldhe Haftung in der 
AInftruftion abgelehnt ift 302; 
der Eedent nimmt ale Bevoll» 
mächtigter feines Echuldners 
die Anzeige des Eeffionare von 
der erfolgten Eeifion entgegen; 
der Eeifionar weiß, daB dies 
dem Rüillen des Schuldners 
nicht entipricht; inrede der 
fpäter an den Gedenten er= 
folgten Bablung 303, 304 ; arg 
Tiftige a au nl 6er 
dent madıt fid mit Xormwiffen 
bes Gelfionars aus dem Ver: 
mögen des Schuldners bezahlt 
305; wie ift dad Etellvertre- 
tungsverbältuiß AU BEN ER: 
damit der böje Glaube des 
Stellvertreters den Gejchäits- 
herren nadıtheilig ift? 91. 
Etempel. Keine Erböbung 
des Fideilommifies, weil dem 
| einderleibten Mod eine nene 
ı Schuld gegemüberftcht,, alio 
fein yideitommißftenpel 722; 
| mei Kaufverträne, nicht ein 
1: auichvertrag 723: Wuflaf: 
jungsftempel, Berechnung tes 
Werbe, wenn der Miteinen: 
thümer, welchem aufgelajien, 
vor der Auflafiung für eigene 
Redynumg getaut hatte 724; 
fein Kaniitempel für die Her: 
auszahlung bei anticipirter 
Erbtbeilung 725; Bumendung 
beit Selegenbeit der Abichlies 
. einer Ehe 726 : fein Kaufz 
tempel für die auf ftädtifchen 
Brundftüden liegenden Wais 
aiebe bei EnEuNG des 
alferwerls an die Stadt 
727; ©. für eine nidt fchriit- 
lich acceptirte Echenlung einer 
Summe für den Ja ber Ver» 
heirathung 728; bedingter Kauf 
nicht an gemacht von 
der reinen Nftir des Käu- 
ferö 729; fein Klandesjtempel 
bei der Prolongation von 
teihöftempelpflichtigen Uns 
Ihaffunnsgeichälten 719; fein 
E, für Anfhaffungsgeidäfte, 


wenn die Epartfafie der Stadt 
ein Darlehn in Werthpapieren 
gibt 636; feine Wnregiftres 
mentögebühr bei notariellem 
Berlauf von Werthpapieren 
721; fein S. von dem Berfauf 
von nach Maßen zugerichteten 
Bruditeinen 720. 

Etile Gelelfhatt nicht 
trog Antheil am Gewinn, 
fondern Darlehn 447; auf zivei 
Sahre feft, darüber hinaus auf 
Rebenszeit des ftillen Gefells 
ein Kündigung des Ge= 
häftsinhabers von wo ab 612; 
unzeitige Kündigung des Ge: 
häftsinhabers nicht auf eine 
päter zuläjfige Det zu be: 
ziehen 612; Aueichluß d. Theil: 
nahme am Berluft durch Be- 
ftimmung über Berzinfung der 
Einlage 613, 

En ee eh 
Keine Rrallufion des dritten 
Eigenthimers, wenn derjelbe 
aus der Brzeichnung in der 
öffentlichen Belanntmahung 
nicht eriehen konnte, daß fein 
Srunditid zur Subhaitation 
gezogen war 51; fein Ueber: 
gang der Maidhinen, welde 
der Eigenthimer unter Bes 
Kuls; in Grundftiid vers 
äußert hatte, auf den Erfteber 
nad gemeinem Redht 42, 47; 
die eingemanuerte Heizanlage 
geht anf den Eriteher über 44; 

ubhaftation eines Grund» 
ftüd8, welches ala Hotel mit 
Inventar betrieben wurde; 
der Eritcher hat am nvens 


t 
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Bindilation 58; T. unter den 
Erben des Käufers, der Ver- 
täufer liefert an den Erben, 
welder in den Bertrag eins 
getreten ift 604 ; der Theilungs- 
anfpruch des Släubigers einer 
Miterbin auegeichloiien durch 
den Vertrag der Erben, nad 
welchen: das Nachlaßhaus thei> 
lungsbalber einer Miterbin 
gegen Yahlıng eines beftimnis 
ten Breifes übertragen werden 
foll 695. 

Thier, Verlegung durd 
jolhed. Kein Aniprud wegen 
Entjtellung, wenn ohne Eins 
fuıß auf Erwerbsfähigfeit 282; 
Abweilung zur Zeit präjudi= 
irt nicht Npätere a 

ung, wenn ein Echaden fid 
herausitellt 282. 


Weberbau über eine Straße 
als Theil eines Gebäudes, 
defien vrechtliher Charafter 
und Cchäßung bei einer Ent- 
aenive & N 

nfallv erungägefek. 
ur $. ir der Schadend: 
eriaganipruch gegen den Ars 
beitaneber aus Code 1386 aus- 
geichlojien 598. 

Ungäftigleit von Berträ- 
en, Nichtigkeit einzelner Be: 
timmmmugen, wenn von Einfluß 
auf die Nichtigkeit des ganzen 
Bertrans? 333, 376. 

Unmsglichleit d. Erfüllung. 
Supothetiihe U. ala U. von 
Anfang an 161; U. einer ein: 
zelnen Beftimmung des lauf: 


tar als beweglihem Zubehör | vertrags, Nichtigkeit de ganz 


Einenthum erworben 45; fein 


zen Vertrags 161; 1. der ver- 


Kcdht des Eritchers auf die | abredeten Kompenjation, weil 


Mietbnelder feit dem Yuschlag | auf einem 


gegenüber einem Rjändungs: 
pfanpgläubiger 481. 

‚Oubftanztheil nicht die in 
einem Nebendaule auineitell: 
ten Wajdhinen 47; aber die 
eingemauerte SDeizanlage 44. 


Tantım praescriptum 
quantum possessum. Be: 
deutung bei Berjährung und 
Dbfervanz 9. 

Teftament zu Rrotofoll 
dur Webergabe eines ver: 
iegelten, aber nicht wuiter: 
Kriebenen Edriftfiüde 673; 
nemeinichaftliches T. der mär- 
tifchen Eheleute; Recht des 
Ueberlcbenden ur Errihtung 
eines eigenen T.8 674; Wie 
weit ift der Ucberlebende be: 
Ehe der Zuwendungen au 
eine eigenen Verwandten ge: 
bunden? 675. 

Theilbarkeit und Untheil- 
barkeit. Ron den zwei Käu- 
fern beredet der eine den Ber: 
täufer, das Srundftüd einem 
Dritten aufzulafien, feine Ein 
rede der Arglift wegen U. 522. 

Thellnng. Theilungsver» 
trag als Klaggrund jür bie 


F 


Srundftid eine 
Nautionshupothel haftet und 
er Kaufvertrag Deebald nicht 
berlautbart werden fanı 162; 
Tarlehn abzuarbeiten, Der 
Schuldiier wird vom Gläu= 
biger nicht nichr beichäftigt, 
Ridzahlung in Geld? 163. 
Unterbrechung bed Ber- 
fahrensd. Keine U. des ‘Bro: 
äches wider die 0.8.6. durch 
den Konturd über day Ber: 
maden eines@eielifchaiterg769. 
Unterfhlagung von zur 
Sicherbeiteleittung dom Ge: 
richteichreiber angenommenen 
Geldern verpflichtet d. Braun: 
fdhveiner Staat nicht 240, 449, 
633, 63%. 
Untheilbarleit, j. Theil: 
arleit. 
Unvorbentlichleit. Kein 
Erwerb einer Rienftbarkeit 
zum Wafferbezug trog unvor: 
denkliber Ausübung wegen 
tbatfächlich angenonmmener 
prefariftiicher Ausübung 64. 
Urbheberredt. Schubacgen 
Aufführung im Auslandr? 121. 


Vater, welcher die Mutter 
feines unehelichen Kindes ge: 
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heirathet hat, fanı von dem 
Arrogator nicht deifen Heraus» 
gabe fordern 661. 
TEREURELHNBENELITRG, 
Unterjchied in der Berechnung 
des Minderwertb3 aus dem 
Befihtapunfte des Antereiies 
und der Gerwährleiitung 388; 
Q., fein bloßer Verzicht; Haf: 
tung des Beräußernden auf 
Entihäadigung Mangels Wa: 
lung 390; Beräuße: 
rung eines Agenturgefchäfts 
mit Vorbehalt eines Antheils 
an den Bropifionen; feine 
Kündigung, durch welche dem 
Reräugernden fein Gewinn: 
antheil entzogen wird 391. 
Vergleich, feiner, fondern 
wirfungsloje Eigenthumsant= 
erfennung 418;  Befreiun 
eines Solidarichuldnerg dur 
einen mit den übrigen ges 
Idylojjenen 8.148 ; Teinegurüd» 
haltung der im 9. übernomts 
menen Werpflidtung wegen 


nicht vorbehaltener Gegen» 
aniprüche 419. 
Bermädtnif. Wustunft 


über ein in der Tegtmilligeit 
Nerfügung nicht näher bezeidh: 
netes Kapital an den Vers 
mächtnißnchmer durch den Be: 
jiber 701; der Erblafier bat 
ie Forderung, welche er ver: 
macht hatte, eingezogen und 
nad einiger Beit mit anderem 
Gelde wieder ausgeliehen 702; 
Anipruch der Sermäcdtniß: 
nehmer auf 5 Proz. Binjen, 
wrun der Nadlahfırator das 
Kapital eingezogen und zu 
niedrigeren brleat hat 708. 
Berfäummißverfahren. 
Einipruc dea Befellichafterg, 
welcher als Nebeninterventent 
der verllagten Weiellitaft bei- 
etreten ih. Berechnung der 
‚srilt nach der an ihn erfolgten 
YZultelung 791. 
Berfhulden. 8. feines des 
Bürgermeilters, mern ereinen 
Unternehmer gedrängt bat, 
mit der Ausführung zu be= 
ninnen, bevor der Vertrag 
eichloffen war 140: Unzuläj: 
| !oteit des Musjchlufies der 
ıSDajtung für culpa lata im 
Boraus 4885 8. de? Nitter- 
Dee Bere, welcher der Auf: 
| age zur Reinigung des Mühl- 
bahs nicht nachlommt, wenn 
idhon im Glauben an fein 
Kccht 150: ©. des Sciffers, 
weil er bei eigener Notb nicht 
Rettung amkande jutchte? 1515 
8. Anderer, der Abjender 
nicht commiettant des stadt: 
führers 13; feine Daftung der 
(Semeinde aus aungeblidem 8. 
des Bürgermeifters, wenn 
niht ITbatiahen vorliegen, 
weiche deilen 8. begründen 
264; Haftung des fiefalifchen 
Berpächterd Für Verjandung, 
weiche bei Arbeiten Durdy die 
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von ihn befrhäftigten Arbeiter 
und feine Organe, die bau= 
leitenden Beamten herbeiges 
fügt ift 265. 
erfiherungßverträge. 

Transportverfidherung. 
Die Waare brennt im Hafen: 
quai ab; Wusichluß der Haf« 
tung nad den Bedingungen, 
auh wenn noh nicht über: 
nommen 595; nicht bloß genen 
außergewöhnliche Zufälle, bei 
8. von Eiern aud Beihädis- 
gung durch Regen 59%. Rüds 
dv er|i herung. Baftung aus 
der Rüdverfiherung für eine 
Transportgeiahr aus einem 
Brandihavden vor Ausführung 
des Transports 600; Bered« 
nung des Maßftabes der Ritd: 
verfiherungsnefellichaft 601. 
Unfallveriiherung. Get: 
fion der Ansprüche negen den 
Urheber eined Unfalls im 
Boraus verabredet 403; Ver: 
fäumung der Wrift zur All: 
erhebung nach definitiver Ab» 
Kebnund des Anipruchs 597; 
Selbfttödtung eines Geijtes- 
Tranlen ala ‚yolge des Unfallä, 
welder die GBeijtesfranfheit 
verurfachte 599. Lebens: 
dverftihernng. llebertra- 
gung der Ntcchte des Ehemannz 
auf die Ehefrau durch deren 
Beitritt zu dem zwischen jenem 
und der Geleltichaft getroffenen 
Ublommen 602. Feuerver: 
fiderung. St. die fechd- 
monatige ıyrift bei der Stlap: 
erbebung gewahrt ? 593. Has 
gelverfiherung. Ungitl: 
infeit der Doppelverficherung 
556. 

I ELEBRUDFAN TOR. abges 
ann Aufhebung des Urthrils 
65. 


Bertrag, |. Schweigen. Kei: 
ner zwilchen dem Arzt und 
dem Auftraggeber eines andern 
Arztes, weldiem Auskunft er- 
theilt ift 226; B. durch tele- 
prapbiide Ncceptation, wenn 
honinder Ankündigung eines 
bite geichriebenen Briefs ge 
hlofien 237 ; Erflärungen über 
den, Sinn einer Vertrags« 
u. vor Unterzeich- 
nung des 8. 300; fein Ber: 
tragsverhältnig, wenn, damit 
Kläger erwerbe, Bellagter an 
einen Dritten verfauft, von 
weldhem Kläger erwirbt 288; 
®. auf Unterhaltung eines 
Wehrd durdy die Eilenbahn= 
nelellichaft durch Tonkfudente 
Handlungen der Gejeliidhaft 
u Stande gelommen 289; 

ompenfationdvertrag nicht zu 
Stande gelommen, ivenn der 
Schuldner auf die Aufforde- 
rung, den Caldo, weldyer nad) 
Abrechnung bleibt, zu zahlen, 

ch dazu außer Stande erflärt 
v0; 8. mit der Klaujel „incl. 
Veihädigung zu empfangen‘‘ 


Alphabetiiches Regiiter. 


durch deren Aufnahme in die 

Schlußnote 283. 

Bertretbarleitber Sachen. 
Durh Unihaffung anderer 
Sadıen follen biefe an die 
Stelle der dem Kläger ver: 
fauften u. übergebenen Sachen 
getreten fein 32. 

‚ Berwahrnngövertra 
einem Schiffer bezüglich der 
eingenommenen Ladung ee 
fhloflen, der Kahn friert ein, 
der Ladumgeinterefient Täßt 
nicht aufeiien, Yniprüche des 
Cdiffers 450. 

Berzicht auf das vorbchals 


mit 


tene Eigentyum durh An- 
nahme der orderung Des 
Käufer? an deren NAbkäufer 


an BZablungsitatt 43; Teiner 
auf die Haltung für in dem 
erbauten Hauje entitandenen 
Schwamm durd eine auf die 
fofortige OATUNG gerichtete 
Erflärung 416: 8. auf die 
Verfolgung des Eigenthums 
der Jntervenientin geaen den 
Erekution fuchenden Gläubiger 
teın B. auf den Echadenss 
eriaßansprucd) gegen den Ge- 
ticht8vollzieher 417. . 

Berzug nicht durch faliche 
Auslegung bed Vertrags aus- 
neichlojien 546; fein 3. des 
Käufers und folgemweis fein 
Rüdtritt ded Berläufers, wenn 
Berfänier felbft zu erfüllen 
nicht in der Lane ift 523; 
keiner nad Eintritt der yällig: 
feit, weil die Forderung ge- 
ftundet war 156; Lieferungs: 
verzug ded Berläujiers dor 
dem Eintritt des Endterming 
bei relativ beftinmtem Xiefe: 
rungstermin 325; Tein_Uns 
DOnmenEEAUG: weil die Diffe: 
renz ded Werths der angebo= 
teen im Sl zu dem der 
geihuldeten Xeiftung nur ge: 
ringfügig war 158; fein Aus: 
ihluß d. Uniprudhs auf Natu- 
ralerfüllung wegen Annahme: 
oder Xieferungsverzugs 157, 
15 


9, 

Bichfencdhe. Der Berläufer 
von Vtch hatte feine ausrei- 
henden Urfprungszceugniüife, 
Haftung für eine bemnädft 
bei den Käufer ausgebrocene 
Seuche, wenn nidt auch der 
Käufer gegen Die nn 
Bolizeiverordnung verftoßen 


hat 153. 

Bindilation. Theilungs: 
vertrag als Klaggrund für Die 
N. 58; 8. von Juhaberaktien 
aus einer Konturemafie 59,60; 
Gegenjtand der Silage, wenn 
der Kommijfionär neue Stüde 
Stalieniiher Rente eingelöft 
und bdieje veräußert hat 61. 

Voransfeung, Feine ftill: 
fhweigende die (Erhaltung 
der Sberielunda eines dem 
Staat abgetretenen Broaym: 
nafiıımzs für die Weiterzahlung 


des ftädtifchen Zufchuffes 740: 
8. des von der Ehefrau ab- 
gegebenen Beriprecheng, einen 
natürlihen Sohn des Ehe: 
manns zu alimentiren, der 
Fortbeitand der Ehe 217. 
Borlanfäreht. Kein An- 
fpruh) auf Naturalerfüllung, 
wenn ber Bflichtige bas@rund- 
ftüd anderweit verlauft und 
Eigenthum übertragen hat 102; 
fein Eintrag einer Bormerlun 
wegen eines verfönlichen 
103: 8. des Miterben beim 
Berfauf an einen Fremden 
677; 8. in einem Miethver- 
trage eingeräumt, Brolonga= 
tion mit der Brolongation des 
Miethvertrags 101. 
Bormund galt: Genehmi: 
gung eines Wergleih3 oder 
einer Bee nung durch die 
DObervormundichaft oder den 
Gegenvormund 663; Haftung 
des Bormunds und Gegen: 
bormunds, twelde ein pupil- 
larifh an eriter Stelle ange: 
legtes Kapital auf eine ipä= 
tere Stelle an anderen Grund: 
ftüden eintragen lichen, nad: 
dem e8 dort ausgefallen ift 
665; Hajtung des Wegenvor: 
munds, welcher ein zur Güter: 
nemeinichaft gehöriges Kapital 
nicht eingezogen hat, für das 
Ganze 20; ftillfehweigende 
Genehmigung eines ohne Ge= 
nehmigung des Xormunds 
Rn neichlofjenen 
ertrags nad beendigter 8. 
666; Haftung des Bormunds, 
welcher gegen einen ungetreuen 
Teftamentsvollftreder Teinen 
Arreft ausgebradht hat 667. 


ge Der Gläubiger 
behält jeine Forderung aus 
dem Kaufvertrage gegen den 
Schuldner, obgleih cr dem 
Bürgen, welder ihmd. Allorb- 
fumme gezahlt hat, die W. 
de3 Hauptichulduers auf deilen 
Verlangen herausgegeben bat 
382; Ktlaujel, welche auf eine 
Kaution hindeutet, am Schluß 
bed W.3 383; Bindilation von 
Wechjeln, welche der Bellagte 
durd; Geifion ohne Entgelt aur 
NEN einer Befigerin 
in bdiem Glauben erlangt bat, 
zugeiprocen 384; Bindilation 
eined nicht proteftirten W.s, 
welchen d. VBellagte von einem 

wijhenmann, der ihn auf 

rund d. Blantoindoflaments 
in gutem Glauben erworben 
hatte, erlangt Hatte, abge: 
wiejen 385 ; Broteft, Erflärung 
der Berion, welche der Notar 
antraf, al8 Beurlundung des 
Notars anen 386; feine 
nachträgliche Eeifion der Judi- 
tatsobligation Durd) den Radı= 
mann an feinen Indoflanten, 
wenn er biefem vor Jahren 
den gegen ihn und den Mcccp= 


tanten ausgelfagten ®W. auf 
Befriedigung dur den Ans 
doflanten ausgeantmwortet bat 
387; Haftung der 0.9.©. aus 
einem Accept des nach) dem 
Eintrag im Handelöregiiter 
von der Beichäftsführung aus: 
neihloffenen Gejellidyafters 
624; Haftung aud) nach dem 
Girfular 625. 
Wechfelprozef. Begrün- 
dung der Klage gegen Die 
0.9. &. aus dem Eintrag im 
Sandelsregifter über den Bes 
ginn der Gejellichaft und aus 
einem Girkular 624, 625. 
Weg. Peparaturpflicht, Bil: 
dung einer Objervanz über 
Bertheilung der Koften_ 8. 
Bertverdingung. Eeiiion 
jeitens des Wertmeiltergd 496; 
nit nad) Uebernahme Des 
Werld neben dem Minde: 
rungsaniprud Anipruch auf 
Aenderungen 497; Echadeng: 
erjag, wenn die Arbriten deg 
Unternehmers zufolge Ans 
nahmeverzugs des Beltellers 
unterbrodyen werden 498; 
"reis beredet, Bellagter iwe= 
gen feines prozefiualen Ver: 
halteng zur Zahlung des an- 
gemefienen Breies verurtheilt 
499; feine Yaftung aus dem 
Garantieveriprehhen, wenn der 
von dem erbauten Ktalkofen zu 
brennende Kalt ausnahmd- 
weife mangelhaft und jolches 
durch Befichtigung der Kal» 
berge nicht erfannt werden 
fonnte 500; hat der Beiteller 
an den Werkmeifter wegen 
‚eine® duch Mängel d. Treppe 
eittgetretenen Unfalls eines 
Miethers negteh 152; Hal: 
tung des Xerkimrifters für den 
im erbauten Haufe entftande> 
nen Edywanım 501; kein Küd- 
tritt u. TaDeL sen wegen 
nicht geleifteter Anzahlung 502. 
Werth bed GStreitgegen- 
anded. Wültigleit eries 
iethvertrag® 755. 
BWiderllage, Feine, nad 
Zurüdnahme der Klage zu: 
läifig 773. 
Wiederanfhebung des 
Bertragd. Keine ftillichwei- 
gende wenehmigung des Nüd- 
tritts durch Erftattung der 
dem Gegner erwachlenen Aus: 
lagen 348. 
iffen bes KRommittenten 
von einer VBeihädigung ber 
verfauiten Waare für den Käu- 
fer aud danı unerheblich, 


Alphabetifches Regifter. 


wenn ber Brozeb vom Kont» 
miffionär für Rechnung des 
ROmmIEEnIen geführt wird 

v. 

np ui 

WRognfig in Rubland nicht 
begründet, weil der deutiche 
Jude dort keinen W. nehmen 
durite 756. 


Yahlung- Der zur Zahlung 
räientirte Ehed ılt nicht dem 

eberbringer, jondern anfchei- 
nend einer faljhen Berjon ge 
zahlt, Klane des Ueberbringers 
gegen die Bank 164; Gubitan= 
tiirung der Einrede der Dr 
lung, wenn auf mehrere (or 
derungen ohne Bezeichnung 
eine zur Dedung aller nicht 
ausreichende Zahlung gemadyt 
und mit einer Jorderung vor 
der Bahlung lompenfirt war 


166. 

Zeitbeftimmmng. Der 
Edyulduier veripricht zu Zah: 
len, wenn e8 ihm beliebt 324; 
relativ beftimmte Xiejerungss 
termine, Eintritt des Berzugd 
des Berfäujers vor dem feit- 
beftimmten Endtermin 325. 

Beitlihe8 Recht. Beurtheis 
lung der Höhe des Schadens, 
welcher einem Grunpdftüddurd 
die ihm auferlegte Unbebau- 
barkeit erwadyien ift, nach den 
günftigeren Bedingungen für 
die Bebauung, wie fie durch 
eine jpätere Baupolizeiord«» 
nung ne find 33, 

Zeuge. Der Ehemann, wel» 
her nadhträgli dem PBrozeh 
der Ehefrau über Eingebrad)» 
tes beitritt, wird rüdtwärts 
unfähiger 8. 778; feine Be 
fhtwerde wegen beichloflener 
VBrreidigung 779; der Ehe: 
mann unzulälfiger 8. in Bros 
zeflen, weldye er im Beiftande 
der Ehefrau führt 780; darf 
ein 3., auf deiien Beeidigung 
Parteien ftillfehweigend ver: 
zihtet haben, als weniger 
a OLD NEN wer= 
den? 7815 Beeidigung eincd 
Zeugen beantragt, welder 
früher unbeeidigt vernommen 
war 782, 

Binfen der Entichädigungs» 
fumme bei unerlaubten Hand- 
lungen feit dem eriten, nicht 
feit dem recdtäfräftigen Ur» 
theil 213; die Khefrau agt 
auf Binjen, melde fie unter 
Genehmigung des Ehemanns 
bei Hüdzahlung des Kapitals 


471 


vorbehalten hat 214; laufen 
die verfprodenen buypothela= 
riihen Yinfen nach Fälligkeit 
des Kapıtalg weiter oder nur 
Verzugszinjen? 156. 
Zubehör, nicht die in einem 
Gebäude ARIgN EL Len Mafdhi- 
sen 42,47; aber das Inventar 
eines fubhaftirten Hotels 45. 
Burüdbehaltungsredht. 
Die als Rompenfationseinrede 
zum beionderen Berfahren 
veriviefene Einrede nicht als 
Retentiongeinrede aufrecht zu 
halten 100; einen penjionirten 
Beamten wird die Penfion 
urüdbehalten, weil er bie 
Dienjtfleidung nicht zurüd: 
lieiert 737; 3. von der Kon 
manditgejellichaft gegen den 
Komplementar wegen ibrer 
Horderung ausgeübt, Abmweie 
jung ohne Berurtheilung zur 
Derausgabe gegen HBahlung, 
ae Kläger nidyt zahlen will 
617. 
Zuftellung. ESriagzuitellung 
durch Zuftellung au das Dienfts 
mädchen der Mutter für deren 
fid) bei ihr aujhaltenden Sohn 
768 


Zwangdvollftretung. 
Einzuftelen, wenn die einzu> 
iehende orderung Dem 
Schuldner überwiejen ift 259; 
Hlage auf Erihreilung der Bolls 
jtredungstlaufel,Einwendung, 
die Shuldfei nady dem Urtheil 
getilgt, keine Widerjpruche: 
tlage 803; feine vollftredbare 
Ausfertigung gegen die ‘Ber: 
jonen der Serellfchafter aus 
einer Berurtheilung der offes 
nen Handelsgefelidyaft, aud) 
wenn dieje liquidirt 618; Ber= 
urtheilung zur Rüdzahlung 
im au €. B. OD. 655; ohne 
al einer KRompeit= 
ationseinrede 803b; Unzus 
läjjigfeit einer früheren Bjäns 
dung von YFrüdten auf dem 
alme — 8. 714 — durd) einen 
päteren Pländungspfand- 
läubiger mittelft Einrede — 
. 685 — geltend gemadt 804; 
das Kreidhsgeridyt verurtheilt 
zur Yurüdzabhlung eines Bes 
trags, wweldyer auf Orund einer 
eritinstanzlichen vorläufig voll- 
en Berurtheilung vom 
ellagten vor dem kllagab= 
weifenden VBerufungsurtheil 
eingezogen war 805; 3. des 
Hphpothelengläubigerd an der 
tdbeelen Hältte in den Antheil 
ar den Miethforderungen 806. 


Beridhtigungen. 


Zu Band XV. 
Nr. 680 vorlette Zeile, ftatt: Oberlandesgerichts, lies: Landgerichts. 


3n Band XVII 
Nr. 62 am Schluß, ftatt V, lies: VI. 
Nr. 197, 3.2, ftatt: rechtfertigen, lies: anfechten. 
Nr. 565, 3.4, ftatt: von ihrem Ehemann, fies: an ihren Ehemann. 


3u Band XIX. 


Nr. 28 am Anfang, ftatt: Im Fall 24, lies: Im Tall 34. 

Nr. 51 am Schluß, ftatt: V, 98/94, lies: V, 28/94. 

Nr. 376, ftatt bei Nr. 377, lies: Causa. 

Nr. 588, ©.322, 3.8 von unten, ftatt: konkreten, lie®: forrelten. 


Drud von $. A. Brodhaus in Leipzig. 
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